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Vorwort. 


Der  Band,  welcher  hiemit  der  Oeffentlichkeit  übergeben  wird, 
enthält  den  ersten  Teil  der  »Agrarpolitik  Oesterreichs  seit  der 
Grundentlastungc  und  behandelt  die  Gesetzgebung  und  Verwal- 
tung auf  dem  Gebiete  der  Landeskultur.  Ein  zweiter  Teil  soll 
die  Bestrebungen  zur  Reform  des  bäuerlichen  Agrarrechtes,  ein 
dritter  die  an  das  Sinken  der  Getreidepreise  anknüpfende  agrar- 
politische  Bewegung  sum  Gegenstande  haben.  Dem  Ganzen  wird 
ein  einleitendes  Kapitel  vorausgeschickt,  welches  dem  Leser  Auf- 
schluss  über  den  Zweck  und  Plan  des  Gesamtwerkes,  sowie  über 
dessen  Begrenzung  in  methodologischer  und  sachlicher  Beziehung 
geben  soll. 

Die  österreichische  Litteratur  über  den  behandelten  Gegen- 
stand, sowie  das  benützte  Quellenmaterial  sind  zu  Beginne  eines 
jeden  Kapitels  angegeben.  Die  deutsche  Litteratur  wurde  meist 
nicht  zitiert,  da  sie  leicht  aus  den  bekannten  Werken  entnommen 
werden  kann. 

Fast  nirgends  war  es  dem  Verfasser  möglich,  sich  auf  die 
Ergebnisse  fremder  einschlägiger  Spezialforschungen  zu  berufen. 
Daraus  erklärt  es  sich,  dass  den  einzelnen  Kapiteln  eine  fast 
monographische  Behandlung  zu  Teil  werden  musste,  und  dass 
dabei  weder  die  zivil-  und  verwaltungsrechtlichen  Gesichtspunkte 
vernachlässigt  werden  durften,  noch  die  historischen  und  sta- 
tistischen. 

Der  Verfasser  ist  sich  wohl  bewusst,  seine  vielseitige  Auf- 
gabe stellenweise  nur  lückenhaft  und  unvollkommen  gelöst  zu 
haben.  Der  fast  gänzliche  Mangel  an  Vorarbeiten,  die  Spärlich- 
keit, Unzugänglichkeit  und  Vielsprachigkeit  der  Quellen  bildeten 
in  vielen  Punkten  geradezu  unüberwindliche  Hindernisse.  Insbe- 
sondere vermochte  der  Verfasser  das  slavische  Material  trotz  der 
Hilfe  von  Dolmetschern  nicht  mit  der  von  ihm  gewünschten  Voll. 


IV  Vorwort. 

ständigkeit  auszunützen;  und  so  mag  ihm  Manches  —  nament- 
lich in  Betreff  der  galizischen  Zustände  —  entgangen  sein. 

Wenn  es  trotz  dieser  Schwierigkeiten  gelungen  ist,  eine,  wie 
ich  glaube,  halbwegs  erschöpfende  Darstellung  des  behandelten 
Gegenstandes  zu  liefern,  danke  ich  es  insbesondere  dem  liebens- 
würdigen Entgegenkommen  des  Herrn  Regierungsrates  Siegfried 
Lipiner,  der  mir  nicht  nur  die  Benützung  der  reichhaltigen  Biblio- 
thek des  Reichsrates  gestattete,  sondern  mich  auch  durch  seine 
umfassenden  bibliographischen  Kenntnisse  unterstützte.  Es  ist 
mir  Bedürfnis,  ihm  an  dieser  Stelle  meinen  wärmsten  Dank  hie- 
für  auszusprechen. 

Wien  im  Oktober  1897. 

Walter  Schi£F. 
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I.Kapitel.  Einleitung.  Methodologische  und  sachliche 
Abgrenzung.    Die  Grundentlastung.   Plan  des 

Gesamtwerkes. 

Der  Versuch,  Oesterreichs  Agrarpolitik  während  des  letzten 
halben  Jahrhundertes  einer  wissenschaftlichen  Betrachtung  zu  unter- 
ziehen, bedarf  kaum  einer  weitläufigen  Rechtfertigung.  Denn  nicht 
leicht  dürfte  es  ein  Gebiet  der  Volkswirtschaflspolitik  geben,  auf 
dem  eine  solche  Verwirrung  der  öffentlichen  Meinung  herrscht, 
wie  das  der  Agrarfragen,  nicht  leicht  ein  Gebiet,  das  trotz  so 
eminenter  Wichtigkeit  für  Oesterreich,  doch  eine  so  stiefmütter- 
liche litterarische  Behandlung  erfahren  hat. 

I.  Die  ausserordentliche  Wichtigkeit  aller  agrar- 
politischen  Fragen  für  Oesterreich  ergibt  sich  schon  da- 
raus, dass  ein  ausserordentlich  grosser  Personenkreis  an  ihnen  un- 
mittelbar interessiert  ist. 

Von  den  fast  24  Millionen  Einwohnern  gehören  nach  der 
letzten  österreichischen  Volkszählung  13,4  Millionen  oder  55,9% 
der  Land-  und  Forstwirtschaft  an.  Noch  bedeutender  ist  der  An- 
teil, den  dieser  Produktionszweig  zur  berufsthätigen  Bevölkerung 
stellt:  im  ganzen  gab  es  i.  J.  1890  über  ißVa  Mill.  Personen  mit 
einem  Hauptberufe ;  dieser  bestand  bei  fast  8V»  MilL,  d.h.  62,4% 
in  der  Land-  und  Forstwirtschaft,  eine  Ziffer,  die  sich  noch  um 
1,3%  durch  solche  Personen  erhöht,  die  zwar  einem  anderen 
Hauptberufe  zugehören,  aber  die  Landwirtschaft  als  Nebenerwerb 
betreiben.  Fasst  man  endlich  bloss  die  in  selbständiger  Stellung 
befindlichen  Berufsthätigen  in's  Auge,  so  gab  es  deren  überhaupt 
3i8  Millionen,  davon  in  der  Land-  und  Forstwirtschaft  etwa  2  Mil- 
lionen oder  52,2  •/©. 

Kein  Zweifel  also,  dass  Oesterreich  gegenwärtig  noch  grossen 
Teils  den  Charakter  eines  Agrikulturstaates  zeigt     Zwar  hat  sich 
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seit  einigen  Jahrzehnten  auch  bei  uns  ein  lebhafter  industrieller 
Aufschwung  eingestellt,  und  sicherlich  sind  wir  noch  lange  nicht 
am  Ende  dieser  Entwickelung  angelangt.  Aber  sie  betrifft  doch 
nur  einige  wenige  Kronländer,  wie  insbesondere  Niederösterreich, 
die  Sudetenländer  und  Vorarlberg.  Sehen  wir  von  der  Stadt  Triest 
ab,  so  sind  es  bloss  5  Kronländer,  in  denen  die  landwirtschaftliche 
Bevölkerung  weniger  als  die  Hälfte  der  Gesamtbevölkerung  aus- 
macht, während  sie  in  11  Ländern  50^/0,  in  9  Ländern  60%,  in 
7  Ländern  70%,  und  in  Dalmatien  sogar  8o*/o  der  Gesamtbe- 
völkerung übersteigt. 

Auch  in  Zukunft  wird  die  Landwirtschaft  gewiss  einer  der 
hervorragendsten  Zweige  der  nationalen  Produktion  sein;  ja  in- 
folge der  natürlichen  klimatischen  und  Bodenverhältnisse  muss  sie 
in  weiten  Teilen  des  Reiches  immer  das  hauptsächlichste  Mittel 
zur  Gewinnung   des  Lebensunterhaltes   der  Bevölkerung  bleiben. 

Wenn  es  also  allgemeine  Agrarfragen  in  Oesterreich  gibt,  so 
besitzen  sie  schon  vermöge  des  weiten  Kreises  unmittelbar  Be- 
troffener die  allergrösste  Bedeutung.  Dazu  kommen  noch  die 
zahlreichen  indirekt  beteiligten  Personen,  ganz  davon  zu  schweigen, 
dass  selbstverständlich  das  Wohlbefinden  sämtlicher  Glieder  des 
sozialen  Körpers  sich  gegenseitig  bedingt. 

2.  Die  wissenschaftliche  Behandlung  der  agrar- 
politischenProbleme  ist  trotz  deren  fundamentaler  Wichtig- 
keit für  Oesterreich  geradezu  kläglich. 

Zwar  ist  die  Zeit  noch  nicht  lange  verflossen,  da  gerade  von 
Oesterreich  mächtige  Anregungen  auf  diesem  Gebiete  ausgingen. 
Die  Aufsätze  Vogelsang's,  die  Schriften  Stein's^  Peyrer's,  sie  wirken 
auch  heute  noch  in  der  deutschen  Litteratur  fort. 

In  dem  letzten  Decennium  ist  dagegen  die  wissenschaftliche 
agrarpolitische  Forschung  bei  uns  gänzlich  stillgestanden ,  obgleich 
doch  die  Agrarfragen,  wie  in  ganz  Europa,  so  auch  in  Oesterreich, 
gerade  neuerdings  einen  wesentlich  akuteren  Charakter  angenom- 
men haben. 

Auch  bei  uns  klagt  man  beständig  im  Parlament  und  in  der 
Tagespresse,  in  Vereinen  und  auf  Versammlungen  über  die -Not- 
lage der  Landwirtschaft ;  bald  wird  diesem,  bald  jenem  Umstände, 
bald  den  Personen,  bald  den  Verhältnissen  Schuld  gegeben ;  der 
Ruf  nach  Abhilfe  ertönt  immer  lauter  und  dringender ;  Reform- 
ideen liegen  in  der  Luft,  einige  davon  haben  sich  schon  zu  kon- 
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kreten,  teflweise  sogar  zu  sehr  radikalen  Vorschlägen  verdichtet. 

So  macht  sich  unter  den  praktisch  thätigen  Politikern  eine 
grössere  Regsamkeit  bemerkbar.  Es  fehlt  indessen  diesen  Be- 
strebungen meist  jedes  gesicherte  Fundament.  Ein  solches  könnten 
nur  objektiv  festgestellte  Thatsachen  und  die  aus  ihnen  gezogenen 
wissenschaftlichen  Schlüsse  bieten. 

Während  nun  die  historisch-sozialpolitische  Schule  in  Deutsch- 
land sowohl  ausgezeichnete  Detailstudien,  als  auch  hervorragende 
zusammenfassende  Arbeiten  über  die  Fragen  der  Agrarpolitik 
aufweist,  hat  es  die  politische  Oekonomie  bei  uns  —  bis  auf  ver- 
einzelte Ausnahmen  in  neuester  Zeit  —  gänzlich  unterlassen,  sich 
dieses  so  wichtigen  Forschungsgebietes  zu  bemächtigen.  Die 
österreichische  theoretische  Schule  stellt  sich  ganz  andere  Auf- 
gaben. Ks  kann  ihr  sicherlich  nicht  zum  Vorwurfe  gemacht  werden, 
dass  sie  nicht  auch  Probleme  untersucht,  die  ihr  naturgemäss 
ganz  ferne  liegen  müssen. 

Wohl  aber  muss  lebhaft  bedauert  werden,  dass  es  daneben 
an  wissenschaftlichen  Bestrebungen  nach  Art  der  deutschen 
bis  vor  kurzem  ganz  fehlte,  so  dass  gegenwärtig  von  einer  wissen- 
schaftlichen Litteratur  auf  agrarpolitischem  Gebiete  bei  uns  kaum 
eine  Spur  zu  erblicken  ist.  Bei  eifrigem  Suchen  entdeckt  man 
einige  kleine  Aufsätze  über  agrarstatistische  Detailfragen,  nirgends 
aber  begegnet  man  auch  nur  dem  Versuche,  die  Berechtigung 
der  erhobenen  Klagen  objektiv  zu  prüfen,  die  dabei  auftauchen- 
den Probleme  wissenschaftlich  zu  untersuchen,  die  bereits  durch- 
geführten Massregeln  oder  die  gemachten  Reformvorschläge  auf 
Grund  jener  Vorarbeiten  zu  kritisieren.  Es  ist  bisher  in  ruhiger, 
sachlicher  Weise  weder  festgestellt ,  was  ist ,  noch  auch ,  wie  es 
geworden  ist;  weder  was  erstrebt  werden  soll  und  kann,  noch 
auch,  welches  die  dafür  geeigneten  Mittel  sind.  Wir  kennen  nicht 
die  materiellen  ökonomischen  und  sozialen  Verhältnisse,  in  denen 
die  agrikole  Bevölkerung  lebt,  nicht  die  Verbreitung  und  Inten- 
sität der  Uebelstände,  über  die  geklagt  wird.  Ja,  wir  haben  nicht 
einmal  eine  genauere  Kenntnis  von  den  bisherigen  legislativen 
und  administrativen  Massnahmen  agrarpolitischen  Charakters;  ge- 
scluveige  denn,  dass  der  Versuch  unternommen  worden  wäre, 
deren  stattgehabte  oder  voraussichtliche  Einwirkung  auf  die  that- 
sächlichen  Verhältnisse  objektiv  festzustellen. 

Diese    gewaltige    Lücke   in    unserem    nationalökonomischen 
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Wissen  auszufüllen,  übersteigt  bei  weitem  die  Kraft  eines  Einzelnen. 
Das  wäre  selbst  dann  der  Fall,  wenn  dieser  Einzelne  über  alle 
nötigen  historischen,  statistischen,  descriptiven  Hilfsmittel  verfügen 
und  wenn  er  alle  Methoden  sozialwissenschaftlicher  Forschung  in 
gleichem  Masse  beherrschen  würde. 

Eine  Abgrenzung  des  übergrossen  Stoffes  lässt  sich  deshalb 
nicht  vermeiden.  Eine  solche  Abgrenzung,  mag  sie  nach  welchem 
Prinzipe  immer  vorgenommen  werden,  ist  nie  ganz  frei  von  Will- 
kürlichkeit, und  die  Subjektivität  des  Autors  spielt  hiebei  meist 
eine  nicht  geringe  Rolle. 

Ein  gewisser  Grad  von  Subjektivität  soll  denn  auch  bei 
der  hier  gewählten  methodologischen  und  sachlichen  Beschränkung 
auf  die  zweite  Hälfte  des  19.  Jahrhundertes  nicht  in  Abrede  ge- 
stellt werden.  Doch  lässt  sich  zu  Gunsten  dieses,  wenn  man  will, 
nicht  historischen  Charakters  der  Arbeit  doch  auch  eine  Reihe 
von  objektiven  inneren  und  äusseren  Momenten  in's  Feld  fuhren. 

Die  methodologische  und  die  sachliche  Abgrenzung  der  Unter- 
suchung soll  in  den  zwei  unten  folgenden  Abschnitten  kurz  be- 
sprochen und  begründet  werden;  damit  ist  gleichzeitig  die  Ge- 
legenheit geboten,  einerseits  eine  Reihe  von  methodologischen 
Bemerkungen  zu  machen,  welche  für  die  richtige  Beurteilung  der 
weiteren  Untersuchungen  unentbehrlich  sind,  andererseits  einen 
raschen  Blick  auf  den  behandelten  Stoff  zu  werfen  und  auch  die 
österreichische  Grundentlastung  kurz  zu  charakterisieren. 

3.  DieQuellen,  welche  für  die  Untersuchung  benützt  wurden, 
sind  äusserlich  sehr  umfangreich:  die  gesamten  Verhandlungen 
des  Reichsrates  und  der  17  Landtage  von  1862  bis  1896  samt 
den  Beilagen  dazu;  die  nationalökonomischen  und  juristischen, 
die  landwirtschaftlichen  und  forstwirtschaftlichen  Zeitschriften,  die 
Publikationen  des  Ackerbauministeriums,  der  statistischen  Aemter, 
der  landwirtschaftlichen  und  Forstvereine,  der  Landeskulturräte, 
die  Protokolle  der  landwirtschaftlichen  und  der  Forstkongresse, 
sowie  der  Agrartage. 

Die  Ausbeute  war  aber  nur  zum  Teile,  d.  h.  für  manche  Ma- 
terien und  manche  Kronländer  ergiebig.  Oft  ist  es  Sache  des 
blossen  Zufalles,  ob  sich  ein  Landtag  auf  das  Eingehendste  mit 
einer  Frage  beschäftigt  oder  darüber  zur  Tagesordnung  übergeht. 

So  ist  das  der  Untersuchung  zu  Grunde  liegende  Material  sehr 
ungleichmässig.   Das  spiegelt  sich  naturgemäss  auch  in  der  Arbeit 
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selbst  wieder,  indem  je  nach  Beschaffenheit  der  Quellen  für  die 
eine  Frage  dieses ,  für  die  andere  jenes  Kronland  hauptsächlich 
zur  Dlustrierung  herangezogen  werden  musste. 


I.  Abschnitt.    Methodologische  Abgrenzung.   Insbesondere  bei 

der  Bauemfrage. 

Der  Zweck  des  Werkes  ist  kein  agrarhisto- 
rischer,  sondern  ein  agrarpolitischer. 

Der  Verfasser  konnte  es  deshalb  unmöglich  als  seine  Auf- 
gabe betrachten,  selbständige  historische  Untersuchungen  über 
die  frühere  Entwickelung  derjenigen  Verhältnisse  anzustellen,  welche 
in  dem  zu  beobachtenden  Zeiträume  Gegenstand  agrarpolitischer 
Massregeln  oder  Bestrebungen  gewesen  sind;  ebensowenig,  als 
etwa  neue  statistische  Erhebungen  über  die  genannten  Verhält- 
nisse vorzunehmen. 

Agrargeschichte  und  Agrarstatistik  sind  für  den  Agrarpolitiker 
nur  Hilfswissenschaften,  deren  Pflege  bei  unserer  auch  auf  geistigem 
Gebiete  arbeitsteiligen  Produktionsweise  eigene  Organe  erfordert. 

Soweit  auf  historischem  Gebiete  Vorarbeiten  vorhanden  waren, 
wurden  sie  selbstverständlich  ausgenützt.  Leider  traf  das  nur 
selten  zu.  Wie  die  agrarpolitische ,  so  ist  auch  die  agrarge- 
schichtliche  Litteratur  in  Oesterreich  äusserst  dürftig.  Häufig 
blieb  nichts  anderes  übrig,  als  vorläufig  die  Ergebnisse  der  deutschen 
rechts-  und  wirtschaftsgeschichtlichen  Forschungen  auch  für  Oester- 
reich gelten  zu  lassen,  von  der  Annahme  ausgehend,  dass  ana- 
loge Erscheinungen  hier  und  dort  in  ähnlicher  Weise  entstanden 
seien. 

Zu  neuen  agrarhistorischen  Resultaten  kann  also  diese  Arbeit 
ihrer  ganzen  Anlage  nach  nur  für  die  zweite  Hälfte  dieses  Jahr- 
hundertes,  nicht  für  ältere  Perioden  gelangen.  Dem  Verfasser 
war  es  eben  allein  um  wissenschaftliche  Erkenntnisse  auf  dem 
Gebiete  der  neueren  Agrarpolitik  zu  thun. 

•  Sind  denn  aber  —  so  könnte  leicht  gefragt  werden  —  wissen- 
schaftliche Erkenntnisse  auf  dem  Gebiete  der  Agrarpolitik  über- 
haupt möglich?  Welcher  Art  sind  dieselben?  Und  welches  sind 
die  Methoden,  um  zu  solchen  Erkenntnissen  zu  gelangen? 

Die  Stellung  des  Verfassers  zu  diesen  grundlegenden  methodo- 


5  Einleituiig. 

logischen  Vorfragen  muss  hier,  wenn  auch  nicht  ausfuhrlich  be- 
gründet, so  doch  kurz  charakterisiert  werden.  Damit  wird  auch 
das  Ziel  etwas  klarer  werden,  das  sich  dieses  Werk  gesteckt  hat. 

I.  Begriff  und  Wesen  der  Agrarpolitik. 

Die  Agrarpolitik  ist  derjenige  Zweig  der  Volkswirtschafts- 
politik, der  sich  auf  die  organische  Urproduktion  (Landwirtschaft 
im  weiteren  Sinne)  bezieht.  Die  für  die  Volkswirtschaftspolitik 
im  allgemeinen  geltenden  methodologischen  Grundsätze  müssen 
also  auch  auf  die  Agrarpolitik  Anwendung  finden. 

Volkswirtschaftspolitik  ist  »die  Wissenschaft  von  den  Grund- 
sätzen zur  zweckmässigen  (den  Verhältnissen  angemessenen)  För- 
derung der  Volkswirtschaft  seitens  der  öffentlichen  Gewalten«  *). 

Entwickelt  man  die  einzelnen  in  dieser  Definition  enthaltenen 
Elemente,  so  gelangt  man  zu  folgendem  methodologischen  Resultate: 

I.  Die  Agrarpolitik  als  Wissenschaft  ist  eine  Kunstlehre, 
eine  sogenannte  praktische  oder  angewandte  Wissenschaft:  die 
Lehre  vom  zweckentsprechenden  Handeln  der  organisierten  Ge- 
sellschaft auf  agrarischem  Gebiete. 

Sie  ermöglicht  daher  zwei  Arten  von  Urteilen ;  entweder  kann 
ausgesagt  werden ,  ob  und  inwieferne  bestimmte  bereits  erfolgte 
Massregeln  zweckmässig,  forderlich  gewesen  sind;  oder  es  kann 
ausgesagt  werden,  welche  Massregeln  unter  den  obwaltenden 
Verhältnissen  zweckmässiger  Weise  getroffen  werden  sollten.  Jenes 
ist  der  kritisch-historische,  dieses  der  positiv-politische  Teil  der 
Wissenschaft.  Der  Erstere  sucht  nach  Werturteilen  über  die  Ver- 
gangenheit, der  Letztere  nach  Vorschriften  für  die  Zukunft. 

Trotz  ihrer  formalen  Verschiedenheit  stehen  doch  beide  Teile 
mit  einander  in  engstem  Zusammenhange.  Nicht  nur  deshalb, 
weil  die  Erfahrung  die  beste  Lehrmeisterin  ist,  und  weil  die  Ge- 
schichte uns  wenigstens  teilweise  für  die  Unmöglichkeit  des  Ex- 
perimentes in  der  Sozialwissenschaft  Ersatz  leisten  muss ;  sondern 
auch  darum,  weil  der  Weg,  auf  welchem  wir  zu  den  Urteilen  der 
einen  und  anderen  Art  gelangen,    grösstenteils  der  nämliche  ist. 


i)  Karl  Minger ^  Untersucbungen  über  die  Methode  der  Sozialwissenschaften  irnd 
der  politischen  Oekonomie  insbesondere.  Leipag  1883.  Ausserdem  bezeichnet  man 
bekanntlich  mit  Volkswirtschaftspolitik  auch  die  Summe  von  Massregeln  der  öftient- 
liehen  Gewalt  zur  Förderung  der  Volkswirtschaft. 
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2.  In  beiden  Fällen  ist  ein  »den  Verhältnissen  an- 
gemessene  S€  Handeln  in  Frage,  Um  zu  beurteilen,  ob  diese 
E^enschaft  einem  bestimmten  Handeln  oder  welchem  Handeln 
sie  zukommt,  müssen  zuerst  die  Verhältnisse,  auf  welche  einge- 
wirkt werden  soll,  in  qualitativer  und  quantitativer  Beziehung  fest- 
gestellt sein. 

3.  Das  Handeln  soll  femer  »zweckmässig«  sein ,  die 
Volkswirtschaft  »fördern«.  Das  setzt  voraus,  dass  man  sich 
über  einen  Zweck,  d.  h.  über  den  wünschenswerten  volkswirt- 
schaftlichen Zustand  klar  geworden  sei,  ferner,  dass  die  zu  be- 
einflussenden Verhältnisse  dem  so  gewonnenen  Idealzustande 
nicht  entsprechen.  Und  nun  wird  entweder  festgestellt,  ob  eine 
bestimmte  in  der  Vergangenheit  gelegene  Handlungsweise  den 
Effekt  gehabt  hat,  die  thatsächlichen  Verhältnisse  jenem  ange- 
strebten Zustande  zu  nähern;  oder  aber,  es  wird  danach  ge- 
forscht, welche  Handlungsweise  in  Zukunft  einen  solchen  Effekt 
haben  würde. 

Für  eine  Untersuchung  der  ersten  Art  könnte  es  manchmal 
schon  genügen,  die  thatsächlichen  Verhältnisse  vor  und  nach  dem 
stattgehabten  Eingriffe  mit  einander  zu  vergleichen.  Allein  meist 
bliebe  man  damit  Sbi  der  Oberfläche  haften  und  setzte  sich  auch 
dem  Einwände  aus,  dass  die  Wirksamkeit  der  an  sich  zweck- 
mässigen und  den  Verhältnissen  angepassten  Massregel  durch 
fremde,  aussenstehende  Gegenursachen  vereitelt  worden  sei.  Jeden- 
faUs  aber  nötigt  eine  Untersuchung  der  zweiten  Art,  nach  den 
Ursachen  für  den  abzuändernden  Zustand  zu  forschen  und  die  Ent- 
Wickelungstendenzen,  welche  diesem  innewohnen,  nach  Art,  Stärke 
und  Verursachung  klarzulegen.  Ohne  derartige  Erkenntnisse  ist 
es  unmöglich,  die  Wirkungen  eines  Eingreifens  der  öffentlichen 
Gewalten  in  das  volkswirtschaftliche  Getriebe  auch  nur  mit  einiger 
Wahrscheinlichkeit  vorauszusehen. 

n.  Die  Etappen  agrarpolitischer  Forschung. 

Die  Bauern  frage. 

Um  zu  wissenschaftlichen  Erkenntnissen  auf  dem  Gebiete  der 
Sozialpolitik  und  speziell  auch  der  Agrarpolitik  zu  gelangen,  muss 
also  folgender  Weg  zurückgelegt  werden:  Konstatierung  der  that- 
sächlichen landwirtschaftlichen  Verhältnisse ;  Feststellung  des 
wünschenswertesten  volkswirtschaftlichen  Zustandes;  Messung  jener 
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Verhältnisse  an  diesem  Ideale;  Erforschung  der  Ursachen  für  die 
Nichtübereinstimmung,  Feststeilung  der  Entwickelungstendenzen 
der  Uebelstände  u.  z.  sowohl  nach  Richtung,  als  nach  Mass.  Erst 
auf  Grund  dieser  Vorarbeiten  können  bestimmte  agrarpolitische 
Handlungen  für  die  Vergangenheit  oder  Zukunft  in  Bezug  auf 
ihre  »Zweckmässigkeit«,  d.  h.  ihre  Eignung,  die  thatsächlichen 
Verhältnisse  dem  Idealzustande  zu  nähern,  beurteilt  werden. 

Betrachten  wir  kurz  diese  einzelnen  Etappen  der  agrarpoliti- 
schen  Forschung, 

1.  Auf  der  ersten  Stufe,  der  K  on  s  tatier  ung  der  that- 
sächlichen Verhältnisse  kann  zunächst  die  Statistik  der 
Volkswirtschaftspolitik  grosse  Dienste  leisten.  Aber  auch  Enqueten, 
öffentliche  Debatten,  descriptive  Spezialarbeiten  sind  hiefür  Er- 
kenntnisquellen. 

Aehnliches  gilt  von  den  Entwickelungstendenzen  der  öko- 
nomischen Verhältnisse. 

Leider  sind,  wie  wir  sehen  werden,  die  in  dieser  Beziehung 
vorhandenen  Behelfe  ganz  ungenügend,  um  ein  Bild  von  den  auf 
agrarischem  Gebiete  herrschenden  ökonomischen  und  sozialen 
Verhältnissen  zu  gewinnen.  Schon  bei  dieser  ersten  Vorfrage 
werden  wir  also  meist  vergeblich  nach  einer  Antwort  suchen. 

2.  Die  Aufstellung  eines  Ideales  für  die  öko- 
nomischenVerhältnisse  gestaltet  sich  in  manchen  Fragen 
ausserordentlich  einfach.  So  braucht  man  beispielsweise  dort,  wo 
es  sich  ausschliesslich  um  die  Produktionstechnik  handelt,  bloss 
die  betreffende  technische  Wissenschaft  nach  ihrem  heutigen 
Stande  zu  Rate  zu  ziehen.  Denn  vom  Standpunkte  der  Produktions- 
politik aus  ist  an  sich  diejenige  Produktionsart  vorzuziehen,  welche 
mit  weniger  Kosten  und  Arbeit  mehr  und  bessere  Güter  erzeugt. 

In  vielen  und  gerade  in  den  wichtigsten  Fragen  begegnet 
man  jedoch  den  grössten  Schwierigkeiten,  wenn  man  versucht, 
den  ökonomisch  wünschenswerten  Zustand  in  objektiver,  rein 
wissenschaftlicher  Weise  festzustellen.  Ja,  es  wird  manchmal  so- 
gar bestritten,  dass  hier  die  Wissenschaft  überhaupt  ein  Wort 
mitzusprechen  habe ;  man  begegnet  nicht  selten  der  Behauptung, 
es  sei  da  Alles  Sache  des  individuellen  Glaubens,  der  persön- 
lichen Ansicht. 

Allerdings   werden   solche  subjektive  Momente  wohl   immer 
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den  Standpunkt  beeinflussen,  den  der  Einzelne  in  den  grund- 
legenden sozialpolitischen  Fragen  einnimmt.  Denn  schliesslich 
fuhren  diese  Fragen  auf  ethische  und  soziale  Grundprobleme  zu- 
rück —  über  die  Bestimmung  des  Menschengeschlechtes,  über 
das  Wesen  des  Glücks,  über  die  Freiheit  des  Individuums  u.  s.  w.  — , 
Probleme,  die  in  wissenschaftlicher  Weise  wohl  formuliert,  aber 
kaum  gelöst  werden  können. 

Trotzdem  vermag  die  Wissenschaft  viel  auch  in  Bezug  auf 
die  Aufstellung  eines  volkswirtschaftlichen  Idealzustandes  zu  leisten. 

Es  ist  zunächst  schon  Sache  der  Wissenschaft,  bei  den  ein- 
zelnen Fragen  zu  zeigen,  wie  weit  sie  von  jenen  letzten,  noch 
ungelösten  Grundproblemen  abhängen  und  daher  der  subjektiven 
Entscheidung  überlassen  bleiben  müssen,  wie  weit  das  bei  ihnen 
nicht  der  Fall  ist,  ihre  Beantwortung  daher  Gegenstand  konkreter 
wissenschaftlicher  Untersuchung  sein  kann. 

Nehmen  wir  z.  B.  die  fundamentalste  Frage  der  Agrarpolitik, 
die  nach  der  Erhaltung  des  grundbesitzenden  Bauernstandes.  Ist 
ein  solcher  notwendig  zur  Erreichung  des  besten  sozialen  Zu- 
standes?  Die  Beantwortung  dieser  Frage  hängt  grossen  Teils  von 
der  Frage  nach  der  Organisation  der  gesamten  Volkswirtschaft 
ab,  und  diese  wieder  von  anthropologischen,  sozialen,  ethischen, 
ja  religiösen  Grundanschauungen. 

Trotzdem  bliebe  immer  noch  zu  untersuchen,  wie  sich  die 
Frage  nach  der  Erhaltung  des  Bauernstandes  stellt  unter  Vor- 
aussetzung einer  bestimmten  Weltanschauung.  Allerdings  kann 
man  dabei  mit  der  blossen  Volkswirtschaftslehre  kein  Auslangen 
finden,  sondern  es  müssten  dafür  alle  anderen  Gesellschaftswissen- 
schaften, Ethik,  Biologie  u.  s.  w.  herangezogen  werden. 

Und  gleiches  gilt  auch  für  die  Beurteilung  einer  Reihe  von 
Argumenten,  die  gar  nicht  mit  der  subjektiven  Weltauffassung 
zusammenhängen,  z.  B.  in  Betreff  der  Einwirkung  des  Mangels 
eines  Bauernstandes  auf  die  physische  Tüchtigkeit  der  Bevölke- 
rung, in  Betreff  der  technischen  Ueberlegenheit  des  Gross-  oder 
Kleinbetriebes  in  der  Landwirtschaft  u.  dgl. 

Es  soll  gleich  an  dieser  Stelle  betont  werden,  dass  im  Fol- 
genden die  Frage  nach  dem  wünschenswertesten  Zustande  der 
Volkswirtschaft  auf  agrarischem  Gebiete  nicht  untersucht  werden 
soll.  In  gewissen  Materien,  wie  bezüglich  der  technischen  Pro- 
duktivität, ergiebt  sich  der  anzustrebende  Zustand  oft  von  selbst.  Ob 
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aber  ein  Stand  kleiner  und  mittlerer  Grundeigentümer  ein  not- 
wendiges Requisit  für  die  anzustrebende  soziale  Ordnung  bildet 
oder  nicht,  das  ist  ein  Problem,  dessen  Erörterung  ausserhalb 
des  Rahmens  fällt,  den  sich  dieses  Werk  gesteckt  hat. 

Aber  auch  dort,  wo  die  Aufstellung  eines  sozialen  Idealzu- 
standes in  wissenschaftlicher  Weise  nicht  zu  erreichen  ist,  bleibt 
für  die  Volkswirtschaftspolitik  noch  genug  zu  thun  übrig. 

Denn  das  ökonomische  Leben  und  Streben  steht  vor  einem 
Fragezeichen,  das  die  Wissenschaft  macht,  nicht  stille.  Die  grosse 
Masse  der  Menschen  zimmert  sich  nach  ihren  Wünschen  und  In- 
teressen das  ökonomische  und  soziale  Ziel,  zu  dessen  Erreichung 
sie  den  Beistand  der  öffentlichen  Gewalten,  insbesondere  des  Staates 
anruft.  Trotz  der  wissenschaftlichen  Unsicherheit  des  letzten  Zweckes 
entstehen  so  Reformvorschläge  oder  sogar  Reformmassregeln, 
deren   Beurteilung   gewiss  Sache    der  Volkswirtschaftspolitik   ist. 

Allerdings  handelt  es  sich  dabei  nicht  mehr  um  Urteile  apo- 
dyktischen,  sondern  um  solche  hypothetischen  Charakters;  nicht 
mehr  um  die  absolute,  sondern  nur  noch  um  die  relative,  innere 
Zweckmässigkeit  einer  Handlung. 

Ob  die  Erhaltung  des  Bauernstandes  wünschenswert  ist  oder 
nicht,  bleibt  also  vollkommen  dahingestellt ;  untersucht  wird  ledig- 
lich, ob,  wenn  sie  als  Ziel  agrarpolitischer  Bestrebungen  gesetzt 
wird,  eine  konkrete  Massregel,  z.  B.  die  Einführung  eines  An- 
erbenrechtes oder  die  Schaffung  von  Heimstätten,  ein  dafür  ge- 
eignetes Mittel  ist. 

3.  Zu  diesem  Zwecke  sind  die  Ursachen  für  die  zu 
bekämpfend  en  agrari  sehen  M  issstände  zu  erforschen. 
Würde  das  unterlassen,  so  bestünde  die  Gefahr,  dass  bloss  das 
jeweilige  äusserliche  Symptom  des  Uebels  für  den  Moment  be- 
seitigt würde^  nicht  aber  für  die  Dauer  das  Uebel  selbst. 

4.  DieR  ichtung  undStärke  der  voraussichtlichen 
Entwicklungstendenzder  gegenwärtigenVerhält- 
n  i  s  s  e  ist  sodann  festzustellen.  Nur  so  kann  der  Volkswirtschafls- 
politiker  diejenigen  Erscheinungen  ausscheiden,  die  dem  suppo- 
nierten  Idealzustande  zwar  entgegengesetzt  sind,  die  aber  im  Laufe 
der  Zeit  von  selbst  wegfallen  werden,  bei  denen  daher  ein  Ein- 
greifen des  Staates  minder  dringend  ist. 
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Zeigt  sich  dagegen  eine  Entwicklung,  welche  unter  den  ge- 
machten Voraussetzungen  als  ungünstig  angesehen  werden  muss, 
so  ist  die  Frage  nach  der  Stärke  dieser  Entwicklungstendenz  von 
grösster  Bedeutung. 

Denn  auch  der  Staat  ist  nicht  allmächtig,  auch  seine  Wirk- 
samkeit hat  (xrenzen.  Es  giebt  ökonomische  Entwicklungen,  die 
so  stark  sind,  dass  sie  sich  unter  allen  Umständen  durchsetzen, 
nur  je  nach  dem  Verhalten  der  Staatsgewalt  rascher  oder  lang- 
samer, mit  mehr  oder  weniger  Opfern.  Wo  die  Wissenschaft 
eineEntwickelung  dieser  Art  konstatieren  kann,  hat  sie  entgegen- 
gesetzten Bestrebungen  ein  Halt  zuzurufen. 

Nur  fanatische  Schwärmer  können  sich  solchenfalls  auf  den 
Standpunkt  stellen :  in  magnis  voluisse  sat  est.  Wollte  der  Staat 
zur  Aufrechterhaltung  der  dem  Untergange  geweihten  Verhältnisse 
kräftig  eingreifen,  er  würde  damit  nur  den  Todeskampf  der  da- 
von betroffenen  Volksschichten  verlängern. 

Dies  scheint  z.  B.  in  grossem  Umfange  bezüglich  der  Hand- 
werkerfrage zuzutreffen. 

Wie  aber,  wenn  eine  solche  wissenschaftliche  Erkenntnis  über 
die  Stärke  der  natürlichen  ökonomischen  Entwickelung  nicht 
vorliegt  ? 

Ich  meine,  dass  unter  solchen  Umständen  die  Wissenschaft 
sich  nicht  gegen  Bestrebungen  aussprechen  kann,  welche  es  we- 
nigstens versuchen  wollen ,  den  (wissenschaftlich  festgestellten 
oder  supponierten)  wünschenswerten  Zustand  mit  Hilfe  der  Staats- 
gewalt zu  erreichen. 

So  liegt  aber,  soviel  ich  sehe,  der  Fall  in  der  Bauernfrage. 
Bisher  scheint  mir  in  keiner  Weise  festgestellt  zu  sein,  ob  that- 
sächlich  auch  in  der  Landwirtschaft  der  Grossbetrieb  demJClein- 
betrieb  so  sehr  überlegen  sei,  dass  eine  Aufsaugung  des  erstehen 
durch  den  lelSteren  unvermeidlich  ist  Behaupten  doch  gewichtige 
wissenschaftliche  Stimmen  umgekehrt  die  technische  Inferiorität, 
ja  die  Konkurrenzunfähigkeit  des  grossen  gegenüber  dem  bäuer- 
lichen landwirtschaftlichen  Betriebe.  Ebensowenig  ist  aber  nach- 
gewiesen, dass  eine  Vernichtung  der  bäuerlichen  Besitzeinheiten 
durch  Zersplitterung  oder  durch  Aufsaugung  mit  Notwendigkeit 
eintreten  müsste. 

Deshalb  kann  es  nach  meiner  Ansicht  vom  Standpunkte  der 
Wissenschaft  durchaus  nicht  beanstandet  werden,,  wenn  diejenigen, 
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welche  die  Erhaltung  des  Bauernstandes  als  wünschenswert  für 
die  künftige  Gesellschaftsordnung  betrachten,  die  Gesetzgebung  und 
Verwaltung  zur  Verwirklichung  dieses  Zieles  in  Bewegung  zu 
setzen  streben.  Sache  der  wissenschaftlichen  Untersuchung  ist 
nur,  die  innere  Zweckmässigkeit  der  fragUchen  Massregel  zu 
prüfen. 

Nicht  ohne  Absicht  wurde  bei  den  vorstehenden  methodolo- 
gischen Betrachtungen  wiederholt  gerade  auf  die  Bauern  frage 
exemplifiziert.  Sie  steht  ja  im  Brennpunkte  der  meisten  agrar- 
politischen  Bestrebungen  der  Gegenwart.  Es  ist  darum  von  grösster 
Wichtigkeit ,  dass  der  rein  relative  Standpunkt,  den  der 
Verfasser  bei  der  Darstellung  und  Beurteilung  dieser  Reformbe- 
wegungen einnimmt,  gleich  an  leitender  Stelle  mit  aller  Schärfe 
klargelegt  werde. 

Es  ist  also  nach  dem  Gesagten  meine  Meinung,  dass  bisher 
weder  die  Notwendigkeit  eines  Standes  mittlerer  Grundbesitzer 
erwiesen  ist,  noch  auch  dessen  Entbehrlichkeit  Ob  es  für  die 
Organisation  unserer  Volkswirtschaft  im  ganzen  wünschenswert 
ist  oder  nicht,  dass  der  Staat  im  Sinne  der  Erhaltung  des  Bauern- 
standes sozialpolitisch  eingreife,  das  muss  somit  wissenschaftlich 
als  eine  offene  Frage  bezeichnet  werden.  Gleiches  gilt  von  der 
weiteren  Frage,  ob  die  den  Bauernstand  gefährdenden  Momente 
nicht  so  stark  sind,  dass  sie  sich  trotz  agrarpolitischer  Gegenmassre- 
geln durchsetzen  werden.  Ich  gestehe,  hierüber  nichts  zu  wissen,  kaum 
eine  Ansicht  darüber  zu  haben. 

Wenn  daher  im  zweiten  Bande  dieses  Werkes  die  modernen 
Versuche  zur  Schaffung  eines  bäuerlichen  Agrarrechts  besprochen 
werden,  so  kann  das  nur  mit  der  Beschränkung  geschehen,  dass 
untersucht  wird,  ob  es  überhaupt  möglich  ist,  dass  die  vorge- 
schlagenen Mittel  den  gewollten  Effekt  haben  können,  und  ob 
sie  nicht  in  anderer  Beziehung  schädlich  wirken  müssen.  Dagegen 
muss  bei  jener  Untersuchung  das  letzte  Ziel,  die  Erhaltung  des 
Bauernstandes ,  als  gegeben  betrachtet  werden ;  dasselbe  steht 
also  ausserhalb  der  Diskussion. 

2.  Abschnitt.    Sachliche  Abgrenzung.    Insbesondere  die 

Grundentlastung. 

Die  vorstehenden  Ausfuhrungen  haben  die  Beschränkungen 
gezeigt,  die  sich  die  Arbeit  in  methodologischer  Hinsicht  auferlegt. 
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Nunmehr  soll  eine  genauere  stoffliche  Abgrenzung  des  Unter- 
suchungsobjektes vorgenommen  und  begründet  werden. 

Am  bedeutsamsten  ist  in  dieser  Beziehung  die  Beschränkung 
auf  die  seit  der  Grundentlastung  zu  Tage  getretenen  agrarpoli- 
tischen  Massnahmen  und  Bestrebungen.  Damit  indes  klar  werde^ 
weshalb  diese  grösste  aller  agrarpolitischen  Reformen  Oesterreichs 
aus  unserer  Darstellung  ausgeschieden  wurde  und  ausgeschieden 
werden  musste,  ist  es  nötig,  sie  in  allgemeinen  Umrissen  zu  cha- 
rakterisieren. 

Ueberdies  kann  aber  eine  mindestens  beiläufige  Kenntnis  der 
Grundentlastung  für  das  Verständnis  der  Agrarpolitik  Oesterreichs 
in  den  folgenden  Jahrzehnten  nicht  entbehrt  werden. 

So  soll  denn  versucht  werden,  eine  kurze  Uebersicht  über 
jenes  grosse  Reformwerk  zu  geben. 

A.  Die  Qnindentlastung. 

Die  Grundentlastung  bedeutet  nicht  nur  einen  epochalen 
Wendepunkt  in  der  Geschichte  der  österreichischen  Volkswirt- 
schaftspolitik, sondern  sie  ist  geradezu  eine  totale  Aufhebung  der 
bisherigen  Agrarverfassung,  ein  radikaler  Bruch  mit  der  Ver- 
gangenheit. 

Als  ein  echtes  Kind  der  Revolution  des  Jahres  1848  ist  sie 
direkt  antihistorisch,  rationalistisch.  Das  geschichtlich  Gewordene 
soll  nicht  etwa  langsam  umgebildet,  sondern  mit  einem  Schlage 
vernichtet  werden.  Durch  Aenderung  der  Rechtsordnung  soll 
ein  Zustand,  der  den  zum  Siege  gelangten  ethischen  und  sozialen 
Ideen  entspricht,  überall  hergestellt  werden,  ohne  Rücksicht  auf 
die  grossen  ökonomischen  und  sozialen  Verschiedenheiten  der 
einzelnen  Teile  Oesterreichs. 

Dieses  Ziel  hat  die  Revolution  in  Bezug  auf  das  gutsherrlich- 
bäuerliche  Verhältnis  in  Oesterreich  geradezu  vollständig  erreicht. 
Ungleich  vollständiger,  als  etwa  die  Stein-Hardenbergische  Ge- 
setzgebung in  Freussen. 

Allerdings  blieben  aber  zunächst  noch  manche  andere  Reste 
der  früheren  ländlichen  Verfassung  fortbestehen;  wie  die  zahl- 
reichen Holz-  und  Weideservituten,  die  Gemeinde-  und  Korpora- 
tionsgüter, die  Teilungsbeschränkungen  für  Bauerngüter;  und  es 
bildet,  wie  wir  sehen  werden,  den  Gegenstand  der  agrarpolitischen 
Gesetzgebung  der  folgenden  Jahrzehnte,  das  in  dieser  Beziehung 
Versäumte  nachzuholen. 
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a)  Inhalt  derGrnndentlastung^). 

I.  Der  persönliche  Unterthänigkeitsverband 
wurde  ausnahmlos  und  für  ewige  Ze  iten  b  es  e  itigt. 

Die  persönliche  Rechtsstellung  der  Unterthanen  war  allerdings 
schon  in  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  so  weit  gehoben 
worden,  dass  von  den  früheren  Beschränkungen  der  persönlichen 
Freiheit  kaum  noch  Spuren  vorhanden  waren. 

Jetzt  fielen  auch  noch  die  aus  der  Unterthänigkeit  entspringen- 
den persönlichen  Lasten  und  Verpflichtungen  Einzelner  oder  ganzer 
Gemeinden  ohne  jedes  Entgelt  weg.  Hieher  gehörten  insbesondere 
die  von  unbesoldeten  Häuslern  und  Inleuten  —  also  ohne  Rück- 
sicht auf  vorhandenen  Grundbesitz  —  zu  prästierenden  Robet- 
gelder,  Spinnschuldigkeiten,  Natural-  und  Arbeitsleistungen,  die 
Hofdienste  u.  s.  w. 

Wie  der  persönliche  Unterthänigkeitsverband,  wurde  auch 
das  persönliche  Schutzverhältnis,  die  Dorf-  und  Bergherrlichkeit, 
wie  sie  in  manchen  Kronländern  bestanden,  mit  allen  daraus  ab- 
geleiteten Rechten  und  Verbindlichkeiten  ohne  Entgelt  beseitigt. 
Desgleichen  das  Jagdfecht  auf  fremdem  Grund  und  Boden,  soweit 
es  sich  nicht  auf  entgeltlichen  Vertrag  gründet,  ferner  die  Jagd- 
frohnen  und  anderen  Leistungen  für  Jagdzwecke*). 

n.  Diejurisdiktions-  undVerwaltungsrechte 
derGrundherren  wurden  abgeschafft.  Diese  >Rechte€ 
waren,  wenigstens  vom  ökonomischen  Standpunkte  aus  betrachtet, 
eigentlich  zu  lästigen  Verpflichtungen  für  die  »Obrigkeiten«  ge- 
worden. Ueberstiegen  doch  die  Kosten  der  Rechtspflege  und 
der  Verwaltung  bei  weitem  die  daraus  zu  ziehenden  Einnahmen. 
Die  Rechtspflege  wurde  nun  auch  in  erster  Instanz  ausnahmslos 
vom  Staate  übernommen,  die  Patrimonialgerichtsbarkeit  überall 
beseitigt.  Freilich  war  es  unmöglich,  an  Einem  Tage  für  das 
ganze  Reich  eine  neue  Organisation  der  Gerichtsbehörden  ins 
Leben  zu  rufen.  Die  früheren  Obrigkeiten  mussten  deshalb  noch 
durch  einige  Zeit  die  Rechtspflege  provisorisch  im  Namen  und 
auf  Kosten  des  Staates  fortführen. 


i)  Patente  vom  7.  September  1848,  4.  März  1849  und  15.  August  1849.  S*  ^ 
das  Folgende :  Die  Grundentlastung  in  Oesterreich  i.  Teil  und  Grünberg^  Die  Bauern- 
befreiung und  die  Auflösung  des  gutsherrlich-bäuerlichen  Verhältnisses  in  Böhmen, 
Mähren  und  Schlesien.    Leipzig  1894. 

2)  Patent  vom  7.  März  1849. 
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m.  Ueberall  wu  rd  e  der  Bauer  zum  vollen  Eigen- 
tümer des  von  ihm  besessenen  Bodens  gemacht. 

Es  machte  dafür  keinen  Unterschied  ,  ob  der  Bauer  früher 
gutes  oder  schlechtes  Besitzrecht  an  seinem  Grunde  gehabt  hatte. 
Nur  die  reinen  Zeitpächter  erhielten  natürlich  kein  Eigentum. 
Wohl  aber  die  eingekauften  und  die  nicht  eingekauften  Rustika- 
listen, die  Dominikaibauern,  die  Besitzer  von  Kaufrechten  und 
Freistiften,  von  burgrechtlichen  und  Leihgedingsitemen,  von  Erb- 
rechtsgütem,  von  Erbpacht,  Erbzins-,  Livellar-  und  emphiteutischen 
Gründen  u.  s.  w.  Kurz,  es  wurden  alle  provinziell  verschiedenen 
Fomien  des  zwischen  Gutsherren  und  Unterthanen  geteilten  Eigen- 
tumes in  ungeteiltes  Eigentum  der  Letzteren  verwandelt.  Den 
früheren  Obrigkeiten  wurde  ihr  Obereigentum  und  damit  das  Heim- 
falls-, Einstands-  und  Vorkaufsrecht  ohne  Entschädigung  genommen. 

Damit  verloren  sie  von  selbst  jeden  Einfluss  auf  die  Erbfolge 
m  das  unterthänige  Bauerngut ,  sowie  das  Recht ,  den  unter- 
thänigen  Wirt  unter  bestimmten  Voraussetzungen  »abzustiften« 
—  Massregeln,  die  teils  einen  patrimonialen^  teils  einen  Verwal- 
tungscharakter besassen.  Ebenso  konnte  fortan  nicht  mehr  die 
Rede  davon  sein,  dass  die  Einschuldung  der  bäuerlichen  Stelle, 
sei  es  überhaupt,  sei  es  über  '/s  des  Wertes  der  Zustimmung  des 
Gutsherrn  bedürfe,  um  diesem  das  Abstiftungsrecht  zu  nehmen. 
Die  Folge  des  freien  Eigentumes  war  die  freie  Veräusserlichkeit 
und  freie  Verschuldbarkeit  der  Bauerngüter.  Nur  in  Bezug  auf 
die  Teilung  blieben  die  alten  Beschränkungen  zunächst  noch  aufrecht. 

IV.  Zahlreiche  Verpflichtungen  der  Gutsherren 
gegen  ihr  e  Un  t  erthan  en  fiel  en  unentgeltlich  we  g. 

So  insbesondere  die  Ansprüche  der  Unterthanen  gegen  die 
Herren  auf  Armenversorgung,  auf  Unterstützung  in  Notfällen,  auf 
Aushilfen  mit  Samen,  mit  Bauholz  u.  drgl.,  auf  Erhaltung  der 
Gebäude.  Femer  die  sogenannten  kleinen  Waldnutzungen  in  den 
herrschaftlichen  Forsten  (Holzlesen,  Laubrechen,  Graserei  u. s.w.). 
Diese  Berechtigungen  waren  unmittelbare  Folgen  des  persönlichen 
Unterthäoigkeitsverhältnisses  gewesen,  und  sie  mussten  deshalb 
konsequent  mit  diesem  aufhören,  während  die  eigentlichen  Holz- 
und  Weideservituten,  welche  einzelnen  Grundwerten  oder  ganzen 
Klassen  von  solchen,  oder  auch  ganzen  Gemeinden  zustanden, 
vorläufig  weiter  bestehen  blieben  und  erst  in  den  folgenden  Jahr- 
zehnten abgelöst  oder  reguliert  wurden  (s.  u.  Kapitel  II). 
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V.  Der  bäuerliche  Grundbesitz  wurde  von 
sämtlichen  den  Grundherren  zu  prästierenden 
Geld-,  Naturalien-  und  Arbeitsleistungen  befreit. 

Diese  Grundentlastung  im  engeren  Sinne  bildete  den  wich- 
tigsten Teil  des  Reformwerkes. 

1.  Die  Art  und  das  Ausmass  dieser  Grund- 
lasten waren  provinziell,  ja  lokal,  je  nach  dem  Besitzrechte,  der 
Grösse  der  Ansiedelung  u.  s.  w.  ausserordentlich  verschieden.  Am 
drückendsten  waren  die  Frondienste  (Zug-  und  Handrobot),  ferner 
die  Zehenten  (aliquote  Teile  des  Ertrages)  und  die  Veränderungs- 
gebühren. Es  gab  fixe  und  wandelbare,  jährliche  und  periodische 
oder  nur  zu  bestimmten  Zeiten  abzustattende  Verpflichtungen; 
solche  aus  blossen  privatrechtlichen  Verträgen  und  solche  aus 
dem  Titel  der  Zehent-,  Berg-,  Vogt-  und  Dorfherrlichkeit,  für 
Kirche,  Pfarrer  und  Schule ;  häufig  hatte  derselbe  Bauer  Leistungen 
an  eine  ganze  Reihe  von  Berechtigten  zu  entrichten;  die  Dienste 
waren  bald  gemessene,  d.  h.  für  bestimmte  Arbeiten  gewidmete, 
bald  ungemessene,  d.  h.  bloss  der  Zeit,  nicht  der  Art  nach  be- 
stimmte Roboten,  bald  Einzeln-,  bald  Kollektivroboten;  die  Na- 
turalleistungen waren  oft  schon  in  Geld  reluiert  oder  sogar  teil- 
weise abgelöst. 

Wie  gross  die  Anzahl  der  verschiedenen  zu  beseitigenden 
bäuerlichen  Grundlasten  im  Jahre  1848  gewesen  ist,  das  zeigt, 
wenigstens  für  einzelne  Kronländer,  das  oben  angeführte  amtliche 
Werk  über  die  Grundentlastung.  So  sind  für  das  Herzogtum 
Krain  nicht  weniger  als  71  verschiedene  Arten  von  Geldleistungen, 
93  verschiedene  Naturalgaben  und  17  verschiedene  Arten  von 
Arbeitsleistungen  namentlich  angeführt;  in  diesem  einen  kleinen 
Kronlande  also  nicht  weniger  als  181  Arten  von  Grundlasten. 
Für  die  Markgrafschaft  Mähren  werden  allein  246  verschieden  be- 
nannte G e  1  d giebigkeiten  mitgeteilt! 

2.  Die  Entschädigungs frage.  Alle,  oder  doch  fast 
alle  diese  schier  unzähligen  verschiedenartigen  Lasten  wurden  nun 
infolge  der  Gesetzgebung  der  Jahre  1848  und  1849  nach  einheit- 
lichen Grundsätzen  beseitigt  u.  z.  je  nach  ihrem  Charakter  gegen 
grössere  oder  geringere  Entschädigung.  Dagegen  wurden,  wie 
schon  erwähnt,  ohne  jedes  Entgelt  für  aufgehoben  erklärt:  die 
Lasten,  welche  aus  der  bloss  persönlichen  Unterthänigkeit, 
aus    dem    Schutzverhältnisse,    dem    obrigkeitlichen   Jurisdiktions- 
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rechte,  der  Dorf-  und  Bergherrlichkeit  und  dem  Jagdrechte  ent- 
sprangen; femer  das  gutsherrliche  Blumensuch-  und  Weiderecht, 
die  wechselseitige  Brach-  und  Stoppelweide ,  der  nicht  vertrags- 
mässige  Bier-  und  Branntweinzwang,  die  Jagdfrohne  und  andere 
Leistui^en  (lir  Jagdzwecke. 

Die  übrigen  Natural-,  Geld-  und  Arbeitsleistungen  wurden 
zwar  auch  aufgehoben,  aber  gleichzeitig  wurde  dem  damit  bisher 
Belasteten  die  Verpflichtung  auferlegt,  dem  Berechtigten  eine 
Entschädigung  zu  leisten. 

a.  Ablösung  oder  billige  Entschädigung.  Das 
Aequivalent  für  die  beseitigten  Verpflichtungen  bestand  nur  bei 
wenigen  Grundlasten  in  einer  sogenannten  »Ablösungc.  Das 
traf  zu  bei  den  unveränderlichen  Naturalgiebigkeiten  an  Kirchen, 
Schulen  und  Pfarren,  soferne  sie  nicht  dem  Zehentrechte  an  den 
Bodenfrüchten  entsprungen  waren;  und  dann  bei  den  Leistungen 
aus  emphyteutischen  und  anderen  Verträgen  über  die  Teilung 
des  Eigentums. 

Für  alle  anderen  Lasten  —  und  dazu  gehörten  vor  allem 
die  Frohndienste ,  Zehenten  und  die  meisten  Natural-  und  Geld- 
giebigkeiten  —  trat  an  die  Stelle  der  Ablösung  eine  »billige 
Entschädigun  gc 

Diese  beiden  Formen  des  Entgeltes  unterschieden  sich  vom 
Standpunkte  des  Berechtigten  im  Wesentlichen  nur  in  der  Art 
der  Bewertung  der  Naturalleistungen.  Bei  der  Ablösung  waren 
die  derzeitigen  Ortspreise,  bei  der  »billigen  Entschädigungc  die 
in  der  Regel  bedeutend  niedrigeren  Katastralpreise  zu  Grunde  zu 
legen.  Für  die  Verpflichteten  bestand  dagegen  zwischen  jenen 
beiden  Arten  des  Entgeltes  ein  viel  bedeutenderer  Unterschied. 
Denn  bei  der  Ablösung  hatten  die  früheren  Unterthanen  das  ganze 
Entschädigucgskapital  allein  aufzubringen,  bei  der  billigen  Ent- 
schädigung dagegen  trugen  sie  nur  die  Hälfte  jenes  Kapitales, 
während  für  die  andere  Hälfte  das  betreffende  Kronland  auf- 
konunen  musste. 

b.  Die  Berechnung  des  Entschädigungskapi- 
tales erfolgte,  indem  zunächst  die  Jahresschuldigkeit  nach  dem 
rechtlich  gebührenden  Ausmaasse  festgestellt  und  in  Geld  geschätzt 
wurde.  Davon  kam  vorerst  der  Geldwert  der  etwaigen  Gegen- 
leistungen in  Abzug  und  von  dem  Reste  ein  Drittel  als  Pauschal- 
betrag für  die  Steuern  und  Zuschläge,    die    der  Berechtigte  von 
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seinen  Bezügen  zu  leisten  hatte,  sowie  für  die  Einheb ungskosten, 
Ausfälle  u.  s.  w.  Das  Zwanzigfache  des  Restes  bildete  das  ge- 
schuldete Entschädigungskapital. 

c.  Die  Tilgung  des  Entschädigungskapitales 
geschah  aber  nicht  etwa  derart,  dass  die  Verpflichteten,  resp. 
das  Land  es  den  Berechtigten  bar  auszahlten. 

Es  wurde  vielmehr  in  jedem  Lande  ein  »Grundentlastungs- 
f  o  n  d«  errichtet,  welcher  sogenannte  »Grundentlastungs- 
obligationen«  herausgab.  Es  sind  das  mit  5  •/o  verzinsliche 
und  auf  Grund  von  Verlosungen  rückzahlbare,  auf  den  Inhaber 
lautende  Wertpapiere,  welche  die  Garantie  nicht  nur  des  Kron- 
landes, sondern  auch  des  Reiches  besitzen.  Den  Berechtigten 
wurden  so  viele  Obligationen  dieser  Art  übergeben,  dass  deren 
Nominalbetrag  dem  Entschädigungskapital  gleichkam.  Dagegen 
hatten  die  Verpflichteten  den  sie  betreffenden  Teil  dieses  Kapi- 
tales im  Laufe  von  20  Jahren  durch  Raten  oder  Annuitäten  in 
den  Grundentlastungsfond  einzuzahlen  und  inzwischen  mit  5  Vo  zu 
verzinsen.  Ebenso  flössen  in  diesen  Fond  die  Steuerzuschläge, 
welche  das  Land  zur  Deckung  der  von  ihm  aufzubringenden 
Hälfte  des  Entschädigungskapitales  einheben  musste. 

So  waren  diese  Fonde  eigentlich  Kreditanstalten,  die  zwischen 
den  Berechtigten  und  den  Belasteten  vermittelten.  Jene  wurden 
in  den  sofortigen  Besitz  des  Geldkapitales  oder  in  den  Genuss 
einer  absolut  sicheren ,  staatlich  garantierten  Geldrente  gesetzt 
und  von  der  Mühe  und  den  Kosten  der  Eintreibung  befreit.  Den 
Verpflichteten  dagegen  wurde  die  Möglichkeit  geboten,  durch 
eine  allmälige  Abzahlung  den  sie  betreffenden  Teil  der  Ent- 
schädigungssumme aufzubringen. 

b)  Durchführung  der  Grundentlastung. 

Die  vorstehend  skizzierte  Grundentlastungsoperation  wurde 
trotz  ihres  ungeheuren  Umfanges  in  relativ  sehr  kurzer  Zeit  und  mit 
einer  einzigen  gleich  zu  erwähnenden  Ausnahme  auch  vollständig 
durchgeführt*).    Im  Jahre  1857  war  die  Liquidierung  der  Lasten 


i)  Die  Grundentlastungspatente  bezogen  sich  auf  aUe  L&nder  mit  Ausnahme  von 
Dalmatien.  In  diesem  Lande  mit  seinen  ganz  eigentümlichen  Agrarverhältnissen  blieben 
daher  die  alten  Zustände  bis  in  die  neueste  Zeit  fortbestehen.  Erst  im  Jahre  1878  er- 
folgte durch  das  Gesetz  vom  11.  Januar  (Nr.  9  Reg.Bl.)  eine  Art  Grundentlastung, 
indem  das  Contadinaggio  gegen  Entschädigung  beseitigt  wurde. 
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schon  im  Wesentlichen  beendigt,  und  gegenwärtig  sind  auch  die 
Eotschädigungskapitalien  vollständig  amortisiert  und  die  Grund- 
entiastungsobligationen  bis  auf  unbedeutende  Reste  getilgt. 

Nur  bezüglich  einer  einzigen  Art  von  Grundlasten  wurde  in 
einer  dem  Grundentlastungspatente  direkt  widersprechenden  Weise 
vorgegangen.  Es  sind  dies  die  bereits  erwähnten  unveränderlichen 
Naturalgiebigkeiten  an  Kirchen,  Schulen  und  Pfarren. 

Diese  waren  nach  dem  §  6  des  Patentes  vom  4.  März  1849 
labzulösenc.  Darin  lag  natürlich  —  ebenso  wie  bei  den  übrigen 
Gnindlasten  —  eine  imperative,  nicht  eine  blos  fakultative  Auf- 
hebung der  Leistungen  gegen  Verpflichtung  zur  Abstattung  des 
Aequivalentes.  Ein  Ministerialerlass  vom  2.  Februar  1850,  Nr.  42 
R.G.B1.  bestimmte  jedoch  in  ganz  ungesetzlicher  Weise,  dass  die 
Ablösung  nur  über  Provokation  eines  der  Beteiligten  stattfinde, 
und  dass  für  die  Einbringung  solcher  Provokationen  von  den 
Gnindentlastungskommissionen  Endtermine  festzusetzen  seien.  Das 
geschah  auch,  und  so  bUeb  ein  grosser  Teil  dieser  Grundlasten 
bis  in  die  neueste  Zeit  unabgelöst,  und  es  mussten  eigene  Landes- 
gesetze erlassen  werden,  welche  die  Beseitigung  auch  dieser  Ueber- 
reste  anordneten. 

Im  Uebrigen  aber  wurde  die  Grundentlastung  rasch,  gründ- 
lich und  im  Grossen  und  Ganzen  auch  zu  allseitiger  Zufriedenheit 
durchgeführt.  Der  Umfang  dieses  Befreiungswerkes  zeigt  sich  in  der 
Uebersicht  (S.  20  u.  21),  die  ein  Zusammenzug  aus  den  offiziellen, 
die  Grundentlastung  betreffenden  statistischen  Tafeln  ist. 

Mehr  als  2Va  Millionen  Verpflichtete  hatten  also  bis  zmn 
Jahre  1848  Grundlasten  für  54000  Berechtigte  zu  tragen.  Diese 
Grundlasten  bestanden  in  etwa  68  Millionen  jährlicher  Arbeitstage 
—  Fuss-,  Hand-  und  Zugrobot,  die  letztere  i-,  2-,  3-,  ja  sogar 
4spännig  — ,  und  aus  Geld-  und  Naturalgiebigkeiten;  nach  Ab- 
zug der  Gegenleistungen  dürfte  der  Jahreswert  jener  Lasten  auf 
etwa  22  Millionen  fl.  geschätzt  worden  sein.  Die  Grundent- 
lastungsrente betrug  über  14,  das  Entschädigungskapital  fast 
300  MilL  fl.  C.  M.  Die  Liquidierungsoperation  erforderte  einen 
Aufwand  von  etwa  4  Mill.  fl.  C.  M. 

Wahrlich  ein  Riesenwerk,  das  in  den  meisten  Kronländern 
in  3 --4  Jahren  vollendet  wurde.  Gegenwärtig  sind  auch  die  letzten 
Spuren  dieser  Operation,  die  Grundentlastungsobligationen,  ver- 
schwunden.   Sie  sollten  planmässig  durch  Verlosung  in  40  Jahren 
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(1855 — 189s)  getilgt  werden.   Thatsächlich  aber  erfolgte  die  Tilgung 
in  den  meisten  Ländern  viel  rascher. 


B.  QrUnde  fllr  die  Ausscheidung  der  Grundentlastung. 

Ueber  den  Inhalt  und  den  Umfang  der  Grundentlastung  orien- 
tiert, wird  man  die  Gründe  leicht  erkennen,  aus  denen  diese 
Reform  in  einem  Werke  über  moderne  Agrarpolitik  keinen  Platz 
finden  konnte. 

I.  Die  Gr  u  n  d  e  n  t  last  u  ng  ist  die  allgemeine 
Voraussetzung  der  Probleme  der  modernen 
Agrarpolitik,    nicht  Gegenstand  der  I^etzteren. 

Denn  sie  verwirklicht  zwar  in  gewissem  Sinne  das,  was  Kaiser 
Joseph  zwei  Menschenalter  früher  angestrebt  hatte.  Aber  materiell 
stellt  sie  doch  einen  vollständigen  Bruch  mit  der  Vergangenheit 
dar.  Der  Bauer,  der  Gutsbesitzer  vor  und  nach  den  Jahren- 1848 
bis  1850  sind  zwei  total  verschiedene  Personen. 

Während  es  früher  so  viele  Agrarverfassungen  gegeben  hatte, 
als  Kronländer,  ja  die  rechtliche  Stellung  der  Bauern  inperhalb 
des  Landes  häufig  von  Gegend  zu  Gegend  verschieden  gewesen 
war,  galt  jetzt  im  ganzen  Staate  für  alle  Bauern  dasselbe  Recht. 
Die   alte,   feudale   Ordnung   der  ländlichen  Verhältnisse    ist  mit 
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einem  Schlage  vernichtet,  an  ihre  Stelle  ist  die  liberale  Agrar- 
verfassung,  die  besser  Verfassungslosigkeit  genannt  werden  könnte, 
getreten. 

Aus  dem  Unterthan  ist  ein  freier  Staatsbürger  geworden,  aus 
dem  eingekauften  oder  nicht  eingekauften  Rustikalisten,  dem  Erb- 
zinsmann u.  s.  w.  ein  unbeschränkter  Grundeigentümer;  an  die 
Stelle  der  Frohnden  und  Zehenten,  der  Zinsungen  und  Ehrungen 
u.  s.  w.  sind  massige  Geldleistungen  getreten. 

Der  Bauer  kann  nunmehr  seine  ganze  Arbeitskraft,  sowie  die 
seiner  Knechte  und  seines  Viehes  der  eigenen  Wirtschaft  zu- 
wenden. Das  bedingt  meist  eine  Aenderung  in  der  Wirtschafts- 
führung, in  der  Gespannhaltung  u.  s.  w.,  ein  stärkeres  Produzieren 
von  Gütern  für  den  Verkauf,  den  Beginn  der  Abhängigkeit  auch 
des  Bauern   von   dem  grossen  Markte  und  dessen  Konjunkturen. 

Und  gleichzeitig  mit  der  Freiheit  erlangt  der  Bauer  auch  die 
volle  Verantwortlichkeit  ftir  seine  Wirtschaft;  der  ökonomische 
Rückhalt,  den  ihm  sein  Gutsherr  zu  bieten  verpflichtet  gewesen 
war,  ist  weggefallen. 

Nicht  geringer  sind  die  Veränderungen  auf  Seite  der  bis- 
herigen Gutsherren.  Ihre  Vorrechte  sind  fast  vollständig  beseitigt, 
ihre  öfTentlichrechtlichen  Funktionen  sind  ihnen  genommen.  Aus 
Patrimonialherren  mit  Gerichtsbarkeit  und  Verwaltungsbefugnissen 
gegenüber  ihren  Hintersassen  sind  sie  zu  einfachen  grossen  Grund- 
besitzern herabgesunken.  Nur  in  Galizien  und  der  Bukowina  ist 
es  ihnen  gelungen,  sich  für  die  »Gutsgebietec  eine  verwaltungs- 
rechtliche Sonderstellung  zu  retten.  In  den  übrigen  Kronländern 
erinnert  nichts,  als  ihr  privilegiertes  Wahlrecht  für  Reichsrat  und 
Landtag,  sowie  die  Führung  von  eigenen  Landtafeln  an  den 
einstigen  Unterschied  zwischen  Herren  und  Bauern. 

Aber  auch  die  Wirtschaft  auf  den  grossen  Gütern  erhielt  in- 
folge der  Grundentlastung  einen  völlig  neuen  Charakter.  Die 
alte  Organisation  der  landwirtschaftlichen  Arbeit  war  zerstört. 
Während  früher  dem  Gutsherrn  die  allerdings  qualitativ  minder- 
wertigen Frohndienste  unbedingt  zur  Verfügung  gestanden  hatten, 
muss  er  sich  jetzt  Landarbeiter  durch  freien  Lohnvertrag  dingen. 
Er  kann  auch  nicht  mehr  auf  das  bäuerliche  Zugvieh  für  sein 
Gut  rechnen  und  muss  deshalb  seinen  eigenen  Viehstand  erhöhen. 
Dafür  werden  ihm  plötzlich  die  bedeutenden  Ablösungskapitalien 
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zur  Veriügung  gestellt,   die   ihm  den  Uebergang  zu  intensiverer, 
rationeller  Wirtschaft  ermöglichen. 

Auch  auf  dem  flachen  Lande  begann  nunmehr  die  Geldwirt- 
schaft die  Naturalwirtschaft  zu  verdrängen;  Bauer  und  Gutsbe- 
sitzer traten  in  immer  zahlreichere  und  intensivere  Beziehungen 
zu  dem  grossen  Marktverkehr. 

Kurz,  die  Jahre  1848 — 1850  vollziehen  zunächst  rechtlich  den 
Uebergang  vom  Mittelalter  zur  Neuzeit,  von  der  feudalen  zur 
liberalen  Wirtschaftsordnung,  von  Gebundenheit  und  Beschränkt- 
heit zu  schrankenloser  Freiheit.  Langsamer  als  der  rechtliche  war 
naturgemäss  der  ökonomische  Entwickelungsgang.  Dieser  begann 
zum  Teile  schon  im  vorigen  Jahrhundert  und  bildete  eine  der 
Ursachen  der  Revolution  des  Jahres  1848;  zum  Teile  wurde  er 
aber  wieder  erst  durch  die  Grundentlastung  hervorgerufen. 

Vielfach  wurden  zwar  die  ökonomischen  Verhältnisse 
der  Landbevölkerung  durch  die  Grundentlastung  nicht  in  so  be- 
deutendem Maasse  geändert,  als  es  den  Anschein  hat.  Dennoch  darf 
man  sagen,  dass  die  Probleme  der  modernen  Agrarpolitik  durchaus 
erwachsen  sind  aus  einem  Geselischaftszustande  mit  persönlicher 
Freiheit  der  Bauern,  mit  rechtlicher  Gleichstellung  aller  Staats- 
bürger, mit  prinzipiell  unbeschränktem  Grundeigentume  und  mit 
Ausschluss  dinglicher  unablösbarer  Grundlasten.  Die  Durchführung 
der  Bauernbefreiung  und  Grundentlastung  ist  die  allgemeine  Vor« 
aussetzung  filr  das  Entstehen  moderner  Agrarpolitik. 

2.  Die  Grundentlastung  gehört  bereits  voll- 
ständig der  Geschichte  an. 

Wir  sahen,  dass  diese  Reform  vollständig  und  lückenlos  be- 
endigt ist.  Niemals  ist  noch  der  Wunsch  laut  geworden, 
den  alten  Zustand  etwa   ganz  oder  teilweise   wieder  einzuführen. 

Das  wagt  nicht  einmal  die  Partei  zu  verlangen,  die  sich  die 
feudale  nennt,  nicht  einmal  die  Klasse,  die  durch  jene  Reform 
vermeintlich  oder  wirklich  geschädigt  wurde.  Im  Herzen  mag  sie 
sich  vielleicht  nach  den  vormärzlichen  Zuständen  zurücksehnen, 
und  sie  mag  vielleicht  auch  auf  Umwegen  Verhältnisse  herbeizu- 
fuhren suchen,  die  den  mittelalterlichen  in  mancher  Beziehung 
analog  sind.  Aber  auch  sie  kann  nicht  umhin,  das  Entlastungs- 
werk als  eine  vollzogene  Thatsache  hinzunehmen,  an  der  nicht 
mehr  gerüttelt  werden  kann. 
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Und  welches  immer  ihre  Wirkungen  gewesen  sein  mögen,  sie  sind 
definitiv  eingetreten  und  abgelaufen.  Mancher  Gutsherr  mag  den 
Verlust  der  unentgeltlichen  Arbeit  nicht  haben  überwinden  können 
und  zum  Aufgeben  seiner  Gutswirtschaft  gezwungen  worden  sein. 

Häufiger  dürfte  es  vorgekommen  sein,  dass  die  entlasteten 
Unterthanen  durch  die  Reform  ökonomisch  geschädigt  wurden. 
Sie  hatten  statt  ihrer  bisherigen  Naturalleistungen  und  Natural- 
dienste  Geldrenten  zu  zahlen.  Wie  aber,  wenn  sie  weder  auf 
ihrem  kleinen  Besitztum,  noch  anderwärts  Gelegenheit  fanden,  ihre 
freigewordene  Arbeitskraft  zu  verwerten  ?  Freilich  wird  der  Guts- 
herr, dem  früher  die  Robot  geleistet  worden  war,  in  der  Regel 
froh  gewesen  sein,  wenn  seine  einstigen  Unterthanen  bei  ihm  zur 
Bestellungs-  und  Erntezeit  Arbeit  suchten.  Wo  aber  für  die  Klein- 
grundbesitzer keine  andere  Arbeitsgelegenheit  vorhanden  war, 
dort  konnte  der  grosse  Nachbar  seine  natürliche  Monopolstellung 
ausnützen  und  den  Lohn  so  tief  herabdrücken,  dass  die  Entlas- 
teten für  ihre  Arbeit  weniger  erhielten,  als  sie  für  die  Entlastung 
bezahlen  mussten.  So  dürften  manche  kleinbäuerliche  Existenzen 
gerade  infolge  der  Grundentlastung  vernichtet  worden  sein. 

Aber  zunächst  giebt  das  durchaus  keinen  Massstab  für  die 
Beurteilung  des  Reformwerkes  ab.  Denn  nicht  ökonomische  Vor- 
teile waren  es,  die  bei  demselben  in  erster  Reihe  oder  gar  aus- 
schliesslich bezweckt  wurden;  sondern  soziale  und  ethische  Po- 
stulate  sollten  verwirklicht  werden ;  die  Ideen  der  Gleichheit  und 
Freiheit  waren  mit  die  treibenden  Kräfte  der  Revolution. 

Ueberdies  sind  aber  die  wirtschafdichen  Nachteile  der  Grund- 
entlastung gegenwärtig  schon  ebenso  überwunden,  wie  der  öko- 
nomische Nutzen,  welchen  in  der  Regel  sowohl  Herren  als  Bauern 
von  der  Reform  hatten.  Wo  gegenwärtig  agrarische  Uebelstände 
vorliegen,  sind  sie  gewiss  nicht  mehr  auf  die  Grundentlastung 
zurückzuführen. 

So  hätte  eine  Darstellung  und  Würdigung  der  österreichischen 
Grundentlastung  ausschliesslich  historischen  Wert. 

3.  Aeussere  Momente  kommen  aber  noch  zu  jenen 
inneren  hinzu.  Für  eine  Geschichte  der  österreichischen  Grund- 
entlastung fehlt  es  derzeit  noch  fast  an  allen  rechtshistorischen  und 
wirtschaftsgeschichtlichen  Vorarbeiten.  Die  ältere  Agrarverfassung 
von  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien  ist  durch  die  Untersuchungen 
Grünbergs  klargestellt.     Für  alle    anderen  Länder  ist  sie  uns 
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in  ihrer  fast  unendlichen  Mannigfaltigkeit  auch  nicht  einmal  bei- 
läufig bekannt.  Und  doch  wäre  die  genaue  Kenntnis  der  älteren 
Agrarverfassung  die  erste  Vorbedingung,  um  die  Grundentlastung 
wirklich  zu  verstehen. 


Dritter  Abschnitt.     Plan  des  Gesamtwerkes. 

A«  Landeskolturpolitik. 

In  jeder  Beziehung  anders,  als  mit  der  Grundentlastung,  steht 
es  mit  der  Regulierung  der  Wald-  und  Weideservi- 
tuten.  Auch  diese  Operation,  die  etwa  ein  Jahrzehnt  später,  als 
die  Grundentlastung ,  in  Angriff  genommen  wurde  und  eine  Er- 
gänzung, ja  beinahe  ein  Gegenstück  zu  Letzterer  bildet,  ist  zwar 
in  gewissem  Sinne  beendigt;  es  dauern  aber  die  Uebelstände, 
welche  hätten  beseitigt  werden  sollen,  grossen  Teils  noch  fort 
und  heischen  dringend  Abhilfe. 

Aehnliches  gilt  von  einem  anderen  Ueberrest  der  älteren 
Agrarverfassung :  den  Gemeinde-  und  Gemeinschafts- 
gütern. Die  Gesetzgebung  hat  sich  dieses  Gebietes  erst  in  den 
achtziger  Jahren  bemächtigt,  und  auch  das  bloss  in  einigen  Kron- 
ländern. 

In  engster  Verbindung  damit  steht  die  Frage  nach  der  Be- 
seitigung der  überkommenen  kulturfeindlichen  Ge- 
menglage der  Grundstücke,  gleichfalls  eines  Zustandes, 
der  grösstenteils  aus  den  Besitz-  und  Wirtschaftsverhältnissen  der 
früheren  Jahrhunderte  zu  erklären  ist.  Die  Kommassationsgesetz- 
gebung  läuft  in  Oesterreich  ziemlich  parallel  mit  der  Gesetzgebung 
über  Gemeinheitsteilungen. 

Beide  sind  aber  doch  wieder  nur  spezielle  Fälle  des  weiteren 
Begriffes  der  Melioration.  Auch  die  Meliorationen  im  engeren 
Sinne  erfordern  eine  sie  ermöglichende  und  begünstigende  Ge- 
setzgebung und  Verwaltung.  Auf  diesem  Gebiete  ist  in  Oester- 
reich, namentlich  in  den  letzten  Jahrzehnten,  so  manches  geleistet 
worden. 

All  die  bisher  genannten,  einen  gemeinsamen  Charakter  auf- 
weisenden agrarpolitischen  Massnahmen  der  Gesetzgebung  und 
Verwaltung  kann  man  unter  dem  Namen  der  Landeskulturpolitik 
zusammenfassen.  Ihrer  Darstellung  ist  der  erste  Band  dieses 
Werkes  vorzugsweise  gewidmet. 

Derselbe  beschränkt  sich  indessen,    wie  hier  hervorgehoben 
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werden  soll,  nicht  auf  die  eben  genannten  grössten  und  wichtigsten 
landeskulturpolitischen  Reformen ;  ausserdem  sollen  zahlreiche  an- 
dere Gesetze,  die,  wie  das  Forstgesetz,  die  Jagd-,  Feldschutzgesetze 
u.  dergl.,  von  grösserem  oder  geringerem  Einflüsse  auf  die  Lan- 
deskultur sind,  einer  speziellen  Untersuchung  unterzogen  werden, 
soferne  ihnen  grössere  Wichtigkeit  zukommt. 

Die  Landeskulturpolitik  bildet  den  Hauptbestandteil  der  auf 
die  Grundentlastung  folgenden  Gesetzgebungsperiode,  welche  als 
die  Periode  liberaler  Reformen  bezeichnet  werden  kann. 
In  diese  Epoche  fallen  zwar  auch  die  allmähliche  Organisation  des 
landwirtschaftlichen  Kredites,  die  Beseitigung  des  Bestiftungs- 
Zwanges,  des  Bauernerbrechtes,  des  Wucherverbotes ;  diese  Mass- 
regeln sollen  indessen  wegen  ihres  engen  Zusammenhanges  mit 
den  modernen  Bestrebungen  nach  Wiedereinführung  von  Ver- 
äusserungs-,  Teilungs-  und  Verschuldungsbeschränkungen  erst  im 
zweiten  Bande  dieses  Werkes  behandelt  werden. 

Mit  all  den  genannten  Massregeln  bewegt  sich  die  Gesetz- 
gebung immer  noch  in  derselben  Richtung,  welche  sie  mit  der 
Grundentlastung  eingeschlagen  hatte.  Die  aus  der  Feudalzeit 
überkommenen  rechtlichen  oder  faktischen  Verhältnisse  sollen  eine 
rationelle  Umgestaltung  erfahren ;  die  Grundlagen  aber  des  durch 
das  Jahr  1848  geschaffenen  liberalen  Agrarrechtes  werden  durch 
die  in  Rede  stehenden  agrarpolitischen  Eingriffe  der  Staatsgewalt 
nicht  tangiert.  Der  ökonomische  Individualismus  und  Liberalis- 
mus sollen  einerseits  auf  Gebiete  ausgedehnt  werden,  auf  denen 
sie  bisher  noch  nicht  vollständig  herrschten,  andererseits  sollen 
ihre  Auswüchse  da  und  dort  beseitigt  werden. 

Nicht  eine  Reaktion  gegen  die  liberale  Gesetzgebung  in  land- 
wirtschaftlichen Dingen  steht  also  hier  in  Frage.  Auch  dort  nicht, 
wo  es  sich  um  die  Ausübung  eines  gewissen  Zwanges  gegen  den 
Einzelnen  handelt  Vielmehr  soll  das  heute  noch  herrschende 
liberale  Wirtschaftsrecht  ausgebaut  und  ergänzt  werden;  es  wird 
der  Punkt  gesucht,  bis  zu  welchem  dem  Individualismus  freie  Bahir 
gelassen  werden  soll. 

Der  Individualismus,  allein  und  bis  in  die  letzte  Konsequenz 
durchgeführt,  müsste  auch  auf  agrarpolitischem  Gebiete  eine  Reihe 
von  nachteiligen  Wirkungen  haben  und  namentlich  häufig  öko* 
nomische  Massnahmen  verhindern,  deren  Nützlichkeit  von  keiner 
Seite  bestritten  wird.     Die  Notwendigkeit  staatlichen  Eingreifens, 
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eventuell  auch  der  Ausübung  eines  gewissen  Zwanges  auf  Einzelne, 
wird  für  solche  Fälle  allgemein  anerkannt  Selbst  von  den  eif- 
rigsten Vertretern  liberaler  Wirtschaftspolitik. 

Einerseits  handelt  es  sich  dabei  um  solche  Verhältnisse, 
welche  eine  gewisse  rechtliche  oder  wirtschaftliche  Gemeinschaft 
einer  grösseren  Zahl  von  Landwirten,  eine  Abhängigkeit  des  Einen 
von  dem  Anderen  zur  Folge  haben,  bei  denen  daher  das  ab- 
solute Recht  jedes  Einzelnen,  sich  einer  nur  gemeinsam  ausftihr- 
baren  Massregel  zu  widersetzen,  mit  einem  Zwange  gegen  die 
Uebrigen  identisch  ist,  das  geplante  Unternehmen  zu  unterlassen. 
Rechüiche  Freiheit  des  Einen  und  wirtschaftliche  Unfreiheit  der 
Anderen  bedingen  sich  hier  gegenseitig.  Und  niemand  bestreitet 
es  heute  mehr,  dass  die  Letztere  auf  Kosten  der  Ersteren  im  In- 
teresse des  ökonomischen  Fortschrittes  beseitigt  werden  müsse. 
Nur  über  das  Maass  des  gegen  Einzelne  auszuübenden  rechtlichen 
Zwanges  herrschen  Meinungsverschiedenheiten. 

Andererseits  Andet  die  Ausübung  jenes  Zwanges  in  der  Regel 
nur  im  liberalen  Sinne,  d.  h.  zu  Gunsten  von  Massregeln  statt, 
welche  die  wirtschaftliche  Freiheit  des  einzelnen  Landwirtes  steigern. 
Schliesslich  muss  ja  naturgemäss  jede  Reformmassregel,  und  wenn 
sie  die  liberalste  wäre,  gegen  die  bestehenden  Rechte  einen  ge- 
wissen Zwang  ausüben.  Gerade  die  Schaffung  des  liberalen  Agrar- 
rechtes selbst  erfolgte,  wie  wir  sahen,  durch  ein  absolut  zwingen- 
des Gesetz. 

Häufig  ist  es  übrigens  zur  Erreichung  des  Zieles  genügend, 
wenn  der  Staat  (oder  das  Land  u.  s.  w.)  anregend,  fordernd, 
oi^anisierend  in  die  heimische  Landwirtschaft  eingreift,  wenn  er 
—  namentlich  auf  dem  Gebiete  des  Kredit-  und  Versicherungs- 
wesens —  solche  Institutionen  ins  Leben  ruft  und  den  Grund- 
besitzern zur  Verfugung  stellt,  die  den  speziellen  Bedürfnissen 
der  Landwirtschaft  gerecht  werden,  und  wenn  er  eine  Rechts- 
ordnung schafft,  welche  die  Grundbesitzer  in  den  Stand  setzt, 
ihre  ökonomischen  Ziele  im  Wege  des  freien  Vertrages  mit  den 
geringst  möglichen  Reibungswiderständen  zu  verwirklichen. 

So  sind  hier  also  keine  grossen  Prinzipienfragen  zu  ent- 
scheiden ;  wir  befinden  uns  gleichsam  auf  einem  halbwegs  neu- 
tralen Gebiete  der  Agrarpolitik.  Die  Uebelstände,  die  beseitigt  werden 
sollen,  sind,  wenn  auch  meist  nicht  quantitativ,  so  doch  grossen- 
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teils  qualitativ  bekannt.  Die  gesetzlichen  und  administrativen 
Massregeln,  die  getroffen  oder  vorgeschlagen  wurden,  lassen  die 
Grundlagen  der  heutigen  liberalen  Agrarverfassung  intakt,  ja  sie 
bilden  sogar  eine  Vervollständigung  derselben.  Trotzdem  kann 
deren  Zweckmässigkeit  meist  selbst  von  den  Gegnern  des  Libe* 
ralismus  auf  landwirtschaftlichem  Gebiete  nicht  verkannt  werden. 
Wenn  auch  hier  manche  schroffe  Interessengegensätze  zu  Tage 
treten,  wie  namentlich  zwischen  grossem  und  kleinem  Grundbesitze, 
so  bilden  doch  die  hiebei  auftauchenden  Probleme  keine  politi- 
schen Parteifragen. 

Damit  hängt  zusammen,  dass  in  den  Fragen  der  Landeskultur- 
politik die  Feststellung  des  wünschenswerten,  anzustrebenden  Zu- 
standes  (s.  o.  i.  Abschnitt)  in  der  Regel  keine  prinzipiellen  Schwierig- 
keiten bereitet. 

Das  agrarpolitische  Ziel  ist  für  die  im  ersten  Bande  behan- 
delten Materien  im  Grossen  und  Ganzen  ein  gegebenes.  Indem 
wir  die  innere  Zweckmässigkeit  der  betreffenden  Massregeln  unter- 
suchen, gelangen  wir  daher  nicht  nur  zu  hypothetischen,  sondern 
zu  apodiktischen  Urteilen  auf  agrarpolitischem  Gebiete;  zu  Ur- 
teilen, welche  Geltung  beanspruchen  ganz  unabhängig  davon, 
welches  etwa  die  Zukunft  des  Bauernstandes  ist 

B.  Die  Reform  des  bSoerlichen  Besitz-  und  Verschuldungsrechtes. 

Neben  der  bisher  betrachteten,  unmittelbar  an  das  Jahr  1848 
anknüpfenden,  vor  allem  den  landwirtschaftlichen  Betrieb  fördernden 
Richtung  der  österreichischen  Agrarpolitik  macht  sich  seit  etwa 
zwei  Jahrzehnten  immer  deutlicher  und  kräftiger  eine  neue  Strömung 
bemerkbar.  Diese  begnügt  sich  nicht  mit  einer  bloss  anregenden, 
fördernden,  organisatorischen  Thätigkeit  der  Staatsgewalt,  nicht 
mit  der  Statuierung  von  Zwangsrechten  bei  gegenseitigen  ökono- 
mischen Abhängigkeitsverhältnissen;  sie  greift  vielmehr  gerade 
die  liberalen  Grundlagen  der  heutigen  ländlichen  Wirtschaftsver- 
fassung selbst  an,  um  den  bäuerlichen  Besitz  vor  dem  Untergange 
zu  schützen. 

Das  geltende  Agrarrecht,  die  Gleichstellung  des  Landwirtes 
mit  anderen  Unternehmern,  des  Grundbesitzes  mit  dem  Kapitale 
hat,  so  wird  behauptet,  die  Notlage  des  Bauernstandes  verursacht. 
Soll  dem  Letzteren  geholfen  werden,  so  muss  ein  neues  Agrarrecht 
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geschaffen    werden,    das    den    spezifischen   ökonomischen  Eigen- 
tümlichkeiten der  Landwirtschaft  Rechnung  trägt. 

Zwar  soll  an  die  persönliche  Freiheit  des  Bauern  nicht  ge- 
rührt werden ;  auch  von  einer  Wiederherstellung  des  Patrimonial- 
Verhältnisses  wird  nicht  gesprochen.  Frohnden  und  sonstige  Grund- 
lasten bleiben  für  immer  aufgehoben. 

Vielmehr  wendet  sich  die  neue  Richtung  gegen  die  Freiteil- 
barkeit des  bäuerUchen  Grundbesitzes,  wie  sie  in  weiterer  Durch- 
führung des  liberalen  Grundgedankens  in  den  Jahren  1867 — 1869 
verwirklicht  wurde.  Die  Möglichkeit,  Bauerngüter  zu  zerteilen, 
soll  beschränkt  werden ;  zunächst  bei  der  Erbfolge  (Anerben- 
recht), dann  auch  für  den  Verkehr  unter  Lebenden  (Höfe- 
recht). 

Ebenso  wird  die  Freiheit  des  Besitzerwerbes  von  Bauern- 
gütern bekämpft.  Einerseits  verlangt  man  Schutz  gegen  Aufsaugung 
des  Bauemlandes  durch  den  Grossgrundbesitz,  andererseits  soll 
die  Erwerbung  durch  untüchtige  oder  den  Boden  nicht  selbst 
bebauende  Personen  verhindert  werden,  oder  es  soll  sogar  der 
Besitz  des  Gutes  ausschliesslich  der  Familie  des  Bauern  vorbe- 
halten sein  (Heimstätte). 

Die  stärksten  Angriffe  richten  sich  aber  gegen  das  heutige 
Kreditsystem.  An  Stelle  der  Kapitalsverschuldung  wird  als  einzige 
Schnldform  die  Rentenschuld  vorgeschlagen.  Die  Freiheit 
der  Grundbesitzer,  ihren  Boden  in  beliebiger  Höhe  mit  Hypo- 
theken zu  belasten,  soll  beschränkt,  der  Grundbesitz  soll  von  den 
bereits  vorhandenen  Hypotheken  befreit  werden  (Verschul- 
dungsschranken, Rentengüter).  Insbesondere  wird  die 
Beseitigung  oder  doch  Beschränkung  des  sogenannten  Besitz- 
kredites gefordert  (Inkorporation  des  Grundkredites, 
Rentengüter,  Anerbenrecht). 

Die  meisten  dieser  agrarpolitischen  Gedanken  erfordern  zu 
ihrer  Verwirklichung  die  Schaffung  einer  Behördenorganisation, 
welche  das  neue  Agrarrecht  handhabt  Dabei  wird  aber  zumeist 
nicht  an  staatliche  oder  überhaupt  politische  Beamte  gedacht, 
sondern  an  autonome  agrarische  Verwaltungsorgane,  die  durch 
den  zwangsweisen  Zusammenschluss  aller  Grundbesitzer  gewonnen 
werden  sollen  (Lan  d  wirtschaftskammer  n,  Zwangs- 
genossenschaften der  Landwirte). 

Eine  weitere  notwendige  Ergänzung  eines  solchen  Agrar- 
rechtes   müsste    die   Zwangsversicherung   zur   Deckung 
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aller  der  ökonomischen  Bedürfnisse  sein,  für  welche  die  Kredit- 
aufnahme versperrt  werden  soll,  sowie  die  öffentliche  Kre- 
ditvermittlung für  die  erlaubten  Verschuldungszwecke  (In- 
korporation). 

Alle  diese  Reformmassregeln  und  Pläne  hängen  untereinander 
auf  das  Innigste  zusammen.  Sie  können  als  die  zweite  Etappe 
der  s^rarpolitischen  Bestrebungen  in  Oesterreich  unter  der  Be- 
zeichnung der  Reform  des  bäuerlichen  Besitz-  und  Verschuldungs- 
rechtes zusammengefasst  werden  und  sollen  den  hauptsächlichsten 
Inhalt  des  2.  Bandes  dieses  Werkes  bilden. 

Hier  handelt  es  sich,  wie  man  sieht,  nicht  mehr  um  Förderung 
der  landwirtschaftlichen  Produktion,  sondern  um  den  Schutz  einer 
bestimmten  Klasse;  nicht  um  Probleme  des  Betriebes,  sondern 
um  solche  des  Besitzes. 

Damit  hängt  es  zusammen,  dass  die  Fragen  nach  der  freien 
Teilbarkeit,  Veräusserlichkeit,  Verschuldbarkeit  des  Grundbesitzes 
nach  dem  gleichen  Erbrechte  in  Bauerngüter,  nach  der  land- 
wirtschaftlichen Zwangsversicherung,  nach  der  korporativen  Or- 
ganisation des  landwirtschaftlichen  Berufstandes  u.  s.  w.  derzeit 
zumeist  Gegenstand  heftigen  Kampfes  der  politischen  Parteien 
sind.  Ein  ruhiges  objektives  Urteil  ist  deshalb  hier  viel  schwerer 
zu  gewinnen,  als  in  Bezug  auf  die  erste  Gruppe  agrarpolitischer 
Fragen ;  selbst  dann ,  wenn  wir ,  wie  bereits  erwähnt ,  das 
letzte  Ziel,  die  Erhaltung  des  Bauernstandes,  als  ein  gegebenes 
betrachten. 

Zunächst  ist  ein  genügendes  Substrat  zur  Bildung  eines  solchen 
Urteiles  kaum  für  ein  einziges  jener  Probleme  vorhanden.  Denn 
vor  allem  kommt  es  hiefür  darauf  an,  ein  genaues  Bild  von  der  gegen- 
wärtigen Lage  des  Bauernstandes  in  Oesterreich  zu  besitzen,  über 
die  Veränderungen  im  klaren  zu  sein,  die  in  dieser  Hinsicht  statt- 
gefunden haben.  Dann  müssten  die  Ursachen  dieser  Veränderungen 
erforscht,  und  es  müsste  namentlich  festgestellt  werden,  inwieferne 
die  Entstehung  der  vorhandenen  Uebelstände  durch  die  Einführung 
der  modernen,  liberalen  Agrarverfassung  verursacht  oder  doch 
wenigstens  gefordert  worden  ist. 

Man  greift  hier  naturgemäss  in  erster  Linie  zu  dem  gerade 
in  Oesterreich  ziemlich  reich  vorhandenen  statistischen  Materiale; 
und  in  der  That  wird  dieses  ja  auch  fortwährend  zur  Erhärtung 
der  einen  oder  anderen  Behauptung  verwendet.  Wir  werden  da- 
her  zunächst    dieses   Material    auf    seinen  inneren  Wert   prüfen 
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müssen  und  dabei  allerdings  zu  dem  Resultate  kommen,  dass  es 
fast  durchaus  wenig  beweiskräftig  oder  mehrdeutig  ist,  dass  es 
zwar  zur  Verteidigung  einer  politischen  Ansicht,  kaum  aber  zur 
Fundierung  einer  wissenschaftlichen  Ueberzeugung  genügt.  Eine 
der  vielen  und  grossen  Lücken  in  statistischer  Beziehung  wird 
hoffentlich  in  nicht  zu  ferner  Zeit  durch  die  in  Angriff  genommene 
amtliche  Statistik  des  Grundbesitzes  ausgefällt  werden. 

Endlich  handelt  es  sich  hier  mehr  um  Vorschläge  und  Pläne 
för  die  Zukunft,  als  um  legislative  Massregeln  der  Vergangenheit. 
Es  fehlt  daher  meist  die  Möglichkeit,  die  Resultate  der  wissen- 
schaftlichen Untersuchung  an  der  Hand  der  praktischen  Erfahrung 
zu  überprüfen. 

So  wird  der  zweite  Teil  dieses  Werkes  naturgemäss  einen 
viel  stärker  kritischen  Charakter  besitzen  müssen  und  viel  weniger 
positive  Ergebnisse  zu  Tage  fördern  können,  als  der  erste. 

C.  Agrarpolitische  Bestrebungen  infolge  des  Sinkens  der  Produktenpreise. 

Zu  den  beiden  bisher  skizzierten  ist  nun  in  jüngster  Zeit  auch 
in  Oesterreich  noch  eine  weitere  agrarpolitische  Strömung  hin- 
zugetreten. 

Zu  Gunsten  einer  Reform  des  Agrarrechtes  war,  wie  wir 
sahen,  die  drohende  Vernichtung  des  Bauernstandes  unter  der 
Herrschaft  der  liberalen  Agrarverfassung  ins  Feld  gefuhrt  worden. 
Von  einer  Bedrängnis  der  gesamten  Landwirtschaft,  von  einer 
Notlage  auch  der  Grossgrundbesitzer  hat  man  in  Oesterreich  bis 
vor  ganz  wenigen  Jahren  so  gut  wie  nichts  vernommen.  Es  ist 
die  neueste  Phase  agrarpolitischer  Bestrebungen  in  Oesterreich, 
dass  nunmehr  —  dem  deutschen  Beispiele  folgend  —  auch  bei 
uns  Staatshilfe  nicht  nur  für  die  kleinen  und  mittleren,  sondern 
auch  für  die  grossen  und  grössten  landwirtschaftlichen  Betriebe 
gefordert  wird. 

Als  die  ausschlaggebende  Ursache  für  die  »landwirtschaft- 
liche Krisec  wird  —  neben  einigen  minder  wichtigen  Faktoren, 
wie  Steigen  der  Arbeitslöhne,  Anwachsen  der  öffentlichen 
Lasten  —  vor  allem  ein  Moment  angesehen:  das  bedeutende 
Sinken  der  Getreidepreise  in  den  letzten  Jahrzehnten.  Davon 
seien  alle  landwirtschaftlichen  Kreise  gleichmässig  betroffen,  die 
Abhilfe  dagegen  müsse  daher  auch  der  gesamten  Landwirtschaft 
zu  Gute  kommen. 
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Freilich  stimmen  die  Vertreter  dieses  Standpunktes  unterein- 
ander kaum  in  mehr,  als  in  dem  eben  angeführten  Punkte  über- 
ein. Höchstens  noch  darin,  dass  sie  eine  Reduktion  der  Grund- 
steuer im  Verhältnis  zu  dem  seit  der  Grundsteuerregulierung  er- 
folgten Preisrückgange  des  Getreides  fordern. 

Im  Uebrigen  werden  bald  die  auswärtige,  insbesondere  die 
überseeische  Konkurrenz  auf  dem  Cerealienmarkte ,  bald  die  be- 
stehenden Valutaverhältnisse,  bald  der  Zwischenhandel,  bald  die 
Börse  und  das  DifTerenzgeschäft  für  die  niedrigen  Preise  verant- 
wortlich gemacht;  und  demgemäss  wird  von  den  Einen  die 
Schaffung  hoher  Zollschranken,  von  den  Anderen  die  Einführung 
der  Doppelwährung,  oder  die  Errichtung  von  Silos,  die  Aufhebung 
der  Fruchtbörsen  u.  drgl.  vorgeschlagen.  In  ähnlicher  Richtung 
bewegen  sich  die  Anträge  des  Grafen  Kanitz  auf  Monopoli- 
sierung des  Getreidehandels,  des  Bäckers  Till  auf  Monopolisierung 
des  Bäckereigewerbes  durch  den  Staat. 

Bei  der  Behandlung  dieser  Fragen  wird  es  in  erster  Linie 
darauf  ankommen,  das  Phänomen  nach  Intensität  und  Extensität 
festzustellen,  seinen  Ursachen  und  seinen  Wirkungen  auf  die  ver- 
schiedenen landwirtschaftlichen  Bevölkerungsklassen  nachzugehen, 
und  endlich,  zu  den  bisher  durchgeführten  oder  vorgeschlagenen 
Massregeln  Stellung  zu  nehmen.  Dabei  muss  weit  mehr,  als  bei 
den  früher  angeführten  Problemen  auf  die  Rückwirkung  Bedacht 
genommen  werden,  welche  hier  ein  Eingriff  zu  Gunsten  der  Land- 
wirte auf  andere  Volksklassen  haben  könnte. 

Es  handelt  sich  also  hiebei  nicht  mehr  um  ein  rein  agrar- 
politisches,  sondern  um  ein  allgemein  volkswirtschaftliches  Problem. 
Denn  der  Preis  des  wichtigsten  Volksnahrungsmittels  steht  in  Frage. 
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2.  Kapitel.    Die  Regulierung  und  Ablösung  der  Wald- 

und  Weideservituten. 

Litteratur. 

Eine  Litteratur  über  diesen  Gegenstand  giebt  es  eigentlich  so  gut  wie  gar  nicht. 
Die  haaptiSchlichsten  Quellen  för  die  folgenden  Darstellungen  sind  die  Landtagsverhand- 
langen  und  die  den  Landtagen  erstatteten  offiziellen  Berichte;  femer  die  Verhand- 
lungen des  österreichischen  Forstkongresses  aus  den  Jahren  1879,  1880  nnd  1887  nnd 
der  ersten  Wanderrersammlnng  österreichischer  Land-  und  Forstwirte  i.  J.  1872  zu  Linz. 
Das  Erscheinen  des  Ablösnngspatentes  vom  5.  Juli  1853  hat  in  der  österreichischen 
Litteratur  keinerlei  Spuren  hinterlassen.  Es  sei  denn ,  man  betrachte  als  solche  die 
kleinen,  inhaltslosen  Besprechungen  dieses  Gesetzes  durch  Ma/fy  (volkstümliche  Er- 
länterungen  des  kaiserlichen  Patentes  vom  5.  Juli  1853  etc.  Wien  1854);  Sckmiedler 
{Haymerr%  BiCagazin  für  Rechts-  und  Staatswissenschaften,  IX.  Band,  1854  S.  75,  das 
österreichische  Holz-  und  Weideablösungsgesetz  vom  5.  Juli  1853  etc.),  Fierlingtr 
(Zeitschrift  für  mnere  Verwaltung  1858  S.  373),  Kitssling  (daselbst  1859  S.  51).  Ueber  die 
Dorchf&hnmgdes  genannten  Gesetzes  in  den  einzelnen  Kronländern  finden  sich  nur  für  Salz- 
boig  einige  Aufsätze  in  der  Oesterreichischen  Vierteljahresschrift  für  Forstwesen  1887  und 
1889.  Ferner  erfahren  wir  Genaueres  über  die  Servitutenoperationen  in  den  Staatsforsten 
ans  dem  offiziellen,  vom  k.  k.  Ackerbauministerium  herausgegebenen  Werke  Schindler*^ 
>Die  Forste  der  in  der  Verwaltung  des  Ackerbauministeriums  stehenden  Staats^  und 
Fondsgnter«,  Wien  1885  und  1889.  Im  übrigen  sind  wir  auf  kurze,  oberflächliche  Auf- 
sätze in  der  Zeitschrift  für  innere  Verwaltung  (1858,  1859,  1860)  angewiesen  und  auf 
gelegentliche  Bemerkungen  in  den  Jahresberichten  über  die  Thätigkeit  des  k.  k.  Acker- 
banministeriums  (insbes.  1869 — 74)i  ^^nier  in  der  Denkschrift  90esterreichs  Forstwesen 
1848 — 1888«,  Wien  1890,  bei  Dimitz,  Oesterreichs  Forstwesen  und  seine  Entwick- 
lung, Oesterreichisch-Ungarische  Revue  1894,  bei  Angerer,  die  Waldwirtschaft  in  Tirol, 
Bozen  1883  und  bei  Trientl,  die  Waldwirtschaft  in  den  Alpenländem,  insbes.  in  Urol, 
Innsbruck  1893. 

Gesichtspunkte  de  lege  ferenda  giebt  Peyrer  in  seinen  beiden  Werken :  Die  Zu- 
sammenlegung der  Grundstücke  etc.  1873  und  die  Regulierung  der  Grundeigentums^ 
Verhältnisse  1877. 

Für  die  ältere  Zeit  s.  Schopf ,  die  Österreichische  Forstver&ssung,  das  Forstrecht 
aad  die  Forstpolizeif  Wien  1835 ;  derselbe.  Die  Landwirtschaft  in  den  deutschen, 
böhmischen  und  galizischen  Provinzen  des  österreichischen  Kaiserstaates  ,  Wien  1835. 

Allgemeines  über  die  Servitutenfrage  findet  sich  insbesondere  bei  Pfeil,  Anleitung 
ZOT  Ablösung  der  Wald-Servituten ,  3.  Auflage,  Berlin  1854;  Albert ,  Lehrbuch  der 
Forstiervitnten-Ablösung,  Würzburg  1868 ;  Dankelmann,  Die  Ablösung  und  Regelung 
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der  Waldgrundgerecbtigkeiten,    Berlin  1880^1888;    derselbe:  Ueber  die  Grenzen 
des  Servitutsrecbtes  und  Eigentumsrechtes  bei  Waldgrundgerechtigkeiten,  Berlin  1884. 


I.  Abschnitt.  Die  Bedeutung  der  Servitutenfrage  im  allgemeinen. 

L  Verhältnis  von»Grundentlastung€  und  »Grund- 
lastenablösung«. 

Durch  die  sogenannte  »Grundentlastungc  waren,  wie  in  der 
Einleitung  ausgeführt,  vollständig  nur  diejenigen  Rechtsverhältnisse 
zwischen  den  früheren  Unterthanen  und  den  Guts-  oder  Grund- 
herren beseitigt  worden,  bei  welchen  jene  die  Verpflichteten,  diese 
die  Berechtigten  gewesen  waren.  Der  bäuerliche  Grundbesitz 
wurde  von  Frohnden,  Zehenten  und  allen  anderen  Arbeits-,  Na- 
tural- und  Geldverbindlichkeiten  teils  unentgeltlich,  teils  gegen 
Uebernahme  einer  massigen,  zeitlich  begrenzten  Geldrentenver- 
pflichtung befreit. 

Dagegen  bestand  zwischen  Bauern  und  Herrschaften  noch 
eine  zweite  Kategorie  von  Rechtsverhältnissen,  bei  welchen  aber 
die  Rollen  des  verpflichteten  und  berechtigten  Subjektes  entgegen- 
gesetzt verteilt  waren. 

Vielfach  handelte  es  sich  dabei  um  blosse  Gegenleistungen, 
welche  die  früheren  Obrigkeiten  in  unmittelbarer  Beziehung  zu 
den  ihnen  geleisteten  Diensten  zu  prästieren  hatten.  Solche  Gegen- 
leistungen wurden  in  ganz  konsequenter  Weise  bei  der  Ermittelung 
des  reinen  Wertes  der  abzulösenden  unterthänigen  Schuldigkeit 
in  Abrechnung  gebracht,  waren  also  nach  Durchführung  der  Grund- 
entlastung durchaus  beseitigt. 

Viel  wichtiger  waren  jedoch  diejenigen  obrigkeitlichen  Ver- 
pflichtungen, welche  von  einer  Leistung  des  Unterthanen  unab- 
hängig gewesen  waren.  Einige  von  ihnen  Helen  infolge  der 
Grundentlastung  ohne  jede  Entschädigung  weg.  Es  waren  das 
im  Allgemeinen  solche  Lasten ,  welche  direkt  Ausfluss  des 
obrigkeitlichen  Verhältnisses  gewesen  und  daher  auch  unter- 
schiedslos allen  Unterthanen  zu  Gute  gekommen  waren.  So  die 
Verpflichtung  zur  Unterstützung  der  ehemaligen  Unterthanen  mit 
Vorschüssen  an  Samenkorn,  Bauholz  u.  s.  w.,  zu  Beiträgen  für 
Wundärzte   und  Hebammen,    för  die  Armenversorgung  u.  dergl. 
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NamentUch  wurde  hieher  auch  die  Pflicht  der  Gutsherren  ge- 
rechnet, die  Gebäude  aller  Unterthanen  oder  gewisser  Klassen 
derselben  (der  nicht  eingekauften)  in  gutem  Bauzustande  zu  erhalten; 
eine  Pflicht ,  welche  insbesondere  in  den  nordwestlichen  Kron- 
ländem  wirtschaftlich  mit  den  Forstservituten  (s.  u.)  auf  einer 
Stufe  stand. 

Von  weitaus  grösster  ökonomischer  Bedeutung  war  aber  der 
anentgeltliche  Wegfall  der  sogenannten  kleinen  Forstnutzungen 
(Holzklauben,  Laubrechen,  Stockroden  u.  dgl.)  in  den  herrschaft- 
lichen Waldungen;  das  Recht  dazu  stand  in  allen  Ländern  den 
armenHintersassenzu^).  Die  Beseitigung  dieses  Rechtes,  soweit  es  sich 
nicht  als  eine  auf  privatrechtlichem  Titel  beruhende  Servitut  dar- 
steUe,  hat  ganze  Klassen  der  ländlichen  Bevölkerung,  u.  z.  gerade 
die  ärmsten ,  arg  geschädigt ,  ihnen  eine  wesentliche  Grundlage 
ihrer  Existenz  geraubt. 

Endlich  enthielt  das  Grundentlastungspatent  des  Jahres  1849 
auch  die  unentgeltliche  Aufhebung  der  wechselseitigen  Brach- 
und  Stoppelweide. 

Die  sonstigen  Belastungen  herrschaftlicher  Grundstücke  zu 
Gunsten  der  früheren  Unterthanen  blieben  dagegen  von  der  Grund- 
entlastung unberührt.  Es  waren  das  insbesondere  die  Nutzungs- 
rechte, welche  den  Bauern  oder  ganzen  Gemeinden  kraft  der 
Landesverfassung  oder  spezieller  Rechtstitel  an  obrigkeitlichen 
Wäldern  und  Weidegründen  zustanden.  Und  gleichartig  mit  diesen 
Nutzungsrechten  war  eine  grosse  Zahl  anderer,  welche  nicht  guts- 
herrliche, sondern  landesfiirstliche  Wälder  und  Weidegebiete 
belasteten. 

2.  Hervorragende  Bedeutung  der  Servituten- 
frage für  viele  Kronländer. 

Die  auf  diese  Grundgerechtigkeiten  bezügliche  Operation,  die 
sogenannte  »Grundlastenregulierung  und  -Ablösung«,  pflegt  in  ihrer 
Bedeutung  sehr  unterschätzt  zu  werden.  Neben  der  »Grundent- 
lastung«, der  ja  im  Allgemeinen  zweifellos  die  grössere  soziale 
Wichtigkeit  zukommt,  hat  sie,  wie  wir  sahen,  in  der  Litteratur 
fast  gar  keine  Beachtung  gefunden. 

Sehr  mit  Unrecht.  Nicht  nur,  dass  die  Lösung  der  Servi- 
tutenfrage unvergleichlich  grösseren  technischen  Schwierigkeiten 
begegnete,  als  die  Beseitigung  der  unterthänigen  Dienste  und  Ab- 

i)  Schopfs  ForstYcrfassung  II,  S.  95,  123. 


3  g  Die  Regulierung  und  Ablösung  der  Wald-  und  Weideservituten. 

gaben,  so  sind  in  manchen  Kronländern  die  ökonomischen  In- 
teressen, um  die  es  sich  bei  der  Grundlastenablösung  handelt, 
vielleicht  noch  bedeutsamer  und  allgemeiner,  als  bei  der  Grund- 
entlastung. Durfte  doch  ein  so  bedeutender  Kenner,  wie  Peyrer, 
sagen  ^):  »Kaum  irgend  eine  andere  Reform  hat  so  tief  in  die 
sozialen  und  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  Bevölkerung  einge- 
griffen (sc.  als  die  Servitutenoperation) ;  keine  einzige,  selbst  nicht 
die  Grundentlastung,  hat  so  viele  Umgestaltungen  der  Besitzver- 
hältnisse hervorgerufen,  wie  diese;  derEinfluss  der  Verhandlungen 
auf  die  gesamte  Landwirtschaft,  insbesondere  auf  die  Forstwirt- 
schaft, ist  ein  sehr  bedeutender.« 

Diese  Behauptung  mag  zunächst  vielleicht  überraschen,  und 
ihre  volle  Begründung  kann  sie  auch  erst  später  erhalten.  Aber 
Einiges  lässt  sich  doch  schon  hier  anführen,  was  jenen  Satz  be- 
greiflicher machen  wird. 

a.  Um  f  ang  der  »Einfo  r  s  t  ungen«,  namentlichin 
den  Alpenländern  und  Galizien.  ') 

Vor  Allem  hatten  die  »Einforstungen«  und  die  Weiderechte 
der  Bauern  auf  landesherrlichem  und  grundherrlichem  Boden  nament- 
lich in  den  Alpenländern  und  in  Galizien  einen  ausserordentlichen 
Umfang.  Speziell  in  den  Alpen  hat  es  vor  dem  Jahre  1853  nur 
sehr  wenige  ganz  servitutsfreie  Forste  gegeben,  während  in  Böhmen, 
Mähren  und  Schlesien  die  Dienstbarkeiten  vergleichsweise  eine 
geringere  Rolle  spielten  und  schon  vor  der  Mitte  unseres  Jahr- 
hunderts vielfach  abgelöst  worden  waren'). 

Allerdings  fehlt  es  uns  an  genauen  Daten  über  die  Ausdehnung 
der  mit  solchen  Servituten  belasteten  Flächen  vor  Beginn  der 
Ablösungsoperation  *). 

Was  speziell  Wälder  anbelangt  —  neben  welchen  aber  noch 
Alpen  und  Weiden  in  Betracht  kommen  —  so  liegt  eine  Schätzung 
vor,  wonach  sich  jene  Operation  auf  etwa  2  Mill.  Hektar  Forste 
erstreckt  hätte,  also  auf  ^/6  der  gesamten  Waldfläche  Oesterreichs  **). 


i)  Regelung  der  Grundeigentumsverhältnisse  S.  187. 

2)  Vgl.  zum  Folgenden  den  Exkurs  am  Schlüsse  des  Kapitels. 

3)  Wesstly,  Forstliches  Jahrbuch  1881. 

4)  In  Steiermark  soll  der  belastete  Waldgrund  504  045  Joch,  der  belastete  Weide- 
grund 134  582  Joch  betragen  haben,  zusammen  638  582  Joch.  (Landtag  1883  Beil.  J. 
des  Rechenschaftsberichtes.) 

5]  Dimitt^  Oesterreichs  Forstwesen  und  seine  Entwickelung  a.  a,  O. 


Die  Bedeutung  der  Serviiutenfrage  im  allgemeinen. 


39 


Aber  auch  gegenwärtig,  nach  Beendigung  der  Ablösungs. 
Operation,  haben  noch  immer  die  mit  Servituten  belasteten  Wald- 
flachen  eine  sehr  grosse  Ausdehnung.  Die  diesbezüglichen  sta- 
tistischen Daten  des  Ackerbauministeriums  sind  zwar  durchaus 
nicht  zuverlässig,  aber  einen  beiläufigen  Anhaltspunkt  geben  sie 
immerhin.  Scheidet  man  die  belasteten  Gemeindewälder  aus,  bei 
denen  in  der  Regel  nicht  Servituts-,  sondern  Gemeinschaftsver- 
hältnisse vorliegen  dürften,  so  ergibt  sich  für  das  Jahr  1895  folgen- 
des Bild : 


■ 

Gesamte 
Wald- 

davon  mit  Servituten  belastet 

Länder 

Reichs- 

Privat- 

Zu- 

in 

aiche 

forste 

forste 

sammen 

Prozenten 

der  Wald- 
fläche 

in   Hektaren 

Nicder>Oesteiracli 

681495 

23 

4024    ; 

4047 

0,6 

Ober-Oesterreich 

407  758 

57309 

26829 

84138 

20,6 

Salzburg 

23 1  889 

X I  5  826         27  805 

143631 

61,9 

Tirol  und  Vorarlberg 

I  109131 

1 03  356       22  1 1 98 

324  554 

20,9 

Steiermark 

I  075x41 

52105 

59294 

"1399 

10,3 

Kärnten 

456  87 1 

20532 

1 48  887 

169  419 

37.1 

Krain 

442309 

2964 

45512 

48476 

10,9 

Küstenland 

233  7 13 

3152 

287 

3  439 

1.5 

Dadmatien 

38 1  790 

2880 

31596 

34476 

9.0 

Böhmen 

I  507  325 

26315 

26315 

1,8 

Mahren 

609993 

— 

22  023 

22023 

3,6 

Schlesien 

174  HO 

— 

5  755 

5  755 

3.3 

Galizien 

2  Ol  9  700 

135337 

326  636 

46 1 973 

24,8 

Bukowina 

451 195 

— 

— 

Zusammen 

9  782  420 

493  484 

946 161 

I  439  645 

14.7 

Trotz  der  erfolgten  Ablösungen  scheint  also  heute  noch  der 
belastete  Waldbesitz  ungefähr  1,4  Millionen  Hektar  oder 
14,7  %  des  gesamten  Waldbestandes  zu  betragen.  Doch  sind  diese 
Zahlen,  wie  gesagt,  mit  grosser  Reserve  aufzunehmen. 

Noch  weniger,  als  über  die  belasteten  Grundstücke,  wissen 
wir  über  die  Zahl  und  die  Ausdehnung  der  Servitutsberechtigten 
Bauerngüter ;  und  daraufkäme  es  vom  agrarpolitischen  Standpunkte 
in  erster  Linie  an.  Aber  eine  ungefähre  Vorstellung  erlangt  man 
schon,  wenn  man  weiss,  dass  z.  B.  im  grössten  Teile  Salzburgs, 
femer  in  dem  oberösterreichischen  und  steiermärkischen  Salz- 
kammergute alle  Bauernhöfe,  ja  sogar  zum  Teile  die  walzen- 
den Grundstücke  und  die  sogenannten  Zulehen  »eingeforstet« 
waren,  d.  h.  dass  sie  mit  ihrem  Bedarf  an  Brenn-,  Bau-  und  Werk- 
hok  an  den  herrschaftlichen  Forst  gewiesen  waren  und  überdies 
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Weiderechte  in  diesem  und  den  herrschaftlichen  Alpen  besassen. 
Und  auch  in  den  anderen  Alpengebieten  und  in  Galizien  waren 
derartige  Nutzungsrechte  zwar  nicht  eine  so  ausnahmslose,  aber 
doch  die  allgemeine  Regel.  Diese  Servituten  mussten  überall 
dort  von  ganz  hervorragender  ökonomischer  Bedeutung  sein,  wo 
nicht  genügend  private  oder  Gemeindeweiden  für  den  bäuerlichen 
Wirtschaftsbetrieb ,  der  ja  in  erster  Reihe  auf  Viehzucht  basiert, 
vorhanden  waren.  Das  traf  aber  in  den  genannten  Kronländem 
sehr  häufig  zu. 

b.  Die  Servituten  frage  —  eine  soziale  Frage 
in  den  Ländern  der  Grundherrschaft  und  in  Ga- 
lizien. 

Ueberdies  hatte  sich  die  Servitutenfrage  in  den  Alpenländern 
und  in  Galizien  um  die  Mitte  des  Jahrhunderts  in  ähnlicher  Weise 
zu  einer  sozialen  Frage  zugespitzt,  wie  die  Frage  der  ländlichen 
Arbeitsverfassung  in  den  Sudetenländern,  in  Galizien  und  zum 
Teile  in  Niederösterreich. 

In  den  zuletzt  genannten  Gebieten  war  im  Laufe  der  letzten 
Jahrhunderte  die  ursprüngliche  Grundherrschaft  zu  einer  Gutsherr- 
schaft ^)  fortgeschritten,  also  zu  einem  landwirtschaftlichen  Grossbe- 
triebe mit  unterthäniger  Arbeitsverfassung.  Hier  war  der  eigent- 
liche Sitz  der  revolutionären ,  auf  Beseitigung  der  Frohnden  ge- 
richteten Bewegung  des  Jahres  1848  gewesen. 

In  den  Alpenländern  herrschten  dagegen  sicherlich  wesent- 
lich andere  Verhältnisse  ob.  Dies  darf  man  behaupten,  trotzdem 
bezüglich  der  agrarischen  Zustände  jener  Länder  im  vorigen  und 
in  der  ersten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts  gegenwärtig  noch  fast 
vollständiges  Dunkel  herrscht. 

In  Oberösterreich,  Salzburg,  Tirol,  Vorarlberg,  Steiermark, 
Kärnten  und  Krain  hat  jene  Ausbildung  der  Grundherrschaft  zu 
einer  Gutsherrschaft  im  Allgemeinen  wohl  nicht  stattgefunden. 
Die  Grundherrschaften  waren  entweder  auf  einer  früheren  Stufe 
der  Entwicklung  stehen  geblieben,  oder  sie  hatten  sich  in  eine 
Art  von  blossem  Rentenbezugsrecht  umgewandelt,  das  oft  nicht 
einmal  an  einen  bestimmten  Grundbesitz  geknüpft  war.  Die  Grrund- 
herren  forderten  wohl  nur  als  Dorf-  und  Gerichtsherren,  für  per- 
sönliche Bedürfnisse,  —  Reisen,  Jagd  u.  dergl.  ^  sowie  ftir  die 
Bewirtschaftung  ihrer  ausgedehnten  Waldungen  gewisse   Robot- 

i)  Ueber  diesen  Unterschied  s.  Knappe  Die  Bauernbefreiung  etc.,  Grünbirg  1.  c. 
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leistungen  ihrer  Unterthanen.  Diese  Dienste  übermässig  zu  steigern, 
hatten  sie  gar  kein  ökonomisches  Interesse ;  es  fehlte  ja  die  wirt- 
schaftliche Verwendung  dafür,  nämlich  der  landwirtschaftliche 
Grossbetrieb. 

Der  Schwerpunkt  der  Bauernfrage  lag  deshalb  fiir  diese 
Länder  der  Grundherrschaft  nicht  in  der  Beseitigung  der  Frohnden, 
sondern  in  zwei  anderen  Momenten.  Das  eine  waren  die  drücken- 
den grundherrlichen  Geld-  und  Naturalabgaben  —  Zehente,  Ver- 
änderungsgebühren u.  s.  w.  Sie  wurden,  wie  wir  sahen,  zugleich 
mit  der  Robot  abgeschafft. 

Das  andere  war  die  Servitutenfrage.  Um  jedoch  diese  Phase 
des  erbitterten  Kampfes  zu  begreifen,  den  Grund-  oder  Landes- 
herren und  Bauern  seit  Jahrhunderten  um  Wald  und  Weide 
führten,  müssen  wir  versuchen,  wenigstens  in  allgemeinen  Zügen 
ein  Bild  von  der  Entstehung  der  fraglichen  Wirtschafts-  und 
Rechtsverhältnisse  zu  entwerfen. 


2.  Abschnitt.    Historische  Skizze  über  die  Entstehung  der 
AVald-  und  Weide-Servituten  in  Oesterreich. 

Leider  stossen  wir  hier  auf  den  bereits  beklagten  gänzlichen 
Mangel  an  wirtschaftshistorischen  Arbeiten  in  Oesterreich.  Wir 
müssen  uns  damit  begnügen,  die  Resultate  der  Forschungen  von 
Maurer,  Meitzen,  Lamprecht  u.  A.  analog  auf  Oesterreich 
anzuwenden.  Erleichtert  wird  dies  durch  die  zahlreichen  Aus- 
blicke, welche  das  jüngste  WerkMeitzen's')  auch  auf  die  öster- 
reichischen Agrarverhältnisse  bietet. 

I.  LandesherrlichesEigentum  am  unkultivierten 
Lande  in  Eroberungsgebieten. 

Das  Eigentum  der  Grund-  oder  Landesherren  an  Wald  und 
Weide  bei  gleichzeitiger  Nutzung  durch  die  Bauern  dürfte  in  Oester- 
reich mehrfachen  Ursprungs  sein'). 

Im  Gegensatz  zu  den  ursprünglichen  deutschen  Ansiedlungs- 


i)  Afeitun,  Siedelung  und  Agrarwesen  der  Westgennanen  und  Ostgermanen  etc. 
Berlin  1S95.    S-  üisbesondere  Bd.  I,  S.  162  ff.  und  S.  164  ff. 

2)  Selbstverständlich  wird  im  Folgenden  nur -von  den  häufigsten  Entstellungsur- 
sachen der  Servituten  gehandelt.  Dass  daneben  hie  und  da  solche  Nutzungsrechte 
durch  privatwirtschaftUchen  Vertrag,  Ersitzung  u.  s.  w.  entstanden  sein  können,  braucht 
katim  eist  erwähnt  zu  werden. 
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gebieten,  wo  die  eigentlichen  Marken  als  Ueberreste  des  alten 
Volklandes  den  nicht  anderweitig  in  Besitz  genommenen  Boden 
umfassten,  scheinen  in  dem  Eroberungs-  und  Kolonisationslande 
die  herrenlosen,  unkultivierten  Gründe  in  der  Regel  als  Eigentum 
der  Könige  oder  Herzoge  gegolten  zu  haben. 

Deshalb  waren  aber  die  Ansiedler  durchaus  nicht  von  Wald 
und  Weide  ausgeschlossen.  Die  bäuerliche  Wirtschaft  hätte 
ohne  Nutzungen  auf  unkultiviertem  Boden  in  der  älteren  Zeit 
noch  weniger  bestehen  können,  als  jetzt.  Andererseits  besassen  aber 
solche  Nutzungen  damals  keinen  oder  doch  nur  sehr  geringfügigen 
Tauschwert.  Ihre  Rechtsform  mag  verschieden  gewesen  sein ;  bald 
entstanden  wahre  Servituten  durch  Verleihung  oder  Ersitzung, 
bald  dürften  nur  Prekarien  oder  sogar  rechtswidrige  Akte  vor- 
gelegen haben. 

Der  Landesherr  behielt  aber  in  der  Regel  die  ausgedehnten 
unbebauten  Flächen  nicht  für  sich.  Er  vergab  sie  an  weltliche 
und  geistliche  Grundherren  oder  stattete  damit  die  in  das  Land 
gerufenen  Kolonistengemeinden  aus.  So  erhielten  Waldungen, 
Weideländereien  und  Oeden  schon  frühzeitig  teils  den  Charakter 
von  Sondereigen  des  Grundherrn,  teils  den  von  Almenden  (Meitze  n 
a.  a.  O.),  wobei  nicht  ausgeschlossen  ist,  dass  der  Landesherr 
einen  Teil  jener  Ländereien  in  eigenem  Privatbesitze  behielt. 

2.Kampf  zwischen  Grundherren  und  freien  Ge- 
meinden um  das  Eigentum  an  der  Almende, 

Gehen  wir  zunächst  auf  das  Schicksal  der  Dorfmarken  in 
den  freien  Gemeinden  näher  ein.  Zum  Teile  haben  sie  sich  ja 
bis  in  unsere  Zeiten  erhalten.  Häufig  fielen  sie  aber  mächtig  ge- 
wordenen Grundherren  zum  Opfer.  Sicher  ist,  dass  die  letzteren 
seit  dem  lo.  und  ii.  Jahrhundert  in  Deutschland  einen  steten 
Kampf  um  die  gemeine  Mark  und  um  die  Almende  führten,  und 
dass  es  ihnen  in  weitem  Umfange  —  meist  mit  Unterstützung 
durch  die  Landesherren  —  gelang,  die  freien  Bauernschaften  immer 
mehr  aus  Wald  und  Weide  zu  verdrängen,  die  gemeine  und  die 
Dorfmark  ganz  oder  teilweise  an  sich  zu  bringen. 

Dieser  Prozess  wurde  namentlich  durch  zwei  Momente  sehr 
befördert:  durch  den  allgemeinen  Verfall  des  genossenschaft- 
lichen Geistes  und  durch  das  Erstarken  der  grundherrlichen  Ge- 
walt. Dazu  kamen  noch  die  königlichen  oder  doch  auf  könig- 
liche   Bewilligungen    zurückzuführenden    Inforestation  en, 
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d.  h.  die  Bannlegung  der  Markenwälder  zunächst  bloss  für  die 
Zwecke  der  Jagd-  und  Wildhegung.  später  aber  auch  für  die  Aus- 
übung der  Forstpolizei,  endlich  für  die  Bewirtschaftung  und  Be- 
nützung der  Forste. 

Kein  Zweifel ,  dass  diese  beständige  Einschränkung  des 
gemeinen  Landes  einen  Fortschritt  vom  Standpunkte  der  Landes- 
kultur bedeutete;  denn  erst  dadurch  wurde  in  den  arg  verwüsteten 
Markwäldern  eine  rationelle  Bewirtschaftung  eingerichtet.  Aber 
zugleich  bildete  gerade  der  Kampf  um  Wald  und  Weideland,  um 
Jagd  und  Fischfang  eine  der  wesentlichsten  Ursachen  der  Bauern- 
kriege des  16.  Jahrhunderts.  Und  nachdem  diese  Aufstände  blutig 
unterdrückt  worden  waren,  konnte  den  Expansionsgelüsten  der 
Grundherren  noch  weniger  wirksam  Widerstand  geleistet  werden, 
als  vorher. 

Die  bäuerlichen  Nutzungen  an  grundherrlich  gewordenen 
Wäldern  und  Weiden  blieben  aber  meist  fortbestehen.  Sie 
zu  vermindern  oder  gar  aufzuheben,  dazu  bestand  zunächst 
in  der  Regel  keine  Veranlassung.  Bei  dem  grossen  Wald- 
überfluss,  der  spärlichen  Bevölkerung  der  damaligen  Zeit  be- 
sassen  die  Forstprodukte  und  schon  gar  die  Weide  für 
den  Grundherrn  wenig  Wert;  besonders  da  letzterer  durch  die 
hohen  Fällungs-,  Bringungs-  und  Transportkosten  des  Holzes  meist 
aufgezehrt  wurde.  Nicht  so  sehr  die  Nutzungen  waren  das  haupt- 
sächlichste Motiv  für  die  Inforestationen  gewesen,  als  vielmehr 
der  Jagd-  und  Wildbann,  sowie  die  erhöhte  soziale  und  politische 
Macht,  welche  mit  grö.sserem  Grundbesitz  verbunden  war. 

Dort,  wo  die  Landesherren  es  frühzeitig  verstanden,  die  Grund- 
herrschaften politisch  zurückzudrängen,  wie  z.  B.  in  Salzburg, 
waren  es  die  ersteren  selbst,  die  sich  durch  Einforstungen  oder 
durch  Geltendmachung  des  königl.  Forstreservates  (s.  u.)  in  den 
Besitz   und  Genuss    von  Wald  und  Alpen    zu  setzen  verstanden. 

So  verwandelte  sich  das  frühere  Eigentum  der  Dorfgenossen 
vielfach  in  eine  blosse  Nutzung  an  Wald  und  Weide,  während 
die  Bewirtschaftung  immer  ausschliesslicher  in  die  Hand  des  Grund- 
oder Landesherrn  überging. 

Infolge  der  Reception  des  römischen  Rechtes 
und  des  Bestrebens  der  Juristen,  die  vielgestaltigen  vorhandenen 
Rechtsverhältnisse  unter  die  festen  römischen  Begriffe  zu  subsu- 
mieren,  wurde   fast    überall   den  Grund-    und  Landesherren  das 
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Eigentum  am  Boden  zugesprochen  und  das  Nutzungsrecht  der 
Gemeinde  oder  ihrer  einzelnen  Genossen  als  römisch-rechtliches 
jus  in  re  aliena  angesehen,  obwohl  diese  Rechtskategorie  offen- 
bar für  die  Verhältnisse  gar  nicht  passte,  auf  die  sie  angewendet 
wurde.  Denn  weder  lag  immer  ein  praedium  domin  ans  vor,  noch 
auch  bildete  dessen  Bedürfnis  stets  die  Grenze  der  Nutzung.  Auch 
der  Satz :  servitus  in  faciendo  consistere  nequit  konnte  auf  die 
in  Rede  stehenden  Grundlasten  keine  Anwendung  finden.  Aber 
all  dies  hinderte  die  Grund-  und  Landesherren  nicht,  sich  des  rö- 
mischen Rechtes  und  seiner  BegriflTe  zu  bedienen,  wo  es  ihr  Vor- 
teil erheischte. 

Die  skizzierte  Entwicklung  fand  natürlich  weder  überall  noch 
gleichmässig  statt.  Viele  Gemeinden  wussten  sich  im  Besitze  ihrer 
Almende  zu  behaupten,  ja  sogar  die  Umwandlung  von  ursprüng- 
lich grundherrlichem  Eigentum  in  das  der  Bauernschaften  mag  da 
und  dort  vorgekommen  sein;  und  die  so  erhaltenen  oder  ent- 
standenen Gemeinschaftsgüter  bestehen  grossen  Teils  auch  heute 
noch  fort  (s.  das  3.  Kapitel). 

3.  Aehnliche  Vorgänge  in  den  grundherr- 
lichen Gemeinden. 

Hatten  wir  im  Vorstehenden  auch  in  erster  Linie  den  Kampf 
der  freien  Dorfmarkgenossenschaften  mit  den  benachbarten  Grund- 
herren im  Auge,  so  gilt  das  Gesagte  im  Wesentlichen  doch  auch 
fiir  die  unterthänigen  Gemeinden ;  sei  es,  dass  dieselben  schon 
ursprünglich  auf  grundherrlichem  Boden  entstanden  und  mit  einer 
Almende  dotiert  worden  waren,  sei  es,  dass  anfangs  freie  Gre- 
meinden  später  einem  Dominium  unterworfen  wurden. 

Denn  auch  für  die  grundherrlichen  Gemeinden  wäre  es  ver- 
fehlt, das  Rechtsverhältnis  an  der  gemeinen  Dorfmark  dahin  zu 
präzisieren,  dass  der  Grundherr  daran  das  Eigentum  (oder  auch 
nur  das  Obereigentum),  die  Gemeinde  eine  Servitut  oder  ein 
Untereigentum  besessen  habe.  Solches  könnte  höchstens  für  die 
Zeit  gelten,  da  sich  ein  Hofrecht  noch  nicht  entwickelt  hatte. 
Als  dieser  neue  Rechtskreis  aber  entstanden  war,  da  behielt  zwar 
der  Grundherr  das  volle  landrechtliche  Eigentum  an  der  Almende, 
allein  die  Bauernschaft   hatte    daran    dorfrechtliches  Eigentum  ^). 


i)  HeusUrt  Institutionen  des  deutschen  Privatrechtes  I,  S.  284  ff. 
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Sie  hatte  das  Recht,  über  die  Verwaltung  und  Benützung  des 
gemeinen  Waldes,  der  gemeinen  Weide  zu  verfugen,  sie  konnte 
die  Nutzungen  ausdehnen  oder  einschränken;  sie  entschied  im 
Hofgerichte  über  Markstreitigkeiten  und  Markfrevel. 

Auch  hier  entspann  sich  daher  später  ein  heisser  Kampf 
um  das  volle  Eigentum  an  der  Dorfmark ;  und  es  ist  begreiflich, 
dass  er  hier  noch  häufiger  als  bei  den  freien  Gemeinden  mit  dem 
Siege  des  Grundherrn  endete,  mit  der  Vernichtung  genossen- 
schaftlicher Verwaltung,  mit  der  Verwandlung  des  hofrechtlichen 
Eigentums  in  blosse  Nutzungsrechte  an  fremdem  Boden  ^). 

4.  Landesherrliches  Forstregal  und  Waldre- 
servat. 

Von  besonderer  Bedeutung  für  die  Entstehung  von  Wald- 
und  Weideservituten  war  aber  in  Oesterreich,  speziell  in  den  Alpen- 
ländem,  ein  Moment,  das  bisher  nur  gestreift  wurde:  die  Aus- 
nutzung des  landesherrlichen  Forstregales,  das  namentlich  in  den 
Wald-  und  Bergordnungen  des  16.  Jahrhunderts  zu  Gunsten  der 
fürstlichen  Bergwerke  ausgesprochen  worden  war. 

Die  Letzteren  bildeten  zu  jener  Zeit  die  vornehmste  Einnahms- 
quelle der  Landesherren.  Indes  erforderte  sowohl  der  Abbau 
von  Salz,  Kohlen,  Eisen,  als  auch  die  weitere  Verarbeitung  dieser 
Mineralien  grosse  Holzquantitäten,  die  bei  den  unentwickelten 
Kommimikations-  und  Transportverhältnissen  ökonomisch  nur  aus 
den  Holzüberschüssen  der  zunächst  gelegenen  Forste  bezogen 
werden  konnten.  Kraft  ihres  Obereigentums  über  den  Wald  — 
wozu  sich  ihre  Forsthoheit  allmählich  verdichtet  hatte  —  erklärten 
darum  die  Fürsten,  die  zur  Deckung  des  Bedarfes  nötigen  Wal- 
duogen in  die  eigene  Verwaltung  zu  übernehmen,  ohne  sich  da- 
bei um  die  bisherigen  Besitzverhältnisse  viel  zu  kümmern.  Da 
aber  die  Landwirtschaft  ohne  die  Weide  im  Walde,  ohne  den 
Holz-  und  Streubezug  aus  demselben  nicht  betrieben  werden 
konnte,  so  wurden  gleichzeitig  die  Hintersassen  i eingeforstet« ; 
d.  h.  sie  erhielten  das  Recht,  sich  den  Bedarf  ihres  Gutes  an  Bau-, 


i)  Später  als  in  den  anderen  österreichischen  Ländem  hat  sich  in  Galizien  die 
Entwicklnng  des  grundherrlichen  Aufsichtsrechtes  üher  die  Gemeindegründe  zu  Eigen- 
tum an  diesen  vollzogen.  Die  Konfiskation  der  Gemeindewälder  und  -weiden  scheint 
VB  Zeit  der  Josefinischen  Reformen  begonnen  zu  haben  und  teils  im  Jahre  1848,  teils 
sogar  erst  gelegentlich  der  Servitutenablösung  beendigt  worden  zu  sein.  S.  darüber 
die  erregten  Debatten  im  galizischen  Landtage  1861,  S.  298  bis  368,  1865/6  S.  1013  ff. 
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Brenn-  und  Werkholz,  an  Boden-  und  Aststreu  aus  dem  Walde 
zu  holen,  diesen  mit  ihrem  Vieh  zu  beweiden.  Die  allgemeine  sub- 
sidiäre Einforstung  nach  Hausnotdurft  bildete  das  notwendige  Kor- 
relat zum  Forstregal. 

Ja  das  fürstliche  Waldreservat  erstreckte  sich  schliesslich 
sogar  auf  solche  Waldgrundstücke,  welche  nachweislich  Sonder- 
eigen einzelner  Personen  waren.  Jenes  Privileg  bestand  einerseits 
in  dem  landesherrlichen  Vorkaufsrechte  für  das  aus  diesen  Wäldern 
zu  veräussernde  Holz,  andererseits  in  der  Verpflichtung  jedes 
Unterthanen,  dem  Landesherrn  für  die  Zwecke  des  Salz-  und 
Bergbaues  alles  über  die  häuslichen  Bedürfnisse  entbehrliche  Holz 
gegen  eine  billige  Abgabe  (Stockrecht)  zu  überlassen. 

So  erklärte  die  Waldordnung  des  Erzbischofs  von  Salzburg, 
Matthäus  Lang  im  Jahre  1524  alle  Hoch-  und  Schwarzwälder,  die 
noch  »freistehende  Sachenc  waren,  als  Kammergut;  sofern  sie 
aber  Eigentum  waren,  als  mit  dem  Reservat  für  Bergzwecke  be- 
lastet. Dagegen  musste  der  Landesherr  für  die  Holzversorgung  der 
Insassen,  soweit  nötig,  aus  seinem  Walde  aufkommen. 

Die  im  Jahre  1553  erlassene  Bergordnung  Ferdinands  I.  für 
Nieder-  und  Oberösterreich  (mit  Ausnahme  des  Wienerwaldes) 
Steiermark,  Kärnten  und  Krain  präzisierte  das  zum  Teile  schon 
früher  eingeführte  Waldreservat  und  bestimmte,  dass  alle  Schwarz- 
und  Hochwälder  in  Gegenden,  wo  Bergwerke  vorkommen  oder 
in  Zukunft  aufgeschlossen  werden,  auf  Grund  des  Hoheitsrechtes 
als  landesfurstliches  Kammergut  anzusehen  sind.  Auch  alle  übrigen 
Wälder,  welche  Eigentum  von  Klöstern,  Gemeinden  oder  Privaten 
waren,  wurden  als  Montan-Reservate  behandelt,  d.  h.  für  den  Holz- 
bedarf der  landesfürstlichen  Bergwerke  vorbehalten.  Dagegen  war 
jeder  Unterthan,  der  keinen  eigentümlichen  Wald  besass,  mit  seinem 
Holz-,  Streu-  und  Weidebedarf  eingeforstet.  Das  landesfürstliche 
Regal  und  Reservat  wurde  später  in  zahlreichen  Wald-  und  Berg - 
Ordnungen  wiederholt. 

Die  Ausübung  dieses  Nutzungsrechtes  erfolgte  bald  unentgelt- 
lich, bald  gegen  bestimmte  Taxen  (Salzkammergut,  Salzburg),  auch 
hie  und  da  gegen  Naturalabgaben  oder  Arbeitsleistungen  (Steier- 
mark). 

5.  Kampf  um    die  Nutzungen    an    den   grund-    und 
landesherrlichen  Forsten  und  Weidegebieten. 
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So  bestanden  also  in  den  landesherrlichen,  wie  in  den  grund- 
herrlichen Forsten  herrschaftliche  und  unterthänige  Nutzungen 
nebeneinander. 

Ein  solcher  Zustand  konnte  zwar,  wie  erwähnt,  eine  Zeit  lang 
ohne  Schaden  fortdauern.  Als  aber  mit  steigender  Bevölkerung  auch 
die  Zahl  der  nutzungsberechtigten  Personen  wuchs  und  der  Holz- 
bedarf für  die  aufblühende  Industrie  und  den  schwunghaft  betriebenen 
Bergbau  zunahm ;  nachdem  femer  durch  umfangreiche  Rodungen 
und  Urbarmachungen  die  Waldfläche  stark  gesunken  war  und 
gleichzeitig  die  Absatzfahigkeit  des  Holzes  sich  durch  die  ver- 
besserten Verkehrsmittel  erweitert  hatte,  da  begann  ein  heftiger 
Interessenkonäikt  zwischen  dem  Eigentümer  und  den  Nutzungs- 
berechtigten im  Forste.  Je  lukrativer  die  Verwertung  der  Wald- 
produkte, je  drohender  die  Gefahr  der  Unzulänglichkeit  des  Waldes 
wurde ,  um  so  lebhafter  war  naturgemäss  das  Bestreben  der 
Grund-  und  Landesherrn,  die  Nutzungen  ihrer  Unterthanen  mög- 
lichst einzuschränken. 

Nicht  nur,  dass  ausgedehnte  Holzbezugsrechte  den  Wald- 
ertrag bedeutend  schmälern,  ja  ihn  manchmal  ganz  aufzehren; 
sie  verhindern  auch  die  Einrichtung  einer  rationellen  Forstkultur. 
Der  Streubezug  schädigt  den  Wald;  denn  er  beraubt  den  Boden 
seines  natürlichen  Düngers  (Bodenstreu)  oder  fuhrt  direkt  zur 
Verwundung  der  Stämme  (Ast-,  Schneitelstreu).  Die  Waldweide 
stört,  wenn  sie  grossen  Umfang  besitzt,  die  Verjüngung  des  Forstes ; 
das  weidende  Vieh  verbeisst  und  zertritt  die  jungen  Baumpflanzen, 
beschädigt  aber  oft  auch  die  alten  Stämme.  Sicher  wirkt  das 
Weidevieh  störend  auf  die  herrschaftliche  Jagd,  indem  es  das 
Wild  vertreibt.  Und  ebenso  stehen  die  Weiderechte  auf  herr- 
schaftlichen Alpen  dem  Viehauftriebe,  dem  Jagdvergnügen  und 
den  Aufforstungswünschen  der  Grundherren  im  Wege. 

Kein  Wunder  also,  dass  die  letzteren  auf  jegliche  Weise 
versuchten,  die  Bauern  aus  ihren  Wäldern  und  Alpen  herauszu- 
drängen, dass  sie,  die  sich  das  juristische  Eigentum  an  jenen 
Gründen  erkämpft  hatten,  nun  auch  wirtschaftlich  Herren  ihres 
Besitzes  werden  wollten. 

Noch  weniger  erstaunlich  ist  es  aber,  dass  sich  die  Bauern 
dagegen  mit  allen  ihnen  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  wehrten, 
ja  dass  sie  meist  umgekehrt  ihre  Nutzungen  immer  weiter  aus- 
zudehnen strebten.     Gar  häufig  war   ihnen  ja  bewusst  geblieben, 
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dass  Wald  und  Weide  eigentlich  ihnen  gehört  habe,  ihretwegen 
da  sei.  Und  jedenfalls  bedeutete  in  vielen  Gregenden  eine  we- 
sentliche Einschränkung  ihrer  Nutzungen  für  sie  nicht  bloss  einen 
ökonomischen  Nachteil,  sondern,  wie  wir  noch  sehen  werden,  gerade- 
zu die  Vernichtung  ihres  Wirtschaftsbetriebes. 

Dazu  kommt,  dass  die  Bauern  mit  ihrem  Nutzungsrechte  einem 
fremden  Grundbesitze  gegenüber  standen,  an  dessen  dauernder 
Erhaltung  in  gutem  Stande  sie  momentan  kein  unmittelbares  In- 
teresse hatten,  den  sie  vielmehr  soviel  als  möglich  auszubeuten 
suchten.  Ebenso  rücksichtslos  verwüsteten  aber  die  Bauern  ihre 
eigenen  Waldungen.  Diese  schonend  behandeln  hiesse  ja  für  den 
Grundherrn  sparen,  der  den  Holzertrag  des  Eigenwaldes  des  Be- 
rechtigten meist  von  seiner  Schuldigkeit  abziehen  durfte. 

Eine  geradezu  horrende  Verschwendung  an  Bau-  und  Werk- 
holz griff  in  vielen  Gegenden  Platz,  der  Holz-  und  Streuverbrauch, 
die  Weidebenützung  wurde  fortwährend  gesteigert.  Konnte  das 
alles  doch  auf  Kosten  der  Wald-  und  Alpenbesitzer  geschehen  I 
Und  ungemein  erleichtert  wurden  diese  Missbräuche  durch  das 
unbestimmte,  meist  auf  den  »Haus-  und  Gutsbedarf«  lautende  Maass 
der  Nutzungen. 

Die  Folgen  waren  unausgesetzte  erbitterte  Streitigkeiten  zwischen 
den  Grund-  oder  Landesherren  und  den  Eingeforsteten.  Die  Kosten 
davon  trug  naturgemäss  die  Waldkultur. 

6.  Die  Streitigkeiten  dehnen  sich  auch  auf  die 
Frage  des  Grundeigentums  aus. 

Aber  die  Wirren  griffen  noch  weiter  um  sich.  Eine  Vermarkung 
dergrund-  oder  landesherrlichen  Forste  fehlte  meist;  der  Uebergang 
von  Wald  in  Weide  oder  Alpe  ist  ein  allmählicher,  verschiebt  sich 
auch  noch  durch  Aufforstungen  und  Abholzungen;  und  so  be- 
trafen die  Uebergriffe  von  beiden  Seiten  schliesslich  nicht  nur 
das  Nutzungsrecht,  sondern  das  Grundeigentum  selbst.  Die  Bauern 
strebten  darnach,  ihre  Weiden  und  Alpen  auf  ursprünglichen  Wald- 
boden, die  Fürsten  wieder,  ihre  Forsthoheit  auf  die  angrenzenden 
Weidegebiete  auszudehnen. 

So  entstanden  unzählige  Prozesse  zwischen  den  Waldbesitzem, 
insbesondere  dem  Aerar,  und  den  eingeforsteten  Bauern ;  Prozesse, 
die  sich  grossenteils  bis  in  die  Mitte  unseres  Jahrhunderts  hin- 
zogen.    In  Kärnten  gab  es  z.  B.  im  Jahre  1863  etwa  70,000  Joch 
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laDdesfiirstlicher  Wälder;  bei  40,000  Joch  davon  war  das  Eigen- 
tum zwischen  Aerar  und  Gemeinden  strittig  ^). 

7.  Verworrenheit  derRechtsverhältnisseum 
die  Mitte  des  Jahrhunderts. 

Am  ärgsten  waren  die  wirtschaftlichen  und  sozialen  Folgen 
dieser  Verhältnisse  vielleicht  in  Salzburg.  Die  Ueberwälzung  der 
landwirtschaftlichen  Arbeitslast  auf  den  Wald  nahm  horrende  Dimen- 
sionen an.  Nach  einer  äusserst  massigen  Schätzung  betrugen  in 
diesem  kleinen  Ländchen  um  die  Mitte  des  Jahrhundertes  die 
Holzzäune  etwa  5,640,000  Klafter  oder  1410  österr.  Meilen;  und 
es  nahmen  die  isolierten  hölzernen  Heustadehi  eine  Fläche  von 
wenigstens  280,000  Quadratklaftem  einl  So  wurde  infolge  des 
beinahe  unentgeltlichen  Holzbezuges  auf  Kosten  der  Wälder  an 
Hirten  und  an  der  Arbeit  des  Futterzutragens  gespart  *). 

Andererseits  waren  hier  im  Jahr  1850  nicht  weniger  als 
26o,ocx>  Joch  Bodens  zwischen  Staat  und  Bauern  streitig,  d.  h. 
mehr  als  ein  Drittel  des  gesamten  700,000  Joch  betragenden  Wald- 
und  Weideareals  des  Landes  ') ! 

hk  Tirol  bestanden  im  Jahre  1847  Eigentumsprozesse  zwischen 
Aerar  und  Gemeinden  bezüglich  mehr  als  203,000  ha  Waldes! 

In  Krain  gab  es  nur  wenige  Wälder  und  Weiden,  bei  welchen 
nicht  über  die  Eigentums-  oder  über  die  Besitz-  und  Benützungs- 
fragen Streitigkeiten  bestanden.  »So  war  es  mehr  oder  weniger 
auch  in  anderen  Ländern«  ^). 

Nicht  besser  als  in  den  Alpenländern  waren  die  Zustände  in 
Galizien.  Im  ganzen  Lande  herrschte  zwischen  Grundherren  und 
Bauern  ein  leidenschaftlicher,  erbitterter  Kampf  um  die  Nutzungen 
und  um  das  Eigentum  an  Wald  und  Weide.  Die  Verhältnisse 
hatten  »chaotische«  Formen  angenommen.  »Die  Gemüter  der 
ganzen  Bevölkenmg  waren  entflammt;  in  der  Wirtschaft,  in  den 
Wäldern  herrschte  die  ärgste  Unordnung«  ^).  In  den  6oiger 
Jahren  klagen  die  Bauern,  sie  seien  widerrechtlich  vom  Adel 
ihres  Gemeindebesitzes  beraubt  worden  ^) ;  und  auch  seither  wird 
diese  Behauptung  von  Zeit  zu  Zeit  wiederholt. 

i)  Kärnten  (sc  Landtagsyerhandlangen)  1863  S.  841. 

2)  Salzburg  1871,  Anhang. 

3)  Sieinhaustr  in  der  österr.  Vierteljahisschrift  fiir  Forstwesen  1887. 

4)  PeyreTy  Regelung  der  Eigentomsyerhältnisse  S.  189. 

5)  Graf  Wodzicki,  Galiziscber  Landtag  1861,  S.  298  ff. 

/       6)  Galiasclie  Landtagsverhandlnngen  1861,  S.  298—368. 
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Auch  hier  entstanden  daher  unzählige  Streitigkeiten  und  Pro- 
zesse, welch  Letztere  überwiegend  zu  Gunsten  der  Grossgrund- 
besitzer entschieden  wurden. 

Eine  Klärung  dieser  gänzlich  verworrenen  Rechtsverhältnisse 
war  also  zu  einem  unabweisbaren  wirtschaftlichen  und  sozialen 
Bedürfnis  geworden.  Während  der  Wald  unter  den  fortwährenden 
Streitigkeiten  von  beiden  Seiten  verwüstet  wurde,  steigerte  sich 
die  Erbitterung  zwischen  den  Eingeforsteten  und  den  Besitzern 
der  belasteten  Grundstücke  und  artete  sogar  in  direkte  Feind- 
seligkeiten aus. 

3.  Abschnitt.     Aeltere  Versuche  zur  Lösung  der  Servituten- 

frage  ^). 

Schon  in  früheren  Jahrhunderten  waren  einzelne  Versuche 
zur  Regelung  der  Nutzungsrechte  unternommen  worden.  Aber  sie 
hatten  meist  wenig  Erfolg. 

1.  So  die  »Waldber  e  i  tunge  nc  in  Tirol,  d.  h.  Auf- 
zeichnungen der  Bestockung  und  der  Benützungsverhältnisse  (17. 
Jahrhundert). 

2.  Heimsachen  und  Freigelacke  in  Salzburg. 
Die  Bischöfe  von  Salzburg  waren  schon  seit  dem  16.  Jahrhundert 
bestrebt,  die  Einforstungsrechte  der  Unterthanen  abzulösen  oder 
doch  wenigstens  auf  bestimmte  Waldkomplexe  zu  fixieren.  Hie- 
für wurden  einzelne  Stücke  aus  der  Masse  der  landesfurstlichen 
Wälder  ausgeschieden  und  entweder  dem  Grundholden  zu  Eigen- 
tum —  als  sogen.  Haus-  und  Gutswälder,  Heimsachen  —  oder 
nur  zu  widerruflichem  Niessbrauch  übertragen,  sogen.  Freigelacke. 
Solange  der  Widerruf  nicht  erfolgte,  war  bei  den  letztgenannten 
Wäldern  der  Unterthan,  dem  der  Wald  »zugelacktc  war,  aus- 
schliesslich auf  diesen  mit  seinem  Einforstungsanspruch  gewiesen. 
Doch  bildeten  solche  Ablösungen  und  Fixierungen  immerhin 
nur  Ausnahmen. 


i)  Ob  nicht  ausser  den  im  Folgenden  angeführten  noch  andere  Versuche  zur  Re- 
gulierung oder  Ablösung  der  Servituten  vor  dem  Jahre  1848  gemacht  worden  sind, 
muss  ich  dahingestellt  sein  lassen.  Mir  sind  solche  in  den  mir  bekannten  Quellen  nicht 
untergekommen.  Doch  schreibt  JVesseli  (forstliches  Jahrbuch  1881) :  »Im  vorgeschrit- 
teneren Westen  war  man  so  klug,  fast  den  ganzen  Domänenwald  noch  vor  Thorschluss 
zu  einer  Zeit  von  Servituten  zu  befreien,  als  es  noch  möglich  war,  dies  ohne  uner- 
schwingliche Opfer  zu  Stande  zu  bringen  (S.  140}. 
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3.  In  ähnlicher  Weise  wurden  im  Salzkammergute 
»Grasgelacke«  und  Heimhölzer  aus  den  Staatsforsten  ein- 
zelnen Eingeforsteten  »zugelackt«. 

4.  DieGeneral'Waldbereit-, Berain-undSchätz- 
ungskommission  in  Steiermark  nahm  die  erste  um- 
fassendere Regulierungsaktion  vor.  Ihre  Aufgabe  bestand  darin, 
sämtliche  Wälder  Steiermarks  abzumarken,  die  Holzungs-  und 
Streurechte  zu  erheben,  die  Zahl  der  weideberechtigten  Thiere  zu 
bestimmen,  insbesondere  die  sogen,  »stockrechtlichenc  und  »raum- 
rechtlichen c  Wälder  zu  scheiden,  d.  h.  diejenigen,  die  niemals 
der  Forstkultur  entzogen  werden  dürfen,  und  jene,  in  denen  die 
Brandwirtschaft  (Feld-Wald-Wirtschaft)  gestattet  ist.  In  einem 
grossen  Teil  Steiermarks  wurde  die  Regulierung  thatsächlich  durch- 
geführt und  ihr  Resultat  in  den  28  steirischen  »Waldtomic  nieder- 
gelegt, die  i.  J.  1766  die  Bestätigung  der  Kaiserin  erhielten. 

5.  Die  Alpenbeschreibungen  im  Salzkammer- 
gute (1794)  bilden  gleichfalls  eine  Art  Regulierung  oder  wenigstens 
Begrenzung  der  Weiderechte,  indem  darin  die  bestehenden  Weide- 
rechte und  die  Zahl  des  aufzutreibenden  Viehes  fixiert  wurde. 

6.  Die  Regulierung  der  Saal  forste.  Eine  lokal 
zwar  nicht  ausgedehnte  aber  sehr  intensive  Regulierung  wurde 
in  den  Jahren  1830  bis  1832  in  den  sogenannten  Saalforsten  durch- 
geführt Es  sind  das  32,000  Joch  auf  österreichischem  Gebiete 
gelegene  Waldungen,  die  seit  jeher  dem  Betriebe  der  Saline 
Reichenhall  gewidmet  waren  und  es  auch  nach  Abtretung  der 
Letzteren  an  das  Königreich  Bayern  blieben.  Die  auf  Grund  der 
Salinenkonvention  von  1829  vorgenommene  Regulierung  der  Ein- 
forstungsrechte  gelang  vollständig. 

In  dem  grössten  Teile  Salzburgs,  sowie  der  anderen  Alpen- 
länder dauerte  dagegen  die  Verwirrung  bis  gegen  die  Mitte  unseres 
Jahrhunderts  unvermindert  fort. 

In  den  vierziger  Jahren  begann  der  Staat  eine  lebhaftere 
Thätigkeit  auf  diesem  Gebiete  zu  entwickeln. 

7.  Forstregulierungskommission  in  Steier- 
mark. In  den  Jahren  1845  bis  185 1  war  im  steirischen  Enns- 
thale  eine  Forstregulierungskommission  bemüht,  im  Vergleichs- 
wege die  Eigentums-  und  Nutzungsverhältnisse  zu  klären,  die 
Servituten  zum  Teile  auch  durch  Abtretung  von  Grund  und  Boden 
abzulösen. 

4* 
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8.  Servitutenablösung  und  Eigentumspuri- 
fikation  in  Tirol.  Am  6.  Februar  1847  wurde  für  Tirol  das 
Patent  »betreffend  die  Servitutenablösung  und  Eigentumspurifikationc 
erlassen«  Den  zahllosen  Eigentumsstreitigkeiten  des  Aerars  mit 
den  Gemeinden  wurde  dadurch  ein  Ende  gemacht,  dass  diesen 
über  206,000  Hektar  strittigen  und  mit  Nutzungsrechten  stark 
überlasteten  Waldbesitzes  —  etwa  '/s  der  tiroler  Forste  —  zu 
vollem  Eigentum  überlassen  wurden.  Für  die  übrigen  Staats- 
wälder wurde  eine  Ausgleichskommission  bestellt,  die  mit  allen 
eingeforsteten  Gemeinden  Vergleiche  abschloss,  durch  welche  die 
Holzungsrechte  meist  abgelöst,  die  Weide-  und  Streubezugsrechte 
reguliert  wurden.  Leider  hat  man  es  damals  versäumt,  für  die 
Ordnung  in  den  an  Gemeinden  abgetretenen  Wäldern  Sorge  zu 
tragen.  Die  Nutzungsrechte  der  einzelnen  Gemeindemitglieder 
blieben  nach  wie  vor  unbestimmt,  Organe  für  eine  pflegliche 
Wirtschaftsführung  waren  meist  nicht  vorhanden  und  wurden  auch 
nicht  geschaffen,  und  so  dauerte  die  regellose,  verwüstende  Wald- 
nutzung unvermindert  fort. 

9.  Forstregulier  ungs-Min  isterial-Kommission 
in  Salzburg.  Für  Salzburg  endlich,  wo  die  Verhältnisse  schon 
ganz  unhaltbar  geworden  waren  und  sich  die  Streitigkeiten  über 
mehr  als  Vs  des  gesamten  Wald-  und  Weidebodens  des  Landes 
erstreckten,  wurde  auf  Grund  der  allerhöchsten  EntSchliessung 
vom  6.//.  1848  über  eine  dringende  Petition  des  Landes  eine 
Forstregulierungs-Ministerial-Kommission  bestellt,  welche  die  Eigen- 
tumsstreitigkeiten beilegen  und  die  Einforstungen  durch  Abtretung 
von  Grund  und  Boden  an  Gemeinden  beseitigen  sollte.  In  den 
4  Jahren  ihrer  Wirksamkeit  vermochte  sie  nur  einen  geringen 
Teil  der  Grundeigentumsstreite  aus  der  Welt  zu  schaffen  und  nur 
13  Gemeinden  im  Pinzgau  auszuforsten.  Die  Ursache  für  die  Ge- 
ringfügigkeit dieses  Erfolges  liegt  darin,  dass  die  Kommission 
keinerlei  Entscheidungsgewalt  besass,  daher  auf  den  Vergleichs- 
weg angewiesen  war.  Es  kann  übrigens  nicht  bedauert  werden, 
dass  ihre  Ablösungsaktion  keine  weiteren  Dimensionen  annahm. 
Denn  die  Waldabtretung  an  die  Gemeinden  geschah,  wie  in 
Tirol,  ohne  vorherige  Regelung  der  Nutzungsrechte ,  ohne  Be- 
stellung von  Verwaltungsorganen.  Da  die  Gemeinden  für  die 
Uebernahme  der  Bewirtschaftung  grösserer  Forste  durchaus  un- 
vorbereitet waren,    so   musste   die  Devastierung   der  Wälder  die 


Allgemeine  Gesichtspunkte  iiir  die  Behandlung  der  Servil utenfrage.  ej 

notwendige  Folge  dieses  Vorgehens  sein ;  eine  Folge,  die  denn  auch 
bei  den  13  erwähnten  Gemeinden  thatsächlich  bald  eingetreten  ist. 

So  traf  denn  das  Jahr  1848  und  auch  noch  die  folgende  ab- 
solutistische Periode  anf  durchaus  verworrene,  grossenteils  auf 
geradezu  unhaltbare  Servituts- Verhältnisse.  Mit  Recht  wurde  die 
Frage  der  Wald-  und  Weidedienstbarkeiten  in  Salzburg,  im  Salz- 
kammergute,  in  Steiermark,  Kärnten  und  Krain  als  eine  brennende 
Lebensfrage  der  dortigen  Landwirtschaft  bezeichnet. 

Nicht  geringe  Schwierigkeiten  stellten  sich  aber  einer  legis- 
latorischen Lösung  entgegen. 


4.  Abschnitt.    Allgemeine  Gesichtspunkte  für  die  Behandlung 

der  Servitutenfrage. 

A.  Zasammenhang  von  Ablösung  der  Servituten  und  Kommassation  der  QrÜnde. 

Gegen  eine  blosse  Servitutenablösung  ohne  gleichzeitige  Zu- 
sammenlegung der  Grundstücke  sprechen  mehrere  prinzipielle 
Bedenken. 

Offenbar  muss  nämlich  die  Ablösung,  wo  sie  durch  Abtretung 
von  Grund  und  Boden  geschieht,  die  schon  vorhandene  Streulage 
des  Grundbesitzes  vermehren  und  damit  das  durch  die  Kommas- 
sation zu  bekämpfende  Uebel  steigern. 

Andrerseits  würde  aber  die  Ablösung  der  Servituten  durch 
die  Verbindung  mit  einer  Zusammenlegung  der  Grundstücke  ausser- 
ordentlich erleichtert  werden.  Die  Anweisung  eines  entsprechen- 
den Aequivalents  ist  weit  eher  aus  der  gesamten  Gemeindeflur 
möglich,  als  aus  dem  beschränkten  Besitze  des  Verpflichteten, 
sie  kann  erfolgen,  ohne  dass  die  Wälder,  welche  aus  Rücksichten 
der  Landeskultur  erhalten  bleiben  sollen,  abgetreten  werden  müssen. 
Ueberdies  würde  das  so  sehr  gesteigerte  Bedürfnis  nach  Zäunen 
und  Heustadeln  durch  Verminderung  der  Eigentumsgrenzen  und 
der  Parzellen  bedeutend  abnehmen,  und  es  könnte  der  Streube- 
zug durch  Zuweisung  von  Wiesen-  und  von  Ackerboden,  der  zum 
Anbau  von  Futterpflanzen  geeignet  ist,  entbehrlich  gemacht  werden. 

Rationell  kann  daher  dieAblösungderGrund- 
lasten  nur  gleichzeitig  mit  der  Kommassierung 
des  Streubesitzes  vorgenommen  werden,  wie  dies 
insbesondere  in  den  norddeutschen  Staaten  geschehen  ist. 
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Indessen  war  man  sich  solcher  Bedenken  gegen  eine  einseitige 
Ablösungsgesetzgebung  in  Oesterreich  um  die  Mitte  des  Jahr- 
hunderts nicht  bewusst.  Als  im  Jahre  1848  mit  der  Grundent- 
lastung auch  die  Servitutenfrage  zur  Verhandlung  kam,  da  machten 
sich  die  Nachteile  der  Gemenglage  noch  kaum  bemerkbar.  Treten 
dieselben  doch  erst  bei  ökonomischer  Freiheit  des  Grundbesitzes 
so  recht  hervor. 

Es  ist  daher  ganz  begreiflich,  dass  zunächst  bloss  das  dringendste 
Problem,  die  Servitutenfrage,  in  Angriff  genommen  wurde,  ohne 
auf  eine  gleichzeitige  Kommassation  Rücksicht  zu  nehmen.  Kein 
Zweifel  aber,  dass  man  sich  dadurch  von  Vornherein  eines  grossen 
Teiles  der  Erfolge  begab,  welche  die  preussischen  Gemeinheits- 
teilungen in  so  hohem  Grade  auszeichnen. 

B.  Vielgestaltigkeit  der  Servitutsrechte. 

Selbst  bei  Beschränkung  der  Aktion  auf  die  Grunddienstbar- 
keiten waren  indessen  noch  ausserordentliche  Schwierigkeiten  in- 
folge der  Vielgestaltigkeit  der  lokalen  Verhältnisse  zu  überwinden. 

1.  Nach  dem  Subjekte. 

Das  Nutzungsrecht  steht  bald  einzelnen  Personen  zu,  bald 
ganzen  Gemeinden  oder  Dörfern,  bald  Gemeinschaften  von  Be- 
rechtigten (Bauernschaften,  Interessentschaften,  Genossenschaften 
u.  s.  w.).  Bezüglich  der  letzteren  Subjekte  treten  wieder  alle  die 
Verschiedenheiten  der  Berechtigung  auf,  die  wir  bei  den  Gemeinde- 
und  Gemeinschaftsgründen  im  nächsten  Kapitel  noch  genauer 
kennen  lernen  werden :  bald  sind  alle ,  bald  nur  die  grundbe- 
sitzenden Gemeindeangehörigen,  bald  nur  bestimmte  Klassen  der 
letzteren  (Rustikalisten,  Bestiftete  u.  s.  w.)  nutzungsberechtigt. 

2.  Nach  dem  belasteten  Objekte. 

Die  Verschiedenheit  der  Servitutsrechte  erstreckt  sich  ferner 
auf  das  belastete  Objekt.  In  der  Regel  besteht  dasselbe  aus  Wald, 
doch  kommen  sehr  häufig  auch  eigentliche  Weidegründe,  insbe- 
sondere Bergweiden  (Alpen)  in  dieser  Eigenschaft  vor. 

3.  Nach  dem  Inhalte. 

Die  wichtigsten  Servituten  gehen  auf  Holz-,  Streubezug  und 
Weide.  Diese  Dienstbarkeiten  kommen  kumuliert,  aber  auch 
einzeln  vor.  Das  Holzbezugsrecht  betrifft  häufig  alle  Arten  des 
Holzbedarfes  (Bau-,  Brenn-,  Werkholz),  doch  ist  auch  die  Be- 
schränkung auf  Bau-  oder  Brennholz  nichts  Seltenes.   Aehnliches 
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gilt  von  der  Boden-  und  der  Aststreu,  von  der  Rindvieh-,  Pferde-, 
Schaf-,  Ziegen-,  Schweineweide. 

4.  Nach  dem  Umfang. 

Die  Servitut  kann  sowohl  der  Art,  als  auch  der  Zahl  nach 
bestimmt  oder  unbestimmt  sein.  In  der  Regel  ist  auf  den  Haus- 
und Gutsbedarf  des  berechtigten  Grundstückes  abgestellt ; 
dabei  wird  meist,  doch  keineswegs  immer,  auf  den  eigenen  Wald, 
die  eigene  Weide,  die  zu  dem  Hofe  gehört,  Rücksicht  genommen. 

Die  Bedarfsberechnung  erfolgt  wieder  nach  verschiedenem 
Maassstabe.  Bald  entscheidet  das  Herkommen,  bald  das  konkrete 
Bedürfnis  der  Hofbesitzer,  bald  die  Möglichkeit  der  Durchwinterung 
von  Vieh  mittelst  selbsterzeugten  Futters  u.  s.  w.  In  anderen 
Fällen  wieder  ist  der  Umfang  der  Servitut  ziffermässig  fixiert; 
manchmal  ist  der  Auftrieb  selbst  fremden  Viehs  innerhalb  der 
Maximalgrenze  gestattet. 

Wo  an  dem  Erfordernisse  des  Gutsbedarfes  streng  festgehalten 
wird,  pflegt  die  Veräusserung  der  bezogenen  Forstproduktc  ver- 
boten, die  thatsächliche  Verwendung  derselben  für  den  Hof  kon- 
trolliert zu  werden.  In  vielen  Gegenden  existiert  dagegen  keine 
derartige  Vorschrift. 

5.  Nach  der  Entgeltlichkeit. 

Die  Ausübung  der  Servitut  ist  ferner  bald  unentgeltlich,  bald 
muss  eine  gewisse,  den  Wert  der  Nutzung  nicht  erreichende 
Gegenleistung  prästirt  werden.  Diese  kann  wieder  in  Arbeits- 
leistungen, Naturalabgaben  und  Geldgebühren  bestehen.  In  manchen 
Ländern  gilt,  wie  schon  gezeigt  wurde,  als  Korrelat  für  die 
Einforstungsrechte  der  Bauern  in  den  landesfürstlichen  Forsten 
auch  umgekehrt  ein  gewisses  beschränktes  Vorrecht  des  Aerars 
an  den  Produkten  der  privaten  Waldungen  (Forstreservat). 

Uebrigens  kommen  ausser  den  allerdings  verbreitetsten  und 
wichtigsten  Dienstbarkeiten  des  Holz-  und  Streubezuges  und  der 
Weide  auch  noch  andere  vor,  wie  das  Recht  des  Baumschälens, 
Anpechens,  Harzscharrens,  Terpentinsammeins,  Grasmähens,  der 
Schweinemast  u.  s.  w.  *). 

Schon  diese  keineswegs  vollständige  Aufzählung  der  vor- 
kommenden Verschiedenheiten  gibt  ein  Bild  der  buntesten  Manig- 

1)  Von  den  eigentlichen  Servituten  im  römisch-rechtlichen  Sinne  (Wege-,  Trift- 
recht a.  dgl.)  ist  hier  natürlich  nicht  die  Rede. 
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faltigkeit.  Bedenkt  man  nun  noch ,  dass  es  meist  an  Rechtsur- 
kunden über  den  Inhalt  der  Nutzungsrechte  fehlte,  dass  ferner  in 
unzähligen  Fällen  das  Nutzungs-  und  Besitzrecht,  ja  sogar  das 
Eigentum  an  dem  belasteten  Grunde  streitig  war  (s,  o.),  endlich, 
dass,  auch  wo  dies  nicht  zutraf,  fiir  das  Maass  der  Bezüge  in  der 
Regel  das  Herkommen,  der  Haus-  und  Gutsbedarf  und  ähnliche 
fliessende  Momente  entscheidend  waren,  die  sich  überdies  noch  durch 
jahrelange  Missbräuche  verwischt  hatten:  so  begreift  man  es, 
dass  schon  die  blosse  Feststellung  des  den  Servituten  in  jedem 
einzelnen  Falle  zu  Grunde  liegenden  juristischen  Thatbestandes 
eine  dornenvolle  Aufgabe  bilden  musste;  wie  denn  auch  ein  ge- 
nauer Kenner  der  Ablösungs-Operation  sagen  konnte,  dass  die 
Erforschung  des  nach  dem  alten  Stande  rechtlich  Gebührenden 
die  meiste  Anstrengung  gekostet  hat*). 

C.  Würdigung  der  Servituten  vom  Standpunkte  der  Beteiligten. 

Für  den  Gesetzgeber  besässen  die  erwähnten  Verschieden- 
heiten der  Servitutsrechte  nur  dann  eine  relativ  geringere  Be- 
deutung, wenn  es  sich  um  eine  vollständig  einheitliche,  ausnahms- 
lose Beseitigung  aller  Forst-  und  Weidegerechtigkeiten  handeln 
würde,  wenn  also  mit  diesen  Servituten  in  einer  ähnlichen  Weise 
verfahren  werden  sollte,  wie  mit  den  Frohnden  und  sonstigen 
bäuerlichen  Lasten. 

Solche  radikale,  konsequente  Massregeln  sind  aber  nur  dann 
möglich,  wenn  starke  ethische  und  soziale  Momente  dahin  drängen, 
wie  das  ja  bei  der  Grundentlastung  der  Fall  war.  Diese  Reform 
hat  sicherlich  eine  grosse  Menge  Existenzen  vernichtet,  in  manchen 
Gegenden  die  Bauern  sehr  geschädigt  (s.  o.).  Aber  solche  be- 
dauerliche Konsequenzen  mussten  in  den  Kauf  genommen  werden, 
wenn  die  Idee  der  Freiheit  des  Bauernstandes  verwirklicht  wer- 
den sollte. 

Anders  verhält  es  sich  mit  der  Ablösung  der  Servituten. 
Nicht  aus  ethischen  Gründen  wurde  dieselbe  verlangt,  sondern  in 
erster  Linie  aus  ökonomischen,  dann  auch  aus  sozialen;  und  da 
ist  eine  Berücksichtigung  der  wirtschaftlichen  Verschiedenheiten 
für  den  Gesetzgeber  durchaus  geboten. 

Die  allgemeinen  Gründe  für  dieBeseitigung 
der  Servituten  haben  wir  grossenteils  schon   früher  kennen 

i)  Peyrtr  Regelung  der  Eigentumsverhältnisse  S.  189. 
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gelernt  So  vor  allem  die  wirtschaftliche  Freiheit  beider  Teile. 
Solange  die  Servituten  bestehen,  ist  der  Grundbesitzer  in  der 
rationellen  Bewirtschaftung  seiner  Realität  gehindert.  Anderer- 
seits hat  es  aber  der  Letztere  doch  wieder  meist  in  der  Hand,  die 
Nutzungen  des  Berechtigten  zu  stören,  sie  praktisch  wertlos  zu 
machen.  Auch  die  sorgfaltigste  Regelung  und  Fixierung  des  Rechts- 
verhältnisses wird  die  Gelegenheit  zu  Streitigkeiten  und  zu  gegen- 
seitigen Benachteiligungen  wohl  nicht  ganz  beseitigen  können. 
Auch  verleitet  der  unentgeltliche  Bezug  von  Holz  und  Streu  aus 
fremdem  Wald  zu  sorgloser  Wirtschaft  mit  diesen  Gütern.  Der 
Holzluxus  würde  in  Ländern  mit  allgemeiner  Einforstung  bald 
aufhören,  könnte  die  Verschwendung  nicht  mehr  auf  fremde  Kosten 
for^esetzt  werden.  Ebenso  dürfte  in  manchen  Gegenden  eine 
rationelle  Düngerwirtschaft,  die  Einfuhrung  von  Stallfütterung 
u.  s.  w.  von  der  Ablösung  der  Streubezugsrechte  und  der  Weide- 
dienstbarkeiten  zu  erwarten  sein.  Endlich  spricht  für  die  Be- 
seitigung der  einer  rationellen  Waldkultur  hinderlichen  Servituten 
oft  ein  öfTentliches  Interesse.  Namentlich  dort,  wo  die  Erhaltung 
der  Waldungen  vom  Standpunkte  der  Landeskultur  gefordert 
werden  muss. 

Die  vorstehend  skizzierten  allgemeinen  Gründe  zu  Gunsten 
der  Ablösung  treffen  nun  aber  nicht  überall  zu ;  ihre  Stärke 
wechselt  je  nach  den  konkreten  Verhältnissen,  und  sie  werden 
oft  durch  Momente,  welche  die  Beseitigung  der  Servituten  nicht 
als  rätlich  erscheinen  lassen,  aufgewogen. 

Um  zu  erkennen,  was  in  dieser  Beziehung  agrarpolitisch 
wünschenswert  ist,  muss  zunächst  der  verschiedenartige  Inhalt 
der  einzelnen  Nutzungsrechte  in  Betracht  gezogen  werden.  So- 
dann sind  aber  auch  die  lokalen,  ökonomischen  Verhältnisse  zu 
berücksichtigen,  der  Charakter  des  Wirtschaftsbetriebes  der  Be- 
rechtigten und  Verpflichteten,  die  Art  und  die  Höhe  des  mög- 
lichen Aequivalentes.  Dabei  haben  wir  stets  die  Interessen  der 
Grundeigentümer,  die  der  Servitutsberechtigten  und  die  der  Landes- 
kultur auseinanderzuhalten.  Dieselben  laufen  zwar  häufig  parallel, 
oft  aber  sind  sie  einander  entgegengesetzt  und  müssen  gegen  ein- 
ander abgewogen  werden. 

I.  Die  BehoLtnngBreehte. 

a)  Vom  Standpunkte  des  Wal  dbesitzers. 

Das  Beholzungsrecht,  das  die  Hauptnutzung  des  Waldes  zum 
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Gegenstand  hat,  ist  je  nach  Umständen  sehr  verschiedenartig  zu  be- 
urteilen. 

Es  kann,  wenn  es  eine  grosse  Ausdehnung  besitzt,  den  ge- 
samten Holzertrag  verschlingen,  ja  denselben  übersteigen,  so  dass 
die  Gefahr  der  allmählichen  Walddevastation  besteht  Aber  auch 
relativ  geringfügige  Holzbezugsrechte  vermögen  unter  Umständen 
eine  rationelle  Forstkultur  unmöglich  zu  machen.  So,  falls  diese 
die  Produktion  hochwertiger  Bauhölzer  vorschreiben  würde,  das 
Nutzungsrecht   dagegen    auf  Brennholz  lautet   und  umgekehrt. 

Andererseits  sind  aber  häufig  die  Holzservituten,  selbst  wenn 
sie  bedeutenden  Umfang  besitzen,  für  den  Waldbesitzer  sogar  von 
Vorteil.  Das  trifft  insbesondere  dort  zu,  wo  die  Trausport-  und 
Absatzverhältnisse  für  das  geschuldete  Holz  ungünstige  sind,  und 
wo  des  Letzteren  Marktpreis  die  Fällungs-  und  Bringungskosten 
nicht  übersteigen  würde.  Denn  durch  die  Ablösung  der  Dienst- 
barkeit verlöre  der  Verpflichtete  den  sicheren  Absatz  seiner  sonst 
schwer  veräusserlichen  Forstprodukte. 

b)  Vom  Standpunkte  der  Berechtigten. 

Je  nach  Lage  der  Verhältnisse  kann  auch  fiir  den  Berechtigten 
bald  die  Aufrechterhaltung  der  Servitut  bald  eine  entsprechende 
Ablösung  derselben  wünschenswert  sein. 

Wo  durch  das  Aequivalent  das  Holzbedürfnis  des  Berechtigten 
vollständig  befriedigt  wird,  ist  die  Aufhebung  der  Dienstbarkeit 
für  ihn  wohl  meist  von  Vorteil.  Denn  er  erlangt  damit  grössere 
wirtschaftliche  Bewegungsfreiheit  und  wird  unabhängig  von  der 
Anweisung  und  Kontrolle  des  Waldeigentümers;  die  zahlreichen 
Chikanen,  die  dieser  ihm  stets  zufügen  kann,  sind  abge- 
schnitten. 

Ist  aber  ein  vollständiger  Ersatz  des  Nutzungsrechtes  'im 
Aequivalente  nicht  gegeben,  so  wird  meist  die  Fortdauer  der  Natural- 
nutzung  im  Interesse  des  Berechtigten  liegen. 

I.  Bei  Ablösung  mit  Geld. 

Jene  Bedingung  einer  vollständigen  Befriedigung  des  bisher 
durch  die  Servitut  gedeckten  Holzbedarfes  des  Berechtigten  ist 
bei  Ablösungen  in  Geld  nur  dann  erfüllt,  wenn  die  Zinsen  des 
Ablösungskapitals  den  Grundbesitzer  in  die  Lage  versetzen,  die 
bisher  jährlich  bezogene  Holzquantität  auf  dem  Markte  zu  kaufen. 

Ob  dies  zutrifft,  hängt  aber  wieder  einerseits  von  der  Höhe 
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der  Ablösungssumme,  andererseits  von  den  lokalen  Preis-,  Ver- 
kehrs- und  Transportverhältnissen  ab.  Die  Letzteren  liegen  nicht 
selten  in  den  Alpengegenden  so,  dass  der  Berechtigte  durch  die 
Geldabfindung  einem  natürlichen  Monopol  des  bisher  verpflichteten 
Waldeigentümers  und  daher  einer  willkürlichen  Preisbestimmung 
durch  diesen  ausgeliefert  wäre. 

2.  Bei  Abtretung  von  Grund  und  Boden. 

Die  Frage,  ob  dem  Berechtigten  ein  wirkliches  ökonomisches 
Aequivalent  für  seine  bisherige  Nutzung  geboten  werden  kann, 
hängt  hier  gleichfalls  von  den  konkreten  Umständen  ab. 

Von  der  Grösse  des  Ablösungswaldes  in  erster  Linie.  Die 
forstmässige  Bewirtschaftung  desselben  müsste  an  Quantum  und 
Quäle  dieselben  Produkte  liefern,  wie  das  abgelöste  Holzungs- 
recht nach  Abzug  der  Bringungskosten  und  -arbeiten.  Wie  schwer 
ist  es  aber  zunächst,  die  dauernde  Ertragsfahigkeit  eines  Waldes 
zu  bestimmen  1  Wie  oft  stimmt  die  gegenwärtige  vorübergehende 
Ertragsfähigkeit  mit  der  künftigen  dauernden  nicht  überein ! 

Selbst  wo  aber  jene  Bedingung  erfüllt  ist,  kann  eine  solche 
Ablösung  dem  Berechtigten  Schaden  bringen ;  falls  dieser  nämlich 
keine  Gelegenheit  hat,  an  Stelle  des  bisherigen  Fällens  und 
Bringens  des  Holzes  im  Winter  andere  lohnende  Arbeit  —  sei 
es  in  der  eigenen,  sei  es  in  einer  fremden  Wirtschaft  —  zu  finden, 
oder  falls  er  darauf  angewiesen  wäre,  eine  solche  um  jeden  Preis 
im  herrschaftlichen  Forst  zu  suchen. 

Aber  auch  abgesehen  von  diesem  Momente,  wird  es  in  den 
seltensten  Fällen  möglich  sein,  dem  bisher  im  fremden  Walde  Be- 
rechtigten ein  Grundstück  abzutreten,  das  quantitativ  und  quali- 
tativ dieselbe  Nutzung  gestattet  wie  die  Grunddienstbarkeit. 

a.  Quantitative  Gleichheit  der  Nutzungen. 

Hier  erhebt  sich  die  grosse  Schwierigkeit,  dass  Wälder  in 
der  Regel  einen  sehr  viel  höheren  Tauschwert  besitzen,  als  der 
nach  dem  landesüblichen  Zinsfusse  kapitalisierte  Tauschwert  der 
durchschnittlichen  Jahresnutzung  beträgt;  eine  Erscheinung,  die 
auch  durch  den  Satz  ausgedrückt  zu  werden  pflegt,  dass  der 
Waldzinsfuss  niedrig  (3,  2  %)  ist.  Die  Erklärung  dafiir  liegt  in 
dem  Seltenheitswerte  der  Forste,  in  der  an  den  Besitz  sich  knü- 
pfenden sozialen  und  politischen  Auszeichnung,  in  den  Jagdver- 
gnügen u.  s.  w. 
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Wollte  man  nun  bei  der  Bemessung  des  Abfindungsgrund- 
stückes den  Tauschwert  desselben  zum  Massstabe  nehmen,  so 
würde  der  Berechtigte  in  seiner  Nutzung  offenbar  ausserordent- 
lich verkürzt  werden;  denn  durch  den  Ertrag  des  angeblichen 
Aequivalents  wäre  nur  ein  Teil  seines  Gutsbedarfes  gedeckt.  An- 
dererseits würde  aber  die  Durchführung  des  Prinzipes  der  Nutz- 
ungsgleichheit wieder  eine  gewisse  Härte  gegen  den  Ver- 
pflichteten involvieren.  Denn  der  Tauschwert,  der  auf  diese  Weise 
ihm  entzogen  und  an  den  Berechtigten  übertragen  wird,  ist  sehr 
viel  grösser,  als  die  kapitalisierte  Nutzung  des  Letzteren ;  und  dies 
könnte  sogar  zu  einem  reinen  Gewinn  für  den  Erwerber  auf  Kosten 
des  Waldbesitzers  fuhren,  wenn  jener  den  abgetretenen  Wald 
zu  Geld  machte. 

Endlich  ist  auch  zu  beachten,  dass  der  Wald  nur  in  grösseren 
Komplexen  rationell  bewirtschaftet  werden  kann.  Es  ist  in  der 
Regel  nicht  möglich,  auf  dem  zehnten  Teil  eines  grösseren  Forstes 
auch  den  zehnten  Teil  des  Ertrages  zu  erzielen.  Es  könnte  daher 
ganz  leicht  vorkommen,  dass  ein  mit  Servituten  belasteter  Wald 
dem  Eigentümer  noch  einen  erheblichen  Reinertrag  abwirft,  dass 
aber,  wenn  jeder  einzelne  Berechtigte  ein  solches  Stück  desselben 
erhalten  würde,  dass  er  seine  bisherige  Nutzung  unverkürzt  beziehen 
kann,  der  ganze  Forst  verteilt  werden  müsste  und  für  den  bis- 
herigen Besitzer  gar  nichts  mehr  übrig  bliebe. 

b.  Qualitative  Gleichheit  der  Nutzungen. 

Auf  keine  geringeren  Schwierigkeiten  wie  bezüglich  der  Quan- 
tität stösst  man  bezüglich  der  Qualität  der  Forstprodukte. 

Am  ehesten  kann  bei  blossen  Brennholzberechtigungen  ein 
Wald  gefunden  werden,  welcher  dafür  ein  wirkliches  wirtschaft- 
liches Aequivalent  bietet.  Dagegen  ist  dies  sehr  schwer  bei  Werk- 
und  Bauholz.  Einerseits  weil  hier  nur  wertvollere  Hölzer  in  ge- 
ringeren Massen  in  Betracht  kommen,  andererseits  weil  das  Be- 
dürfnis dafür  nicht  konstant,  sondern  in  längeren  Perioden,  ja 
zum  Teil  in  unregelmässigen  Zwischenräumen  auftritt,  also  durch 
Jahres-Nutzungen  gar  nicht  recht  befriedigt  werden  kann.  Wenn  nun 
gar  die  Servitut  sowohl  Brenn-,  als  Bau-,  als  Werkholz  umfasst, 
das  Bauholz  vielleicht  von  ganz  bestimmter  Qualität  sein  soll,  so 
wird  nur  selten  eine  relativ  kleine  Waldparzelle  gefunden  werden, 
welche  die  Holzqualitäten,  auf  die  der  Berechtigte  bisher  Anspruch 
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hatte,  gerade  in  dem  richtigen  Mischungsverhältnisse  aufweist,  und 
wo  diese  Hölzer  sich  überdies  auch  immer  wieder  in  diesem  Ver- 
hältnisse reproduzieren.  Denn  Brenn-  und  Nutzholz  können  ein- 
ander durchaus  nicht  substituiert  werden.  Brennholz  ist  für 
den  Bau  nicht  zu  verwenden;  und  Nutzholz  kann  zwar  ge- 
brannt werden,  aber  bei  dem  hohen  Wert  desselben  wäre  dies 
eine  höchst  unwirtschaftliche  Verwendung. 

Zum  Teile  könnte  diesen  Schwierigkeiten  dadurch  begegnet 
werden,  dass  die  Abtretung  des  Aequivalentes  nicht  in  kleinen 
Parzellen  an  die  einzelnen  Berechtigten  erfolgt,  sondern  in  grös- 
seren Komplexen  an  die  ganze  Gemeinde  oder  an  die  Gesamt- 
heit der  Berechtigten. 

Aber  zunächst  lässt  sich  eine  solche  Gesamtheit  nicht  überall 
in  rationeller  Weise  konstituieren.  Wo  die  Besiedelung  des  Landes 
in  einzelnen  grossen,  weit  von  einander  entfernten  Höfen  erfolgt 
ist,  wird  ein  allen  Beteiligten  leicht  erreichbarer  Waldkomplex 
kaum  je  gefunden  werden  können. 

Sodann  erheischt  eine  solche  Abtretung  besondere  Vorsicht. 
Denn  wird  an  den  alten  Nutzungsrechten  nichts  anderes  geändert, 
als  das  verpflichtete  Subjekt,  indem  an  die  Stelle  des  Grundherrn 
die  Gemeinde  oder  die  Gesamtheit  der  Berechtigten  tritt,  so  bleiben 
auch  die  bisherigen  Uebelstände  —  Streitigkeiten,  Wald  Verwüstung, 
Holzverschwendung  —  unverändert  bestehen.  Eine  Besserung  tritt 
in  dieser  Hinsicht  nur  dann  ein,  wenn  es  gelingt,  die  Forstver- 
fassung und  -Verwaltung  entsprechend  zu  regeln,  die  Gesamtheit 
der  Berechtigten  als  Genossenschaft  zu  konstituieren  und  mit 
solchen  Statuten  und  Organen  zu  versehen,  welche  eine  rationelle 
Behandlung  und  Bewirtschaftung  des  Waldes  garantieren  und  die 
Willkür  der  einzelnen  Beteiligten  ausschliessen. 

II.  Die  Weldereclite  avf  awschliesslichem  Weideboden. 

Wesentlich  einfacher  als  bei  den  Beholzungsrechten  gestaltet 
sich  die  Frage  nach  der  Ablösbarkeit  bei  den  Weiderechten  auf 
Alpen-  und  Heimweiden.  Denn  hier,  wo  die  Servitut  die  ganze 
Nutzung  des  Grundstückes  umfasst,  ist  der  Verpflichtete,  wenn 
schon  vielleicht  nicht  positiv,  so  doch  auch  kaum  negativ  an  der 
Ablösung  interessiert.  Und  diese  begegnet  in  der  Regel  auch 
sonst  keinen  besonderen  Schwierigkeiten,  da  sie  dort,  wo  der  Be- 
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rechtigte  nicht  in  der  Lage  ist,  den  Futterentgang  durch  Verän- 
derung des  Anbaues  zu  ersetzen,  ohne  Weiteres  durch  die  Ab- 
tretung eines  entsprechenden  Teiles  der  Alpe  oder  Weide  statt- 
finden kann. 

in.  Die  Waldweide. 

Ganz  anders  ist  hingegen  die  Weide  auf  Waldboden  zu  be- 
urteilen. 

a)  Vom  Standpunkte  des  Waldbesitzers. 

Die  Waldweide  ist  für  den  Waldbesitzer  meist  schädlich  oder 
wenigstens  lästig  und  wird  von  ihm  in  der  Regel  heftig  bekämpft. 

Das  weidende  Vieh  frisst  Blätter  und  Blattknospen  ab,  es  be- 
nagt die  Rinde  der  Bäume,  zertritt  den  jungen  Nachwuchs,  kann 
von  den  Schonflächen  nur  schwer  abgehalten  werden. 

Diese  Nachteile  sind  verschieden  gross  bei  den  einzelnen 
Viehgattungen.  Am  gefährlichsten  ist  die  Ziege  für  den  Wald; 
die  Gesetzgebung  war  denn  auch  schon  frühzeitig  bemüht,  Mass- 
regeln gegen  die  Ziegen-  und  Schafweide  im  Walde  zu  ergreifen  ^). 

Dagegen  sind  Schweine  fiir  gewisse  Waldungen  (insbesondere 
Buchenwälder)  sogar  nützlich  *).  Und  auch  der  Schaden,  den 
weidendes  Rindvieh  dem  Walde  zufügt,  ist,  wenn  der  Auftrieb  in 
massigen  Grenzen  bleibt,  nicht  allzu  arg;  ja  er  ist  sehr  häufig 
weit  geringfügiger,  als  die  Beschädigungen,  die  das  Wild,  das 
meist  an  die  Stelle  des  Weideviehs  tritt,  anrichtet  »Mit  einem 
massigen  Viehstande  ist  eine  gute  Waldwirtschaft  eher  verträg- 
lich, als  mit  einem  massigen  Wildstandec  '). 

Der  durch  das  Rindvieh  zugefugte  Schaden  lässt  sich  über- 
dies durch  entsprechende  Schutzmassregeln  leicht  verhüten  oder 
doch  verringern.  Ja  eine  in  bescheidenen  Grenzen  gehaltene  wohl- 
geordnete Weide  kann  dem  Walde  sogar  einigen  Nutzen  bringen. 

Im  forstlichen  Interesse  ist  also  zwar  sehr  häufig,  aber  durch- 
aus   nicht  immer   die  Beseitigung   der  Weideservituten   geboten. 


i)  Gegenwärtig  sind  diesbezügliche  Bestimmungen  für  Tirol  und  Vorarlberg  in 
Kraft  (provisorische  Waldordnung  v.  24./12.  1839,  2.  Tl.  §  26,  Verordnung  der  Statt- 
halterei  V.  24^2.  1855,  Nr.  7,  II.  L.G.B.) ;  ferner  für  Dalmatien  (§  3  f.  des  Gesetzes 
vom  19./2.  1873,  Nr.  20,  L.G.B.  ex  1873),  ^^  Istrien  (Gesetz  v,  11./H.  1883,  Nr.  11, 
ex  1884)  ^"^^  ^^  ^"  ^^^  Gradiska  (Kundmachung  vom  1377'  1884,  Z.  7507). 

2)  Dankelmann,  Die  Ablösung  und  Regelung  der  Waldgrundgerechtigkeiten. 

3)  Dankelmann  1.  c  II.  Teil  S.  440. 
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ADerdings  aber  erscheinen  diese  Dienstbarkeiten  dem  Waldbe- 
sitzer häufig  auch  aus  anderen  Gründen  sehr  lästig.  Insbesondere 
wird  es  von  vielen  Grossgrundbesitzern  sehr  störend  empfunden, 
dass  das  weidende  Vieh  das  Wild  vertreibt,  daher  das  Jagdver- 
gnügen  vermindert. 

b)  Vom  Standpunkte  der  Berechtigten. 

Weit  grössere  Verschiedenheiten  als  beim  Verpflichteten  finden 
wir  indes  beim  Berechtigten. 

i)  Ablösung  in  Geld. 

hl  Gegenden  hochentwickelter  Landwirtschaft  hat  die  Wald- 
weide ihre  einstige  Bedeutung  vollständig  eingebüsst.  Früher,  zur 
Zeit  der  allgemeinen  Dreifelderwirtschaft  und  des  Flurzwanges, 
war  sie  ein  integrierender  Bestandteil  der  gemeinsamen  Dorfweide 
gewesen,  welch  letztere  sich  gleichmässig  auf  die  Stoppelfelder, 
die  Brache,  den  Dreesch,  die  räumen  Weiden  und  den  Wald  er- 
streckte. 

Wo  man  indes  zu  intensiverer  Wirtschaft,  insbesondere  zur 
Wiesenkultur  und  zum  Anbau  von  Futterpflanzen  übergegangen 
ist,  hat  die  Stallflitterung  die  freie,  vor  allem  aber  die  Wald- Weide 
immer  mehr  verdrängt.  Denn  diese  bedingt  dort,  wo  nicht  die 
Viehzucht,  sondern  der  Fruchtbau  im  Vordergrunde  steht,  einen 
unersetzlichen  Verlust  an  Dünger  und  Arbeitsleistung. 

In  solchen  agrikol  fortgeschrittenen  Gegenden  ist  die  Beseiti- 
gung der  Weiderechte  von  jedem  Standpunkte  aus  nicht  nur  un- 
bedenklich, sondern  geradezu  wünschenswert.  Hier  wird  man  so- 
gar die  Geldabfindung  befürworten  können. 

Ganz  anders  in  jenen  alpinen  Landesteilen,  wo  flir  eine  in- 
tensive Landwirtschaft,  ja  vielleicht  überhaupt  für  eigentlichen 
Ackerbau  die  natürlichen  Bedingungen  fehlen,  wo  die  Bevölkerung 
auf  die  Viehzucht  angewiesen  ist,  der  Boden  aber  kaum  für  die 
Eneugung  des  nötigen  Winterfutters  genügt,  so  dass  in  der  warmen 
Jahreszeit  die  freie  Weide  gar  nicht  entbehrt  werden  kann.  Wären 
die  Bauern  hier  gezwungen,  ihr  Weiderecht  gegen  Zahlung  einer 
Geldsumme  aufzugeben,  so  hiesse  das,  den  hauptsächlichsten 
Nahnmgszweig  der  Bevölkerung  unterbinden.  Es  wäre  das  gleich- 
bedeutend mit  deren  Verarmung,  Abhängigkeit  vom  Waldbe- 
sitzer und  wirtschaftlicher  Unfreiheit.  Die  Freiheit  des  Bodens  wäre 
auf  Kosten  der  Freiheit  der  Bewohner  erreicht. 
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2.  Ablösung  mit  Grund  und  Boden. 

Diese  begegnet  indes  bei  der  Waldweide  im  Allgemeinen 
denselben  Schwierigkeiten,  wie  bei  den  Holzbezugsrechten.  Immer- 
hin ist  sie  noch  leichter  durchführbar,  wenn  Weide  und  Beholzung 
gleichzeitig  denselben  Wald  belasten.  Denn  solchenfalls  kann  ein 
einheitliches  Aequivalent  für  beide  Nutzungsrechte  und  vielleicht 
auch  noch  für  den  Streubezug  statuiert  werden. 

Steht  dagegen  die  Waldweide  nicht  in  Verbindung  mif  einer 
Beholzung,  so  wird  in  den  Gebirgsgegenden  Abfindung  mit  Grund 
und  Boden  nur  höchst  selten  in  einer  den  Bedürfnissen  der  Be- 
rechtigten entsprechenden  Weise  stattfinden  können;  u.  z.  nur 
dann,  wenn  für  die  Ablösung  anderweitiges  Kulturland  zur  Ver- 
fügung steht,  das  die  Waldweide  voll  zu  ersetzen  vermag;  also 
Wiesen,  Heimweiden  oder  fiir  Futterpflanzen  geeignetes  Ackerland. 

Eine  Ablösung  der  allein  bestehenden  Weideservitut  durch 
Wald  ist  hingegen  kaum  je  möglich  ohne  bedeutende  Schädigung 
des  Berechtigten.  Denn  würde  ein  Waldkomplex  von  solcher 
Ausdehnung  abgetreten  werden,  dass  ebensoviel  Vieh,  wie  bis- 
her, darin  Nahrung  findet,  so  müsste  das  Abfindungs-Grundstück 
einen  unvergleichlich  grösseren  Gesamtertrag  abwerfen,  als  die  ab- 
gelöste Dienstbarkeit.  Denn  die  Weide  bildet  ja  nur  eine  Neben- 
nutzung des  Waldes.  Der  Berechtigte  wäre  also  in  die  Not- 
wendigkeit versetzt,  dem  Verpflichteten  ein  bedeutendes  Kapital 
herauszuzahlen ,  wozu  die  Gebirgsbewohner  am  Wenigsten  im 
Stande  sind. 

Würde  dagegen  der  Abfindungswald  einen  dem  bisherigen 
Weiderechte  gleichwertigen  Gesamtertrag  abwerfen,  so  hätte  eine 
solche  Ablösung  eine  ähnlich  vernichtende  Wirkung  für  die  Vieh- 
wirtschaft der  Berechtigten,  als  die  Ablösung  durch  Geld.  Denn 
der  Bauer  erhielte  damit  eine  Waldfläche,  die  nur  einen  geringen 
Bruchteil  der  bisher  beweideten  darstellt,  und  die  daher  auch  nur 
einen  geringen  Bruchteil  des  früher  aufgetriebenen  Viehes  zu  er- 
nähren vermag.  Die  Holzrente,  die  der  Berechtigte  als  angeb- 
lichen Ersatz  erhält,  bildet  unter  den  supponierten  Verhältnissen 
für  ihn  that  sächlich  kein  gleichwertiges  Aequivalent. 

IT.  Das  Strenbeininsrecht. 

Aehnliches  wie  von  dem  Weiderechte  gilt  von  der  dritten 
allgemein  verbreiteten  Servitutsart,  dem  Streubezugsrechte. 

Auch  dieses  ist  in  den  landwirtschaftlichen  fortgeschritteneren 
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Gegenden  durch  den  Strohertrag  der  Wirtschaft,  die  Stallfütterung 
und  den  im  Stalle  erzeugten  Dünger  für  den  Berechtigten  über- 
flüssig geworden.  Im  Gebirge  dagegen ,  wo  die  Landwirtschaft 
im  Wesentlichen  nur  ein  Hilfsmittel  für  die  Viehzucht  bildet, 
fehlen  jene  Voraussetzungen.  Hier  sind  Reisig  und  Laub  aus 
dem  Walde  als  Unterstreu  fiir  das  Vieh  und  als  Dünger  grossen 
Teils  noch  schwer  zu  entbehren,  wenn  man  auch  hoffen  darf,  dass 
ihre  Ersetzung  durch  künstliche  Streu-  und  Düngmittel  allmählich 
gelingen  werde.  Eine  Ablösung  durch  Geld  stösst  also  hier  auf 
dieselben  Bedenken,  wie  bei  der  Waldweide,  und  ebenso  ist  die 
Abfindung  durch  Wald  in  der  Regel  ohne  Schädigung  des  Be- 
rechtigten nicht  durchzufuhren ;  es  sei  denn,  dass  gleichzeitig  auch 
Holzbezugs-  und  Weiderechte  zur  Ablösung  gelangen. 

Das  Interesse  des  Verpflichteten  spricht  aber  hier  viel 
unbedingter,  als  bei  den  Weiderechten  für  die  Beseitigung  der 
Grundlast.  Denn  die  Bodenstreu  bildet  für  den  Wald  den  natür- 
lichen Dünger,  der  ihm  ohne  Schädigung  seiner  Reproduktions- 
kraft nicht  entzogen  werden  kann ').  Ferner  erhöht  die  Laub- 
streu die  wassererhaltende  Kraft  und  Lockerheit  des  Bodens ') 
und  bewirkt  eine  gleichmässigere  Temperatur.  »Der  fortwährende 
Entzug  der  Streudecke  führt  zur  Umwandlung  wertvollerer  Hölzer 
in  Kiefemwaldungen,  endlich  zur  gänzlichen  Verödung  des  Wald- 
landes.« So  soll  geschonter  Wald  in  120  Jahren  auf  gutem  Boden  etwa 
670  fl.,  auf  schlechtem  360  fl.  Reinertrag  abwerfen ,  der  ausge- 
rechte Wald  dagegen  caeteris  paribus  450  und  230  fl.  ■)• 

Das  Recht  der  Ast-  oder  Schneitelstreu  wirkt  ähnlich  und 
führt  überdies  fast  stets  zu  unmittelbarer  Verletzung  der  Baum- 
stämme. 

D.  WOrdigung  der  Servituten  vom  Standpunkte  der  Landeskultur. 

Nebst  den  beiden  unmittelbar  beteiligten  Parteien,  deren 
Standpunkt  allein  wir  bisher  betrachtet  haben ,  ist  aber ,  soweit 
Wälder  in  Frage  kommen,  auch  noch  die  Allgemeinheit  sehr  leb- 

i)  Einen  Vergleich  zwischen  geschontem  Boden  und  solchem,  von  welchem  Streu- 
e&toalime  stattfiand,  bietet  Ebermaytr^  Die  gesamte  Lehre  von  der  Waldstreu,  Berlin 
1876.  Danach  ist  der  Gehalt  an  Feinerde  bei  dieser  um  126  Vo  grösser  als  bei  jener, 
aa  Stickstoff  um  75  ®/o ,  an  in  Wasser  löslichen  Stoffen  um  65  ^/o ,  an  Humus  aber 
KU  1127V0I    (ICrätzl,  Wald  und  Waldstreu,  Friedland  1890). 

2)  Der  in  der  vorigen  Note  angeführte  Vergleich  ergiebt  eine  wassererhaltende 
Kraft:  bei  Schonung  von  38 — 47  '^/o,  bei  Streuentnahme  von  31 — 34^/0. 

3)  Krätzl  a.  a.  O. 

Schiff,  OesUrretchische  Agrarpolitik.  I.  ^ 
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haft  daran  interessiert,  ob  die  Servituten  aufrechterhalten  bleiben 
oder  abgelöst  werden,  und  worin  die  dem  Berechtigten  zu  leistende 
Abfindung  besteht. 

I.  Die  Ablösungsfrage. 

Davon,  wer  Eigentümer  eines  Waldes  ist,  und  ob  der  Letztere 
mit  Servituten  belastet  ist  oder  nicht,  hängt  zum  grossen  Teile 
die  für  die  Landeskultur  sehr  wichtige  Frage  ab,  ob  diebetreffenden 
Forste  erhalten  bleiben,  und  in  welchem  Zustande  sie  sich  befinden. 

Nun  muss  gewiss  in  vielen  Gegenden  auch  heute  noch  die 
Rodung  des  Waldlandes  und  die  Urbarmachung  des  Bodens  als 
ein  wirtschaftlicher  Fortschritt  begrüsst  werden.  Gibt  es  doch 
noch  Bezirke,  in  denen  75%  und  mehr  der  produktiven  Boden- 
fläche mit  Wald  bedeckt  sind^)!  Und  selbst  Forstmänner  geben 
zu,  dass  in  manchen  Gegenden  Oesterreichs  Wälder  noch  auf 
dem  besten  Weizenboden  stehen  *). 

Dagegen  kann  dieselbe  Handlung,  die  hier  volkswirtschaftlich 
wünschenswert  wäre,  anderwärts,  vielleicht  sogar  in  nächster  Nähe 
davon  vorgenommen,  die  grössten  Gefahren  für  die  Landeskultur 
heraufbeschwören. 

Allerdings  ist  die  Grösse  des  Einflusses,  welchen  der  Wald 
auf  das  Klima,  auf  die  Niederschläge  und  Wasserverhältnisse  eines 
Landstriches  aasübt,  neuerdings  wieder  controvers  geworden. 
Doch  kann  es  wohl  nicht  bestritten  werden,  dass  die  Entblös- 
sung  steiler  Bergabhänge  von  dem  schützenden  Vegetationsmantel 
die  Gefahr  der  Wildbachbildung,  der  Hochwässer,  der  Erdrutsch- 
ungen  bedeutend  steigert.  Gleiches  gilt  von  der  Streuentnahme, 
welche  den  Boden  seiner  natürlichen  Decke  beraubt  und  dessen 
Wasserkapacität  vermindert. 

Je  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  wird  also  das  öffentliche 
Interesse  bald  die  Erhaltung  des  Waldstandes  fordern,  bald  aber 
einer  Devastation  oder  Vernichtung  desselben  gleichgiltig  gegen- 
überstehen oder  sogar  die  Umwandlung  von  Wald  in  Weide, 
Wiese  oder  Ackerland  verlangen. 

Eine  starke  Belastung  oder  gar  eine  Ueberlastung  des  Waldes 
mit  Holz-  oder  Streubezugsrechten  pflegt  nun  meistens  in  der 
Richtung  der  Verminderung  der  Bestände  zu  wirken.  Und  ebenso 

i)  Bauer  auf  dem  österreichischen  Forstkongresse  1887  (Verhandlungen  S.  100  f.). 
2)  Forstdirektor  Z?e7j9f/»^J,  Verhandlungen  des  österr.  Forstkongresses  1879  S.  75. 
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schwächt  die  Viehweide  häufig  die  Widerstandskraft  des  Bodens 
gegenüber  meteorischen  Einflüssen;  denn  die  Erde  wird  aufge- 
wühlt, gelockert,  der  Nachwuchs  verhindert.  Dagegen  sind  massige, 
genau  geregelte  Beholzungs-  und  Weiderechte  mit  einer  rationellen 
Forstkultur  sehr  wohl  vereinbar ;  ja  unter  Umständen  können  sie 
eine  solche  sogar  in  höherem  Grade  gewährleisten,  als  die  voll- 
ständige Freiheit  des  Waldes.  Denn  die  Aufsicht  über  Servituten- 
Wälder  pflegt  eine  schärfere  zu  sein,  als  die  über  unbelastete 
Forste ;  schon  das  Interesse  des  Berechtigten  wacht  darüber,  dass 
der  Grundeigentümer  seinen  Besitz  nicht  zu  sehr  überhaue,  son- 
dern ihn,  wie  das  Gesetz  vorschreibt,  in  leistungsfähigem  Zustande 
erhalte.  Auch  ist  in  Servitutswäldem  häufiger  Gelegenheit  zu  be- 
hördlichem Einschreiten  gegeben  ^). 

2.  Die  Frage  des  Ablösungsäquivalentes. 

Ebenso  verschieden,  wie  die  Frage  nach  der  Erhaltung  oder 
Beseitigung  der  Servituten,  wird  die  nach  dem  zu  leistenden  Aequi- 
valent  vom  Standpunkte  der  Landeskultur  aus  beantwortet  wer- 
den müssen. 

Die  Abtretung  von  Waldland  in  kleinen  Parzellen  an  einzelne 
Bauern  ist  sicherlich  mit  grossen  Gefahren  für  den  Waldbestand 
verbunden,  wird  also  dort  kaum  platzgreifen  dürfen,  wo  das  öffent- 
liche Interesse  den  Schutz  der  Forstbestände  gebieterisch  fordert. 
Denn  wiederholte  Erfahrungen  weisen  darauf  hin,  dass  die  Gefahr 
einer  Walddevastierung  in  dem  umgekehrten  Verhältnisse  zur 
Grösse  des  Waldbesitzes  steht. 

Eine  pflegliche,  auf  Reproduktion  des  Holzes  gerichtete  Be- 
handlung darf  in  der  Regel  vom  Grossgrundbesitzer  viel  eher  er- 
wartet werden,  als  von  dem  Bauer.  Namentlich  dann,  wenn  der 
Letztere  sich  in  bedrängter  Lage  befindet,  und  wenn  er  bei  der 
Ablösung  nicht  so  viel  Wald  zugeteilt  erhält,  um  in  dessen  Er- 
trägnisse einen  vollen  Ersatz  für  seine  bisherigen  Nutzungen  zu  er- 
langen; denn  da  wird  er  zur  Raubwirtschafl  geradezu  verleitet. 
Und  selbst  bei  grösseren  Gemeinde-  und  Gemeinschaftsforsten 
muss  besorgt  werden,  dass  die  Interessen  der  gegenwärtigen 
auf  Kosten  der  zukünftigen  Nutzniesser  Befriedigung  finden  werden, 
was  zu  einer  raschen  Vertilgung  des  Holzvorrates  führen  muss. 
Manche  Gemeinden  verstanden  es  ja,  ihre  Forste  gut  zu  erhalten ; 
viele  andere  haben  sie  gänzlich  devastiert.  Die  sozialen,  ökonomi- 

i)  So  anch  Dankelmann  a.  a.  O. 
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sehen  Verhältnisse,  die  Bildungsstufe  der  Bevölkerung  sind  hier 
von  grossem  Einfluss ;  überdies  hängt  viel  von  der  Art  der  Organi- 
sation der  Genossenschaft,  von  der  strengen  Beaufsichtigung  u.s.w. 
ab.  Wo  also  das  Interesse  der  Landeskultur  den  Schutz  des 
Waldes  verlangt  und  die  berechtigten  Subjekte  oder  deren  Ge- 
samtheit eine  Gewähr  für  das  Schicksal  eines  Abfindungs-Waldes 
nicht  bietet,  dort  wird,  von  diesem  Standpunkte  aus,  die  Ab- 
lösung entweder  gänzlich  zu  unterbleiben  oder  in  Geld  zu  er- 
folgen haben. 

E.  Grundsfitse  für  eine  die  Lfandeskultur  berücksichtigende  und  bauem- 

freundliche  Servitüts-Gesetzgebung. 

Die  vorstehenden  Betrachtungen  zeigen:  es  kann  die  Frage, 
ob  Ablösung  oder  blosse  Regulierung  der  Servituten  stattfinden 
solle,  und  worin  eventuell  das  Ablösungsäquivalent  zu  bestehen 
habe,  einheitlich  weder  von  dem  Standpunkte  der  beiden  un- 
mittelbar betroffenen  Parteien,  noch  auph  von  dem  der  Landes- 
kultur beantwortet  werden.  Dieselbe  Massregel  kann  je  nach 
Umständen  allen  Teilen  nützen  oder  allen  schaden;  es  ist  auch 
sehr  wohl  möglich,  dass  die  Interessen  der  beteiligten  Personen 
untereinander  und  mit  denen  der  Landeskultur  in  Gegensatz  stehen. 
Eine  sachgemässe  Entscheidung  kann  daher  nur  von  Fall  zu  Fall 
nach  genauester  Erhebung  der  lokalen  Verhältnisse,  nach  gegen- 
seitiger Abwägung  der  Vor-  und  Nachteile  für  den  Berechtigten, 
den  Verpflichteten  und  die  Landeskultur  gefallt  werden. 

Der  Gesetzgeber  darf  also  hier,  wenn  er  sachgemäss  ver- 
fahren will,  nicht,  wie  bei  der  Grundentlastung,  durchgreifende 
Rechtssätze  aufstellen ;  es  sei  denn,  dass  er  glaubt,  es  handle  sich 
hier  um  die  Realisierung  eines  ethischen  Prinzipes,  um  irgend 
eine  »liberalec,  »konservative«  oder  sonstige  Idee.  Vom  Stand- 
punkte der  ökonomischen  Zweckmässigkeit  hingegen  lassen  sich 
nur  gewisse  allgemeine  Prinzipien  aufstellen,  nach  welchen  im 
einzelnen  Falle  nach  sorgfaltiger  Abwägung  aller  Umstände  zu 
entscheiden  sein  wird. 

Aus  den  eingehenden  Untersuchungen,  welche  wir  über  die 
ökonomischen  Wirkungen  der  verschiedenen  Ablösungsarten  auf 
den  Berechtigten,  den  Verpflichteten  und  die  Landeskultur  bei 
den  verschiedenen  Servitutsrechten  gepflogen  haben,  ergeben  sich 
wie  von  selbst  die  Grundsätze,  von  welchen  sich  ein  Gesetzgeber 
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leiten  lassen  muss,  der  vor  allem  das  öfTentliche  Interesse  der 
Landeskultur  im  Auge  hat,  die  notwendigen  Reformen  aber  nicht 
mit  einer  rechtlichen  oder  wirtschaftlichen  Verkürzung  der  be- 
rechtigten Kleingrundbesitzer  durchfuhren  will. 

Diese  Grundsätze  sind: 

I.  Im  Prinzipe  ist  die  Ablösung  der  Servitutsrechte  der  blossen 
Regulierung  derselben  vorzuziehen.  In  der  Regel  spricht  das  In- 
teresse der  Landeskultur  für  die  gänzliche  Beseitigung  der  Grund- 
dienstbarkeiten. Nur  sie  schafft  dauernde  Ordnung  in  Wald,  Alpe 
und  Weide,  nur  sie  befreit  den  Grundbesitz  für  immer  von  allen 
Uebelständen,  welche  aus  der  Konkurrenz  des  Eigentümers  und 
des  Servitutsberechtigten  an  den  Nutzungen  derselben  Liegenschaft 
resultieren. 

n.  Die  Ablösbarkeit  hätte  jedoch  in  2  Momenten  ihre  Schranken 
zu  finden:  in  dem  Interesse  der  Landeskultur  und  in  dem  wirt- 
schaftlichen Bedürfnisse  der  berechtigten  Realität.   Daher: 

1.  Keine  blosse  Regulierung,  sondern  Ablösung  dort,  wo  die 
Waid-  oder  Weidenutzung  für  den  Wirtschaftsbetrieb  des  berech- 
tigten Gutes  entbehrlich  ist.  Das  Aequivalent  kann  solchenfalls 
in  Geld  oder  in  Grundstücken  bestehen,  und  man  darf  darin  dem 
Verpflichteten  die  freie  Wahl  lassen. 

2.  Anders  dort,  wo  der  Wirtschaftsbetrieb  des  Berechtigten 
die  Natural-Nutzung  zur  Voraussetzung  hat.  Hier  ist  zunächst 
jede  Geldabfindung  auszuschliessen.  Vielmehr  ist,  wenn  mög- 
lich, die  Ablösung  der  Servitut  durch  Abtretung  von  Grund  und 
Boden  zu  vollziehen.  Am  ehesten  durchführbar  ist  eine  solche 
bei  Brennholz-Servituten  und  bei  den  Weiderechten  auf  Alpen- 
und  eigentlichem  Weideboden;  ferner  bei  allen  Weiderechten 
dann,  wenn  Wiesen  oder  für  Futterpflanzen  geeignetes  Ackerland 
zur  Verfügung  stehen. 

Bei  der  Ablösung  müsste  dem  Berechtigten,  soll  dieser  keinen 
Schaden  erleiden,  soviel  Boden  abgetreten  werden,  dass  er  in 
dessen  Naturalertrag  vollen  Ersatz  für  seine  früheren  Dienstbar- 
keiten erhält. 

3.  Ist  dagegen  eine  Ablösung  nicht  möglich,  so  muss  eine 
eingehende  Regelung  des  Nutzungsrechtes  stattfinden,  wobei 
künftigen  Streitigkeiten,  Uebergriffen  und  gegenseitigen  Schädi- 
gungen thunlichst  vorzubeugen  ist. 

HL  Diese  Grundsätze  erleiden  dort  eine  Modifikation,  wo  nach 
denselben  Forste  abgetreten  werden  müssten,  bei  denen  die  Ver- 
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nichtung  des  Holzbestandes  das  Klima  verschlechtern,  die  Wasser- 
gefahren vergrössern  oder  sonst  die  Landeskultur  beeinträchtigen 
würde.  Da  ist  jede  parzellenweise  Abfindung  zu  vermeiden.  Die 
Waldabtretung  hat  entweder  gänzlich  zu  unterbleiben,  oder  an 
Gemeinden  oder  Genossenschaften  unter  Garantien  für  eine  pfleg- 
liche Behandlung  zu  erfolgen.  Wo  eine  solche  Garantie  nicht 
möglich  ist,  müsste  bloss  Regulierung  platzgreifen. 

Selbstverständlich  ist  es  nicht  Sache  der  Gesetzgebung,  in 
concreto  festzustellen,  wo  und  wann  die  Voraussetzungen  für  die 
Ablösung  oder  für  die  Regulierung,  für  die  Bestimmung  des  Aequi- 
valents  in  Boden  oder  in  Geld  gegeben  sind.  Darüber  kann  nur 
durch  die  Verwaltungsbehörden  von  Fall  zu  Fall  entschieden  werden. 


5.  Abschnitt.    Die  österreichische  Servitutengesetzgebung. 

A.  Prinzipieller  Standpunkt  des  Servitotenpatentes. 

Das  zuletzt  angeführte  Prinzip,  wonach  das  Gesetz  neben  der 
gänzlichen  Beseitigung  auch  die  blosse  Regulierung  gestattet  und 
die  Verwaltungsbehörden  darüber  entscheiden  lässt,  ob  die  eine 
oder  die  andere  Massregel  eintreten  solle,  eventuell  ob  mit  Grund 
und  Boden  oder  mit  Geld  abzulösen  sei,  —  dieses  Prinzip  ist 
auch  von  der  österreichischen  Gesetzgebung  acceptiert  worden. 
Aber  doch  erst  nach  mehrfachen  Schwankungen. 

I.  Vorgeschichte. 

1 .  In  dem  Patente  vom  7.  September  1848  nahm 
der  revolutionäre  Gesetzgeber  des  Jahres  1848  bezüglich  der  Ser- 
vituten-Ablösung  ganz  denselben  Standpunkt  ein,  wie  bezüglich 
der  Grundentlastung.  »Grund  und  Boden  ist  zu  entlasten«,  das 
war  sein  Postulat,  und  ganz  konsequent  dekretierte  er  im  Artikel  7 
des  Patents  vom  7.  September  1848  kategorisch:  »Die Holzungs- 
und Weiderechte,  sowie  die  Servitutsrechte  zwischen  den  Obrig- 
keiten und  ihren  Unterthanen  sind  entgeltlich  ....  aufzuheben«. 

2.  Allein  diese  Energie  hielt  nicht  lange  an.  Das  Patent 
vom  4.  März  1849,  welches  die  Durchführung  der  Grundent- 
lastung anordnete,  enthielt  nicht  auch  die  Vorschriften  über  die 
Servitutenablösung.  Die  Grunddienstbarkeiten  blieben  vielmehr 
»bis  zur  Durchführung  der  entgeltlichen  Aufhebung  in  Wirksam- 


PrinzipieUer  Standpuikt  des  Servitulenpatentes.  yi 

keit.  Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Aufhebung  und  das 
Eotgelt  werden  für  jedes  einzelne  Laxid  nach  seinen  eigentUtn- 
üchen  Verhältnissen  festgesetzt  werden«  (§  4).  Wir  sehen,  dass 
jetzt  der  Gresetzgeber  diese  zweite  Operation  schon  wesentlich 
mit  anderen  Augen  ansieht,  als  die  Grundentlastung.  Aber  noch 
hält  er  an  dem  Prinzipe  der  Ablösung  fest,  er  zaudert  bloss,  das- 
selbe zu  verwirklichen,  und  er  will  den  lokalen  Verschiedenheiten 
durch  eine  getrennte  Landesgeaetzgebung  gerecht  werden.  Die 
Regierung  erklärt  denn  auch  in  dem  Programme,  das  sie  dem 
landwirtschaftlichen  Kongresse  des  Jahres  1849  vorlegte,  es  solle 
die  Ablösung  wenigstens  für  alle  Beholzungsrechte  ausnahmslos 
durchgeführt  werden;  Waldweide-  und  Streurechte  sollen  hingegen 
aufrechterhalten  und  bloss  reguliert  werden  '). 

3,  Aber  auch  das  Forstgesetz  vom  3.  D ezember 
1852  beweist,  wie  sehr  der  Eifer  des  Gesetzgebers  für  die  Ab- 
lösung bereits  abgekühlt  ist.  Denn  in  den  §§  9 — 18  sind  zwar  aus- 
führliche Vorschriften  über  Waldservituten  enthalten,  aber  nicht 
über  die  Aufhebung,  sondern  umgekehrt  über  die  Ausübung  der- 
selben. 

4.  Erst  das  Patent  vom  5.  Juli  1853  (Nr.  130  R.G.B.) 
bringt  meritorische  Bestimmungen  in  der  Servituten  frage.  Es  er- 
füllt jedoch  nicht,  was  durch  die  Patente  des  Jahres  1848  und 
1849  ^^  Aussicht  gestellt  worden  war.  Der  Gesetzgeber  hatte  in- 
zwischen seinen  Standpunkt  vollständig  gewechselt.  Das  zeigt 
schon  der  Titel  des  Gesetzes,  »wodurch  die  Bestimmungen  über 
die  Regulierung  und  Ablösung  der  Holz-,  Weide-  und  Forstpro- 
dukten-Bezugsrechte  festgesetzt  werden«.  Es  wird  also  nicht  un- 
bedingt die  Ablösung  sondern  alternativ  auch  die  Regulierung 
der  Servituten  in  Aussicht  genommen. 

Ein  prinzipieller  Umschwung  in  der  legislato- 
rischen Behandlung  liegt  also  vor;  ein  Umschwung,  der 
dadurch  noch  schärfer  wird,  dass,  wie  wir  sehen  werden,  in  man- 
chen Teilen  Oesterreichs  bei  der  Ausführung  des  Gesetzes  die 
Fixierung  der  Grundlasten  die  Regel,  ihre  entgeltliche  Beseitigung 
dagegen  die  Ausnahme  gebildet  hat.  Wie  sollen  wir  uns  diese 
Erscheinung  erklären? 

n.  Ursache  dieses  Umschwunges. 

Es  läge  nahe,    diesen  prinzipiellen  Umschwung   mit  dem  in- 


1)  Verhandlungen  des  landwirtschaftlichen  Kongresses  1849  ^-  ^35* 
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zwischen  erfolgten  allgemeinen  politischen  Rückschlag  gegen  die 
Bewegung  des  Jahres  1848  in  Verbindung  zu  bringen.  Und  eine 
Reihe  wichtiger  Bestimmungen  des  Gesetzes  enthält  auch  in  der 
That,  wie  wir  sehen  werden,  so  bedeutende  Begünstigungen  der 
verpflichteten  Waldbesitzer  auf  Kosten  der  berechtigten  Grund- 
wirtschaften, wie  sie  ein  bauernfreundlicher  Gesetzgeber  wohl  nie- 
mals erlassen  hätte. 

Dennoch  wäre  es  aber  oberflächlich  und  irreführend,  die 
grundsätzlich  geänderte  Aufl*assung  des  Servitutenproblems  darauf 
zurückzuführen,  dass  inzwischen  eine  andere  politische  Partei  an 
das  Ruder  gekommen  war. 

Der  Grund  fiir  diese  Erscheinung  liegt  vielmehr  tiefer.  Die 
politischen  Leidenschaften  hatten  sich  gelegt.  Bei  der  Abfassung 
von  Gesetzen  konnte  an  die  Stelle  abstrakter  Ideen  und  Prin- 
zipien die  Berücksichtigung  der  thatsächlichen  wirtschaftlichen 
und  sozialen  Verhältnisse  treten.  Gleichzeitig  war  die  legislative 
Gewalt  aus  den  Händen  des  konstitutionellen  Reichstages  in  die 
des  unumschränkten  Monarchen  und  seiner  Regierung  gelangt. 
Kein  Zweifel,  dass  die  letztere  über  grössere  Sachkenntnisse  ver- 
fügte, als  die  meist  recht  unerfahrenen  Wortführer  des  ersten 
österreichischen  Parlaments. 

Wie  sehr  sich  diese  Letzteren  von  Schlagworten  leiten  Hessen, 
dafür  ist  gerade  die  Behandlung  der  so  schwierigen  und  kompli- 
zierten  Servitutenfrage  das  beste  Beispiel.  Denn  jeder  besonnene 
Gesetzgeber,  der  sich  von  sachlichen  Erwägungen  bestimmen 
Hess  —  mochte  er  welcher  politischen  Partei  immer  angehören  — , 
musste  für  eine  grosse  Zahl  von  Fällen  die  Aufrechterhaltung  und 
Regelung  der  Servituten,  nicht  deren  Ablösung  vorschreiben ;  und 
dies,  wie  wir  gesehen  haben,  gerade  im  Interesse  der  berechtigten 
Bauern  und  der  Landeskultur.  Die  strikte  Realisierung  desselben 
Grundsatzes  wirtschaftlicher  Freiheit,  welcher  die  Fesseln  der 
Gutsunterthänigkeit  gesprengt  und  die  Frohnpflicht  beseitigt  hatte, 
würde,  ausnahmslos  auf  die  Servituten  angewendet,  den  ökono- 
mischen Untergang  eines  grossen  Teiles  der  berechtigten  bäuer- 
lichen Grundbesitzer  notwendiger  Weise  zur  Folge  gehabt  haben. 

B.  Ueberblick  ttber  den  Inhalt  des  Servitutenpatentes. 

I.    Objekt   des  Gesetzes. 

Das  Patent   erstreckt  sich  zunächst   auf  alle    wie  immer  be- 
nannten Holzungsrechte  und  Bezugsrechte  von  Holz  und  sonstigen 
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Forstprodukten  in  oder  aus  fremden  Wäldern,  auf  die  Weide- 
rechte  auf  fremdem  Grund  und  Boden  und  auf  alle  übrigen  Feld- 
servituten,  bei  welchen  das  dienstbare  Gut  Wald  oder  zur  Wald- 
kultur gewidmeter  Boden  ist.  Soferne  es  sich  um  Holzungs-  oder 
Bezugsrechte  in  Wäldern  oder  um  Weiderechte  in  Wald  und  Feld 
handelt,  ist  die  Qualifikation  des  Rechtes  als  einer  civilrechtlichen 
Servitut  im  Sinne  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  für  die  Anwen- 
dung des  in  Rede  stehenden  Patentes  nicht  erforderlich. 

Bei  dieser  ersten  Kategorie  von  Nutzungsrechten  hat  die  Re- 
gulierung oder  Ablösung  von  amtswegen  zu  erfolgen. 

Ueberdies  können  aber  auch  alle  sonstigen  Feldservituten 
über  Provokation  eines  Teiles  der  Regulierung  oder  Ablösung 
unterzogen  werden,  wenn  zwischen  dem  dienstbaren  und  dem 
herrschenden  Gute  das  gutsobrigkeitliche  und  unterthänige  Ver- 
hältnis bestanden  hat. 

Endlich  fallen  auch  gemeinschaftliche  Besitz-  und  Nutzungs- 
rechte auf  Grund  und  Boden  unter  das  Gesetz,  wenn  sie  zwi- 
schen gewesenen  Obrigkeiten  und  Gemeinden  sowie  ehemaligen 
Unterthanen  oder  zwischen  zwei  oder  mehreren  Gemeinden  be- 
stehen. Auch  bei  ihnen  wird  die  Regulierung  oder  Ablösung  (die 
hier  in  Teilung  besteht)  nur  über  Verlangen  einer  Partei  vorge- 
nommen. 

Da  indessen  Regulierungs-,  Ablösungs-  und  Teilungsbegehren 
bezüglich  der  beiden  zuletzt  genannten  Arten  von  Nutzungsrechten 
nur  in  sehr  geringem  Masse  gestellt  worden  sind ,  dem  Gesetze 
in  dieser  Beziehung  daher  nur  eine  untergeordnete  Bedeutung  zu- 
kommt, so  wollen  wir  uns  im  folgenden  nur  mit  den  Wald-  und 
Weide-Servituten  befassen  *).  Ihnen  wurden  die  Einforstungen  und 
Weiderechte  in  landesfiirstlichen  Forsten  auch  dann  gleichgestellt, 
wenn  sie  eigentlich  als  widerruflich  anzusehen  waren. 

2.  AblösungoderReguJierung. 

Für  die  genannten  Grundlasten  schreibt  das  Gesetz  als  Regel 
die  Ablösung  vor.  Blosse  Regulierungen  haben  nur  dann  statt- 
zufinden, wenn  sonst  entweder  der  übliche  Hauptwirtschaftsbetrieb 
des  berechtigten  oder  verpflichteten  Gutes  auf  eine  unersetzliche 
Weise  gefährdet  werden  würde,  oder  wenn  überwiegende  Nach- 

i)  Ueber    die  Regulierung    und   Teilung    gemeinschaftlicher  Grundstücke  s.    das 
folgende  Kapitel. 
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teile  der  Landeskultur   entstünden,   oder  wenn  sich  die  Parteien 
auf  blosse  Regulierung  einigen. 

3.  Behörden. 

Die  Durchführung  der  Regulierung  oder  Ablösung  obli^ 
eigenen  Kommissionen:  den  Landeskommissionen,  welche  in  je- 
dem politischen  Verwaltungsbezirke  gebildet  werden  und  unter 
der  Leitung  des  Ministeriums  des  Innern  stehen ;  und  den  Lokal- 
kommissionen,  die  nach  Bedarf  zu  ernennen  sind.  Die  letzteren 
sind  die  erhebenden  und  instruierenden,  die  Landeskommissionen 
die  entscheidenden  Behörden. 

Die  Kompetenz  der  Letzteren  beschränkt  sich  nicht  auf  das 
administrative  Verfahren  nach  dem  Patente,  sondern  umfasst  auch 
die  sonst  den  Civilgerichten  zustehenden  Entscheidungen  über 
den  Bestand  strittiger  Privatrechte. 

4.  Grundsätze  für  die  Operationen. 

Jeder  Ablösung  hat  eine  Regulierung  vorauszugehen.  Für 
diese  sind  alle  relevanten  faktischen  und  rechtlichen  Verhältnisse 
zu  erheben.  In  erster  Linie  gelten  hier  die  übereinstimmenden 
Erklärungen  oder  das  Uebereinkommen  der  Parteien ;  strittige 
Punkte  werden  auf  Grund  der  Urkunden,  behördlicher  Erkennt- 
nisse und  des  rechtmässigen  Besitzstandes  entschieden. 

Ist  auf  solche  Weise  der  Inhalt  und  Umfang  des  Nutzungs- 
rechtes fixiert,  so  kann,  wenn  die  angeführten  Voraussetzungen 
vorliegen,  die  Ablösung  vorgenommen  werden.  Dieselbe  erfolgt 
in  Geld  oder  in  Grund  und  Boden.  Letzteres  in  der  Regel  nur 
mit  Zustimmung  des  Verpflichteten  *).  Wo  eine  solche  fehlt,  muss 
sich  der  Berechtigte  die  Zahlung  eines  Geldkapitals  gefallen  lassen, 
das  der  Verpflichtete  auch  in  Grundentlastungs-Obligationen  be- 
richtigen darf.  Zur  Feststellung  der  Höhe  des  Abfindungs-Aequi- 
valents  wird  der  Jahreswert  der  Nutzungen  nach  Abzug  des  Wertes 
der  Gegenleistungen  in  Geld  geschätzt  und  auf  Grund  eines  5%igen 
Zinsfusses  kapitalisiert.  Soll  das  so  berechnete  Ablösungskapital 
durch  Abtretung  von  Grund  und  Boden  geleistet  werden ,  so 
wird  der  Wert  des  Grundes  nach  dessen  nachhaltiger  Ertragsfähig- 


i)  Abgesehen  von  einem  selten  eintretenden  Falle  kann  auf  Abtretung  von  Grund- 
stücken gegen  den  Willen  des  Verpflichteten  nur  dann  erkannt  werden,  wenn  dieser 
das  Ablösungskapital  binnen  der  festgesetzten  Frist  nicht  erlegt. 
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keit  geschätzt.  Wald  soll  in  der  Regel  nur  ortschafts-,  gemeinde- 
weise  oder  an  eine  Gesamtheit  von  Berechtigten  abgetreten  werden. 
Dies  in  kurzen  Zügen  der  hauptsächliche  Inhalt  des  Patentes 
vom  Jahre  1853,  das  sich  gleichmässig  auf  ganz  Oesterreich  mit 
Ausnahme  von  Dalmatien  erstreckt. 

C.  Novellen  zum  Servitatenpatente. 

1.  Die  kaiserl.  Verordnung  vom  10.  November 
1858  (No.  227  R.G.B.)  in  Betreff  der  landesfürstlichen  Forstre- 
servate in  Oberösterreich,  Salzburg,  Steiermark  und  Tirol  hat  das 
Patent  vom  Jahre  1853  nach  manchen  Richtungen  ergänzt.  Eine 
Reihe  von  Reservatrechten  (z.  B.  gewisse  Holz- Vorkaufsrechte, 
in  Salzburg  das  Recht  der  Holzauszeige  und  Anweisung)  wurde 
ohne  Entschädigung  aufgehoben;  das  Recht  des  Aerars,  für  die 
aus  salzburgischen  Privatwäldern  verkauften  Holzüberschüsse  eine 
Gebühr  zu  erheben  (sog.  Stockrecht),  wurde  den  Bestimmungen 
des  Servitutenpatentes  unterworfen;  endlich  wurden  das  allge- 
meine Reservat  der  Holzüberschüsse  für  Bergbauzwecke,  dann 
die  speziellen  Reservatrechte  der  Kompetenz  der  Ablösungskom- 
missionen entzogen;  Ablösung  oder  Regulierung  dieser  Rechte 
kann  vielmehr  nur  durch  Uebereinkommen  geschehen,  und  die 
Verhandlungen  darüber  hat  das  Finanzministerium  zu  pflegen. 

2.  Durch  eigene  gleichlautende  Landesgesetze  erfolgte  die 
Aufhebung  der  besonderen  Grundlastenabi  ö- 
sungs-  und  Regulierungsbehörden,  nachdem  die 
Operationen  zum  grössten  Teile  beendigt  worden  waren ').  Für 
die  bis  dahin  nicht  angemeldeten  oder  provozierten  dem  Patente 
unterliegenden  Rechte  tritt  vom  Tage  des  Erlasses  des  Gesetzes 
für  Streitigkeiten  die  Kompetenz  der  Gerichte  ein,  während  sonst 
die  Funktionen  der  Lokalkommissionen  auf  die  Bezirkshauptmann- 
schaften, die  der  Landeskommissionen  auf  die  Statthaltereien  über- 
tragen werden. 

Formell  ist  eben  das  Verfahren  nach  dem  Patente  vom  Jahre 
1853    immer  noch  nicht  abgeschlossen,   sondern  es  können  auch 


I)  Böhmen  Gesetz  vom  12.  April  1886;  GÖrz  und  Gradiska,  Istrien,  Krain,  Mähren, 
Oberosterreich,  Niederösterreich,  Schlesien,  Steiermark  und  Triest  Gesetze  vom  8.  Ja- 
nuar, Salzburg  Gesetz  vom  29.  Januar  1890,  Bukowina  Gesetz  vom  14.  August  1893, 
für  Galtzien  Gesetz  vom  24.  März  1895. 
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heute  noch  Regulierungen  und  Ablösungen  nach  demselben  vor- 
genommen werden. 


6.  Abschnitt.    Beurteilung  der  Servitutengesetzgebung. 

Der  Grundsatz  des  Servitutenpatentes,  neben  der  Ablösung 
auch  die  blosse  Regulierung  der  Nutzungsrechte  zuzulassen,  muss 
sicherlich  sehr  gebilligt  werden. 

Um  aber  das  Gesetz  agrarpolitisch  beurteilen  zu  können,  ist 
eine  eingehende  Prüfung  der  Detailbestimmungen  des  Patentes 
erforderlich.  Dabei  muss  das  Augenmerk  insbesondere  auf  zwei 
Punkte  gerichtet  werden:  darauf,  in  welchem  Umfange  den  An- 
forderungen der  Landeskultur  vom  Gesetze  Rechnung  getragen 
ist,  und  zu  wessen  Gunsten  der  Interessenkonflikt  zwischen  den 
berechtigten  bäuerlichen  und  den  verpflichteten  herrschaftlichen 
Grundstücken  entschieden  wird.  Der  erstere  Gesichtspunkt  ist 
ausschliesslich  von  ökonomischer,  der  letztere  überdies  auch  von 
sozialer  Bedeutung. 

A.  Vom  Standpunkte  der  Landeskultur. 

1.  Ablösung  und  Regulierung  von  Amtswegen. 
Vom  Standpunkte  der  Landeskultur  ist  es  zunächst  sehr  zu 

billigen,  dass  bei  uns  in  der  Servitutenfrage  viel  radikaler  vor- 
gegangen wurde,  als  von  den  meisten  deutschen  Staaten.  Denn 
die  Ordnung  der  Dienstbarkeitsverhältnisse  ist  in  Oesterreich  nicht 
an  die  Provokation  einer  Partei  gebunden,  sondern  hat  ausnahms- 
los von  Amtswegen  zu  erfolgen. 

Die  Zustände  waren  eben  bei  uns,  namentlich  in  den  Alpen- 
ländern, so  unhaltbar  geworden,  dass  eine  durchgreifende  Fixie- 
rung der  gegenseitigen  Rechte  und  Pflichten  das  Mindeste  war, 
was  verlangt  werden  musste. 

Auch  in  der  Frage,  ob  Ablösung  oder  Regulierung  stattzu- 
finden habe,  ist  das  Interesse  der  Landeskultur  grösstenteils  ge- 
wahrt, indem  bestimmt  ist,  dass  die  Ablösung  immer  dann  zu 
unterbleiben  habe,  wenn  dadurch  »überwiegende  Nachteile  der 
Landeskultur  herbeigeführt  werden«  (§  5). 

2.  Wald- Ab  tretung  an  Gemeinden  oder  Ge- 
samtheiten   von   Berechtigten. 

Endlich   schreibt   das  Gesetz   auch  vor,    dass  die  Abtretung 
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von  Wald  »in  der  Regel  nur  ortschafts-  oder  gemeindeweise  oder 
an  die  Gesamtheit  der  Berechtigten  €  erfolgen  soll. 

Das  muss  gewiss  gebilligt  werden.  Bedauerlich  ist  es  aber, 
dass  der  auf  diese  Weise  im  Ganzen  abgetretene  Wald  seinem 
Schicksale  völlig  überlassen  blieb.  Das  Gresetz  sorgte  in  keiner 
Weise  dafür,  dass  die  Konstituierung  der  Gesamtheit  der  Berech- 
tigten als  Genossenschaft  stattfinde,  dass  eine  Fixierung  der  Rechte 
der  einzelnen  Beteiligten  durch  Statuten  vorgenommen^  dass  eine 
geißelte  Bewirtschaftung  durch  bestimmte  Organe  eingerichtet 
werde.  Und  ebensowenig  traf  das  Gesetz  Vorkehrungen  gegen  die 
Verwüstung  der  von  Gemeinden  oder  Ortschaften  auf  diese  Weise 
erworbenen  Forste. 

Denn  die  Vorschrift,  dass  alle  diese  Waldungen  in  forstpoli- 
zeilicher Hinsicht  den  Gemeindewaldungen  gleich  zu  halten  sind 
(§31),  bewirkt  nur  das  Eine,  dass  das  Verbot  der  Verteilung  der 
letzteren  (§21  des  Forstgesetzes)  auch  auf  die  ersteren  Anwen- 
dung findet. 

Uebrigens  ist  aber  nicht  einmal  dieses  Verbot  wirksam  ge- 
wesen, sondern  die  Aequivalentswälder  wurden  häufig  —  z.  T. 
sogar  unter  den  Augen  der  Behörde  —  ganz  ruhig  geteilt.  Die 
gemeinsame  Wirtschaft  war  eben  bei  dem  gänzlichen  Mangel  an 
entsprechenden  Normen  durchaus  unerspriesslich. 

Erst  nach  der  Verordnung  des  Ackerbauministeriums  vom 
3.  Juli  1873  sollen  die  in  Rede  stehenden  Waldungen  einer  in- 
tensiveren staatlichen  Beaufsichtigung  unterworfen  werden ;  es  ist 
femer  die  Regelung  der  Nutzungen  der  einzelnen  beteiligten  Per- 
sonen in  Aussicht  genommen,  es  soll  die  Verfassung  von  Wirt- 
schaftsplänen, welche  die  Nachhaltigkeit  garantieren,  die  Bestel- 
lung des  nötigen  Wirtschafts-  und  Schutzpersonals,  die  Einfuhrung 
einer  geregelten  Verwaltung  bei  Genossenschaftswäldern  ange- 
ordnet werden.  Leider  kam  diese  Verordnung  zum  grossen  Teil 
schon  zu  spät;  und  auch  wo  noch  Zeit  gewesen  wäre,  wurde  sie 
keineswegs  überall  durchgeführt.  So  hatte  denn  der  besprochene 
Mangel  des  Ablösungsgesetzes  die  unheilvollsten  Konsequenzen 
für  das  Schicksal  der  abgetretenen  Waldungen  ^). 


i)  Anch  das  Ackerbauministerium  bedauert  es,  dass  ider  Mangel  gesetzlicher  Be- 
stimmungen und  Einriebtungen  die  Bildung  zweckmässiger  Waldgenossenschaften  in 
<len  an  die  Gesamtheit  der  Berechtigten  abgetretenen  Aequivalentswaldungen  nicht 
zafieas«. 
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B.  Vom  Standpunkte  der  Beteiligten. 

Weit  weniger,  als  auf  die  Landeskultur,  nimmt  das  Gesetz  auf 
die  ökonomischen  Interessen  der  Servituts-Berechtigten  Rücksicht. 

L  Die  Toravssetzniigeii  für  die  AblOsvng  und  die  Regnlierniig. 

Gleich  in  der  grundlegenden  Frage,  unter  welchen  Voraus- 
setzungen die  Ablösung,  unter  welchen  die  Regulierung  der  Dienst- 
barkeiten stattfinden  solle,  zeigt  sich  die  geringe  Fürsorge  des 
Gesetzgebers  für  die  Interessen  der  Berechtigten. 

Wir  haben  die  Grundsätze,  welche  das  Patent  in  dieser  Be- 
ziehung enthält,  schon  angeführt.  Sie  stimmen  allerdings  grossen- 
teils  mit  denjenigen  Prinzipien  überein,  die  oben  im  5.  Abschnitte 
von  uns  aufgestellt  worden  sind.  Aber  bezüglich  wichtiger  Punkte 
finden  sich  Abweichungen  zu  Ungunsten  des  Servitutsberechtigten 
Bauern. 

1.  »Unersetzliche  Gefährdu  ngc  des  Berechtigten. 
Nicht  unbedeutende  Bedenken  ruft  zunächst  die  Formulierung 

hervor,  wonach  die  Ablösung  dann  zu  unterbleiben  hat,  >wenn 
der  übliche  Hauptwirtschaftsbetrieb  des  berechtigten  oder  ver- 
pflichteten Gutes  auf  unersetzliche  Weise  gefährdet  wird.c  Nach 
diesem  Wortlaut  wäre  also  eine  Ablösung  gestattet,  wenn  sie  für 
den  Berechtigten  zwar  keine  unersetzliche  Gefahrdung,  wohl  aber 
eine  bedeutende  Schädigung  herbeiführen  würde.  Wenn  z.  B.  der 
Bauer  auf  dem  Markte  für  das  nach  Wegfall  der  Servitut  be- 
nötigte Holz  einen  Preis  zahlen  muss,  der  durch  die  Zinsen  des 
Ablösungskapitals  auch  nicht  annähernd  gedeckt  ist,  so  kann  er 
sich  trotzdem  gegen  diese  für  ihn  äusserst  nachteilige  Art  der  Ab- 
findung nach  dem  Wortlaute  des  Patentes  nicht  wehren,  falls  er 
dadurch  nur  nicht  zu  Grunde  gerichtet  wird.  Gleiches  gilt,  wenn 
der  Berechtigte  für  den  Wegfall  seines  Weiderechtes  infolge  der 
örtlichen  Verhältnisse  keinen  Ersatz  zu  finden  vermag  und  dadurch 
nur  gezwungen  wird,  seine  bisherige  Viehwirtschafl  bedeutend 
zu  reduzieren,  nicht  aber,  sie  ganz  aufzugeben. 

Immerhin  kommt  hier  alles  auf  die  praktische  Anwendung 
des  Gesetzes  an;  die  ausführenden  Organe  haben  es  gewiss  in 
der  Macht,  die  scheinbare  Härte  des  Gesetzes  zu  mildern. 

2.  Wahl  des  Ablösungsmittels. 

Dagegen  ist  es   unvergleichlich  bedenklicher,    dass,    von  ge- 
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wissen  seltenen  Ausnahmen  abgesehen,  dem  Verpflichteten  die 
freie  Wahl  des  Ablösungsmittels  gewährt  wird.  Ohne  seine  Zu- 
stimmung kann  also  in  der  Regel  auf  Abtretung  von  Grund  und 
Boden  nicht  erkannt  werden. 

Dadurch  wird  die  Ablösbarkeit  vieler  und  gerade  der  ökono- 
misch und  sozial  wichtigsten  Servituten  in  bedauerlicher  und  un- 
gerechtfertigter Weise  eingeschränkt.  Denn  bei  den  alpinen  Ein- 
forstungea  ist  die  Ablösung  mit  Geld  meist  ausgeschlossen.  Hier 
kann  also  der  Verpflichtete  die  blosse  Regulierung  erzwingen, 
indem  er  sich  auf  die  Abtretung  von  Grund  und  Boden  nicht 
einlässt;  auch  dort,  wo  eine  Ablösung  der  letzteren  Art  sehr  wohl 
durchführbar  wäre. 

Für  solche  Fälle  hätte  die  Abfindung  mit  Grundstücken  im 
Interesse  der  möglichsten  Beseitigung  der  kulturschädlichen  Grund- 
dienstbarkeiten vorgeschrieben  werden  müssen. 

II.  Die  Dvrehnihriuig  der  Begnliemngen. 

Das  Nutzungsrecht  ist  nach  §  4  des  Gesetzes  »in  allen  Be- 
ziehungen, sohin  rücksichtlich  des  Umfanges,  des  Ortes  und  der 
Art  seiner  Ausübung,  der  Zeit,  der  Dauer  und  des  Masses  des 
Genusses  u.  s.  w.  festzustellen,  dergestalt,  dass  hierdurch  die  mög- 
lichste Entlastung  des  Bodens  erreicht  werde. c 

I.  »Möglichste  Entlastung«  ist  anzustreben. 

Warum  die  in  dem  ersten  Teile  des  obigen  Citates  enthaltene 
Foraiulierung  zu  eng  ist,  soll  erst  später  gezeigt  werden.  Hier 
interessiert  uns  zunächst  der  Zusatz  »dergestalt,  dass  hierdurch 
die  möglichste  Entlastung  des  Bodens  erreicht  werde«. 

Das  ist  eine  höchst  merkwürdige  Bestimmung.  Es  lässt  sich 
schwer  sagen,  was  damit  gemeint  ist.  Man  sollte  doch  glauben, 
dass  es  sich  bei  einer  Regulierung  um  irgend  eine  Entlastung 
des  Bodens  gar  nicht  handeln  könne,  dass  da  lediglich  eine 
Fixierung  der  vorhandenen  Last  stattfinden  dürfe.  Denn  prima 
bcie  scheint  doch  eine  jede  Entlastung  des  Verpflichteten  gleich- 
zeitig eine  Minderung  der  der  Belastung  entsprechenden  Berech- 
tigung zu  bedeuten;  und  eine  solche  Minderung  involviert  doch 
offenbar  —  wenn  sie  nicht  gegen  Entgelt  geschieht,  was  bei 
blosser  Regulierung  ausgeschlossen  ist  —  eine  Rechtsverletzung 
und  eine  ökonomische  Schädigung  des  Berechtigten. 

Dies  trifll  nun  in  der  That  auch  in  der  grossen  Mehrzahl 
der  Fälle  zu.  Immerhin  ist  es  aber  wen^stens  denkbar,    dass 
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gewisse,  im  Interesse  des  belasteten  Gutes  wünschenswerte  Ein- 
schränkungen des  Nutzungsrechtes  den  ökonomischen  Wert  des 
Letzteren  unberührt  lassen. 

DieFreilegung  belasteterWaldteile  kann  näm- 
lich ohneSchädigung  desBerechtigten  erfolgen,  wenn 
eine  geringfügige  Einforstung  auf  einem  sehr  ausgedehnten  Wald- 
komplexe ruht,  dessen  Holzertrag  die  geschuldete  Jahresleistung 
um  ein  Vielfaches  übersteigt.  In  den  vom  berechtigten  Gute 
weiter  entfernten  Waldteilen  geschähe  die  Holzanweisung  ohne- 
dies nur  zum  Schaden  des  Berechtigten,  indem  sich  dadurch  die 
Bringungskosten  ungemein  erhöhen  würden.  Es  ist  daher  in 
solchen  Fällen  möglich,  die  Servitut  bei  der  Regulierung  ohne 
Benachteiligung,  ja  sogar  mit  im  Interesse  des  Berechtigten,  auf 
einen  dem  Gute  naheliegenden  Teil  des  bisher  belasteten  Bodens 
zu  restringieren,  den  Rest  desselben  also  freizulegen;  vorausge- 
setzt, dass  nicht  die  Gefahr  besteht,  es  könnte  jemals  der  Ertrag 
des  Teiles ,  der  jetzt  für  die  ganze  Grundlast  .aufzukommen  hat, 
für  die  Bedarfsdeckung  des  berechtigten  Grundstückes  unzuläng- 
lich werden. 

Natürlich  müsste  man  bei  der  Untersuchung  dieser  letzteren 
Bedingung  sehr  rigoros  vorgehen  und  auch  unwahrscheinliche 
Ereignisse,  wie  Windbruch  u.  dgl.,  in  Betracht  ziehen.  Denn  sonst 
würde  bei  Eintritt  eines  solchen  Ereignisses  nach  der  Regulierung 
die  Nutzung  vernichtet  werden,  während  diese  anderen  Falls  auf 
den  entlasteten  Waldteilen  hätte  ausgeübt  werden  können. 

Daraus  ergibt  sich  aber  schon :  es  kann  eine  solche  teilweise 
Freilegung  bisher  belasteter  Forste  nur  in  sehr  seltenen  Fällen 
ohne  die  Möglichkeit  einer  Beeinträchtigung  der  Dienstbarkeit 
durchgeführt  werden;  und  in  der  Regel  müsste  der  Berechtigte 
in  dem  supponierten  Falle  verlangen  dürfen,  dass  die  Fixierung 
der  Nutzung  auf  einen  bestimmten  Abschnitt  des  belasteten  Forstes 
nur  bedingt  erfolge,  so  dass  bei  unverschuldeter  Unzulänglichkeit 
desselben  sein  Recht  in  dem  ursprünglichen  lokalen  Umfange 
wieder  auflebe. 

Die  in  Rede  stehende  gesetzliche  Bestimmung  ist,  wenn  sie 
überhaupt  den  von  uns  betrachteten  Fall  im  Auge  gehabt  haben 
sollte,  unklar  formuliert.  Die  Allgemeinheit  ihrer  Fassung  ruft 
die  grössten  Bedenken  hervor.  Sie  muss  die  ausführenden  Organe 
dazu  verleiten,  die  Interessen  des  belasteten  Gutes  voranzustellen, 
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die  des  Berechtigten  zu  verletzen  und  auf  die  Entlastung  des 
Bodens  auch  dann  hinzuarbeiten ,  wenn  dadurch  nicht  nur  eine 
rechtliche,  sondern  auch  eine  ökonomische  Verkürzung  des 
Nutzungsberechtigten  resultiert. 

Und  das  Gesagte  gilt  nicht  nur  für  die  eigentliche  Regulierung, 
sondern  auch  für  die  Fälle  der  Ablösung,  da  dieser  stets  eine 
Ri^lieruDg  vorausgehen  muss,  die  dann  die  Grundlage  für  die 
Bestimmung  des  Abfindungsäquivalentes  zu  bilden  hat, 

2.  Feststellung  des  Masses  der  Nutzung. 

Auch  bei  der  Feststellung  des  Inhaltes  und  Masses  der  zu 
regulierenden  Servitut  sind  Bestimmungen  getroffen,  die  für  die 
berechtigten  Bauern  nachteilig  sind. 

Der  §  II  setzt  fest ,  dass  für  das  Mass  des  Nutzungsrechtes 
im  Zweifel  die  faktische  Ausübung  in  den  Jahren  1836—1845  be- 
stimmend sei.  Der  erste  Absatz  des  §  12  sagt  nun,  dass  eine 
»Ausübung  des  Rechtes,  inwieweit  sie  vertragswidrig  oder  wenn- 
gleich dem  Vertrage  gemäss  die  gesetzlichen  Bestimmungen  über- 
schritten hat«,  dem  Berechtigten  nicht  zu  Gute  gerechnet  werden 
dürfe.  Natürlich  erwartet  nun  jedermann,  dass  auch  umgekehrt 
eine  gegen  Gesetz  oder  Vertrag  verstossende  Verkürzung  der 
Nutzungen  gegen  den  Berechtigten  nicht  in  Rechnung  gezogen 
werden  könne. 

Der  zweite  Absatz  des  in  Rede  stehenden  Paragraphen  ver- 
bietet dagegen  nur,  auf  solche  zeitweilige  Verminderungen  der 
üblichen  Nutzungen  Rücksicht  zu  nehmen,  welche  »durch  die  Un- 
zulänglichkeit des  Erträgnisses  des  belasteten  Grundes  oder  durch 
Unglücksfalle  im  Viehstande  des  Nutzungsberechtigten«  herbeige- 
führt wurden. 

Vertrags-  und  Gesetzesverletzungen,  durch  welche  der  Ver- 
pflichtete die  faktische  Ausübung  des  Nutzungsrechtes  zu  hindern 
oder  zu  schmälern  verstanden  hatte,  müssen  also  nach  dem  Wort- 
laute des  Gesetzes  bei  der  Regulierung  als  eine  Minderung  des 
Nutzungsrechtes  selbst  anerkannt  werden.  Nach  dem,  was  früher 
über  die  fortwährenden  Uebergriffe  beider  Teile  gesagt  wurde, 
kann  man  sich  eine  Vorstellung  von  der  Tragweite  einer  solchen 
Vorschrift  machen. 

3.  Abgrenzung  von  Eigentums-  und  Servituts- 
recht. 

Schiff,    Oesteneichische  AgrarpoUdk.  I.  6 
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Eine  weitere,  dem  Patente  anhaftende  Unvollkommenheit, 
durch  welche  praktisch  nur  die  Berechtigten  zu  leiden  haben, 
liegt  in  dem  Umstand,  dass  der  Umkreis  von  Momenten,  die  durch 
die  amtliche  Regulierung  für  die  Zukunft  klargestellt  werden  sollen, 
zu  enge  ist.  Das  Gesetz  sagt  zwar  im  §  4,  es  seien  die  Rechte 
»in  allen  Beziehungen,  sohin  rücksichtlich  des  Umfangs,  des  Ortes 
und  der  Art  ihrer  Ausfuhrung,  der  Zeit,  der  Dauer  und  des  Masses 
u.  s.  w.  genau  festzustellen.«  Allein  nähere  Bestimmungen  finden 
sich  sowohl  in  dem  Gesetz  als  in  der  Durchfuhrungsverordnung 
im  Wesentlichen  bloss  iiir  das  quantum,  das  quäle,  das  ubi  und 
das  quando  der  Servitut,  während  sonstige  Vorschriften  über  deren 
Ausübung,  respektive  über  die  Ausübung  des  Eigentums,  und  über 
die  gegenseitigen  Schranken  von  Eigentum  und  Dienstbarkeit 
nicht  getroffen  sind. 

Dies  begründet  einen  ernstlichen  Mangel  des  Gesetzes.  Die 
missglückten  Versuche  früherer  Zeit  haben  ja  zur  Genüge  gezeigt, 
dass  durch  Regulierungen  dieser  Art  die  Ordnung  in  Wald  und 
Alpe  noch  nicht  hergestellt,  den  gegenseitigen  Chikanen  kein 
Riegel  vorgeschoben  wird. 

a.  Schutz  des  Eigentümers  gegen  denBe rech- 
tigten durch  das  Forstgesetz. 

Zwar  der  Waldeigentümer  war  schon  vorher  gegen  eine  ihm 
nachteilige  Ausübung  des  Servitutsrechtes  zur  Genüge  durch  das 
Forstgesetz  geschützt  worden. 

Denn  dieses  untersagt  die  Waldweide  auf  Schonungsflächen 
und  Hegeorten ;  es  bestimmt  für  die  Letzteren  ein  Minimum  von 
einem  Sechstel  beim  Hochwald,  von  einem  Fünftel  für  den  Nieder- 
und  Mittelwaldbetrieb  ;  es  verbietet  das  Eintreiben  von  mehr  Vieh, 
als  im  Walde  die  erforderliche  Nahrung  findet  (§  10).  In  den 
folgenden  Paragraphen  11 — 13  werden  im  Interesse  des  belasteten 
Waldes  Vorschriften  über  die  Art  der  Ausübung  der  Bodenstreu - 
und  Aststreu-Gerechtigkeit,  in  den  Paragraphen  14 — 17  solche 
über  die  Fällung  und  Bringung  des  gebührenden  Holzes  gegeben. 

Für  die  Einhaltung  dieser  Normen  vermögen  gewiss  schon  der 
verpflichtete  Gutsbesitzer  selbst  und  dessen  Forstorgane  zu  sorgen. 
Uebrigens  gilt  jede  Verletzung  jener  Vorschriften  als  Forstfrevel,  wird 
in  kurzem  Wege  von  der  politischen  Behörde  geahndet  (§  18) 
und  ist  von  dieser  von  Amtswegen  zu  verfolgen  (§  19).  Ausserdem 
hat  der  Berechtigte   dem  Waldbesitzer   »vollen  Ersatz  zu  leisten. 
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daher  nicht  bloss  den  Wert  des  etwa  entwendeten  Forstproduktes 
sondern  auch    den  mittelbaren  Verlust,    welcher    durch  Störung 
oder  Minderung    der   Erzeugungsfähigkeit    des    Waldes    allenfalls 
verursacht  worden  istc    (§  72). 

So  ist  der  Waldbesitzer  gegen  Uebergriffe  des  Berechtigten 
io  weitestem  Umfange  sichergestellt. 

b.  Abhängigkeit  des  Berechtigten  vom  Grund- 
eigentum e  r. 

Es  liegt  in  der  Natur  der  Wald-  und  Weidegerechtigkeiten, 
dass  deren  Ausübung  in  gewissem  Umfange  an  Verfügungen  des 
Eigentümers  des  dienenden  Grundstückes  gebunden  ist.  Da 
hievon  später  noch  ausführlich  die  Rede  sein  soll,  können  hier 
nar  die  wichtigsten  Momente  flüchtig  skizziert  werden. 

So  hat  der  Verpflichtete  einen  bedeutenden  Einfluss  auf  Ort 
und  Zeit  der  Gewinnung  der  geschuldeten  Waldprodukte;  denn 
er  hat  den  Berechtigten  die  Gebühr  an  Holz  und  Streu  anzu- 
weisen (§  14  des  Forstgesetzes).  Schon  damit  sind  diese  in  der 
Ausübung  ihres  Nutzungsrechtes  in  grossem  Umfange  von  dem 
Wohl-  oder  Uebelwollen  des  Waldbesitzers  abhängig. 

Bei  der  Waldweide  wieder  ist  entscheidend,  dass  das  Forst- 
gesetz nur  ein  Minimum,  nicht  aber  ein  Maximum  für  die  Grösse 
der  Aufforstungsfläche  normiert ,  so  dass  durch  die  Anlegung 
grösserer  Schonungsflächen  das  Weideterrain  noch  stärker  einge- 
schränkt werden  kann,  ohne  gegen  das  Gesetz  zu  Verstössen. 
Es  steht  ferner  dem  Verpflichteten  ganz  frei ,  die  Verjüngung 
des  Waldes  an  jeder  beliebigen  Stelle  vorzunehmen.  Auch  an 
einer  solchen,  die  für  die  Ausübung  des  Weiderechtes  in  den 
nicht  eingehegten  Waldteilen  unentbehrlich  ist.  Oder  es  können 
die  Schonflächen  derart  gewählt  werden,  dass  die  Abhaltung  des 
weidenden  Viehs  selbst  bei  guter  Beaufsichtigung  kaum  zu  ver- 
hindern ist. 

Diese  Chikanen  vermögen  den  ökonomischen  Wert  des  Nutz- 
ungsrechtes bedeutend  zu  schmälern ,  ja  unter  Umständen ,  ihn 
ganz  zu  vernichten.  Dennoch  gewährt  weder  das  Forst-  noch 
das  Servitutengesetz  irgend  einen  Schutz  gegen  sie.  Der  Wald- 
besitzer, der  sie  ausübt,  bewegt  sich  daher  vollständig  im  Rahmen 
seines  Rechtes. 

c.  Fortbestehen  der  ungeregelten  Eigentums- 
nutzungen auf  dem  belasteten  Grundstücke. 
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Durch  die  Regulierung  wird  ferner  zwar  die  ungeregelte  Ser- 
vitutsausübung  beseitigt,  nicht  aber  auch  die  ungeregelte  Eigen- 
tumsausübung. 

Formal -juristisch  genommen  ist  dies  ganz  in  der  Ordnung. 
Denn  begrifflich  kennt  das  Eigentum  keine  Schranken;  man  kann 
ein  bestimmtes  Stück  der  Nutzungen,  ja  vielleicht  sogar  die  ganze 
Nutzung  des  Objektes  aus  seinem  Inhalt  herausschneiden  und  als 
jus  in  re  aliena  konstituieren:  das  Eigentum  bleibt  prinzipiell  un- 
begrenzt, es  kann  nicht  etwa  auf  den  Bezug  einer  quantitativ  be- 
stimmten Menge  von  Früchten  limitiert  werden. 

Dennoch  wäre  das  Letztere  fn  vielen  Fällen,  und  so  gerade 
bei  den  Einforstungen,  praktisch  notwendig. 

Dort  allerdings  nicht,  wo  kein  Zweifel  darüber  bestehen  kann, 
was  als  Frucht,  was  als  Substanz  der  Sache  anzusehen  ist.  Wohl 
aber  dann,  wenn  die  Fruchtziehung  und  die  Kapitalsaufzehrung 
äusserlich  nicht  oder  nur  schwer  von  einander  zu  unterscheiden 
sind.  Das  trifft  gerade  bezüglich  der  Waldbestockung  zu.  Gegen 
eine  reguläre  Waldnutzung  seitens  des  Eigentümers  kann  der 
Servitutsberechtigte,  sofern  seine  Gebühr  gedeckt  ist,  nichts  ein- 
wenden; die  Vernichtung  des  Holzkapitales  greift  dagegen  das 
Substrat  seines  Rechtes  an  und  muss  früher  oder  später  eine  Ver- 
kürzung seiner  Bezüge  herbeiführen. 

Deshalb  ist  hier  eine  Fixierung  dessen,  was  überhaupt  als 
normale  Waldnutzung  anzusehen  sei,  dringend  notwendig;  zieht 
man  von  der  Letzteren  die  ziffermässig  bestimmte  Einforstung  ab, 
so  ergibt  sich  das  Maximum  dessen,  was  der  Eigentümer  aus 
seinem  Walde  beziehen  darf,  ohne  das  Servitutsrecht  zu  verletzen 
und  gegen  das  gesetzliche  Verbot  der  Waldverwüstung  zu  Verstössen. 

Statt  auf  diese  —  Weise  durch  obligatorische  Anordnung  von 
Wirtschaftsplänen  für  die  Einforstungswälder  —  die  Nutzungs- 
rechte und  gleichzeitig  auch  das  forstliche  Interesse  präventiv  zu 
schützen,  begnügt  sich  das  Forstgesetz  damit,  im  §  9  zu  bestimaien, 
dass  die  Wälder,  auf  denen  Einforstungen  lasten,  »nicht  bloss  er- 
halten, sondern  auch  in  angemessener  Betriebsweise  nachhaltig 
bewirtschaftet  werden«  müssen,  und  dass  jeder  Teil  die  Auf- 
stellung eines  Wirtschaftsplanes  verlangen  kann.  Da  indes  die 
Durchführung  des  Forstgesetzes  im  Allgemeinen,  und  so  auch 
dieser  Vorschrift,  Jahrzehnte  lang  eine  höchst  mangelhafte  ge- 
blieben ist,  und  da  ferner  die  Verfassung  eines  Bewirtschaftungs- 
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planes  ziemliche  Kosten  verursacht,  die  nach  der  Praxis  der  Be- 
rechtigte mitzutragen  hat,  so  bietet  jene  Bestimmung  den  Servi- 
tutsberechtigten durchaus  nicht  genügende  Garantien  gegen  eine 
übermässige  Waldnutzung  seitens  des  Eigentümers.  Eine  solche 
pflegt  vielmehr  den  Eingeforsteten  erst  dann  zum  Bewusstsein  zu 
kommen,  wenn  der  belastete  Wald  ihre  Ansprüche  nicht  mehr  zu 
decken  vermag.  Dann  ist  es  aber  in  der  Regel  schon  zu  spät,  und 
sie  müssen  sich,  wie  wir  noch  sehen  werden,  auf  Grund  des  Forst- 
gesetzes eine  Verminderung  ihrer  fixierten  Bezüge  gefallen  lassen. 


III.  Die  BestimiBiiiig  des  AblösvDgsftqviTaleiites. 

a)  Theoretische  Schwierigkeit:  Ablösung  nach  Kapitals- 
oder nach  Nutzungsgleichheit 

Bezüglich  der  Bestimmung  des  Aequivalentes  erhebt  sich 
zunächst  eine  schon  früher  erwähnte  prinzipielle  Frage,  die  unter- 
sucht werden  muss,  ehe  wir  an  die  Beurteilung  des  Gesetzes  gehen. 

Zwar  darüber  besteht  kein  Zweifel ,  dass  stets  der  wahre 
gegenwärtige  Wert  der  abzulösenden  Nutzung  zur  Grundlage 
der  Berechnung  zu  nehmen  ist.  Hingegen  ist  es  bestritten  ,  ob 
der  Tauschwert  des  Abfindungsobjektes  dem  Wert  des  abzu- 
lösenden Nutzungsrechtes  (der  kapitalisierten  Nutzung)  oder  ob 
nicht  vielmehr  der  jährliche  Ertrag  des  Aequivalents  dem  Wert 
der  bisherigen  jährlichen  Nutzung  gleichkommen  solle. 

Eine  Uebereinstimmung  der  Berechnung  des  Aequivalentes 
nach  Kapitalsgleichheit  und  der  nach  Nutzungsgleichheit  braucht 
keineswegs  stattzufinden. 

So  übersteigt  namentlich  der  Tauschwert  von  Grund  und 
Boden  in  der  Regel  den  nach  landesüblichem  Zinsfusse  kapitali- 
sierten Reinertrag  der  Realität.  Hier  würde  daher  das  Prinzip 
der  Kapitalsgleichheit  zu  einem  geringeren  Aequivalente  führen, 
als  das  der  Nutzungsgleichheit;  jenes  wäre  daher  für  den  Be- 
rechtigten ungünstiger,  für  den  Verpflichteten  günstiger,  als  dieses. 

Bei  der  Ablösung  in  Geld  muss  dagegen  der  Ertrag  des  Ab- 
findungskapitals dem  Geldwert  der  Jahresnutzung  stets  entsprechen, 
wenn  nur  die  letztere  richtig  in  Geld  veranschlagt  und  zum  landes- 
üblichen Zinsfusse  kapitalisiert  worden  ist. 

Und  endlich  gibt  es  auch  ein  Ablösungsmittel ,  das  gerade 
die  entgegengesetzten  Eigenschaften  besitzt  als  Grund  und  Boden. 
Nämlich  Wertpapiere,  welche  unter  pari  stehen.     Bei   diesen  ist 
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das  Prinzip  der  Gleichheit  der  Nutzungen  (Zinsen  =  Geldwert  der 
Servitutsbezüge  Nominalwert  =  kapitalisierte  Bezüge)  für  den 
Verpflichteten  günstiger,  für  den  Berechtigten  dagegen  das  der 
Gleichheit  der  Kapitalswerte  (Kurswert  =  kapitalisierte  Bezüge). 

Uns  interessiert  hier  hauptsächlich  die  Frage,  in  welcher 
Art  Grund  s  t  ü  c  k  e  in  Rechnung  gestellt  werden  sollen;  ob 
nach  dem  Reinertrage,  welchen  sie  abwerfen  (Ertragswert),  oder 
aber  nach  dem  Tauschwert,  den  sie  besitzen,  und  der  meist  weit 
höher  ist,  als  der  zu  normalem  Zinsfusse  kapitalisierte  Ertrag. 

Das  hier  aufgeworfene  Problem  beschränkt  sich  nicht  auf  die 
Servituten- Ablösung ,  sondern  es  kehrt  überall  wieder,  wo  die 
Rechtsordnung  sich  gezwungen  sieht,  Vorschriften  darüber  zu  er- 
lassen, zu  welchem  Wertanschlage  jemand  ein  bestimmtes  Grund- 
stück zu  übernehmen  habe  (z.  B.  Anerbenrecht,  Rentengüterrecht). 

Dem  Städter,  der  nur  die  vollständige  Geld-  und  Kreditwirt- 
schaft kennt,  scheint  der  Tauschwert  der  einzige  und  selbstver- 
ständliche Massstab  für  die  Bewertung  auch  von  Liegenschaften 
zu  sein ;  und  infolge  der  Einheit  unseres  Privatrechtes  wurde  dieser 
Massstab  thatsächüch  auch  auf  die  Rechtsverhältnisse  des  flachen 
Landes  übertragen. 

Dagegen  macht  sich  gerade  unter  den  modernen  Agrariern 
eine  lebhafte  Strömung  geltend,  welche  die  »kapitalistische  Be- 
handlung des  Grundbesitzes  als  Warec  bekämpft  und  an  die 
Stelle  des  Verkaufswertes  den  Rentenwert  setzen  will.  In  der  That 
scheint  es,  als  ob  diese  Auffassung  umsomehr  Berechtigung  hätte, 
je  mehr  auf  dem  flachen  Lande  noch  die  blosse  Naturalwirtschaft 
herrscht,  je  stabiler  noch  die  Grundbesitzerverhältnisse  sind. 

Eine  allgemein  giltige  Lösung  des  aufgeworfenen  Problems 
soll  hier  nicht  versucht  werden.  Für  die  uns  jetzt  beschäfti- 
gende Frage  des  Ablösungs  -  Aequivalents  scheint  thatsächüch 
die  in  neuerer  Zeit  von  agrarischer  Seite  so  vielfach  angegriffene 
»Behandlung  des  Grundbesitzes  als  Warec  in  der  Regel  nicht  am 
Platze  zu  sein,  sondern  vielmehr  dessen  Bewertung  nach  dem 
Reinertrage;  und  zwar  sowohl  von  dem  Standpunkte  der  Ge- 
rechtigkeit, als  von  dem  der  agrarpolitischen  Zweckmässigkeit. 

Denn  es  soll  ja  bei  der  Ablösung  dem  Berechtigten  ein  voller 
Ersatz  für  seine  bisherigen  Nutzungen  geboten  werden ;  und  ein 
solcher  Ersatz  ist  nur  dann  vorhanden,    wenn    das    abzutretende 
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Grundstück  ebensogrosse  Nutzungen  ermöglicht,  als  die  bisherige 
Servitut 

Eine  Ausnahme  davon  wird  wohl  dann  vorliegen,  wenn  so- 
gar die  Ablösung  in  Geld  ökonomisch  zulässig  wäre,  der  Ver- 
pflichtete aber  die  Landabtretung  vorgezogen  hat ;  wenn  also  die 
Naturalnutzung  keine  wesentliche  Voraussetzung  fiir  den  Wirt- 
schaftsbetrieb des  Berechtigten  bildet,  sondern  durch  eine  Geldrente 
ersetzbar  ist.  In  einem  solchen  Falle  kommt  in  der  That  das  Ab- 
fiodungsgrundstück  doch  im  Wesentlichen  nurmitseinemTauschwert, 
nicht  mit  seinem  Ertrage  in  Betracht;  der  Berechtigte  kann  das 
Aequivalent  in  jedem  Moment  veräussern  und  erhält  auf  diese 
Weise  ein  Geldkapital,  das  unter  den  gemachten  Voraussetzungen 
ihm  einen  vollen  Ersatz  fiir  sein  Nutzungsrecht  bietet. 

Anders  steht  es  in  den  weit  wichtigeren  Fällen,  in  welchen 
die  Naturalnutzungen  vom  Berechtigten  nicht  entbehrt  werden 
können.  Da  würde  die  Abfindung  mit  einem  dem  Kapitalswerte 
derselben  gleichwertigen  Grundstücke  eine  teilweise  Entziehung 
jener  unentbehrlichen  Nutzungen  ohne  Entgelt  bedeuten,  also  eine 
schwere  Benachteiligung  des  Berechtigten.  Eine  solche  wird  nur 
dann  vermieden,  wenn  das  Bodenäquivalent  derart  bemessen  ist, 
dass  dessen  Reinertrag  dem  bisherigen  Nutzgenusse  gleichkommt. 
Der  Verpflichtete  wird  durch  eine  Ablösung  der  letzteren  Art 
meist  nicht  geschädigt.  Denn  er  kann  doch  auch  den  Vorteil 
nicht  gering  anschlagen,  dass  er  nunmehr  in  dem  Rest  des 
Waldes  frei  und  rationell  wirtschaften  kann,  dass  er  den  Ueber- 
griffen,  den  dolosen  oder  kulposen  Beschädigungen  seitens  der 
Eingeforsteten  nicht  mehr  ausgesetzt  ist. 

Wir  hatten  bisher  immer  die  stillschweigende  Voraussetzung 
gemacht,  dass  dort,  wo  die  Naturalnutzung  für  den  Berechtigten 
unentbehrlich  ist,  kraft  Rechtens  mit  Grund  und  Boden  abgelöst 
werden  müsse.  Wenn  aber  überdies  das  Gesetz  dem  Verpflichteten 
das  Recht  einräumt,  nach  freiem  Belieben  zu  wählen,  ob  Ab- 
lösung mit  Grund  und  Boden  oder  ob  blosse  Regulierung,  resp. 
Geldabfindung  eintreten  soll,  dann  ist  schon  gar  kein  Grund  einzu- 
sehen, warum,  wenn  jener  sich  für  die  Landabtretung  entscheidet, 
der  Berechtigte  nicht  soll  vollen  Ersatz  nach  Nutzungsgleichheit 
fordern  dürfen. 

b)  Die  Bestimmungen  des  Gesetzes. 

Betrachten  wir  nach  dieser  theoretischen  Abschweifung,  wie 
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die  Berechnung  des  Ablösungsäquivalentes  nach  den  Vorschriften 
des  Patentes  erfolgt. 

Zunächst  wird  der  Naturalertrag  der  jährlichen  Nutzung  fixiert, 
wobei  die  »möglichste  Entlastung  des  Bodens  erreicht  werden 
soll«.  (§§  3  und  25.)  Diese  Nutzung  wird  dann  in  Geld  veran- 
schlagt; dabei  sind  in  Ermanglung  eines  Uebereinkommens  die 
Lokaldurchschnittspreise  der  Jahre  1836  bis  1845  zu  Grunde  zu 
legen  (§  26).  Nach  Abschlag  des  zur  Ausübung  der  Servitut  er- 
forderlichen Aufwandes  und  der  etwaigen  Gegenleistungen  des 
Berechtigten  wird  das  2ofache  des  Restes  als  Ablösungskapital 
betrachtet  (§  27).  Willigt  der  Verpflichtete  nicht  in  die  Abtretung 
von  Grund  und  Boden ,  so  hat  er  die  Wahl ,  jenes  Kapital  bar 
oder  in  Schuldverschreibungen  zu  zahlen,  die  fiir  das  verpflichtete 
Gut  von  dem  Grundentlastungsfonde  ausgefertigt  wurden.  Soll 
dagegen  die  Ablösung  in  Grund  und  Boden  stattfinden,  so  ist 
der  Wert  des  Grundes  »nach  dessen  nachhaltiger  Ertragsfähigkeit, 
also  nach  dem  Mittel  des  gegenwärtigen  und  künftig  davon  zu 
erwartenden  durchschnittlichen  Nutzungsertrages  durch  Ueberein- 
kommen  oder  durch  Sachverständige  festzusetzen.«     (§  28.) 

Fast  jeder  dieser  Sätze  enthält  eine  Benachteiligung  der  Be- 
sitzer des  herrschenden  Grundstückes  zu  Gunsten  des  Eigentümers 
der  belasteten  Realität. 

Zunächst  haben  —  da  jeder  Ablösung  eine  Regulierung  des 
Nutzungsrechtes  vorausgehen  muss  —  alle  Momente,  welche  bei 
den  Regulierungen  zu  Ungunsten  der  Berechtigten  wirken  (s.  o.), 
auch  auf  die  Ablösungen  Einfluss  in  der  gleichen  Richtung.  So 
namentlich  die  »möglichste  Entlastung  des  Bodens.«  Da  hievon 
indes  schon  früher  gesprochen  wurde,  so  soll  hier  nur  das  Ab- 
lösungsverfahren   nach    erfolgter   Regulierung  betrachtet  werden. 

I.  Durchschnittspreise  1836  — 1845. 

Die  auf  die  oben  geschilderte  Weise  in  ihrem  Umfang  fixierte 
Jahresschuldigkeit  wird  auf  Grund  der  Durchschnittspreise  der 
Jahre  1836  — 1845  in  Geld  bewertet. 

Was  diese  scheinbar  harmlose  Bestimmung  eigentlich  zu  be- 
deuten hat,  zeigt  sich  erst,  wenn  man  eine  Vorstellung  von  den 
Preisen  jenes  Dezenniums  im  Vergleich  mit  denen  zur  Zeit  der 
Ablösung  zu  gewinnen  sucht.  Entscheidend  sind  in  dieser  Be- 
ziehung die  Holzpreise.  Denn  die  Holzbezugsrechte  waren  nicht 
nur   die   zahlreichsten    und    wertvollsten  Servituten ,    sondern  sie 
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wurden  auch  viel  häufiger,  als  die  Streu-  und  Weiderechte,  ab- 
gelöst und  nicht  bloss  reguliert. 

Die  durchschnittlichen  Marktpreise  des  har- 
ten und  weichen  Holzes  sind  nun  alljährlich  für  jedes  Ver- 
waltungsgebiet in  dem  statistischen  Jahrbuche  fiir  Oesterreich 
publiziert.  Diese  Daten  können  nun  allerdings  keinen  Anspruch 
auf  Genauigkeit  erheben  ;  sie  sind  streng  genommen  nichts  Anderes, 
als  Schätzungen  der  Verwaltungsbehörden.  Aber  im  Grossen  und 
Ganzen  wurde  doch  zweifellos  die  Preisbewegung  richtig  erfasst. 
Die  Behörden  haben  sicherlich  nicht  eine  starke  Steigerung  der 
Preise  angegeben,  wo  dieselben  stationär  geblieben  oder  zurück- 
gegangen sind.  Ueberdies  stimmen  aber  bezüglich  der  allgemeinen 
Entwicklungs-Tendenz  die  auf  keiner  Verabredung  beruhenden 
Aussagen  der  einzelnen  Beamten  untereinander  vollkommen  über- 
ein; und  sie  stehen  auch  im  Einklang  mit  Allem,  was  wir  sonst 
über  die  Bewegung  der  Holzpreise  in  und  ausser  Oesterreich  wissen. 
Auch  der  Umstand  macht  sie  iiir  unsere  Zwecke  nicht  wert- 
los, dass  sie  sich  nur  auf  ganze  Verwaltungsgebiete  beziehen, 
während  für  die  Ablösung  die  Lokalpreise  massgebend  sein  sollten. 
Denn  die  Letzteren  haben  doch  jedenfalls  im  Grossen  und  Ganzen 
eine  ähnliche  Bewegung  durchgemacht,  wie  die  allgemeinen  Markt- 
preise, ja  die  Schwankungen  dürften  bei  ihnen  noch  grösser  ge- 
wesen sein. 

Für  eine  ganz  rohe  Vergleichung  sind  also  die  geschätzten 
Marktdurchschnittspreise  durchaus  genügend. 

Reduziert  man  die  Angaben  auf  österreichische  Währung, 
zieht  man  die  in  einzelnen  Jahrgängen  vorfindlichen  getrennten 
Zahlen  für  die  einzelnen  Teile  des  Küstenlandes,  ferner  für  Ost- 
und  Westgalizien  zusammen  und  bildet  man,  um  die  Uebersicht  zu 
erleichtern,  5jährige  Durchschnitte,  so  ergibt  sich  das  folgende  Bild 
(siehe  Tabelle  auf  S.  90). 

Ein  Blick  auf  diese  Tabelle  genügt,  um  zu  erkennen,  welche 
Tragweite  die  Vorschrift  besitzt,  dass  der  Wert  der  Nutzung  auf 
Grund  der  Durchschnittspreise  der  Jahre  1836  — 1845  zu  berechnen 
ist.  Mag  man  hartes  oder  weiches  Holz,  mag  man  welches  Ver- 
waltungsgebiet immer  in  Betracht  ziehen ,  überall  bemerkt  man 
eine  rapide  Steigerung,  überall  bilden  die  Preise  des  gesetzlich 
bestimmten  Normaldezenniums  nur  eine  geringe  Quote  der  Preise 
derjenigen  Zeit,  in  welcher  die  Ablösung  der  Servituten  durchge- 
führt wurde. 
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Selbst  wenn  also  —  was,  wie  wir  sehen  werden,  durchaus 
nicht  der  Fall  ist  —  das  Abfindungsobjekt  derart  bemessen  wäre, 
dass  sein  Jahresertrag  dem  gesetzlich  bestimmten  Geldwerte  der 
Nutzung  gleichkommt,  selbst  dann  bedeutete  die  Ablösung,  wie 
sie  im  Gesetze  normiert  ist ,  die  Konfiskation  eines  Teiles  ,  oft 
des  grössten  Teiles  der  zu  Recht  bestehenden  Dienstbarkeit  zu 
Gunsten  des  Verpflichteten.  Dies  trifft  nicht  etwa  nur  in  den 
extremsten  Fällen  zu,  z.  B.  wenn  in  den  Jahren  1871 — 75  in 
Steiermark  eine  abzulösende  Brennholzservitut  nur  mit  27%  ,  ein 
Bauholzbezugsrecht  nur  mit  33%  des  wahren  Wertes  in  Ansatz 
gebracht  werden  muss.  Mit  einer  einzigen  Ausnahme  —  im 
Küstenlande  im  Jahrzehnt  1856 — 65  —  finden  wir  schon  bei  Be- 
ginn der  Ablösungsoperation  Holzpreise,  welche  die  Berechnungs- 
basis enorm  übersteigen. 

In  der  Wahl  des  Dezenniums  1836 — 1845  fiir  die  Preisbe- 
stimmung ist  also  zweifellos  eine  ganz  exorbitante  Bevorteilung 
der  verpflichteten  Grossgrundbesitzer  auf  Kosten  der  berechtigten 
Bauern  gelegen.  Sie  ist  um  so  auffallender,  als  sie  durch  eine 
ganz  unnatürliche  Bestimmung  hervorgerufen  ist. 

Denn  das  Natürliche,  Selbstverständliche  wäre  doch  gewesen, 
die  Preise  zur  Zeit  der  Ablösung  oder  äussersten  Falls  die  zur 
Zeit  der  Erlassung  des  Gesetzes  zur  Grundlage  für  die  Werter- 
mittelung zu  nehmen ,  nicht  aber  die  irgend  einer  vergangenen 
Periode;  ja,  eigentlich  müsste  man  sogar  noch  weiter  gehen  und 
fordern,  dass  der  Wert  der  gesamten  zukünftigen  Nutzung  in 
Rechnung  gestellt  werde,  soweit  sich  die  Aenderung  der  Preise 
voraussehen  lässt. 

Letzteres  ist  denn  auch  in  der  Wissenschaft  vollkommen  an- 
erkannt*), und  nur  darüber  bestehen  Meinungsverschiedenheiten, 
in  welcher  Art  die  künftige  Preisentwicklung  berücksichtigt  werden 
soll:  ob  dadurch,  dass  man  die  künftigen  Preise  und  Kostenan- 
sätze nach  dem  landesüblichen  Geldzinsfusse  kapitalisiert,  oder 
dadurch,  dass  man  die  Berechnung  zwar  auf  die  Zahlen  der 
Gegenwart  gründet ,  aber  den  Zinsfuss ,  zu  welchem  man  die 
Kapitalisierung  vornimmt,  entsprechend  über  oder  unter  dem  Nor- 
malen wählt ,  Ersteres  bei  sinkender ,  Letzteres  bei  steigender 
Preistendenz. 

In  Gestenreich  geschah  dagegen  von   allem  dem  das  Umge- 

1)  Danckdmann ,  Die  Ablösung  und  Regulierung  der  Waldgrundgerechtigkeiten. 
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kehrte.  Es  wurde  ein  fixer  Geldzinsfuss  von  5%  für  die  Kapi- 
talisierung der  Nutzung  vorgeschrieben  (s.  u.),  was  bei  der  sinken- 
den Tendenz  des  landesüblichen  Zinsfusses  schon  zum  Nachteile 
der  Berechtigten  ausschlagen  musste.  Man  konnte  ferner  zu  jener 
Zeit  infolge  zahlreicher  Anhaltspunkte  mit  einer  an  die  Sicher- 
heit grenzenden  Wahrscheinlichkeit  ein  weiteres  Steigen  der  Preise 
vorhersagen.  Eine  Berücksichtigung  dieser  steigenden  Tendenz 
hätte  also  stattfinden  müssen.  Jedenfalls  wären  aber  zum  Mindesten 
die  Durchschnittspreise  des  der  thatsächlichen  Ablösung  unmittel- 
bar vorhergehenden  Zeitraumes  für  massgebend  zu  erklären  ge- 
wesen, sollte  eine  Schädigung  der  Berechtigten  vermieden  werden. 
Statt  dessen  wurde  ein  Dezennium  als  Norm  vorgeschrieben,  das 
schon  bei  Erlassung  des  Gesetzes  seit  8  Jahren  abgelaufen  war. 
Also  nicht  einmal  das  unmittelbar  vorhergehende!  Dass  damit 
den  Berechtigten  von  ihrem  Rechtsanspruch  einfach  ein  Teil  ge- 
strichen werde,  musste  schon  damals  klar  sein.  Denn  die  obige 
Tabelle  zeigt,  dass  schon  die  Holzpreise  des  Jahres  1853  be- 
deutend, z.  B.  in  Böhmen  um  ySVo  höher  waren,  als  in  den  Jahren 
1836— 1845. 

Zum  Glück  ist,  wie  wir  noch  sehen  werden,  die  Ablösung 
wenigstens  bei  einem  Teile  der  Staatsforste  nicht  nach  den  Be- 
stimmungen des  Gesetzes,  sondern  im  Vergleichswege  auf  Grund 
der  gegenwärtigen  Holzpreise  durchgeführt  worden. 

2.  Abzug  des  erforderlichen  Aufwandes. 

Zum  Nachteile  des  Berechtigten  kann  es  wenigstens  sehr 
leicht  ausgelegt  werden,  dass  bestimmt  ist,  es  solle  von  der  Nutzung 
»der  zur  Ausübung  erforderliche  Aufwände  abgezogen  werden. 
Denn  darunter  brauchen  nicht  bloss  die  etwa  nötigen  Baraus- 
lagen, wie  die  Entlohnung  eines  Viehhirten  u.  dergl.,  verstanden 
zu  werden.  Man  kann  auf  Grund  dieser  Bestimmung  ebensogut 
auch  die  eigene  Arbeit  des  Berechtigten  in  Geld  schätzen  und 
von  dem  Geldwerte  der  Nutzungen  in  Abzug  bringen;  und  das 
selbst  dann,  wenn  der  Bauer,  wie  es  die  Regel  bildet,  das  Fällen 
und  Bringen  des  Holzes  im  Winter  besorgt,  also  zu  einer  Zeit, 
wo  er  eine  andere  Verwendung  für  seine  Arbeitskraft  nicht  zu 
finden  vermag.  Solchen  Falls  liegt  aber  in  dem  Arbeitsaufwand 
zur  Ausübung  der  Servitut  offenbar  keine  Minderung  des  Wertes 
der  Letzteren  für  den  Berechtigten.     Trotzdem  ist,  wie  wir  sehen 
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werden,    in  der  Praxis  der  Wert  der  eigenen  Arbeitsleistung  des 
Berechtigten  häufig  in  Abzug  gebracht  worden. 

3.  Kapitalisierung  zu  5%. 

Der  Netto-Geldwert  der  jährlichen  Nutzung  muss  nun,  nach 
den  Vorschriften  des  Gesetzes,  mit  20  multipliziert  werden;  das 
Produkt  gilt  als  der  Kapitalswert  des  Nutzungsrechtes.  DerS^ige 
Zinsfuss,  der  der  Berechnung  zu  Grunde  liegt,  dürfte  den  Ver- 
hältnissen des  Geldmarktes  zur  Zeit  der  Realisierung  des  Gesetzes 
ziemlich  entsprochen  haben. 

Wir  haben  indessen  schon  gesehen,  dass  selbst  bei  Anwendung 
der  jeweiligen  Preise  der  bezogenen  Produkte  ein  Zinsfuss  hätte 
gewählt  werden  müssen,  der  niedriger  ist,  als  der  jeweils  für  Geld- 
darlehen übliche.  Es  wurde  auch  schon  erwähnt,  dass  die  Nutzungs- 
berechtigten doppelt  geschädigt  werden,  wenn  noch  viel  niedrigere 
Preise  zur  Bewertung  herangezogen  werden,  ohne  dass  der  Zins- 
fuss herabgesetzt  wird.  Zu  alledem  kommt  nun  aber  noch,  dass 
in  den  folgenden  Jahrzehnten,  d.  h.  gerade  in  der  Zeit,  da  die 
Ablösungs Operation  vor  sich  ging,  der  landesübliche  Zinsfuss  eine 
entschieden  sinkende  Bewegung  aufwies,  so  dass  jene  5%  nicht 
mehr  den  üblichen  Geldzinsfuss  repräsentierten  —  abermals  eine 
bedeutende  Schädigung  der  berechtigten  Bauern. 

4. Berichtigung  inGrund  entlastungsobligat ionen. 

Das  auf  die  geschilderte  Art  berechnete  Ablösungskapital 
soll  nun  entweder  in  Geld  oder  in  Grund  und  Boden  geleistet  werden. 

Bei  der  Geldabfindung  bestimmt  das  Gesetz ,  dass  der  Ver- 
pflichtete statt  der  Barzahlung  auch  die  Begleichung  durch  solche 
Grundentlastungsobligationen  wählen  könne,  welche  für  das  be- 
treffende Gut  ausgefertigt  seien.  Da  jede  Vorschrift  darüber 
fehlt,  zu  welchem  Kurs  diese  Obligationen  angenommen  werden 
müssen,  so  ist  wohl  nur  die  eine  Interpretation  möglich,  dass  das 
Gesetz  den  Nennwert  der  Papiere  gemeint  habe.  Und  in  der 
That  ist  dies  auch  die  Auffassung  der  Praxis  gewesen. 

Die  5%igen  Grundentlastungsobligationen  notierten  aber  durch 
lange  Zeit  tief  unter  pari.  Zahlenmässige  Belege  für  diese  Be- 
hauptung vermochte  ich  allerdings  nur  lückenhaft  aufzutreiben. 
Doch  genügen  dieselben  vollkommen,  um  sich  ein  Urteil  zu  bil- 
den. So  weist  der  Kompass  ^)  folgende  Kurse  an  der  Wiener 
Börse  aus : 


i)  Fioaimelles  Jahrbuch,  herausgegeben  von  Leonhard  1870. 
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Jahr 

Datum 

Grundentlastungsoblig'ationen   von 

der 
Notierung 

Niederösterreich 

Böhmen 

Galizien 

1859 
1860 

1861 

1862 

1863 

3./1. 
1./7. 

3./1. 
1./7. 

3./1. 
1./7. 

2./1. 
1./7. 

2J1, 
1./7. 

95.- 
90.50 

91.— 
92.50 

86.50 
90.— 

88.50 
87— 

88.— 
87.50 

91.50 
72.- 

86.— 
92.50 

90. — 
90.— 

89.25 
87.50 

86.— 
90.— 

83.- 
60.25 

72.50 
70.50 

60.75 
65.25 

66.50 
71.— 

74.50 
73.50 

Selbst  die  besten  Grundentlastungsobligationen,  —  die  Nieder- 
österreichs und  Böhmens,  —  repräsentierten  also  zu  jener  Zeit 
an  der  Wiener  Börse  nur  einen  Bruchteil  (®/io — Vio)  ihres  Nomi- 
nalwertes. Die  Obligationen  von  kleineren,  weniger  kapital-  und 
steuerkräftigen  Ländern  —  man  denke  an  Salzburg,  Kärnten, 
Krain  u.  s.  w.  —  hatten  zweifellos  einen  noch  niedrigeren  Kurs  ^). 
Für  Galizien  sinkt  dieser  auf  6o®/o. 

Der  Bauer,  der  die  an  Zahlungsstatt  erhaltenen  Papiere  ver- 
äussern wollte,  konnte  aber  natürlich  nicht  einmal  die  Preise  der 
Wiener  Börse  erzielen,  er  musste  die  Vermittelung  hoch  bezahlen, 
—  kurz  er  erhielt  auf  diese  Weise  ein  Kapital^  das  tief  hinter 
dem  zurückblieb,  das  er  eigentlich  zu  fordern  gehabt  hätte. 


Bei  der  Abfindung  in  Grundentlastungsobligationen  sieht  also 
das  Gesetz  von  der  Gleichheit  der  Kapitalswerte  ab ;  denn  dieses 
Prinzip  würde  verlangen,  dass  die  Obligationen  zu  ihrem  Tages- 
kurse auf  das  in  Geld  bestimmte  Ablösungskapital  angerechnet 
werden.  Hier  ist  vielmehr,  wenigstens  theoretisch,  daran  festge- 
halten, dass  der  Ertrag  des  Ablösungsobjektes  dem  angeblichen 
Geldwerte  der  jährlichen  Nutzung  gleichkomme.  Denn  die  5%igen 
Zinsen  der  Obligationen  entsprechen  dem  auf  die  besprochene 
Art  ermittelten  Nettogeldwert  der  bisherigen  jährlichen  Natu- 
ralbezüge. 

Oder  vielmehr:  sie  würden  diesem  Werte  entsprechen,  wenn 

1)  So  betrug  der  Kursverlast  in  Oberösterreich  im  J.  1861  etwa  33  ^o  (Ober- 
österreich 1861,  S.  142  ff.). 
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von  diesen  Zinsen  nicht  die  Einkommensteuer  3.  Klasse  zu  zahlen 
wäre.  Dies  ist  aber  thatsächlich  der  Fall.  Die  Zinsen  bieten 
also  dem  Berechtigten  —  auch  von  allen  früher  angeführten  Mo- 
menten abgesehen  —  kein  volles  Aequivalent  für  die  Nutzung; 
der  Berechtigte  wird  durch  seine  Steuerpflicht  um  6^/o,  seit  dem 
Kriegszuschlage  des  Jahres  1868  um  10  ^/o  des  Geldwertes  seiner 
Nutzungen  gebracht. 

5.  Bewertung  des  Abf  in  d  u  ngs  gr  un  dst  ü  c  kes 
aufGrund  der  »nachhaltigen  Ertrags fähigkeit.t 

Nach  einem  ganz  anderen  Grundsatze  geschieht  hingegen  die 
Berechnung  des  Wertes  des  Abfindungsobjektes,  wenn  mit  Grund 
und  Boden  abgelöst  werden  soll. 

Zunächst  ist  die  »nachhaltige  Ertragsfähigkeit«,  d.  h.  das 
»Mittel  des  gegenwärtigen  und  künftig  zu  erwartenden  durch- 
schnittlichen Nutzertrages«  festzustellen. 

Erinnert  man  sich,  auf  welche  Weise  der  Geldwert  der  Ser- 
vitutsnutzungen  bestimmt  wurde,  so  springt  es  in  die  Augen, 
welch  ungleiches  Mass  angewendet  ist,  je  nachdem  es  sich  um 
die  Berechtigten  oder  um  den  Verpflichteten  handelt.  Jene  müssen 
sich  mit  den  niedrigen  Preisen  einer  längst  vergangenen  Epoche 
bescheiden,  für  diesen  wird  nicht  nur  der  gegenwärtige  Reiner- 
trag, sondern  auch  noch  die  zu  erwartende  künftige  Ertrags- 
steigerung in  Rechnung  gestellt.  Denn  nur  eine  solche  konnte 
in  jener  Periode  stetig  steigender  Preise  aller  Bodenprodukte  in 
Frage  kommen. 

Am  greifbarsten  musste  diese  ungleichmässige  Behandlung 
bei  der  Ablösung  von  Holzservituten  mit  Waldland  hervortreten. 
Handelte  es  sich  z.  B.  in  Steiermark  um  ein  Nutzungsrecht  von 
100  Klafter  Brennholz,  so  wurde  dasselbe  mit  285  fl.  bewertet 
(s.  die  Tafel  oben  S.  90).  Erfolgte  die  Ablösung  in  den  siebziger 
Jahren,  so  wurde  ein  jährlicher  Waldertrag  von  100  Klafter  mit 
wenigstens  1057  ^'  angesetzt;  berücksichtigte  man  dagegen  nach 
den  Vorschriften  des  Gesetzes  auch  den  künftigen  Reinertrag,  so- 
mit noch  mehr. 

Selbst  wenn  also  der  Reinertrag  ebenso,  wie  der  Nutzungs- 
wert zu  5%  kapitalisiert  werden  würde,  erhielte  der  Berechtigte, 
der  bisher  jährlich  100  Klafter  bezog,  eine  Waldparzelle,  die  nur 
26,8  Klafter  Ertrag  abwirft  I 
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6.  Anwendung  des  Waldzins fusses. 

Nun  trifft  aber  die  eben  gemachte  Voraussetzung  nicht  ein- 
mal zu  I  Die  Voraussetzung  nämlich,  dass  sowohl  für  die  Berech- 
nung des  Sollkapitales  des  Verpflichteten  aus  dem  Werte  der 
Jahresnutzung  als  auch  für  die  Ermittelung  des  Bodenwertes  aus 
dem  jährlichen  Reinertrage  der  gleiche  Zinsfuss,von  5%  Geltung  habe. 

Für  die  Bestimmung  der  Höhe  des  Ablösungskapitals  ist  dieser 
Zinsfuss  allerdings  vorgeschrieben.  Dagegen  enthält  das  Gesetz 
keinerlei  Norm  für  die  Ableitung  des  Bodenwertes  aus  der  er- 
mittelten Ertragsfähigkeit,  sondern  die  Wertbestimmung  bleibt 
dem  Uebereinkommen  oder  dem  Ausspruch  von  Sachverständigen 
überlassen.  Das  heisst  aber  offenbar  nichts  anderes,  als  dass  die 
Kapitalisierung  eben  nicht,  wie  bei  der  Berechnung  der  Ablösungs- 
summe in  Geld,  auf  Grund  eines  5%igen  Zinsfusses  stattzufinden 
habe,  sondern  dass  dafür  die  allgemeine  Verkehrssitte  entscheidend 
sein  solle.  Diese  wendet  aber,  wie  schon  erwähnt,  ganz  regel- 
mässig bei  den  landwirtschaftlich,  noch  in  erhöhtem  Masse  bei 
den  forstwirtschaftlich  benützten  Grundstücken  einen  viel  niedrigeren 
Zinsfuss  an  als  5%;  der  Verkehrswert  solcher  Realitäten  über- 
steigt bei  Weitem  den  2ofachen  Reinertrag. 

Man  sieht :  Auch  hier  gilt  für  den  Berechtigten  und  für  den 
Verpflichteten  verschiedenes  Mass.  Bei  den  Grundentlastungs- 
obligationen kapitalisiert  der  Verkehr  mit  weniger  als  dem  20- 
fachen,  das  Prinzip  der  Wertgleichheit  würde  daher  zu  einer 
grösseren  Leistung  des  Verpflichteten  fuhren,  als  das  der  Nutzungs- 
gleichheit :  der  Gesetzgeber  acceptiert  das  Letztere.  Bei  der  Ab- 
lösung mit  Grund  und  Boden  müsste  umgekehrt  das  Prinzip  der 
Nutzungsgleichheit  ein  höheres  Aequivalent  zur  Folge  haben,  als 
die  Bemessung  nach  dem  Werte:  der  Gesetzgeber  schreibt  die 
Letztere  vor. 

Und  doch  hätte  sich  gerade  die  umgekehrte  Verschiedenheit 
noch  viel  eher  rechtfertigen  lassen.  Denn  die  Abfindung  in  Grund- 
entlastungsobligationen kann  ja  nur  dort  stattfinden,  wo  die  Nutz- 
ungen für  den  Berechtigten  nicht  mehr  unentbehrlich  sind,  wo 
also  wirklich  nur  -der  Kapitalswert  der  Servitut  in  Betracht  kommt ; 
umgekehrt  beweist  die  Ablösung  mit  Grund  und  Boden  in  der 
Regel,  dass  die  Bauern  noch  auf  Naturalnutzungen  angewiesen 
sind,  so  dass  nur  der  Umfang  der  Letzteren,  nicht  aber  der  Ver- 
kaufswert des  abgetretenen  Grundstückes  für  sie  Bedeutung  hat. 
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Wie  enorm  das  Prinzip  der  Wertgleichheit  bei  der  Ablösung 
mit  Grund  und  Boden  den  Berechtigten  schädigt,  dem  Verpflichteten 
unbilliger  Weise  Vorteile  zuwendet,  das  zeigt  eine  Aeusserung  des 
sicherKch  sachverständigen  Hofsekretärs  Bauer  auf  dem  österr. 
Forstkongrcss  des  Jahres  1880:  »Jeder  Unterrichtete  weiss,  dass 
dadurch  (nämlich  durch  Kapitalisierung  des  Waldertrages  zu  5%) 
...  der  Waldbesitzer  genötigt  wäre ,  eine  bis  zu  50%  grössere 
oder  wertvollere  Waldfläche  abtreten  zu  müssen ,  als  wenn  die 
Kapitalisation  nach  dem  wirtschafüichen  oder  sogenannten  Wald- 
zinsiusse  geschieht.c    (Verhandlungen  S.  62.) 

In  dem  obigen  Beispiele  erhielte  also  der  Berechti'gte  für  sein 
auf  100  Klafter  jährlich  fixiertes  Holzbezugsrecht  ein  Grundstück, 
das  nicht  einmal  26,8,  sondern  vielleicht  nur  14  Klafter  jährlichen 
Ertrag  abwirft  I 

7.  Uebergang  der  Grundsteuer. 
Die  Benachteiligung  der  Berechtigten  bei  der  Ablösung  geht 
aber  noch    weiter.    Denn    von   jenem   Ertrage   des  Abflndungs- 
grundstückes  muss  nun  noch  die  etwa  10 — 20®/o  betragende  Grund- 
steuer gezahlt  werden ! 

Der  belastete  Eigentümer  hatte  bisher  für  seinen  ganzen  Be- 
sitz ohne  Rücksicht  auf  die  Einforstung  die  Grundsteuer  zu  tragen 
gehabt ;  infolge  der  Ablösung  wird  davon  ein  Teil  auf  die  bisher 
unbesteuerte  Nutzung,  resp.  auf  deren  Aequivalent,  überwälzt. 
Natürlich  wird  infolge  dessen  der  Wert  des  Letzteren  um  ebensoviel 
geschmälert;  darauf  wurde  aber  bei  der  Ausmessung  der  Abfindungs- 
gnindstücke  keine  Rücksicht  genommen. 

Wir  haben  uns  vielleicht  etwas  lange  bei  der  Frage  nach  der 
Festsetzung  des  Ablösungsäquivalents  aufgehalten.  Allein  gerade 
dieser  scheinbar  nebensächliche  Punkt  entscheidet  über  die  öko- 
nomische Wirkung,  welche  die  Operation  auf  die  Beteiligten,  vor 
allem  auf  die  berechtigten  Bauern  ausüben  musste;  und  diese 
Wirkung  war,  wie  wir  im  nächsten  Abschnitte  sehen  werden, 
keine  geringe.  Ueberdies  wird  gerade  durch  die  in  Rede  stehenden 
Momente  dem  Gesetz  sein  Charakter  aufgeprägt.  Dieses  trägt  unver- 
kennbar den  Stempel  einer  politischen  Aera,  in  welcher  die  Reaktion 
gegen  die  bauernfreundliche  Bewegung  des  Jahres  1 848  ihren  Sieg 
nach  Möglichkeit  ausnützte. 

Zwar  ist,  um  unsere  Kritik  des  Gesetzes  zusammenzufassen, 
die  grössere  Sachkenntnis,  die  stets  ein  Ministerium  vor  einer  viel- 
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köpfigen,  politisch  erregten  Versammlung  auszeichnet,  in  dem  Ge- 
setz deutlich  zu  erkennen.  Denn  dieses  hütet  sich  vor  einer 
Schabionisierung  der  in  Betracht  kommenden  Verhältnisse,  es 
berücksichtigt  in  gewissem  Masse  auch  die  ökonomischen  Ver- 
hältnisse der  Berechtigten  durch  bedingte  Zulassung  der  blossen 
Regulierung  der  Nutzungsrechte,  und  es  ist  auch  den  Bedürf- 
nissen der  Landeskultur  einigermassen ,  wenn  auch  nicht  ganz, 
gerecht  worden.  Innerhalb  dieser  Grenzen  hat  aber  der  Gesetzgeber 
alles  gethan,  um  den  mit  Servituten  belasteten  Grossgrundbesitzer 
durch  die  Operation  möglichst  zu  begünstigen,  den  wirtschaftlichen 
Wert  der  Nutzungsrechte  oder  den  der  Aequivalente  für  die  Bauern 
herabzudrücken.  Das  geschah  durch  das  Patent  vom  3.  Juli  1857  in 
einem  so  weitgehenden  Masse,  dass  wiederholt  in  den  60er  Jahren 
die  Meinung  ausgesprochen  wurde,  der  Gesetzgeber  habe  die  Ab- 
sicht gehabt,  durch  die  Servitutenoperation  dem  Grossgrundbesitz 
für  die  angeblichen  Verluste  Ersatz  zu  leisten,  die  er  durch  die 
Grundentlastung  erlitten  habe. 

6.  Abschnitt.    Umfang  und  Wirkung  der  Servitutenoperation. 

Die  Durchführung  des  Patentes  vom  5.  Juli  1853  nahm  einige 
Jahrzehnte  in  Anspruch.  Zunächst  mussten  alle  Rechtsverhält- 
nisse, welche  einer  Regulierung  oder  Ablösung  zu  unterziehen 
waren,  bei  den  Behörden  angemeldet  werden.  Sodann  wurde  am 
31.  Oktober  1857  (Nr.  218  R.G.B.)  die  Durchfuhrungsverordnung 
zum  Gesetze  erlassen.  Hierauf  begannen  die  Lokal-  und  Landes- 
kommissionen ihre  Thätigkeit.  Die  Operationen  waren  am  Schluss 
der  80er  Jahre  in  den  meisten  Kronländern  im  Wesentlichen  be- 
endigt, so  dass  die  Wirksamkeit  der  »Grundlastenablösungs-  und 
Regulierungs-Behördenc  auf  die  bereits  anhängigen  Fälle  beschränkt 
werden  konnte.  Die  Kompetenz  für  die  wenigen  noch  nicht  an- 
gemeldeten Fälle  wurde  den  politischen  Behörden  und  den  Ge- 
richten übertragen  (s.  o.).  Ueber  die  speziellen  Grundsätze,  nach 
welchen  die  Ablösungen  in  Salzburg  und  im  Salzkammergute  durch- 
geführt wurden,  soll  weiter  unten  gesprochen  werden. 

A.  Umfang  der  Servitutenoperation. 

Statistische  Daten  über  den  Umfang  der  Ablösungs-  und 
Regulierungsoperation  fehlen  fast  gänzlich,  und,  soweit  solche  doch 
vorhanden  sind,  können  sie  höchstens  Anspruch  auf  annähernde 
Richtigkeit  machen.    Wir  kennen  die  Ausdehnung  der  belasteten 
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und  der  berechtigten  Grundstücke  weder  vor  Beginn  der  Operation 
noch  auch  nach  deren  Beendigung ,  wir  wissen  nichts  über  den 
Umfang  der  abgetretenen  Aequivalente.  So  weit  doch  zahlenmässig 
Aflhaltspunkte  dafür  vorliegen,  sollen  sie  im  Folgenden  angeführt 
werden. 

Nur  fiir  die  Reichsforst  e ,  also  für  etwa  die  Hälfte  des 
verpflichteten  Waldbodens,  sind  genauere  Angaben  über  die  Ab- 
lösungs-  und  Regulierungsoperation  vorhanden  ^). 

Bei  Beginn  der  Ablösung  und  Regulierung  gab  es  mehr  als 
1,1  MilL  Hektar  staatlichen  Grundbesitzes,  der  mit  Servituten  be- 
iastet war;  zum  weitaus  überwiegenden  Teil  waren  es  Forste. 
G^enwärtig  stellt  sich  der  belastete  Forstbesitz  des  Staates 
auf  nicht  ganz  Va  Mill.  Hektar.  Die  Differenz  ist  jedoch  keines- 
wegs zur  Gänze  auf  Bodenabtretungen  infolge  der  Ablösung  zu- 
rückzuführen, sondern  es  haben  in  der  Zwischenzeit  auch  zahl- 
reiche Veräusserungen  von  Domänen  stattgefunden. 

Ablösungen  im  grossen  Stil  fanden  hauptsächlich  in  Salz- 
burg bezüglich  der  Alpenweidenrechte  und  der  Holzbezüge  aus 
den  sogenannten  Freigelacken  (s.  o.  S.  50)  statt  und  in  der  Bu- 
kowina bezüglich  der  Güter  des  griechisch-orientalischen  Religions- 
fondes.  Im  Ganzen  wurden  vom  Staat  an  die  Berechtigten  276 198 
Hektar  Bodens  abgetreten,  wovon  etwa  213000  Hektar  Wald- 
und  63  000  Hektar  andere  Gründe  waren ;  überdies  wurden 
668031  fl.  Kapital  an  die  Berechtigten  gezahlt 

Während    früher   die    staatlichen    Wälder   belastet   gewesen 
waren  mit 
Holzbezügen  von  i  312  400  fm* 

Wald-Streubezügen  von  425493  rm* 

Waldweiderechten  fiir  373  286  Stück  Weidevieh 

und  anderen  Benützungsrechten  in  9  230  Fällen, 
wurden  mit  Hilfe  der  angegebenen  Ablösungen  beseitig^: 
Holzbezüge  von  894  806  fm»  (68%) 

Wald-Streubezüge  von  172  504  rm*  (41  > ) 

Weiderechte  von  107  487  Stück  Weidevieh  (29  »  ) 

und  andere  Benützungsrechte  in     i  478  Fällen  (^^  *  ) 

Im  Jahre  1882  lasteten  auf  staatlichen  Wäldern  noch 
Holzbezugsrechte  von  417  592  fm* 

Streubezugsrechte  von  252968  rm^ 

Weiderechte  für  265  806  Stück  Weidevieh 

und  andere  Benützungsrechte  in     7753  Fällen. 

i)  Sckiudler  a.  a.  O. 


lOO  ^c  Regulierung  und  Ablösung  der  Wald-  und  Weideserrituten. 

Der  Gesamtwert  der  im  Jahre  1882  noch  vorhandenen  Ser- 
vituten wurde  vom  Ackerbauministerium  auf  840  239  fl.  geschätzt. 
Die  Zahl  der  Holzungsberechtigten  beträgt  21 672,  die  der  Streube- 
zugsberechtigten 10426,  diederWeideberechtigteni8700.  Wie  stark 
sich  die  Zahl  der  Eingeforsteten  durch  die  Ablösung  vermindert 
hat,  kann  daraus  geschlossen  werden,  dass  allein  in  den  Forsten 
des  griechisch-orientalischen  Religionsfondes  früher  16983  Personen 
servitutsberechtigt  waren,  im  Jahre  1882  aber  nur  noch  395. 

Ueber  die  Durchführung  der  Grund  lasten  o  pe- 
ration  in  den  einzelnen  Kronländern  besitzen  wir  meist 
nur  spärliche  Nachrichten. 

In  Niederösterreich  sind  fast  alle  Servituten  vollständig  ab- 
gelöst worden.  Auch  in  den  Sudetenländern  überwogen,  wie 
schon  erwähnt,  die  Ablösungen  über  die  blossen  Regulierungen ; 
dort  war  ja  auch  kaum  noch  ein  Bedürfnis  nach  Aufrechterhal- 
tung der  alten  Dienstbarkeiten  vorhanden.  Auch  in  Krain  *)  bil- 
dete die  Ablösung  die  Regel ;  von  108  893  Rechten  wurden 
99  048  abgelöst  und  nur  9845  (9®/o)  reguliert.  Hier  fand  die  Ab- 
lösung überwiegend  gegen  Abtretung  von  Grund  und  Boden  statt ; 
dies  war  bei  59 910  Rechten  (6o®/o)  der  Fall.  In  Kärnten  sollen 
gleichfalls  die  Beholzungsrechte  meist  mit  Grund  und  Boden  ab- 
gelöst, die  Weiderechte  dagegen  meist  reguliert  worden  sein  *). 
Dagegen  wurden  in  Tirol  nur  etwa  Vs  der  Servituten  abgelöst, 
Va  reguliert  '). 

Ueber  die  Operationen  in  Oberösterreich  und  im  Küsten- 
lande  konnte  ich  keine  Nachricht  finden. 

In  Galizien  waren  bis  Ende  Dezember  1893  30625  Servituts- 
rechte  angemeldet,  von  denen  bis  dahin  30  571  endgültig  erledigt 
waren.  Als  Entschädigung  für  die  aufgehobenen  Dienstbarkeiten 
erhielten  die  Berechtigten  i  217 166  fl.  und  278  374  Joch,  und  zwar 
162368  Joch  Waldungen  und  116 000  Joch  Hutweiden,  Aecker 
und  Wiesen  *). 

i)  S.  die  Zuschrift  des  Landesausschusses  von  Krain  an  den  Landesausschuss  von 
Salzburg  (Salzburg  1872  S.  230).  > 

2)  Note  des  Landesausschusses  an  den  Landesausschuss  von  Salzburg  (Salzburg 
1872,  S.  228). 

3)  Note  des  Landesausschusses  von  Tirol  an  den  Landesausschuss  von  Salzburg 
(Salzbui^  1872,  Seite  227).  Die  Ablösung  und  Regulierung  der  Grundlasten  im  Her- 
zogtum Salzburg  (Salzburg  1871  Anhang). 

4)  Gazeta  Lwowska  vom  17.  Januar  1894. 
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In  Steiermark*)  wurden  3158  Servitutsrechte  angemeldet,  die 
sich  auf  504045  Joch  Wald  und  134582  Joch  Weide,  zusammen 
auf  638  627  Joch  oder  367  500  ha  erstreckten. 

Die  Art  der  Erledigung  dieser  Anmeldungen  ist  aus  der 
nachstehenden  Tafel  zu  entnehmen: 


Zahl  der  verhandelten  Rechte 

Holz- 
bezugs- 
rechte 

18  491 

Weide- 
rechte 

16339 

Streu- 
rechte 

8  788  " 

Waldboden- 

benütsungt- 

rechte 

4056 

Forst- 
produk- 
ten- 
bexugt- 

rechte 

«5 

davon 

abgelöst 

mit 

Grund  und  Boden 

Holzstämmen 

Geld 

überhaupt 

5843 
275 

3450 

6270 

91 
2029 

4351 
232 

559 

5142 

317 

15 

5  «3 

5 

9568 

8390 

845 

5 

friert 

(lTfn*)i 

Erkenntnis 

Vergleich                      l 

I  289 
'      6684 

7  973 

13«* 

5614 

6926 

440 
2737 
3>77 

166 
2840 

5 

überhaupt 

3006 

5 

aberkannt  oder  verzichtet 


950     I      1023     I         469 

Abgetreten  wurden  bei  der  Ablösung  132000 
23600  Joch  Weide,  zusammen  155578  Joch  oder 


I         »99     I       5 

Joch  Wald  und 
fast  80  000  ha. 


In  Salzburg  ')  gab  es  im  Ganzen  47  405  zu  verhandelnde  Ser- 
vftutenrechte.  Fast  die  Hälfte  davon  —  21  379  Rechte  —  betrafen 
Holzbezüge,  8o34Streubezügen,  n  436  Heimweide,  4274  Alpenweide, 
2312  Waldbodenbenützung  und  5008  landesfürstlicbe  Reservate. 
Die  Tabelle  auf  Seite  102  giebt  eine  Uebersicht  über  die  bis  zum 
Jahre  1871  vollzogenen  Operationen. 

In  Salzburg  wurde  demnach  ungleich  mehr  reguliert,  als  abgelöst; 
von  den  Holzbezugsrechten  wurde  nur  etwa  ein  Drittel  durch 
Leistung  eines  Aequivalentes  beseitigt,  während  */8  in  regulierter 
Form  fortbestehen.  Noch  geringfügiger  sind  die  Ablösungen  beim 
Streubezug,  bei  der  Heim-  und  Alpenweide. 


Jedenfalls  geht  schon  aus  dem  Angeführten  hervor,  dass  Re- 
gulierungen in  sehr  weitem  Umfange  vorgenommen  wurden  und 
keineswegs  nur  ausnahmsweise  stattfanden,  ja  dass  in  manchen 
Kronländern  das  vom  Gesetz  intendierte  Verhältnis  geradezu  um- 


i)  Landtag  1883  Rechenschaftsbericht  Beilage  }  S.  105. 

2)  S.  für    das  Folgende:    »Die  Ablösung   und  Regulierung    der   Grundlasten  im 
Herzogtom  Salzburgc  ,    Beilage  zum  Berichte   des  Landesausschusses,   Landtag  1871, 

Anhang 
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gekehrt  wurde  und  die  Servituten  grösstenteils  erhalten  blieben. 
Die  Verpflichteten  hatten  gewiss  Recht,  wenn  sie  wiederholt  auf 
den  Forstkongressen  behaupteten,  es  seien  viele  Dienstbarkeiten 
nur  reguliert  worden,  bei  denen  eine  Ablösung  sehr  wohl  hätte 
stattfinden  können  ^).  Aber  sie  übersahen  dabei ,  dass,  soweit 
nicht  Regulierungsvergleiche  geschlossen  worden  waren,  die  Ur- 
sache häufig  darin  gelegen  war,  dass  das  Gesetz  dem  Verpflich- 
teten die  freie  Wahl  des  Abfindungsmittels  liess,  ein  Zwang  zur 
Ablösung  in  Grund  und  Boden  also  nicht  ausgeübt  werden  konnte. 
Darum  musste  notwendigerweise  die  sonst  mögliche  Ablösung 
überall  dort  unterbleiben,  wo  die  Wirtschaft  des  Berechtigten 
die  Naturalnutzung  nicht  entbehren  konnte,  der  Verpflichtete  aber 
zur  Abtretung  von  Grund  und  Boden  nicht  zu  bewegen  war. 

B.  Wirkungen  der  AblOstlngen. 

Nach  dem  Gesagten  ist  es  leicht  begreiflich ,  dass  die  Ab- 
lösungen auf  die  Verpflichteten  wesentlich  anders  gewirkt  haben, 
als  auf  die  Berechtigten. 

I.  Wirkungen  für  die  Verpflichteten. 

Für  die  Verpflichteten  waren  die  Ablösungen  in  der  Regel 
gewiss  von  grossem  Nutzen ;  gegen  Abtretung  eines  relativ  kleinen 
Grundstückes  oder  gegen  Zahlung  eines  bescheidenen  Kapitals 
konnten  sie  ihren  Besitz  von  den  lästigen  Servituten  befreien ;  sie 
durften  nunmehr  auf  demselben  nach  Belieben  wirtschaften  und 
wurden  auch  in  der  Pflege  des  Waidwerkes  nicht  mehr  behindert. 

Wir  sehen  denn  auch,  dass  die  Waldbesitzer  mit  den  Ab- 
lösungen durchaus  sehr  zufrieden  waren.  Man  vernimmt  weder 
in  den  Landtagen  noch  auf  den  Versammlungen  der  früheren 
Verpflichteten,  den  Forstkongressen,  irgend  welche  Klagen  über 
diesen  Teil  der  Grundlastenoperation.  Nur  das  Eine  wird  einge- 
wendet: dass  nicht  allgemein  genug  mit  der  Ablösung  vorge- 
gangen worden  sei ;  eine  Behauptung,  die,  wie  wir  sahen,  kaum 
richtig  ist,  jedenfalls  höchstens  lokale  Berechtigung  besitzt. 

IL  Klagen  der  Berechtigten. 

Ganz  anders  klingen  dagegen  die  Stimmen  der  Berechtigten. 

In  manchen  Kronländern  scheinen  allerdings  die  Nachteile, 
welche  die  Ablösungen  für  die  Berechtigten  mit  sich  führten,  weniger 
scharf  empfunden  worden  zu  sein.    Dies  gilt  namentlich  von  den- 


i)  Siehe  die  Verhandlungen  der  Forstkongresse  in  Wien  1876,  1879,  1880,  1887. 
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jenigen  Gegenden,  wo  die  Naturalnutzungen  ohnedies  keinen  be- 
sonderen Gebrauchswert  fiir  die  kleinen  Landwirte  besassen,  also 
in  Böhmen,  Mähren,  Schlesien  und  Niederösterreich. 

Anders  in  Galizien  und  in  den  Alpenländern.  Hier  musste 
jede  Verkürzung  der  bisherigen  Genüsse  eine  empfindliche  Ein- 
schränkung der  Wirtschaft  der  davon  Betroffenen  zur  Folge  haben. 
Die  Durchfuhrung  des  Ablösungsgesetzes  rief  daselbst  bei  der 
Landbevölkerung  die  grösste  Missstimmung,  ja  Erbitterung  her- 
vor. Die  Berechtigten  setzten  den  Ablösungsbehörden  bald  ver- 
steckten, bald  offenen  Widerstand  entgegen,  der  sogar  wiederholt 
zu  blutigen  Zusammenstössen  führte  ^). 

Kaum  waren  die  Landtage  auf  Grund  des  Februarpatents 
in  dem  Jahre  i86i  zusammengetreten ,  so  stand  auch  schon 
die  brennende  Servitutenfrage  auf  deren  Tagesordnung,  um  nicht 
so  bald  wieder  von  derselben  zu  verschwinden. 

Die  Klagen  der  Berechtigten  in  den  Landtagen  über  die 
Ablösungen  lauten  in  allen  Kronländeni  ganz  ähnlich  *). 

Immer  wieder  beschweren  sich  die  bäuerlichen  Abgeordneten 
darüber,  dass  Geldabfindung  auch  dort  gegeben  werde,  wo  dadurch 
der  Wirtschaftsbetrieb  des  Berechtigten  geschädigt  wird ;  viel  zu 
niedrige  Holzpreise  werden  bei  der  Berechnung  des  Aequivalents 
in  Ansatz  gebracht ;  der  Berechtigte  erhalte  nicht  die  Hälfte,  nicht 
den  fünften  Teil  dessen,  was  er  früher  bezogen  habe.  Man  fuhrt 
Beispiele  an,  wo  fiir  ein  Nutzungsrecht  im  Werte  von  1200  Gulden 
eine  Abfindung  von  60  Gulden  zuerkannt,  wo  die  Klafter  Holz  statt 
mit  2  Gulden  mit  30  kr.,  statt  mit  6  Gulden  mit  70  kr.  bewertet 
wurde;  die  Arbeit  des  Berechtigten  werde  von  dem  Wert  der 
Nutzung  in  Abzug  gebracht,  trotzdem  der  Berechtigte  doch  sein 
Recht  zu  einer  Zeit  ausübe,  wo  er  ohnedies  keine  andere  Arbeit 
finden  könne ;    bei  der  Berichtigung  in  Grund entlastungs-Obliga- 


i)  Kärnten  1863,  S-  ^i^i  Abgeordnetenhaus  VIII.  Session.  S.  1028,  X.  Session. 
S.  1920. 

2)  S.  z.  B.  Oberösteireich  1861,  S.  142;  1863  S*  53^»  i^'^i  ^^A-  S.  719;  1865 
S.  843,  1029 ;  1872  S.  840 ;  Salzburg  1861  S.  43,  63 ;  1863  S.  523 ;  Steiermark  1861 
S.  94 ;  1863  S*  96 ;  Kärnten  1863  S-  ^^^i  74h  77^  >  Krain  1863  38.  u.  39.  Stzg. ;  Böhmen  1864 
lO.Stzg.  S.  16;  Schlesien  1861  S.  71;  1875  S.  156;  Galizien  1861  S.  298—368,  1865/6 
All.  XLI  S.  1013  ff.;  1874  S.  115,  184  Abgeordnetenhaus X.  Session.  S.  9884.  S.  auch 
Monatsschrift  f.  Forstwesen  1861  XI  S.  743.  Femer  Gestenreich.  Zeitschr.  fiir  innere 
Verwaltung,  1860,  S.  124. 


Wirkungen  der  Ablösungen.  IO5 

tionen   entstehe   ein  Kursverlust   von    V»  ;    das    Ablösungskapital 
vermöge  häufig  kaum  den  Bedarf  eines  Jahres  zu  decken. 

Sind  diese  Beispiele  aus  den  Alpenländern  schon  krass  ge- 
nug, so  werden  sie  durch  die  Klagen  der  galizischen  Bauern  noch 
bei  weitem  übertroffen.  So  erhielt  beispielsweise  eine  Gemeinde 
in  Galizien  für  die  Bauholz-»  Brennholz-  und  Weiderechte  von  130  Be- 
rechtigten eine  Ablösungssumme  von  200  Gulden,  die  überdies  in 
Grundentlastungs-Obligationen  gezahlt  wurde ;  die  9  Gulden  Zinsen, 
welche  davon  bezogen  wurden,  sollten  einen  Ersatz  fiir  die  ange- 
führten Servituten  von  130  Bauernwirtschaften  sein  1 

Alle  diese  Angaben  kann  man  nach  dem  früher  Gesagten  um 
so  weniger  für  übertrieben  halten,  als  die  Durchführung  des  Ge- 
setzes grossenteils  in  den  Händen  von  Forstwirten  ruhte,  denen 
forstwirtschaftliche  Gesichtspunkte  viel  geläufiger  waren  als 
landwirtschaftliche.  Insbesondere  wurden  als  Sachverständige 
häufig  befangene  Forstbeamte  —  staatliche  und  private  — 
herangezogen.  Oft  wurden  die  Forst -Organe  der  einen  Herr- 
schaft als  Schätzleute  auf  einem  benachbarten  Gute  verwendet 
und  umgekehrt;  und  es  ist  begreiflich,  dass  ihnen  die  forst- 
lichen Interessen  mehr  am  Herzen  lagen  als  das  Wohlergehen 
der  Bauern. 

Den  Klagen  der  Letzteren  wird  denn  auch  von  keiner  Seite 
widersprochen,  weder  von  den  Grossgrundbesitzern,  noch  von 
der  Regierung;  ja  sie  werden  zum  Teile  sogar  direkt  offiziell 
bestätigt "). 

Kann  man  sich  da  wundem,  wenn  sich  die  Bauern,  wie 
der  steiermärkische  Landesausschuss  berichtet,  von  der  Gesetz- 
lidikeit  der  Ablösungserkenntnisse  absolut  nicht  überzeugen  lassen 
wollten,  wenn  sie  alle  Rechtsmittel  dagegen  ergriffen  und  sich  nach 
deren  Erschöpfung  selbst  an  den  allerhöchsten  Thron  wendeten? 
wenn  die  Bauern  in  Galizien,  namentlich  im  ruthenischen  Teile 
des  Landes,  und  in  der  Bukowina  noch  heute  den  Verlust  von 
Wald  und  Weide  nicht  verschmerzt  haben,  wenn  die  Servi- 
tutenprozesse  dort  noch  immer  fortdauern  und  nach  Tausenden 
zählen  ')  ? 


i)  So  von  der  steiennärkischen  Statthalterd  in  ihrem  Bericht  an  den  Landes- 
aosschuss,  Stdermark  1883,  Rechenschaftsbericht,  Beilage  J. 

3)  Bogdanczukj  Die  Ruthenen  und  die  sogenannten  galizischen  Wahlen,  Deutsche 
Worte  1897,  S.  105. 
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in.  Spezielle  Ablösungsgrundsätze  für  Salzburg 
und  das  Salzkammergut. 

Während  aber  die  Klagen  der  geschädigten  Bauern  in  den 
meisten  Kronländem  wirkungslos  verhallten,  gelang  es  in  dem 
kleinen  Lande  Salzburg  sowie  in  dem  sogenannten  Salzkammer- 
gute, eine  mildere  Behandlung  der  Eingeforsteten  durchzusetzen. 

Hier  lagen  allerdings  ganz  eigenartige  Verhältnisse  vor.  Es 
waren  so  gut  wie  alle  Bauern  in  den  landesfiirstlichen  Wäldera 
seit  jeher  kraft  der  Landesverfassung  nutzungsberechtigt.  Sie 
standen  also  nicht  privaten  Grossgrundbesitzem ,  sondern  dem 
Staate  gegenüber.  Kaum  war  in  Salzburg  der  Landtag  im 
Jahre  1861  zum  erstenmale  zusammengetreten,  war  es  sogar  ein 
Minister  (Lasker),  der  in  den  stärksten  Ausdrücken  die  Auf- 
regung und  Erbitterung  schilderte,  die  im  ganzen  Lande  infolge 
der  Grundlastenoperation  herrschte.  Er  bezeichnete  die  Servituten- 
frage  als  die  brennendste  Frage  für  Salzbui^  und  forderte,  dass 
entweder  das  Gesetz  selbst  oder  doch  wenigstens  dessen  Durch- 
fuhrung abgeändert  werde. 

In  der  That  beschloss  denn  auch  der  Landtag,  an  den 
Kaiser  um  sofortige  Sistierung  der  Ablösungs-  und  R^fulierungs- 
arbeiten  zu  petitionieren;  und  eine  ähnliche  Resolution  fasste 
der  Landtag  von  Oberösterreich  in  demselben  Jahre. 

Von  den  beiden  Eventualitäten,  die  Lasker  ins  Auge  ge- 
fasst  hatte ,  war  aber  die  eine ,  auf  Abänderung  des  Gesetzes 
hinzielende,  gänzlich  undurchführbar.  Denn  als  am  13.  Dezem- 
ber 1866  ein  liberales  Ministerium  ins  Amt  trat,  von  dem  man 
eine  Reform  im  bauernfreundlichen  Sinne  eher  erwarten  durfte, 
als  von  seinem  Vorgänger,  da  war  das  Patent  bereits  stit 
7  Jahren  in  Kraft;  viele  Servitutsrechte  waren  schon  auf  Grund 
desselben  rechtskräftig  reguliert  oder  abgelöst  worden,  betreffs 
vieler  anderer  waren  die  Verhandlungen  bereits  im  Zuge.  Eine 
Aenderung  der  gesetzlichen  Grundlagen  für  die  Operation  hätte 
zu  der  heillosesten  Verwirrung  führen  müssen. 

So  blieb  nur  die  Möglichkeit  für  eine  partielle  Aktion.  Dort, 
wo  der  Staat  Eigentümer  des  belasteten  Waldes  war,  konnte  er 
als  solcher  im  Rahmen  des  Patentes  vom  Jahre  1853  den  Ein- 
geforsteten freiwillig  günstigere  Bedingungen  zugestehen.  Er 
konnte  es  sogar  den  Berechtigten  freistellen,  die  bereits  durch- 
geführten   Regulierungen    und  Ablösungen   einer    nachträglichen 
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vergleichsweisen  Abänderung  auf  Grund  der  neuen,  vorteilhafteren 
Bedingungen  unterziehen  zu  lassen. 

Dies  geschah.  Zunächst  wurde  über  die  Petition  des  salz- 
burgischen Landtages  am  28.  Juli  1861  die  ganze  Grundlasten- 
operation sistiert  und  eine  Erhebung  über  die  Sachlage  veranstaltet. 
Durch  die  Erlässe  des  Staatsministeriums  vom  4.  August  und 
10.  September  1863  wurden  hierauf  neue  Grundsätze  für  die 
Vergleichsverhandlungen  zwischen  Aerar  und  Eingeforsteten  auf- 
gestellt und  mit  deren  Durchfuhrung  eine  eigene  Vergleichs- 
Ministerialkommission  betraut. 

Abgesehen  von  einer  bedeutenden  Vereinfachung  und  Be- 
schleunigung des  Verfahrens  war  die  wichtigste  meritorische 
Aenderung  die,  dass  bestimmt  wurde,  es  sollen  bei  der  Fixierung 
der  Nutzungen  die  volle  Bedarfsdeckung  nach  Hausnotdurft 
gewährt  und  bei  der  Berechnung  des  Ablösungsäquivalentes  die 
gegenwärtigen  Preise  in  Anrechnung  gebracht  werden.  Schliess- 
lich konnten  zu  Folge  einer  kaiserlichen  EntSchliessung  vom 
I.  Juni  1866  auch  die  älteren,  für  die  Berechtigten  ungünstigen 
Regulierungs-  und  Ablösungsvergleiche  sowie  die  bereits  rechts- 
kräftigen Entscheidungen  einer  Revision  unterzogen  werden  ^). 
Aehnliche  Zugeständnisse  wurden  den  Eingeforsteten  des  Salz- 
kammergutes gemacht. 

Warum  diese  günstigen  Bedingungen  nur  den  Nutzungs- 
berechtigten der  beiden  genannten  Gebiete  zugestanden,  denen 
der  sonstigen  Staatswälder  dagegen  trotz  wiederholter  Bitten 
verweigert  wurden '),  ist  nicht  recht  erklärlich.  Vielleicht  scheute 
man  sich,  dort,  wo  Servituten  in.  landesfürstlichen  und  in  privaten 
Wäldern  neben  einander  vorkamen,  die  ersteren,  wenn  auch  nur 
im  Vergleichswege,  anders  zu  behandeln,  als  die  letzteren. 

Jedenfalls  waren  die  grössten  Härten  des  Gesetzes  für  die 
Berechtigten  wenigstens  ftir  Salzburg  und  das  Salzkammergut 
beseitigt  worden. 

IV.  Wirkungen  d  er  Ablö  sunge  n  auf  dieBauern 
und  den  Wald. 

Aus  dem  Gesagten  folgt,  dass  die  Servitutenablösungen  in  den 
anderen  Ländern  für  viele  bäuerliche  Berechtigte  die  nachteiligsten 
Folgen  haben  mussten.    Denn  in  den  geringfügigen  Abfindungen 


i)  Oberösterreich  1863  S.  476,  1864  S.  15,  221,  719,  1865  S.  406,  1029— 1040. 
Steiermark    1864  S.  96.    Krain,  Sitzung  y.  29.  März  1863. 
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wurde    den    Bauern  bei  Weitem  kein  voller  Ersatz  für  die  aufge- 
hobenen Nutzungsrechte  geboten. 

In  den  Ländern  fortgeschrittener  landwirtschaftlicher  Pro- 
duktion hatte  dies  meist  nur  vorübergehende,  einmalige  Nachteile 
zur  Folge;  in  den  Alpen-  und  Nordostländern  dagegen  wurde 
den  Bauern  dadurch  eine  wesentliche  Grundlage  ihres  Wirth- 
schaftsbetriebes  entzogen.  Ein  Teil  der  Berechtigten  mag  den 
Schaden  durch  rationellere  Betriebsführung  ausgeglichen  haben. 
Für  die  Mehrheit  der  davon  Betroffenen  bedeutet  dagegen 
die  Unzulänglichkeit  des  Ablösungsäquivalentes  die  früher  oder 
später  eintretende  Unmöglichkeit,  den  landwirtschaftlichen  Betrieb 
in  seinem  bisherigen  Umfange  fortzuführen. 

Das  gilt  zum  Teile  selbst  von  solchen  Servitutsberechtigten, 
welche  zunächst  mit  der  Operation  ganz  zufrieden  waren.  Eine 
zeitweilige  subjektive  Zufriedenheit  ist  nämlich  mit  einer  ob- 
jektiven Schädigung  sehr,  wohl  vereinbar ;  der  Verlust ,  den 
der  Bauer  durch  Zuweisung  eines  zu  geringen  Abfindungs- 
äquivalentes erlitt,  kam  ihm  eben  nicht  sofort  zum  Bewusst- 
sein.  Statt  seines  bisherigen  jährlichen  Bezugrechtes  erhielt  er  nun 
ein  Kapital,  sei  es  in  Geld,  sei  es  in  Grund  und  Boden ;  wenn 
auch  der  Ertrag  des  Kapitals  die  früheren  Nutzungen  auf  die 
Dauer  nicht  zu  ersetzen  vermochte,  —  zunächst  hatte  der  Berech- 
tigte eine  Vergrösserung  seines  Grundbesitzes  erfahren  oder  eine 
fiir  seine  Begriffe  bedeutende  Geldsumme  bar  bezahlt  bekommen. 
Später  allerdings,  nachdem  das  Geld  aufgezehrt,  der  Wald  geschlagen 
war,  da  stand  die  Sache  anders;  meist  wurde  dann  der  abge- 
holzte Grund  um  ein  Geringes  von  den  früheren  Besitzern  zurück- 
gekauft. So  konnte  im  Jahre  1886  Fürst  Schwarzenberg  unter 
wiederholten  Bravos  des  Forstkongresses  behaupten,  >dass  der 
seinerzeit  abgetretene  Boden  längst  wieder  in  den  Händen  des 
Verpflichteten  ist,  welcher  ihn  früher  abgetreten  hat  ^).€ 

Wer  weiss,  ob  die  schlechten  Erfahrungen,  welche  man  mit 
der  Abtretung  von  Wäldern  an  einzelne  Berechtigte  und  auch 
an  ganze  Gemeinden  gemacht  hat,  nicht  zum  grossen  Teile  er- 
spart geblieben  wären,  hätte  man  die  Abfindung  nicht  so  kärg- 
lich bemessen,  dass  das  Holzkapital  angegriffen  werden  musste, 
sollten  sich  die  Berechtigten    nicht  freiwillig  eine  Herabdrückung 

i)  Verhandlungen  des  Oesterreichischen  Forstkongresses  1886,  S.  90.    Aehnliches 
berichtet  Fiscali  auf  dem  Forstkongress  1879. 
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ihres  Standard  auferlegen.  Für  diese  Vermutung  spricht  nament- 
lich der  Umstand,  dass  es  viele  Gegenden  gibt,  wo  der  Bauer 
seinen  für  sein  Bedürfnis  ausreichenden  Wald  durchaus  schont, 
und  wo  die  Bauernwälder  den  grossen  Forsten  an  Holzbestand 
nichts  nachgeben. 

Speziell  bei  den  an  eine  Mehrheit  von  Berechtigten  abge- 
tretenen Aequivalentswaldungen  kam  noch  ein  ancleres  wichtiges 
Moment  hinzu:  der  Mangel  einer  genauen  Bestimmung  der  Teil- 
nahmsrechte der  einzelnen  berechtigten  Personen.  Nur  selten 
wurden  die  neugeschaffenen  Nutzungsgemeinschaften  als  Genossen- 
schaft konstituiert  und  die  ungeregelten  Verhältnisse  beseitigt. 
Gewöhnlich  begnügten  sich  die  Ablösungsbehörden,  in  die  be- 
treffenden Urkunden  die  Bestimmung  aufzunehmen,  dass  sich 
das  Teilnahmeverhältnis  der  Berechtigten  nach  den  bisherigen 
Bezügen  richtet,  und  dass  bei  vermindertem  Ertrage  des  Waldes 
eine  entsprechende  Verringerung  der  einzelnen  Bezüge  einzutreten 
habe  *).  Ja  nicht  selten  waren  die  Unklarheiten  noch  grösser : 
die  Abtretung  der  Ablösungsgrundstücke  erfolgte  statt  an  die 
Gesamtheit  der  Berechtigten  an  die  betreffenden  Gemeinden*), 
was  unzählige  Streitigkeiten  und  Prozesse  verursachen  musste. 

Unter  solchen  Umständen  ist  es  sehr  begreiflich,  dass  die  Ver- 
wüstungen, über  welche  soviel  geklagt  wird,  nicht  bloss  die  an 
einzelne  Berechtigte  abgetretenen  Aequivalentswaldungen  betreffen, 
sondern  auch  die  neu  gebildeten  Gemeinschaftswälder.  Berichtet 
doch  der  Statthalter  von  Steiermark  schon  in  dem  Jahre  1886, 
dass  von  22123  Joch  Ablösungswaldungen  bereits  8226  oder 
37  %  kahl  abgetrieben  seien  "),  u.  z.  sowohl  von  den  privaten  als 
auch  von  den  gemeinschaftlichen  Forsten. 

So  müssen  die  Ablösungen  als  eine  Massregel  betrachtet 
werden,  welche  vielfach  nicht  nur  die  Landeskultur,  sondern  auch 
den  Bauernstand  arg  schädigte.  Wenn  in  den  letzten  Jahrzehn- 
ten so  häufig  der  Ruf  über  die  Notlage  des  Bauernstandes  in 
den  Alpenländern  und  in  Galizien  erhoben  wird,  so  haben  wir 
in  den  Servitutenablösungen  wohl  eines  der  Momente  zu  er- 
blicken, auf  welches  die  Bedrängnis  der  Bauern  in  vielen  Ge- 
bieten Oesterreichs  zurückzuführen  ist. 


1}  Steiermark,  1883.    Rechenschaftsbericht,  Beilage  J. 

2)  Mnisteriahrat  Peyrer,  Regelung  der  Grundeigentumsverhältnisse  S.   53. 

3)  Steiermark  1886,  S.  236. 
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C.  Wirkungen  der  Regulierungen^). 

I.  Klagren  der  Bereehttirten. 

Für  die  Bauern  nicht  weniger  verderblich  als  die  Ablösungen 
waren  in  vielen  Gegenden  die  Regulierungen.  In  den  Alpen- 
ländern namentlich  ertönen  seit  den  6oer  Jahren  unaufhör- 
liche Klagen  über  die  Chikanen,  ja  Rechtsverletzungen,  welche  die 
Berechtigten  von  Seiten  der  Wald-  und  Weidebesitzer,  seien  dies 
Privatpersonen  oder  das  Aerar,  zu  erleiden  haben.  Und  diese 
Klagen  dauern  auch  in  der  Gegenwart  noch  fort.  Wenn  auch 
dabei  manchmal  etwas  übertrieben  wird,  so  sind  die  Be- 
schwerden der  Berechtigten  im  Grossen  und  Ganzen  doch  zweifellos 
vollkommen  begründet. 

Dafür  spricht  schon  ein  innerer  Grund.  Unsere  Analyse 
des  Gesetzesinhaltes  hat  ja  bereits  ergeben,  dass  der  Berechtigte 
trotz  erfolgter  Regulierung  in  vielen  Beziehungen  in  die  Hände 
des  Verpflichteten  gegeben  ist.  Dem  Letzteren  steht  eine  ganze 
Reihe  von  Handhaben  zu  Gebote,  um  jenem  sein  Nutzungsrecht 
z3  verleiden,  dasselbe  ökonomisch  wertlos  zu  machen.  Ist  es 
von  Vorneherein  wahrscheinlich,  dass  davon  kein  Gebrauch  ge- 
macht worden  sei? 

Dass  jene  Klagen  nicht  grundlos  sind,  wird  ferner  durch  ihre 
Allgemeinheit  bewiesen ;  es  liegen  ihnen  doch  in  allen  Kronländern 
die  nämlichen  Thatsachen  zu  Grunde;  und  es  macht  dafür  auch 
keinen  Unterschied,  ob  es  sich  um  private  oder  Staatsforste  han- 
delt   Die  Berechtigung  der  Klagen  wird  überdies  wiederholt  durch 


i)  Die  vollständige  Anführung  der  Landtagsyerhandlungen  über  diesen  Gegen- 
stand würde  Seiten  füllen.  Es  können  deshalb  hier  nur  die  wichtigeren  Stellen 
citiert  werden.  Oberösterreich  1863  S.  1018 ;  1864  S.  719 ;  1866  S.  445 ; 
1869  S.  725;  1884  Nr.  72  S.  373;  1885  Nr.  72;  Salzburg  1870  S.  199;  1871 
S.  301,  418,  711,  722;  1872,  S.  210,  225;  1873  S.  325;  1874  S.  183,  537;  1877  S.  245; 
1878  S.  292,  797,  871;  1880  S.  925;  1881  S.  603,  829,  1385,  1389;  1882  S.  459, 
973;  1883  S.  213,  483,  763;  1884  S.671,  1146;  1885  S.  941,  1667;  1886,  S.448;  1887 
S.  178,  253,  1099;  1888  S.  703,  986;  1889  S.881,  1585;  1890  S.  377;  1891  S.  757, 
1239.  1381 ;  1892  S.  403,  615,  609,  763,  1085 1  1893  S.  585,  1196 ;  1894  S.  363,  459, 
467,  666,  u.  s.  w. ;  1895/96  S.  357,  464,  789,  991, 1469;  Steiermark  1875  Nr.  75  ; 
1877  S.  99;  1883  S.  202;  1884  S.  24,  40,  Nr.  31,  46,  S.  155;  1885  S.  336;  1886 
Nr.  46,  36,  83,  S.  230;  1894/5  S.  172,  219;  Kärnten  1886/7  S.  464;  1887/8  S.  174; 
1890  S.  154,  184;  Tirol  1885  S.  33,  169,  238,  Nr.  37  S.  418.  Vorarlberg  1883 
Nr.  17,  Abgh.  VIII.  Session  S.  14  345,  14  353,  X.  Session  S.  1917,  1954,  8704,  8764, 
9884,  XI.  Session  S.  3884,  14053,  14 109. 
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eigene  Untersuchungskommissionen,  ja  von  der  Regierung  selbst  ^) 
bestätigt. 

Wir  wollen  im  Folgenden  versuchen ,  die  hauptsächlichsten 
auch  beute  noch  vorkommenden  Beläsiigungen  der  Berechtigten 
und  Verkürzungen  der  regulierten  Servitutsrechte  durch  die  Ver- 
pflichteten kurz  anzuführen. 

a)  Erschwerung  des  Holz-  und  Streubezuges. 

Was  zunächst  die  Holzbezugsrechte  anbelangt,  so  wird  den 
Eingeforsteten,  wenn  ihnen  ihr  Recht  verleidet  werden  soll,  das 
Holz  an  den  entferntesten  und  unzugänglichsten  Plätzen  angewiesen, 
von  wo  die  Bringung  mit  grosser  Mühe,  mit  viel  Kosten  und 
Arbeit  verbunden  ist;  die  dadurch  hervorgerufene  Erschwerung 
ist  oft  so  gross,  dass  die  Berechtigten  ganz  auf  den  Bezug  des 
HoJzes  verzichten  und  sich  dasselbe  lieber  auf  dem  Markte  kaufen. 
Oder  die  Anweisung  erfolgt  so  spät,  dass  sie  nicht  mehr  recht- 
zeitig befolgt  werden  kann. 

Und  ähnlich  ist  nicht  selten  das  Vorgehen  der  Verpflichteten 
g^enüber  den  Streubezugsrechten. 

b)  Angebliche  oder  wirkliche  Unzulänglichkeit  des  Waldes. 

Die  verpflichteten  Waldbesitzer  pflegen  aber  auch  radikalere 
Mittel  anzuwenden,  um  das  Holz-  und  Streubezugsrecht  und  auch 
die  Waldweide  zu  beschränken,  ja  sogar  sie  auf  einige  Zeit  gänz- 
lich zu  beseitigen. 

Es  wird  zu  diesem  Zwecke  erklärt,  der  belastete  Wald  sei 
für  die  Dienstbarkeit  unzulänglich,  durch  Ausübung  der  Letzteren 
in  ihrem  vollen,  durch  die  Regulierung  fixierten  Ausmasse  würde 
eine  allmähliche  Waldverwüstung  bewirkt;  es  müsse  daher  aus 
forstpolizeilichen  Gründen  eine  Beschränkung  der  Nutzungen  auf 
einen  geringeren  Umfang  durch  die  Forstbehörde  verfugt  werden. 
Vom  forstpolizeilichen  Standpunkt  aus  ist  eine  solche  Verkürzung 
der  Servitutsnutzungen  gewiss  dann  gerechtfertigt,  ja  notwendig, 
wenn  thatsächlich  eine  Unzulänglichkeit  des  Waldes  vorliegt; 
denn  da  muss  sogar  der  Eigentümer  sich  Beschränkungen  ge- 
fallen lassen;   um  wie  viel  mehr  ein  dritter  Servitutsberechtigter. 

Jene  Bedingung  der  thatsächlichen  Unzulänglichkeit  trifft  nun 

I)  So  sagt  der  Landeschef  von  Salzburg,  Fürst  Auerspergf  im  J.  1871,  die  Wirt- 
schaft in  den  ärarischen  Wäldern  könne  so  nicht  weitergehen,  sonst  würden  dieEin- 
fontangen  aiosorisch  werden  (Salzburg  1871 S.  711).  S.  auch  die  Citate  auf  der  vorigen  Seite. 
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aber,  so  klagen  die  Eingeforsteten,  durchaus  nicht  immer  zu;  die 
Sachverständigen,  die  hierüber  zu  entscheiden  haben,  seien  in  der 
Regel  k.  k.  Förster,  also  bei  Einforstungen  in  Staatswäldern  Organe 
der  einen  Partei,  denen  die  nötige  Unabhängigkeit  abgehe. 

Ob  an  dieser  Behauptung  etwas  wahr  ist  oder  nicht,  kann 
hier  selbstverständlich  nicht  untersucht  werden.  Jedenfalls  sollte 
aber  das  Aerar  auch  den  Schein  der  Parteilichkeit  vermeiden 
und  die  staatlichen  Forstbeamten  von  der  Funktion  der  Sachver- 
ständigen in  solchen  Fällen  ausschliessen ,  in  denen  es  sich  um 
Staatsforste  handelt. 


Wenn  aber  selbst  die  Thatsache  der  mangelhaften  Deckung 
feststeht,  ein  forstpolizeilicher  Eingriff  also  gerechtfertigt  ist,  so 
ist  es  durchaus  nicht  uninteressant,  die  Ursache  der  Unzulänglichkeit 
des  belasteten  Grundstückes  festzustellen.  Denn  dieselbe  ist  wohl 
nur  in  den  seltensten  Fällen  ein  äusseres  Ereignis,  wie  etwa  Wind- 
bruch, Insekten  u.  s.  w.  Auch  eine  übermässige  Ausnützung  des 
Waldes  durch  den  Berechtigten  ist  meist  ausgeschlossen,  da  die 
Quantität  des  Bezuges  oder  der  Beweidung  durch  die  Regulierung 
genau  normiert  ist  und  später  nicht  mehr  gesteigert  werden  kann. 

Es  sind  daher  nur  drei  Möglichkeiten  vorhanden,  und 
es  geht  auch  aus  den  Landtagsverhandlungen  mit  Evidenz  her- 
vor, dass  thatsächlich  die  Fälle  der  Unzulänglichkeit  des  belasteten 
Waldes  auf  eines  der  folgenden  Momente  zurückzuführen  sind : 
Der  normale  Ertrag  des  belasteten  Grundstückes  war  entweder 
schon  vor  der  Regulierung  zu  gering  für  die  darauf  ruhende 
Schuldigkeit  gewesen,  oder  dieses  Misverhältnis  ist  gerade  durch 
die  Regulierung  entstanden,  oder  endlich  es  ist  erst  nachträglich 
vom  Waldbesitzer  verschuldet  worden. 

i)  Ins  uffizi  enz  vor  der  Regulierung. 

Hatte  die  Unzulänglichkeit  des  Waldes  für  die  Servitut  schon 
vor  deren  Regulierung  bestanden  und  war  sie  nur  nicht  sofort 
bemerkt  worden,  dann  ist  eine  Beschränkung  der  Bezüge  des  Be- 
rechtigten   vollkommen  gerechtfertigt. 

Denn  die  in  Rede  stehenden  Nutzungsrechte  besitzen  ding- 
lichen, nicht  persönlichen  Charakter,  sie  sind  Servituten  oder 
Reallasten,  nicht  Forderungsrechte.  An  sich  hat  daher  nur  das 
Gut,  nicht  der  Besitzer  desselben  für  die  Nutzungen  aufzukommen ; 
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eine  Verletzung  der  Substanz  braucht  sich  aber  der  Eigentümer 
des  belasteten  Grundstückes  nicht  gefallen  zu  lassen. 


2.  Insu  ffizienz  infolge  der  Freilegung  be- 
lasteter Wald  teile  gelegentlich  der  Servituten- 
regulierung. 

Sehr  häufig  war  die  Art  der  Servitutenregulierung  schuld  daran, 
dass  die  Nutzungen,  welche  vorher  durch  den  Ertrag  des  be- 
lasteten Gutes  vollständig  gedeckt  waren,  später  wegen  Un- 
zulänglichkeit des  verpflichteten  Bodens  herabgesetzt  werden 
mussten. 

Man  pflegte  nämlich  die  ursprünglich  auf  dem  ganzen  Wald- 
besitze haftende  Einforstung  bei  der  Regulierung  auf  einen  solchen 
Teil  zu  fixieren,  der  fiir  die  Dienstbarkeit  genügend  zu  sein  schien ; 
der  Rest  des  dienenden  Grundstückes  wurde  für  lastenfrei  erklärt. 
Stellt  sich  nun  später  heraus,  dass  sich  die  Sachverständigen  bei 
der  Bemessung  geirrt  haben,  und  dass  der  Waldteil,  auf  den  das 
Nutzungsrecht  nunmehr  ausschliesslich  gewiesen  ist,  für  dasselbe 
nicht  hinreicht,  so  entspricht  eine  Herabsetzung  der  Gebühr  zwar 
dem  formellen  Rechte;  denn  die  Restriktion  des  verpflichteten 
Grundstückes  ist  kraft  eines  giltigen  Titels  —  Vergleich,  behörd- 
liche Entscheidung  —  erfolgt,  der  schwerlich  mit  Erfolg  angefochten 
werden  könnte.  Es  liegt  darin  aber  doch  eine  eklatante  Unbilligkeit 
gegen  den  Eingeforsteten ;  denn  dieser  ist  um  einen  Teil  seines  Nutz- 
ungsrechtes gebracht,  ohne  ein  Entgelt  dafür  zu  erhalten.  Die  Re- 
gulierung, die  doch  nur  eine  Klarstellung  und  Ordnung  des  Rechts- 
verhältnisses sein  sollte,  ist  so  zu  einer  partiellen  Konfiskation 
des  Rechtes  zu  gunsten  des  Verpflichteten  geworden. 

Fälle  dieser  Art  scheinen  sich  viel  häufiger  ereignet  zu  haben, 
als  man  von  vornherein  meinen  sollte.  Dazu  haben  insbesondere 
folgende  Faktoren  beigetragen: 

a)  Ungenügende  Grundlagen  für  die  Ertrags- 
berechnung. 

Die  Zuweisung  der  Wälder  für  die  Einforstungen  fand  in 
der  Regel  nicht  auf  Grund  von  Ertragsberechnungen,  Wirt- 
schaftsplänen u.  s.  w. ,  statt,  sondern  bloss  nach  einer  oberfläch- 
lichen Okularschätzung  der  abzutretenden  Grundstücke  durch  Sach- 
verständige. Nun  kann  aber  zweifellos  erst  durch  die  Betriebseinrich- 
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tung  eine  richtige  Basis  für  die  Ertragsermittelung  gewonnen  werden. 
Solche  Betriebseinrichtungen  gab  es  jedoch  zur  Zeit  der  Regu- 
lierung nicht,  ja  sie  sind  sogar  jetzt  noch  nicht  überall  eingeführt. 
Irrtümer  waren  demnach  bei  der  Bemessung  des  für  die  Nutzung 
zu  bestimmenden  Teiles  des  belasteten  Forstes  kaum  zu  ver- 
meiden. 

Wurde  dabei  der  Servitut  eine  zu  grosse  Fläche  zugewiesen,  so 
hatte  das  keinerlei  Wirkung,  weil  der  Berechtigte  doch  niemals 
mehr  als  die  durch  die  Regulierung  fixierte  Gebühr  beziehen  konnte. 
Gerade  aus  diesem  Grunde  hätte  man  allerdings  die  Servitut 
immer  eher  auf  eine  zu  grosse,  als  auf  eine  zu  kleine  Fläche 
fixieren  können  und  müssen.  Allein  es  geschah  häufig  das  ge^ 
rade  Gegenteil.  Von  verhängnisvollem  Einfluss  dürfte  dabei  die 
früher  besprochene  gesetzliche  Bestimmung  gewesen  sein,  es  solle 
die  Regulierung  so  vorgenommen  werden,  »dass  eine  möglichste 
Entlastung  des  Bodens  erreicht  werde.« 

b)Ungleiche  Stellung  der  Parteien  bei  Abschluss 
von  Regulierun  gs  vergle  ichen  und  bei  Regulie- 
rungsentscheidungen. 

Die  mangelnde  Bildung  und  Rechtskenntnis  der  Eingeforsteten 
machte  sich  bei  den  Regulierungsvergleichen  gar  sehr  geltend. 
Wiederholt  wird  berichtet,  dass  die  Bauern  —  im  Vertrauen  auf 
die  intervenierenden  Behörden  —  Vergleichsurkunden,  ohne  sie 
gelesen  zu  haben,  ja  selbst  in  bianco  unterfertigten  oder  mit  drei 
Kreuzein  versahen,  und  dass  diese  Urkunden  Bedingungen  enthielten, 
die  den  mündlichen  Abmachungen  nicht  entsprachen.  Der  Bauer 
versteht  es  allenfalls,  sich  sein  Recht  mit  eigener  Hand  zu  holen ; 
vor  dem  Notar  wird  er  stets  den  kürzeren  ziehen. 

Aber  auch  dort,  wo  die  Regulierung  nicht  durch  Vergleich, 
sondern  durch  behördliches  Erkenntnis  bewirkt  wurde,  erging 
es  den  Eingeforsteten  oft  nicht  besser.  Die  Grundlage  für  die 
Regulierungsentscheidungen  bildeten  in  der  Regel  Schätzungen 
von  Forstleuten,  die  nach  ihrer  dienstlichen  und  sozialen  Stellung 
naturgemäss  eher  die  Interessen  der  verpflichteten  Gutsbesitzer, 
als  die  der  berechtigten  Bauern  wahrnehmen  mussten.  Organe 
der  politischen  oder  der  Forstbehörde  fungierten  als  Sachverstän- 
dige bei  Einforstungen  in  ärarischen  Wäldern,  Forstbeamten  des 
einen  Waldeigentümers  bei  Regulierungen  des  Nachbarn. 

Dazu  kam,  dass  die  Bauern  das  staatliche  Forstpersonal  meist 
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nicht  als  Vertreter  der  Gegenpartei  sondern  —  durch  eine  leicht 
begreifliche  Verwechslung  —  als  Behörden  ansahen,  welche  auch 
die  Rechte  der  Eingeforsteten  wahrzunehmen  haben ,  die  ihnen 
also  gewiss  kein  Unrecht  zufügen  werden. 

Welches  immer  die  Ursache  gewesen  sein  mag,  sicher  ist,  dass 
in  sehr  vielen  Fällen  bei  den  in  Rede  stehenden  Fixierungen  schon 
von  vornherein  ein  zu  grosser  Teil  der  bisher  belasteten  Grund- 
fläche fireigelegt  wurde,  ein  zu  kleiner  Teil  für  die  Servitut  reser- 
viert blieb  ^). 

c)  Strengere  Handhabung  des  Forstgesetzes. 

In  den  meisten  Fällen  zeigte  sich  aber  diese  durch  die  Re- 
gulierung hervorgerufene  Insuffizienz  erst  nachträglich. 

Grosse  Bedeutung  erlangte  in  dieser  Beziehung  folgendes 
Moment :  Zur  Zeit,  da  die  Regulierungen  erfolgten,  war  die  Hand- 
habung des  Forstgesetzes  ungemein  lax;  erst  später,  insbeson- 
dere infolge  der  Verordnung  vom  3.  Juli  1873  und  der  durch  sie 
bewirkten  Reorganisation  des  forsttechnischen  Dienstes  wurde  et- 
was strenger  auf  die  Befolgung  der  forstpolizeilichen  Vorschriften 
gesehen.  Damit  änderte  sich  aber  in  der  Praxis  die  Grenze 
zwischen  der  erlaubten  Waldbenützung  und  der  Devastierung. 
Holzbezüge,  die  in  den  öoiger  und  70iger  Jahren  keinem  An- 
stand begegnet  waren,  galten  später  als  Verwüstung  und  wurden 
verboten. 

So  kam  es,  dass  bei  vielen  Servituten  das  durch  Vergleich 
oder  Entscheidung  fixierte  Ausmass  nachträglich  wegen  Unzu- 
länglichkeit des  belasteten  Objektes  herabgesetzt  wurde ,  obzwar 
sich  dessen  Ertrag  seit  der  Regulierung  durchaus  nicht  vermindert 
hatte.  Die  dringenden  Beschwerden,  welche  deshalb  immer  wieder 
in  den  Landtagen  und  im  Abgeordnetenhause  erhoben  werden, 
entsprechen  gewiss  den  Thatsachen. 

Dies  wird  schon  dadurch  bewiesen,  dass  auch  dort,  wo  die 
Klagen  ärarische  Einforstungen  betreffen,  die  Regierung  den  dies- 
bezüglichen Behauptungen  niemals  widerspricht,  sie  sogar  hie 
und  da  durch  ihren  Vertreter  ausdrücklich  als  richtig  bezeichnet. 

i)  Auch  Ministerialrat  Peyrer  führt  die  Ueberlastung  vieler  Staatsforsten  mit  Ser- 
vituten danuif  znrück,  dass  »infolge  eines  kurzsichtigen  Vorganges  die  früher  auf  grossen 
Flächen  ▼erteOte  Last  auf  kleine  Gebiete  eingeschränkt  wurde«.  (Die  Regelung 
der  GnmdeigentamsYerhältnisse,  S.  68.) 

8* 
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Wenn  jedoch  dabei  häufig  der  Versuch  gemacht  wird,  der- 
artige Massregein  mit  dem  einfachen  Hinweis  auf  die  Gefahr  der 
Devastation  zu  rechtfertigen,  so  ist  dabei  übersehen,  dass  die 
verkürzten  Nutzungsrechte  ursprünglich  auf  einer  weit  grösseren 
Fläche  gehaftet  hatten,  und  dass  deren  nachträgliche  Fixierung  auf 
einen  Teil  des  Forstes  doch  nur  unter  der  selbstverständlichen 
Voraussetzung  zulässig  gewesen  war,  dass  dieser  Teil  auch  wirk- 
lich imstande  sei,  die  volle  Servitutslast  dauernd  zu  tragen.  Wo 
diese  Voraussetzung  nicht  erfüllt  ist,  dort  bestände  vielleicht  sogar 
das  Recht,  den  Vergleich  wegen  eines  wesentlichen  Irrtums  anzu- 
fechten. Und  jedenfalls,  auch  wenn  die  Regulierung  sich  auf  eine 
rechtskräftige  behördliche  Entscheidung  gründet,  würde  es  ein 
Gebot  der  Billigkeit  sein,  dass  das  Aerar  und  ebenso  jeder  pri- 
vate Waldbesitzer  dem  auf  diese  Weise  um  einen  Teil  seiner 
Nutzungen  gebrachten  Berechtigten  Ersatz  in  solchen  Waldes- 
teilen gewähre,  welche  durch  jenen  Irrtum  servitutsfrei  gewor- 
den sind. 

3.    Nachträgliche    Unzulänglichkeit    durch 
Schuld  des  Verpflichteten. 

Nicht  anders  als  in  den  eben  betrachteten  Fällen  steht  es 
dort,  wo  der  Ertrag  des  Servitutswaldes  die  regulierte  Gebühr 
anfänglich  vollständig  deckte,  dieses  Verhältnis  sich  aber  später 
aus  Gründen  änderte,  welche  in  der  Person  des  Waldbesitzers 
gelegen  sind ;  also  infolge  schlechter  Waldpflege  oder  zu  starker 
Benützung  seitens  des  Eigentümers. 

Dass  derartiges  in  Privatforsten  keine  Seltenheit  sei,  wird 
von  keiner  Seite  bestritten.  Dagegen  pflegt  die  Regierung  meist 
zu  behaupten,  die  Staatswälder  würden  pfleglich  bewirtschaftet, 
Devastationen  kämen  daselbst  niemals  vor.  Dem  stehen  indes 
sehr  dezidierte  Aussagen  von  Landesforstinspektoren  gegenüber, 
die  gelegentlich  sogar  von  »UebergrifFen«  ')  der  staatlichen 
Forstverwaltung  sprechen. 

Es  ist  übrigens  sowohl  fiir  die  in  ihren  Nutzungen  einge- 
schränkten Berechtigten,  als  auch  für  uns,  die  wir  jene  Reduk- 
tionen beurteilen  wollen,  ziemlich  irrelevant,  ob  die  Insuffizienz 
des  belasteten  Grundstückes  thatsächlich  durch  ein  Uebermass 
der   ärarischen   Holznutzungen    hervorgerufen   worden    ist    oder 


i)  Salzburg  1880,  S.  390. 
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nicht  Denn  werden  wirklich ,  wie  die  Staatsverwaltung  meist 
behauptet,  die  Waldungen  pfleglich  behandelt,  und  ist  ihre  Er- 
tragsfähigkeit  seit  der  Zeit  der  Regulierung  nicht  vermindert 
worden,  so  ist  damit  eben  nur  gesagt,  dass  das  Ertragsdefizit 
schon  sofort  nach  der  Regulierung  vorhanden  war.  Wodurch  das- 
selbe und  wann  es  entstanden  ist,  gilt  gleich,  falls  es  nur  nicht 
schon  vor  der  Regulierung  vorhanden  gewesen  war  und  auch 
bei  strikter  Befolgung  der  forstpolizeilichen  Normen  nicht  vor- 
handen gewesen  wäre,  und  falls  es  weder  auf  ein  Elementar- 
ereignis noch  auch  auf  ein  Verschulden  der  Eingeforsteten  zurück- 
zuführen ist. 

Die  in  Rede  stehende  Insuffizienzerklärung  der  belasteten 
Wälder  kann  eine  ganz  ausserordentliche  Schädigung  der  Berech- 
tigten bewirken. 

So  wurden  i.  J.  1891  die  Holz-  und  Streubezugsrechte  der 
Gemeinde  Mautemdorf  im  Lnngau  (Salzburg)  durch  die  ärarische 
Forstverwaltung  um  42,7%  herabgesetzt,  »weil  der  Wald  nicht 
fähig  sei,  mehr  zu  tragen«  ^) ;  und  diese  Massregel  wurde  trotz 
der  dringendsten  Vorstellungen  und  trotz  des  Hinweises  nicht 
rückgängig  gemacht,  dass  erst  im  Jahre  1866  die  Einforstungen 
auf  die  jetzt  überlasteten  Waldteile  beschränkt  worden  waren, 
dass  früher  die  Servituten  auf  einem  um  das  Vielfache  grösseren 
Komplexe  ruhten,  und  dass  durch  die  Regulierung  grosse  Forst- 
gebiete ganz  lastenfrei  geworden  waren.  Aehnliche  Reduktionen 
von  20  bis  6o®/o  fanden  auch  in  den  übrigen  Landesteilen  statt*). 

So  kann  unter  Umständen  der  grösste  Teil  der  in  den  Re- 
gulierungsurkunden verbrieften  Rechte  nachträglich  durch  die  Ver- 
pflichteten konfisziert  werden. 

c)£inschrSnkang  der  Weiderechte   durch  Aufforstungen  und 

durch   sonstige  Chikanen. 

I.  Wal  dw  ei  de. 

Wie  gegen  die  Holz-  und  Streubezugsrechte,  so  wehren  sich 
die  Waldbesitzer  häufig  auch  gegen  die  Ausübung  der  Waldweide 
durch  die  Nutzungsberechtigten  und  bringen  dabei  sowohl  gesetz- 
liche als  ungesetzliche  Mittel  in  Anwendung. 

Als   legale  Handhabe   dient  dafür  meist  der  §  16  des  Forst- 


i)  Salzburg  1891/92  S.  1381,  1892/93  S.  615,  1893/94  S.  271,  1199. 
2)  Salzburg  1891/92,  S.  U78. 
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g^esetzes,  welcher  die  Beweidung  der  zur  Verjüngung  bestimmten 
Waldteile  verbietet.  Durch  Anlage  sehr  grosser  Schonflächen 
schliesst  man  das  Vieh  von  einem  bedeutenden  Teile  des  Forstes 
aus;  ja  es  sollen  nicht  selten  Wälder  eigens  zu  dem  Zwecke 
gerodet  werden,  um  auf  den  Schlagflächen  Aufforstungen  vor- 
zunehmen und  dann  den  Berechtigten  den  Eintrieb  des  Viehes 
zu  verbieten ;  denn  das  For^tgesetz  schreibt  nur  ein  Minimum  für 
die  Schonungsflächen  vor,  aber  kein  Maximum* 

Ruht  die  Dienstbarkeit  nicht  auf  dem  ganzen  Waldbesitze, 
sondern  ist  sie  nur  auf  bestimmte  Parzellen  beschränkt,  so  hat 
es  der  Verpflichtete  noch  leichter,  die  Bauern  um  den  Genuss 
ihres  Weiderechtes  zu  bringen.  Es  genügt  dafür,  gerade  die  be- 
lasteten Waldteile  in  Schonung  zu  legen ;  die  Nutzungen  werden 
dadurch  für  viele  Jahre  gänzlich  aufgehoben. 

Aber  selbst  durch  ganz  kleine  Hegungen  verstehen  es  die 
Verpflichteten,  die  ihnen  lästige  Waldweide  vollständig  lahm  zu  le- 
gen, indem  sie  sich  dafür  solche  Plätze  aussuchen,  die  für  die  Aus- 
übung der  Dienstbarkeit  nicht  entbehrt  werden  können.  So  ist  es  eine 
sehr  beliebte  Praktike,  dem  Vieh  den  Weg  zur  Tränke  zu  verlegen, 
wodurch  natürlich  die  Wald-  oder  Alpenweide  ganz  unmöglich 
gemacht  wird.  Oder  es  werden  die  untersten  Teile  des  Forstes 
zur  Verjüngung  bestimmt,  so  dass  auch  die  oberen  Partien  un- 
zugänglich werden.  In  einem  ähnlichen  Sinne  wirkt  es,  wenn 
gerade  die  kleinen  Grasflächen  und  solche  Stellen  zur  Aufforstung 
kommen,  auf  denen  allein  noch  das  Vieh  einige  Nahrung  findet. 

Wieder  andere  Verpflichtete  benützen  die  Bestimmungen  über 
Forstfrevel  dazu,  um  den  Bauern  ihr  Waldweiderecht  zu  verleiden. 
Zu  diesem  Zwecke  verjüngen  sie  gerade  solche  Stellen,  von 
denen  das  weidende  Vieh  am  schwersten  abgehalten  werden  kann ; 
oder  sie  legen  auf  dem  ganzen  belasteten  Waldgebiete  eine  Un- 
zahl kleiner  Schonflächen  an,  »wie  die  Sterne  am  Himmel.«  Selbst 
bei  guter  Hütung  kann  das  weidende  Vieh  nicht  von  allen  diesen 
kleinen  Parzellen  abgehalten  werden  ;  kaum  betritt  dasselbe  aber 
eine  solche,  wird  es  sofort  gepfändet,  der  Bauer  verfällt  einer 
Geldstrafe  und  muss  Schadenersatz  leisten.  Das  wiederholt  sich 
im  Laufe  desselben  Sommers  so  lange,  bis  der  ökonomische  Wert 
der  Servitut  für  den  Berechtigten  vernichtet  ist  und  dieser  lieber 
ganz  darauf  verzichtet,  von  seinem  Rechte  Gebrauch  zu  machen. 
Hunderte  von  Bauern  werden  in  Tirol  jährlich  wegen  Forstfrevel 


Klagen  der  Berechtigten  über  die  Regulieningen.  I  Iq 

bestraft,  wo  doch  nur  die  Ausübung  ihrer  Rechte  vorliegt*). 
Das  geht  so  weit,  dass  der  Delegierte  der  Landwirtschafts- 
gesellschaft  in  Graz  auf  dem  Forstkongress  des  Jahres  1880  be- 
haupten konnte,  die  Ablösung  der  Weiderechte  wäre  für  den 
VValdbesitzer  nachteilig,  weil  man  die  zahlreichen  Schadenersatz- 
gelder doch  nicht  einrechnen  könne,  die  dieser  im  Laufe  des  Jahres 
erhält  *). 

Die  Aufforstungen  sind  übrigens  zwar  oft,  aber  durchaus  nicht 
immer  auf  den  freien  Willen  der  Waldeigentümer  zurückzufuhren. 
In  neuerer  Zeit  werden  die  Forstbesitzer  häufiger  als  früher  dazu 
durch  Anordnungen  der  Forstbehörden  gezwungen.  Solche  Fälle 
sind  ähnlich  zu  beurteilen  wie  bei  den  Beholzungsrechten  die 
nachträglich  hervortretende  Insuffizienz  infolge  schärferer  Hand- 
habung der  Forstpolizei. 

n.  Alpenweide. 

Wie  von  den  Waldservituten ,  sucht  sich  der  Verpflichtete 
häufig  auch  von  den  Alpenweiden  zu  befreien.  Um  dies  zu  er- 
reichen, werden  Waldkulturen  auf  Gründen  angelegt,  die  seit  jeher 
ausschliesslich  als  Weide  benützt  worden  waren  ;  infolge  dieser 
Massregel  unterliegen  sie  aber  in  Hinkunft  dem  Forstgesetze,  das 
Verbot  der  Weide  auf  Flächen,  die  zur  Verjüngung  bestimmt  sind, 
tritt  in  Kraft,  und  die  Dienstbarkeit  kann  vielleicht  2  Jahrzehnte 
lang  nicht  ausgeübt  werden. 

Auch  Aufforstungen  dieser  Art  beruhen  zwar  nicht  selten  auf 
dem  freien  Entschluss  des  Grundbesitzers,  häufig  aber  auf  Vorschrif- 
ten der  forstlichen  Verwaltungsbehörden.  Manche  Grundstücke,  die 
seit  jeher  als  reine  Weide  benützt  worden  waren ,  wurden  nach 
dem  Jahre  1873  als  Waldland  betrachtet  und  der  Verjüngungs- 
pflicht unterworfen. 

ni.  Insbesondere  »bestockte  Weide nc: 
Letzteres  geschah  namentlich  in  Steiermark  und  Kärnten  mit 
den  sogenannten  »bestockten  Weiden c,  den  »Weiden  mit  Holz« 
und  den  »Brand  weiden  €  des  stabilen  Katasters  *).  Mit  diesen 
Namen  waren  nämlich  weite  Flächen  bezeichnet  worden,  die 
seit  jeher  nicht  der  Holzproduktion  sondern  ausschliesslich 
Weidezwecken   gedient  hatten,   und  die  auch  bei  der  Servituten- 

1)  Angerer  im  Abgeordnetenh.  X.  Session  S.  8764. 

2)  Verhandlungen  des  österreichisclien  Forstkongresses  1880  S.  75. 

3)  Aehnliches  scheint  auch  in  Tirol  vorgekommen  zu  sein. 
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reguUerung  als  reiner  Weideboden  behandelt  worden  waren.  Die 
neue  Grundsteuerregulierung  kennt  aber  kein  derartiges  Mittel- 
ding zwischen  Wald  und  Weide;  deshalb  mussten  jene  Grund- 
stücke bei  der  Neuanlegung  des  Katasters  unter  eine  der  beiden 
genannten  Kulturen  eingereiht  werden.  Da  für  den  Wald  ein  nied- 
rigerer Steuersatz  gilt  als  für  Weideland,  so  wählten  die  Besitzer 
meist  die  erstere  Bezeichnung. 

So  wies  zum  Beispiel  der  stabile  Kataster  vom  Jahre  1883  in 
Steiermark  nur  936000  Hektar  Wald  aus,  während  nach  dem 
definitiven  Ergebnisse  der  Grundsteuerregulierung  in  diesem  Lande 
Forste  im  Ausmass  von  1075000  Hektar  ausgewiesen  sind.  In 
Wirklichkeit  hat  sich  aber  der  Waldstand  Steiermarks  in  der 
Zwischenzeit  nicht  um  139000  Hektar  oder  15^/0  vergrössert, 
sondern  es  wurde  zweifellos  sogar  umgekehrt  viel  Wald  in  Kultur- 
land umgewandelt.  Die  Differenz  erklärt  sich  vielmehr  daraus, 
dass  man  167000  Hektar  Brandweide  und  >Weide  mit  Holze  zum 
Wald  geschlagen  hat.  Die  Grundbesitzer  bedachten,  als  sie  diese 
Flächen  fiir  Wald  deklarierten,  wohl  kaum,  dass  damit  der  be- 
treffende Grund  allen  forstpolizeilichen  Vorschriften  unterworfen  sei ; 
sie  wurden  sich  dieser  Konsequenz  meist  nicht  eher  bewusst,  als 
bis  sie  den  Auftrag  erhielten,  ihren  Boden  aufzuforsten. 

Die  Bauern  erlitten  auf  diese  Weise  einen  doppelten  Nachteil ; 
auf  der  einen  Seite  mussten  sie  die  ihnen  selbst  gehörigen  »be- 
stockten Weidenc  fortan  der  Viehzucht  entziehen;  andrerseits 
büssten  sie  aber  auch  die  Ausübung  ihres  Weiderechtes  auf 
fremdem  Besitze  ein.  Dagegen  war  es  dem  Eigentümer  des  be- 
lasteten Bodens  in  der  Regel  äusserst  willkommen,  sich  auf  solche 
Weise  der  bäuerlichen  Weide  zu  entledigen. 

Wir  haben  uns  im  Vorstehenden  darauf  beschränkt,  zu  zeigen, 
wie  die  Verpflichteten,  ohne  gegen  das  formale  Recht  zu  Ver- 
stössen, die  Nutzungen  der  Bauern  ganz  oder  teilweise  zu  vernichten 
verstehen.  Dass  ausserdem  zahlreiche  Vertragswidrigkeiten  und 
Rechtsverletzungen  vorkommen,  ist  sicher.  Selbst  für  die  Reichs- 
forste wird  die  Möglichkeit  von  Rechtsverletzungen  selbst  vom 
Regierungsvertreter  zugegeben  ^). 

U«  Klagen  der  Yerpfliehteten. 

Auch  die  Eigentümer   der   belasteten  Grundstücke  beklagen 


l)  Salzburg  i88l  S.  139 1. 
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sich  über  Benachteiligungen  bei  den  Regulierungen  ').    Namentlich 
wird  behauptet  und  auch  mit  ziflfermässigen  Daten  belegt,  dass  in 
mkn  Fällen  die  Berechtigten  mit  grösseren  Nutzungen  ausgestattet 
worden  seien,  als  es  dem  bisherigen  Rechtszustande  entsprochen 
hätte;  dass  sie  insbesondere  Weiderechte  für  eine  grössere  Viehzahl 
eingeräumt  erhalten  haben,  als  auf  ihrem  Gute  überwintert  werden 
könne ;  es  werde  daher  entweder  die  Servitut  von  den  Berechtigten 
nicht  voll  ausgenützt  oder  fremdes  Vieh  gegen  Zins  mit  aufgetrieben. 
Auch  diese  Klagen  dürften  schwerlich  ungerechtfertigt   sein. 
Dass  aber  nichtsdestoweniger  die  Regulierungen  im  Grossen  und 
Ganzen  durchaus  nicht  zu  Ungunsten   der   Verpflichteten   ausge- 
fallen sind,  wird  durch  das  sonstige  Verhalten  der  Forstkongresse 
schlagend  bewiesen.     So  wurde  eine  Resolution,  die  der  nieder- 
österreichische  Forstverein  vorgeschlagen  hatte,  wonach  »Weide- 
servituten,    betreffs   deren   Umfang   und  Ausübung  zwischen  den 
Berechtigten  und  Verpflichteten  Differenzen  bestehen,  über  Provo- 
kadon  eines  interessierten   Teiles   einer   gründlichen  Regulierung 
unterzogen  werden   sollenc ,    vom  Kongress   nicht   angenommen. 
Und   während    der   ganzen,    sehr    ausgedehnten    Verhandlungen 
äusserte  Niemand  den  Wunsch,  es  solle  eine  Revison  der  Regu- 
lieningsurkunden   stattfinden.     Die  Berechtigten   haben,   wie  wir 
sehen  werden,  wiederholt  eine  solche  verlangt. 

Endlich  beschweren  sich  auch  die  Waldbesitzer  über  Miss- 
brauche  und  Rechtsverletzungen  von  Seiten  der  Gegenpartei.  Und 
schwerlich  mit  Unrecht.  Die  Bauern  sind,  wie  wir  gesehen  haben, 
in  ihren  bisherigen  Nutzungen  verkürzt  worden;  teils  durch  das 
Gesetz,  teils  durch  dessen  Ausführung,  teils  endlich  durch  Chikanen 
und  Widerrechtlichkeiten  der  Grundeigentümer.  Muss  man  da 
nicht  von  vorherein  erwarten,  dass  sie  sich  schadlos  halten,  wo 
sie  können? 

Dass  ihr  Bestreben,  die  Nutzungen  auszudehnen,  im  allge- 
meinen nicht  geringer  ist,  als  das  der  Verpflichteten,  dieselben 
einzuschränken ,  darf  gewiss  ohne  weiteres  angenommen  werden. 
Aber  allerdings  ist  die  Möglichkeit  dazu  für  den  Berechtigten  viel 
geringer  als  für  den  Grundeigentümer.  Der  Umfang  der  Servituts- 
nutzungen  ist  infolge  der  Regulierung  ziffermässig  genau  fixiert; 
der  Bauer  muss  das  Holz  schlagen,    die  Streu  nehmen,    wo  der 

i)  Siehe  für  das   folgende  insbesondere   die  Verhandlungen  der    österreichischen 
Forstkongresse  in  Wien  1876,  1879,  18S0,  1887. 
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Forstbesitzer  es  ihm  auszeigt;  dieser  ist  schon  durch  das  Forst- 
gesetz vor  chikanösen  Ausübung  der  Servituten  geschützt  Wäh- 
rend der  Eigentümer  des  belasteten  Grundes  eine  Menge  von 
Mitteln  hat,  durch  die  er,  ohne  die  Grenzen  seines  Rechtes  zu 
überschreiten ,  die  Dienstbarkeit  praktisch  wertlos  machen  kann, 
müsste  der  Berechtigte,  um  die  Servitut  auf  Kosten  des  Ver- 
pflichteten zu  erweitem,  geradezu  Rechtsverletzungen  begehen, 
wegen  welcher  er  nicht  nur  für  jeden  Schaden  haftbar  wird, 
sondern  in  der  Regel  auch  noch  einer  Strafe  wegen  Forstfrevel 
verfällt, 

ni.  Folgen  der  BegroliemngeD. 

Ein  erneuerter  Kampf  um  die  Nutzungen  von 
Wald  und  Weide  ist  überall  dort  entbrannt ,  wo  den 
Bauern  die  erwähnten  Benachteiligungen  zugefugt  werden.  Die 
Erbitterung  des  Landvolkes  gegen  Forstbesitzer  und  deren  Organe 
wächst,  die  Verwirrung  der  Rechtsverhältnisse  wird  immer  grösser, 
die  Streitigkeiten  zwischen  Berechtigten  und  Verpflichteten  nehmen 
kein  Ende. 

So  heisst  es  in  dem  von  der  Landwirtschaftsgesellschaft  in 
Steiermark  auf  dem  Forstkongresse  des  Jahres  1887  erstatteten 
Referat :  Die  Wald-  und  Weideservituten  in  mehreren  Alpen 
ländern  geben  zu  den  schwersten  Klagen  der  Berechtigten  Anlass 
und  berauben  deren  Wirtschaftsbetrieb  jeder  sichern  Grundlage. 
Die  Regulierungsvergleiche  haben  gewiss  weder  geordnete  Zu- 
stände noch  auch  eine  Befriedigung  der  Berechtigten  herbeigeführt. 
Im  Gegenteil,  die  Aufregung  ist  gewachsene 

Nach  wie  vor  sind  Uebergriffe,  Rechtsverletzungen  von  beiden 
Seiten  alltägliche  Erscheinungen.  Der  Servitutenhader  ist  geradezu 
verewigt.  »Wer  durch  längere  Zeit  Einblick  gewonnen  hat  in 
die  Judikatur  über  Forstservituten  —  auch  über  regulierte  — , 
der  begegnete  gewiss  ebenso  oft  einer  starren  Ausübung  der 
Rechte  und  Uebergrifilen  auf  Seite  der  Berechtigten,  wie  einer 
raffinierten  Chikane,  willkürlichen  Rechtsentziehungen  und  Rechts- 
beschränkungen auf  Seite  der  Verpflichteten,  einer  erbitterten 
Stimmung  der  Verpflichteten,  zumal  des  Forstpersonals  gegen  die 
Berechtigten,  aber  auch  umgekehrt«  ^). 

Speziell    in    Salzburg    ist     geradezu     ein    Krieg    zwischen 


i)  Peyrer^  Regelung  der  Grundeigentumsyerhältnisse  S.  69. 
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der  ärariscben  Forstverwaltung  und  den  Servitutsberechtigten 
ausgebrochen.  Die  neueste  Phase  desselben  ist,  dass  der  Land- 
tag über  eine  Petition  von  66  Gemeinden  aller  Gaue  des  Landes 
beschloss  —  da  in  jüngster  Zeit  »die  Uebergriffe  des  Forstärars 
in«flfene  Rechtsverletzungen  ausgeartet«  seien  — ,  die  Eingeforsteten 
gegen  die  Forstverwaltung  zu  unterstützen*).  Im  Jahre  1892 
wurde  auf  Antrag  Lienbacher's  im  Landesausschusse  eine  eigene 
Sektion  für  diesen  Zweck  errichtet ;  da  im  Jahre  1892  *)  abermals 
Petitionen  von  70,  im  Jahre  1893  ')  von  71  Gemeindevertretungen 
dem  Landtage  vorlagen,  beschloss  dieser,  dem  Landesausschuss 
einen  speziellen  Kredit  zur  Verfügung  zu  stellen,  um  das  Interesse 
der  eingeforsteten  Landbevölkerung  gegenüber  dem  Forstärar 
wahrzunehmen. 

Es  kann  nach  all  dem  kein  Zweifel  sein,  und  wird  auch  von 
allen  Seiten,  selbst  von  Seiten  der  Regierung  ^)  anerkannt ,  dass 
die  langwierige  und  kostspielige  Regulierungsaktion  ihren  Zweck 
im  grossen  Umfange  nicht  erreicht  hat,  dass  die  Ordnung  im 
Wald  und  auf  der  Weide  nicht  hergestellt  ist,  ja  dass  die  Zu- 
stände zum  Teile  noch  ärger  geworden  sind,  als  sie  früher  waren. 
Das  ist  auch  sehr  begreiflich ;  einerseits  hat  eines  der  Kampf- 
objekte, das  Holz,  inzwischen  an  Wert  bedeutend  gewonnen;  andrer- 
seits sind  die  Landwirte  jetzt  noch  mehr  als  früher  auf  die  Vieh- 
zucht angewiesen,  die  aber  in  vielen  Gegenden  ohne  ausgedehnte 
Servituten  unmöglich  ist. 

Die  Nachteile  der  Landeskultur,  welche  aus 
den  geschilderten  Wirren  resultieren  müssen,  sind  leicht  zu  er- 
raten. Werden  doch  Kämpfe  dieser  Art  stets  auf  Kosten  des 
Waldes  oder  der  Alpen  ausgefochten. 

Aber  es  treten  auch  noch  weitere  soziale  Folgen  dieser  Ver- 
hältnisse ein. 

Der  Rückgang  der  bäuerlichen  Wirtschaften 
ist  in  manchen  Gegenden  zum  grossen  Teil  gerade 
auf  das  Vorhandensein  >r  egulierter<  Servituten 
zurückzuführen. 

Denn  in  dem  Kampf  zwischen  Bauer  und  Grundherrn  ist  in 

i)  1891/92  S.  1381  ff.  2)  S.  1085  ff.  3)  1895/94  S.  415,  1196. 

4)  So  sagt  das  Ackerbauministeriam  in  seinem  Geschäftsberichte  vom  J.  1874, 
dass  die  Regelung  der  Forstservitnten  »nicht  als  die  gewünschte  Lösmig  der  Frage, 
sondern  höchstens  als  eine  dieselbe  vorbereitende  und  erleichternde  Massregel  be- 
trachtet werden  könnec. 
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der  Regel  doch  dieser  der  Stärkere.  Ihm  steht  nicht  nur  die  grössere 
wirtschaftliche,  soziale  und  politische  Macht  zur  Seite,  sondern 
das  geltende  Recht  stellt  ihm  auch ,  wie  gezeigt  wurde  ,  genug 
Waffen  zur  Verfugung,  um  auf  völlig  legalem  Wege  zum  Ziel  zu 
gelangen.  Mit  der  Einschränkung  der  Nutzungen  muss  sich  aber 
die  Lage  der  Berechtigten  verschlimmern ;  die  Wirtschaft  geht 
zurück.  Die  Viehzucht  wird  eingeschränkt ,  der  Viehstand 
Sinkt.  Die  Nutzungsrechte  werden  ökonomisch  immer  wertloser ; 
schliesslich  ist  der  Bauer  froh,  wenn  ihm  der  Gutsbesitzer  sein 
Alpsrecht,  seine  Waldweide,  die  Beholzung  um  ein  Geringes  ab- 
kauft ;  die  Alphütten  verfallen,  der  fette  Boden  wird  aufgeforstet. 
Die  Bauernhöfe  selbst  aber  haben  damit  grossenteils  ihr  wirt- 
schaftliches Fundament  verloren ;  und  nicht  selten  erreicht  der 
Waldeigentümer  früher  oder  später  auch  seinen  letzten  Zweck: 
er  ersteht  —  sei  es  durch  freihändigen,  sei  es  durch  exekutiven 
Kauf  —  das  Gut  des  zu  Grunde  gerichteten  Bauern.  Dann  werden 
die  Kulturen  zerstört,  die  Gebäude  niedergerissen  oder  in  Jagd- 
schlösser, Försterhäuser,  Hegehütten  verwandelt;  der  Boden  wird 
aufgeforstet,  und  bald  ist  an  die  Stelle  des  weidenden  Viehes 
äsendes  Wild  getreten. 

Unter  solchen  Verhältnissen  klingt  es  nicht  unwahrscheinlich, 
wenn  der  Präsident  des  Landeskulturrates  von  Tirol  behauptet, 
dass  die  Servitutsberechtigten  sich  nach  dem  Jahre  1848  ^)  zurück- 
sehnen. 

Die  Aufsaugung  von  Bauerngüter  und  die 
Bildung  grosser  Jagdreviere  auf  früher  bäuerlichem 
Kulturboden  hat  in  den  letzten  Jahrzehnten  in  Oberrösterreich, 
Salzburg,  Steiermark,  Kärnten  und  Tirol  ausserordentlich  stark 
um  sich  gegriffen,  und  sie  scheint  ihren  Höhepunkt  noch  nicht 
überschritten  zu  haben.  Dieser  Prozess  wird  wesentlich  durch 
das  Vorhandensein  »regulierten  Servitutsrechte  erleichtert,  die 
eine  bequeme  Handhabe  bieten,  um  den  Bauer  zum  freiwilligen 
Aufgeben  seiner  Wirtschaft  zu  zwingen. 

Allerdings  haben  wir  es  vorläufig,  wie  es  scheint,  noch  kaum 
mit  allgemeinen,  sondern  mit  mehr  lokalen  Bildungen  zu  thun, 
und  es  wirken  dabei,  wie  wir  noch  sehen  werden,  auch  manche 
andere  Faktoren  mit  Doch  ist  nicht  zu  übersehen,  dass 
diese    Entwickelung    sich    leicht    verallgemeinern    kann ,     wenn 

i)  Abgeordnetenh.  X.  Session  S.  8746. 
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der  Gesetzgeber  sich  nicht  beeilt,  die  bei  der  Regulierungsope- 
ration begangenen  Fehler  und  Unterlassungen  so  viel  als  möglich 
wieder  gut  zu  machen.  Eine  entsprechende  Reform  der  Servituten- 
gesetzgebung  könnte  wenigstens  eines  der  Momente  beseitigen, 
welche  lokal  den  ökonomischen  Niedergang  der  Bauernwirtschaften 
bewirken  und  deren  schliessliche  Aufsaugung  durch  den  Gross- 
besitz begünstigen. 


7.  Abschnitt.     Bisher  aufgetauchte  Reformvorschläge. 

Die  geschilderten  Verhältnisse  legen  den  Gedanken  an  eine 
neuerliche  legislatorische  Aktion  bezüglich  der  bisher  noch  nicht 
abgelösten  Servituten  sehr  nahe.  In  der  That  ist  dieser  Gedanke 
denn  auch  schon  mehrfach  ventiliert  worden. 

A.  Reformbestrebiingen  in  den  Limdtag^en. 

Zunächst  waren  es  naturgemäss  die  Landtage,  in  denen  sich 
die  Missstimmung  der  Landbevölkerung  über  die  Grundlasten- 
operation Luft  machte ;  und  "wir  sahen  auch,  dass  in  der  Mehr- 
zahl der  Alpenländer  die  Volksvertretung  sich  mit  der  Servituten- 
frage  befasste.  Konkrete  Gesetzentwürfe,  die  auf  eine  Verbesser- 
ung des  für  die  regulierten  Servituten  geltenden  Rechtszustandes 
abzielen,  kamen  indes  nur  in  Salzburg,  Steiermark  und  Kärnten 
zur  Beratung. 

I.  Salzburg. 

In  Salzburg  ist  die  Servitutenfrage  wohl  am  brennendsten. 
Hier  sind,  wie  wir  sahen,  die  wenigsten  Dienstbarkeiten  abgelöst, 
die  meisten  nur  geregelt  worden.  Die  Einforstungen  haben  ferner 
In  diesem  Lande  die  grösste  Ausdehnung,  denn  sie  betrafen  im 
Jahre  1876  ein  Forstareal  von  143  726  Hektar,  d.  h.  62,44  */«  ^g** 
gesamten  Waldfläche ;  und  die  Nutzungen,  insbesondere  die  Rind- 
viehweiden, sind  daselbst  für  den  bäuerlichen  Wirtschaftsbetrieb 
grossenteils  geradezu  unentbehrlich. 

a)  Vorgeschichte  des  Gesetzentwurfes*). 

Seit  dem  Jahre  1868  hören  die  Klagen  über  die  Beeinträch- 
tigungen der  Nutzungsrechte  durch  Anlegung  von  Schonflächen, 
durch  zu  starke  Ausnutzung  des  Waldes  seitens  des  Aerars  nicht 

i)  S.  fiir  das  Folgende  die  Citate  aas  den  Landtagspapieren  oben  S.  no. 
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auf.  Ebenso  wiederholen  sich  seit  dem  Jahre  1871  fast  alljährlich 
die  Petitionen  um  Erlassung  eines  Gesetzes,  das  die  Ablösung 
der  regulierten  Servituten  mit  Grund  und  Boden  vorschreibt  oder 
wenigstens  erleichtert.  Im  Jahre  1871  gesteht  selbst  der  Lan- 
deschef, Fürst  Auerspergy  zu  *),  die  Wirtschaft  in  den  ärarischen 
Forsten  könne  so  nicht  weitergehen,  sonst  würden  die  Einfor- 
stungen  gänzlich  illusorisch  werden. 

Die  Regieruug  wurde  daher  vom  Landtage  ersucht*),  mög- 
lichst auf  die  Entlastung  der  Wälder  durch  frei  vereinbarte  Ab- 
tretung von  Grund  und  Boden  hinzuwirken,  und  sie  erklärte  sich 
damit  einverstanden  '),  vorausgesetzt,  dass  die  Abtretung  genossen- 
schaftsweise unter  Garantien  für  eine  gute  Bewirtschaftung  erfolge. 
In  den  nächsten  Jahren  187 1 — 1875  wurde  auch  thatsächlich  eine 
grössere  Zahl  von  Ablösungen  vorgenommen ;  die  Waldabtre- 
tungen betrafen  8163  Joch*). 

Auch  eine  unter  Vorsitz  des  Ackerbauministers  Chlumecky 
abgehaltene  Konferenz  erklärte  sich  unter  denselben  Bedingungen 
für  die  Ablösungen;  doch  müsse  vorher  ein  Wirtschaftsplan  ver- 
fasst,  das  nötige  Wirtschafts-  und  Aufsichtspersonal  bestellt  werden; 
diese  Vorsichten  seien  jedoch  nur  bei  solchen  Wäldern  am  Platze, 
deren  Erhaltung  aus  öffentlichen  Gründen  geboten  ist;  darum 
solle  zunächst  eine  Scheidung  der  Forste  nach  diesem  Gesichts- 
punkte vorgenommen  werden^). 

In  den  folgenden  Jahren  kam  aber  die  Ablösungsthätigkeit 
trotz  jener  Beschlüsse  beinahe  zum  Stillstande.  Die  Petitionen 
um  Ablösungen  mit  Grund  und  Boden  und  um  Revision  der  Re- 
gulierungsurkunden wurden  indes  fortwährend  erneuert.  Am 
13.  Mai  1878  tagte  ein  Komit^  bei  der  Landesregierung  und 
beriet  über  die  Grundsätze  eines  Ablösungsgesetzes.  Noch  in 
demselben  Jahre  brachte  der  Abgeordnete  Neumaier  den  Antrag 
ein,  die  Regierung  aufzufordern,  »mit  allem  Ernste«  auf  eine  ent- 
sprechende Ablösung  der  Servituten  mit  Grund  und  Boden  und, 
soweit  dies  nicht  zu  erzielen  ist,  auf  eine  verbessernde  Revision 
der  Regulierungsurkunden  hinzuwirken  ') ;  die  belasteten  Wälder 
seien  schon  ursprünglich  mit  einer  zu  grossen  Ertragsfahigkeit 
angesetzt  worden;  andererseits  habe  das  Aerar  die  ursprüng- 
lich zureichenden  Wälder  für  sich  selbst  in  einer  Weise  ausge- 
nutzt, dass  der  Bedarf  der  Eingeforsteten  selbst  in  dem  regulierten 

i)  S.  719.  2)  S.  721.  3)  1872  S.  225.  4)  1874  S.  183,  1876 

^-  233.  5)  1874  S.  189.  6)  S.  292. 
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Masse  nicht  mehr  oder  doch  nicht  auf  die  Dauer  gedeckt  werde. 

Diese  Behauptungen  wurden  von  dem  berichtenden  Verwaltungs- 
ausschuss  bestätigt  und  von  dem  Regierungsvertreter,  der  in  der 
Debatte  das  Wort  ergreift,  in  keiner  Weise  bestritten  *).  Der  Aus- 
schuss  fugte  bei,  dass  die  Unzufriedenheit  der  Bevölkerung  wachse, 
dass  schon  in  allen  Landesteilen  Wirren  zwischen  den  Forstbe- 
hörden und  den  Berechtigten  entstanden  seien,  dass  der  Ruf 
aach  Ablösung  immer  dringender  werde.  Der  Landtag  nahm 
nicht  nur  den  Antrag  an,  sondern  beschloss  auch,  an  die  Regierung 
zu  petitionieren,  es  möge  der  Verkauf  von  Holz  aus  ärarischen 
Wäldern  auf  jenes  Mass  beschränkt  werden,  das  jede  Gefahr 
für  die  dauernde  Deckung  der  Servitutsansprüche  ausschliesst; 
und  es  möge  ferner  solchen  Berechtigten,  deren  Ansprüche  infolge 
übermässiger  Ausnützung  der  belasteten  Grundstücke  von  Seiten 
des  Aerars  nicht  mehr  ganz  befriedigt  werden  können,  voller  Er- 
satz geleistet  werden;  entweder  aus  anderen  ärarischen  Grund- 
stücken oder  durch  Abtretung  von  Grund  und  Boden  nach  Wahl 
des  Berechtigten  ■). 

Die  Landesregierung  widersprach  nun  allerdings  in  zwei  Noten 
entschieden  der  Ansicht,  das  Aerar  habe  sich  Devastationen  zu 
schulden  kommen  lassen ').  Aber  abgesehen  davon ,  dass  auf 
den  Vorwurf,  die  Einforstungswälder  seien  schon  bei  der  Regu- 
lierung in  ihrer  Ertragsfähigkeit  überschätzt  worden,  gar  nicht 
reagiert  wird,  konstatiert  der  Landesforstinspektor  in  seinem  ofjfi- 
ziellen  Berichte  über  die  Forstverhältnisse  des  Landes  *),  »Ueber- 
griffe« ,  die  die  Forstverwaltung  gegen  die  Berechtigten  begehe, 
und  die  ^eine  Menge  erbitterter  Streitigkeiten t  hervorrufen.  Auch 
erklärt  das  Ackerbauministerium  abermals  durch  einen  Erlass  vom 
7.  Jänner  1880,  es  sei  bereit,  Ablösungen  mit  Grund  und  Bo- 
den vorzunehmen ;  allerdings  aber  jetzt  unter  viel  engeren  Bedin- 
gungen, als  i.  J.  1874.  Es  sollten  nämlich  nur  solche  Grundstücke 
abgetreten  werden  dürfen,  die  nach  ihrer  Beschaffenheit  und  Lage 
fiir  das  Forstärar  »von  minderer  wirtschaftlicher  Bedeutung«  seien; 
solcher  Realitäten  gäbe  es  im  ganzen  Lande  etwa  5200  Joch. 
Nicht  aus  öffentlichen,  sondern  aus  privaten  fiskalischen  Rück- 
sichten werden  also  weitere  Grund  ab  tretungen  abgelehnt. 

Im   Landtage  ^)   nahm   sich  vor   allem  Lienbacher  energisch 


i)  1878  S.  799.  2)  1878  S.  871.  3)  1880  S.  388,  Note  Tom  4.  August 

1879  <u><^  ▼om  30.  Januar  1880.  4)  1880  S.  390.  5)  1880  S.  648  ff. 
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der  Eingeforsteten  an  und  machte  geltend ,  dass  die  ruhigsten 
und  besonnensten  Bauern  Jahr  für  Jahr  Beschwerden  wegen  des 
Ortes  der  angewiesenen  Weide-  und  Holzungsplätze  fuhren. 

Auch  in  den  folgenden  Jahren  besserten  sich  die  Verhält- 
nisse nicht.  Der  Landesforstinspektor  berichtet  *),  dass  ein  förm- 
licher Krieg  zwischen  Forstverwaltung  und  Weideberechtigten 
geführt  werde,  man  behandle  die  Waldweide  des  Hornviehes  so 
streng,  dass  die  Zahl  der  Weidefrevel  alle  anderen  Forstfrevel 
übersteige. 

Ueber  Anregung  des  Ackerbauministeriums  beriet  i.  J.  1882 
in  Salzburg  ein  gemischtes  Komit^  über  die  Grundsätze,  nach 
denen  die  Ablösung  der  Servituten  mit  Grund  und  Boden  statt- 
finden solle.  Das  Protokoll  wurde  zwar  dem  Ackerbauministerium 
vorgelegt ;  dieses  entschied  jedoch ,  es  sollten  vorläufig  gar  keine 
allgemeinen  Grundsätze  fiir  die  Ablösung  aufgestellt,  vielmehr 
die  Entscheidungen  von  Fall  zu  Fall  getroffen  werden. 

2.  Gesetzentwurf  vom  Jahre  1886. 

Zu  einem  konkreten  Gesetzesvorschlag  seitens  des  Landtages 
kam  es  erst  i.  J.  1886  *)  bei  Beratung  der  Ausführungsgesetze  zu 
den  Reichsgesetzen  über  die  Zusammenlegung  der  Grundstücke 
und  über  die  Gemeinheitsteilung.  Es  wurde  die  Einfügung  einer 
Reihe  von  Paragraphen  folgenden  Inhalts  beschlossen :  Jeder  Teil 
—  bei  einer  Genossenschaft  die  Hälfte  der  Mitglieder  —  hat  das 
Recht,  die  Ablösung  der  regulierten  Nutzungsrechte  zu  provo- 
zieren ;  auf  Abtretung  von  Grund  und  Boden  ist  immer  dann 
zu  erkennen,  wenn  auf  dem  Abfindungsstück  nach  dessen  Grösse 
und  Lage  die  Forst-  oder  Alpswirtschaft  betrieben  werden  kann ; 
das  Aequivalent  muss  so  bemessen  werden,  dass  die  regulierten 
Servitutsansprüche  in  dessen  Erträgnisse  nachhaltige  Befriedigung 
finden;  die  Abtretung  soll  in  der  Regel  an  die  Gemeinschaft 
der  Berechtigten  stattfinden,  und  zwar  mit  gleichzeitiger  Regulie- 
rung der  gemeinschaftlichen  Nutzungs-  und  Verwaltungsrechte. 

Das  Ministerium  erklärte  jedoch,  die  vom  Landtage  beschlos- 
senen Bestimmungen  nicht  acceptieren  zu  können.  Es  lässt  sich 
in  der  That  auch  nicht  verkennen,  dass  den  Beschlüssen  des 
Landtages  wegen  ihrer  zu  grossen  Allgemeinheit  gewichtige  Be- 
denken entgegenstanden. 

i)  1881  S.  603. 

2)  1885  S.  1661,  1667;  1886  S.  435,  450. 
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Zwar  ist  es  wohl  nicht  gerechtfertigt,  wenn  die  Regierung 
es  beanstandet  ^),  dass  hier  die  Ablösung  in  formale  Verbindung 
mit  den  sonstigen  agrarischen  Operationen  gebracht  wird;  gerade 
dkser  Umstand  muss  vielmehr  als  ein  besonderer  Vorzug  des 
Vorschlages  angesehen  werden.  Und  das  von  dem  Ministerium 
gleichfalls  zurückgewiesene  Prinzip  der  Nutzungsgleichheit  würde, 
wie  wir  sahen,  durchaus  keine  Ungerechtigkeit  gegen  die  Ver- 
pflichteten bedeuten.  Sicher  zutreffend  ist  dagegen  der  Einwand, 
dass  gaa:  keine  Rücksicht  auf  die  Frage  genommen  worden  sei, 
ob  die  Ablösung  bei  Wohlfahrtswäldern  opportun  sei ,  ob  ferner 
die  Ablösung  nicht  praktisch  oft  an  der  Thatsache  scheitern  müsse, 
dass  gar  keine  solchen  Waldflächen  vorhanden  sind ,  deren  Be- 
stockungs-  und  Altersklassenverhältnisse  eine  der  Quantität  und  der 
Qualität  nach  gleiche  Naturalnutzung  gestatten  würden. 

Den  gekennzeichneten  Standpunkt  hielt  die  Regierung  auch 
gegenüber  einem  nochmaligen  Beschlüsse  des  Landtages  aufrecht, 
weshalb  dieser  sogar  die  Vorlagen  betreffend  die  agrarischen 
Operationen  gänzlich  ablehnte  ^). 

n.  Steiermark. 

Eine  ähnliche  Bewegung  wie  in  Salzburg  machte  sich  auch 
in  dem  Landtage  Steiermarks  geltend. 

In  vielen  Privatwäldern  Steiermarks  waren  die  Verhältnisse 
fiir  die  Berechtigten  nicht  günstiger  als  in  den  salzburgischen 
Staatsforsten.  Namentlich  im  Ennsthale  haben  die  Bauern  viel 
unter  der  Verkürzung  ihrer  Nutzungsrechte  zu  leiden;  Klagen  dar- 
über werden  seit  dem  Jahre  1875  erhoben.  Das  Verschwinden 
vieler  Bauernhöfe,  der  Rückgang  der  Viehzucht  wird  auf  die  Miss- 
stände bei  regulierten  Servituten  zurückgeführt. 

Im  Jahre  1883  hielt  der  Landesausschuss  eine  eigene  Exper- 
tise über  die  zahlreichen  Beschwerden  ab,  wobei  viele  Fälle  von 
Kulturänderungen  der  belasteten  Grundstücke  konstatiert  wurden, 
'durch  welche  die  Weideberechtigten  an  der  Ausübung  ihrer 
klaren  Rechte  gehindert  werden«. 

Der  Landtag  forderte  deshalb  die  Regierung  auf,  sie  möge 
die  Besitzer  belasteter  Grundstücke  zu  einer  entsprechenden  Be- 
wirtschaftung anhalten,  insbesondere  es  verhindern,  dass  der 
Boden   der    herkömmlichen  Verwendung    entzogen   werde;    auch 

i)  ErlasB  V.  2.  September  1886. 

2)  Dieselben  wurden  erst  5  Jahre  später  angenommen. 
Schiff,  Oesterreichische  Agrarpolitik.  I.  Q 
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solle  der  Besitzer  zum  Schadenersatz  verpflichtet  sein,  wenn  er 
den  Berechtigten  im  Genuss  beeinträchtige ;  bei  der  Bestimmung 
der  Waldschonungsflächen  seien  die  Servitutsberechtigten  zu  be- 
rücksichtigen;  über  Begehren  eines  Teiles  müssen  auch  ohne 
besonderen  Anlass  auf  Kosten  des  verpflichteten  Wirtschaftsbe- 
sitzers Pläne  angefertigt  werden  u.  dgl. 

Da  die  Regierung  auf  diese  Anregung  nicht  reagierte,  so 
wurde  sie  in  den  folgenden  Landtagssessionen  direkt  gebeten, 
dem  Landtage  ein  Ablösungsgesetz  für  Steiermark  mit  grösster 
Beschleunigung  vorzulegen').  Aber  auch  dies  war  vergebens.  Denn 
das  Ministerium  erklärte,  das  sei  eine  Landesangelegenheit,  und 
es  wolle  darin  nicht  die  Initiative  ergreifen ;  erst  wenn  ein  kon- 
kreter Gesetzentwurf  vorliege,  werde  es  zu  der  Frage  Stellung 
nehmen;  auch  sei  das  gegenwärtig  verfrüht,  da  demnächst  ein 
neues  Forstgesetz  zur  Beratung  kommen  werde.  Trotz  dessen 
wiederholte  der  Landtag  seine  Aufforderung  an  die  Regierung 
und  beauftragte  den  Landesausschuss,  umfassende  Erhebungen 
zu  pflegen  »über  alle  aus  der  bestehenden  Servitutsregulierung 
und  besonders  aus  der  Handhabung  derselben  hervorgehenden 
Uebelstände  und  Schäden«. 

Der  Landesausschuss  entsendete  hierauf  eine  eigene  Unter- 
suchungskommission in  das  Ennsthal.  An  Ort  und  Stelle  wurde 
festgestellt,  dass  weite  Flächen  jetzt  als  Wald  behandelt  und  dem 
Aufforstungszwange,  folglich  auch  dem  Weideverbote  unterworfen 
werden,  die  bisher  als  W^eide  oder  als  Weide  mit  Wald  gegolten 
hatten ;  auch  werde  der  Holzbezug  durch  die  Art  der  Anweisungen 
ungemein  erschwert.  Sämtliche  443  erschienenen  Parteien  baten  um 
Ablösung  mit  Grund  und  Boden*).  Sogar  die  Statthalterei  berichtet 
an  das  Ministerium,  dass  durch  teilweise  Aufforstung  das  ganze 
Vieh  der  Weide  ausgeschlossen  werden  könne,  wenn  die  Schlag- 
fläche geschickt  ausgewählt  werde. 

Auf  Grund  dieses  Berichtes  und  der  Beschlüsse  einer  En- 
quete wurde  hierauf  dem  Landtage  eine  Regierungsvorlage  fol- 
genden Inhaltes  unterbreitet  •) :  Die  Bewirtschafl:ung  der  belasteten 
Wälder  und  Alpen  muss  so  erfolgen,  dass  die  Ausübung  des 
Weiderechtes  nicht  erschwert  oder  unmöglich  gemacht  wird  ;  ein 
Prinzip,  von  dem  nur  die  Schutz-  und  Bannwälder  ausgenommen 

i)  1884  S.  24,  40,  155,  Beil.  Nr.  31,  46;  1885  S.  333,  Beil.  Nr.  115. 

2)  1886  S.  223,  Beil.  46. 

3)  1886  Beil.  Nr.  36,  83. 
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sind.  Flächen,  die  im  Kataster  als  Weide  oder  Alpen  erscheinen, 
dürfen   nur   über   Auftrag    der    Behörde    in   Wald  umgewandelt 
werden;  femer  dürfen  nicht  mehr  Schonflächen  angelegt  werden, 
als  zum  Umtriebe  erforderlich  sind ,    bei  Hochwäldern  höchstens 
ein  Fünftel;    auch    sollen    sie    aus    möglichst   wenig  Komplexen 
bestehen.     Ist  das  belastete  Grundstück  nur  in   einzelnen  Teilen 
dem  Vieh  zugänglich,  dürfen  diese  Teile  nicht  gänzlich  der  Weide 
entzogen    werden.     Jeder    Besitzer    hat    binnen    Jahresfrist  einen 
Hegeplan    für    die    nächsten    lO  Jahre    der  Behörde  vorzulegen; 
dieser  Plan   wird   dem  Berechtigten  mitgeteilt,  der  dagegen  Ein- 
wendungen erheben  kann.     Die   Entscheidung  darüber   trifft  die 
politische     Behörde ,     eventuell    nach     vorgenommenen     Lokal- 
erhebungen.    In  Betreff  der  Ausübung  von  regulierten  Holz-  und 
Streubezugsrechten  bestimmt  der  Gesetzentwurf:    Der  Verpflich- 
tete kann  zur  Vorlage  eines  Wirtschaftsplanes  verhalten  werden, 
wenn  ein  solcher  zur  Aufrechthaltung  des  guten  Verhältnisses  zwi- 
schen Berechtigten  und  Verpflichteten  dient.     Reicht   der  Wald- 
ertrag infolge  zu  starker  Nutzungen  des  Besitzers  für  die  dauernde 
Befriedigung  der  Servitut  nicht  hin,  so  hat  der  Eingeforstete  An- 
spruch auf  eine  Entschädigung  in  der  Form  einer  Geldrente,  die 
nach  den  Bestimmungen  des  Patentes  vom  Jahre  1853  zu  berech- 
nen ist,  wobei  jedoch  die  Durchschnittspreise  der  letzten  10  Jahre 
zu  Grunde  zu  legen  sind.   Keine  Entschädigung  ist  hingegen  dann 
zu  leisten,  wenn  schon  bei  der  Regulierung  eine  grössere  Jahres- 
nutzung zugesprochen  worden  war,  als  der  Wald  tragen  kann. 

Die  angeführten  Bestimmungen  hätten  zweifellos  einen  grossen 
Fortschritt  in  der  Ordnung  der  Servitutenfrage  bedeutet.  Aller- 
dings fehlte  das  Wichtigste:  Bestimmungen  über  die  Ablösung 
der  Dienstbarkeiten ;  und  auch  innerhalb  des  Rahmens,  den  sich 
der  Entwurf  gesteckt  hatte,  weist  er  viele  Lücken  auf  So  werden 
Vorschriften  nur  gegen  die  Beschränkungen  des  Weiderechtes, 
nicht  auch  gegen  die  des  Holz-  und  Streubezuges  vorgeschlagen. 
Femer  könnten  auch  nach  der  Vorlage  Grundstücke,  die  im  sta- 
bilen Kataster  als  bestockte  Weide  bezeichnet  und  bei  der  Re- 
gulierung als  immerwährendes  Weideterrain  angenommen  worden 
waren,  bei  der  Grundsteuerregulierung  jedoch  als  Wald  katastriert 
wurden  (s.  o.  S.  120),  ohne  Entschädigungspflicht  aufgeforstet  und 
dadurch  dem  Weidegange  entzogen  werden.  Es  würde  weiters  die 
Ungerechtigkeit  unbehoben  bleiben ,  dass  durch  die  Regulierung 
Teile   des    früher  belasteten  Waldes    servitutsfrei   geworden  sind 
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und  es  auch  bleiben,  trotzdem  sich  nachträglich  zeigt,  dass  der 
Waldteil,  auf  den  allein  das  Nutzungsrecht  fixiert  worden  war, 
den  Verpflichtungen  nicht  gewachsen  ist. 

Der  steierische  Landtag  hatte  also  gewiss  nicht  Unrecht, 
wenn  er  erklärte,  die  Regierungsvorlage  sei  unzureichend.  Es 
war  aber  doch  wohl  ein  grosser  Fehler,  dass  er  sie  aus  diesem 
Grunde  ablehnte  und  den  Landesausschuss  mit  der  Ausarbeitung 
eines  Ablösungsgesetzes  beauftragte  *).  Denn  sicherlich  hätte  das 
vorgeschlagene  Gesetz,  so  weit  es  reichte,  und  vorausgesetzt,  dass 
es  strenge  gehandhabt  worden  wäre ,  die  bedrängte  Lage  der 
Berechtigten  ganz  wesentlich  verbessert.  Und  ausserdem  war 
vorauszusehen ,  dass  bis  zu  der  Erlassung  oder  gar  bis  zur  all- 
gemeinen Ausfuhrung  eines  Ablösungsgesetzes  viele  Jahre  ver- 
streichen müssten.  Durfte  man  für  die  Zwischenzeit  den  Schutz 
ablehnen,  den  die  Regierungsvorlage  den  Servitutsberechtigten  an- 
gedeihen  lassen  wollte?  Statt  aber  solchen  Erwägungen  Raum 
zu  geben,  hat  sich  seither  der  Landtag  damit  begnügt,  immer 
wieder  die  Vorlage  eines  Ablösungsgesetzes  zu  urgieren,  trotzdem 
er  bei  dem  mehrmals  präzisierten  Standpunkte  der  Regierung 
wissen  musste,  dass  dies  völlig  umsonst  sei. 

III.  Kärnten. 

Dieselben  Uebelstände  wie  in  Salzburg  und  Steiermark  herr- 
schen grossen  Teils  auch  in  Kärnten.  Absperrungen  der  Wälder, 
der  unentbehrlichen  Viehtränken  durch  geschickt  angelegte  Schon- 
flächen werden  sogar  vom  Landeschef  zugegeben '). 

Die  Initiative  zu  einer  legislatorischen  Regelung  der  Servituts- 
verhältnisse  ging  hier  vom  Abgeordneten  SUinweftder  aus.  Nach 
dessen  Antrage^)  sollte  der  Besitzer  eines  belasteten  Grundstückes 
zum  Schadenersatze  dann  verpflichtet  sein,  wenn  die  Ausübung 
des  Nutzungsrechtes  infolge  Unzulänglichkeit  des  Ertrages  der 
Realität  oder  durch  Aufforstungen  u.  dergl.  geschmälert  wird.  Der 
Landtag  gab  indes  nicht  diesem,  sondern  einem  Gesetzentwurfe 
seine  Zustimmung,  nach  welchem  für  die  einverständliche 
Ablösung  der  regulierten  Servituten  gewisse  Erleichterungen  sta- 
tuiert werden  sollten.  Dieses  allerdings  recht  wertlose  Gesetz  er- 
hielt indes  nicht  die  kaiserliche  Sanktion. 


i)  1886  S.  236.  2)  1886  S.  464. 

3)  1890  S.  154  Anhang  IV. 
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B.  Reformbestrebungen  im  Reichsrate. 

Die  Versuche  der  Landtage,  die  Servitutsberechtigten  Bauern 
auf  legislatorischem  Wege    gegen   Benachteiligungen   durch    die 
Eigentümer     der    belasteten    Liegenschaften    zu    schützen ,    sind 
also  gänzlich  fehlgeschlagen.    Den   Bestrebungen   einzel- 
ner Abgeordneter   im  Reichsrate    erging   es  nicht  besser. 
Ihre  Klagen    über    die   Bedrückung    der   Eingeforsteten    in    den 
Alpenländern,  über  die  Einschränkung  der  Weide,  die  Ausdehnung 
der  Jagdgebiete  bilden  seit  mehreren  Jahren  eine  ständige  Rubrik 
bei   dem    Kapitel    »Ackerbauministerium«     der    Budgetdebatte; 
Erfolge  haben    diese  Reden    allerdings  durchaus    nicht  gehabt  ^). 
Auch  konkrete   auf  die  Servituten   bezügliche 
Gesetzes  vorschläge   wurden  im  Abgeordnetenhause  ein- 
gebracht.   So  wurde  im  Jahre  1 888  beantragt,  es  solle  ein  Gesetz 
erlassen  werden,  kraft  dessen  Alpen  und  Weiden,  die  dem  Weide- 
gange ganz  oder  teilweise  entzogen  werden,   von  der  Gemeinde 
sequestriert  werden  dürfen  *).     Sehr  viel  Bedeutung   wäre   einem 
solchen  Gesetz  wohl  nicht  zugekommen.   Dasselbe  gelangte  über- 
haupt nicht  zur  Beratung. 

Ein  zweiter  Entwurf  wurde  im  Jahre  1891  eingebracht').  Der- 
selbe bestimmte :  Aus  dem  Ertrage  oder  der  Substanz  des  dienenden 
Grundstückes  ist  eine  Entschädigung  an  den  Berechtigten  zu 
leisten,  wenn  der  Ertrag  der  belasteten  Realität  zeitlich  oder 
dauernd  unzureichend  ist,  die  in  der  Regulierungsurkunde  fest- 
gesetzten Bezüge  zu  decken,  oder  wenn  die  Letzteren  durch  Auf- 
forstungen, Verhegungen  oder  andere  die  Servitut  beschränkende 
Massregeln  verkürzt  werden ;  Verschulden  des  Verpflichteten  ist 
dafür  nicht  Voraussetzung.  Die  Entschädigung  ist  entweder  durch 
Anweisung  der  Bezüge  auf  einem  unbelasteten  Teile  der  Realität, 
durch  Umwandlung  einer  Bezugsart  in  eine  andere,  durch  Geld 
oder  durch  Abtretung  von  Grund  und  Boden  zu  leisten. 

Nach  dem  früher  Gesagten  braucht  kaum  noch  hervorgeho- 
ben zu  werden,  dass  durch  ein  Gesetz  dieser  Art,  wenn  auch 
vielleicht  nicht  dieser  Fassung,  nur  ein  Unrecht  gesühnt  wer- 
den würde ,  das  den  Nutzungsberechtigten  teils  durch  die  Re- 
^ulierungsurkunden  zugefügt  worden  ist,  teils  durch  die  Aus- 
nutzung der  belasteten  Grundstücke  von  Seiten  ihrer  Eigentümer. 

1)  S.  die  Citate  auf  S.  iio. 

2)  Abg.  X.  Session  S.  9884. 

3)  Abg.  XI.  Session  Beil.  Nr.  200. 
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Das  Abgeordnetenhaus    zog   jedoch    auch  diesen   Entwurf  über- 
haupt nicht  in  Beratung. 

In  Regierungsvorlagen  wurde  die  Servitutenfrage  zweimal  ge 
streift:  im  Forstgesetzentwurfe  und  in  den  Gesetzesvorlagen  übe 
Kommassation  und  Gemeinheitsteilung. 

Der  Entwurf  eines  Forstgesetzes  v.  J.  1878' 
enthielt  eine  Reihe  von  Bestimmungen  über  die  mit  Einforstunge 
belasteten  Wälder.  Doch  hätte  man  als  einen  Fortschritt  höcl 
stens  die  eine  Vorschrift  bezeichnen  können^  dass  die  Hegeflächei 
soweit  es  die  Bewirtschaftung  des  Waldes  gestattet ,  in  möglich: 
wenig  Komplexen  liegen  sollen.  Die  Vorlage  kam  nicht  einm: 
zur  zweiten  Lesung ;  es  hat  also  bei  den  bereits  angeführten  Bt 
Stimmungen  des  Patentes  vom  3.  Dezember  1852  sein  Bewendei 

Die  Servitutenfrage    in    der   Gesetzgebung    üb< 
Auseinandersetzungen.     Ein  zweiter  Anlass,   sich  mit  d 
Servitutenfrage  zu  beschäftigen,  lag  vor,  als  man  zum  Erlass  v« 
Gesetzen    über   die    »Auseinandersetzungen«    d.   h.  Gemeinhei 
teilungen  und  Zusammlegungen  schritt. 

Vorschläge    von   Peyrer.      In    seinem   ausgezeichnet 
offiziösen  Werke   über  die  Regelung  der  Grundeigentumsverha 
nisse   hatte   dieser  Gelehrte   mit  Nachdruck    auf  den  engen  2 
sammenhang   hingewiesen,   der   zwischen    der  Ablösung   der   1 
gulierten  Wald-  und  Weideservituten  und  der  Kommassatioa  b 
steht.     Einerseits   können,    wie    er    mit   Recht  hervorhob,    vi« 
Dienstbarkeiten   gar   nicht   abgelöst   werden,   wenn   für  die    n 
wendige  Abfindung  in  Grund  und  Boden  gerade  nur  die  belastete 
Realität   herangezogen    werden   dürfe.     Verbindet   man    dagegen 
beide   Operationen   mit  einander,    so  dürfte  sich   in  der  gemein- 
samen Masse,  zu  welcher  der  gesamte  Grundbesitz  der  Gemeinde 
zusammengeworfen    wird ,   in    der   Regel    ein    passendes    Aequi- 
valent   flir  die  durch  Ablösung  zu  beseitigende  Dienstbarkeit  fin- 
den.   Andererseits  ist  auch  vom  Standpunkte  der  Kommassation 
deren  Trennung  vor  der  Ablösung  zu  verwerfen.    Denn  geht  die 
Letztere    der  Ersteren    voraus,   so   steigert    die  Teilung   des   Ab- 
findungsstückes   unter   die  Berechtigten   die  Gemenglage   in    der 
Flur,  erschwert  daher  die  spätere  Zusammenlegung;    ist  die  Kom- 
massation   dagegen   schon   durchgeführt,    so  wird   sie    durch    die 

i)  Abg.  VIII.  Session   Beilage  Nr.  827. 
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re  Ablösung  wenigstens  teilweise  illusorisch  und  muss  noch 
al  durchgeführt  werden,  wenn  die  Vorteile  der  früheren  Ope- 
1  nicht  dauernd  vernichtet  bleiben  sollen.  Dazu  kommt  end- 
loch,  dass  die  Vereinigung  beider  Aktionen  eine  bedeutende 
Änderung  der  Kosten  zur  Folge  haben  muss. 
Diese  vollkommen  zutreffenden  Gründe  veranlassten  Peyrer^ 
;chen  Mustern  zu  folgen  und  als  den  Gegenstand  des  Gesetzes 
:  der  Kommassation  und  der  Teilung  oder  Regulierung  der 
-inschaftlichen  Grundstücke  auch  die  Ablösung  der  nach  dem 
ite  vom  5.  Juli  1853  regulierten  Nutzungsrechte  anzuführen 
Diese  Ablösung  soll  der  Verpflichtete  stets,  der  Berech- 
dagegen  nur  dann  fordern  dürfen,  wenn  das  belastete  Grund- 
einer sonstigen  Auseinandersetzung  unterzogen  wird.  Bei 
iblösung  mit  gleichzeitiger  Zusammenlegung  oder  Gemein- 
eilung  muss  die  Abfindung  in  Grundstücken  bestehen,  deren 
dem  zwanzigfachen  Jahreswert  der  abzulösenden  Nutzung 
1  kommt;  sonst  geschieht  die  Ablösung  durch  Abtretung 
solchen  Teiles  des  belasteten  Grundes,  dass  die  bisherige 
:htigung  nachhaltig  gedeckt  wird,  und  dass  bei  der  Ab- 
og  im  Wald  ein  forstwirtschaftlicher  Betrieb  noch  möglich 
die  Waldabtretung  soll  in  der  Regel  immer  an  die  Gesamt- 
ier  Berechtigten  geschehen  unter  gleichzeitiger  Regulierung 
Nutzungsrechte. 

regen  die  angeführten  Detailbestimmungen  —  insbesondere 
fs  der  Provokation  und  der  Berechnung  des  Aequivalentes  — 
herlich  Manches  einzuwenden ;  aber  die  Richtigkeit  des  dem 
hlage  zu  Grunde  liegenden  Prinzipes  dürfte  wohl  kaum  zu 
Desirciten  sein. 

SchicksalderVorschläge  Peyrers,  Indessen  akzep- 
tierte schon  der  Referentenentwurf  ^)  des  Jahres  1876  nur  einen 
Teil  der  Vorschläge  Peyrers,  Relativ  gering  sind  die  Aenderungen 
bezüglich  derjenigen  Grundstücke,  die  in  eine  Auseinandersetzung 
einbezogen  werden.  Für  sie  ist  nur  die  Provokation  eines  Teiles 
beseitigt ;  die  Ablösung  soll  hier  in  jedem  Falle  von  Amtswegen 
vorgenommen  werden.  Dagegen  ist  die  Ablösung  ohne  gleich- 
zeitige Auseinandersetzung  aus  dem  Entwürfe  gänzlich  ausge- 
merzt. 


i)  Referenten-Entwurf  eines  Reichsgesetzes  betreffend  die  Zusammenlegung  der 
Grandstncke,  die  Teilung  gemeinschaftlicher  Grundstücke  und  die  Regulierung  gemein- 
schaftlicher  Nutzungsrechte,    Wien  1876. 
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In  vollständig  verblasster  Form  erscheint  der  Gedanke  Pey- 
rer's  in  der  ersten  Regierungsvorlage  *) ;  es  wird  der  Landes- 
gesetzgebung überlassen ,  zu  bestimmen ,  inwiefern  mit  der  Zu- 
sammenlegung auch  die  Bereinigung  der  einbezogenen  Gnmd- 
stücke  von  fremden  Nutzungsrechten  durch  Ablösung  stattfinden 
muss.  Später  wurde  auch  diese  zahme  Bestimmung  gestrichen. 
Im  Abgeordnetenhause  versuchte  es  zwar  Lienbacher  die  Vorlage 
dadurch  zu  emendieren,  dass  er  beantragte  ,  es  solle  einerseits 
die  Einbeziehung  des  Waldes  in  die  Kommassation  vorgeschrieben 
und  andrerseits  durch  die  Landesgesetzgebung  bestimmt  werden, 
ob  und  nach  welchen  Grundsätzen  die  nach  dem  Patente  vom 
5.  Juli  1853  regulierten  Nutzungsrechte  über  Antrag  eines  Teiles 
abgelöst  werden  können.  Doch  wurden  diese  Vorschläge  abge- 
lehnt, und  so  sehen  die  Reichsgesetze  vom  7.  Juni  1883  von  der 
Servitutenablösung  gänzlich  ab. 

C.  VorschlSge  der  Forstkongresse. 

Haben  wir  aus  den  Verhandlungen  der  Vertretungskörper 
vornehmlich  die  Wünsche  und  Beschwerden  der  Berechtigten  in 
Bezug  auf  die  Servitutenfrage  kennen  gelernt,  so  müssen  wir  nun- 
mehr den  Standpunkt  der  Gegenpartei  betrachten,  der  am  reinsten 
in  den  Diskussionen  und  Beschlüssen  der  Forstkongresse  zu  Tage 
tritt.  Diese  haben  sich  bereits  viermal  —  in  den  Jahren  1876, 
1879,  1880  und  1887  —  mit  unserem  Gegenstande  beschäftigt*). 

Im  Jahre  1876  wurde  die  Servitutenfrage  nur  gestreift;  drei 
Jahre  später  beschloss  der  Kongress  gelegentlich  der  Beratungen 
über  den  neuen  Forstgesetzentwurf  einstimmig,  die  Regierung  auf- 
zufordern, »endlich  auf  die  vollständige  Ablösung  der  Einforstungen 
in  einer  die  Walderhaltung  wahrenden  Weise  hinzuwirken«.  Die 
Grundsätze  für  diese  Ablösung  wurden  im  Jahre  1880  in  einer 
ausführlichen  fünftägigen  Beratung  festgestellt ;  und  im  Jahre  1887 
forderte  der  Kongress  die  Regierung  abermals  dringend  auf,  ein 
jene  Grundsätze   verwirklichendes  Ablösungsgesetz  zu    verfassen. 

Auf  diesen  Kongressen  kamen  so  gut  wie  ausschliesslich 
Vertreter  von  Korporationen  der  Waldbesitzer  zum  Worte.  Deren 
Klagen  über  die  Nachteile  der  regulierten  Servituten  haben  wir 
schon  kennen  gelernt. 

i)  Herrenh.  DC.  Session  Nr.  39. 

2)  Siehe    die  Verhandlungen   des   österreichischen    Forstkongresses  1876,     1879, 
1880  und  1887. 
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Nur  eine  allseitige  Ablösung  der  Dienstbar- 
keiten könne,  so  wird  behauptet,  diesen  Uebelständen  einen 
Riegel  vorschieben.  In  dem  obersten  Postulat  nach  einer  mög- 
lichsten Begünstigung  der  Ablösungen  besteht  also  völlige  Ueber- 
einstimmung  zwischen  den  Berechtigten  und  Verpflichteten.  Sobald 
aber  die  Art  der  Realisierung  dieser  Forderungen  in  Frage 
kommt,    gehen  die  Wünsche   beider    Parteien   weit   auseinander. 

Das  zeigt  sich  gleich  bei  der  wichtigen  Frage,  worin  das  Ab- 
lösungsäquivalent zu  bestehen  habe,  ob  in  Grund  und  Boden  oder 
in  Geld. 

Während  die  Berechtigten  in  erster  Linie  die  Abfindung  mit 
Grund  und  Boden  begehren,  wollen  die  Vertreter  der  Waldbe- 
sitzer als  Regel  nur  die  Ablösung  mit  Geldkapital 
zulassen.  Gegen  die  Waldabtretung  spreche  das  Interesse  der 
Erhaltung  der  Forste,  sowie  das  der  Verbesserung  des  landwirt- 
schaftlichen Betriebes ;  denn  die  Beseitigung  des  naturalen  Streu- 
und  Holzbezuges,  sowie  der  Wald  weide  zwinge  den  Berechtigten, 
seine  Wirtschaft  rationeller  einzurichten,  und  in  der  Ablösungs- 
summe erhalte  er  auch  das  dafür  nötige  Betriebskapital. 

Alle  diese  Momente  sind  gewiss  in  vielen  Fällen  vollkommen 
zutreffend.«  Sie  sind  indes  schon  im  Patente  des  Jahres  1853 
zur  Genüge  berücksichtigt.  Denn  nur  bei  »unersetzlicher  Gefähr- 
dung des  üblichen  Hauptwirtschaftsbetriebes c  soll  die  Ablösung 
unterbleiben,  sonst  aber  die  Art  des  Abfindungsmittels  der  Wahl 
des  Verpflichteten  anheimgestellt  sein.  Es  könnte  sich  daher, 
so  sollte  man  meinen ,  doch  nur  darum  handeln ,  die  regulierten 
Servituten  noch  einmal  in  Bezug  auf  ihre  Ablösbarkeit  zu  prüfen 
und  sie  dort  zu  beseitigen,  wo  entweder  deren  Unentbehrlichkeit 
seinerzeit  irrtümlich  angenommen  worden  war,  oder  wo  die  Nutz- 
ungen seither  infolge  des  Kulturfortschrittes  für  den  Servitutsbe- 
rechtigten ganz  oder  teilweise  entbehrlich  geworden  sind. 

Thatsächlich  gehen  aber  die  angeführten  Vorschläge  des  Forst- 
kongresses in  der  Begünstigung  der  Geldablösungen  bedeutend 
weiter.  Die  Abtretung  von  Grund  und  Boden  soll  nämlich  nur 
dann  erfolgen,  wenn  die  bisherigen  Servitutsbezüge  für  den  Haupt- 
wirtschaftsbetrieb des  Berechtigten  unerlässlich  sind,  wenn  »deren 
Deckung  im  Wege  des  freien  Verkehrs  nicht  möglich  erscheintc, 
und  wenn  überdies  nicht  der  Berechtigte  selbst  auf  Ablösung 
angetragen  hat ;  der  provozierende  Berechtigte  solle  sich  dagegen 
unter  allen  Umständen  die  Geldabflndung  gefallen  lassen  müssen. 
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Für  die  Eingeforsteten  wären  solche  Bestimmungen  jedenfalls 
noch  weit  ungünstiger  als  das  Patent  des  Jahres  1853,  das  doch 
bloss  eine  »unersetzlichec  Gefährdung  als  Grund  für  die  Aus- 
schliessung der  Geldablösung  anerkannte,  während  der  Forstkon- 
gress  noch  die  Bedingung  der  »Unmöglichkeit«  einer  Deckung 
des  Bedarfes  im  Wege  des  freien  Verkehres  hinzufügen  will. 

Auch  die  Vorschrift .  wäre  ungemein  schädigend  für  den 
Berechtigten ,  dass  sich  dieser  die  Geldabfindung  unter  allen 
Umständen  gefallen  lassen  muss,  falls  er  selbst  den  Antrag  auf 
Ablösung  gestellt  hat. 

Wenn  wir  auch  die  Fiktion  der  freien  Willensentschliessung 
des  Berechtigten  acceptieren  wollten,  so  wäre  doch,  schon  vom 
rein  formalen  Standpunkte  aus,  in  einer  solchen  Vorschrift  eine 
ungleiche  Behandlung  der  beiden  Parteien  gelegen.  Provoziert 
der  Berechtigte,  so  hat  der  Waldbesitzer  die  freie  Wahl  des  Ab- 
findungsmittels ;  es  soll  aber  nicht  auch  umgekehrt  der  Berechtigte 
die  Ablösung  mit  Grund  und  Boden  verlangen  dürfen,  wenn  der 
Verpflichtete  die  Grundlastenoperation  beantragt.  Das  be- 
liebte Argument,  der  Eingeforstete  brauche  ja  nicht  zu  provo- 
zieren, wenn  ihm  die  Geldabfindung  nicht  genüge,  lässt  sich  na- 
türlich genau  ebenso  auf  den  Eigentümer  des  belasteten  Objektes 
anwenden. 

Ueberdies  ist  dasselbe  aber  gerade  in  Betreff  des  Berechtigten 
offenbar  ganz  unhaltbar.  Der  Waldbesitzer  kann  diesem,  wie  wir 
gesehen  haben,  auf  die  verschiedenste  Weise  sein  Nutzungsrecht 
so  sehr  verleiden,  dass  er  jedes,  auch  das  kleinste  Entgelt  einem 
Rechte  vorzieht,  das  im  weitesten  Umfange  von  dem  Belieben 
des  Verpflichteten  abhängt.  Wo  dem  andern  Teile  solche  Pres- 
sionsmittel zu  Gebote  stehen,  kann  von  einer  wirklich  freiwilligen 
Provokation  nicht  gesprochen  werden. 

Nach  den  Vorschlägen  des  Forstkongresses  konnte  aber, 
wenn  nur  der  Berechtigte  provoziert  hat,  auf  eine  Geldabfindung 
auch  *  dann  erkannt  werden,  wenn  dadurch  dessen  Hauptwirt- 
schaftsbetrieb auf  unersetzliche  Weise  gefährdet  werden  oder 
wenn  die  Unmöglichkeit  vorliegen  würde,  die  bisher  durch  die 
Servitutsbezüge  befriedigten  Bedürfnisse  im  Wege  des  freien  Ver- 
kehres zu  decken. 

Die  sonstigen  Propositionen  des  Forstkongresses  in  Betreff 
der  Ablösung  stimmen  im  Wesentlichen  mit  den  Vorschriften 
des  Grundlastenablösungspatentes  überein,   ja,   diese   werden  so- 
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gar  »für  ganz  ausgezeichnete  erklärt.  In  dieser  Uebereinstim- 
mung  ist  wohl  der  beste  Beweis  dafür  gelegen,  dass  thatsächlich 
die  Gesetzgebung  des  Jahres  1853  die  Interessen  der  Waldbe- 
sitzer einseitig  begünstigt  hat. 

Es  soll  also  nach  den  Vorschlägen  der  Forstwirte  der  Geld- 
wert der  Naturalnutzung  nach  den  Preisen  einer  längst  vergangenen 
Periode  —  1855  bis  1869  —  berechnet  werden,  trotzdem  seither 
die  Preise  wieder  bedeutend  gestiegen  sind.  Von  diesem  Geld- 
werte ist  der  »zur  Ausübung  notwendige  Mehraufwandc  in  Ab- 
zug zu  bringen.  Der  Kapitalisierung  des  Restes  wird  ein  5  %iger 
Zinsfuss  in  einer  Zeit  zu  Grunde  gelegt,  wo  sichere  Anlagen  schon 
längst  nicht  mehr  soviel  tragen.  Die  Bemessung  des  Boden- 
äquivalentes erfolgt  nicht  nach  der  Grösse  des  Ertrages,  sondern 
nach  dem  Werte,  der  auf  Grund  des  weit  unter  5  "/o  bleibenden 
Waldzinsfusses  gefunden  wird.  Waldabtretungen  sollen  nur  an 
eine  Gesamtheit  von  Berechtigten  unter  hinlänglichen  Garantien 
für  eine  nachhaltige  Bewirtschaftung  geschehen. 

Nur  in  einem  Punkte  wollen  die  Beschlüsse  des  Forstkon- 
gresses das  Gesetz  vom  Jahre  1853  in  der  Begünstigung  des  Ver- 
pflichteten noch  übertreffen :  wenn  der  Weideberechtigte  auf  Ab- 
lösung provoziert,  so  soll  —  nach  preussischem  Muster  —  dem 
Verpflichteten  die  Wahl  zustehen,  »ob  er  die  Entschädigung  nach 
dem  Vorteile,  der  ihm  aus  der  Ablösung  erwächst,  oder  nach 
dem  Nutzwerte,  den  die  Weide  für  den  Berechtigten  hat,  ge- 
währen will.« 

Es  ist  klar,  dass  durch  eine  Bestimmung  dieser  Art  die  Bauern 
gar  sehr  geschädigt  werden  könnten.  Denn  wir  haben  schon  ge- 
sehen, wie  wenig  freiwillig  die  Provokationen  der  Berechtigten 
wären.  Jene  beiden  Berechnungsarten  können  aber  zu  sehr  wesentlich 
verschiedenen  Resultaten  führen.  So  kann  zwar  z.  B.  ein  sehr  mas- 
siges Weiderecht  im  Wald  für  den  Berechtigten  von  grossem  Werte 
sein,  dem  Verpflichteten  dagegen  nur  wenig  Schaden  zufügen. 
Viel  häufiger  aber  übertrifft  umgekehrt  der  Nachteil  der  aus  dem 
Bestand  der  Dienstbarkeit  für  des  Verpflichteten  Grundstücke 
resultiert,  bei  weitem  auch  den  richtig  berechneten  Wert  der 
Nutzangen  für  den  Berechtigten.  Dies  ist  es  ja,  weshalb  von 
Seite  des  Forstbesitzers  so  dringend  die  Ablösung  gewünscht 
wird,  und  es  ist  ja  auch  sicher,  dass  die  Servituten  es  häufig 
unmöglich  machen,  den  Wald  auf  die  rationellste,  den  höchsten 
Reinertrag  abwerfende  Art  zu  bewirtschaften.    Während  aber  nach 
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den  Anträgen  der  Forstkongresse  dem  Verpflichteten,  wenn  er 
provoziert  wird,  die  Wahl  zwischen  beiden  Berechnungsmethoden 
zustehen  soll,  wird  ein  gleiches  Recht  nicht  auch  für  den  pro- 
vozierten Berechtigten  in  Aussicht  genommen;  er  muss  sich  eine, 
noch  dazu  höchst  unvollkommene  Entschädigung  nach  dem  Nutz- 
ungswerte gefallen  lassen,  wenn  auch  der  Vorteil,  den  der  pro- 
vozierende Waldeigentümer  dadurch  erlangt,  bedeutend  grösser  ist. 

Auch  die  wiederholten  Petitionen  des  Forstkongresses  haben 
bisher  die  Regierung  nicht  bewogen,  irgend  einen  entschiedenen 
Schritt  in  dieser  Angelegenheit  zu  thun ;  seit  der  Ablehnung  des 
Gesetzentwurfes  im  steiermärkischen  Landtage  hat  sie  in  keinem 
Vertretungskörper  eine  diesbezügliche  Vorlage  eingebracht. 


9.  Abschnitt.    Gesichtspunkte  für  eine  Reform  des 

Servitutenrechtes. 

Die  Prinzipien  für  ein  legislatorisches  Eingreifen  in  der  Ser- 
vitutenfrage  sind  grösstenteils  schon  in  der  Kritik  enthalten,  die 
wir  an  dem  Patente  des  Jahres  1853  sowie  an  den  Wünschen 
und  Vorschlägen  beider  Parteien  geübt  haben.  Eine  solche  Reform 
kann  sich  offenbar  nur  auf  die  regulierten,  nicht  auch  auf  die 
bereits  abgelösten  Servituten  beziehen;  die  schon  durchgeführten 
Ablösungen  ungeschehen  zu  machen  oder  abzuändern,  dafür  giebt 
es  wohl  kein  Mittel. 

Der  Gesetzgeber  hätte  hier  drei  Aufgaben  zu  erfüllen :  Revi- 
sion und  Ergänzung  der  Regulierungsurkunden,  Schutz  der  Be- 
rechtigten im  Genuss  ihrer  Dienstbarkeiten  und  Ermöglichung 
der  Ablösung  der  Servituten.  Ueberdies  müsste  aber  der  Staat 
nicht  nur  im  Wege  der  Gesetzgebung  sondern  auch  durch  die 
Mittel  der  Verwaltung  seinen  Einfluss  in  der  gleichen  Richtung 
geltend  machen.  Wir  begnügen  uns ,  im  folgenden  die  Grund- 
züge fiir  die  legislatorische  und  administrative  Behandlung  der 
Servitutenfrage  zu  skizzieren;  eine  eingehende  Motivierung  wird 
in  der  Regel  mit  Rücksicht  auf  die  vorstehenden  Ausfuhrungen 
entbehrlich  sein. 

A.  Revision  und  Ergänzung  der  Regulierungsurkunden. 
In   erster  Linie  wären   die  Regulierungsurkunden   über  Antrag 
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eines  Teiles  oder  auch  von  Amtswegen   einer  Revision  und  Er- 
gänzung zu  unterziehen;  und  dies  in  dreifacher  Beziehung. 

L  Revision  nach  den  Bestimmungen  des  Pa- 
tentes  von  1853. 

Jedem  Teile  muss  das  Recht  zustehen,  bei  der  Behörde  zu 
verlangen,  dass  untersucht  werde,  ob  die  Bestimmungen  der  Regu- 
lierungsurkunde den  Vorschriften  des  Patentes  vom  Jahre  1853 
entsprechen  oder  nicht. 

Ergiebt  sich  dabei,  dass  thatsächlich,  wie  die  Waldbesitzer 
behaupten,  den  Bauern  zu  viel  zugesprochen  wurde,  also  z.  B. 
Weiderechte  für  eine  Viehzahl,  die  auf  dem  berechtigten  Gute 
nicht  überwintert  werden  kann,  so  muss  eine  angemessene  Re- 
duktion Platz  greifen.  Gleiches  gilt  von  Fällen,  in  denen  der 
belastete  Wald  schon  vor  dem  Jahre  1853  ^ür  die  Servitut  unzu- 
länglich gewesen  war  oder  bei  entsprechender  Handhabung  des 
Forstgesetzes  unzulänglich  gewesen  wäre. 

Dagegen  ist  umgekehrt  auch  der  Nachteil  wieder  gut  zu 
machen,  der  den  Berechtigten  dadurch  zugefügt  worden  ist,  dass 
die  Servitutsbezüge  infolge  der  Regulierung  verkürzt  wurden; 
so  insbesondere,  wenn  die  Dienstbarkeit  auf  einen  nicht  zureichen- 
den Teil  des  ursprünglich  belasteten  Grundstückes  fixiert  wurde, 
während  gleichzeitig  der  Rest  dieser  Fläche  freigelegt  wurde. 
Hier  müsste  man  zunächst  ins  Auge  fassen,  einen  entsprechen- 
den Teil  dieses  entlasteten  Grundes  wieder  zur  Deckung  der 
regulierten  Nutzungen  heranzuziehen ;  treffen  die  Voraussetzungen 
für  eine  Ablösung  bei  der  Servitut  zu  (s.  u.  S.  151  ff.)  so 
könnte  eine  solche  statt  der  Ausdehnung  der  Dienstbarkeit  Platz 
greifen.  Notwendig  würde  die  Ablösung  immer  dann  eintreten, 
wenn  die  durch  die  Regulierung  befreiten  Flächen  nicht  mehr 
Eigentum  des  derzeit  Verpflichteten  sind  und  Letzterer  auch 
sonst  kein  für  die  Belastung  mit  einer  Servitut  geeignetes  Objekt 
besitzt.  Denn  ein  Dritter  kann  zur  Einräumung  der  Servitut  auf 
dem  lastenfrei  erworbenen  Boden  selbstverständlich  nicht  ver- 
balten werden. 

n.  Umwandlung  des  Beholzungsrechtes  in 
ein  Ho  Izb  ez  ugs  r  e  ch  t,  der  S  tre  u  en  t  n  ahm  e  in 
einen  Streubezug. 

Es  ist  dies  eine  Art  der  Regulierung,    die  das  Patent  nicht 
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kennt,  die  aber  sehr  vorteilhaft  sein  kann. 

Die  Nachteile  des  direkten  Holz-  und  Streu- 
gewinnungsrechtes haben  wir  grossen  Teils  schon  kennen 
gelernt. 

Gegenwärtig  giebt  das  Nutzungsrecht  dem  Berechtigten  in 
der  Regel  die  Befugnis,  sich  aus  dem  fremden  Walde  eine  be- 
stimmte Quantität  Holz  oder  Streu  selbst  zu  holen,  wobei  er 
jedoch  an  gewisse  Vorschriften  des  Eigentümers,  insbesondere 
an  dessen  Anweisung  der  zu  fällenden  Stämme  u.  s.  w.  gebunden 
ist.  Dieses  Rechtsverhältnis  fuhrt  fast  mit  Notwendigkeit  zu  einer 
Reihe  von  Uebelständen.  Denn  einerseits  kann,  wie  gezeigt  wurde, 
die  Ausübung  der  Servitut  durch  Zuweisung  ungünstiger  Fällungs- 
plätze für  den  Berechtigten  erschwert,  ja  selbst  unmöglich  ge- 
macht werden ;  andrerseits  ist  es  niemals  gut,  wenn  fremde  Per- 
sonen das  Recht  haben,  in  einem  Walde  Fällungen  vorzunehmen ; 
die  Verlockung  zu  Missbräuchen,  Uebergriflfen,  ja  selbst  direkten 
Holzdiebstählen  ist  sehr  gross,  und  ihr  wird,  wie  die  Verpflichte- 
ten gewiss  mit  Recht  klagen,  sehr  häufig  nicht  widerstanden. 
Aehnliches  wie  von  der  Beholzung  gilt  auch  von  der  Streuent- 
nahme. 

Die  Vorteile  blosser  Holz-  und  Streube- 
zugsrechte sind  demgegenüber  sehr  bedeutende.  Denn  allen 
jenen  Uebelständen  ist  vorgebeugt,  wenn  man  das  Nutzungs- 
recht in  ein  Bezugsrecht  und  damit  die  Servitut  in  eine  Reallast 
verwandelt,  kraft  welcher  der  jeweilige  Besitzer  verpflichtet  ist, 
dem  Berechtigten  jährlich  das  bestimmte  Quantum  an  Holz  oder 
Streu  zu  liefern. 

Eine  Massregel  dieser  Art  wäre  für  beide  Parteien  von  Vor- 
teil. Der  Berechtigte  würde  unabhängig  von  der  Anweisung  sei- 
tens des  Verpflichteten;  dieser  aber  wäre  unumschränkter  Herr 
in  seinem  Walde,  er  könnte  an  Forstaufsicht  sparen  und  hätte 
überhaupt  grössere  wirtschaftliche  Bewegungsfreiheit  erlangt,  wenn 
auch  natürlich  die  Bewirtschaftung  des  Waldes  trotz  der  Umwand- 
lung noch  in  einer  Weise  erfolgen  müsste,  dass  die  geschil- 
derten Jahresleistungen  nachhaltig  gedeckt  sind*  Denn  die  ding- 
liche Haftung  des  Grundstückes  bliebe  ja  aufrecht. 

Schwierigkeiten  der  Durchführung.  Tritt  man 
der  Frage  näher,  wie  diese  Umwandlung  der  Holzungs-  in  Holz- 
bezugsrechte zu  verwirklichen  sei,  so  erhebt  sich  eine  ähnliche 
Schwierigkeit,  wie  bei  der  eigentlichen  Ablösung.     Es  fragt  sich 
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nämlich,  die  Lieferung  welchen  Holzquantums  man  dem  Verpflich- 
teten zumuten  solle.  Zweifellos  kann  dieses  nicht  so  gross 
sein,  als  die  regulierte  Waldnutzung;  von  letzterer  sind  vielmehr 
jedenfalls  die  baren  Aufwendungen  abzuziehen,  die  den  Berech- 
tigten bei  der  Ausübung  seines  Nutzungsrechtes  treffen  würden, 
also  etwa  der  Lohn,  den  der  Eingeforstete  seinem  Knecht  für 
die  Fällung  und  Bringung  des  Holzes  zahlen  muss. 

Wie  steht  es  aber  mit  der  eigenen  anderwärts  nicht  ver- 
wertbaren Arbeit  des  Berechtigten  selbst?  Wird  auch  dafiir  ein 
Arbeitslohn  in  Rechnung  gestellt,  so  erleidet  der  Berechtigte  eine 
Verkürzung  der  ihm  bisher  gebührenden  Bezüge ;  andernfalls  aber 
wäre  der  Waldbesitzer  gehalten,  einen  Teil  der  Fällungs-  oder 
^  Bringungskosten  selbst  zu  tragen. 

Man  darf  indessen  annehmen,  dass  bei  keiner  der  beiden 
Alternativen  eine  wirkliche  Schädigung  eines  Teiles  eintreten  würde; 
die  eben  angeführten  Nachteile  kämen  kaum  in  Betracht  gegen- 
über den  Vorteilen  der  ganzen  Massregel :  der  Sicherheit  und 
Unabhängigkeit  des  Bezuges  auf  Seite  des  Eingeforsteten,  der 
Beseitigung  von  Uebergriffen  und  der  Möglichkeit  eines  rationel- 
leren Wirtschaftsbetriebes  auf  Seite  des  verpflichteten  Waldeigen- 
tümers. 

Wie  immer  also  die  aufgeworfene  Frage  beantwortet  werden 
mag,  eine  Verletzung  ökonomischer  Interessen  flndet  wohl  nicht 
statt.  Da  aber  auch  kein  Rechtsprinzip  fiir  die  eine  oder  andere 
Entscheidung  aufzufinden  ist,  so  liegt  auch  hier,  wie  bei  der  Frage 
der  Bemessung  des  Ablösungsaequivalentes  nach  Wert  oder  Nutz- 
ungsgleichheit, ein  Fall  vor,  in  dem  der  Gesetzgeber  frei  zwischen 
den  beiden  Möglichkeiten  wählen  kann.  Ist  er  bestrebt,  die 
Lage  des  Bauernstandes  zu  heben,  soweit  dies  ohne  Schädigung 
Dritter  möglich  ist,  so  wird  er  das  Holzbezugsrecht  nach  dem 
Werte  bestimmen,  den  die  Waldnutzung  fiir  den  Berechtigten 
besitzt;  liegen  ihm  dagegen  die  Interessen  der  Grossgrundbesitzer 
mehr  am  Herzen,  so  wird  er  sich  fiir  die  entgegengesetzte  Alter- 
native entscheiden  und  auch  die  eigene,  sonst  nicht  verwertbare 
Arbeit  des  Eingeforsteten  von  der  regulierten  Gebühr  in  Abzug 
bringen. 

Der  naheliegende  Gedanke,  die  Entscheidung  davon  abhängen 
zu  lassen,  wer  die  Umwandlung  begehrt,  bietet  wohl  auch  keine 
gerechte  Lösung  der  Frage.  Schon  deswegen  nicht,  weil,  wie 
wir  gesehen  haben,  von  einer  freien  Entschliessung  dabei  häufig 
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nicht  die  Rede  sein  würde ,  sondern  der  eine  Teil  den  anderen 
sehr  häufig  durch  Chikanen  dazu  zwingen  könnte,  die  Ablösung 
zu  provozieren. 

Die  in  Rede  stehende  Umwandlung  hätte  stets  zu  erfolgen, 
wenn  einer  der  Beteiligten  sie  begehrt.  Ueberdies  wäre  es  aber 
wünschenswert ,  wenn  sie  auch  ohne  spezielle  Provokation  seitens 
der  Parteien  durch  die  Behörden  vorgenommen  würde,  falls  sich 
dies  bei  Gelegenheit  einer  Revision  der  Regulierungsurkunden  (s. 
S.  140  f.)  als  vorteilhaft  erweist. 

III.  Ersatz  der  Forstprodukte  durch  Surrogate. 

Vielleicht  könnte  man  aber  in  der  Entlastung  der  Forste  hie 
und  da  sogar  noch  einen  Schritt  weiter  gehen,  indem  bei  Ge- 
legenheit der  Revision  der  Regulierungsurkunden  an  die  Stelle 
der  geschuldeten  Waldprodukte  eine  den  nämlichen  Gebrauchs- 
wert besitzende  Quantität  von  Surrogaten  gesetzt  wird,  also  an 
die  Stelle  von  Brennholz  Kohle,  an  die  von  Laub-  und  Aststreu 
Holzwolle,  Torf  u.  dergl. 

Eine  solche  Umwandlung  würde  zweifellos  einen  bedeutenden 
ökonomischen  Fortschritt  darstellen.  Denn  in  der  Regel  muss  es 
als  eine  arge  Verschwendung  betrachtet  werden,  wenn  das  Be- 
dürfnis nach  Brenn-  und  Streumaterial  durch  Waldprodukte  be- 
friedigt wird.  Der  Kohlenbrand  ist  viel  wohlfeiler  als  der  Holzbrand. 
Ebenso  ist  die  Waldstreu  volkswirtschatflich  unrationell;  denn 
sie  entzieht  dem  Forste  viel  mehr  als  sie  der  Landwirtschaft  ein- 
bringt. Sowohl  für  die  Viehzucht  als  iiir  die  Düngerproduktion 
steht  Laub- ,  Nadel-  und  Aststreu  weit  hinter  allen  anderen  zum 
Teile  sehr  wohlfeilen  Streumitteln  zurück.  Schon  vom  Stand- 
punkte der  landwirtschaftlichen  Betriebstechnik,  noch  mehr  von 
dem  der  Betriebsökonomik  ist  die  Beseitigung  der  äusserst  un- 
zweckmässigen und  kostspieligen  Waldstreu  zu  fordern ;  vielleicht 
noch  in  höherem  Grade  aber  im  Interesse  des  belasteten  Forstes. 
Der  Schaden,  der  diesem  zugefügt  wird,  übersteigt  bei  Weitem 
die  Anschaffungskosten  von  viel  wertvolleren  Streumitteln. 

Könnten  also  die  geschilderten  Waldprodukte  durch  eine  den 
gleichen  Brenn-  oder  Streu-  und  Düngerwert  repräsentierende 
Menge  der  angeführten  Surrogate  ersetzt  werden,  so  müsste  das 
als  ein  volkswirtschaftliches  Ersparnis  bezeichnet  werden;  der 
Waldbesitzer  hätte  einen  positiven  Nutzen  davon,    und  auch  die 


Ersatz  der  Forstprodukte  durch  Surrogate.  jAt 

Wirtschaft  des  Berechtigten  würde  dadurch  gefördert  oder  min- 
destens nicht  geschädigt  werden.  Würde  dem  Verpflichteten  das 
Recht  eingeräumt,  unter  gewissen  Umständen  die  in  Rede  stehende 
Umwandlung  zu  verlangen,  so  könnte  diesfalls  dem  Berechtigten 
die  Möglichkeit  geboten  werden,  sich  selbst  die  Vorteile  des  bil- 
ligeren Brenn-  oder  Streumaterials  dadurch  zuzuwenden,  dass  er 
statt  der  ursprünglich  geschuldeten  Holz-  oder  Waldstreuleistung 
ein  entsprechendes  Geldaequivalent  zu  verlangen  befugt  ist ;  Letz- 
teres würde  den  Preis  des  dafür  anzuschaffenden  Surrogates  er- 
heblich übersteigen.  Die  Beseitigung  des  ganzen  Dienstbarkeits- 
verhältnisses  durch  Ablösung  in  Geld  dürfte  dann  wohl  nicht 
mehr  lange  auf  sich  warten  lassen. 

Bis  eine  solche  eintritt,  müsste  hier  ebenso  wie  bei  den  sub  2 
besprochenen  Umwandlungen  die  Einforstung  subsidiär  fortdauern 
und  wieder  in  Kraft  treten ,  sobald  der  Verpflichtete  mit  seiner 
Ersatzleistung  im  Rückstande  bliebe ;  und  es  müsste  dieser  Ersatz- 
leistungspflicht der  rechtliche  Charakter  einer  Reallast  erteilt 
werden. 

Es  dürfte  indes  nicht  allzu  häufig  zu  einem  solchen  Ersatz 
der  Forstprodukte  kommen.  Die  Hindernisse  liegen  bei  den 
Holzbezugsrechten  auf  Seite  der  Berechtigten,  bei  d&a  Streuservi- 
tuten  auf  Seite  der  Waldbesitzer^ 

Bei  den  Beholzungsrechten  sind  die  Verpflichteten 
an  einer  Umwandlung  der  Holz-  in  eine  Kohlenverbindlichkeit 
gewiss  sehr  interessiert.  Aber  die  Steinkohle  setzt  meist  andere 
Brennvorrichtungen  voraus  als  Holz ;  in  der  Regel  müssten  also 
Kamine  oder  Oefen  an  die  Stelle  der  offenen  Herde  treten. 
Dazu  sind  aber  Kapitalsaufwendungen ,  unter  Umständen  sogar 
bauliche  Veränderungen  am  Hause  erforderlich,  zu  denen  die 
Bauern  nicht  ohne  weiteres  gezwungen  werden  können.  Darum 
wird  die  in  Rede  stehende  Umwandlung  über  Begehren  des  Ver- 
pflichteten in  der  Regel  nur  mit  Zustimmung  des  Berechtigten 
vorgenommen  werden  dürfen ;  gegen  seinen  Willen  jedoch  nur 
dann,  wenn  für  Kohlenheizung  geeignete  Einrichtungen  ohnedies 
schon  vorhanden  sind. 

Bei  den  Streubezugsrechten  liegen  derartige 
Schwierigkeiten  auf  Seite  der  Berechtigten  in  der  Regel  nicht  vor; 
denn  nur  selten  ist  für  den  Uebergang  von  der  Wald-  zur  Torf- 
oder Holzwollstreu  eine  Veränderung  in  Bezug  auf  die  Stallungen 
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nötig.  Man  brauchte  daher  auch  vor  der  Anwendung  eines 
Zwanges  gegen  den  Berechtigten  in  dessen  wohlverstandenem 
Interesse  nicht  zurückzuschrecken. 

Hier  aber  sind  gewisse  psychologische  Hindernisse  auf  Seite 
des  Waldbesitzers  vorhanden.  Dieser  kann  zwar  das  durch  eine 
Umwandlung  ersparte  Brennholz,  nicht  aber  die  Ast-  und  Boden- 
streu auf  dem  Markte  unmittelbar  zu  Geld  machen.  Sein  ökono- 
mischer Vorteil  bei  der  Ersetzung  der  Waldstreu  durch  Surrogate 
besteht  vielmehr  darin,  dass  dem  Waldboden  nicht  seine  natür- 
liche Düngung,  den  Bäumen  nicht  ihre  Zweige  geraubt  werden. 
Dieser  Vorteil  lässt  sich,  so  bedeutend  er  auch  ist,  nicht  sofort 
in  Geld  umsetzen  oder  auch  nur  genau  veranschlagen;  bloss 
weitsichtige  Forstwirte  werden  denselben  zu  schätzen  wissen  und 
die  zur  Lieferung  des  Ersatzmittels  erforderlichen  baren  Aufwen- 
dungen der  Streuentnahme  vorziehen. 

Immerhin  könnte  wenigstens  der  Staat,  wo  er  selbst  Eigen- 
tümer des  belasteten  Waldes  ist,  die  Streuservituten  allmählich 
beseitigen;  und  er  könnte,  wie  wir  sehen  werden,  auch  sonst 
im  Verwaltungswege  einen  Einfluss  in  gleicher  Richtung  ausüben. 
Letzteres  gilt  in  gewissem  Umfange  sogar  von  den  Bauholz-,  Werk- 
holz- und  Weideservituten ,  bei  denen  eine  Umwandlung  ohne 
Zustimmung  des  Berechtigten  stets  ausgeschlossen  ist. 

B.  Schutz  der  Berechtigten  im  Qenuss  ihrer  Servituten. 

Ist  auf  die  angegebene  Weise  für  einen  entsprechenden  In- 
halt der  Regulierungsurkunden  gesorgt,  so  bedarf  es  weiters  ge- 
setzlicher Massnahmen,  um  den  Berechtigten  in  dem  Genüsse 
seiner  regulierten  Dienstbarkeit  zu  schützen.  In  dieser  Beziehung 
ist  zu  fordern: 

1)  Verbot  der  willkürlichen  Aufforstung. 

Belasteter  reiner  Weideboden  darf  nicht  willkürlich  aufge- 
forstet werden ;  es  sei  denn,  dass  die  Behörde  dies  aus  Gründen 
der  Landeskultur  vorschreibt.  Tritt  ein  solcher  Fall  ein,  so  muss 
sich  der  Berechtigte  die  Beschränkung  seiner  Weidenutzung  aller- 
dings gefallen  lassen.  Ruhte  aber  die  Servitut  vor  ihrer  Regu- 
lierung auf  einem  grössern  Areale,  so  treten  die  früher  ange- 
führten Bestimmungen  (S.  141)  in  Kraft. 

2)  Regulierung  der  Nutzungen  des  Eigen- 
tümers. 

Jeder  Besitzer  eines  belasteten  Waldes  hat  der  Behörde  für 
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eine  Reihe  von  Jahren  einen  Plan  für  die  Forstbenützung  durch 
ihn  selbst  und  durch  den  Berechtigten  sowie  für  die  Hegungen 
vorzulegen.  Dieser  Plan  ist  darauf  hin  zu  prüfen,  ob  durch  die 
Bezüge  des  Eigentümers  bei  gleichzeitiger  Ausübung  des  Nutzungs- 
rechtes der  nachhaltige  Ertrag  des  Waldes  nicht  überschritten 
wird;  ob  trotz  der  Hegungen  die  Ansprüche  des  Berechtigten 
gedeckt  sind;  ob  nicht  gegen  eine  der  folgenden  Vorschriften 
Verstössen  wird.  Der  Plan  ist  den  Berechtigten  mitzuteilen ;  diese 
können  dagegen  Einwendungen  machen,  über  die  auf  Grund  von 
Lokalerhebungen  zu  entscheiden  ist. 

3)  Vorschriften  über  dieAnlegung  vonSchon- 
flächen,  über  die  Anweisung  von  Holz  undStreu. 

Die  Einhegungen  (Verjüngungen)  sollen  in  möglichst  wenigen, 
geschlossenen  Komplexen  und  so  angelegt  werden,  dass  durch 
sie  die  Ausübung  des  Nutzungsrechtes  in  den  übrigen  Waldteilen 
nicht  gehindert  wird.  Erhält  der  Verpflichtete  den  Auftrag,  Auf- 
forstungen vorzunehmen ,  so  soll  er  für  die  Letzteren  nicht  aus- 
schliesslich den  Teil  seines  Waldes  bestimmen ,  auf  dem  das 
Nutzungsrecht  ruht;  vielmehr  haben,  wenn  möglich,  der  belastete 
und  der  freie  Teil  des  gesamten  Besitzes  im  Verhältnis  ihrer 
Grösse  an  der  zu  verjüngenden  Fläche  zu  partizipieren. 

Die  Anweisung  von  Holz  und  Streu  soll  thunlichst  an  solchen 
Plätzen  erfolgen,  von  wo  dem  Berechtigten  die  Bringung  leicht 
möglich  ist. 

4)  Strafe  und  Schadenersatz. 

Die  Uebertretung  dieser  Vorschriften  ist  unter  Strafe  zu 
stellen;  überdies  verpflichtet  sie  zu  Schadenersatz.  Ist  die  be- 
wirkte Verkürzung  der  Nutzungen  des  Berechtigten  eine  dauernde, 
so  finden  die  Grundsätze  sub  A  i  sinngemässe  Anwendung.  Diese 
Schadenersatzpflicht  tritt  auch  ein,  wenn  vor  Erlass  des  Gesetzes 
eine  solche  Verkürzung  durch  übermässige  Ausbeutung  des  Waldes 
seitens  des  Verpflichteten  verursacht  ist. 

C.  Brmdglichung  der  Ablösung. 

Ist  durch  ein  Gesetz  dieser  Art  und  durch  eine  strikte  Hand- 
habung desselben  dem  Berechtigten  die  ungeschmälerte  Ausübung 
seiner  Dienstbarkeit  gesichert,  so  büsst  die  Ablösungsfrage  zwar 
an  Aktualität  für  die  Bauern  ein,  sie  behält  aber  trotzdem  für  sie 
noch  immer  grosse  Wichtigkeit;  denn  misslich  bleibt  die  Kon- 
kurrenz  von   Servitut   und   Eigentum   an    der  Nutzung  desselben 
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Objektes  immer,  Streitigkeiten  und  Uebergriffe  werden  nie  ganz 
zu  vermeiden  sein,  und  schliesslich  muss  es  doch  fraglich  er- 
scheinen, ob  es  gelingen  wird,  den  Schutz  der  Dienstbarkeit  in 
der  Praxis  so  wirksam  zu  gestalten,  dass  keine  berechtigten  Klagen 
mehr  erhoben  werden  können. 

Jedenfalls  aber  gewinnt  die  Ablösungsfrage  eine  um  so  höhere 
Bedeutung  für  den  Verpflichteten;  je  strenger  darauf  gesehen 
wird,  dass  die  Servitutsbezüge  keine  ungerechtfertigte  Einschrän- 
kung erleiden,  um  so  lästiger  müssen  dieselben  dem  Waldbesitzer 
werden. 

I.  Anwendungsgebiet  für  eine  neuerliche  Ab- 
lösungsaktion. 

Zunächst  erhebt  sich  da  die  Frage,  ob  es  denn  nach  der  Durch- 
führung des  Patentes  vom  Jahre  1853  überhaupt  noch  Servituten 
gibt,  deren  Ablösung  nicht  den  stärksten  ökonomischen  Bedenken 
begegnet.  Wissen  wir  doch,  dass  jenes  Gesetz  Regulierungen  nur 
dann  zuliess,  wenn  die  Parteien  sich  darauf  einigten,  ferner  wenn 
die  Ablösung  den  Hauptwirtschaftsbetrieb  des  einen  Teiles  auf 
eine  unersetzliche  Weise  gefährden  oder  überwiegende  Nachteile 
der  Landeskultur  herbeiführen  würde. 

Es  liegt  nahe  zu  fragen:  muss  nicht  jeder  Gesetzgeber  die- 
selben Ausnahmen  von  der  Ablösbarkeit  statuieren  ?  Und  ist  damit 
nicht  gesagt,  dass  ein  neues  Ablösungsgesetz  keinerlei  Substrat 
für  seine  Anwendung  vorfinden  würde? 

Die  erste  Frage  ist  zweifellos  zu  bejahen,  die  zweite  aber 
ebenso  gewiss  zu  verneinen. 

i)  Servituten,  die  schon  zur  Zeit  der  Regu- 
lierung hätten  abgelöst  werden  können. 

Es  sei  zunächst  nur  daran  erinnert,  dass  namentlich  von  Seiten 
der  Verpflichteten  vielfach  behauptet  wird,  die  Behörden  hätten 
sehr  häufig  auf  blosse  Regulierung  erkannt,  wo  eine  Ablösung 
durch  Zahlung  eines  Geldkapitals  nach  den  Bestimmungen  des 
Gesetzes  hätte  vorgenommen  werden  sollen.  Trifft  dies  zu  —  es 
zu  untersuchen  ist  hier  selbstverständlich  ausgeschlossen  — ,  so 
wäre  damit  schon  eine  Reihe  von  Fällen  gegeben,  in  denen  die 
Ablösung  eintreten  könnte. 

Eine  zweite  Gruppe  von  an  sich  ablösbaren  Servituten ,  die 
thatsächlich  nur  reguliert  wurden,  besteht  aus  solchen  Dienstbarkei- 
ten, bei  denen  der  Berechtigte  auf  die  Naturalnutzung  ohne  Gefahr- 
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düng  seiner  Wirtschaft  nicht  verzichten  konnte,  der  Verpflichtete 
dagegen  in  die  Abtretung  von  Grund  und  Boden  nicht  willigte, 
trotzdem  eine  solche  möglich  gewesen  wäre.  In  solchen  Fällen 
wäre  sehr  häufig  die  Ablösung  mit  Grundstücken  möglich. 

2)  Späteres  Eintreten  der  Ablösbarkeit. 

Aber  sehen  wir  von  jenen  bereits  früher  besprochenen  Dingen 
ganz  ab.  Das  Patent  des  Jahres  1853  hat  den  grossen  bisher 
noch  nicht  erwähnten  Fehler,  so  gut  wie  ausschliesslich  auf  den 
Zeitpunkt  Rücksicht  zu  nehmen,  in  welchem  es  gegeben  und 
durchgeführt  wurde.  Ablösungen ,  die  in  jenem  Momente  aus 
irgend  einem  Grunde  nicht  vorgenommen  wurden,  sind  ohne  Zu- 
stimmung beider  Teile  für  immer  unmöglich. 

Das  Gesetz  nimmt  darauf  viel  zu  wenig  Rücksicht,  dass  jene 
die  Ablösung  hindernden  Faktoren  sich  im  Laufe  der  Zeit  ändern 
könnten.  Im  §  23  ist  zwar  der  Versuch  gemacht,  solchen  künfti- 
gen Aenderungen  Rechnung  zu  tragen;  aber  dieser  Versuch  ist 
gänzlich  misslungen.  Es  wird  daselbst  nämlich  bestimmt,  dass 
gelegentlich  einer  Regulierung  festgesetzt  werden  könne,  dass  die 
Ablösung  nach  Ablauf  eines  bestimmten  Zeitraumes  oder  der  Er- 
füllung einer  Bedingung  auf  Verlangen  eines  Teiles  stattzufinden 
habe.  Das  kann  aber  nur  dann  geschehen ,  wenn  zur  Zeit  der 
Regulierung  die  gesetzlichen  Voraussetzungen  für  die  Ablösbarkeit 
zwar  nicht  gegeben  sind,  jedoch  erwiesen  vorliegt  oder  mit  Grund 
zu  erwarten  steht,  dass  die  Bedingungen  der  Ablösbarkeit  nach 
Ablauf  der  Zeit  oder  nach  Eintritt  des  Ereignisses  vorhanden 
sein  werden. 

Wo  also  die  Regulierungsbehörden  nicht  schon  zur  Zeit  der 
Regulierung  eines  Rechtes  die  Möglichkeit  einer  späteren  Ablös- 
barkeit ins  Auge  gefasst  haben  und  dafür  die  Bedingungen  fest- 
gesetzt haben,  —  und  das  ist  gewiss  sehr  selten  geschehen  — 
dort  besteht  also  eine  für  immer  unablösbare  Grundlast  und  die 
Unablösbarkeit  kann  auch  dann  nicht  beseitigt  werden,  wenn  die 
Ursachen  längst  weggefallen  sind,  aus  welchen  früher  die  Ab- 
lösung ausgeschlossen  und  auf  Regulierung  der  Servitut  erkannt 
worden  war. 

Haben  also  die  Parteien  einen  Regulierungsvergleich  ge- 
schlossen, so  bleibt  derselbe  für  ewige  Zeiten  unantastbar.  Selbst 
die  Nachkommen  des  Berechtigten  oder  Verpflichteten  dürfen 
nicht  die  Ablösung  des  Nutzungsrechtes  verlangen,   mögen  auch 
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die  sonstigen  Voraussetzungen  für  eine  solche  erfüllt  sein. 

Gerade  von  den  im  Vergleichswege  regulierten  Servituten 
würde  jetzt  zweifellos  eine  sehr  grosse  Zahl  zur  Ablösung  ange- 
meldet werden ,  wenn  das  gesetzlich  zulässig  wäre.  Haben  wir 
doch  gesehen,  dass  bald  der  eine  bald  der  andere  Teil  mit  dem 
heutigen  Stande  der  Dinge  höchst  unzufrieden  ist. 

Aehnliches  gilt  von  jenen  Regulierungen,  die  aus  Rücksichten 
für  den  Wirtschaftsbetrieb  des  Berechtigten  vorgenommen  worden 
sind.  Diese  Rücksichten  sind  gegenwärtig  schon  vielfach  unnötig. 
Namentlich  hat  die  Vervollständigung  des  Strassennetzes,  die  Ver- 
besserung der  Transportmittel,  der  Bau  von  Eisenbahnen  viele 
Gegenden  in  den  geldwirtschaftlichen  Verkehr  einbezogen,  die 
früher  davon  unberührt  gewesen  waren.  Gebiete^  die  in  den  50er 
und  60er  Jahren  mit  ihrem  Holz-  und  Streubedarf  durchaus  auf 
die  benachbarten  herrschaftlichen  Waldungen  angewiesen  waren, 
können  denselben  jetzt  ohne  Schwierigkeit  im  freien  Tauschver- 
kehr decken,  den  Holzbrand  durch  den  Kohlenbrand,  das  Kien- 
licht durch  Oel  und  Petroleum  ersetzen. 

Es  gewinnt  ferner  der  Anbau  von  Futterpflanzen  stets  an  Aus- 
breitung; die  Nachteile  der  Alp-  und  Waldweide,  ja  sogar  die  der 
Heimweide  werden  immer  mehr  erkannt  und  durch  Stallfiitterung 
vermieden.  Viele  herrschenden  Grundstücke  haben  sich  im  Laufe 
des  letzten  Menschenalters  zur  wirtschaftlichen  Selbständigkeit 
und  Unabhängigkeit  vom  Walde  aufgeschwungen. 

Ueberall,  wo  dies  zutrifft,  ist  die  Ablösung  der  Nutzungs- 
rechte möglich,  ja  wünschenswert  geworden,  während  sie  vor 
einem  Menschenalter  die  Wirtschaft  des  berechtigten  Gutes  un- 
gemein geschädigt  hätte.  Diesem  Entwickelungsprozess,  der  auch 
heute  noch  nicht  abgeschlossen  ist,  hat  das  Gesetz  des  Jahres  1853 
in  keiner  Weise  Rechnung  getragen,  indem  es  die  einmal  regu- 
lierten Servituten  für  unablösbar  erklärte. 

Ueberdies  könnte  aber  vielleicht  in  vielen  Fällen  durch  ge- 
eignete Verwaltungsmassregeln  die  derzeitige  Unentbehrlichkeit 
der  Naturalnutzungen  für  die  berechtigte  Wirtschaft  beseitigt  und 
auf  solche  Weise  die  Ablösung  auch  dann  ermöglicht  werden, 
wenn  eine  Abtretung  von  Grund  und  Boden  nicht  statthaft  ist, 
also  eine  Entschädigung  in  Geld  ausgesprochen  werden  müsste 
(s.  u.  S.  157). 
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So  dürfte  es  an  einem  Anwendungsgebiete  für  ein  Gesetz, 
das  die  Ablösung  der  regulierten  Dienstbarkeiten  auf  Grund  ein- 
seitiger Provokation  einfuhrt,  nicht  fehlen. 

Endlich  würde  eine  Reihe   von  Servituten  auch  gelegentlich 
der  Zusammenlegung  der  Grundstücke  abgelöst  werden  können. 
Eine  engere  Verbindung   der   Servitutenablösung    mit  der  Kom- 
massation  wäre,   wie   schon   früher  ausgeführt,  aus  einer  ganzen 
Reihe  von  Gründen   dringend   zu    wünschen  *).    Sie   würde  aber 
auch  den  Kreis  der  möglichen  Ablösungen  noch    wesentlich    er- 
weitem.    Insbesondere  müsste  der  Bedarf  an  Bauholz  bedeutend 
abnehmen,  wenn  der  zerstreute  Besitz  des  Bauern  in  einige  wenige 
geschlossene  Stücke  zusammengelegt  wird.    Die  Flurgrenzen  und 
damit  die  ausgedehnten  Holzzäune  sowie  die  hölzernen  Heustadeln 
—  die  namentlich  im  Salzburgischen  und  Steirischen    in   so  ver- 
derblicher Weise  überhand  genommen  haben  —  könnten  ausser- 
ordentlich   reduziert   werden;    der    Haus-  und  Gutsbedarf  würde 
geringer  werden,   und  damit  dürften  dann  auch  die  Beholzungs- 
rechte  ohne  jede  Schädigung  der  Eingeforsteten   in   ihrem  Aus- 
masse    bedeutend   herabgesetzt    und   mit  einem   relativ  geringen 
Aequivalente  abgelöst  werden  können. 

Nun  wird  ohnedies ,  wie  das  4.  Kapitel  zeigt ,  eine  tief  grei- 
fende Reform  unseres  geltenden  Kommassationsrechtes  nicht  zu 
vermeiden  sein.  In  das  neue  Gesetz  sollte  dann  auch  eine  Be- 
stimmung eingefügt  werden,  dass  mit  der  Zusammenlegung  stets 
auch  die  Ablösung  der  in  dem  Kommassationsgebiete  bestehenden 
Wald-  und  Weideservituten  zu  verbinden  ist,  sofern  nur  die  Be- 
dingungen der  Ablösbarkeit  gegeben  sind;  der  Kommassations- 
beschluss  hätte  also  als  Provokation  für  alle  Dienstbarkeiten  der 
genannten  Art  zu  gelten,  wie  Peyrer  es  verlangt  hat 

II.  Voraussetzungen  für  die  Ablösung. 

Bei  dem  akuten  Charakter,  den  die  Servitutenfrage  bei  uns 
angenommen  hat,  wäre  es  trotz  der  vorstehenden  Erwägungen 
kaum  rätlich,  Ablösungen  ohne  gleichzeitige  Zusammenlegungen 
auszuschliessen.  Vielmehr  müsste  wohl  ausserdem  dem  Berech- 
tigten wie  dem  Verpflichteten  das  Recht  erteilt  werden,  auf  Ab- 
lösung der  Grunddienstbarkeiten  zu  provozieren. 

Steht  die  Servitut  einer  Mehrheit  von  Personen,  etwa  allen 
grundbesitzenden  Gemeindemitgliedern  zu,  was  namentlich  in  Salz- 

i)  S«  auch  Piyrtr^  Monatsschrift  für  Forstwesen  1876,  S.  573. 
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bürg  sehr  häufig  der  Fall  ist,  so  empfiehlt  sich  wohl  die  seineraeit 
vom  Salzburger  Landtage  beschlossene  Bestimmung,  dass  die 
Provokation  durch  die  Majorität  der  berechtigten  Personen  be- 
schlossen werden  könne. 

Natürlich  dürfte  das  Ablösungsbegehren  nicht  unter  allen  Um- 
ständen, sondern  nur  unter  bestimmten  Voraussetzungen  erfüllt 
werden.  Die  Frage,  ob  einer  Provokation  Folge  gegeben  werden 
solle  oder  nicht,  wäre  von  eigenen  Behörden  zu  entscheiden  ;  die 
dafür  massgebenden  Grundsätze  sind  in  dem  Gesetze  des  Jahres  1853 
in  ziemlich  zutreffender  Weise  aufgestellt.  Nur  sollte  an  die 
Stelle  der  »unersetzlichen  Gefährdungc  eine  etwas  mildere  For- 
mulierung treten.  Hienach  müsste  die  Ablösung  verweigert  werden, 
wenn  sie  die  Interessen  der  Landeskultur  oder  den  Hauptwirt- 
schaftsbetrieb des  Berechtigten  oder  des  Verpflichteten  dauernd 
schädigen  würde. 

Versuchen  wir,  uns  eine  etwas  genauere  Vorstellung  davon 
zu  machen,  in  welchen  Fällen  nach  diesen  Grundsätzen  der  Pro- 
vokation einer  Partei  auf  Ablösung  wird  Folge  gegeben  werden 
können. 

Die  nachträgliche  Ablösung  der  Servitut  mit  Geld  wird  zu- 
nächst immer  dann  möglich  sein,  wenn  zur  Zeit  der  Provokation 
das  bisher  durch  die  Naturalnützung  gedeckte  Bedürfnis  des  Be- 
rechtigten im  freien  Tauschverkehre  leicht  befriedigt  werden 
kann  oder  durch  eine  rationelle  Umgestaltung  des  Wirtschafts- 
betriebes gänzlich  verschwindet.  Denn  hier  ist  Abfindung  mit 
Geld  stets  zulässig,  weil  Interessen  der  Landeskultur  dabei  nicht 
mitspielen.  Das  Eintreten  jener  Bedingungen  kann  übrigens,  wie 
noch  gezeigt  werden  soll,  auf  mannigfache  Art,  insbesondere 
auch  durch   die  Mittel   staatlicher  Verwaltung   befördert  werden. 

Aber  auch  dann,  wenn  diese  Voraussetzungen  zwar  nicht 
erfüllt  sind,  der  Verpflichtete  sich  jedoch  im  Besitze  von  Grund 
und  Boden  befindet,  der  geeignet  ist,  dem  Berechtigten  die  Fort- 
setzung seiner  bisherigen  Naturalnützung  zu  gewähren,  wird 
die  Ablösung  möglich  sein,  wenn  das  Grundstück  ohne  Gefahr- 
dung der  Landeskultur  als  Aequivalent  verwendet  werden  kann. 
Beide  Momente  erfordern  eine  spezielle  Betrachtung. 

Der  Fortbezug  der  Naturalnutzungen  ist  von 
der  Art  des  Nutzungsrechtes  und  der  des  verfügbaren  Grundbe- 
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Sitzes  abhängig.  Blosse  Streubezugsrechte  werden  wohl  niemals 
mit  Grund  und  Boden  ablösbar  sein  ^).  Die  Wert  Verschieden- 
heit zwischen  dem  gesamten  Waldertrage  und  der  Streunutzung 
ist  ein  zu  grosser. 

Das  nämliche  Hindernis  liegt  immer  bei  dem  Rechte  auf 
Raff-  und  Leseholz,  sehr  häufig  auch  bei  den  sonstigen  Servi- 
tuten vor,  wenn  sie  isoliert  bestehen.  Dasselbe  kann  jedoch 
unter  Umständen  wegfallen:  für  das  Brennholzbezugsrecht  beim 
Niederwald;  für  die  Bauholzberechtigung  beim  Hochwald,  wenn 
es  sich  um  eine  grosse  Anzahl  von  Dienstbarkeiten,  also  etwa 
um  die  Einforstung  einer  ganzen  Gemeinde  handelt  und  die  Wald- 
abtretung an  die  Gesamtheit  der  Berechtigten  erfolgt;  für  das 
Weiderecht  bei  der  Ablösung  mit  reinem  Weide-  oder  Alpboden, 
und  auch  bei  der  Abtretung  von  Wald,  wenn  der  ökonomisch 
wertvollere  Teil  der  Benützung  desselben  in  der  Weide  und  nicht 
in  dem  Holzertrage  bestand ,  und  wenn  für  den  Entgang  des 
Letzteren  der  Berechtigte  dem  Verpflichteten  Ersatz  in  Geld 
leistet,  oder  wenn  statt  dessen  dem  Verpflichteten  das  Recht 
gewahrt  bleibt,  die  vorhandenen  Bestände  zu  fallen. 

Weit  einfacher  gestaltet  sich  dagegen  die  Sache,  wenn,  was 
die  Regel  bildet,  mehrere  verschiedene  Nutzungsrechte  cumuliert 
sind,  wenn  insbesondere  gleichzeitig  Bau-. und  Brennholzbezüge, 
Beholzungs-  und  Weiderecht,  Beholzungs-  und  Streurecht  oder 
alle  3  Arten  gleichzeitig  dem  Berechtigten  zustehen.  Denn  da 
tritt  entweder  gar  keine  oder  doch  nur  eine  geringe,  in  Geld 
leicht  ausgleichbare  WertdifTerenz  zwischen  dem  Bodenertrage 
und  der  gebührenden  Nutzung  ein. 

Speziell  bei  der  Abfindung  im  Waldgrund  ist  allerdings  noch 
ein  Weiteres  zu  beachten.  Es  genügt  nicht,  dass  theoretisch  die 
Ertragsfahigkeit  des  Aequivalentes  hinreiche,  die  Servitutsbezüge 
zu  decken ;  es  muss  auch  der  Wald  solche  Bestands-  und  Alters- 
verhältnisse aufweisen,  dass  sofort  eine  der  ]!)ienstbarkeit  ent- 
sprechende kurrente  Nutzung  möglich  ist.  Der  schönste  Forstboden 
ist  somit  als  Aequivalent  ungeeignet,  wenn  er  durchaus  nur  mit 
jungen  Altersklassen  bestockt  ist,  die  erst  einer  vieljährigen 
Schonung  bedürfen. 

i)  Hier,  wie  im  Folgenden  wird  stets  Toraosgesetzt,  dass  es  sich  um  eine  für  den 
Berechtigten  unentbehrliche  Naturalnutzung  handle;  von  dem  Falle,  dass  der  Ver- 
pflichtete bei  einer  auch  mit  Geld  ablösbaren  Serritut  die  Abtretung  von  Grund  und 
Boden  vorziehe,  wird  dagegen  abgesehen. 
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Rücksicht  auf  die  Landeskultur.  Die  Ablösbar- 
keit  der  Servituten  mit  Grund  und  Boden  erfährt  eine  weitere 
Einschränkung  durch  das  zweite  vorhin  angeführte  Moment:  Die 
Rücksicht  auf  die  Landeskultur.  Eine  solche  ist  bei  der  Ab- 
tretung von  Wald  zu  beobachten.  Nach  den  schlechten  Er- 
fahrungen ,  die  man  bisher  gemacht  hat ,  scheint  es  nicht  em- 
pfehlenswert zu  sein,  das  Eigentum  solcher  Wälder,  deren  Er- 
haltung im  öffentlichen  Interesse  gelegen  ist,  in  relativ  kleinen 
Parzellen  an  die  einzelnen  Berechtigten  zu  übertragen.  Die  Ab- 
lösung mit  Forsten  dieser  Art  wird  daher  nur  dort  thunlich  sein, 
wo  der  Wald  an  eine  Gesamtheit  von  Berechtigten  abgetreten  wer- 
den kann  und  überdies  genügende  Bürgschaft  für  eine  entspre- 
chende Bewirtschaftung  durch   diese  Gesamtheit  vorhanden  sind. 

Es  braucht  nach  dem  Vorstehenden  kaum  gesagt  zu  werden, 
dass  das  Postulat  von  Garantien  für  die  pflegliche  Behandlung 
viel  ernster  genommen  werden  muss,  als  es  bisher  seitens  der 
Gesetzgebung  und  Verwaltung  geschehen  ist.  Im  Gesetze  schon 
müsste  eine  genaue  Fixierung  der  Anteilsrechte  der  einzelnen 
Genossen  —  wo  möglich  nach  ideellen  Quoten  —  vorgeschrieben 
sein ,  ferner  die  Erlassung  wirksamer  Genossenschaftsstatuten, 
die  Aufstellung  von  Wirtschaftsplänen  und  Waldordnungen,  die 
Bestellung  geeigneter  Forstorgane  u.  s.  w.  Insbesondere  würde 
es  sich  auch  für  die  so  entstehenden  Gemeinschaftswälder  em- 
pfehlen, womöglich  die  Nutzungsberechtigten  vom  Walde  auszu- 
schliessen,  die  Fällung  und  Bringung  des  Holzes,  das  Sammeln 
der  Streu,  den  Eintrieb  und  die  Beaufsichtigung  des  Viehs  durch 
Genossenschaftsorgane  vornehmen  zu  lassen. 

Man  muss  sich  übrigens  auch  davor  hüten,  in  das  entgegen- 
gesetzte Extrem  zu  verfallen  und  jede  Waldrodung  als  einen 
volkswirtschaftlichen  Nachteil  anzusehen.  Es  giebt  in  Oesterreich 
zweifellos  noch  weite  Strecken  Waldes ,  die  ganz  unbedenklich 
in  eine  andere,  ertragsreichere  Kultur  umgewandelt  werden 
könnten,  bei  denen  die  »Devastierung«  also  einen  Kulturfortschritt 
bedeuten    würde  *).     Nehmen   doch   z.  B  die  Forste  in  einzelnen 

i)  So  betont  z.  B.  Forstdirektor  Dommes^  Delegierter  des  Reichsforstvereines  auf 
dem  Forstkongress  des  Jahres  1879,  dass  es  im  ganzen  Lande  Steiermark  noch  Besitzungen 
gibt,  wo  Wälder  auf  dem  besten  Weideboden  stehen,  der  zu  landwirtschaftlichen 
Zwecken  verwendet  einen  viel  höheren  Ertrag  abwerfen  würde,  als  ihn  der  Wald  je- 
mals liefern  kann«  (S.  75).  Und  dies  wird  auch  von  Professor  Sckmirgtr,  dem  Grazer 
Delegierten,  bestätigt. 
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sehr  grossen  und  mit  Servituten  stark  belasteten  Bezirken  Steier- 
marks  bis  zu  75  Vo  der  gesamten  produktiven  Bodenfläche  ein!^) 
Dass  da  so  mancher  Wald  mit  Vorteil  für  die  Volkswirt- 
schaft abgeholzt  und  in  Weide  oder  Wiese  verwandelt  werden 
könnte,  unterliegt  keinem  Zweifel.  Ebenso  wenig,  dass  auch  in 
andern  Gegenden  vielfach  einzehie  Parzellen,  Ausläufer  und  sonst 
für  die  Landeskultur  unwesentliche  Waldflächen  vorhanden  sind, 
die  ohne  jeden  Schaden  an  Berechtigte  abgetreten  werden 
könnten. 

in.  Grundsätze  für  die  Bestimmung  des  Ab- 
lösungsäquivalentes. 

Von  den  Grundsätzen,  nach  denen  die  Art  des  Ablösungs- 
äquivalentes ,  sowie  dessen  Grösse  bestimmt  werden  soll ,  wurde 
schon  gelegentlich  der  Kritik  des  Patentes  vom  Jahre  1853  und 
der  späteren  Vorschläge  so  ausfuhrlich  gehandelt,  dass  es  an 
dieser  Stelle  wohl  genügt,  die  Resultate  jener  Untersuchung  zu- 
sammenzufassen und  für  die  nähere  Begründung  der  einzelnen 
Sätze  auf  das  früher  Gesagte  zu  verweisen. 

i)  Irrelevanz  der  Person  des  Provokanten. 

Von  welchem  Teile  die  Provokation  ausgeht,  ist  sowohl  für 
die  Frage  nach  dem  Abfindungsmittel,  als  auch  fiir  die  Be- 
rechnung des  Aequivalentes  gleichgiltig.  Denn  der  Antrag  wird 
sehr  oft  nur  formell,  nicht  auch  materiell  freiwillig  gestellt  werden. 

2)  Ablösung  mit  Grundstücken  auch  gegen 
den  Willen  des  Verpflichteten. 

Die  Ablösung  muss  immer,  und  zwar  nötigen  Falls  auch 
gegen  den  Willen  des  Verpflichteten,  mit  Grund  und  Boden  ge- 
schehen, wenn  die  Naturalnutzung  für  den  Berechtigten  nicht  zu 
entbehren  ist.  Sonst  hat  der  Verpflichtete  die  Wahl  des  Ab- 
findungsmittels. 

3)  Grösse  des  Abfindungsgrundstückes  bei 
Un  entb  ehrli  chkeit  der  Naturalnutzung. 

Wird  wegen  Unentbehrlichkeit  der  Naturalnutzung  auf  Ab- 
tretung von  Grund  und  Boden  erkannt,  so  bestimmt  sich  das 
Aequivalent  nach  dem  Bodenertrage.  Es  muss  also  ein  so  grosses 
Grundstück  als  Abfindung  bestimmt  werden,  dass  aus  dessen 
NaturaJertrage  die  bisherige  Nutzung,  ferner  die  Grundsteuer  und 
die  Verwaltungskosten  gedeckt  werden   können.     Ist  der  Grund- 

i)  HofKkretär  Bauer  auf  dem  Forstkongress  1887,  S.  100. 
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ertrag  grösser,  so  hat  der  Berechtigte  die  Differenz  in  Geld  aus- 
zugleichen. Bei  der  Abtretung  von  Wald  für  ein  Weiderecht 
kann  statt  dessen  auch  dem  früheren  Besitzer  das  Recht  der  Ab- 
stockung  vorbehalten  bleiben. 

4)  Aequivalent  bei  Entbehrlichkeit  der  Na- 
turalnutzung. 

Ist  die  Naturalnutzung  für  den  Berechtigten  entbehrlich,  so 
ist  der  Wert  des  jährlichen  Servitutsgenusses  in  Geld  zu  veran- 
schlagen; hievon  sind  die  zur  Ausübung  der  Dienstbarkeit  not- 
wendigen Geldaufwendungen  abzuziehen.  Dieser  Nettogeldwert 
der  Jahresnutzung  ist  auf  Grund  desjenigen  Zinsfusses  zu  kapi- 
talisieren, der  in  dem  betreffenden  Gerichtsbezirke  zur  Zeit  der 
Ablösung  für  sichere  Kapitalsanlagen  gilt;  dieser  Zinsfuss  ist 
periodisch  von  der  Behörde  zu  erheben  und  zu  veröffentlichen. 
Das  auf  die  angegebene  Art  ermittelte  Ablösungskapital  kann 
nach  Wahl  des  Verpflichteten  in  Geld  oder  in  Grund  und  Boden 
beglichen  werden ;  der  Letztere  ist  hiebei  mit  dem  auf  Grund 
seiner  Ertragsfähigkeit  nach  Abzug  der  Steuer  berechneten  Ver- 
kehrswerte in  Ansatz  zu  bringen ,  also  bei  Wald  nach  dem  Wald- 
ertragswerte. 

5)  Preise  des  letzten  Jahrzehntes. 

Immer ,  wenn  Nataralnutzungen  in  Geld  zu  schätzen  sind, 
sollen  die  lokalen  Durchschnittspreise  des  der  Ablösung  un- 
mittelbar vorhergehenden  Dezenniums  zu  Grunde  gelegt  werden. 

6)  Wald-  und  Weideabtretung  anGenossen- 
s  c  ha  ft  e  n. 

Die  Abtretung  von  Wald  und  Weide  hat  in  der  Regel  an 
die  Gesamtheit  der  Berechtigten  zu  geschehen  unter  gleichzeitiger 
Konstituierung  derselben  als  Genossenschaft  und  Regelung  der 
Nutzungsrechte  der  einzelnen  Genossen.  In  dem  Statute  müssen 
Organe  für  die  Leitung  der  Genossenschaft  sowie  für  die  Be- 
wirtschaftung und  Beaufsichtigung  des  Waldes  vorgesehen  sein. 
Die  Nutzung  von  Wald  und  Weide  soll,  wenn  möglich  nicht 
durch  die  Genossen  selbst,  sondern  durch  Angestellte  der  Ge- 
nossenschaft vorgenommen  werden  (s.  o.).  Auch  die  Weide  soll 
gemeinsam  unter  einem  Genossenschaftshirten  resp.  Aeipler 
erfolgen.  Jedenfalls  ist  eine  Wald-  oder  Weideordnung  sowie  ein 
Bewirtschaftungsplan  zu  verfassen  und  der  Behörde  zur  Genehmi- 
gung vorzulegen. 

Tritt    zu    all   den    angegebenen  Kauteln  noch  eine  wirksame 
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Staatliche  Forstaufsicht  fiir  die  Genossenschaftswälder,  so  wird 
man  —  wenigstens  in  manchen  Ländern  —  selbst  Wohlfahrts- 
wälder zur  Ablösung  der  Servituten  verwenden  dürfen. 

D.  Administrative  Massregeln  2ur  Beförderung  der  Ablösungen. 

Wir  haben  bisher  blos  von  den  gesetzlichen  Massregeln  ge- 
sprochen, die  zu  ergreifen  wären,  um  einerseits,  so  lange  die 
Wald-  und  Weidedienstbarkeiten  bestehen,  Ordnung  in  den  Be- 
ziehungen zwischen  Berechtigten  und  Verpflichteten  herzustellen, 
und  um  andererseits  die  Ablösung  der  Nutzungsrechte  durchzu- 
führen, wo  eine  solche  ohne  Schädigung  der  Interessen  der 
Landeskultur  und  ohne  dauernde  Benachteiligung  des  Wirtschafts- 
betriebes der  Berechtigten  möglich  ist. 

Daneben  kann  aber  der  Staat  auch  im  Wege  der  Verwaltung 
so  manches  thun,  um  die  Vorbedingungen  für  die  Ablösbarkeit 
zu  schaffen. 

Es  handelt  sich  hiebei  hauptsächlich  um  Fälle,  in  denen  die 
Ablösung  mit  Grund  und  Boden  aus  Rücksichten  für  die  Landes- 
kultur oder  aus  anderen  Gründen  ausgeschlossen  ist,  andererseits 
aber  die  Naturalnutzungen  für  den  »üblichen«  Hauptwirtschafts- 
betrieb der  Berechtigten  zwar  bisher  nicht  zu  entbehren  sind, 
aber  doch  für  die  Zukunft  entbehrlich  gemacht  werden  könnten. 
Und  eine  ähnliche  Aufgabe  liegt  vor  bezüglich  des  Ersatzes  von 
Holz  und  Waldstreu  durch  andere  Brenn-  und  Streumittel  (s.  o. 
S.  141  ff.). 

Häufig  ist  nämlich  jene  Unentbehrlichkeit  der  Naturalnutzungen 
sowie  die  Unersetzlichkeit  der  Waldprodukte  für  die  Berechtigten 
durchaus  keine. absolute,  sondern  sie  lässt  sich  durch  entsprechende 
Massregeln  der  Landwirtschaftspflege  durch  eine  Modifizierung 
in  der  Wirtschaftsführung  und  in  den  wirtschaftlichen  Gewohn- 
heiten beseitigen. 

1)  Bei  Weideservituten. 

Am  wenigsten  gilt  das  Gesagte  für  die  Wald-  und  Alpweide. 
Indessen  könnte  auch  sie  noch  an  vielen  Orten  in  rationeller 
Weise  durch  Einfuhrung  der  Stallfutterung  mit  Erfolg  ersetzt 
werden.  Das  würde  allerdings  gewisse  nicht  unbedeutende  wirt- 
schaftliche Aenderungen  voraussetzen.  Zunächst  den  Anbau  ent- 
sprechender Futterpflanzen.  Sodann  aber  auch  die  Errichtung 
von  rationellen  Stallungen ;  denn  gegenwärtig  pflegen  in  den  Ge- 
genden ,   deren  Bauern    mit    ihrem    Vieh    eingeforstet    sind ,    die 
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Ställe  auch  den  primitivsten  Anforderungen  der  Oekonomik  Hoha 
zu  sprechen. 

Daher  müsste  dort,  wo  die  natürlichen  Bedingungen  für  die 
Heimweide  oder  für  die  Stallfutterung  gegeben  sind,  versucht 
werden,  durch  die  Einrichtung  von  Masterwirtschaften,  durch 
Belehrung  seitens  der  Wanderlehrer  u.  s.  w.  die  bäuerliche  Be- 
völkerung von  den  Vorteilen  der  Neuerung  zu  überzeugen.  Ist 
es  gelungen,  den  rationellen  Wirtschaftsbetrieb  in  einer  Gegend 
einzubürgern,  so  wird  man  auch  davor  nicht  zurückzuscheuen 
brauchen,  gegen  etwa  noch  vorhandene  rückständige  Elemente 
selbst  einen  indirekten  Zwang  dadurch  auszuüben,  dass  man  den 
Verpflichteten  gestattet,  die  nunmehr  für  die  Berechtigten  ent- 
behrlich gewordenen  Weiderechte  mit  Geld  zur  Ablösung  zu 
bringen. 

Wo  der  Staat  selbst  Eigentümer  des  belasteten  Waldes  ist, 
kann  er  noch  weiter  gehen  und  Subventionen  oder  unverzinsliche 
Darlehen  für  den  Stallbau,  für  den  Ankauf  von  Futtersamen  und 
dergl.  denjenigen  Eingeforsteten  versprechen,  die  in  eine  Geld- 
abfindung für  ihre  Weiderechte  willigen. 

Auf  diese  Weise  wäre  es  wohl  vielfach  möglich,  nicht  nur 
den  Wald  zu  entlasten,  sondern  auch  die  Bauern  zu  einer  ratio- 
nellen Wirtschaftsführung  zu  bewegen. 

2)  Bei  Streubezugsrechten, 

Viel  häuflger,  als  bezüglich  der  Weide  dürfte  ein  solches 
Bestreben  bezüglich  der  Streu  Servituten  von  Erfolg  begleitet  sein. 
Es  wurde  schon  früher  vorgeschlagen,  das  Streunutzungsrecht 
möglichst  allgemein  in  ein  eigentliches  Streubezugsrecht  zu 
verwandeln  und  überdies  die  Ast-  und  Bodenstreu  durch  ein 
Quantum  von  Surrogaten  zu  ersetzen,  das  den  gleichen  Nutz- 
effekt hat,  wie  die  eigentliche  Schuldigkeit,  während  andererseits 
der  Berechtigte  statt  dessen  den  Geldwert  der  ursprünglichen 
Gebühr  soll  verlangen  dürfen.  Dabei  sollten  solche  Umwand- 
lungen eventuell  ohne  Zustimmung  des  Berechtigten  erfolgen 
können ;  die  »Unentbehrlichkeit«  der  Naturalnutzungen  beschränkt 
sich  hier  eben  meist  darauf,  dass  der  Bauer  in  der  Eigen- 
wirtschaft nicht  genügende  Quantitäten  Stroh  für  sein  Vieh 
produziert  und  auch  nicht  in  der  Lage  ist,  sich  die  Ersatzmittel 
dafür  auf  dem  Markte  zu  verschaffen.  Hier  müsste  also  das 
Augenmerk  darauf  gerichtet  werden,  einerseits  die  Verpflichteten 
von    der    Nützlichkeit    einer   Beseitigung    der    Waldstreu     gegen 
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Lieferung  von  Surrogaten  an  den  Berechtigten  zu  überzeugen, 
andererseits  aber  auch  den  letzteren  über  seinen  wahren  öko- 
nomischen Vorteil  aufzuklären ,  eventuell  Frachtermässigungen 
und  ähnliche  Begünstigungen  fiir  den  Bezug  künstlicher  Streu- 
mittel dort  zu  gewähren,  wo  die  Befreiung  der  Forste  von  den 
lästigen  und  schädlichen  Streuservituten  besondere  öffentliche 
Wichtigkeit  besitzt. 

Erhöhten  Einfluss  vermöchte  der  Staat  auch  in  dieser  Be- 
ziehung dann  zu  nehmen,  wenn  er  zugleich  Eigentümer  der  be- 
lasteten Wälder  ist.  Wo  die  Streurechte  grosse  Ausdehnung  be- 
sitzen, wie  im  Salzkammergute  und  in  Salzburg,  liesse  sich  sogar 
die  Errichtung  eigener  Holzwollfabriken  befürworten,  welche  den 
Eingeforsteten  den  Ersatz  für  ihre  Naturalnutzung  unentgeltlich 
liefern.  Sollten  die  Berechtigten  die  Umwandlung  ihres  Streu- 
bezugsrechtes in  eine  Geldrente  oder  die  gänzliche  Ablösung 
ihrer  Dienstbarkeiten  vorziehen,  so  könnte  ihnen  die  für  ihre 
Wirtschaft  nötige  Streu  von  der  Fabrik  zu  den  Erzeugungskosten 
abgegeben  werden. 

3)  Bei  Holzservituten. 

Die  Unentbehrlichkeit  der  Beholzungsrechte  beruht  gleich- 
falls in  vielen  Fällen  weniger  auf  einer  eigenthümlichen  Wirt- 
schaftsart  als  auf  den  Konsumtionsgewohnheiten  der  Landbe- 
völkerung. Könnte  man  durch  ähnliche  Mittel,  wie  in  Betreff 
der  Streubezugsrechte,  den  Holzbrand  durch  den  Kohlenbrand 
verdrängen,  so  Hessen  sich  die  in  Rede  stehenden  Servituten 
sicher  bedeutend  reduzieren. 

Aber  auch  auf  die  Verminderung  des  Werk-  und  Bauholz- 
bedarfes könnte  die  Staatsverwaltung  auf  manche  Weise  hin- 
wirken« Insbesondere  wäre  der  Holzluxus  bei  den  Bauernhäusern, 
Holzstadeln,  Alpshütten ,  den  Zäunen  zu  bekämpfen ;  an  deren 
Stelle  müssten  feuersichere  Steinbauten ,  lebende  Hecken  treten. 
Beispiel,  Belehrung  sowie  Unterstützung  bei  der  Beschaffung  des 
erforderlichen  Anlagekapitales  wären  die  Hilfsmittel  zur  Erreichung 
dieses  Zweckes. 

Nachahmenswert  ist  in  dieser  Beziehung  eine  Bestimmung, 
die  in  die  Regulierungsvergleiche  aufgenommen  wurde,  welche 
die  ärarische  Forstverwaltung  in  Salzburg  mit  den  Eingeforsteten 
abschloss.  Falls  nämlich  der  Berechtigte  Holzzäune  ganz  auflässt 
oder  an  deren  Stelle  lebende  Hecken  oder  Steinhäge  setzt,  oder 
wenn  er  Stadel,  Alphütten  oder  andere  Holzbauten  in  feuerfeste 
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Gebäude  umwandelt,  so  erhält  er  das  dafür  erforderliche  Bau- 
material oder  die  Holzpflanzen  vom  Aerar  entweder  ganz  unent- 
geltlich oder  unter  begünstigenden  Bedingungen.  Doch  muss  sich 
dann  der  Berechtigte  die  Ablösung  der  dadurch  entbehrlich  ge- 
wordenen Holzeinforstungen  nach  ihrem  jeweiligen  Kapitalswerte 
in  Geld  gefallen  lassen  ^). 

So  sehen  wir,  dass  Gesetzgebung  und  Verwaltung  sich  in 
die  Hände  arbeiten  müssen,  um  endlich  die  Servitutenfrage  für 
Oesterreich  aus  der  Welt  zu  schaffen,  um  die  Beseitigung  der 
Grunddienstbarkeiten,  wo  eine  solche  möglich  ist,  durchzuführen, 
und  um  dort,  wo  dies  ausgeschlossen  ist,  wenigstens  das  Ver- 
hältnis von  Berechtigten  und  Verpflichteten  genau  zu  ordnen  und 
damit  den  Jahrhunderte  alten  Kampf  um  Wald-  und  Weide- 
nutzungen zu  beendigen. 

i)  Salzburg  1872  Anhang  S.  28. 
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Exkurs  über  die  Statistik  der  Servituten 

(Zu  S.   38  ff.). 

Ueber  die  Ausdehnung  der  Servituten  zur  Zeit  der  Grundlasten-Ablösung  und 
Regoliening  besitzen  wir  genauere  Angaben  nur  för  die  im  l^entum  oder  in  der  Ver- 
waltung des  Staates  stehenden  Wälder  und  sonstigen  Gründe^).  Hienach  waren  um 
die  Mitte  des  Jahrhnndertes  etwa  1,1  Millionen  Hektare  mit  Dienstbarkeiten  belastet; 
dayon  entfielen  etwa  178  000  auf  die  Staatsforste  in  Salzburg,  140  000  auf  die  in  Tirol, 
264  000  auf  die  in  der  Bukowina  und  über  300  000  auf  den  griechisch-orientalischen 
Religionsfond  in  der  Bukowina. 

Die  oben  betonte  UnverlässUchkeit  der  vom  Ackerbauministerium  von  5  zu  5  Jahren 
publizierten  Daten  über  die  mit  Servituten  belasteten  Wälder  wird  klar,  wenn  man 
diese  Ai^ben  untereinander  vergleicht.  Das  wird  durch  die  folgende,  ans  den  sta- 
tistischen Jahrbüchern  des  Ackerbauministeriums  zusammengestellte  Tabelle  (s.  S.  162) 
ermöglicht. 

Die  Schwankungen,  welche  wir  in  den  Zahlen  dieser  Tabelle  finden,  sind  so 
gross,  dass  sie  kaum  anders  als  durch  mangelhafte  Berichterstattung  entstanden  sein 
können.  Gewisse  Veränderungen  sind  wohl  auf  vorgekonmiene  Ablösungen,  auf  Um- 
wandlungen von  Wald  in  andere  Kulturen  und  umgekehrt,  endlich  auf  die  Reambu- 
llening  des  Grundstenerkatasters  (s.  o.  S.  119  ff.)  zurückzuführen.  Aber  alle  diese  Mo- 
mente reichen  nicht  aus,  um  die  enormen  Unterschiede  zu  erklären,  die  sich  in  jenen 
Zahlen  zwischen  einem  Beobachtungsjahre  und  dem  folgenden  zeigen. 

Ueberdies  stehen  diese  Daten,  soweit  sie  sich  auf  Reichsforste  beziehen,  vielfach 
in  direktem  Widerspruche  mit  den  in  dem  citierten  Werke  Schindler'^  enthaltenen 
Angaben,  die  den  Eindruck  viel  grösserer  Richtigkeit  machen.  Daselbst  finden  sich 
öbrigens  Daten  nicht  bloss  über  die  belasteten  Flächen,  sondern  auch  über  die  Zahl 
der  berechtigten  Personen,  über  den  Umfang  und  den  Wert  der  Nutzungen.  Diese 
Angilben  sollen  deshalb  hier  auszugsweise  mitgeteilt  werden  (s.  Tabelle  S.  163),  trotz- 
dem sie  sich  auf  das  Jahr  1883  beziehen. 

Die  oben  auf  S.  38  mitgeteilte  Schätzung  der  Servitutswälder  auf  2  Mill.  ha  be- 
zieht sich,  wie  hier  berichtigend  hervorgehoben  werden  soll,  nur  auf  die  Alpenländer. 


I)  y,  Schindler,    Die  Forste  der  in  der  Verwaltung  des  k.  k.  Ackerbauministe- 
rinms  stehenden  Staats-  und  Fondsgüter,  Wien  1885. 
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Mit  Servituten  belastete  Waldfläche  im 

Jahre 

1877 

1880 

1885 

1890 

1895 

in 

Hektaren 

Niederösterreich 

Reichsforste 

Privatforste 

Zusammen 

5636 
5636 

5039 
5039 

5039 
5039 

5153 
5153 

23 
4024 

4047 

Oberösterreich 

Reichsforste 

Privatforste 

Zusammen 

S8056 
37297 
95  353 

58514 
26888 
85402 

56417 
33  797 
90214 

58132 
28858 
86990 

57309 
26829 

84133 

Salzburg 

Reichsforste 

Privatforste 

Zusammen 

132  652  *) 
87886 
220  538 

122  761 

10445 

133206 

"5715 
17500 

133  21 5 

109675 

27714 

137389 

II 5  826 
27805 

143  631 

Steiermark 

Reichsforste 

Privatforste 

Zusammen 

29008 

83285 

112  293 

29007 

83285 

112  292 

38536 
83218 

12 1754 

52129 

72856 

1 24  985 

52105 

95294 
III  399 

Kärnten 

Reichsforste 

Privatforste 

Zusammen 

10  177 
115  741 
125  91 8 

9371 

99770 

109  141 

II 052 
147700 
158752 

22783 
12 1054 

143837 

20532 
148887 
169  419 

Krain 

Reichsforste 

Privatforste 

Zusammen 

5386 

63317 
68703 

3894 
63912 

67806 

2964 
43  773 
46737 

2964 
43565 
46529 

2964 
45512 
48476 

Küstenland 

Reichsforste 
Privatforste 
Zusammen 

6887 
406 

7  593 

10912 
10  9 12 

3152 
3152 

3152 
3152 

3152 
287 

3  439 

Tirol  u.  Vorarlberg 

Reichsforste 

Privatforste 

Zusammen 

127  882 

139  746 
267  628 

125  342 

176475 
30 1 8 17 

99371 
242442 

341  813 

III  438 
2 15  436 
326  874 

1 03  356 
221198 

324  554 

Böhmen 

Reichsforste 

Privatforste 

Zusammen 

31287 
31287 

31287 
31287 

521 

22  716 

23237 

21974 
21974 

26319 
26319 

Mähren 

Reichsforste 

Privatforste 

Zusammen 

25123 
25123 

23  117 
23  117 

22023 
22023 

22015 
22015 

22  023 
22  023 

Schlesien 

Reichsforste 

Privatforste 

Zusammen 

24143 
24143 

631 
631 

5  755 
5  755 

5  755 
5  755 

5  755 
5  7SS 

Galizien 

Reichsforste 

Privatforste 

Zusammen 

77946 
283  779 
361725 

38644 
300473 
339  "7 

114  709 
324408 

439  117 

137638 
327  358 
464  993 

135  337 
326  636 

46 1  973 

Btticowina 

Reichsforste 

Privatforste 

Zusammen 

46144 

4317 
50461 

37627 
I  092 

38719 

E 

z 

^w^ 

Dalmatien 

Reichsforste 

Privatforste 

Zusammen 

5  397 
31622 

37019 

5  397 
31622 

37019 

5  497 
31  622 

37  "9 

2899 
31350 
34249 

2880 
31596 
34476 

Zusammen 

Reichsforste 

Privatforste 

Zusammen 

499  535 
933  885 
1433420 

430  558 

871  822 

I  302  380 

447932 

980  056 

I  427  988 

500807 
923088 

I  423  995 

493  484 
946  161 

«  439  645 

i)  Im  statistischen  Jahrbuche  des  Ackerbauministeriums  steht  hier  die  Zahl  232  652, 
offenbar  ein  Druckfehler. 
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3.  Kapitel.     Die  Regulierung  und  Beseitigung  der 

agrarischen  Gemeinschaften. 


Litteratur. 

Auch  auf  diesem  Gebiete  kann  von  einer  Litteratur  in  Oesterreich  kaum  ge- 
sprochen werden.  Weitaus  das  Beste,  was  über  die  agrarischen  Gemeinschaften  in 
Oesterreich  geschrieben  wurde,  ist  in  den  auf  S.  35  citierten  Werken  Peyrer's  ent- 
halten. Im  übrigen  sind  aber  auch  für  dieses  Kapitel  Hauptquellen  der  Darstellung 
die  Verhandlungen  der  17  Landtage  und  die  in  diesen  erstatteten  Berichte;  femer  die 
Debatten  der  österreichischen  Forstkongresse  1880  und  1882  und  die  Thätigkeitsbe- 
richte  des  Ackerbauministeriums;  endlich  die  älteren  Akten  dieses  Ministeriums,  die 
mir  in  zuvorkommendster  Weise  zur  Verfügung  gestellt  wurden.  Eine  reiche  Fund- 
grube für  die  Erkenntnis  der  mannigfaltigen  Formen,  welche  die  agrarischen  Gemein- 
schaften in  Oesterreich  annehmen,  boten  die  Entscheidungen  des  Verwaltungsgerichts- 
hofes (im  folgenden  stets  bloss  nach  der  Nummer  in  der  Sammlung  von  Buäwinski 
citiert).  Der  daselbst  mitgeteilte  Thatbestand  giebt  meist  ein  anschauliches  Bild  des 
im  einzelnen  Falle  bestehenden  Rechtsverhältnisses. 

Spezielle  Abhandlungen  finden  sich  in  grösserer  Zahl  nur  über  zwei  Detailfragen : 
über  die  rechtliche  Natiu*  und  die  grundbücherliche  Behandlung  der  agrarischen  Ge- 
meinschaften, sowie  über  den  Karst.  In  ersterer  Beziehung  sind  zu  nennen:  Paris ^ 
Die  Gemeinschaften  und  die  Anlegung  der  neuen  Grundbücher  (Zeitschr.  f.  Notariat 
und  freiwillige  Gerichtsbarkeit  1875);  Stampfl ,  Ein  Beitrag  zur  Frage  über  Gemein- 
schaften und  die  Anlegung  der  neuen  Grundbücher  (daselbst  1875);  Karl  Ciiek^  Der 
Streit  um  die  Gemeindegründe,  Prag  1879;  Stern,  Die  Rechte  aus  der  Regulierung 
und  Ablösung  der  Einforstungen  im  Lande  Salzburg  (Oesterr.  Gerichtszeitung  1883); 
Hoergel,  Die  Einlagen  fUr  gemeinschaftliche  Weiden  und  Waldungen  (Juristische 
Blätter  1885) ;  Lackenbachtr ,  Ueber  das  Rechtsverhältnis  an  den  f.  abgelöste  Servi- 
tuten von  Berechtigten  abgetretenen  Grundstücken  (daselbst  1886) ;  Pitrtich,  Miteigen- 
tum als  Realrecht  (Oesterr.  Gerichtsztg.  1887);  Snetmy ,  Ueber  den  Tabolarverkehr 
bei  sogenannten  »Nachbarschaftsc-  oder  Ortschaftsrealitäten  (daselbst  1892);  Amschl, 
Ueber  die  grundbücherliche  Behandlung  von  Wald-  und  Alpengenossenschaften  (da- 
selbst 1893) ;  Pfaff'Kraim^  System  des  allgem.  Privatrechtes  I,  S.  178  ff. ;  v,  Faiser^ 
Wald  und  Weide  im  tirolischen  Grundbuche,  Iimsbruck  1896. 

Ueber  den  Karst  s.  insbesondere :  Berengtr^  Zur  Forstgeschichte  von  Istrien  (Mo- 
natsschrift f.  Forstwesen  1865);  Lorenz,  Der  Wald  in  Dalmatien  (daselbst  1865); 
Läwen/eldf  Der  Karst  und  seine  Wiederbewaldung  (daselbst  1866) ;  Koller^  Der  Karst 
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und  seine  Wiederbewaldung  (daselbst  1866) ;  Valt  Lago ,  Dalmatien ,  1871  (mir  nicht 
zDgänglicb);  Preüs-Cognoiby  Reisebericht  über  Dalmatien  (Anhang  Eum  Jahresberichte 
des  Ackerbamninisterinms  1874/5);  Ein  Gesetz  zur  Aufteilung  der  Gemeindegründe 
Dahnatiens  (Monatsschrift  f.  Foistwesen  1876) ;  Wesseli^  Das  Karstgebiet  Militär-Kroa- 
tieos  imd  seine  Rettung,  dann  die  Karstfrage  überhaupt.  Agram  1876;  PrtHs'CognadOy 
Dalmatimsches  hinsichtlich  Wald  und  Karst  (Monatsschrift  f.  Forstwesen  1878);  Die 
diesjährige  Karstversammlnng  des  österr.  Reichsforstvereines  1879  (daselbst  1879); 
Denkschrift  des  osterr.  Reichsforstvereines  über  die  in  der  österr.-ung.  Karstfrage  vom 
Staate  zu  thuenden  Schritte,  Wien  1880;  Guttenberg^  Die  forstlichen  Verhältnisse  des 
Karstes,  Triest  1882. 

Ueber  die  Gemeind^esetzgebung  Oesterreichs ,  soweit  sie  ffir  uns  in  Betracht 
kommt:  Weiske ,  Ueber  Gemeindegüter  und  deren  Benützung,  .«nebst  beurteilender 
Darstellung  des  neuen  Österr.  Gemeindegesetzes,  Leipzig  1849 1  Anträge  über  die  Ein- 
lichtung  des  Gemeindewesens  1856;  Zur  Reform  unserer  Gemeindegesetzgebung,  von 
einem  Praktiker,  Wien  1883. 

Historische  Bemerkungen  finden  sich  bei  Pelikan,  Ein  Wort  über  das  Verhältnis 
der  bestifteten  Ansassen  einer  Landgemeinde  zu  den  Häuslern  (Zeitschr.  f.  Verwaltg. 
1S56);  Swieceny  f  Beiträge  zur  Beurteilung  des  Gemeindeeigentums  auf  dem  flachen 
Lande  Nlederosterrdchs  (daselbst  1858) ;  Peter  von  Chlumecky,  Die  Genesis  der  Kor- 
porationsgüter der  Bauernschaften  und  der  Gemeindegüter  in  den  mährischen  Land- 
gemeinden, Brunn  1859.  S.  femer  »Ueber  die  Zerteilung  der  Gemeindeweiden,  über  ihre 
wahren  und  scheinbaren  Hindemisse  und  die  zweckmässigsten  und  gerechtesten  Mittel, 
sie  zu  bewirken ;  zwei  von  der  k.  k.  Ackerbaugesellschaft  in  Kärnten  herausgegebene 
Abhandlungen;  Verhandlungen  der  9.  Wanderversammlung  des  Reichsforstvereines 
1876  (Monatsschr.  f.  Forstwesen  1876);  Hermann,  Das  Genossenschaftsvermögen  in 
den  Gemeinden  (Oesterr.  Zeitschr.  f.  Verwaltung  1879);  Denkschr.  des  österr.  Reichs- 
foTstvereines  über  die  Regelung  der  Gmndeigentumsverhältnisse  durch  das  Auseinander- 
setzungsverfahren ,  Wien  1881;  Mise  hier ,  Der  öffentliche  Haushalt  in  Böhmen  1887; 
l>it  österreichischen  Rinderrassen,  herausgegeben  vom  k.  k.  Ackerbauministerium. 

An  statistischen  Quellen  sind ,  ausser  mehreren  Landtagsberichten ,  zu  nennen : 
das  statistische  Jahrbuch  des  k.  k.  Ackerbauministeriums,  die  statistischen  Mitteilungen 
des  statistischen  Landesbnreaus  des  Königreichs  Galizien. 


I.  Abschnitt.    Begriff  und  Arten  agrarischer  Gemeinschaften. 
Rechtliche  und  ökonomische  Mannigfaltigkeit. 

Die  agrarischen  Gemeinschaften,  von  denen  hier  die  Rede 
sein  soll,  stehen  in  historischer,  wie  in  ökonomischer  und  wirt- 
schaftspolitischer Hinsicht  im  engsten  Zusammenhange  mit  den 
im  früheren  Kapitel  behandelten  Wald-  und  Weideservituten.  Wir 
werden  daher  vielfach  an  das  oben  Gesagte  anknüpfen  können. 

A.  Definitionen. 

Bezüglich  der  agrarischen  Gemeinschaften  herrscht  meist  eine 
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solche  Verworrenheit  und  Unklarheit  nicht  nur  des  Ausdruckes, 
sondern  auch  der  Vorstellungen,  dass  eine  Fixierung  dessen, 
was  unter  den  im  Folgenden  gebrauchten  Bezeichnungen  verstan- 
den wird,  nicht  zu  entbehren  ist  *). 

Als  »agrarische  Gemeinschaftenc  oder  >Gemein- 
schaften«  schlechtweg  gelten  alle  landwirtschaftlichen  Grundstücke, 
die  von  einer  Mehrzahl  von  Personen  gemeinschaftlich  natural  ge- 
nutzt werden,  und  bei  denen  nicht  einfach  rein  zivilrechtliches, 
individuelles  Miteigentum  vorliegt. 

1.  Ge  meindegut. 

Zu  den  agrarischen  Gemeinschaften  gehört  zunächst  der  grösste 
Teil  des  Gemeindegutes ,  nämlich  alle  jene  landwirtschaftlichen 
Realitäten ,  die  Eigentum  einer  politischen  Gemeinde  sind ,  und 
deren  unmittelbare  Naturalnutzung  entweder  allen  Gemeindean- 
gehörigen oder  doch  bestimmten  Klassen  derselben  zusteht,  und 
zwar  nicht  auf  Grund  eines  privatrechtlichen  Titels,  sondern  kraft 
der  Gemeindeangehörigkeit.  Wenn  von  Gemeindegut  im  Folgen- 
den die  Rede  ist ,  sollen  nur  die  eben  charakterisierten  Grund- 
stücke darunter  verstanden  werden. 

Nicht  also :  solche  Güter ,  deren  Erträgnisse  zur  Gänze  in 
die  Gemeindekasse  fliessen  (Gemeindevermögen  oder  Kämmerei- 
gut) ;  nicht  Mobilien  oder  Forderungen,  selbst  wenn  sie  Gemeinde- 
gut im  weiteren  Sinne  des  Wortes  sind,  also  der  Nutzung  durch 
die  Gemeindeangehörigen  unterliegen ;  nicht  solches  unbewegliche 
Gemeindegut,  das  keinen  landwirtschaftlichen  Charakter  besitzt, 
wie  Häuser  oder  das  sogenannte  öffentliche  Gut  (Wege,  Brücken, 
Wasserleitungen  u.  s.  w.) ;  nicht  solche  landwirtschaftlichen  Grund- 
stücke, die  nur  mittelbar  von  den  Gemeindegliedern  genutzt  wer- 
den, wie  etwa  die  den  Gemeindehirten,  Gemeindeschmieden  über- 
lassenen  Felder  oder  Weiden;  nicht  endlich  solche  Gemeinde- 
grundstücke, an  denen  eine  naturale  Nutzung  seitens  gewisser 
Gemeindemitglieder  kraft  eines  privatrechtlichen  Titels  stattfindet. 

2.  Ortschafts-,  Fraktionsgut. 

Analog  gilt  diese  Begriffsbestimmung  auch  für  das  Ortschafls-, 

i)  So  ist  z.  B.  die  ganze  zweitägige  Verhandlung  des  österr.  Forstkongresses  i. 
J.  1882  über  bäuerliche  Gemeinwälder  eine  Kette  von  gegenseitigen  Missverständnissen 
der  einzelnen  Redner  über  die  von  ihnen  gebrauchten  Worte:  Gemeinde-,  Gemein- 
Schafts- ,  Genossenschafts- ,  Kollektivwald.  Ebenso  inkonsequent  und  unklar  ist  die 
Praxis,  was  sich  namentlich  im  Grundbuchsverkehr,  bei  der  Besteuerung  und  bei  der 
Ablösung  der  Feld-  und  Waldservituten  zeigt.  Hier  hat,  wie  wir  sehen  werden,  der 
konfuse  Sprachgebrauch  sehr  bedenkliche  wirtschaftliche  Folgen  gehabt. 
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Fraktionsgut,  bei  dem  nicht  die  ganze  politische  Gemeinde,  son- 
dern nur  ein  Gemeindeteil  Eigentümer  ist  und  nur  die  Angehö- 
rigen dieses  Teiles  nutzungsberechtigt  sind.  Die  heutige  pohti- 
sche  oder  Ortsgemeinde  ist  sehr  häufig  dadurch  entstanden,  dass 
zwei  oder  mehrere  alte  Gemeinden  für  die  Erfüllung  der  den 
neuen  Gemeinden  übertragenen  Verwaltungsaufgaben  zusammen- 
geschlagen wurden.  Die  früheren  Gemeinden,  die  nun  zu  blossen 
Gemeindeteilen  —  Ortschaften ,  Fraktionen ,  Steuergemeinden  — 
geworden  waren,  behielten  nicht  selten  das  ihnen  bis  dahin  ge- 
hörige Gemeindegut,  das  sich  jetzt  als  Ortschafts-  oder  Fraktions- 
gut oder  als  Gut  der  Katastralgemeinde  darstellt. 

3.  Gemeinschaftliches  Gut  mehrerer  Ortsge- 
meinden oder  Gemeindeteile. 

Wie  das  Ortschaftsgut  gleichsam  ein  Gemeindegut  niederer 
Ordnung  darstellt ,  so  giebt  es  andererseits  auch  Gemeindegüter 
höherer  Ordnung:  Grundstücke,  die  mehreren  politischen  Gemein- 
den zusammen  gehören  und  von  deren  Insassen  gemeinsam  oder 
alternierend  genutzt  werden.  Hier  haben  wir  vermutlich  Ueberreste 
der  alten  grossen  Marken  (nicht  der  Allmenden)  vor  uns;  solche  fin- 
den sich  namentlich  noch  in  Tirol  und  Vorarlberg  (sogenannte  Ge- 
richtsalpen u.  dergl.)  ').  Es  giebt  übrigens  auch  gemeinschaftliches 
Eigentum  mehrerer  Ortschaften,  Fraktionen  oder  Steuergemeinden. 

4.  Genossenschaftsgut. 

Steht  das  Eigentum  an  dem  der  gemeinsamen  Nutzung  unter- 
worfenen Grunde  einer  genossenschaftlich  organisierten  Gesamtheit 
von  nutzungsberechtigten  Grundbesitzern  zu ,  so  ist  Genossen- 
schaftsgut vorhanden.  Damit  von  solchem  gesprochen  werden 
könne,  ist  erforderlich,  dass  Organe  vorhanden  seien,  welche  die 
Gesamtheit  der  Genossen  nach  aussen  vertreten  und  die  Bewirt- 
schaftung des  gemeinen  Besitzes  durchführen. 

5.  G  emein  gründe. 

Wo  eine  solche  genossenschaftliche  Organisation  jedoch  nicht 
vorhanden  ist,  wie  dies  häufig  bei  sogenannten  Nachbarschaften, 
Bauernschaften  u.  s.  w.  vorkommt,  soll  der  Ausdruck  >Gemein- 
gründec  (Gemeinwald,  Gemeinweide)  angewendet  werden. 

Unter  diese  fallen  auch  die  sogenannten  Wechsel-  oder 
Wandelgründe,  bei  denen  die  Nutzung  nicht  gemeinsam,  son- 
dern im  Turnus  nach  einander  erfolgt. 

Die  Abgrenzung  der  Gemeingründe  von  den  Fällen  eines  ge- 

1)  KalUneggery  Die  Rinderrassen  der  Alpenländer,  i.  Heft  S.  105. 
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wohnlichen  zivilrechtlichen  Miteigentumes,  wie  es  insbesondere  in 
bäuerlichen  Kreisen  so  häufig  ist,  lässt  sich  nicht  ganz  leicht 
durchführen.  Den  Uebergang  bilden  die  namentlich  in  Tirol,  Vor- 
arlberg und  Salzburg  verbreiteten  Interessentschaften^). 
Aeusserlich  kommen  dieselben  meist  dem  blossen  Miteigentum 
sehr  nahe.  Denn  die  Anteilsrechte  an  der  Weide,  der  Alpe,  dem 
Walde  sind  gewöhnlich  nicht  mit  dem  Besitze  eines  Hauses  oder 
Gutes  verknüpft  und  sind  vielfach  ganz  unabhängig  von  der  Ge- 
meindemitgliedschaft oder  von  der  Zugehörigkeit  zu  einer  be- 
stimmten Familie ;  sie  unterliegen  vielmehr  in  der  Regel  der  freien 
Verfügung  der  einzelnen  Beteiligten,  können  beliebig  veräussert 
und  verpachtet  werden.  Meist  ist  auch  die  Zahl  der  Interessen- 
ten nicht  gross ,  wenn  auch  andrerseits  häufig  50  bis  100  Betei- 
ligte vorhanden  sind. 

Indes  sind  die  Interessentschaften  doch  wohl  zu  den  agrari- 
schen Gemeinschaften  zu  rechnen.  Das  zeigt  schon  ihre  Ent- 
stehung. Es  ist  weder  eine  zufällige  Ereignung,  noch  ein  Gesetz, 
eine  letzte  Willenserklärung  oder  ein  Vertrag  (§  825  des  allge- 
meinen bürgerlichen  Gesetzbuches),  auf  die  sie  sich  gründen,  viel- 
mehr sind  sie  entweder  direkt  Ueberreste  der  alten  Dorfmarken, 
oder  sie  sind  aus  diesen  durch  unvollständige  Aufteilung  hervor- 
gegangen. Jedenfalls  ist  die  Benützung  der  Interessentschafts- 
realität nicht  dem  freien  Belieben  der  Miteigentümer  überlassen, 
wie  dies  bei  dem  Miteigentum  der  Fall  ist ,  sondern  jeder  Inter- 
essent ist  verpflichtet,  die  herkömmlichen  Satzungen  zu  beobach- 
ten, die  häufig  in  eigenen  sogenannten  Almbriefen  eingetragen 
sind.  Juristisch  mögen  diese  Interessentschaften ,  wie  überhaupt 
die  Gemeingründe,  vielleicht  dem  individuellen  zivilrechtlichen  Mit- 
eigentume  gleichzuhalten  sein  (s.  u.) ;  historisch  und  wirtschaftlich 
stehen  sie  mit  den  sonstigen  Agrargemeinschaften  auf  einer  Stufe 
und  müssen  als  der  Besitz  von  regellosen,  unorganisierten  Genos- 
senschaften angesehen  werden. 

6.  Servitutsgemeinschaft en. 

Endlich  gehören  zu  den  agrarischen  Gemeinschaften  auch 
solche  Servitutsgrundstücke ,  bei  denen  die  Nutzung  einer  Mehr- 
heit von  Berechtigten  zusteht.  Strenge  genommen  liegt  sogar  bei 
einer  Einzelservitut  eine  agrarische  Gemeinschaft  zwischen  dem 
Berechtigten  und  dem  Verpflichteten  vor.  Doch  haben  wir  hievon 
schon  in  dem  vorigen  Kapitel  gehandelt,  so  dass  hier  nur  noch  die 

l)  S.  darüber  insbesondere  Kaltenegger  a.  a.  O. 
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Gemeinschaft  mehrerer  Berechtigter  unter  einander  in  Frage  kommt. 
Ob  der  Eigentümer  des  mit  privatrechtlichen  Dienstbarkeiten  be- 
lasteten Grundstückes  dann  eine  Einzelperson,  eine  Gemeinde,  eine 
Ortschaft  oder  der  Staat  ist,   macht  für  uns  keinen  Unterschied. 

Uebrigens  ist  die  vorstehend  entwickelte  begriffliche  Unter- 
scheidung zwischen  Gemeinde- ,  Genossenschafts- ,  Gemein-  und 
Servitutsgut  zwar  in  der  Theorie  leicht  aufzustellen ;  in  der  Praxis 
aber  lässt  sich  eine  scharfe  Grenze  gar  nicht  ziehen. 

In  sehr  vielen  Fällen  ist  es  kaum  möglich,  mit  Bestimmtheit 
zu  entscheiden,  ob  das  eine  oder  andere  vorliegt  ^).  Unmerklich 
gehen  diese  Formen  in  einander  über,  und  auch  in  der  Gegen- 
wart vollziehen  sich  noch  vielfach  bedeutende  Veränderungen,  na- 
mentlich durch  Umwandlung  von  Gemeindegut  in  Gemeingründe 
und  umgekehrt.  Wir  haben  es  hier  eben  in  der  Regel  mit  ver- 
schiedenen Entwicklungsphasen  desselben  historischen  Gebildes 
zu  thun,  der  alten  unverteilten  Dorfmark,  die  von  allen  Dorfge- 
nossen (Bauern,  Nachbarn  u.  s.  w.)  kraft  ihrer  Gemeindemitglied- 
schaft gemeinsam  genutzt  worden  war. 

B.  Oekonomische  Mannigfaltigkeit  der  agrarischen  Gemeinschaften. 

Im  Vorstehenden  haben  wir  die  rechtlichen  Verschiedenheiten 
der  agrarischen  Gemeinschaften  kennen  gelernt.  Noch  grössere 
Vielgestaltigkeit  weisen  diese  aber  in  ökonomischer  Hinsicht  auf, 
also  hinsichtlich  des  Inhaltes  der  gemeinsamen  Nutzungen. 

1.  Das  Subjekt  der  Nutzung. 

Die  Berechtigung  zur  gemeinsamen  Nutzung  kann  auch  hier,  wie 
bei  den  Servituten,  entweder  ganzen  Gemeinden  oder  Gemeinde- 
teilen zustehen  oder  Privatpersonen;  letzterenfalls  wieder  sämt- 
lichen Gemeindemitgliedem  oder  bestimmten  Klassen  derselben. 
Sie  kann  an  den  Besitz  von  bestimmten  Höfen  oder  Hausnummern 
oder  an  die  Zugehörigkeit  zu  einer  bestimmten  Familie  geknüpft 
oder  auch  ganz  frei  veräusserlich  sein. 

2.  Das  Objekt  der  Nutzung. 

Die    gemeinschaftliche  Nutzung   kann  sich   auf  die   verschie- 


1)  So  sagt  Wesseli  im  J.  1882  auf  dem  Forstkongresse :  > Allerdings  muss  ich 
gesteben,  dass,  wenn  auch  der  Unterschied  zwischen  Gemeinwäldem  und  Gemeinde- 
wäldem  anf  Gvmnd  des  bfirgerlicheo  Rechtes  theoretisch  leicht  festzostellen  ist,  dieses 
in  der  Praxis  nnseres  thatsächlichen  öffentlichen  Lebens  unendlich  schwierig  fällte 
(Verhandlnngen  des  österreichischen  Forstkongresses  1882  S.  116.) 
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denartigsten  Objekte  erstrecken ;  nicht  nur  auf  Wald ,  Alpe  und 
Weide,  sondern  auch  auf  jede  andere  Art  landwirtschaftlichen 
Bodens.  Ja  auch  Gebäude  und  Anlagen  (Wasserleitungen,  u.  dergl.), 
selbst  Mobilien  gehören  häufig  zum  Gemeindegut,  werden  aber, 
da  sie  keinen  agrikolen  Charakter  besitzen,  im  Folgenden  nicht 
weiter  berücksichtigt.  Am  häufigsten  sind  allerdings  die  gemein- 
samen Waldungen,  Alpen  und  Hutweiden,  während  Wiesen  und 
Aecker  seltener  in  agrarischer  Gemeinschaft  stehen.  Gewöhnlich 
betreffen  daher  die  Nutzungen  die  Weide ,  die  Holz-  und  Streu- 
gewinnung, seltener  die  Gras-  oder  Getreideproduktion. 

3.  Das  Mass  der  Nutzungen. 

Ganz  wie  bei  den  Servituten,  sind  die  Nutzungen  bald  nach 
dem  Haus-  oder  Gutsbedarf,  bald  nach  dem  Herkommen  bestimmt, 
oft  auch  ziffermässig  fbdert,  manchmal  nach  anderen  Momenten 
normiert,  wie  nach  dem  Viehstande,  der  Durchwinterung,  der  Zahl 
der  Familienmitglieder  u.  s.  w.  Die  Nutzungen  sind  bald  bloss 
subsidiäre,  bald  können  sie  ganz  unabhängig  davon  bezogen  wer- 
den, ob  der  Berechtigte  aus  den  ihm  eigentümlich  gehörigen  Rea- 
litäten seinen  Bedarf  zu  decken  vermag  oder  nicht.  Ja  die  Aus- 
nützung des  gemeinsamen  Besitzes  ist  manchmal  nicht  nur  für 
die  eigenen  Zwecke  des  Genossen,  sondern  auch  für  den  Verkauf 
möglich ;  und  gerade  diese  Form  greift  in  neuerer  Zeit  in  man- 
chen Kronländem  immer  mehr  um  sich  ^). 

4.  Das  Entgelt. 

Die  Erlangung  und  die  Ausübung  des  Nutzungsrechtes  ist 
bald  unentgeltlich,  bald  nur  gegen  Zahlung  von  Einstandsgeldern 
oder  von  jährlichen  Gebühren  (Beisitzgelder  u.  drgl.),  oder  gegen 
Arbeitsleistungen  möglich  *).  Sehr  häufig  müssen  die  nutzungs- 
berechtigten Personen  an  Stelle  jedes  anderen  Entgeltes  we- 
nigstens die  Grundsteuer  tragen.  In  manchen  Gemeinden  haben 
sie  wieder  die  Verpflichtung,  aus  dem  Ertrage  »alle  die  Ge- 
meinde betreffenden  Lasten  zu  bestreiten  und  allfällige  Abgänge 
ohne  Beitragsleistung  der  übrigen  Grundbesitzer  aus  Eigenem  zu 
decken  €  •). 

5.  Die  Ausübung  der  Nutzungen. 

Die    gemeinschaftliche  Nutzung  kann  in  sehr  verschiedenen 


1)  Kärnten,  Landtag  1878  S.  388. 

2)  S.  z.  B.  Budwinski,  Entscheidung  Nr.  62 il  (Böhmen). 

3)  Budwinskif   Entscheidungen    des  Verwaltungsgerichtshofes   Nr.    2781,    3644 
(Böhmen). 
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Formen  ausgeübt  werden.  Sehr  häufig  ist  es,  dass  jeder  Berech- 
tigte das  gemeinsame  Grundstück  auf  eigene  Faust  nützt ,  indem 
der  Einzelne  persönlich  sich  z.  B.  das  erforderliche  Quantum 
an  Streu  oder  Holz  aus  dem  Walde  holt,  und  zwar  bald  gegen 
Auszeigung,  bald  ohne  eine  solche ;  oder  die  Bewirtschaftung  des 
gemeinschaftlichen  Grundstückes  geschieht  durch  Organe,  die  von 
der  Gemeinschaft  dazu  bestellt  werden ,  und  die  den  einzelnen 
Genossen  die  Produkte,  auf  deren  Bezug  sie  Anspruch  haben,  zu- 
stellen; oder  das  Grundstück  wird  verpachtet  und  die  Teilhaber 
partizipieren  nur  am  Pachtschillinge  *) ;  oder  das  Teilnahmerecht 
hat  sich  zu  einem  Vorkaufsrechte  an  den  Produkten  (Holz)  nach 
einem  billigeren  Preise  verflüchtigt  Hie  und  da  haben  die  Nutz- 
ungsrechte auch  die  Form  angenommen,  dass  die  Waldprodukte 
jährlich  versteigert  werden,  an  der  Lizitation  aber  nur  die  Berech- 
tigten teilnehmen  dürfen  *). 

Auch  kommt  es  vor,  dass  die  gemeinsame  Nutzung  in  der 
Art  erfolgt,  dass  die  einzelnen  Berechtigten  abwechselnd  in  den 
Genuss  der  Realität  treten  (sogenannte  Wechsel-  oder  Wandel- 
gründe); eine  Nutzungsform,  die  namentlich  in  Krain  sehr  ver- 
breitet ist ,  sich  aber  auch  in  Kärnten  und  in  den  Sudetenlän- 
dem  findet.  In  manchen  Bezirken  Krains  besitzt  die  Hälfte  aller 
Steuerzahler  keine  anderen,  als  Wechselgründe.  Im  Grundbuche 
sind  diese  meist  überhaupt  nicht  eingetragen;  oft  bildet  das  Be- 
nutzungsrecht daran  einen  bücherlichen  Bestandteil  der  Hüben, 
mit  denen  es  verbunden  ist.  Meist  ist  die  Zahl  der  Teilgenossen 
keine  grosse  (unter  lo) ,  oft  hat  auch  ein  Genosse  mehrere  An- 
teile und  nutzt  dann  die  Realität  durch  so  viele  Jahre ,  als  er 
ideale  Anteile  besitzt.  Die  Grundsteuer  wird  in  der  Regel  jeweils 
von  demjenigen  getragen,  der  sich  im  Genüsse  der  Liegenschaft 
befindet.  Das  Wechselverhältnis  erstreckt  sich  manchmal  auch 
bloss  auf  gewisse  Nutzungen  (z.  B.  Holzbezug),  während  bezüglich 
der  anderen  (Weide)  Gemeinsamkeit  der  Ausübung  besteht. 

Etwas  Aehnliches  sind  auch  die  sogenannten  Wechselalpen 
in  Tirol  •) ;  diese  stehen  im  gemeinsamen  Eigentum  mehrerer  Orts- 
gemeinden, Fraktionen  oder  Interessentschaften   und  werden  von 


i)  Das  kommt  z.  B.  in  Böhmen  bei  den  ein  Gemeindegut  bildenden  Feldern 
nnd  Wiesen  vor  (Landtag  1888  Beilage  IV),  aber  auch  bei  den  Nachbarschaftsweiden 
cnd  Nachbarschaftsalpen  in  Kärnten  (Landtag  1884  Beil.  II). 

2)  Budwinskif  Entscheidungen  Nr.  4453  (Tirol). 

3)  KcUtmegger,  Die  Rinderrassen  der  Alpenländer,  Heft  i  S.  105,  Heft  5  S.  165. 
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diesen  abwechselnd  genutzt.   Derartiges  findet  sich  auch  in  Vor- 
arlberg. 

In  dem  letzteren  Kronlande  scheint  es  wieder  üblich  zu  sein, 
dass  das  Gemeindegut  unter  Vorbehalt  des  Gemeindeeigentums 
in  möglichst  gleichwertigen  Teilen  an  die  Familienhäupter  zur  le- 
benslänglichen Benützung  überlassen  wird.  In  dieser  Benützung 
folgen  dem  Familienhaupte  seine  ehelichen  Kinder  und  seine 
Witwe,  während  beim  Fehlen  so  naher  Angehöriger  das  Eigen- 
tum der  Gemeinde  wieder  wirksam  wird,  desgleichen  dann,  wenn 
ein  Nutzniesser  in  eine  andere  Gemeinde  übersiedelt,  oder  wenn 
zwei  Gemeindeanteile  durch  Heirat  oder  Sonst  in  einer  Haushaltung 
zusammentreffen ;  das  Grundstück  gelangt  in  diesen  Fällen  an  die 
Gemeinde  zurück  und  wird  dann  unter  den  gleichen  Bedingungen 
der  ersten  durch  Heirat  erwachsenden  Familie  zugeschrieben  *). 

Auch  in  Böhmen  kommen,  wie  die  Praxis  des  Verwaltungsge- 
richtshofes zeigt,  ähnliche  Verhältnisse  vor*).  Ja,  früher  soll  die 
reale  Aufteilung  der  Gemeindegründe  zur  Nutzung  der  Genossen  in 
Böhmen  und  Mähren  sogar  die  Regel  gebildet  haben  •) ;  und  auch 
gegenwärtig  ist  es  sehr  häufig,  dass  die  Rustikalisten  »die  Grund- 
stücke der  Gemeinde  unter  sich  verteilt  haben  und  jeder  seinen 
Teil  wie  ein  Privateigentum  benützte  *). 

Solche  reelle  Teilungen  von  gemeinschaftlichen  Gründen  bloss 
für  die  Nutzung  unter  Aufrechthaltung  des  gemeinsamen  Eigen- 
tums finden  sich  übrigens  auch  in  anderen  Ländern,  so  in  Kärn- 
ten bei  Nachbarschaftsforsten*),  in  Galizien  bei  Gemeindewie- 
sen •). 


i)  Budwinski,  Entscheidungen  Nr.  648,  Nr.  2914,  Nr.  3426;  in  der  Gemeinde 
Götzis,  auf  welche  sich  die  erste  Entscheidung  bezog,  waren  die  einzelnen  Teile  des 
Gemeindegutes  im  Jahre  1841  durch  Verlosung  den  Familien  zugewiesen  worden.  Aehn- 
lich  in  der  Gemeinde  Thüringen  L  J.  18x8. 

2)  z.  B.  in  der  Gemeinde  Jedlan  (Entscheidung  Nr.  2697)  ^  ^^  Gemeinde  Slo- 
towa  (Entscheidung  Nr.  3333),  in  der  Gemeinde  Stican  (Entscheidung  Nr.  4372). 

3)  Pelikan,  »Ein  Wort  über  das  Verhältnis  der  bestifteten  Ansassen  in  den  Land- 
gemeinden zu  den  Häuslern <.  Oesterr.  Zeitschrift  für  die  innere  Verwaltung  1856 
S.  61:  »Nach  den  praktischen  Erfahrungen  bestehen  die  Benützungsarten  dermalen 
beinahe  allgemein  darin ,  dass  .  .  .  der  gemeine  Grund  in  10  kleinere  oder  grössere 
Parzellen  geteilt  und  an  die  Steuerpflichtigen  der  Gemeinde  zur  Benützung  g^en  dem 
überlassen  worden  sind,  dass  hievon  ein  nach  der  Grösse  der  Gemeindeauslagen  sich 
regulierender  Zins  oder  eine  sonstige  Abgabe  in  die  Gemeinderenten  eingezahlt  wird. 

4)  Böhmen  1888  Beilage  IV. 

5)  Landtag  1884  Beilage  II. 

6)  Insbesondere  in  den  Bezirken  Lemberg  und  Tamopol ;  in  dem  letzteren  findet 
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In  Tirol  sind  viele  Tausende  Joch  Waldungen  den  einzelnen 
Höfen  zur  Deckung  ihres  Haus-  und  Gutsbedarfes  zugewiesen, 
während  das  Eigentum  der  Gemeinde  verblieben  ist  ^)  (sogenannte 
Teilwälder).  Der  Besitzer  des  betreffenden  Bauernhofes  darf  jeden 
Anderen  von  der  Holz-  und  Streunutzung  in  dem  ihm  zugeteilten 
Waldstücke  ausschliessen ;  alle  anderen  Nutzungen ,  also  insbe- 
sondere die  Weide,  stehen  der  Gemeinde  oder  Nachbarschaft  zu. 
Die  Zuteilung  fand  vielfach  schon  vor  vielen  Jahrhunderten  statt, 
auf  Grund  von  oft  sehr  anfechtbaren  Teilungslibellen ').  Dieses 
Rechtsverhältnis  ist  so  verbreitet ,  dass  in  der  provisorischen 
Waldordnung  für  Tirol  und  Vorarlberg  vom  Jahre  1839  eigene 
Bestimmungen  für  jene  Gemeindewaldungen  getroffen  sind,  »welche 
unter  die  einzelnen  Glieder  aber  nur  zur  Befriedigung  ihres  Haus- 
und Gutsbedarfes  ausgeteilt  sind«  (§§  8  u.  9  des  2.  Teiles). 

Auch  aus  Niederösterreich  wird  von  solchen  Teilungen  be- 
richtet ').  In  Böhmen  giebt  es  noch  Gemeinden ,  wo  eine  jähr- 
liche Verteilung  der  Wiesenparzellen  unter  die  Berechtigten  statt- 
findet *). 

6.  Das  Anteilverhältnis. 

Endlich  erstreckt  sich  die  Verschiedenheit  der  Nutzungsrechte 
auch  noch  auf  das  Anteilnahmeverhältnis  der  einzelnen  Genossen. 
Nicht  überall  sind  alle  an  einer  Gemeinschaft  Beteiligten  gleich- 
berechtigt; es  ist  nichts  seltenes,  dass  verschiedene  Klassen  von 
Anteilsrechten  existieren,  welche  entweder  ungleiche  Arten  oder 
ungleiches  Mass  von  Nutzungen  oder  bei  gleichem  Masse  ein  un- 
gleiches Entgelt  in  sich  schliessen.  So  haben  häufig  gewisse 
Klassen  von  Nutzungsberechtigten  die  grossen  Nutzungen,  die 
anderen  bloss  die  kleinen ;  oder  sie  sind  zu  einer  doppelt, 
dreifach,  vierfach  so  grossen  Nutzung  berechtigt,  als  die  anderen 
u.  s.  w.  Anderwärts  müssen  wieder  ausschliesslich  die  Minder- 
berechtigten für  die  Nutzungen  ein  Entgelt  entrichten  oder  die 
gesamte  Grundsteuer   tragen   und  dergleichen  *)  ,   oder  es  dürfen 


die  Verteilaiig  je  nach  der  Grösse  des  Besitzes  und  nach  dem  Alter  des  Privilegiums 
einer  jeden  Familie  statt    (Statistische  Mitteilungen  für  Galizien  XV  1896.) 
i)  Landtag  1866  S.  433. 

2)  9.  Falser^  Wald  und  Weide. 

3)  Landtag  1885/6  Beüage  LXXXHI. 

4)  Budwinskif  Entscheidtmg  Nr.  2269. 

5)  Dies  ist  namentlich  in  Galizien  der  Fall.   So   müssen  in  Mielec  die   reichern 
Wirte  for  die  Benützung  der  Weide  nichts  zahlen ,  während  die  kleinen  Hintersassen 
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nur  die  vollberechtigten  Bauern  die  Hutungen  besserer  Qualität 
beweiden,  während  die  Minderberechtigten  auf  die  schlechteren 
Plätze  gewiesen  sind  ^).  Nicht  selten  ist  auch  die  Grösse  des 
Nutzungsanteils  nach  der  Grösse  der  Steuerleistung  oder  nach  dem 
Alter  der  Ansässigkeiten  ^)  abgestuft.  In  Galizien  werden  Unter- 
schiede auch  nach  der  Konfession  gemacht,  so  dass  die  Christen 
das  Gemeindegut  unentgeltlich ,  die  Juden  nur  gegen  Entrichtung 
einer  Gebühr  nutzen  dürfen  *). 

Die  erwähnten  Abstufungen  in  dem  Anteilverhältnisse  sind 
teils  infolge  eines  gleich  zu  besprechenden  historischen  Ent- 
Wickelungsprozesses  entstanden ,  teils  durch  Zerschlagung  der 
ursprünglich  einen  ganzen  Anteil  besitzenden  Ansässigkeiten  in 
mehrere  Stücke  bei  gleichzeitiger  Teilung  des  Nutzungsrechtes. 

C.  Die  Verwaltung  der  agrarischen  Gemeinschaften. 

Wie  in  Bezug  auf  das  Eigentum  und  die  Nutzungen,  so  wei- 
chen die  agrarischen  Gemeinschaften  auch  in  Bezug  auf  die  Ver- 
waltung sehr  von  einander  ab. 

Nur  allzu  oft  fehlt  es  an  einer  solchen  überhaupt,  und  jeder 
Beteiligte  übt  sein  Nutzungsrecht  schonungslos  und  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Genossen  aus. 

Manchesmal  besteht  ein  mehr  oder  weniger  wirksames  Statut 
und  besitzt  die  Gemeinschaft  beschliessende ,  ausführende  und 
überwachende  Organe.  Oft  auch  ruht  die  Verwaltung  selbst 
dort  in  den  Händen  der  Gemeindebehörden,  wo  das  Eigentum 
nicht  der  Gemeinde,  sondern  einem  Gemeindeteile  oder  der  Ge- 
samtheit der  Nutzungsberechtigten  zusteht.  Dagegen  giebt  es 
umgekehrt  manches  Gemeindegut,  das  durch  einen  Ausschuss  der 
nutzungsberechtigten  Personen  verwaltet  wird.  In  sehr  vielen 
Fällen  sind  die  Kompetenzen  und  Befugnisse  unklar ,  und  nur 
selten  ist  die  Verwaltung  so  organisiert ,  dass  sie  in  wirksamer 
Weise  Uebergriffe  und  Rechtsverletzungen  einzelner  Beteiligter 
entgegentreten  und  eine  rationelle  Wirtschaft  für  das  gemeinschaft- 
liche Grundstück  durchführen  könnte. 


für  jedes  Stück  Vieh  i  Gulden  zu  entrichten  haben  (Statistische  Mitteilungen  für  Ga- 
lizien XV  1896). 

i)  Pelikan  a.  a.  O. 

2)  S.  z.  B.  Landesgesetzblatt  ftir  das  Küstenland  1870  Nr.  21,  1875  Nr.  11. 

3)  ßudwinskif  Entscheidung  Nr.  1436. 
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2.  Abschnitt.    Statistisches  über   agrarische  Gemeinschaften. 

Auf  die  Frage  nach  dem  quantitativen  Vorkommen  der  in 
Rede  stehenden  Rechtsverhältnisse  können  wir  hier  leider  ebenso- 
wenig präzise  antworten,  als  früher  bezüglich  der  Servituten.  Es 
fehlt  derzeit  noch  gänzlich  an  einer  Statistik  der  agrarischen  Ge- 
meinschaften. 


i)  Die  Forststatistik  des  Ackerbauministe- 
riums. 

Von  mehreren  Seiten  wurden  die  Ausweise  des  Ackerbau- 
ministeriums herangezogen,  um  wenigstens  die  in  Gemeinschaft 
stehenden  Wälder  zu  erfassen;  doch  sind  diese  Daten  ganz  un- 
genügend. Stellt  man  die  darin  vorfindlichen  Zahlen  über  die 
>BeIastung  der  Gemeindewälder  mit  Servituten  und  servitutsähn- 
liehen  Gemeinschaftsrechten«  zu  einem  Gesamtbilde  zusammen, 
so  ergiebt  sich  folgende  Tabelle: 


Mit  serritutsähnlichen  Gemeinschaftsrechten  belastete 

Verwaltimgsgebiete 

Gemeindewälder 

in  ha 

1876 

1880 

1885 

1890 

1895 

NIederösterretch 

__ 

__ 

4870 

7722 

Oberösteneich 

35 

— 

-^ 

Saizbmg 

10046 

10045 

9956 

9  949 

7890 

Steiermaik 

8276 

8117 

8116 

17  218 

14269 

Kirnten 

— 

16144 

13236 

— 

Krain 

I  509 

— 

-— 

— 

^— 

Kostenland 

58692 

55609 

50657 

50657 

65415 

Tirol  und  Vorarlberg 

124846 

124  971 

3 17  534 

294790 

299  846 

Böhmen 

17665 

16681 

2563 

2707 

7  690 

Mlhren 

9936 

9682 

7736 

7  735 

6896 

Schlesien 

631 

631 

— 

— 

Galizien 

9012 

8849 

8383 

8x47 

6985 

Bukowina 

29780 

30297 

51883 

51883 

57665 

Dalmatien 

"7  559 

117  550 

224  59 1 

223  630 

227  633 

Zosammen 

387971 

382  432 

698563 

684  822 

702  Ol  I 

Diese  Zahlen  halten  auch  nicht  der  leisesten  Kritik  Stand. 

Zunächst  ist  in  keiner  Weise  festzustellen ,  was  hier  unter 
>  Gemeinde  Wälder«  zu  verstehen  sei ;  ob  agrarische  Gemeinschaften 
überhaupt,  oder  Gemeindegut  oder  vielleicht  auch  Gemeindever- 
mögen. Wie  immer  aber  der  Begriff  der  » Gemeinde wälder«  ge- 
fasst  sein  mag ,  so  zeigt  die  flüchtigste  Betrachtung  der  mitge- 
teilten Ziffern,  dass  diese  auch  nicht  als  annähernd  richtig  gelten 
können. 

So  ist  eine  Vermehrung  der  »Gemeindewälder«  Oesterreichs 
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im  Laufe  von  5  Jahren  (1880 — 1885)  um  3 16  000  ha  oder  83^/0 
doch  offenbar  ganz  ausgeschlossen.  Ein  Teil  dieses  Zuwachses 
mag  darauf  zurückzufahren  sein»  dass  Grundstücke,  die  früher  im 
Kataster  als  bestockte  Weiden  eingetragen  waren,  seit  der  Neu- 
anlegung der  Grundsteuer  als  Wälder  gelten  (s.  o.  S.  119).  Aber 
zur  Erklärung  jener  ungeheueren  Differenz  reicht  dieses  Moment  ge- 
wiss nicht  aus.  Noch  krassere  Unmöglichkeiten  enthalten  die  Da- 
ten für  einzelne  Kronländer.  So  soll  in  Tirol  diese  Kategorie  von 
Forsten  vom  Jahre  1880  bis  1885  von  124 971  Hektare  auf  317354 
also  um  mehr  als  150^/0  gestiegen,  im  folgenden  Jahre  wieder  um 
7*/o,  auf  294790  gesunken  sein.  Oder  man  blicke  auf  Kärnten, 
wo  plötzlich  i.  J.  1885  Gemeindewälder  von  16144  ha  auftauchen, 
die  i.  J.  1895  wieder  verschwunden  sind ;  auf  Steiermark,  wo  sich 
diese  Wälder  zwischen  1885  und  1890  mehr  als  verdoppelt  haben 
sollen,  um  sich  im  nächsten  Lustrum  wieder  lun  17 Vo  zu  ver- 
ringern. In  Dalmatien  ist  die  Fläche  i.  J.  1885  um  fast  lOoVo 
grösser  angegeben  als  1880;  in  Böhmen  sinkt  sie  gleichzeitig  von 
16  681  auf  2  563  ha  d.h.  um  85  Vo  und  steigt  dann  wieder  um 
190  Vo  u.  s.  w. 

Endlich  stimmen  diese  Daten  auch  in  keiner  Weise  mit  den 
weit  zuverlässigeren,  in  einzelnen  Kronländern  veranstalteten  Spe- 
zialerhebungen  überein,  von  denen  gleich  die  Rede  sein  soll. 

Auch  die  Angaben,  welche  über  die  Waldbesitzverhältnisse 
in  Oesterreich  veröffentlicht  werden  *) ,  sind  für  unsere  Zwecke 
nicht  brauchbar.  Denn  die  hier  ausgewiesenen  >  Gemeinde wälder« 
umfassen  wohl  nicht  bloss  das  Gemeindegut,  sondern  ebenso  das 
Gemeindevermögen ,  während  andererseits  Genossenschafts-  und 
Gemeinschaftswälder  zu  den  Privatwäldern   gezählt  sein  dürften. 

2)  Statistische   Daten    für   einzelne   Kronländer. 

Dagegen  finden  sich  an  verschiedenen  Orten  zerstreut  ziffer- 
mässige  Angaben  über  die  Ausdehnung  gewisser  Arten  des  agra- 
rischen Gemeinschaftsgutes  in  einzelnen  Kronländern.  Mit  Hilfe 
dieser  Daten  lassen  sich ,  wenn  auch  nicht  statistische  Zusam- 
menstellungen,  so  doch  wenigstens  manche  annähernde  Vorstel- 
lungen über  die  Verbreitung  der  in  diesem  Kapitel  zu  behandeln- 
den Verhältnisse  gewinnen. 

Für  Niederösterreich  ist  nur  ein  kleiner  Ausschnitt  aus 
den  in  diesem  Lande  bestehenden  agrarischen  Gemeinschaften  er- 

ij  Oesterreichisches  statistisches  Handbuch  1891,  1896. 
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hoben  worden :  die  zwischen  der  Gemeinde  und  den  bestifteten 
Bauern  streitigen  Grundstücke.  Solche  Realitäten  fanden  sich  i.  J. 
1877  ^  nicht  weniger  als  340  Ortsgemeinden  —  das  ganze  Land 
zahlt  deren  1591  — ,  und  sie  hatten  eine  Ausdehnung  von  mehr 
als  26  600  Hektaren  *).  Der  Streit  betraf  einerseits  das  Eigentum, 
andrerseits  die  Anteilrechte ;  jedenfalls  aber  bestand  an  diesen  Lie- 
genschaften gemeinsame  Nutzung. 

Da  in  dieser  Zahl  nur  etwa  ein  Fünftel  der  Gemeinden  und 
nur  die  strittigen  Realitäten  enthalten  sind,  müssen  die  agrari- 
schen Gemeinschaften  im  ganzen  Lande  eine  viel  grössere  Aus- 
dehnung besitzen. 

In  Salzburg  wurde  zu  Beginn  der  80 er  Jahre  der  Umfang 
der  in  gemeinschaftlichem  Besitze  befindlichen  Wälder  festgestellt '). 
Es  gab  dort : 

1780  Hektare  Gemeindewälder 
2632        »        Gemeinschaftswälder 
2701        »         Genossenschaftswälder, 
zusammen    also   7113  Hektare   Waldgemeinschaften.      Ausserdem 
wird   in  Salzburg   ein  grosser ,   aber   leider   nicht  näher  feststell- 
barer Teil   der  Servitutswälder    von  agrarischen   Gemeinschaften 
genutzt.     So  waren  in  den  Staatswäldern  holzbezugsberechtigt ') : 
II 099  behauste  Realitäten,  6648  walzende  Grundstücke  und  3051 
>  Alpsparteien  und  Weidegenossenschaftenc. 

Die  10  532  Heimweiderechte  in  Staats  Wäldern  standen  zu : 
8542  Berechtigten  in  Genossenschaft  und  1990  Berechtigten  ausser 
Genossenschaft. 

Schon  durch  die  angeführten  Zahlen  wird  die  weite  Verbreitung 
der  Gemeinschaftsalpen  und  -weiden  in  Salzburg  beweisen.  Sie 
gebt  auch  aus  einer  Schätzung  des  Landespräsidenten  i.  J.  1870 
hervor,  wonach  die  gemeinschaftlich  benutzten  Alpen  und  Weiden 
in  diesem  Kronlande  eine  Ausdehnung  von  über  50000  ha  be- 
sitzen *). 

Von  den  Alpen  Tirols  befindet  sich  ein  grosser  Teil  in 
gemeinsamer  Nutzung. 

i)  Landtag  1878  Beü.  XXVIL 

2)  Landtag  1882  S.  456,  Beil.  B. 

3)  Landtag  1871  Beilage. 

4)  Bericht  des  Landesprfisidenten  von  Salzburg  an  das  k.  k.  Ackerbauministerium 
betreffend  den  Gesetzentwurf  über  die  Benützung  und  teilweise  Verteilung  der  Ge- 
meind^TUDde  etc.  1870. 

S  c  h  i  f  f  f  Oestezreichische  Aparpolitik.  I.  12 


1^8  Die  Regulierung  und  Beseitigung  der  agrarischen  Gemeinschalten. 

Aus  zwei  sehr  interessanten  Publikationen  *)  ergiebt  sich,  dass 
in  den  deutschen  Teilen  dieses  Kronlandes  die  Alpen  folgende 
Besitzverhältnisse  aufweisen : 


Zahl 
der  Alpen 

Flächenmass 
der  Alpen  in  ha 

Zahl  der  auf  Kuh- 
gräser reduzierten 
Weiderechte 

Privatalpen 

Interessentschaftsalpen 

Gemeindealpen 

978 
984 
520 

122649 
310955 
256182 

30682 
80605 
54618 

Zusammen 

2482 

689  786 

165905 

Auf  die  agrarischen  Gemeinschaften  entfallen  demnach  1504 
Alpen  (6o.6®/o)  mit  567  137  Hektaren  (82,2%)  und  135  223  oder 
81,5  ®/o  Weiderechten. 

In  Wälschtirol*)  sind  von  584  Alpen 
82  Privatalpen 
3  Interessentschaftsalpen 
488  Gemeindealpen  und 
II  Korporationsalpen. 

Auf  die  Gemeinschaftsalpen  entfallen  somit  der  Zahl  nach 
83,6^/0 ;  da  nun  die  Privatalpen  gewöhnlich  bedeutend  kleiner 
sind,  als  die  Gemeinschaftsalpen,  so  bleiben  wir  hinter  der  Wirk- 
lichkeit gewiss  noch  zurück,  wenn  wir  annehmen,  dass  die  Letz- 
teren auch  an  der  Alpenfläche  mit  dem  gleichen  Prozentsatze 
partizipieren.  Der  Alpenboden  des  italienischen  Teils  von  Tirol 
beträgt  aber  168  632  Hektar ;  die  Gemeinschaftsalpen  haben  da- 
her eine  Ausdehnung  von  wenigstens  141  600  Hektaren. 

Die  Gemeindewälder  Tirols  hatten  um  1870  eine  Aus- 
dehnung von  972442  Joch  oder  559606  Hektare').  Es  sind  dies 
53,9®/o  der  Waldfläche  des  ganzen  Kronlandes. 

Ueber  die  Nachbarschaften  inKärnten  besitzen  wir 
genauere  Daten.  Solcher  meist  wilder  Genossenschaften  gab  es 
bei  Erlass  des  Teilungsgesetzes  nicht  weniger  als  3013  ^) ,  wäh- 
rend doch  das  ganze  Land  nur  230  Ortsgemeinden  und  2968  Ort- 
schaften zählt.  Die  diesen  Nachbarschaften  gehörige  Bodenfläche 
suchte    der   Landesausschuss    des   Kronlandes   am    Anfang  der 


1)  »Statistik  der  Alpen  von  Deatsch-TiroU,  Innsbruck  1880 — 82.    Inama^Stem- 
eggy  Die  Alpenwirtschaft  in  Deutsch-Tirol«,  statistische  Monatsschrift  1883. 

2)  Kaltentggir^  Die  österreichischen  Rinderrassen,  4.  Heft  S.  195. 

3)  Jahresbericht  des  Ackerbaumimsteriums  1869 — 71  S.  191. 

4)  Thätigkeitsbericht  des  Ackerbauministeriums  1887— 1893  S.  248. 
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80  er  Jahre  festzustellen ;  indes  gelang  es  nicht,  aus  allen  Ge- 
meinden Nach  Weisungen  zu  erhalten.  Trotz  dieser  Un  Vollständig- 
keit ergab  sich,  dass  hier  ein  Areal  von  137  404  Hektar,  also  auch 
absolut  mehr  als  in  dem  5mal  so  grossen  Böhmen,  in  gemein- 
samer Benützung  steht  *).  Da  Kärnten  im  Ganzen  686475  Hektare 
an  Alpen,  Hutweiden  und  Wäldern  besitzt,  so  machen  die  Nach- 
barschaften etwa  20%  dieser  fast  ausschliesslich  in  Betracht  kom- 
menden Kulturarten  aus.  Dazu  treten  dann  noch  die  zahlreichen 
und  ausgedehnten  durch  die  Servitutenablösung  entstandenen  Ge- 
meinschaften*). Eigentliches  Gemeindegut  kommt  in  Kärnten 
wenig  vor. 

Was  speziell  die  Alpenwirtschaft  in  Kärnten  anlangt, 
so  stehen  von  7443  Alpen  dieses  Landes  6421  in  freiem  Eigen- 
tmn,  98  sind  mit  Servituten  belastet,  924  sind  Gemeinschafts-  und 
Nachbarschaftsalpen  '). 

Besitzen  die  agrarischen  Gemeinschaften  schon  in  den  Al- 
penländem  einen  ausserordentlich  grossen  Umfang,  so  ist  ihre 
Verbreitung  in  den  Karstländem  noch  unvergleichlich  bedeutender. 
Besteht  doch  der  weitaus  grösste  Teil  des  Karstes  in  der  Aus- 
dehnung von  etwa  300  Quadratmeilen  (mehr  als  1,8  Mill.  ha)  aus 
Gemeinde-  oder  Gemeinbesitz. 

Ueber  die  agrarischen  Gemeinschaften  in  Krain 
fehlen  uns  nähere  Angaben.  Nur  inbetreff  der  Wechselgründe  fand 
eine  Erhebung  statt,  durch  die  das  Flächenmass  dieser  Grund- 
stücke auf  etwa  16  700  ha  festgestellt  wurde  *). 

Die  Gemeinschaftswälder  des  Küstenlandes  bedecken 
ein  Areal  von  über  125000  ha*),  was  mehr  als  53%  des  Wald- 
bodens und  etwa  17%  der  gesamten  produktiven  Bodenfläche  die- 
ses Verwaltungsgebietes  ausmacht. 

Dalmatien  weist  relativ  den  ausgedehntesten  Gemeinde- 
besitz unter  allen  Kronländern  auf.  Der  gesamte  steuerbare  Boden 
umfasst  daselbst  12556  km';  davon  stehen  noch  etwa  7159km*, 
d.h.  fast  Vio  in  gemeinsamer  Nutzung  der  Gemeindemitglieder ^). 

i)  Landtag  1884  B.  II. 

2)  Daselbst  S.  625. 

3)  Die  Alpenvirtscfaaft  in  Kärnten.    Herausgegeben   von   der  Landwirtschaftsge- 
sellschaft für  Kärnten.    1873— 1891. 

4)  PeyrfTy  Regelung  etc.  S.  62. 

5)  Peyrer,  Regelung  S.  64. 

6)  Reisebericht  von  Pretis-Cognado  a.  a.  O. 
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Ein   Drittel    dieser    F'läche    dürfte    Waldboden ,    der    Rest    Hut- 
weide sein. 

Für  die  Sudetenländer  sind  die  agrarischen  Gemein- 
schaften von  viel  geringerer  Bedeutung  als  für  die  Alpen-  und 
Karstländer. 

In  Böhmen  gab  es  nach  einer  Erhebung  des  Landesaus- 
schusses i.  J.  1887  2073  Gemeinden  und  Ortschaften  mit  Gemeinde- 
(resp.  Ortschafts-)Gut,  das  sich  auf  189930  Joch  oder  109300  ha 
oder  nur  etwa  2%  der  gesamten  steuerbaren  Fläche  beziffert  ^). 
Davon  entfällt  mehr  als  die  Hälfte  (106 118  Joch  oder  55.5%)  auf 
Wälder*),  ein  Drittel  (63237  Joch  oder  33,3%)  auf  Weiden, 
etwa  ein  Zwölftel  (16 144  Joch  oder  8,5  ®/o)  auf  Aecker  und 
Wiesen. 

Immerhin  ist  auch  für  Böhmen  die  Bedeutung  der  agrarischen 
Gemeinschaften  noch  eine  erhebliche.  Denn  Gemeindegut  kommt 
in  155  von  211  Bezirken  vor;  >in  99  Bezirken,  also  in  der  Hälfte 
dieses  Königreichs  sind  die  Verhältnisse  des  Gemeindegutes  ganz 
regelmässig  und  allgemein,  trotzdem  dass  das  Gemeindegut  be- 
reits so  viele  Verluste  erlitten  hat« '). 

Schlesien  hat  fast  gar  keine  agrarischen  Gemeinschaften 
mehr.     Im  Jahre  187 1  gab  es  daselbst*): 


-o 

1 

< 

i 

8 

S 

0 

1 

a 

s 

Zusammen 

1 

n.ö.  Jo 

ch 

Gemeindebesitz  .... 
Besitz  von  Fraktionen 
Besitz  von  »Gemeinschaf- 
tenc 

6373 
1279 

7727 

4436 
467 

762 

895 
94 

112 

63 
5 

II 

2451 
1465 

198 

6204 
405 

184 

20422 
3715 

8995 

Von  diesen  33  000  Joch  stehen  indessen  nur  etwa  9000  Joch 
oder  5000  ha  in  gemeinschaftlicher  Benützung.  Der  Gemeinde- 
besitz ist  fast  durchaus  Gemeindevermögen.  Die  wenigen  Gemein- 
schaften, die  sich  in  Schlesien  vorfinden,  sind  durch  Servituten- 
ablösungen entstanden. 

i)  Landtag  1888  Beil.  IV. 

2)  Nach  dem  neuesten  Ausweise  des  Ackerbauministerioms  (s.  o.)  hätten  die  mit 
Gemeinschaftsrechten  belasteten  Gemeindewälder  Böhmens  eine  Ausdehnung  von  nnr 
7690  hal 

3)  1888  Beilage  IV  S.  41. 

4)  Bericht  der  schlesischen  Landesregierung  an  das  Ackerbauministerium,  April  1871. 
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Gemeindegüter  in  Galizien.  Während  wir  über  die 
Ausdehnung  der  gemeinschaftlich  genutzten  Gründe  in  Mähren 
und  Schlesien  keinerlei  zuverlässige  zahlenmässige  Angaben  be- 
sitzen, hat  sich  das  statistische  Landesbureau  von  Galizien  die 
Feststellung  dieser  Verhältnisse  ganz  besonders  angelegen  sein 
lassen  und  bereits  dreimal  Erhebungen  darüber  veranstaltet  und 
veröffentlicht  *).  Nach  den  jüngsten  Ermittelungen  hat  das  Ge- 
meindegut eine  Grösse  von  617028  Joch  oder  355  083  ha,  wovon 
mehr  als  238000  ha  Weiden,  mehr  als  71000ha  Wald*).  Von 
den  5591  politischen  Gemeinden  des  Landes  besitzen  4980  oder 
89,2%  Gemeindegüter.  Diese  machen  8V>^/o  des  gesamten  nicht 
landflächlichen  Besitzes  aus. 

Was  endlich  die  Bukowina  anlangt,  so  wissen  wir  über 
dieselbe  nur  anzuführen,  dass  zur  Ablösung  der  Servituten  in  die- 
sem Kronlande  etwa  69  000  ha  Wald  an  Gemeinden  oder  Gemein- 
schaften abgetreten  worden  sind  ^). 

Die  vorstehend  mitgeteilten  Daten  sind  offenbar  durchaus 
ungenügend,  um  die  Verbreitung  der  agrarischen  Gemeinschaften 
in  Oesterreich  in  ihrer  ganzen  Ausdehnung  zu  erfassen.  Allein 
selbst  aus  diesen  so  lückenhaften  Angaben  ist  zu  ersehen,  dass 
diesen  Besitzformen  bei  uns  auch  heute  noch  eine  ganz  eminente 
Bedeutimg  zukommt. 

Denn  obwohl  jene  Ziffern  sich  nicht  auf  alle  Kronländer  be- 
ziehen und  kaum  für  ein  Kronland  auf  alle  Arten  agrarischer  Ge- 
meinschaften, ergeben  dieselben  doch  eine  Gesamtsumme  von 
etwa  31000  km'  gemeinschaftlich  benutzten  Bodens;  das  sind 
etwa  I4,o®/o  der  gesamten  steuerbaren  Fläche  der  12  in  Betracht 
gezogenen  Kronländer ,  und  31  Vo  der  Hutweiden ,  Alpen  und 
Waldungen  dieses  Gebietes. 

3.  Abschnitt.    Historisches  über  die  agrarischen  Gemein- 
schaften in  Oesterreich. 

Die  historische  Entwickelung  des  Gemeinbesitzes  in  den  öster- 
reichischen Ländern  ist  derzeit  noch  vollständig  unaufgeklärt.   Es 

x)  Statistiscbe  MitteUungen  Aber  die  galizischen  Verhältnisse  I  i,  1874,  IV  1878 
ond  XV  1896.  S.  fener  Krwytanowski,  Die  GnmdbeaitzverteiluDg  in  Galizien  (Schmal» 
Vs  Jabrbäcber  1895  S.  1281). 

2)  Id  der  oben  dtierten  Statistik  des  Ackerbauministeriums  sind  nur  6985  ha 
mit  Gemeinschaftsrechten  belasteter  Gemeindewald  angeführt  I 

3)  Peyrtr^  Regelung  etc.  S.  64. 


l82  ^^  Regulierung  und  Beseitigung  der  agrarischen  Gemeinschaften. 

fehlt  diesbezüglich  noch  gänzlich  an  den  nötigen  Vorarbeiten. 
So  sind  wir  auch  hier  wieder  darauf  angewiesen,  von  den 
deutschen  Forschungen  zu  zehren  und  bis  auf  weiteres  anzuneh- 
men ,  dass  auch  bei  uns  der  Verlauf  ein  ähnlicher  gewesen  ist, 
wie  in  anderen  deutschen  oder  wenigstens  in  den  durch  Deutsche 
kolonisierten  Gebieten. 

I.  Die  alten  Marken  und  Allmenden. 

Der  ungeteilte  Wald-  und  Weidegrund  bildete  ursprünglich 
das  Eigentum  der  grossen  Markgenossenschaften  (Hundertschaften) 
und,  wo  diese  später  geteilt  wurden,  das  der  einzelnen  freien  Dorf- 
markgemeinde. 

Im  Kolonisations-  und  Eroberungslande  behielten  die  Landes- 
herren das  ihnen  zugefallene  Land  in  der  Regel  auch  nicht  für 
sich ;  sie  belehnten  damit  ihre  Vasallen  oder  statteten  damit  die 
unterthänigen  Gemeinden  aus.  Das  landrechtliche  Eigentum  ver- 
blieb dann  meist  dem  Landes-  oder  Grundherren ;  nach  innen 
aber,  im  Kreise  des  Dorfrechtes,  unterschied  sich  die  unfreie  Ge- 
meinde in  ihrem  Verhältnisse  zur  Allmende  und  zu  den  Dorfge- 
nossen durchaus  nicht  von  der    freien   Gemeinde  (s.  o.  S.  41  ff.). 

Die  Gemeinde  nützte  ihre  Allmende  in  der  Regel  in  der 
Weise,  dass  sie  ihren  Mitgliedern  gestattete,  unter  bestimmten, 
durch  die  Gemeinde  normierten  Voraussetzungen  Holz  oder  Streu 
aus  dem  Walde  zu  holen,  Vieh  auf  die  Weide  zu  treiben  u.  s.  w. 
Diese  Nutzungen  waren  durchaus  keine  selbständigen  Privatrechte, 
sondern  der  Ausfluss  der  Gemeindeangehörigkeit;  ganz  ebenso, 
wie  das  jedem  Genossen  zustehende  Recht  der  Anteilnahme  am 
Dorfregiment  und  die  Unterwerfung  unter  dasselbe,  oder  wie  die 
Pflicht  zur  Tragung  der  Gemeindelasten.  Die  Dorfgenossenschaft 
konnte  denn  auch  den  Umfang  und  die  Voraussetzungen  für  die 
AUmendnutzung  abändern,  ohne  dadurch  jura  quaesita  zu  verletzen. 

2)  Entstehung  der  Personalgemeinde  neben  der 
Realgemein  de. 

Ursprünglich  waren  alle  Gemeindeinsassen  auch  voll-  und 
gleichberechtigte  Genossen.  Es  gab  eben  nur  Bauern;  bei  dem 
Ueberfluss  an  Rodland  konnte  jeder  neue  Ansiedler  in  den  Be- 
sitz  einer  Hufe  gelangen. 

Dieses  Verhältnis  änderte  sich  aber,  als  auch  in  den  Dorfgemein- 
den eine  immer  zahlreicher  werdende  Klasse  von  Personen  entstand, 
die  sozial  nicht  als  gleichwertig  mit  den  Bauern  angesehen  wurden : 
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SO  die  blossen  Häusler,  Söldner,  Inlieger,  Mietlinge  u.  s.  w.,  welche 
keine  selbständige  Landwirtschaft  betrieben;  die  Handwerker, 
ländliche  Arbeiter ;  ja  selbst  solche  Grundeigentümer,  welche  nicht 
eine  im  Gemenge  mit  den  andern  liegende  Hufe,  auch  keinen  Teil 
einer  solchen,  sondern  ein  geschlossenes,  abgezäuntes  Grundstück 
(Haus-  oder  Feldgarten,  Beunde)  besassen;  solche  »Kossäthenc, 
»Pointler«  brauchten  weder  ihr  Brach-  noch  ihr  Stoppelfeld  der 
gemeinschaftlichen  Viehweide  zu  öffiien;  dafür  konnten  sie  aber 
selbst  auch  an  dieser  nicht  teilnehmen ;  sie  waren  überhaupt  we- 
der dem  Flurzwange  noch  dem  denselben  ausübenden  Dorfregi- 
ment unterworfen,  besassen  daher  aber  auch  an  der  Beratung  der 
Gemeindeangelegenheit  keinen  Anteil.  Diese  »Ungenossenc  der 
Dorfgemeinde  hatten  verschiedene  Namen,  wie  »Armen« ,  »Bei- 
sassen«, »Beisitzer«,  > Hintersassen c. 

Anfangs  blieb  der  Gegensatz  zwischen  Genossen  und  Unge- 
nossen  latent.  Die  Kosten  für  das  Gemeinderegiment  wurden 
zur  Gänze  von  den  »Gemeindegenossenc  getragen ;  diese  bildeten 
in  Wahrheit  die  Gemeinde  und  sorgten  auch  für  die  geringe  Zahl  von 
Ungenossen ;  sie  waren  daher  auch,  wie  die  alleinigen  Verpflich- 
teten, so  die  politisch  und  wirtschaftlich  ausschliesslich  Be- 
rechtigten. 

So  entwickelten  sich  neben  oder  eigentlich  in  einander  die 
Realgemeinde  —  eine  Wirtschaftsgenossenschaft,  der  auch  gewisse 
öffentlichrechtliche  Funktionen  übertragen  waren,  —  und  die  Per- 
sonalgemeinde,  d.  h.  die  geographische  und  soziale  Gesamtheit 
der  Bewohner  eines  Ortes,  auf  welche  sich  zum  Teil  die  Verwal- 
tungsthätigkeit  jener  Realgemeinde  erstreckte. 

3)  Kampf  um  die  Allmende. 

Dieser  Stand  der  Dinge  entsprach  indessen  offenbar  nur  pri- 
mitiven wirtschaftlichen  und  sozialen  Verhältnissen.  Im  Laufe 
der  Zeit  wuchs  die  Bewohnerschaft  der  einzelnen  Ortschaften  an ; 
damit  stieg  die  Zahl  der  Beisassen  gegenüber  der  Zahl  von  Ge- 
nossen; die  Bevölkerung  differenzierte  sich  ökonomisch  immer 
mehr ,  immer  neue  Aufgaben  der  allgemeinen  Verwaltung  wurden 
der  Gemeinde  übertragen;  die  Bedeutung  der  Allmende  im  Ge- 
meindehaushalt sank,  weitere  Einnahmequellen  mussten  für  die 
Gemeinden  aufgesucht  werden  und  fanden  sich  schliesslich  in  der 
Steuerkraft  der  gesamten  Bewohnerschaft.  Damit  verwandelte 
sich  aber    das  ausschliessliche    Teilnahmerecht  der  Rustikalisten 
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am  Gemeinderegiment  und   an   den  Gemeindenutzungen  in  »Un- 
recht und  Plage  €. 

Ein  erbitterter  Kampf  um  den  gemeinen  Nutzen  entspann  sich 
nunmehr  zwischen  beiden  Parteien.  Die  Altbürger  suchten  sich  von 
den  neuen  Elementen  abzusondern,  sich  als  abgeschlossene  Real- 
gemeinde im  Gegensatze  zu  der  weiteren  Personalgemeinde  zu  er- 
halten und  zu  konstituieren ;  sie  nahmen  das  Gemeindeland  als 
ihr  ausschliessliches  Privateigentum  in  Anspruch ,  an  dem  die 
»Armenc  keine  Nutzungen  besassen.  Dagegen  behaupteten  die 
Beisassen  den  öffentlich-rechtlichen  Charakter  der  Allmende,  for- 
derten Anteilnahme  an  der  Gemeindeverwaltung  und  an  der  ge- 
meinen Nutzung,  weil  sie  ja  auch  zu  den  Gemeindelasten  beitragen 
mussten.  Immer  schärfer  pflegten  sich  die  Bauern,  wo  sie  dazu 
die  Macht  besassen,  gegen  die  späteren  Ansiedler  sowie  gegen 
die  nicht  behausten  Einwohner  abzuschliessen ;  die  Teilnahme 
am  Gemeindenutzen  wurde  häufig  aus  einem  persönlichen  zu  einem 
dinglichen,  an  den  Besitz  bestimmter  Höfe  gebundenen  Rechte, 
während  sie  anderwärts  wieder  ausschliesslich  auf  die  Mitglitsder 
einiger  weniger  Familien  beschränkt  wurde  und  nur  durch  die 
Zugehörigkeit  zu  einer  von  diesen  erworben  werden  konnte. 

Dieser  Kampf  »kam  in  früheren  Zeiten  nur  vereinzelt  vor, 
seit  etwa  100  Jahren  aber  ruht  er  nie  mehr  vollständig ;  er  wird  bald 
still,  bald  laut  geführt ,  er  macht  Pausen ,  bis  wieder  unter  den 
Kleinhäuslern  ein  Führer  (Gemeindestörer  sagen  die  Bauern)  er- 
steht, er  wird  durch  Waffenstillstände,  Vergleiche  unterbrochen, 
der  Sieg  neigt  sich  bald  da-,  bald  dorthin,  das  Recht  aber  wird 
dadurch  nur  immer  mehr  verdunkelt«  ^). 

Das  Resultat  dieses  Kampfes,  der  immer  noch 
fortdauert,  sind  die  zahlreichen  Formen  agrarischer 
Gemeinschaften. 

Wo  es  den  Häuslern  u.  s.  w.  gelang,  das  Gemeinderegiment 
vollständig  in  ihre  Hand  zu  bekommen,  setzten  sie  meist  auch 
ihre  Ansprüche  auf  die  Gemeindeweide,  den  Gemeindewald  durch 
und  partizierten  an  deren  Nutzungen  ebenso,  wie  die  Bauern. 
Oder  es  wurde  sogar  das  Gemeindegut  in  ein  Kameralvermögen 
der  Gemeinde  verwandelt,  an  die  Stelle  der  Naturalnutzung  durch 
die  Gemeindeglieder  trat  die  Verpachtung  oder  sonstige  Verwertung 
des  Erträgnisses  zu  Gunsten  der  Gemeindekasse. 

i)  Beilage    XXVII   zu    den    Protokollen    des    niederösterreichischen    Landtages 
1878  S.  9. 
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Anderwärts  wieder  blieben  zwar  die  Ungenossen  vom  Genuss 
des  Gemeindegutes  nicht  vollständig  ausgeschlossen,  aber  sie  ver- 
mochten es  doch  nicht,  die  volle  Gleichberechtigung  mit  den 
»Altansässigenc ,  den  »Rustikalisten« ,  »Bestifteten« ,  »Nachbarn« 
oder  wie  sie  sonst  heissen,  zu  erringen.  Bald  erlangten  sie  nur 
die  sogenannten  kleinen,  nicht  aber  die  grossen  Nutzungen  (z.  B. 
Weide  im  Wald  und  Klaubholz,  nicht  auch  Stammholz;  Schaf- 
weide, nicht  auch  Rindvieh-  und  Pferdeweide  u.  s.  w.) ;  bald  war 
ihr  Nutzungsrecht  quantitativ  geringer,  als  das  der  Bauern  —  etwa 
so,  dass  jeder  Bauer  ein  Loos  und  je  drei  oder  vier  Häusler  zu- 
sammen auch  ein  Loos  erhielten;  bald  war  die  Nutzung  für  jene 
unentgeltlich,  während  diese  dafür  eine  jährliche  Gebühr  oder  ein 
einmaliges  Einkaufsgeld  zu  entrichten  hatten;  oder  es  mussten 
zwar  auch  die  Altangesessenen  ein  Entgelt  leisten,  aber  ein  ge- 
ringeres, als  die  Häusler,  u.  dergl. 

Es  kommt  auch  vor,  dass  die  Letzteren,  wenn  sie  einmal 
Anteil  an  den  Gemeindenutzungen  erkämpft  hatten,  sich  ebenso 
engherzig  gegen  spätere  Ansiedler  abschlössen,  wie  dies  die  Alt- 
angesessenen früher  ihnen  gegenüber  gethan  hatten '),  so  dass  in 
derselben  Gemeinde  eine  ganze  Stufenleiter  von  Berechtigungen 
am  Gemeindegut  entstand.  In  Niederösterreich  z.  B.  ist  es  sehr 
häufig,  dass  zwei,  drei,  ja  sogar  vier  verschiedene  Klassen  in  der- 
selben Gemeinde  Nutzungen  an  demselben  Grundstücke,  aber  ver- 
schieden nach  Raum,  Zeit,  Benutzungsart,  Quantum  u.  s.  w.  be- 
ziehen. 

In  all  diesen  Fällen  blieb  aber  das  Eigentum  am  Grundstücke 
und  dessen  Verwaltung  zunächst  in  der  Regel  bei  der  Gemeinde. 

Dies  war  auch  sehr  häufig  selbst  dort  der  Fall,  wo  die  Nach- 
barn das  ausschliessliche  Nutzungsrecht  zu  behaupten  oder  zu 
erringen  verstanden  hatten.  Doch  vollzog  sich  hier  oft  auch  eine 
weitere  Entwickelung,  indem  sich  die  Nutzungsberechtigten  die  Ver- 
waltung, ja  sogar  das  Eigentum  am  Gemeindegrunde  verschafften  ; 
sei  es  dass  sie  sich  als  eigene  Korporation  —  Realgemeinde,  Bürger- 
gemeinde, Genossenschaft  —  konstituierten,  sei  es,  dass  sie  eine 
ganz  formlose  Gemeinschaft  ohne  eigene  Organe,  ohne  einheit- 
liche Verwaltung  bildeten. 


i)  So  unterscheidet  man  in  den  Sndetenländem  die  >altkatastrierten€  von  den 
Dciikatastzierten  Hänsleni,  in  Niederösterreich  die  »altenc  von  den  neuen  Kleinhäus- 
lem  n.  dgL 
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Die  gekennzeichnete  Entwickelung  vollzog  sich  nun  aber 
durchaus  nicht  gleichmässig  in  den  einzelnen  Kronländern  oder 
auch  nur  in  allen  Teilen  desselben  Landes.  Sie  war  vielmehr 
von  Dorf  zu  Dorf  verschieden ;  sie  fand  auch  innerhalb  der  nämlichen 
Gemeinde  nicht  kontinuierlich  in  der  gleichen  Richtung  statt, 
sondern  wechselte  je  nach  den  zeitweiligen  ökonomischen  und 
politischen  Machtverhältnissen.  So  kommt  es,  dass  selbst  in  dem- 
selben Dorfe  an  den  einzelnen  Teilen  der  alten  Allmende  die 
Eigentums-  und  Nutzungsverhältnisse  untereinander  oft  nicht  über- 
einstimmen, so  dass  verschiedene  Arten  agrarischer  Gemeinheiten 
nebeneinander  bestehen. 

In  der  Regel  waren  und  sind  sich  übrigens  die  Beteiligten 
über  die  Rechtsverhältnisse  an  dem  gemeinsam  genutzten  Grund- 
stücke ganz  im  Unklaren.  Eine  behördliche  Feststellung  der 
Rechte  findet  in  den  seltensten  Fällen  statt;  und  so  spielt  Her- 
kommen, Zufall,  Willkür  hier  die  grösste  Rolle. 

4.  Abschnitt.     Die  rechtliche  Behandlung  der  agrarischen 
Gemeinschaften  in  Gesetzgebung  und  Praxis. 

Auch  die  Gesetzgebung  hat  bisher  nichts  oder  doch  nichts 
Erfolgreiches  gethan,  um  diese  Rechtsverwirrung,  in  der  sich  ein 
so  grosser  Teil  unseres  Grundbesitzes  befindet,  zu  beheben. 

Auf  zwei  verschiedenen  Rechtsgebieten  hätte  dies  geschehen 
müssen :  auf  dem  des  Privat-  und  dem  des  öffentlichen  Rechtes. 
In  die  Sphäre  des  Zivilrechtes  fällt  bei  allen  Arten  agrarischer 
Gemeinschaften  die  Eigentumsfrage ;  bei  den  genossenschaftlichen 
und  Gemeingründen  überdies  auch  noch  die  Frage  nach  den 
Nutzungsrechten  und  der  Verwaltung.  Hingegen  ist  es  Sache  des 
öffentlichen  Rechtes,  die  Nutzungen  und  die  Verwaltung  bei  den 
anderen  Arten  agrarischer  Gemeinschaften,  den  Gemeinde-  und 
Fraktionsgütern,  zu  regeln. 

Indem  wir  im  Folgenden  einen  raschen  Blick  auf  die  Gesetzgebung 
und  die  Justizverwaltung  Oesterreichs  werfen ,  soweit  sie  unseren 
Gegenstand  betreffen,  werden  wir  gleichzeitig  den  gegenwärtig  in 
dieser  Beziehung  geltenden  Rechtszustand  kennen  lernen.  Nur 
von  den  Gesetzen  über  Gemeinheitsteilung  und  -regulierung  soll 
vorläufig  noch  abgesehen  werden. 

A.  Die  grundlegenden  PrivatrechUsKtse. 

Das   bürgerliche    Gesetzbuch    beschränkt  sich   darauf,     das 
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Gemeindegut  als  jene  Sachen  zu  definieren,  welche  nach  der 
Landesverfassung  zum  Gebrauche  eines  jeden  Mitgliedes  der  Ge- 
meinde dienen,  während  diejenigen  »deren  Einkünfte  zur  Bestrei- 
tung der  Gemeindeauslagen  bestimmt  sind,«  das  Gemeindever- 
mögen ausmachen  (§  288).  Es  ist  aus  dem  bereits  Gesagten  klar, 
dass  diese  Einteilung  unvollständig  ist,  und  dass  es  Sachen  giebt, 
welche  zum  Gebrauche  nicht  aller  Gemeindemitglieder,  sondern 
nur  gewisser  Klassen  derselben  dienen,  die  daher  nach  dem  Wort- 
laute weder  Gemeindegut,  noch  Gemeindevermögen  wären. 

Weit  bedauerlicher,  als  diese  im  Ganzen  unschädliche  Unge- 
nauigkeit,  ist  es  aber,  dass  sich  in  dem  bürgerlichen  G«setzbuche 
keinerlei  Bestimmungen  über  Genossenschafts-  und  Gemeingüter 
finden.  Auf  diese  beiden  Kategorien  müssen  daher  die  allge- 
meinen Rechtssätze  angewendet  werden;  also  die  Normen  über 
juristische  Personen  oder  die  über  das  Miteigentum  (16.  Haupt- 
stück des  bürgerlichen  Gesetzbuches) ;  endlich ,  da  es  sich  hier 
um  unbewegliches  Vermögen  handelt,  die  Bestimmungen  der 
Grundbuchsordnung.  Von  den  Letzteren  soll  indes  erst  später 
die  Rede  sein. 

i)  Die  agrarischen  Genossenschaften. 

Ist  eine  agrarische  Gemeinschaft  mit  einem  eigenen  Statute, 
mit  besonderen  Organen  versehen,  wie  viele  Alp-,  Weide-,  Wald- 
genossenschaften u.  ä.,  so  wird  man  sie  wohl  unbedenklich  als  selb- 
ständige juristische  Personen  anerkennen  dürfen.  In  diesem  Falle 
steht  das  Eigentum  an  den  gemeinsam  genutzen  Grundstücken  der 
Korporation  als  solchen  zu ;  die  Voraussetzungen  und  das  Mass  für 
die  Nutzungsrechte  sind  dann  durch  das  Statut  normiert ;  ebenso 
die  Frage  nach  der  Aufhebung  der  Gemeinschaft,  also  der  Ver- 
äusserung  oder  Teilung  der  Realitäten,  und  die  Frage  nach  den 
Verwaltungsbefugnissen  der  genossenschaftlichen  Organe. 

Die  Nutzungsrechte  selbst  braucht  man  wohl  nicht  als  jura 
in  re  aliena  der  einzelnen  Mitglieder  an  dem  genossenschaftlichen 
Eigentum  zu  konstruieren.  Sie  sind  vielmehr  Ausfluss  der  Mit- 
gliedschaft selbst,  sind  Genossenschaftsrechte  ebenso  wie  etwa  das 
Stimm-  und  das  Wahlrecht  u.  s.  w.  Diese  Nutzungsrechte  bedür- 
fen daher  nicht  der  grundbücherlichen  Eintragung ;  ja,  eine  solche 
wäre  direkt  unrichtig;  denn  durch  Aenderung  des  Genossen- 
schaftsstatutes, je  nach  der  Verfassung  auch  durch  Majoritätsbe- 
schluss,  können  die  Nutzungen  in  ihrem  Inhalte  und  Umfange 
rechtsgültig  beschränkt  oder  sogar  aufgehoben  werden. 


l88  ^^  Regulierung  und  Beseitigung  der  agrarischen  Gemeinschaften. 

2)  Formlose  Gemeinschaften. 

Wo  dagegen  die  Gemeinschaft  der  Teilgenossen  eine  ganz 
formlose  ist,  wie  insbesondere  bei  den  jeder  Organisation  ent- 
behrenden Gemeingründen,  dort  ist  es  schwer  zu  sagen,  wel- 
ches Rechtsverhältnis  eigentlich  vorliegt. 

Einfaches  zivilrechtliches  Mite  igentum  würde  be- 
deuten: die  freie  Teilbarkeit  des  gemeinsamen  Grundstückes  auf 
einseitiges  Verlangen  jedes  Berechtigten ;  die  freie  Verfügung  des 
Letzteren  über  seine  Quote;  den  Mangel  jeder  rechtlichen  Be- 
ziehung zwischen  dem  nutzungsberechtigten  Stammgut  und  den 
Nutzungen  an  dem  Gemeingrunde ;  die  Möglichkeit,  durch  Majo- 
ritätsbeschluss  an  die  Stelle  der  unmittelbaren  Nutzung  des  Grund- 
stückes durch  die  berechtigten  Hofbesitzer  eine  mittelbare  Nutzung 

—  etwa  durch  einen  Verwalter   oder  im  Wege  der  Verpachtung 

—  zu  setzen. 

Das  sind  aber  durchaus  Rechtssätze,  welche  offenbar  gar  nicht 
für  die  wirtschaftliche  Funktion  dieser  Grundstücke  passen,  und 
die  auch  in  direktem  Gegensatze  zu  der  allgemeinen  Uebung  stehen. 
Denn  nach  ganz  allgemeiner  Gewohnheit  gelten  die  Nachbar- 
schaftsgründe als  unteilbar ;  die  Nutzungen  daran  sind  meist  nicht 
frei  veräusserlich ,  sondern  an  den  Besitz  eines  Stammgutes,  an 
die  Mitgliedschaft  in  einer  Familie  geknüpft;  und  es  steht  unab- 
änderlich fest,  dass  das  Gut  nur  unmittelbar  zu  Gunsten  der  berech- 
tigten Höfe  genutzt  werde  ,  wenn  auch  über  das  Mass  und  die 
Modalitäten  der  Nutzung  Majoritätsbeschlüsse  der  Beteiligten  hie 
und  da  üblich  sind. 

Trotz  dieser  starken  Diskrepanz  wird  sich  für  das  fragliche 
Rechtsverhältnis  indessen  doch  schwerlich  eine  andere  rechtliche 
Auffassung,  denn  die  als  einfaches  zivilrechtliches  Miteigentum, 
finden  lassen. 

Miteigentum,  das  als  Realrecht  an  den  Besitz 
bestimmter  Grundstücke  geknüpft  ist,  so  lautet  eine 
wissenschaftlich  vielfach  vertretene  Konstruktion  *).  Diese  Auf- 
fassung ,  wonach  also  nicht  der  gegenwärtige ,  sondern  der  j  e- 
w eil  ige  Hofbesitzer  im  Miteigentum  steht,  kann  wohl  nur  für 
Tirol  acceptiert  werden,  wo  der  alte  Bestiftungszwang  noch  fort- 
besteht und  daher  ein  rechtlicher  Zusammenhang  zwischen  den 
verschiedenen  zu  einem  Hofe  gehörigen  Grundstücken  und  Rech- 


i)  S.  namentlich  Pitrekh  u.  Pfersche  a.  a.  O. 
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ten  vorhanden  ist.  Das  neue  Grundbuchsgesetz  fiir  Tirol  ^)  er- 
klärt denn  auch  im  §  24  die  mit  dem  Hofe  verbundenen  >Nutz- 
ungsrechtec ,  insbesondere  Weide-,  Holzungs-  und  Wasserrechte 
an  anderen,  fremden  oder  gemeinschaft liehen  Grundstücken 
als  Bestandteile  des  geschlossenen  Hofes. 

In  den  anderen  Kronländern  stände  die  reale  Gebundenheit 
des  Miteigentumes  an  den  Besitz  eines  anderen  Grundstückes  in 
Widerspruch  mit  der  in  den  60  er  Jahren  eingeführten  freien  Teil- 
barkeit des  Grundbesitzes.  Von  dieser  und  anderen  Konstruktionen 
soll  übrigens  später  noch  die  Rede  sein. 

Eine  juristische  Person  kann  in  der  formlosen  Gemein- 
schaft wohl  auch  nicht  erblickt  werden.  Fehlt  es  doch  meist  an 
jedem  Organ  für  die  Vornahme  rechtsverbindlicher  Handlungen; 
es  giebt  in  der  Regel  weder  Generalversammlungen  der  berechtig- 
ten Personen,  noch  auch  bindende  Majoritätsbeschlüsse,  Alles  be- 
ruht auf  Herkommen  und  Uebung,  oft  aber  auch  auf  Willkür  und 
Eigenmacht. 

Gemeindeeigentum,  das  zu  Gunsten  gewisser 
Grundstücke  mit  Prädialservituten  belastet  ist,  so 
wird  das  in  Rede  stehende  Rechtsverhältnis  von  manchen  Ge- 
lehrten konstruiert ').  Auch  diese  Auffassung  birgt  aber  Unmög- 
lichkeiten in  sich.  Denn  zunächst  müssten  hiemach  die  betreffen- 
den Grundstücke  von  der  Gemeindevorstehung  verwaltet  werden ; 
und  zwar  derart,  dass  die  thunlichst  grösste  nachhaltige  Rente 
daraus  erzielt  werde ;  Erträgnisse  die  für  die  Wirtschaft  des  herr- 
schenden Gutes  nicht  notwendig  sind,  hätten  in  die  Gemeinde- 
kasse zu  fliessen ;  Nutzungen,  die  aus  irgend  einem  Grunde  — 
durch  Untergang  des  praedium  dominans  u.  s.  w.  —  wegfallen, 
würden  kraft  Rechtens  der  Gemeinde  zuwachsen.  Alle  diese  Kon- 
sequenzen laufen  jedoch  dem  thatsächlich  bestehenden  Rechtszu- 
stand gänzlich  zuwider. 

Sodann  konnte  aber  diese  Konstruktion  doch  nur  dort  in 
Frage  kommen ,  wo  das  Eigentum  an  den  in  Rede  stehenden 
Realitäten  im  Grundbuche  der  Gemeinde  zugeschrieben  worden 
ist  und  nicht  andern  Personen.  Der  letztere  Vorgang  ist  aber, 
wie  wir  sehen  werden,  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  thatsächlich 
beobachtet  worden. 


i)  Gesets  vom  17.  MSn  1897  Nr.  9  L.G.B1. 

2)  Es  ist  dies  die  Ansicht  Ton  Pfaff-Kraifu  (System  des  österr.  allgem.  Privat- 
Kchtes.    3.  Aufl.  I.  Bd.  S.  178  fi:). 
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So  stösst  schon  die  Beantwortung  der  primitivsten  Frage,  wer 
als  Eigentümer  der  Gemeingründe  anzusehen  ist,  auf  grosse, 
bisher  noch  nicht  überwundene  Schwierigkeiten.  Von  diesem 
Kardinalpunkte  hängt  aber  wieder  die  Entscheidung  über  eine 
ganze  Reihe  rechtlich  und  wirtschaftlich  wichtiger  Momente  ab, 
wie:  Umfang  der  Nutzungsrechte,  Teilbarkeit,  Veräusserlichkeit, 
Bewirtschaftung  und  Verwaltung  des  Grundstückes  u.  s.  w. 

B.  Oeffentlich-rechtliche  Normen  ttber  das  Qemeindegut. 

Wir  haben  bisher  die  Abgrenzung  zwischen  den  ausschliess- 
ich  dem  Zivilrechte  angehörigen  Fällen  agrarischer  Gemeinheiten 
und  den  zum  Teile  öffentlichrechtlichen  Normen  unterliegenden 
Gemeindegütern  als  eine  gegebene,  feststehende  angenommen.  Ob 
und  in  wie  weit  dies  zutrifft,  wird  sich  erst  zeigen,  wenn  wir  die 
Gemeindegesetzgebung  einer  kurzen  Betrachtung  unterzogen  ha- 
ben, soweit  sie  sich  auf  das  Gemeinde-  und  Ortschaftsgut  bezieht. 

Von  ihr  durfte  man  zunächst  eingehende  Normen  über  die 
öffentlichrechtliche  Seite,  also  über  die  Benützung  und  über  die 
Verwaltung  des  Gemeindegutes  erwarten. 

Indes  brachten  weder  die  provisorische  Gemeindeordnung 
des  Jahres  1849,  noch  auch  das  Reichsgemeindegesetz  vom  5.  März 
1862,  noch  endlich  die  für  die  einzelnen  Länder  in  den  Jahren 
1863 — 1866  erlassenen  Gemeindegesetze  die  erwünschte  Ordnung 
in  die  uns  beschäftigenden  Verhältnisse. 

Das  ist  um  so  bedauerlicher,  als  die  Gelegenheit,  die  sich 
dem  Gesetzgeber  für  ein  entschiedeneres  Eingreifen  i.  J.  1849  ^o^* 
kaum  je  wiederkehren  wird. 

I.  Die  proTlsori/ielie  Gemelndeordniiiig  Tom  17*  Mftn  1849« 

I.  Die  Schaffung  der  modernen  politischen 
Personalgemeinde. 

Durch  die  provisorische  Gemeindeordnung  wurde  das  Ge- 
meindewesen Oesterreichs  auf  eine  neue,  einheitliche  Grundlage 
gestellt ,  ja  eigentlich  erst  die  moderne  politische  Gemeinde  als 
ein  Glied  der  allgemeinen  Staatsverwaltung  geschaffen. 

Weitreichende  administrative  Aufgaben  wurden  den  Gremein- 
den  zugewiesen ;  diese  erhielten  nicht  nur  einen  ausgedehnten,  >na- 
türlichenc  oder  »selbständigen«,  sondern  auch  noch  einen  bedeu- 
tenden »übertragenen«  Wirkungskreis.  Zu  dem  ersteren  gehört 
insbesondere  der  Sicherheitsdienst,  die  Reinlichkeits-,  Gesundheits-, 
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Armen-,  Strassen-,  Feuer-,  Markt-,  Sittlichkeits- ,  Bau-  und  Ge- 
sindepoUzei,  femer  das  Volksschul-  und  das  kommunale  Mittel- 
schulwesen;  der  Letztere  umfasst  die  Mitwirkung  der  Gemeinde 
für  die  Zwecke  der  allgemeinen  Staatsverwaltung,  wie  Steuerein- 
hebung, Konskription  und  Rekrutierung,  Justizpflege  u.  s.  w. 

2.  Aenderung  in  der  Finanzierung  derGemeinde- 
aufga  be  n. 

Zum  Träger  dieser  ausgedehnten  Verwaltungsthätigkeit  wurde 
durchaus  die  geographische  Ortsgemeinde,  also  die  Personalge- 
meinde gemacht.  Jeder  Steuerzahler  in  der  Gemeinde  besitzt  da- 
her das  Wahlrecht  in  die  Gemeindevertretung  und  dadurch  An- 
teil  an  der  Gemeindeverwaltung,  hat  aber  auch  zu  den  Gemeinde- 
bedürfiiissen,  insbesondere  zu  den  Verwaltungskosten,  entsprechend 
beizutragen,  indem  das  durch  anderweitige  Einkünfte  nicht  ge- 
deckte Erfordernis  durch  Zuschläge  zu  den  direkten  Staatssteuern 
oder  zu  den  Verbrauchsabgaben  aufzubringen  ist. 

Diese  Art  der  Finanzierung  bedeutete  zweifellos  für  viele, 
vielleicht  sogar  für  die  meisten  Gemeinden  ein  novum ;  nämlich 
für  alle  die,  in  welchen  bisher  die  nutzungsberechtigten  Gemeinde- 
glieder entweder  ausschliesslich  oder  doch  zum  weitaus  über- 
wiegenden Teile  für.  die  Gemeindebedürfnisse  aufkommen ,  insbe- 
sondere die  Wegebau-  und  Armenlast  tragen  mussten  '). 

3.  Aufrechterhaltung  der  privilegierten  Nutz- 
ungen. 

Gelegentlich  dieser  grundsätzlichen  Neuordnung  des  gesam- 
ten Gemeindewesens  hätte  auch  eine  einheitliche  Regelung  der 
Gemeindegutsverhältnisse  sehr  leicht  bewerkstelligt  werden  können. 

Zwar  ist   es   ganz  gerechtfertigt,   dass  an  den  gemeinsamen 


i)  So  bestimmten  für  Niederösterreich  noch  die  Hofkanzleidekrete  vom  24.  April 
und  16.  Jmi  1821  (Nr.  132  der  Sammlung  der  Gesetze  für  das  Erzherzogtum  Oester- 
rdch  miter  der  Enns  3.  Teil),  dass  fiir  kommunale  Bedürfnisse  zwar  eine  besondere 
Aufteilung  nach  dem  Massstabe  der  landesfiirstlichen  Quote  Platz  greifen  könne,  aber 
nur  »mit  Rücksicht  auf  die  nach  den  eigentümlichen  Verüetssungen  bestehende  Beitrags- 
pflichtigkeitc,  und  es  wird  ausdrücklich,  insofeine  nach  der  dermalen  bestehenden  Ein- 
richtung die  Grundbesitzer  nur  zum  Teile  oder  unter  den  Grundbesitzern  nur  ein  Teil 
. ...  zu  Gemeindeauslagen  zu  konkurrieren  haben,  diese  Einrichtung  aufrechterhalten.« 
In  Böhmen  soll  es  Tor  dem  Jahre  1849  durchaus  die  Regel  gewesen  sein,  dass 
die  Rnstikalisten  mit  den  Dominien  alle  Gemeindeauslagen  decken  mussten.  (Oester- 
reichischer  Forstkongress  1S80  S.  246. 
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Nutzungsrechten  insoweit  nichts  geändert  wird,  als  sie  bereits  die 
Natur  subjektiver  Privatrechte  (Eigentum,  Servitut)  ange- 
nommen haben  (§  26  der  provisorischen  Gemeindeordnung,  §  11, 
resp.  §  12  und  10  der  Gemeindeordnung  für  die  einzelnen  Kron- 
länder). 

Anders  steht  es  aber  mit  dem  wirklichen  Gemeinde- 
gut. Denn  hier  besitzen  die  Nutzungsrechte  der  Gemeindeglieder 
nicht  privat-,  sondern  öffentlichrechtlichen  Charakter ;  sie  gründen 
sich  nicht  auf  einen  zivilrechtlichen  Erwerbstitel,  sondern  auf  die 
Gemeindemitgliedschaft.  Ein  Gesetz,  das  die  aus  dem  öffentlich- 
rechtlichen Verhältnisse  der  Gemeindemitgliedschaft  entspringen- 
den Lasten  in  so  radikaler  Weise  anders  verteilte,  als  bisher, 
musste  doch,  so  sollte  man  meinen,  eine  analoge  Modifikation 
auch  bezüglich  der  Rechte  vornehmen,  die  jenen  Lasten  ent- 
sprochen hatten  ^). 

Das  geschah  jedoch  nicht.  Vielmehr  Hess  das  Patent  vom 
17.  März  1849  ^^  dieser  Beziehung  alles  beim  Alten.  Der  §  22 
gab  allerdings  allen  Gemeindeangehörigen  das  Recht  auf  die 
Benützung  des  Gemeindegutes ;  jedoch  nur  »nach  den  bestehenden 
Einrichtungen«.  Der  Status  quo  wurde  daher  im  Allgemeinen  auf- 
recht erhalten ;  höchstens  änderte  daran  etwas  die  Vorschrift  des 
§75,  indem  sie  den  Gemeindeausschuss  verpflichtete,  darauf  zu 
sehen,  »dass  kein  berechtigtes  Gemeindemitglied  aus  dem  Ge- 
meindegute einen  grösseren  Nutzen  ziehe,  als  zur  Deckung  seines 
Bedarfes  notwendig  ist.«  Wo  also  bisher  eine  den  Bedarf  über- 
schreitende Nutzung  etwa  Platz  gegriffen  haben  sollte,  war  die- 
selbe entsprechend  zu  restringieren. 

Dies  ist  indes  nur  ein  nebensächlicher  Punkt.  Im  Grossen 
und  Ganzen  perpetuierte  der  Gesetzgeber  nur  den  bisherigen  Zu- 


i)  Dies  war  auch  offenbar  der  Gesichtspunkt  des  Hof  kanzleidekretes  7001  23.  Juni 
1845:  «Es  ist  wiederholt  erinnert  worden,  dass  die  Kleinhäusler ,  wenn  sie  auch  erst 
zu  einer  Zeit  entstanden,  wo  das  Gemeindevermögen  von  seiten  der  übrigen  Gemeinde- 
glieder schon  erworben  worden  war,  doch  als  Hausbesitzer  in  der  Gemeinde  Glieder 
derselben  werden ,  dass  sie  in  dieser  Eigenschaft  gleich  den  anderen  bestifteten  Ge- 
meindemitgliedem  zu  den  Gemeindelasten  beizutragen  haben,  und  dass  es  dagegen 
ebenso  billig  erscheint,  dass  denselben  auch  der  verhältnismässige  Anteil  an  dem  Ver- 
mögen der  Gemeinde,  insofeme  dasselbe  nicht  einzelnen  Gliedern  der  Gemeinde  oder 
einer  bestimmten  Kategorie  der  letzteren  aus  einem  Rechtstitel  zusteht ,  zu  statten  zu 
kommen  habe.c  (Das  Dekret  ist  in  der  offiziellen  Sammlung  der  Gesetze  für  Nieder- 
österreich nicht  enthalten,  aber  in  der  österreichischen  Zeitschrift  für  innere  Verwal- 
tung 1858,  S.  357  citiert) 
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Stand  und  daher  auch  die  privilegierten  Nutzungsrechte  der  grös- 
seren Besitzer ;  er  hob  damit  das  weit  verbreitete  Prinzip  auf, 
wonach  sich  die  Aufbringung  der  Gemeindelasten  und  der  Bezug 
von  Nutzungen  aus  dem  Gemeindegute  gegenseitig  bedingen, 
er  dehnte  die  erstere  auf  alle  Gemeindeangehörigen  aus,  Hess  da- 
gegen den  Letzteren  dort,  wo  er  bisher  nur  einem  beschränkteren 
Personenkreise  zustand,  unverändert  fortbestehen  ^). 

Erst  dadurch  wurde  eine  Klasse  von  wirklich  privilegierten 
Gemeindemitgliedem  geschaffen,  welche  besondere  Rechte  ohne 
entsprechende  Pflichten  gemessen. 

Das  provisorische  Gemeindegesetz  vom  17.  März  1849  trägt 
gerade  durch  diese  Bestimmungen  den  Stempel  der  Revolution 
des  Jahres  1848.  Denn  diese  Revolution  war  keine  proletarische, 
sondern  eine  bürgerliche  Bewegung.  Das  treibende  Element,  die- 
jenige Bevölkerungsklasse ,  die  am  meisten  zu  furchten  war,  und 
die  deshalb  vor  Allem  befriedigt  werden  musste,  das  waren  die 
Bauern*).  Wie  diese  nach  oben,  gegenüber  den  Herren,  Aner- 
kennung ihrer  Rechtsstellung  und  Befreiung  von  Diensten  und 
Abgaben  erlangten,  so  trug  ihr  Sieg  reiche  Früchte  auch  in  ihrem 
Verhältnis  nach  unten,  zu  den  ländlichen  Arbeitern.  Die  Petitionen 
der  Häusler,  Parzellenbesitzer,  Inleute  auf  Teilung  der  Gemeinde- 
gründe, ihre  Ansprüche  auf  das  Gemeindevermögen')  werden 
ignoriert,  ja  die  ökonomische  Lage  des  ländlichen  Proletariates 
wird  durch  die  Verallgemeinerung  der  Beitragspflicht  zu  den  Ge- 
meindelasten bei  gleichzeitiger  Aufrechterhaltung  der  privilegierten 
Gemeindenutzimgen  noch  verschlechtert. 

Wie  jede  andere  Klasse,  so  waren  auch  die  Bauern  nur  so 
lange  revolutionär,  als  es  sich  um  ihre  eigene  Befreiung  handelte ; 
nachdem  sie  diese  erreicht  hatten,  erwachten  sofort  alle  ihre  kon- 
servativen Instinkte,  und  sie  wurden  naturgemäss  den  sozial  tiefer 
stehenden  Volksklassen  gegenüber  ebenso  zu  Trägem  der  Reak- 

i)  Für  den  Fall,  dass  bisher  die  Nutzungen  allen  Angehörigen  der  (Real-)  Ge- 
meinde zogestanden  haben,  fragt  WeisJU  (Ueber  Gemeindegüter  und  deren  Benutzung 
(hirch  die  Mitglieder  u.  s.  w.,  Leipzig  1849) ,  ob  die  durch  das  Gemeindegesetz  neu 
liinzagekommenen  Mitglieder  der  (politischen)  Gemeinde  ipso  jure  Anteil  an  den  Ge- 
meisdenotzongen  erlangten,  da  ja  dem  Herkommen  gemäss  eben  alle  Gemeindemit- 
giieder  natzongsberechtigt   seien.    Die  aufgeworfene  Frage  ist  aber  sicherlich  zu  ver- 


2)  s.  Grünberg,  Banembefreiong  I  S.  375  ff. 

3)  Grümberg  a.  a.  O.,  Helfert,  Geschichte  Oesterreichs  vom  Ausgange  des  Ok- 
tobenutfirtandes  1848.    Leipzig  1848  II,  S.  318. 
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tion,   wie   sie  früher  den  höheren  Klassen  gegenüber  Träger  der 
Revolution  gewesen  waren. 

Die  in  Rede  stehende  Reform  des  Gemeindewesens  im  anti- 
sozialen Sinne  wurde  ganz  ruhig  und  ohne  jedes  Aufsehen  ein- 
geführt. Dass  sie  keine  allgemeine  Bewegung  in  den  von  ihr 
betroffenen  Bevölkerungsschichten  hervorgerufen  hat,  dürfte  nicht 
nur  in  der  politischen  Rechtlosigkeit,  in  der  ökonomischen  und 
sozialen  Abhängigkeit  der  ländlichen  Arbeiter  begründet  sein, 
sondern  auch  darin,  dass,  wie  wir  sehen  werden,  die  gesetzlichen 
Neuerungen  in  Bezug  auf  die  Gemeindelasten  nicht  überall  sofort 
thatsächlich  befolgt  wurden ,  sondern  nur  allmählich ,  gemeinde- 
weise Eingang  fanden,  so  dass  die  Bewegung  gegen  sie  keine 
allgemeine  wurde,  sondern  sich  in  eine  Anzahl  lokaler  Kämpfe 
zersplitterte. 

Daher  erklärt  es  sich  wohl  auch,  dass  diese  Massregel  trotz 
ihrer  eminenten  sozialpolitischen  Bedeutung  bisher  total  unbe- 
achtet geblieben  ist. 

II.  Die  GemeindeordniingeB  der  60er  Jahre. 

a)  Inhalt  der  Gemeindeordnungen. 

Die  Grundsätze  des  Patentes  vom  Jahre  1849  gingen  auch 
in  die  Gemeindeordnungen  der  60  er  Jahre  über.  Da  diese  jetzt 
noch  geltendes  Recht  sind,  so  ist  eine  kurze  Mitteilung  der  in 
ihnen  enthaltenen  Sätze  über  das  Gemeindegut  notwendig. 

Zunächst  wird  in  §  61 ')  angeordnet,  dass  das  Stamm  vermö- 
gen und  das  Stammgut  der  Gemeinden  ungeschmälert  zu 
erhalten  ist.  Zur  Verteilung  des  Stammvermögens  oder  Stamm- 
gutes unter  die  Gemeindemitglieder  ist  in  10  Kronländern  ein 
eigenes  Landesgesetz,  in  5  ein  Landtagsbeschluss  erforderlich. 

Die  Nutzungen  am  Gemeindegute  besitzen  durch- 
aus öffentlich-  und  nicht  privatrechtlichen  Charakter.  Wie  in 
dem  Patent  von  1849,  so  ist  auch  in  allen  neueren  Gemeinde- 
ordnungen, die  Schlesiens  ausgenommen,  auf  die  »bisherige«  un- 


i)  Hier  wie  im  Folgenden  werden  die  Paragraphen  der  Regierungsvorlage  dtiert, 
wie  sie  in  den  Landtagen  aller  Kronlflnder  —  die  Stadt  Triest  samt  Gebiet  ausge- 
nommen —  gleichlautend  eingebracht  und  mit  unwesentlichen  Aendenrngen  auch  be- 
schlossen worden  ist.  Die  für  die  einzelnen  Länder  geltenden  Abweichungen  siehe 
in  der  Manz'schen  Gesetzausgabe  9.  Band  1895. 
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angefochtene  oder  »giltige«  Uebung  abgestellt.  Denn  es  wird 
daselbst  bestimmt:  »In  Bezug  auf  das  Recht  und  das  Mass  der 
Teilnahme  an  den  Nutzungen  des  Gemeindegutes  ist  sich  nach 
der  bisheri  gen  unangefochtenen  Uebung  zu  beneh- 
men, mit  der  Beschränkung  jedoch,  dass,  sofeme  nicht  spezielle 
Rechtstitel  Ausnahmen  begründen,  kein  zum  Bezüge  berechtigtes 
Gemeindemitglied  aus  dem  Gemeindegute  einen  grösseren  Nutzen 
ziehe  als  zur  Deckung  seines  Haus-  und  Gutsbedarfes  notwendig 
ist.  Wenn  und  soweit  eine  solche  unangefochtene  Uebung  nicht 
besteht,  hat  der  Ausschuss  (Gemeinderat)  mit  Beachtung  der  er- 
wähnten beschränkenden  Vorschrift  die  die  Teilnahme  an  den 
Nutzungen  regelnden  Bestimmungen  zu  treffen.  Hiebei  kann  diese 
Teilnahme  von  der  Entrichtung  einer  jährlichen  Abgabe  und  an- 
statt oder  neben  derselben  von  der  Entrichtung  eines  Einkaufs- 
geldes abhängig  gemacht  werden.  Diejenigen  Nutzungen  aus  dem 
Gemeindegute,  welche  nach  Deckung  aller  rechtmässig  gebüh- 
renden Ansprüche  erübrigen,  sind  in  die  Gemeindekasse  abzu- 
führen €  (§  63).  Analoges  gilt  offenbar  auch  für  das  einzelnen 
Unterabteilungen  der  Gemeinden  gehörige  Gut. 

Eine  Abweichung  findet  sich  in  Niederösterreich,  wo  der 
Gemeindeausschuss  auch  dann  berechtigt  ist,  das  Recht  und  Mass 
der  Teilnahme  an  den  Nutzungen  des  Gemeindegutes  zu  regeln, 
wenn  zwar  eine  diesbezügliche  Uebung  besteht,  dieselbe  aber 
nachträglich  angefochten  wird  (§  64).  In  Schlesien  fehlt  dagegen 
jede  Bestimmung  darüber,  wem  ein  Nutzungsrecht  am  Gemeinde- 
gute zusteht,  und  in  welchem  Ausmasse  dies  der  Fall  ist.  Nur 
die  den  Bedarf  des  Gemeindemitgliedes  überschreitende  Nutzung 
ist  auch  hier  untersagt. 

Bezüglich  der  Beitragspflicht  zu  den  Gemeinde- 
lasten halten  auch  die  in  Rede  stehenden  Gemeindeordnungen 
daran  fest,  dass  zu  deren  Deckung  alle  Gemeindemitglieder, 
mögen  sie  nun  nutzungsberechtigt  sein  oder  nicht,  beisteuern 
müssen  (§  9),  und  dass  für  alle  auf  andere  Weise  nicht  bedeckte 
Ausgaben  zu  Gemeindezwecken  allgemeine  Umlagen  eingehoben 
werden  sollen  (§  72,  Artikel  XV.  des  Reichsgesetzes). 

Nur  eine  Abschwächung  dieses  Prinzipes  zu  Gunsten  der 
nicht  nutzungsberechtigten  Personen  ist  in  den  meisten  Gemeinde- 
ordnungen enthalten:  »die  mit  dem  Besitze  und  der  Benutzung 
des  Gemeindegutes  verbundenen  Auslagen  an  Steuern  und  sons- 
tigen Abgaben,  dann  an  Aufsichts-  und  Kulturkosten  sind,  inso- 
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weit  die  vom  Gemeindegute  in  die  Gemeindekasse  einfliessenden 
Nutzungen  §  (63)  nicht  hinreichen,  diese  Auslagen  zu  bedecken, 
von  den  Teilnehmern  an  den  Nutzungen  des  Gemeindegutes  nach 
dem  Verhältnisse  dieser  Teilnahme  zu  tragen  c  (§  70),  eine  Be- 
stimmung, die  nur  in  Schlesien  und  Tirol  fehlt. 

Die  Verwaltung  des  Gemeindegutes  obliegt  inner- 
halb der  gesetzlichen  Grenzen  dem  Gemeindeausschusse  (§  30), 
während  die  Aufsicht  über  die  Benutzung  und  Verwaltung  des 
Gemeindegutes  in  den  Wirkungskreis  des  Gemeindevorstehers 
fällt  (§  54). 

Ueber  das  dem  Gemeindegute  analoge  Eigentum  von 
Gemeindeteilen  (Ortschafts-,  Fraktionsgut)  enthalten  nur  die 
Gemeindeordnungen  von  Böhmen,  Dalmatien,  Görz  und  Gradiska, 
Krain  und  Oberösterreich,  sowie  ein  eigenes  Gesetz  vom  25.  Ok- 
tober 1868  für  Istrien  spezielle  Vorschriften ;  sonst  finden  im  All- 
gemeinen auch  auf  das  Ortschaftsgut  die  nämlichen  Rechtssätze 
Anwendung,  wie  auf  das  Gemeindegut  im  engeren  Sinne.  Das 
Eigentum  an  solchen  Grundstücken  verbleibt  demnach  dem  Ge- 
meindeteil (Ortschaft  u.  s.  w.).  Die  Nutzungsrechte  bestimmen 
sich  nach  der  unangefochtenen  Uebung. 

Wem  aber  die  Verwaltung  des  Ortschaftsgutes 
obliegt,  kann  zweifelhaft  erscheinen,  da  diese  Frage  in  den  Ge- 
setzen nicht  entschieden  ist ;  desgleichen,  wer  über  die  Nutzungen 
bei  Mangel  einer  giltigen  Uebung  zu  entscheiden  hat.  Nun  war 
es  auf  Grund  der  provisorischen  Gemeindeordnung  sehr  häufig 
geschehen,  dass  mehrere  kleine  Gemeinden  zu  einer  neuen  grossen 
Gemeinde  zusammengeschlagen  und  dadurch  zu  blossen  Ortschaf- 
ten herabgedrückt  wurden ,  denen  aber  ihr  bisheriges  Eigentum 
unverkürzt  erhalten  blieb. 

Thatsächlich  erfolgte  nun  häufig  nach  wie  vor  die  Verwaltung 
des  Letzteren  durch  einen  »Ortsausschüsse  und  »Ortsvorstandc  '). 
Gesetzlich  anerkannt  ist  diese  Institution  jedoch  bloss  in  den  früher 
genannten  6  Kronländem  (§  107 — 1 14  der  böhmischen,  §  97 — 104 
der  görzischen  Gemeindeordnung,  Anhang  11  zur  Gemeindeord- 
nung von  Krain,  Anhang  zu  der  von  Oberösterreich,  §  4  des  zi- 
tierten istrianischen  Gesetzes). 

Für  die  übrigen  Länder  dürfte  dagegen  die  in   der   zitierten 

i)  Dies  ist  namentlich  in  Steiermark  der  Fall.  S.  Verhandlungen  des  Kärntner 
Landtages  1876  S.  251  ff.  und  Entscheidung  des  Verwaltungsgerichtshofes,  Buäwinskf 
Nr.  4588. 
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Entscheidung  des  Verwaltungsgerichtshofes  niedergelegte  Ansicht 
zutreffend  sein,  wonach  die  Verwaltung  des  Ortschaftsgutes  im 
Interesse  der  Ortschaft  durch  die  Gemeindeorgane  ganz  so  wie 
bei  dem  eigentlichen  Gemeindegute  zu  erfolgen  hat;  eine  Regelung, 
die  allerdings  nicht  als  sehr  zweckmässig  bezeichnet  werden  kann, 
da  hiedurch  der  Gemeinde  die  Wahrnehmung  fremder  Interessen, 
die  überdies  häufig  mit  den  eigenen  sogar  in  Widerspruch  stehen, 
übertragen  wird. 

b)  Beurteilung  der  Gemeindeordnungen. 

i)  Das  Verhältnis  von  Gemeindenutzungen  und 
Gemeindelasten. 

Die  Gesetze  der  60  er  Jahre  weisen  die  nämliche  Discrepanz 
vom  Genuss  des  Gemeindenutzens  und  Tragung  der  Gemeinde- 
lasten auf,  wie  das  Patent  des  Jahres  1849.  Zu  den  Lasten 
müssen  alle  Gemeindemitglieder  beisteuern,  an  den  Nutzungen 
haben  nur  die  bisher  Berechtigten  Anteil. 

Allerdings  muss  zugestanden  werden,  dass  es  für  den  Gesetz- 
geber des  Jahres  1863  schwer  war,  den  Rechtszustand,  wie  er 
nun  einmal  im  Jahre  1849  geschaffen  war,  14  Jahre  später  um- 
zustürzen. Indes  hätte  man  wenigstens  dort  die  ausschliessliche 
oder  stärkere  Verpflichtung  der  Rustikalisten,  die  Gemeindelasten 
zu  tragen,  ausdrücklich  konservieren  können ,  wo  sie  trotz  der 
entgegenstehenden  Bestimmung  des  provisorischen  Gemeinde- 
gesetzes der  praktischen  Ausübung  nach  fortbestanden  hatte.  Und 
dies  war,  wie  schon  oben  angedeutet,  in  sehr  weitem  Umfange 
geschehen. 

Uebrigens  hat  die  hergebrachte  Uebung  sich  auch  gegen- 
über den  neueren  Gemeindeordnungen  grossenteils  behauptet. 
Nach  wie  vor  bestreiten  die  Nachbarn  in  sehr  vielen  Gemein- 
den entweder  alle  Gemeindeausgaben,  oder  sie  kommen  für 
bestimmte  Bedürfnisse  auf  —  für  die  Verpflegung  der  Armen,  für 
die  Erhaltung  und  Ausbesserung  der  Brücken  und  Wege  — ;  oder 
sie  übernehmen  gewisse  Naturalleistungen  unentgeltlich  für  die 
Gemeinde,  wie  Handarbeit,  Vorspann,  Fuhren,  Wegearbeiten 
u.  dgl.  In  manchen  Gemeinden  zahlen  sie  besondere  Zuschüsse, 
wenn  die  Umlagen  eine  bestimmte  Grenze  übersteigen  (z.  B.  10  Proz.), 
oder  sie  decken  den  ganzen  Abgang  im  Gemeindehaushalte;  oder 
sie  verteilen  die  gesamten  Gemeindelasten  unter  sich,   manchmal 
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nach  einem  besonderen  Massstabe  u.  s.  w.  ^). 

So  heissen  denn  auch  in  manchen  Gegenden  (z.  B.  Ober- 
hollabrunn in  Niederösterreich)  die  berechtigten  Bauern  »Gemeinde- 
mitleidigec,  indem  das  Schwergewicht  hier  nicht  auf  die  Rechte, 
sondern  auf  die  erhöhte  Beitragspflicht  gelegt  wird  *). 

Auch  die  Gemeindegesetze  der  6oer  Jahre  waren  also  ausser 
Stand,  die  tief  im  Rechtsbewusstsein  des  Volkes  wurzelnde  Be- 
ziehung zwischen  Gemeindenutzen  und  Gemeindelast  gänzlich  zu 
zerschneiden  und  die  bisherige  Uebung  in  Bezug  auf  die  Bestrei- 
tung der  Gemeindebedürfnisse  überall  zu  brechen.  Diese  aus- 
schliessliche oder  überwiegende  Heranziehung  der  alten  Rustilca- 
listen  zu  den  Gemeindelasten  wird  nämlich  auch  von  den  da- 
durch Betroffenen  durchaus  nicht  etwa  als  ein  Akt  der  Liberalität 
gegenüber  der  Gemeinde  betrachtet,  sondern  als  die  Erfüllung 
einer  von  den  Vätern  übernommenen  unbedingten  Verpflichtung. 
Aber  allerdings  kommt  es  in  neuerer  Zeit  immer  häufiger  vor, 
dass  die  Bestifteten  ihre  Leistungen  als  freiwillige  bezeichnen  und  es 
schliesslich  in  der  Gemeinde  durchzusetzen  verstehen,  dass  alle 
Gemeindebedürfnisse  durch  allgemeine  Umlagen  bestritten  werden. 

Immerhin  wäre  es  auch  heute  noch  nicht  zu  spät,  ein  Gesetz 
zu  erlassen,  welches  eine  solche  Verpflichtung,  wo  sie  gewohn- 
heitsmässig  besteht,  als  rechtswirksam  anerkennt  und  aufrecht- 
erhält. Jedenfalls  aber  müssten  diese  Gemeindelasten  immer  dann 
mit  in  Rechnung  gezogen  werden,  wenn  eine  Regelung  der  Nutz- 
ungsrechte oder  eine  Teilung  des  Gemeindegutes  unter  die  Nutz- 
ungsberechtigten stattfinden  soll. 

Es  sei  übrigens  bemerkt,  dass  sich  ähnliche  Verpflichtungen 
zur  Tragung  bestimmter  Gemeindelasten  vielfach  auch  dort  er- 
halten haben,  wo  aus  dem  alten  Gemeindegute  ein  Genossenschafts- 
oder Gemeingrund  geworden  ist  (s.  u.).  So  muss  namentlich  aus 
Nachbarschaftswaldungen  sehr  häufig  das  Holz  für  Wege,  Stege, 
Brücken,  Uferschutzbauten,  Wasserleitungen  u.  dergl.  unentgeltlich 
geliefert  werden. 

2)  Kompetenz  des  Gemeindeausschusses  bezüg- 
lich der  Nutzungen. 


i)  S.  insbesondere  Landtage  von  Niederösterreich  1878,  Beil.  XXVII  und  Böhmen 
1888  Beil.  IV.    Mischler,  Der  öffentliche  Haushalt  in  Böhmen,  1887. 
2)  Niederösterreich,  Landtag  1878  Beil.  XXVIL 
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Die  einseitige  Parteinahme  des  Gesetzgebers  für  die  grösseren 
und  mittleren  Grundbesitzer  in  der  Gemeinde  und  gegen  die 
kleineren  spricht  sich  aber  nicht  nur  darin  aus,  dass  eine  bloss 
jene  begünstigende  unangefochtene  Uebung  in  Bezug  auf  die 
Nutzungen  am  Gemeindegute  aufrecht  erhalten  wird,  sondern  auch 
darin,  dass  es  dort,  wo  eine  Uebung  nicht  besteht  oder  dieselbe 
angefochten  ist,  dem  Gemeindeausschuss  überlassen  bleibt,  Sub- 
jekt und  Ausmass  der  Nutzungen  zu  bestimmen. 

In  allen  Gemeindewahlordnungen  ist  nämlich  das  System  der 
Bildung  von  Wahlkörpern  nach  der  Höhe  der  Steuerleistung 
acceptiert,  wodurch  naturgemäss  in  der  grossen  Mehrzahl  der 
Fälle  dem  grösseren  und  bäuerlichen  Besitze  die  Präponderanz  in 
der  Gemeindevertretung  gesichert  wurde.  Damit  ist  aber  auch 
schon  gesagt,  wem  die  Nutzungen  am  Gemeindegute  in  der  Regel 
zugesprochen  werden,  wenn  eine  unangefochtene  Uebung  nicht 
vorliegt.  Umgekehrt  natürlich  dort,  wo  es  etwa  den  Häuslern 
gelingt,  die  Mehrheit  in  der  Gemeindevertretung  zu  erlangen. 

So  ist  die  Anteilnahme  an  den  Nutzungen  des  Gemeinde- 
gutes zu  einer  nackten  politischen  Machtfrage  gemacht  worden. 

3)  Mangelnde  Regelung  der  Gemeindenutz- 
ung e  n. 

Der  Gemeindegesetzgebung  kann  auch  ein  weiterer  Vorwurf 
nicht  erspart  werden.  Sie  sorgt  nämlich  durchaus  nicht  dafür, 
dass  endlich  Ordnung  und  Klarheit  in  Bezug  auf  die  Nutzungs- 
rechte am  Gemeindegute  geschaffen  werde. 

Die  Gemeindegesetze  bestimmen  zwar,  dass  als  Massstab  für 
die  Nutzungen  am  Gemeindegute  die  unangefochtene  Uebung  zu 
gelten  habe,  wo  eine  solche  bestehe.  Sie  unterlassen  es  aber, 
anzuordnen,  dass  überall  konstatiert  werde,  ob  eine  solche  Uebung 
besteht,  und  wo  dies  der  Fall  ist,  welchen  Inhalt  sie  hat.  Nur 
durch  eine  solche  allgemeine  Inventarisierung  der  Nutzungsrechte 
hätte  dem  ewigen  Streit  und  Hader  in  der  Gemeinde  ein  Ende 
gemacht  werden  können,  wäre  Ruhe  und  Rechtssicherheit  an  die 
Stelle  von  Erbitterung  und  fortwährenden  Rechtsverletzungen  ge- 
treten. Da  indessen  die  Gemeindeordnungen  die  Feststellung  der 
Rechtsverhältnisse  am  Gemeindegute  nicht  vorschreiben,  so  hat 
eine  solche  auch  in  der  Regel  erst  dann  stattgefunden,  wenn  die 
Verwaltungsbehörden  im  Rechtsstreite  darüber  zu  entscheiden 
hatten.  Es  liegt  aber  in  der  Natur  der  Sache,  dass  es  dazu  nur 
in  seltenen  Fällen  kommt. 
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Ueberdies  wird  es  aber  auch  für  die  Behörden  immer  schwie- 
riger, ja  beinahe  unmöglich,  eine  sachgemässe  Entscheidung  zu 
treffen.  Denn  nach  einer  durchaus  konstanten  und  wohl  auch 
richtigen  Praxis  des  Verwaltungsgerichtshofes  ist  für  die  »bis- 
herige Uebung  nicht  etwa  der  jeweilige  Zeitpunkt,  in  welchem 
Rechte  geltend  gemacht  werden,  massgebend,  sondern  der  Mo- 
ment, da  die  Gemeindeordnung  in  Wirksamkeit  getreten  ist,  ako 
in  den  meisten  Kronländern  das  Jahr  1863.  Ein  Menschenalter 
ist  seither  verstrichen ;  die  Personen ,  die  aus  eigener  Erfahrung 
über  die  damals  herrschende  Uebung  und  über  die  Frage,  ob 
diese  Uebung  unangefochten  war,  Auskunft  zu  geben  vermögen, 
werden  immer  weniger.  Schon  müssen  als  Gedenkmänner  meist 
entweder  Bauern  oder  Häusler  vernommen  werden,  also  Leute, 
die  an  dem  Ausgange  der  Verhandlung  nach  der  einen  oder  der 
anderen  Richtung  hin  interessiert  sind.  In  nicht  ferner  Zukunft 
wird  es  überhaupt  nicht  mehr  gelingen,  auch  nur  solche  Gedenk- 
männer zu  erlangen ,  und  dann  ist  der  Willkür  des  Gemeindeaus- 
schusses vollends  jede  Schranke  genommen. 

Haben  die  Gemeindeordnungen  es  schon  unterlassen,  auch 
nur  die  Feststellung  der  bisherigen  Uebung  vorzuschreiben,  so 
waren  sie  natürlich  noch  weiter  davon  entfernt,  die  Regelung  der- 
selben, also  die  Fixierung  ihres  Inhaltes  und  Umfanges  anzu- 
ordnen. Es  blieb  vielmehr  in  den  meisten  Fällen  bei  dem  her- 
kömmlichen überaus  schwankenden  Massstab  des  Haus-  und  Guts- 
bedarfes, dessen  Unbestimmtheit  eine  weitere  Ursache  von  Streitig- 
keiten und  Uebergriffen  bildet  und  eine  geordnete  Bewirtschaftung 
in  ähnlicher  Weise  erschweren  muss,  wie  dies  bei  den  Einforstun- 
gen  der  Fall  war. 

C)  Die  Frage  des  Eigentumes  an  den  Gemeinschaftsgütem.    Grenze  zwischen 

Gemeinde-  und  Gemeingut. 

Wir  haben  bisher  die  Vorschriften  öffentlich  rechtlicher  Natur 
untersucht,  welche  von  den  Gemeindeordnungen  über  die  Vor- 
aussetzungen und  das  Mass  des  Nutzungsrechtes,  über  die  Ver- 
waltung des  Gemeindegutes  getroffen  wurden.  Dagegen  ist  die 
Frage  noch  nicht  erörtert,  was  denn  eigentlich  als  Ge- 
meindegut anzusehen  ist.  Darüber  fehlt  sowohl  in  dem 
Reichsgemeindegesetze  als  auch  in  den  Gemeindeordnungen  der 
einzelnen  Länder  durchaus  jede  Bestimmung. 

Scheinbar    ist    dies    nun    allerdings    eine    rein   zivilrechtliche 
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Frage,  die  sich  der  Gesetzgeber  beim  Verfassen  der  Gemeinde- 
Ordnung  gar  nicht  vorzulegen  hatte,  und  die  in  jedem  einzelnen 
Falle  vom  Richter  nach  dem  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetz- 
buche, eventuell  nach  der  Grundbuchsordnung  entschieden  wer- 
den muss.  Und  doch  ist  dem  nicht  ganz  so.  Der  Unterschied 
zwischen  dem  öfTentlichrechtlich  gebundenen  Gemeindeeigentum 
und  dem  rein  privatrechtlichen  Eigentum  einer  grösseren  Zahl 
von  Gemeindemitgliedern  (Rustikalisten  u.  dergl.)  ist  zwar  be- 
grifflich scharf  zu  ziehen;  in  der  Praxis  fliessen  jedoch  beide 
Kategorien  leicht  ineinander. 

I.  Vor  dem  Jahre  1849. 

In  früherer  Zeit,  als  die  Rustikalisten  mit  der  Gemeinde  noch 
identisch  waren,  hatte  diese  Verschwommenheit  geringere  Be- 
deutung. Dass  damals  die  gemeine  Weide,  der  gemeine  Wald 
wirkliches  Gemeindeeigentum  gewesen  ist,  nicht  etwa  Miteigentum 
der  Rustikalisten,  das  kann  nicht  wohl  bezweifelt  werden. 

Das  wird  auch  schon  z.  B.  durch  die  böhmische  Gubernial- 
verordnung  vom  20.  März  1828  (Provinzialgesetzsammlung  S.  79) 
bewiesen,  sowie  durch  die  sonstigen  zahlreichen  politischen  Ge- 
setze und  Verordnungen,  welche  alle  von  der  Voraussetzung  aus- 
gehen, dass  es  sich  hier  um  wirklichen  Gemeindebesitz  handle,  über 
den  nicht  frei  verfugt  werden  könne,  der  der  staatlichen  Aufsicht 
unterliege,  und  für  dessen  Benutzung  die  Rustikalisten  der  Ge- 
meindekassa  zinsen  '). 

Allerdings  war  auch  schon  in  der  ersten  Hälfte  dieses  Jahr- 
hundertes  vielfach  das  Bestreben  zu  Tage  getreten,  dieses  Rechts- 
verhältnis zu  verdunkeln.  So  heisst  es  in  der  genannten  Ver- 
ordnung: »An  diesem  Missverhältnisse  ist  zwar  z.  T.  der  sich 
eingeschlichene  irrige  BegrifT  Schuld,  dass  das  Gemeindevermögen 
kein  ausschliessliches  Eigentum  der  Gemeinde,  sondern  jedes  ein- 
zelnen Gemeindeinsassen  sei  .  .  .f 

Es  wird  daher  angeordnet,  dass  die  Wirtschaftsämter  das 
den  Dorfgemeinden  gehörige  Vermögen  mit  Zuziehung  der  Dorf- 
richter und  zweier  Ausschussmänner  aus  der  Gemeinde  erheben 
und  in  ein  Verzeichnis  bringen  sollen,  und  es  wird  das  staatliche 
Aufsichtsrecht  über  das  Gemeindeeigentum  geregelt. 

Wäre  diese  Instruktion  wirklich  allgemein  befolgt  worden,  es 
wäre  in  der  Folge,  insbesondere  seit   1850,  nicht   zu  jenen   zahl- 

I)  Citikj  Der  Streit  um  die  Gemeindegrtinde. 
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reichen  Rechtsstreiten  gekommen,  von  denen  noch  die  Rede  sein 
wird,  und  durch  die  viele  Gemeinden  ihres  bisherigen  Eigentums  ver- 
lustig gingen.  Zwar  wird  sogar  schon  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahr- 
hunderts von  Ersitzungsprozessen  gegenüber  Gemeinden  berich- 
tet ^).  Immerhin  bestanden  aber  vor  dem  Jahre  1849  ^^^^^^  relativ 
klare  und  stabile  Rechtsverhältnisse. 

II.  Die  Gemeindegesetzgebung. 

Nicht  mehr  so  einfach  liegt  dagegen  die  Frage  infolge  der 
Unklarheit  unserer  Gemeindegesetzgebung. 

Wir  haben  gesehen,  dass  die  moderne,  durch  das  provisorische 
Gemeindegesetz  geschaffene  und  durch  die  späteren  Gemeindeord- 
nungen ausgestaltete  politische  Ortsgemeinde  etwas  wesentlich 
Anderes  ist,  als  die  bis  dahin  vorhandene  Wirtschaftsgemeinde 
gewesen  war.  Der  Personenkreis  ist  meist  bedeutend  erweitert, 
die  Agenden  sind  grossenteils  andere,  ebenso  die  Organisation, 
die  Art,  in  welcher  die  Bedürfnisse  gedeckt  werden  u.  s.  w. 

Bildet  nun  die  neue  Ortsgemeinde  eine  Fort- 
setzung der  privatrechtlichen  Persönlichkeit  der 
alten  Gemeinde?  Geht  das,  was  früher  Eigentum  der  >Ge- 
meindec ,  d.  h.  der  Bauernschaft,  war,  ipso  jure,  gleichsam  kraft 
einer  gesetzlichen  Universalsuccession ,  auf  die  neue  Gemeinde 
über?  Wenn  ja,  tritt  dies  immer  ein  oder  nur  unter  bestimmten 
Voraussetzungen  ?  Wenn  nicht ,  lebt  die  alte ,  ihrer  öffentlich- 
rechtlichen  Funktionen  und  ihrer  Organisation  entkleidete  Gemeinde 
als  eine  Korporation  des  Zivilrechtes  fort,  oder  steht  das  Eigen- 
tum an  dem  früheren  Gemeindegute  den  vollberechtigten  Genos- 
sen zu  ideellen  Anteilen  zu? 

Diese  Fragen  haben  weder  in  dem  Patente  des  Jahres  1849  noch 
in  den  späteren  Gemeindegesetzen   eine  Beantwortung    erfahren. 

Zwar  legt  der  früher  mitgeteilte  §  63  der  Gemeindeordnungen 
die  Vermutung  nahe,  dass  der  Gesetzgeber  die  neue  Gemeinde 
nicht  nur  in  öffentlich-,  sondern  auch  in  zivilrechtlicher  Beziehung 
als  die  Nachfolgerin  der  alten  Gemeinde  betrachtet  habe.  Denn 
er  spricht  von  einer  >bisher  unangefochtenen  Uebungc  in  Betreff 
der  Nutzungen  an  dem  Gemeindegute  und  überträgt,  wo  eine 
solche  fehlt,  die  Entscheidung  über  die  Nutzungen  dem  Gemeinde- 
ausschusse. Andrerseits  bestimmt  aber  der  §  11  ausdrücklich, 
dass  die  privatrechtlichen  Verhältnisse  überhaupt  und  insbesondere 


i)  Brauner,  Böhmische  Bauernzustände.    Wien  1847. 
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die  Eigentumsverhältnisse  ganzer  Klassen  oder  einzelner  Glieder 
der  Gemeinden  ungeändert  bleiben,  und  ein  ähnlicher  Satz  findet 
sich  auch  in  der  provisorischen  Gemeindeordnung. 

Diese  Antinomie  dürfte  nun,  wie  ich  glaube,  doch  wohl  zu  Guns- 
ten der  politischen  Gemeinde  zu  entscheiden  sein  '),  so  dass  die  alte 
Allmende  nur  dort  als  Privateigentum  der  Nachbarn  anzuerkennen 
wäre,  wo  das  freie  und  uneingeschränkte  Miteigentum  derselben 
schon  im  Jahre  1849  bestanden  hatte.  War  dagegen  früher  die 
Nachbarschaft,  die  Gemeindegenossenschaft  Eigentümerin  gewesen, 
waren  also  die  Nutzungen  der  einzelnen  Genossen  nicht  Ausfluss 
ihres  Privateigentumes,  sondern  Folge  ihrer  Genosseneigenschaft 
gewesen,  so  sollte  nunmehr  das  betreffende  Gut  die  Dotation  der 
neuen  politischen  Gemeinde  bilden,  während  allerdings  die  Nutz- 
ungen sich  nach  der  bisherigen  Uebung  zu  richten  hatten,  in  sehr 
vielen  Fällen  also  ausschliesslich  der  Klasse  der  Bestifteten  zu- 
standen. 

Wäre  diese  Auffassung  falsch,  so  wäre  auch  in  der  That 
gar  nicht  abzusehen,  auf  welche  Weise  dann  eigentlich  die  Orts- 
gemeinden zu  eigenem  Vermögen  gelangen  sollten,  für  das  die 
Gemeindeordnung  doch  eine  so  eingehende  Regelung  enthält.  Man 
kann  unmöglich  annehmen,  dass  der  Gesetzgeber  ausführliche  An- 
ordnungen erlässt,  für  die  es  an  jedem  Objekte  fehlt. 

Zu  jener  Zeit  war  eben  die  Existenz  des  Gemeindeeigentumes 
noch  nicht  so  sehr  in  Frage  gestellt,  wie  später ;  und  man  dürfte 
wohl  mit  der  Annahme  nicht  fehl  gehen,  das  Gesetz  habe  durch 
den  §  II  hauptsächlich  das  Klassenverhältnis  in  den  Städten  im 
Auge  gehabt. 

Diese  Unklarheit  der  Gesetzgebung  hat  sehr  bedauernswerte 
Konsequenzen  gehabt ;  sie  insbesondere  ermöglichte  es  den  Rusti- 
kalisten, ihre  Nutzungsrechte  am  Gemeindegute  in  Eigentum  zu 
verwandeln.  Denn  in  ihren  Prozessen  mit  der  Gemeinde  beriefen 
sie  sich  stets  auf  den  zitierten  §  11  der  Gemeindegesetze  (s.  u.). 
Die  Ansprüche  der  privilegierten  Gemeindegenossen  wurden  auch 
durch    die   Unthätigkeit   der   Aufsichtsbehörden  sehr   begünstigt, 

i)  So  auch  SwUceny^  Beiträge  zur  Benrteilimg  des  Gemeindeeigentams  auf  dem 
flachen  Lande  Niederösterreichs ,  Oesterreichische  Zeitschrift  fiir  innere  Verwaltung, 
1858  Nr.  25  ff.  »Das  alte  Gemeindeeigentum  fiberging  durch  einen  Akt  des  öffent- 
lichen Rechtes  an  die  neue  Gemeinde,  c  Die  wichtige  Frage  hat  sonst  in  der  Litte- 
ratnr  keinerlei  Beachtung  gefunden.  Der  Sache  nach  tibereinstimmend  auch  bi%ek^ 
Der  Streit  um  die  Gemeindegrfinde. 
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Die  Durchführung  des  provisorischen  Gemeindegesetzes  geschah 
in  grosser  Hast.  Die  Frage  des  Gemeindevermögens  blieb  meist 
offen,  es  geschah  nichts  zu  des  letzteren  Sicherstellung  und  Be- 
aufsichtigung. Das  erleichterte  es  den  Rustikalisten  ganz  beson- 
ders, sich  in  den  Besitz  des  Gemeindegutes  zu  setzen  und  später 
sogar  das  Eigentum  daran  zu  behaupten. 

Natürlich  ist  die  Frage,  wem  der  Nutzgenuss  an  den  in  Rede 
stehenden  Grundstücken  zusteht,  ganz  unabhängig  von  der  Frage, 
in  wessen  Eigentum  sie  sind.  Es  könnte  scheinen,  als  hätte  die 
Eigentumsfrage  damit  jede  wirtschaftliche  und  finanzielle  Bedeutung 
verloren,  als  würde,  auch  wenn  das  Eigentumsrecht  der  Gemeinde 
anerkannt  wird,  der  Letzteren  infolge  des  Nutzungsrechtes  der 
Gemeindemitglieder  nur  die  nuda  proprietas  zurückbleiben. 

Dies  trifft  indes  nicht  zu.  Es  ist  zunächst  schon  nicht  gleich- 
giltig,  ob  für  die  ausgedehnten  Ländereien,  um  die  es  sich  hier 
handelt,  das  Teilungsverbot  des  §  6i  der  Gemeindeordnungen 
gilt  oder  nicht;  ob  ferner  die  Gemeinde  und  ihre  Organe  das 
Gut  zu  bewirtschaften  und  zu  verwalten  haben,  oder  ob  das 
einer  unorganisierten  Mehrheit  von  Privatpersonen  obliegt;  ob 
diese  Bewirtschaftung  der  öffentlichen  Aufsicht  und  Kontrolle 
unterliegt  oder  nicht.  Dazu  kommt  aber  noch,  dass  die  Nutzungen 
am  Gemeindegut  auf  den  Haus-  und  Gutsbedarf  der  Berechtigten 
eingeschränkt  sind,  dass  darüber  hinausgehende  Erträgnisse  in 
die  Gemeindekasse  fliessen,  dass  die  Gemeinde  Nutzungsrechte, 
welche  aus  irgend  einem  Grunde  weggefallen  sind,  für  sich  ein- 
ziehen kann,  dass  der  Gemeindeausschuss  berechtigt  ist,  die 
Nutzungsrechte  nach  freiem  Ermessen  zu  regeln,  falls  bei  Inkraft- 
treten der  Gemeindeordnung  eine  unangefochtene  diesbezügliche 
Uebung  nicht  bestand. 

Alle  diese  ökonomisch  und  finanziell  wichtigen  Rechte  der 
Gemeinde  hängen  davon  ab,  dass  dieser  letzteren  das  Eigentum 
an  den  gemeinsam  genutzten  Realitäten  zusteht. 

Der  Mangel  jeder  ausdrücklichen  Bestimmung  darüber,  ob 
und  inwiefern  die  neuen  Gemeinden  in  die  Eigentumsrechte  der 
alten  succedieren,  hat  sich  in  der  Praxis  sehr  gerächt  und  wie 
wir  gleich  sehen  werden,  zu  einer  heillosen  Verwirrung  der  Eigen- 
tumsverhältnisse geführt  ^). 

i)  Diese  Verwirrung  ist  so  gross,  dass  selbst  Fachleute,  denen  man  doch  Kennt- 
nis der  lokalen  Verhältnisse  zutrauen  muss,  wenn  sie  sich  zwdmal  über  diesen  Gegen- 
stand  äussern,   nicht  selten  einander  widersprechende  Behauptungen   aufstellen.    So 
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in.  Die  Servitutenablösung. 

Bisher  hatten  wir  hauptsächlich  die  aus  der  alten  Allmende 
hervorgegangenen  agrarischen  Gemeinschaften  im  Auge  gehabt. 
Aber  auch  bei  den  infolge  der  Servitutenablösung  neuerlich 
entstandenen  Gemeingrundstücken  walten  meist  ähnlich  unklare 
Rechtsverhältnisse  in  Bezug  auf  Eigentum,  Nutzungen  und  Ver- 
waltung vor. 

Hie  und  da  wurden  allerdings  bei  der  Abtretung  der  Realität 
die  bisher  Servitutsberechtigten  Personen  zu  einer  Genossenschaft 
vereinigt,  das  Statut  für  dieselben  festgestellt,  das  Anteilverhältnis 
der  einzelnen  Genossen  fixiert.  Das  war  jedoch  die  seltene  Aus- 
nahme. In  den  meisten  Fällen  fand,  wie  wir  gesehen  haben,  eine 
solche  Ordnung  nicht  statt ;  man  übertrug  das  Ablösungsgrundstück 
an  die  Berechtigten  gemeinsam,  ohne  sich  um  dessen  ferneres 
Schicksal  zu  kümmern,  ohne  für  eine  entsprechende  einheitliche 
Verwaltung  zu  sorgen,  ohne  die  Rechte  der  einzelnen  Beteiligten 
gegen  einander  abzugrenzen.  So  sind  Gemeingründe  in  dem  oben 
angegebenen  Sinne  entstanden,  die  sich  von  den  früher  charakte- 
risierten nur  dadurch  unterscheiden,  dass  für  sie  allerdings  die 
Unteilbarkeit  gesetzlich  festgelegt  ist  (§  31  des  Patentes  vom 
S.Juli  1853  Nr.  130  R.G.B.),  während  in  allen  anderen  rechtlichen 
Beziehungen  ganz  dieselbe  Unklarheit  herrscht,  wie  bei  den  zuerst 
betrachteten. 

Ja,  die  Verwirrung  wurde  noch  dadurch  gesteigert,  dass  die 


sagte  c  B.  Forstmeister  Zenker^  Del^erter  des  böhmiBchen  Forstvereines  auf  dem 
Foistkongresse  des  Jahres  1880 :  Die  DorfgemeindewSlder  sind  ....  »entweder  solche, 
welche  seit  unvordenklichen  Zeiten  in  dem  Besitze  von  etlichen  Hausnummern,  be- 
ziehungsweise von  etlichen  Wirtschaften  sind.  Diese  Wälder  werden  Gemeindewälder 
genannt,  sind  strenge  genommen  nur  Geoossenschaftswälder,  denn  sie  gehören  immer 
Dar  einer  bestimmten  Klasse  von  Berechtigten  an  ... .  Die  zweite  Kategorie  ist  die- 
jenige, wo  bis  zum  Jahre  1848  aus  dem  geltenden  Begriffe,  resp.  bestehenden  Rechts- 
verhältnisse die  Gemeinde  eine  bestimmte  Klasse  von  Berechtigten  war,  aus  dem  Walde 
ihre  Nutzungen  zu  ziehen«  (S.  246). 

Im  Jahre  1882,  da  im  Forstkongresse  über  bäuerliche  Gemeinschaftswälder  debat- 
tiert  wird,  gab  derselbe  Forstmeister  Zenker  an :  »Speziell  Böhmen  tangiert  die  Sache  gar 
nicht,  denn  wir  kennen  eine  solche  Kategorie  von  Wäldern  gar  nicht;  wir  haben  nur 
eigentliche  Gemeindewälder.  Was  uns  allenfalls  angehen  könnte,  das  ist,  dass  dann 
mid  wann  bei  den  Gemeindewaldungen  das  NntzungsverhiUtnis  in  der  Art  besteht, 
das  nur  etliche  Individuen  das  Benutzungsrecht  flir  sich  in  Anspruch  nehmen.  Das 
sind  nämlich  die  Rustikalisten.  Aber  derlei  Wälder  bestehen  eben  nicht  mehr  und 
nach  der  neuen  Organisation  sind  sie  nur  im  Sinne  von  Gemeindewäldem  aufzufassen.« 
(S.  n4).     Was  ist  also  das  Richtige? 
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Ablösungs Verhandlungen  nicht  selten  statt  mit  den  Berechtigten 
selbst  mit  der  Gemeinde  als  deren  Vertreterin,  gepflogen  wurden, 
und  dass  dann  auch  die  Abtretung  des  Ablösungsäquivalentes  >an 
die  Gemeinde  zu  Gunsten  der  Berechtigten«  erfolgte  ^).  In  beson- 
ders grossem  Umfange  geschah  dies  in  der  Bukowina,  wo  allein 
vom  griechisch-orientalischen  Religionsfonde  Grundstücke  im  Aus- 
masse von  zusammen  fast  12  Quadratmeilen  statt  an  die  Berech- 
tigten nominell  an  die  Gemeinde  abgetreten  wurden  *).  Aehnliches 
findet  sich  sehr  häufig  in  Salzburg  und  Tirol. 

IV.  Die  Behandlung  der  Gemeinschaften  durch 
die  Grundbuchsbehörden. 

Nun  sollte  man  meinen,  dass  wenigstens  das  Grundbuch  ge- 
nauen Aufschluss  darüber  geben  müsse,  wer  Eigentümer  der  durch 
die  Gemeindemitglieder  genutzten  Liegenschaft  sei.  Selbst  das  ist 
jedoch  nicht  immer  der  Fall. 

Noch  um  die  Mitte  unseres  Jahrhundertes  waren  die  Gemein- 
schaftsrealitäten —  Gemeindegut,  Ortschaftsgut,  Genossenschafts- 
gut, Gemeingrund  —  meist  überhaupt  nicht  in  die  öffentlichen 
Bücher  eingetragen.  Bei  der  Neuanlegung  der  Grundbücher  in 
den  70er  und  80er  Jahren  wäre  also  Gelegenheit  gewesen,  die 
Rechtsverhältnisse  der  gemeinschaftlich  genutzten  Realitäten  auf 
das  Genaueste  festzustellen  und  damit  —  wenigstens  soweit  dabei 
das  Zivilrecht  in  Frage  kommt  —  endlich  Ordnung  in  Bezug  auf 
die   Eigentumsverhältnisse  der   Gemeinschaftsgründe  zu  schaffen. 

Betrachtet  man  dagegen,  wie  thatsächlich  bei  der  Neuanlegung 
der  Grundbücher  vorgegangen  wurde,  so  findet  man  sich  sehr 
enttäuscht. 

i)  Mangel  jeder  Grundbuchseinlage  für  das 
Gemeinschaftsgut. 

Auch   heute   haben   noch    durchaus    nicht   ausnahmslos  alle 


i)  Z.  B.  in  Niedemdorf,  Tirol,  (s.  EntBcheidung  des  VerwaltangsgerichUbofes  Tom 
26.  Mttn  1886,  418,  Budmnski  Nr.  2979),  in  Dziat,  Galixien  (s.  Entscbeidnng  des 
Verwaltungsgerichtshofes  vom  21.  Oktober  1891  Z.  3307 ,  Budwinski  Nr.  6185).  In 
Istrien,  Distrikt  Castehiuovo,  wird  wieder  darüber  geklagt,  dass  WKlder  an  die  soge- 
nannten Zadnighen  (consorzi  forestali)  übertragen  worden  und  man  Jetzt  nicht  wisse, 
ob  sie  durch  den  Bürgermeister  der  Ortsgemeinde,  durch  den  znpano  oder  durch 
einen  gewählten  Vertreter  der  Genossen  verwaltet  werden  sollen  (Landtagsverhand- 
lungen 1886  S.  130). 

2)  Peyrer,  Regelung  der  Grundeigentumsverhältnisse  S.  47. 
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Gemeinschaftsgüter  eine  Grundbuchseinlage  erhalten  ^).  Selbst 
dort  nicht,  wo  die  Neuanlegung  der  Grundbücher  vollendet  ist. 
Ja  sogar  wissenschaftliche  Stimmen  haben  diesen  Vorgang,  wenig- 
stens für  gewisse  Fälle,  als  richtig  vertreten  *),  indem  sie  behaup- 
teten, die  von  uns  sogenannten  Gemetngründe  seien  überhaupt 
keine  selbständigen  Grundbuchsobjekte,  sondern  ein  sachliches 
Zubehör  zu  den  anteilsberechtigten  Gütern;  es  bestehe  gar  kein 
besonderes  Eigentum  an  ihnen;  es  sei  vielmehr  die  Pertinenz- 
qualität  des  ideellen  Anteiles  in  das  Gutsbestandsblatt  der  ein- 
zelnen Stammrealität  einzutragen. 

Hier  ist  natürlich  nicht  der  Ort,  die  Fehlerhaftigkeit  dieser 
und  mancher  anderer  Arten  von  Intabulationen ,  die  uns  noch 
begegnen  werden,  auf  streng  juristischem  Wege  zu  widerlegen. 
Es  wäre  dies  bezüglich  der  jetzt  in  Rede  stehenden  Ansicht  ge- 
wiss nicht  schwer,  da  doch  sofort  einleuchtet,  dass  die  Letztere  — 
wenn  wir  Tirol  ausnehmen  —  wider  den  klaren  Sinn  und  Wort- 
laut der  über  die  Anlegung  neuer  Grundbücher  erlassenen  Lan- 
desgesetze verstösst.  Denn  diese  schreiben  im  §  2  überein- 
stimmend vor,  dass  in  die  Grundbücher  sämtliche  unbewegliche 
Sachen  aufzunehmen  sind,  mit  blosser  Ausnahme  des  öffentlichen 
Gutes  und  derjenigen  Liegenschaften,  die  Gegenstand  eines  Eisen- 
bahn- oder  Bergbuches  sind.  Und  sie  bestimmen  weiters  im 
§  5 '),  dass  jede  Liegenschaft,  die  ein  physisch  zusammenhängendes 
Ganzes  bildet,  einen  Grundbuchskörper  ausmachen  könne,  und 
dass  die  Vereinigung  mehrerer  demselben  Eigentümer  gehöriger 
Liegenschaften  zu  einem  Grundbuchskörper  nur  dann  erfolgen 
dürfe,  wenn  dieselben  nicht  verschieden  belastet  sind  und  auch 
in  Ansehung  der  Beschränkungen  des  Eigentumsrechtes  keine 
Verschiedenheit  besteht. 

Ueberdies  ist  aber  dort,  wo  für  das  Gemeinschaftsgut  die 
Grundbuchseinlage  fehlt,  die  von  den  genannten  Autoren  gefor- 
derte Eintragung  der  ideellen  Eigentumsanteile  in  die  Gutsbe- 
standsblättern der  Stammrealitäten  meist  auch  nicht  durchgeführt ; 


i)  In  Niederösterreich  war  im  Jahre  1878  in  einer  Reihe  von  Bezirken  die  Nicht- 
eintragung  des  Gemeindegutes  sogar  die  Regell  (Landtag  1878  Beil.  XXVII). 

2)  Alois  Paris  t  Die  Gemeinschaften  (Gemeinde-Nachbarschaften)  und  die  Anle- 
gnng  der  neuen  Grundbucher.  Zeitschrift  für  Notariat  und  freiwillige  Gerichtsbarkeit 
1875  ^^*  7i  ^«  ^«  LackendacAer ,  Ueber  die  RechtsverhKltnisse  an  den  f&r  abgelöste 
Servituten  von  Berechtigten  abgetretenen  Grundstücken.  Juristische  Blätter  1886  Nr.  29. 

3)  in  Krain  §  4. 


2o8  ^^  Regulierang  und  Beseitigung  der  agrarischen  Gemeinschaften. 

und  endlich  haben  die  Grundbuchsgerichte  die  Eröffnung  eines 
eigenen  Grundbuchsblattes  nicht  bloss  bei  den  Gemeingrunden 
unterlassen,  sondern  oft  auch  bei  Genossenschafts-,  Nachbarschafts- 
und Gemeindegütern. 

In  allen  diesen  Fällen  besteht  also  die  Unklarheit  der  Eigen- 
tums- und  Nutzungsverhältnisse  fort. 

Das  Gemeingut  ohne  eigene  Grundbuchseinlage  zu  lassen, 
entspräche  auch  durchaus  nicht  den  wirtschaftlichen  Bedürfnissen. 
Denn  abgesehen  davon,  dass  auf  solche  Weise  eine  ewige  Ge- 
meinschaft zwischen  Stammrealität  und  den  Gemeingutsanteilen 
geschaffen  würde,  so  fuhren  doch  die  Nachbarschaftsalpen  und 
-Wälder  auch  eine  selbständige  Existenz;  den  Sennalpen  stehen 
meist  unentbehrliche  Einforstungen  in  benachbarten  Wäldern  zu 
oder  andere  Holzungsrechte,  Weidedienstbarkeiten  auf  tieferliegen- 
den Alpen  u.  dergl.  Ebenso  sind  sie  selbst  häufig  wieder  zu 
Gunsten  benachbarter  Waldungen  und  Alpen  belastet.  Alle  diese 
dinglichen  Berechtigungen  und  Belastungen  kämen  nicht  in  das 
Grundbuch. 

Auch  steht  solch  eine  Alpe  nicht  ausser  Verkehr;  sie  kann 
an  einen  Einzelnen  verkauft  werden,  dann  müsste  plötzlich  eine 
Einlage  für  sie  eröffnet  werden  und  ebenso  umgekehrt 

Es  ist  daher  doch  wohl  nicht  zu  billigen,  dass  das  Gesetz  über 
die  Anlegung  der  Grundbücher  in  Tirol  diesen  Weg  eingeschlagen 
hat.  Es  entspricht  gewiss  dem  dort  noch  herrschenden  Systeme 
der  geschlossenen  Höfe,  wenn  das  Anteilrecht  am  Gemeingute 
als  realer  Bestandteil  der  Grundbuchseinlage  des  unteilbaren  Hofes 
behandelt  wird ;  daneben  wäre  aber  das  Gemeingut  doch  auch  als 
selbständiger  Grundbuchskörper  anzuerkennen  gewesen. 

2)  Unklare  und  rechtlich  unmögliche  Ein  trag- 
ungen. 

Aber  auch  dort,  wo  für  die  Gemeinheitsrealität  eine  eigene 
Einlage  aus  den  alten  Grundbüchern  übernommen  oder  neu 
geschaffen  wurde,  geschah  dies  sehr  häufig  in  einer  Weise, 
welche  die  bestehende  Verwirrung  nicht  beseitigte,  ja  dieselbe 
sogar  steigerte.  Oder  es  wurde  zwar  Klarheit  geschaffen,  die 
Eintragungen  entsprachen  aber  nicht  den  wirklichen  Rechtsver- 
hältnissen, enthielten  also,  auch  wenn  sie  schliesslich  unanfecht- 
bare Giltigkeit  erlangten,  objektive  Rechtsverletzungen. 

i)  Landtag  1888  Beil.  IV. 
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Die  Praxis  in  der  Behandlung  der  agrarischen  Gemeinschaften 
war  nämlich  eine  ausserordentlich  verschiedene.  Das  nämliche 
Rechtsverhältnis  wurde  nicht  nur  von  verschiedenen  Gerichten, 
sondern  auch  von  einem  und  demselben  Gerichte  bald  in  der 
einen,  bald  in  der  anderen  Weise  aufgefasst.  So  kommen  inner- 
halb eines  einzigen  böhmischen  Gerichtsbezirkes  viererlei  ver- 
schiedene Formen  von  bücherlichen  Eintragungen  für  im  Wesent- 
lichen identische  Rechtsverhältnisse  vor  ^). 

Es  lassen  sich  die  unzähligen,  zum  Teile  ganz  widersinnigen 
Eintragungen  hier  nicht  anführen.  Nur  einige  häufiger  vorkom- 
mende Formen  seien  erwähnt. 

So  wurden  oft  als  Eigentümer  die  mit  ihren  Hausnummern 
angeführten  Bauernhöfe  der  Gemeinde  —  sei  es  zu  gleichen,  sei  es 
zu  ungleichen  Quoten  —  angeschrieben ;  oder  die  »jeweiligen  Eigen- 
tümer der  Rustikalgüter« ;  oder  »die  Rustikalisten  zu  Händen  der 
Gemeinde  c.  Häufig  wurde  gleichzeitig  damit  die  herkömmliche 
Pflicht  der  Altansässigen,  alle  Gemeindeauslagen  zu  decken  oder 
für  einen  Abgang  im  Gemeindehaushalt  aufzukommen,  intabuliert. 
Oder  es  erscheinen  als  Eigentümer  im  Grundbuche  »die  jewei- 
ligen Rustikalisten«  ,  die  »bestifleten  Bauernhöfe«  der  Gemeinde 
ohne  individuelle  Bezeichnung. 

Es  braucht  kaum  noch   ausgeführt   zu    werden,    dass    derlei 
Intabulationen  in  allen  Ländern  ausser  Tirol  durchaus  ungesetz- 
lich sind,  da  sie  eine  ewige  Gemeinschaft  zwischen  den  Genossen 
und  eine   gewisse  Unteilbarkeit   des  Eigentumes  an  der  Stamm- 
realität  und  an  dem  ideellen  Teile  des  Gemeingrundes  statuieren 
würden  (s.  o.  S.  i88  f.).    Ueberdies  haben  diese  Eintragungen  oft 
auch   zu    ökonomischen  Uebelständen   geführt.     Werden  nämlich 
die  Grundstücke   von   dem  Hause   abverkauft,  so  bleibt  der  Ge- 
meindenutzen trotzdem  mit  dem  Besitze  des  letzteren  verbunden. 
Jedenfalls  haben   die   Grundbuchsgerichte    auf  diese   Weise 
nicht  nur  keine  Klärung  der  Rechtsverhältnisse  an  dem  Gemein- 
schaftsgute bewirkt,  sondern  vielmehr  dem  Juristen  neue  und  sehr 
dornenvolle  Interpretationsaufgaben  gestellt,  die  vollständig  befrie- 
digend wohl  überhaupt  nicht  gelöst  werden  können*). 


i)  Landtag  i88S  BeU.  IV. 

2)  Die  Jadikatnr   unserer   obersten  Gerichtsstellen   hat  sich  meines  Wissens  nur 

twämal  mit    solchen  Eintragungen  beschäftigt   und  auch  da  nicht  ex  professo.   Der 

oberste  Gerichtshof  im  J.  1887  (s.  Glaser^Unger^Walter^  Entscheidung  Nr.  2862  vom 

3/9.  1867  Nr.   7351)  und  der  Verwaltungsgerichtshor  i.  J.  1885  (s.  Budivinski,    Ent- 

Schiff,  Oestenreichische  Agnxpolitik.  I.  Ii|. 


2IO        ^^^  Regulierung  und  Besettigung  der  agrarischen  Gemeinschaften. 

Erst  durch  solche  Intabulationen  wurden  die  von  uns  oben 
charakterisierten  Gemeingründe  mit  ihrem  unklaren  Rechtsver- 
hältnisse, das  ohne  Gewalt  weder  als  Miteigentum,  noch  als  Kor- 
porations-  oder  Gemeindeeigentum  erklärt  werden  kann,  gericht- 
lich anerkannt,  ja  zum  Teile  sogar  erst  geschaffen. 

3)  Objektiv  unrichtige  Eintragungen,  Ver- 
wandlung  von   Gemeindegut    in   Gemeingut. 

Oft  ist  die  Bezeichnung  des  Eigentümers  des  gemeinschaftlich 
benützten  Grundstückes  zwar  weder  unklar  noch  widersinnig, 
wohl  aber  objektiv  unrichtig,  so  dass  die  Intabulation ,  wenn  sie 
auch  formal  rechtskräftig  wurde,  doch  materiell  ein  Unrecht  be- 
deutet. 

Wir  haben  oben  gezeigt,  dass  die  Gemeindeordnungen  der 
60  er  Jahre  in  Betreff  des  Eigentumes  an  den  früheren  Ge- 
meindegütern keine  ausdrückliche  Entscheidung  geben,  dass  aber 
doch  nach  dem  Willen  des  Gesetzgebers  offenbar  die  neue  Orts- 
gemeinde nicht  bloss  in  die  öffentlichen  Rechte  und  Pflichten, 
sondern  auch  in  das  Vermögen  der  alten,  halb  öffentlichrecht- 
lichen, halb  wirtschaftlichen  Charakter  besitzenden  Realgemeinde 
succedieren  sollte. 

Dies  wurde  aber  in  weitem  Umfange  nicht  verwirklicht. 

Insbesondere  wurden  sehr  häufig  Grundstücke,  die  hienach 
hätten  als  Gemeindegüter  betrachtet  werden  sollen,  für  Genossen- 
schafts- oder  Gemeingründe,  also  für  Privateigentum  einer  juristi- 
schen Person  (Realgemeinde)  oder  einer  Mehrheit  von  physischen 
Personen  erklärt. 

Schon  die  Grundentlastung  hatte  diesen  Umwandlungsprozess 
in  manchen  Kronländem  gefördert.  So  hatten  in  Böhmen  und 
Mähren  vielfach  die  Ansassen,  wenn  sie  nicht  ohnedies  für  alle 
Gemeindeauslagen  aufkommen  mussten,  eine  fixe  Gebühr  zu  ent- 
richten, während  sie  das  Gemeindegut  in  grösseren  und  kleineren 
Parzellen  geteilt  zur  Benutzung  besassen.  Nicht  selten  wurden 
nun  jene  Abgaben  der   Ablösung  unterzogen   und   hiedurch    die 


Scheidung  Nr.  2628  vom  23./6.  1885  Z.  1725).  Im  ersten  Falle  handelte  es  sich  um 
eine  aus  87  Mitgliedern  bestehende  Nachbarschaft,  die  als  Eigentümerin  eioer  Alpe 
in  Kärnten  intabuliert  war,  im  anderen  um  einen  GenossenschaftswaJd  in  Niederöster- 
reich, wo  aber  die  35  ehemaligen  Unterthanen  des  Stiftes  im  Grundbuche  als  Eigen- 
tümer figurierten.  In  beiden  Fällen  scheinen  sich  die  Gerichtshöfe  der  AuflFassting  zu- 
zuneigen, dass  einfaches  Miteigentum  zu  ideellen  Anteilen  vorli^e. 
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blossen  Nutzniesser  in  ihren  Eigentumsansprüchen  auf  das  Ge- 
meindegut bestärkt. 

Auch  die  Ablösung  der  Waldservituten  hatte  zum  Teil  eine 
ähnliche  Wirkung  gehabt  So  gingen  namentlich  viele  Teilwälder 
in  Tirol  (s.  oben)  aus  dem  Gemeinde-  in  das  Privateigentum  der 
blossen  Nutzniesser  über.  Die  Nutzungen  an  jenen  Wäldern  sind 
so  geteilt,  dass  der  einzelne  Bauer»  dem  der  Wald  zugewiesen 
ist,  das  ausschliessUche  Recht  der  Holz-  und  Streunutzung  besitzt, 
während  der  Gemeinde  oder  Nachbarschaft  die  sonstigen  Nutz- 
ungen (Weide,  Graserei,  Sandgewinnung  u.  s.  w.)  zustehen. 
Gelegentlich  der  Servitutenablösung  meldeten  nun  die  Bauern 
die  TeUwälder  an,  als  ob  sie  in  ihrem  Eigentum  stünden  und  mit 
einer  Dienstbarkeit  zu  Gunsten  der  Gemeinde  oder  Nachbarschaft 
belastet  wären,  während  doch  thatsächlich  das  entgegengesetzte 
Rechtsverhältnis  stattfand.  Da  sich  die  Gemeinde  nicht  wehrte, 
fand  die  Ablösung  meist  auch  wirklich  statt,  und  so  ist  ein  be- 
deutender Teil  der  Teilwaldungen  in  das  freie  Privateigentum  ihrer 
blossen  Nutzniesser  übergegangen'). 

Das  Meiste  hat  jedoch  die  Neuanlegung  der  Grundbücher 
zur  Umwandlung  von  Gemeinde-  in  Privateigentum  beigetragen. 
Und  es  machte  dafür  keinen  Unterschied,  ob  die  betreffende 
Realität  früher  schon  eine  Grundbuchseinlage  besessen  hatte  oder 
nicht  Eingehende  Untersuchungen  über  die  bisherigen  thatsäch- 
lichen  und  rechtlichen  Verhältnisse  fanden  dabei  in  der  Regel 
nicht  statt,  ob  Gemeinde-  oder  Privateigentum  vorliege,  wurde 
meist  nach  äusserlichen,  mehr  zufälligen  Momenten  oder  auf  Grund 
der  Aussagen  von  Gemeindeorganen,  die  auch  persönlich  an  der 
Sache  interessiert  waren,  entschieden. 

Wo  bereits  eine  ältere  Grundbuchseinlage  bestand,  dort  spielte 
der  zufallige  Umstand  eine  wichtige  Rolle,  ob  daselbst  die  »Ge- 
meinde Xc ,  die  »Bauernschaft  X«  oder  etwa  »die  Besitzer  der 
Rustikal  wirtschaften  von  X<  als  Eigentümer  angeschrieben  waren, 
trotzdem,  wie  wir  gesehen  haben,  dies  Alles  für  die  ältere  Zeit 
meist  Synonima  waren,  indem  eben  die  Gemeinde  oder  Bauern- 
schaft mit  der  Gresamtheit  der  Bestifteten,  oder  wie  die  vollberech- 
tigten Genossen  sonst  heissen  mochten,  identisch  war. 

Wo  nun  bereits  früher  die  (alte)  Gemeinde  im  Grundbuche 
stand,    blieb  es   auch   nach  Erlass  der  Gemeindeordnung   dabei, 

I)  V.  Falser,  Wald  und  Weide. 
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und  diese  Eintragung  ging  meist  auch  in  das  neue  Grundbuch 
über.  Dabei  wurde  aber  unter  »Gemeindet  nicht  mehr  die  einstige 
bäuerliche  Wirtschaftsgenossenschaft,  sondern  die  politische  Orts- 
gemeinde verstanden.  Durch  die  zufällige  Namensgleicbheit  war 
also  in  diesen  Fällen  die  Absicht  des  Gesetzgebers  erfüllt.  Be- 
wusst  wurde  man  sich  allerdings  auch  hier  meist  nicht,  dass  eigent- 
lich ein  Personenwechsel  stattgefunden  habe.  Uebrigens  sind  auch 
die  Fälle  nicht  selten,  wo  zwar  die  Gemeinde  als  Eigentümerin 
intabuliert  ist,  thatsächlich  aber  nicht  die  politische,  sondern  noch 
immer  die  alte  Realgemeinde  sich  im  Besitz  der  Realität  befindet, 
deren  Verwaltung  führt,  den  Ueberschuss  der  Nutzungen  bezieht 
u.  s.  w.  *). 

Häufiger  ist  diese,  dem  Gemeindegesetz  nicht  entsprechende 
Auffassung  dort  durchgedrungen,  wo  die  Realgemeinde  unter  der 
Bezeichnung  »Bauernschaft«,  » Nachbarschaft c  u.  s.  w.  im  Grund- 
buche stand.  Zunächst  wurde  meist  an  dieser  Anschreibung  nichts 
geändert,  später  ging  sie  wohl  auch  in  die  neuen  Grundbücher 
über.  Da  aber  mit  der  Schaffung  der  » Ortsgemeinde c  die  Agrar- 
gemeinde  ihre  alte  Organisation  verlor  und  sich  nur  selten 
als  eigene  Genossenschaft  konstituierte,  so  entstand  auf  diese 
Weise  —  namentlich  in  den  Alpenländern  —  aus  dem  alten,  wirk- 
lichen Gemeindegut  ein  formloser,  unorganisierter  Gemeinbesitz 
(Nachbarschaften  u.  s.  w.),  der  traditionell  an  das  Eigentum  be- 
stimmter Höfe  geknüpft  ist,  der  sich  aber  juristisch,  wie  wir  sahen, 
doch  schwer  anders,  denn  als  einfaches  zivilrechtliches  Miteigen- 
tum auffassen  lässt. 

Hie  und  da  blieben  auch  die  alten  Nachbarschaftsorgane  und 
Statuten  bestehen,  oder  es  wurden  solche  nachträglich  aus  eigenem 
Antriebe  oder  infolge  Drängens  der  Aufsichtsbehörden  geschaffen. 
In  solchen  Fällen  verwandelte  sich  das  alte  Gemeindegut,  respek- 
tive das  daraus  entstandene  Miteigentum  in  einen  Korporations- 
besitz. 

Wie  bei  den  »Nachbarschaften«  ging  es  in  der  Regel  auch, 
wenn  »die  Rustikalbesitzer c ,  die  »Bestiftetenc  der  Ortschaft  im 
Allgemeinen  oder  die  Besitzer  bestimmter  Hausnummern  bücher- 
liche Eigentümer  waren.  Hier  hätte  man  sorgfaltig  erheben 
müssen,  ob  nach  dem  bisherigen  Stande  Miteigentum  der  Hof- 
besitzer oder  Korporationseigentum  der  Realgemeinde  bestanden 
hatte.     Nur  im  ersteren,    selteneren  Falle  hätten  die   einzelnen 

I)  S.  z.  B.  Buäwinski  6762  (Entscheidung  vom  23.  September  1892  Z.   aS4o). 
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Bauern,  im  letzteren  dagegen  die  politische  Gemeinde  als  Eigen- 
tümer behandelt  werden  müssen. 

hidem  dies  nicht  geschah,  ging  ein  grosser  Teil  des  Besitzes 
der  früheren  halb  öffentlichen  halb  privaten  Gemeindegenossen- 
schaft seiner  Eigenschaft  als  Gemeindegut  verlustig  und  wurde 
zu  Genossenschafts-  oder  zu  Gemeingründen. 

Dieselbe  Tendenz,  die  bisherigen  Nutzungsrechte  der  vollbe- 
rechtigten Genossen  in  Eigentum  zu  verwandeln,  und  die  gemein- 
sam benutzte  Realität  nicht  zum  bücherlichen  Eigentum  der  poli- 
tischen Ortsgemeinde  werden  zu  lassen,  kam  auch  in  jenen  sehr 
zahlreichen  Fällen  zum  Vorschein,  wo  erst  gelegentlich  der  Neu- 
anlegung der  Grundbücher  Einlagen  für  die  genannten  Liegen- 
schaften geschaffen  wurden. 

Bei  den  Verhandlungen  über  die  neuen  Grundbuchsfolien  war 
die  Gemeinde  gar  oft  nur  durch  einen  Rustikalisten  vertreten, 
der  bestrebt  war,  das  bisherige  Gemeindeeigentum  in  Privateigen- 
tum der  Bauern  zu  verwandeln.  Und  dies  gelang  auch  sehr 
häufig,  da  die  Behörden,  welche  über  die  Erhaltung  des  Ge- 
meindevermögens zu  wachen  hatten,  davon  gar  nichts  erfuhren 
oder  doch  unvermögend  waren,  diesem  Treiben  wirksam  entgegen- 
zutreten *). 

Dem  gleichen  Bestreben  der  Bauern,  ihren  öffentlichen  Rechten 
privatrechtlichen  Charakter  zu  verschaffen  und  sie  grundbücherlich 
zu  versichern,  ist  es  zuzuschreiben,  dass  vielfach,  wo  das  Ge- 
meindeeigentum zweifellos  war,  wenigstens  die  Nutzungsrechte 
der  Nachbarn  als  Servituten  eingetragen  wurden  ') ;  ein  Vorgang, 
der  offenbar  durchaus  ungesetzlich  war,  da  in  das  Grundbuch  nur 
Privatrechte,  nicht  öffentliche  Rechte  gehören. 

i)  Daza  war  nicht  einmal  der  böhmische  Landesausschuss  im  stände,  der  doch 
in  den  Bezirksaassch&ssen  lokale  Verwaltungsorgane  besitzt.  Durch  ein  Zirkular  vom 
22.  September  1875  Z.  26,  391  wurden  diese  strenge  beauftragt,  dafür  zu  sorgen,  dass 
bei  den  Verhandlungen  über  die  neuen  Grundbuchseinlagen  die  Gemeinde  durch  un- 
befangene Personen  vertreten  sei,  und  dass  mit  aller  Entschiedenheit  jedem  Versuche, 
den  öffentlichen  Nutzungsrechten  eine  privatrechtliche  Grundlage  zu  geben,  entgegen- 
getreten werde.  Allein  diese  Aufträge  wurden,  wie  aus  einem  zweiten  Zirkulare  des 
Landesansschnsses  vom  33.  Mai  1883  Z.  18340  hervorgeht,  durchaus  nicht  befolgt, 
so  dass  viele  Gemeindegrundstücke ,  und  zwar  häufig  mit  Zustimmung  des  Gemeinde- 
Vertreters,  in  den  neuen  Grundbüchern  als  Privateigentum  der  Rustikalisten  eingetra- 
gen wurden  (Landtag  1888  Beil.  IV). 

2)  Bericht  des  niederösterreichischen  Gemeinde-  und  Verfassungsausschusses,  Land- 
tagsverfaandlnngen  1885/6  Beilage  LXXXIII  S.  14. 
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V.  Weiterer  Kampf  um  das  Eigentum  am  Ge- 
meinschaft sgute. 

Die  Verminderung  des  Gemeindegutes  ist  mit  der  Neuanlegung 
der  Grundbücher  durchaus  nicht  zum  Stillstand  gelangt. 

Ein  sehr  beliebtes  Mittel,  welches  die  Rustikalisten  dort  anzu- 
wenden pflegen,  wo  die  Gemeindeverwaltung  in  ihren  Händen 
ruht,  ist  dieses :  Sie  klagen  gegen  die  Gemeinde  das  Eigentum  am 
Gemeindegute  ein;  die  Gemeinde  ist  in  diesem  Prozesse  wieder 
durch  Rustikalisten  vertreten ;  sie  submittiert  oder  lässt  sich  kon- 
tumazieren, und  der  Richter  muss  das  Eigentum  an  dem  bis- 
herigen Gemeindegute  den  Klägern  zusprechen.  So  wird  gleich- 
sam durch  eine  in  jure  cessio  auf  das  Gemeindeeigentum  zu  Gunsten 
der  Ansassen  verzichtet  und  damit  das  gesetzliche  Verbot  der 
Minderung  des  Stammvermögens  der  Gemeinde  (§  6i  der  Ge- 
meindeordnungen) umgangen  ^). 

Diese  Scheinprozesse  haben  namentlich  in   Böhmen  grosse 
Verbreitung  gefunden  •).    Ihre  Grundlage  war   in   einer   wohlge- 
gliederten   Kette   von   Rechtsfiktionen   und  in  der  gegenseitigen 
Verabredung  gelegen,  dass  die  geklagte  Gemeinde  von  Nieman- 
dem vertreten  werde.     Die  Rustikalisten   fährten   meist    vorerst 
den  Zeugenbeweis  zum  ewigen  Gedächtnis,  dass  sie  die  Grcmeinde- 
gründe   über  40  Jahre  bewirtschaftet  und  frei  über  die  Substanz 
verfügt  hätten ;  die  pflichtgemässe  Anzeige  von  der  Erhebung  des 
Rechtsstreites  an  die  politische  Behörde   wurde  unterlassen,   die 
ganze  Sache   im  Schosse  der  Gemeinde  selbst  mit  dem  tiefsten 
Geheimnisse    umgeben,    die    Zeugen   wurden   seitens  der  Kläger 
entsprechend  instruiert.    War  einmal  dieser  Beweis   zum   ewigen 
Gedächtnis,  ohne  dass  sich  die  Gemeinde  gewehrt  hatte,    durch- 
geführt,  so  vindizierten  die  Rustikalisten  das  Gemeindegut  unter 
der   Behauptung,   nicht  die  Gemeinde,  sondern  die  »Gesellschaft 
der  Rustikalisten«  sei  Eigentümer  der  Grundstücke.    Die  geklagte 
Gemeinde  erschien  entweder  gar  nicht  bei  der  Tagfahrt,    worauf 
sie  kontumaziert  wurde,   oder  sie   sandte  einen  dazu  ganz  unbe- 
fahigten   oder   geradezu   befangenen  Vertreter,    der   einfach  sub- 
mittierte.     Das    Urteil    musste    natürlich    den   Rustikalisten    das 
Eigentum  an  dem  bisherigen  Gemeindegute  zusprechen,  und  diese 


i)  Landtag  von  Böhmen  1888  Beil.  IV. 

2)  S.  darüber  die  gründliche  Untersuchung  von  Cizek,   Der  Streit    um  die  Ge- 
meindegründe. 
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beeilten  sich,  die  Grundstücke  unter  sich  zu  verteilen  und  grund- 
bücherlich  auf  ihren  Namen  einverleiben  zu  lassen.  Die  unter- 
suchenden Bezirksausschüsse  und  der  Landesausschuss  konnten 
zwar  häufig  Nullitätsgründe  für  diese  ganze  Prozedur  nachweisen, 
aber  meist  war  dies  schon  zu  spät,  indem  die  grundbücherliche 
Ersitzung  bereits  eingetreten  war. 

Auf  solche  Weise  ist  namentlich  in  Böhmen  sehr  viel  Ge- 
meindeeigentum unrechtmässiger  Weise  in  die  Hände  der  Rusti- 
kalisten übergegangen. 

Ein  weiteres  Mittel  zur  Uebertragung  des  Gemeindegutes  an 
die  Rustikalisten  und  zur  Teilung  desselben  unter  die  letzteren  ist 
in  Böhmen  ^)  die  Veräusserung  des  fraglichen  Grundstückes  gegen 
einen  minimalen  Ersatz,  worauf  die  Altansässigen  ihr  neu  ent- 
standenes Privateigentum  beliebig  unter  sich  teilen.  Während  für 
die  Teilung  des  Gemeindegutes  ein  Landtagsbeschluss  erforderlich 
wäre,  genügt  für  die  Veräusserung  die  Genehmigung  der  Bezirks- 
vertretung, in  der  auch  meist  die  Bestifteten  die  Oberhand  be- 
sitzen; durch  die  Erleichterung  der  Form  für  Veräusserungen 
gegenüber  den  Vorschriften  für  die  Teilung  des  Gemeindegutes 
ist  also  die  Handhabe  geboten,  dieses  Teilungsverbot  zu  um- 
gehen. 

Dort,  wo  die  Häusler  und  Inlieger  die  Herrschaft  in  der  Ge- 
meinde erlangt  haben,  wird  naturgemäss  umgekehrt  versucht,  die 
Rechte  der  Bevorzugten  zu  beschränken,  allen  Gemeindemitglie- 
dem  Anteil  an  den  Nutzungen  des  Gemeindegutes  zu  verschaffen, 
ja,  wenn  irgend  möglich,  das  bisherige  Gemeindegut  in  Gemeinde- 
vermögen zu  verwandeln.  Kein  Zweifel,  dass  sich  auch  diese 
Tendenzen  manchen  Orts  durchgesetzt  haben.  Oft  mag  darin 
eine  Verletzung  bestehender  Rechte  gelegen  haben;  nicht  selten 
dürfte  aber  auf  diese  Weise  die  durch  die  Gemeindegesetzgebung 
gestörte  Beziehung  zwischen  Gemeindenutzen  und  Gemeindelasten 
wiederhergestellt  worden  sein. 

Dass  all  dies  nicht  ohne  die  heftigsten  Kämpfe  innerhalb  der 
Gemeinde  abgeht,  ist  leicht  begreiflich. 

D.  Zusammenfassung. 

Wir  haben  uns  scheinbar  etwas  lange  bei  der  rechtlichen 
Seite  der  agrarischen  Gemeinheiten  aufgehalten.     Aber  erst  wenn 

i)  Landtag  a.  a.  O,    CiieA  a.  a.  O. 
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man  die  Unklarheit  unserer  Gesetzgebung,  die  Inkonsequenz  un- 
serer Praxis  kennen  gelernt  hat,  vermag  man  zu  begreifen,  dass 
z.  B.  in  dem  kleinen  Lande  Niederösterreich  nach  einer  durchaus 
nicht  vollständigen  Erhebung  des  Landesausschusses  im  Jahre  i8;8 
in  nicht  weniger  als  340  Ortsgemeinden  das  Eigentum  an  ge- 
meinsam genutzten  Liegenschaften  im  Umfange  von  48044  Joch 
und  im  Werte  von  etwa  2  V«  Millionen  fl.  strittig  war  ^). 

Während  sich  sonst  der  moderne  Staat  die  Klärung  und 
Sicherung  der  Rechte  an  Grund  und  Boden  ganz  besonders  an- 
gelegen sein  lässt  und  auch  Oesterreich  darin  den  anderen  Län- 
dern durchaus  nicht  nachsteht,  herrscht,  wie  wir  gesehen  haben, 
in  Bezug  auf  die  uns  beschäftigenden  Rechtsverhältnisse  die  grösste 
Unsicherheit  und  Verwirrung.  Und  die  Gesetzgebung  selbst  ist  es 
gewesen,  welche  diesen  höchst  nachteiligen  Zustand  teils  direkt, 
teils  indirekt  hervorgerufen  hat.  Direkt  durch  die  Unklarheit  der 
Bestimmungen  über  das  Eigentum  an  der  Allmende;  indirekt, 
indem  sie  dazu  beitrug,  den  Kampf  um  dieses  Eigentum  auf  das 
stärkste  anzufachen. 

Schon  vor  dem  Jahre  1 849  gab  es,  wie  wir  gesehen ,  Streit 
um  den  gemeinen  Nutzen;  die  neuere  Gemeindegesetzgebung 
hat  aber  noch  Oel  ins  Feuer  gegossen.  Sie  bot  den  hauptsäch- 
lichsten Anlass  für  beide  Parteien,  kein  Mittel  unversucht  zu  lassen, 
sich  den  Genuss  des  Gemeindegutes  zu  sichern  oder  zu  ver- 
schaffen. 

Denn  dort,  wo  die  bisherige  stärkere  Heranziehung  der  Alt- 
ansässigen zu  den  Gemeindeausgaben  auf  Grund  der  Gemeinde- 
ordnung beseitigt  und  durch  höhere  Steuerzuschläge  ersetzt  wurde, 
musste  das  privilegierte  Nutzungsrecht  von  all  denen  als  ein  bit- 
teres Unrecht  empfunden  werden,  die  davon  ausgeschlossen  waren. 
Diese  erhoben  immer  energischer  den  Anspruch,  wie  an  den 
Lasten,  so  auch  an  den  Nutzungen  der  Gemeinde  zu  partizipieren. 
Um  so  mehr  suchten  aber  wieder  die  Rustikalisten,  ihre  politische 
Macht,  so  lange  sie  dieselbe  noch  besassen,  zu  benützen,  um 
ihre  bedrohten  öffentlichen  Rechte  zu  sichern,  und  sie  im  Wege 
des  Grundbuches  in  Privatrechte  zu  verwandeln. 

Die  Folgen  dieser  Verhältnisse  bestehen  in  der  vollständigen 
Verwirrung  der  Rechtsverhältnisse  eines  sehr  bedeutenden  Teiles 
unseres  Grundbesitzes. 

i)  Landtag  1878  Beil.  XXVII. 
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Was  das  Eigentum  bei  agrarischen  Gemeinschaften  betrifft, 
so  ist  das  Subjekt  bei  den  von  uns  sogenannten  Gemeingründen 
unbestimmbar,  da  weder  die  Rechtssätze  über  Miteigentum  noch 
die  über  juristische  Personen  auf  sie  passen.  Unklar  ist  ferner 
die  Abgrenzung  des  Gemeinde-  vom  Korporations-  und  Gemein- 
eigentum. Die  Gemeindegesetzgebung  und  dann  die  Durchführung 
der  Grundbuchsordnung  haben  diese  Unklarheit  teils  belassen, 
teils  selbst  hervorgerufen. 

Nicht  geringer  ist  die  Verwirrung  bezüglich  der  gemeinsamen 
Nutzungs-  und  Verwaltungsrechte.  Für  das  Gemeindegut  hat  die 
Gesetzgebung  die  zu  ihrer  Zeit  glitte  Uebung  perpetuiert  oder 
auf  die  Entscheidung  der  Gemeindevertretung  abgestellt;  allein 
die  Feststellung  des  Inhaltes  jener  Uebung  wurde  versäumt,  und 
die  genannten  Entscheidungen  richteten  sich  nach  den  politischen 
Machtverhältnissen  in  der  Gemeinde. 

Für  die  Nutzungsrechte  am  Ortschafts-  und  Fraktionsgute 
hat  die  Gesetzgebung  überhaupt  keine  Normen  aufgestellt.  Ebenso 
wenig  bezüglich  der  Nachbarschaften,  Interessentschaften  und 
sonstigen  Gemeinschaften.  Wo  nicht  noch  eine  sehr  mächtige 
Tradition  besteht,  nimmt  die  vollständige  Willkür  der  Beteiligten 
immer  mehr  überhand. 

Relativ  am  geordnetsten  sind  die  Rechtsverhältnisse  bei  den 
Gütern  von  gut  organisierten  Genossenschaften,  deren  es  aller- 
dings nicht  viele  giebt. 

Die  Verwirrung  und  Unklarheit  der  Rechtsverhältnisse  wurde 
und  wird  in  der  Regel  naturgemäss  von  derjenigen  Partei 
zu  ihren  Gunsten  ausgenützt,  welche  über  die  grössere  Macht 
in  der  Gemeinde  verfügte.  Meist  ist  dies  die  Partei  der 
»Bauern«,  seltener  die  der  Häusler. 

>Das  Gemeindevermögen  in  Niederösterreich  ist  in  stetem  Ab- 
schmelzen begriffen.  Der  Grossbauer  (wie  immer  sein  ortsüblicher 
Name  sei)  dominiert  in  den  meisten  Gemeinden  und  setzt  sein 
altes  Geschäft,  das  Gemeindeeigentum  sich  und  seinen  Genossen 
in  verschiedenen  Formen  zuzuwenden,  fort;  dagegen  werden  die 
Gegenleistungen  für  die  Gemeinde  thunlichst  vermindert,  ja  sogar 
eingestellt,  oder  doch  als  freiwillige  Leistungen  erklärte  *). 

In    Böhmen   geht  nach   der   Ueberzeugung   des   Landesaus- 

i)  Bericht  des  niederösterreichiBchen  Gemeinde-  und  Verfassungsansschttsses,  LAnd- 
tag  1885/6  BeiL  LXXXIH  S.  14. 
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Schusses,  die  dieser  aus  den  täglichen,  bei  Entscheidungen  über 
Gemeindeverhältnisse  gemachten  Erfahrungen  schöpfte,  das  Ge- 
meindegut mit  schnellen  und  unabwendbaren  Schritten  der  völ- 
ligen Vernichtung  entgegen,  wenn  nicht  bald  geeignete  Vorkehr- 
ungen dagegen  getroffen  werden^). 

In  Niederösterreich  und  in  den  Sudetenländern  scheint  aller- 
dings diese  dem  Gemeindeeigentume  feindliche  Entwicklung  am 
stärksten  zu  sein,  während  in  den  Alpenländern  die  Fortdauer 
der  alten  Realgemeinde  als  ungeregelte  Gemeinschaft  (Nachbar- 
schaft, Interessentschaft  u.  s.  w.)  die  Regel  gebildet  haben  dürfte. 
Aber  auch  da  macht  sich  immer  wirksamer  das  Streben  geltend, 
die  Nutzungsrechte  am  Nachbarschafts-,  Interessentschafts-,  Frak- 
tionsgut in  Privateigentum  zu  verwandeln  und  dieses  unter  die  Ge- 
nossen zu  verteilen*).  Das  wird  dort  besonders  erleichtert,  wo 
das  Gemeinschaftsgut  schon  quoad  usum  geteilt  und  den  ein- 
zelnen Höfen  zur  Deckung  des  Haus-  und  Gutsbedarfes  zugewiesen 
ist ').  Welchen  Umfang  die  angegebenen  Veränderungen  in  Be- 
zug auf  das  Gemeinschaftsgut  angenommen  haben,  lässt  sich  ziffern- 
mässig  nicht  feststellen. 

Es  ist  übrigens  nicht  daran  zu  zweifeln,  dass  oft  auch  gegen- 
teilige Tendenzen  zum  Durchbruch  kommen,  welche  genossen- 
schaftliches oder  formloses  Gemeineigentum  der  Bauern  in  Ge- 
meindegut oder  sogar  in  Gemeindevermögen  verwandeln.  Doch 
dürften  das  wohl  die  viel  selteneren  Fälle  sein. 

5.  Abschnitt.    Die  ökonomischen  Verhältnisse  der  agrarischen 

Gemeinschaften. 

I.  Im  Allgemeinen. 

Die  wirtschaftlichen  Konsequenzen  aus  der  geschilderten  Ver- 
worrenheit der  Rechtsverhältnisse  sind  unschwer  zu  ziehen.  Be- 
sonders nach  den  im  vorigen  Kapitel  mitgeteilten  Erfahrungen 
mit  den  nicht  regulierten  Servituten. 

Denn  vom  ökonomischen  Standpunkte  aus  liegt  ja  hier  wie 
dort  im  grossen  und  ganzen  der  nämliche  Thatbestand  vor :  eine 


i)  Landtag  1888  BeU.  IV. 

2)  S.  z.  B.  Tirol,  Landtag  1885  S.  33. 

3)  S.  oben  S.  173.  Ferner  Tirol.  Landtag  1886  S.  433.  »Nun  bricht  sich  aber 
immer  mehr  die  Idee  Bahn ,  als  seien  diese  Teilwaldungen  Privateigentum ;  und  das 
findet  auch  bei  den  Behörden  Eingang,  c 
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regellose  Ausnützung  derselben  Realität  durch  mehrere  Berech- 
tigte. Gewöhnlich  sucht  jeder  von  diesen  aus  dem  Grundstücke, 
sei  es  Wald,  Weide,  Alpe,  Wiese  oder  Feld,  für  sich  selbst  den 
möglichsten  Ertrag  herauszuschlagen.  Noch  in  höherem  Grade,  als 
bei  den  mit  Servituten  belasteten  Liegenschaften,  fehlt  es  hier 
meist  an  Organen,  die  eine  einheitliche  planmässige  Bewirtschaf- 
tung der  Liegenschaft  festsetzen  und  durchführen,  Uebergriife  der 
Einzelnen  im  Interesse  der  Gesamtheit  zurückweisen,  die  Deva- 
Station  der  Wälder,  die  Uebersetzung  der  Alpen  und  Weiden, 
den  Raubbau  auf  den  Aeckem  verhindern  könnten. 

Die  Uebelstände  bei  den  agrarischen  Gemeinschaften  sind 
um  so  schwerwiegender,  als  es  sich  hier  weit  häufiger,  als  bei  den 
Servitutsgründen,  um  wertvollere  Kulturen  —  Wiesen  und  Aecker 
—  oder  um  einen  Boden  handelt,  der  sich  zur  Umwandlung  in 
eine  höhere  Kultur  eignen  würde.  Dass  aber  unter  den  gegen- 
wärtigen Verhältnissen  von  einer  solchen  Massregel  nicht  die 
Rede  sein  kann,  leuchtet  wohl  ein. 

Ueberdies  sind  hier  sehr  oft  auch  ganz  unmittelbar  öffentliche 
Interessen  mit  im  Spiele,  da  auf  vielen  solchen  gemeinschaftlichen 
Grundstücken,  namentlich  auf  den  Nachbarschaftsforsten,  nebst 
den  privaten  Nutzungen  auch  Lasten  für  öffentliche  Zwecke  — 
Wege-  und  Brückenbau,  Uferschutz  u.  dergl.  —  haften;  die  Er- 
füllung solcher  Verbindlichkeiten  wird  aber  naturgemäss  gefährdet, 
wenn  die  Realität  der  Devastation  verfällt. 

Die  Urteile,  welche  über  den  Zustand  der  gemeinschaftlich 
benützten  Grundstücke  in  Gestenreich  gefallt  werden,  sind  alle  im 
höchsten  Grade  ungünstig. 

So  sagt  die  Regierung  von  den  Gemeinschaftswäldern:  »Es 
ist  eine  leider  unbestrittene  Thatsache,  dass  gerade  die  Behand- 
lung dieser  Wälder  am  meisten  zu  wünschen  übrig  lässt,  ja,  dass 
rücksichtlich  derselben  selbst  jene  Wendung  zum  Besseren,  welche 
in  Betreff  mancher  anderer  Waldkategorien  in  letzter  Zeit  sich 
bemerkbar  gemacht  hat,  nicht  nur  nicht  eingetreten  ist,  sondern 
auch  kaum  noch  in  Aussicht  zu  stehen  scheint.  Jeder  will  selbst 
möglichst  viel  Nutzen  aus  dem  gemeinsamen  Wald  ziehen«  ^). 

Und  ebenso  war  auf  den  österreichischen  Forstkongressen 
1880  und  1882,  als  die  Frage  des  bäuerlichen  Gemeinwaldes  zur 

i)  Erläuternde  Bemerkungen  zum  Forstgesetzentwurfe,  Abgeordnetenb.  VIII.  Ses- 
äoQ  BeU.  Nr.  827. 
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Sprache  kam,  alles  darüber  einig,  dass  »die  ungeregelten,  wilden 
Gemeinwälder  sich  in  einem  elenden,  derouten  Zustande  befinden, 
und  dass  »die  Rustikalisten  den  Forst  ganz  so  plündern,  wie  die 
Servitutsberechtigten« . 

Die  meisten  gemeinschaftlichen  Wälder  und  sonstigen  Grründe 
entbehren  einer  einheitlichen,  planmässigen  Bewirtschaftung ;  Kul- 
turverbesserungen, die  eine  Kapitalsaufwendung  in  der  Gegenwart 
für  eine  zukünftige  Erhöhung  des  Ertrages  erfordern,  werden  unter- 
lassen ;  die  Nutzungen  sind  nicht  geregelt,  der  Massstab  des  Haus- 
und Gutsbedarfes  verleitet  zu  Verschwendung  mit  den  Produkten ; 
die  Wälder  werden  devastiert,  der  Kulturboden  ausgesaugt,  Wei- 
den und  Alpen  mit  Vieh  überstellt,   das  dann  naturgemäss  nicht 
die  nötige  Nahrungsmenge  vorfindet;    die  Folge   ist  die  Degene- 
rierung der  Rassen,  der  niedrige  Stand  der  Viehzucht.   Ueberdies 
ist  ein  Fortschritt  von  extensiven  zu  intensiveren  Kulturen  durch 
die   auf   dem  Boden  lastenden,  wenigstens  qualitativ  bestimmten 
Nutzungsrechte  verhindert.    »Die  Gemeinweiden  unterwerfen  auch 
derzeit  noch  ein  weites,  unschätzbares  Gebiet  fruchtbaren  Acker-  und 
Wiesenlandes  einer  wenig  ertragreichen  Benutzung,   welche   ver- 
möge der  Gemeinschaft  nicht  aufgegeben  werden  kann.    Eine  Ent- 
wickelung   zu   höherer  Kultur  ist   daher   beim  Fortbestehen   der 
Gemeinweide   unmögliche  *).    Wie  mit  den  Gemeinweiden    steht 
es  auch  mit  den  Waldgemeinschaften   in  den  zahlreichen  Fällen, 
wo  es  sich  nicht  um  absoluten  Waldboden  handelt,   sondern  um 
solchen  Grund,  der  mit  Vorteil  in  Kultur  genommen  werden  könnte. 

Das  Gesagte  gilt  nicht  nur  von  der  gleichzeitigen  gemein- 
schaftlichen,  sondern  ebenso  von  der  nach  einem  bestimmten 
Turnus  erfolgenden  reihenweisen  Naturalnutzung  der  Berechtigten, 
wie  dies  bei  den  sogenannten  Wandel-  oder  Wechselgründen  der 
Fall  ist. 

Am  allgemeinsten  treten  die  angedeuteten  traurigen  Erschei- 
nungen wohl  bei  jenen  zahlreichen  agrarischen  Gemeinheiten  auf, 
deren  Eigentums-  oder  Nutzungsverhältnisse  strittig  sind  ;  ferner 
bei  den  von  uns  sogenannten  Gemeingründen,  die,  in  der  Mitte 
zwischen  Genossenschafts-  und  einfachem  Miteigentum  stehend, 
jedes  Organs  für  Beschlussfassung,  Bewirtschaftung,  Beaufsichti- 
gung entbehren  und  der  regellosen  Benützung  und  Aussaugung 
durch  die  Berechtigten  ausgeliefert  sind.     Hieher  gehören    insbe- 


i)  Peyrer,  Regelung  S.  59. 
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sondere  fast  sämtliche  infolge  der  Servitutenablösung  an  eine  Ge- 
samtheit der  Besitzer  abgetretenen  Aequivalentswälder. 

Weit  günstigere  ökonomische  Verhältnisse  pflegen  die  Ge- 
nossenschaftsgüter aufzuweisen.  Aber  diese  Form  agrarischer  Ge- 
meinschaft ist  in  Oesterreich  bisher  nur  sehr  wenig  entwickelt. 
In  Tirol  und  Salzburg  kommen  hie  und  da  wirksam  organisierte 
Weide-  und  Alpengenossenschaften  vor.  Auf  dem  Gebiete  der 
Waldkultur  ist  es  dagegen  bisher  nur  in  ganz  vereinzelten  Fällen 
gelungen,  Genossenschaften  ins  Leben  zu  rufen,  welche  im  stände 
sind,  den  Forst  vor  Uebergriffen  und  Verwüstungen  durch  die 
Genossen  zu  schützen.  Mit  Recht  sagt  Wesseli  in  seinem  Referate 
für  den  österreichischen  Forstkongress  1882  (S.  90),  nach  den 
bisherigen  Erfahrungen  könne  man  »die  bäuerliche  Waldgenossen- 
schaft, wie  sie  jezt  auf  der  Tagesordnung  der  Diskussion  steht, 
vorläufig  kaum  anders,  wie  als  frommen  Wunsch,  als  theoretisches 
Ideal  bezeichnen«.  In  Wirklichkeit  sind  eben  bei  den  bestehenden 
Waldgenossenschaften  die  Rechte  und  Pflichten  der  Mitglieder 
nur  in  oberflächlicher  Weise  geregelt,  die  Statuten  werden  nicht 
befolgt,  die  Genossenschaftsorgane  verfügen  weder  über  genügende 
Autorität  noch  über  die  erforderliche  Unabhängigkeit,  um  eine 
rationelle  Forstkultur,  eine  schonende  Behandlung  des  Waldes,  die 
Erfüllung  der  genossenschaftlichen  Pflichten  von  Seiten  der  Ein- 
zelnen zu  erzwingen. 

IL  In  den  einzelnen  Kronländern. 

Ziflermässige  Angaben  über  den  wirtschaftlichen  Zustand 
der  Gemeinschaftsgüter  sind  naturgemäss  ungemein  schwer  zu 
beschaffen.  In  der  Regel  müssen  wir  uns  mit  beschreibenden 
Aeusserungen  landeskundiger  Personen  und  Körperschaften  be- 
gnügen. 

Nur  für  die  Alp en Wirtschaft  in  Deutschtirol  be- 
sitzen wir  einen,  allerdings  auch  nur  beiläufigen,  ziffermässigen 
Anhaltspunkt  dafür.  Die  nordtirolische  Landwirtschaftsgesellschaft 
veranstaltete  nämlich  eine  Umfrage  über  die  Haltung  und  Pflege 
der  im  Lande  befindlichen  Alpen  *).  Auf  solche  Weise  konnten 
2301  Alpen*)  in  die  drei  Klassen  »gut,  mittel,  schlecht«  einge- 
reiht werden.  Diese,  wenn  auch  höchst  mangelhafte  Qualifizierung 
ergiebt  in  Kombination  mit  den  Besitzverhältnissen  folgendes  Bild : 

i)  Inama^SUmtgg  y  Die  Alpenwirtschaft  in  Deutsch-Tirol.    Statistische  Monats- 
schrift 1883. 

a)  Bloss  fiir  181  Alpen  liefen  keine  diesbezäglichen  Nachweisangen  ein. 
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Art  der  Alpen 


gut 


mittel 


schlecht 


im  Ganzen 


in   absol Uten  Zahl en 

Privatalpen      .     . 
Interessentschafisalpen   . 
Gemeindealpen     .     .     . 

526 

346 
88 

242 
272 

lOI 

146 
281 
299 

914 

899 
488 

überhaupt 

960 

515 

726 

2301 

in 

Prozenten 

Pri?ata1pen      .... 
Interessentschaftsalpen  . 
Gemeindealpen     .     .     . 

58 

39 
18 

26 

30 
21 

16 

31 
61 

100 
100 
100 

überhaupt 

42 

27 

31 

100 

Nach  diesen  Urteilen  sind  demnach  die  Privatalpen  im  Durch- 
schnitt weit  besser  bewirtschaftet,  als  die  in  gemeinsamer  Nutzung 
stehenden.  Von  den  letzteren  wurden  nur  31  Proz.  zu  den  gut 
gehaltenen  gerechnet,  27  Proz.  bekamen  das  Prädikat  »mittele, 
und  fast  die  Hälfte,  42  Prozent,  mussten  als  schlecht  bezeichnet 
werden. 

Am  ungünstigsten  liegen  die  Verhältnisse  dort,  wo  sich  noch  die 
alten  grossen  Marken  erhalten  haben,  die  einer  grösseren  Zahl  von 
Gemeinden,  vielleicht  sogar  denen  eines  ganzen  Gerichtsbezirkes 
gemeinsam  sind,  und  die  von  ihnen  —  sei  es  gleichzeitig  sei  es  im 
Turnus  —  benützt  werden  (sogenannte  Gerichts-  oder  Wech- 
selalpen).   Von   einer  Wechselalpe  dieser  Art   sagt   die  nord- 
tirolische  Landwirtschaftsgesellschaft :  »Jeder  will  aus  diesem  ge- 
meinschaftlichen Eigentum  so  viel  Nutzen  ziehen,  als  nur  möglich 
ist,  ohne  zu  der  Verbesserung  der  Alpe  etwas  beizutragen.    Dass 
bei  einer  solchen,   der  Raubwirtschaft  nicht   unähnlichen  Alpen- 
benützung,   wo  jeder  nur  auf  die  Befriedigung  der  eigenen  Vor- 
teile bedacht  ist  und  niemand  an  bleibende  Verbesserungen  denkt, 
die  Alpsweide   verkümmern  muss,   wird   keiner  Ausführung    be- 
dürfen c  *). 

Aehnliche  Urteile  über  die  Gemeinde-  und  Gemeinschafts- 
alpen finden  wir  wiederholt  auch  für  Wälschtirol  und  Vor- 
arlberg*). Ebenso  wird  immer  wieder  über  die  Devastationen 
der  gemeinschaftlich  genutzten  Wälder  in  diesem  Verwaltungs- 
gebiete geklagt ').  In  K  ä  r  n  t  e  n  wurden  in  dieser  Hinsicht  seit 
jeher  die   lautesten  Klagen  erhoben.    Dort  giebt  es  gegenwärtig 

1)  Inama'SUmegg  a.  a.  O.  S.  21, 

2)  S.  KtüUneggtr  a.  a«  O. 

3)  S.  2.  B.  Angerer,  Die  Waldwirtschaft  in  Tirol, 
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nur  noch  sehr  wenig  eigentliches  Gemeinde-  oder  Ortschaftsgut, 
sondern  die  meisten  agrarischen  Gemeinschaften  haben  die  Form 
von  Nachbarschaften  angenommen.  Die  letzteren  besitzen  in  der 
Regel  weder  ein  Statut  noch  eigene  Verwaltungsorgane,  müssen 
also  wohl  zu  den  Gemeingründen  gezählt  werden.  Bei  manchen 
Nachbarschaften  steht  zwar  eine  Organisation  auf  dem  Papier,  sie 
ist  aber  ganz  wirkungslos,  so  dass  auch  diese  formell  geordneten 
Genossenschaften  keine  anderen  wirtschaftlichen  Verhältnisse  auf- 
weisen, als  jene  wilden. 

Beschwerden  über  den  traurigen  Zustand  der  Nachbarschaf- 
ten in  Kärnten  wurden  schon  zu  Anfang  unseres  Jahrhunderts 
laut  *).  Kaum  war  dort  der  Landtag  zusammengetreten,  erhob  sich 
die  Klage,  dass  sich  alte  Leute  kaum  erinnern  können,  den  be- 
weideten Nachbarschaftswald  bestockt  gesehen  zu  haben;  statt 
dessen  finde  sich  nur  Gestrüpp;  viele  Tausende  Joch  seien  in- 
folge dessen  im  Lande  ausser  Kultur,  und  es  bestehe  auch  nicht  die 
mindeste  Hoffnung,  sie  für  die  Kultur  zu  gewinnen ').  Dies  wird 
auch  im  Jahr  1872  durch  die  Kärntner  Landwirtschaftsgesellschaft 
in  einer  Petition  bestätigt,  in  der  es  heisst,  dass  Tausende  Joch 
oft  des  fruchtbarsten  im  Gemeinbesitz  befindlichen  Bodens  ver- 
ödet und  versumpft  sind  und  nur  einer  geringen  Zahl  von  Tieren 
zur  kümmerlichen  Weide  dienen  •). 

Der  landwirtschaftliche  Gauverein  Obermöllthal  sagt  in  einer 
Eingabe  an  den  Kärntner  Landtag :  Es  ist  unglaublich ,  welche 
Unwirtschaft  und  Verwahrlosung  bezüglich  der  Verwaltung  des 
Nachbarschaftsvermögens  in  den  meisten  Ortschaften  herrscht,  und 
wie  sehr  dadurch  die  landwirtschaftlichen  Interessen  im  einzelnen 
und  in  der  Gesamtheit  geschädigt  werden.  Ueberall  Befehlende, 
keine  Gehorchende ;  heute  werden  gemeinsame  Beschlüsse  gefasst, 
um  morgen  nicht  befolgt  zu  werden.  Die  wenigen  guten  Reste 
des  alten  Nachbarschaftsverhältnisses  zerbröckeln  und  lösen  sich 
in  anarchische  Zustände  auf«  ^). 

Auch  in  den  folgenden  Jahren  verstummen  die  Klagen  nicht  ^), 

i)  Ueber  die  Zerteiluog  der  Gemeindeweiden  u.  s.  w.,  zwei  von  der  k.  k.  Acker- 
bangesellschaft  in  Kärnten  herausgegebene  Abhandlungen  von  Johann  Burger  und 
y.  A.  Sckachermayer  i8l8. 

2)  1863  S.  541. 

3)  Landtag  1872  S.  125  f. 

4)  Landtag  1876  S.  250  ff. 

5)  Landtag  1878  S.  388;    1881  S.  455;    1882  S.  70,   317;    1883  S.  100,    363. 
1884  B«n.  II. 
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und  die  Landesregierung  selbst  spricht  von  dem  »geradezu  anarchi- 
schen Zustande,  der  in  Betreif  des  gemeinschaftlichen  Besitzes  hin- 
sichtlich der  Verwaltung,  des  Masses,  der  Art  und  des  Ortes  der 
Benutzung  seitens  der  einzelnen  Teile  besteht  und  insbesondere  bei 
den  Nachbarschaftswaldungen  zu  einer  wahren  Raubwirtschaft  und 
Devastation   führt,   bei  Weiden  aber   fortwährende  Streitigkeiten 
veranlasst«  ^).    Der  Landesausschuss  fasste  im  Jahr  1884  die  Er- 
gebnisse  einer   Erhebung  über   die  Zustände  bei  den   Nachbar- 
schaften  in   folgenden  Worten  zusammen  *) :    »Die   vorliegenden 
Berichte  geben  ein  trauriges  Bild  über  den  Zustand,  in  welchem 
sich  der  gemeinschaftliche  Besitz  in  der  Regel   befindet.    Eigen- 
mächtigkeit und  Selbstsucht  drängen  sich  hervor,  eignen  sich  zum 
Nachteile  der  übrigen  Berechtigten   die  Nutzungen   des   gemein- 
schaftlichen Gutes  an.   Dagegen  wollen  gerade  solche  Usurpatoren 
von  den  ihnen   für  das  gemeinschaftliche  Gut   obliegenden  Geld- 
oder Naturalleistungen  nichts  wissen.    In  den  Wäldern  wird  furcht- 
bar gewüstet,   von  einer  Forstkultur  ist   selbstverständlich  keine 
Rede;   die  Alpen    und  Weiden  werden   häufig   überlastet,    noch 
dazu  fremdes  Vieh  aufgenommen,   während  die  Berechtigten   ihr 
eigenes  Vieh  gegen  Zins  anderwärts  unterbringen  müssen.« 

Seither  haben  sich  die  Verhältnisse  nicht  gebessert,  sondern 
eher  verchlimmert.  Es  herrschen  jetzt  in  vielen  Gemeinden  wo- 
möglich noch  anarchischere  Zustände  als  früher  '). 

Im  Nachbarlande  K  r  a  i  n  scheinen  die  Verhältnisse  nicht 
besser  zu  liegen.  Hier  haben,  wie  schon  erwähnt,  die  agrarischen 
Gemeinschaften  gewöhnlich  die  Form  von  Wechselgründen  an- 
genommen, auf  denen  Raubbau  getrieben  wird,  und  die  jeder  in- 
tensiveren Kultur  unzugänglich  sind  ^).  Es  wird  behauptet ,  dass 
in  Krain  300  000  Joch  Hutweiden  existieren,  auf  denen  meist  nur 
Dornengestrüpp  zu  finden  sei,  und  die  bei  Umwandlung  in  Wiesen 
und  Aecker  mindestens  das  Fünffache  ihres  jetzigen  Ertrages  lie- 
fern müssten.  Das  Hindernis  dafür  sei  die  bestehende  Gemein- 
schaft"). Die  Alpen  werden  meist  noch  als  herrenloses  Gut  be- 
handelt, es  wird  nicht  geräumt,   nicht  gedüngt,   nicht  entsumpft 


i)  Landtag  1883  S.  loi. 

2)  Landtag  1884  BeQ.  II  S.  19  f. 

3)  Landtag  1889  S.  425. 

4)  Peyrer  a.  a.  O.  S.  63. 

5)  Landtag  1878  S.  173,  1886/87  S.  267  f. 
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u.  s.  w.  Es  fehlt  an  bindenden  Alpenreglements,  es  findet  Ueber- 
setzung  der  Alpen  mit  Vieh  statt  ^). 

In  Salzburg  »gehen  nach  den  übereinstimmenden  Berichten 
die  Gemeinwaldungen,  insbesondere  jene,  welche  den  Gemeinden 
als  solchen  bei  den  Grundlastenverhandlungen  mit  der  Verpflich- 
tung, aus  denselben  die  früheren  Genüsse  der  eingeforsteten  Ge- 
roeindeinsassen  an  Holz,  Weide  und  Streu  zu  decken,  übergeben 
wurden,  als  auch  jene  der  Gemeinschaften  mehr  und  mehr  der 
Verwüstung  entgegen,  und  auch  bei  den  zur  gemeinschaftlichen 
Weide  benützten  Gründen  walten  ähnliche  Verhältnisse  obc  *). 

Aus  den  anderen  Alpenländern  besitzen  wir  keine  so 
zahlreichen  Klagen.  Doch  darf  man  annehmen,  dass  auch  dort 
die  Bewirtschaftung  der  gemeinschaftlichen  Grundstücke  von  der 
in  Kärnten  nicht  allzu  verschieden  ist. 

Aber  selbst  in  dem  hochkultivierten  Böhmen  klagt  der 
Landesausschuss  über  die  elende  Bewirtschaftung  der  Gemeinde- 
güter; die  Weiden  seien  wüste,  die  Wälder  ausgerodet ;  eine  syste- 
matische Bewirtschaftung  sei  ausgeschlossen,  weil  jeder  Berech- 
tigte für  sich  selbst  möglichst  viel  herauszuschlagen  suche  und 
die  Behörden  nicht  im  stände  oder  nicht  willens  seien ,  der  De- 
vastierung  zu  steuern  ^). 

Unter  diesen  Umständen  braucht  es  kaum  erwähnt  zu  werden, 
dass  in  kulturell  rückständigen  Ländern,  wie  Galizien  und  B  u- 
kowina,  das  Gemeindegut  rücksichtslos  ausgesaugt  wird.  Die 
Gemeindeweiden  sind  vernachlässigt  und  verwandeln  sich  nach 
und  nach  in  Wüsten,  oft  können  darauf  nicht  einmal  einige  Kühe 
geweidet  werden.  Die  Gemeindewälder  werden  straflos  vernichtet ; 
wo  das  Holz  keinen  Wert  hat,  wird  es  einfach  an  Ort  und  Stelle 
verbrannt*).  »Jahraus  jahrein  wird  das  Gemeindegut  in  Galizien 
einfach  verschwendet.  Es  giebt  kein  Land  in  Oesterreich,  wo  die 
Besitzverhältnisse  so  ungeregelt  wären«  ^). 


i)  /Ws/,  Oesterreichs  Rinderrassen,  V.  Band,  i.  Heft. 

2)  Ackerbauministerium    — --    ex  1871. 
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3)  Landtag  1888  Beil.  IV. 

4)  Solche  Stellen  heissen  raban  (Lipinski  im  Economista  Polski  1890  I  S.  354). 
S.  auch  Landtag  1875  S*  ^^2 ;  femer  Pilat  in  den  statistischen  Mitteilungen  XV  1896 ; 
insbesoDdere  die  Berichte  aus  Mielec,  Wieliczka,  Trembowla  u.  s.  w. 

5)  Abg.  Kowalski^  Abgeordnetenh.  IX   S.  9233. 

Seh  i  f  f,  Oesterreichische  Agrarpolitik.  I.  IC 
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III.  Speziell  der  Karst*). 

Am  traurigsten  waren  die  wirtschaftlichen  Folgen  des  Gemein- 
schaftsbesitzes im  Süden  der  Monarchie.  Eine  Fläche  von  290 
Quadratmeilen  oder  weit  über  i  Mill.  ha,  die  nach  Lage,  Klima 
und  Bodenbeschaifenheit  der  Garten  Oesterreichs  sein  könnte,  bil- 
det dort  gegenwärtig  eine  öde,  von  der  Bora  durchstürmte  Stein- 
wüste  ,  auf  der  höchstens  die  Ziege  ihr  kärgliches  Futter  findet. 
Diese  beklagenswerte  Erscheinung  ist  gerade  darauf  zurückzuführen, 
dass  hier  der  grösste  Teil  des  Bodens  —  in  Dalmatien  '/s,  in 
Görz  sogar  74  %,  im  kroatischen  Karstgebiete  89  %  *)  —  in  dem 
durch  das  staatliche  Obereigentum  kaum  beschränkten  Eigentum 
der  Gemeinden  oder  Gemeindefraktionen  steht  •)  und  von  allen 
Gemeindemitgliedern  um  die  Wette  ausgesaugt  wird. 

Die  heutige  Ungunst  der  klimatischen  Verhältnisse,  die  schein- 
bare Unfruchtbarkeit  des  Bodens  sind,  wie  jetzt  feststeht,  erst  die 
Folgen  des  Vandalismus,  mit  dem  die  Bewohner  in  diesen  Ge- 
bieten gehaust  haben  und  noch  hausen. 

Viel  Schuld  trägt  allerdings  auch  die  frühere  türkische  und 
venezianische  Herrschaft.  Die  herrlichen,  scheinbar  unerschöpf- 
lichen Wälder  Dalmatiens  und  des  Küstenlandes  wurden  für  Schiffs- 
bauzwecke schonungslos  verwüstet.  Auf  den  hier  gewonnenen  Höl- 
zern ruhte,  wie  die  Pfahlstadt  Venedig  selbst,  so  auch  die  See- 
macht dieses  Handelsstaates.  Ueberdies  wurden  früher  Entwal- 
dungen aus  strategischen  Gründen  systematisch  betrieben.  Nach 
den  Vorschriften  der  venezianischen  Republik  musste  die  jeweilige 
Grenze  gegen  die  Türkei  ihrer  ganzen  Länge  nach  in  der  Breite 
von  Vi — V»  Meile  gerodet  werden.  Bedenkt  man  nun,  dass  Dal- 
matien überhaupt  nichts  anderes  ist  als  ein  langgedehnter  schmaler 
Küstenstreif,  und  femer,  dass  die  Grenze  keineswegs  konstant 
blieb,  sondern  nach  jedem  Kampfe  mit  den  Türken  wechselte,  so 
kann  man  sich  ungefähr  eine  Vorstellung  davon  machen,  welche 
verheerende  Wirkung  eine  solche  Vorschrift  haben  musste. 

Und  doch  hätten  jene  Massregeln,  so  kulturfeindlich  sie  auch 
waren,   für  sich  allein  die  dauernde  Verkarstung  unserer  Gebiete 

i)  S.  die  auf  S.  164  f.  zitierte  Litteratur. 

2)  GutUnbirg,  Die  forstlichen  Verhältnisse  des  Karstes.    Triest  1883. 

3)  Dass  hier  wirklich  Gemeinde-  und  nicht  Gemeingut  vorliege,  beweist  die  neuere 
Gesetzgebung  ftir  Dalmatien  (s.  u.)  deutlich.  Damit  stimmt  auch  die  Ansicht  des  ge- 
nauesten Kenners  dieser  Verhältnisse,  ffVji</f's,  fiberein.  Dagegen  sagt  Peyrtr  (Die 
Zusammenlegung  S.  12),  dass  es  sich  hier  um  sogenannte  Gemeingründe  handle,  «an 
denen  sich  ein  Privateigentum  noch  nicht  ausgebildet  habec. 


Oekonomischer  Zustand  der  agrarischen  Gemeinschaften  im  Karste.  227 

nicht  bewirken  können.  Der  Boden  besitzt  dort,  wie  sich  nament- 
lich gelegentlich  der  neueren  Wiederbewaldungen  bestätigt  hat, 
eine  so  ausserordentliche  Produktivkraft,  dass,  wäre  ihm  nur  ganz 
wenig  Ruhe  und  Schonung  gegönnt  worden,  er  von  selbst  binnen 
kurzem  eine  neue  Rasen-  und  Walddecke  erzeugt  hätte  und 
auch  für  intensivere  Kulturen  geeignet  geworden  wäre.  Was  aber 
die  Axt  des  venezianischen  Schiffsbauers  und  Zimmermannes  ver- 
schont hatte ,  verfiel  nunmehr  der  Hacke  der  Bewohner  selbst. 
Ausgedehnte  Strecken,  die  früher  den  üppigsten  Wald  getragen 
hatten,  wurden  als  herrenlose  Weidegründe  angesehen,  und  jeder 
Einzelne  trachtete,  dieselben  so  vollständig  und  so  rasch  als  nur 
möglich  für  sich  auszunutzen.  Ziegen  und  Schafe,  diese  gefahr- 
lichsten Feinde  jeder  Kultur,  vermehrten  sich  fast  ins  unendliche ;  wie 
Heuschrecken  fielen  sie  über  alles  her,  was  über  die  Erdober- 
fläche hinausragte,  und  verhinderten  so  jeden  Nachwuchs.  Schliess- 
lich kamen  noch  die  Gemeindemitglieder  selbst  und  rissen  oder 
gruben  gar  die  Baumwurzeln  und  Wurzelstöcke  aus  dem  Boden  aus. 

So  soll  sich  der  Waldstand  Dalmatiens  von  1838 — 1872  um 
158000  Joch  oder  47  Proz.  vermindert  haben  *).  Und  auch  im 
Küstenlande  sind  die  Verwüstungen,  welche  den  heutigen  Karst 
geschaffen  haben,  grossenteils  erst  in  unserem  Jahrhundert  vor 
sich  gegangen. 

Sagt  doch  der  Landespräsident  von  Görz  und  Gradiska, 
Winkler,  im  Jahr  1863  bezüglich  des  janomervollen  Zustandes  der 
Weiden  und  unkultivierten  Gründe,  ein  Teil  der  Letzteren  sei  noch 
bis  vor  kurzem  bewaldet  gewesen ;  jetzt  scheine  es  aber,  als  seien 
diese  Grundstücke  herrenlos  und  dürften  von  jedem  verwüstet 
werden ;  es  werde  noch  jede  Spur  von  Wald  verschwinden  und 
auch  die  gegenwärtige  Weide,  wenn  es  so  weiter  gehe  •).  In  Istrien 
berichtet  der  Landesausschuss,  die  Gemeindewälder  seien  »quasi 
dovunque  lasciati  in  preda  alla  piü  deplorabile  devastazione«  '). 
Niemals  wäre  wohl  der  Einzelne  mit  seinem  privaten  Eigen- 
tum so  barbarisch  verfahren,  als  unsere  Küstenlandsbewohner  mit 
dem  nach  ihrer  Ansicht  herrenlosen  Boden.  Die  jetzt  herrschende 
Auffassung,  dass  die  Form  des  Gemeindebesitzes  das  meiste  zu 
den  trostlosen  Karstverhältnissen  beigetragen  habe,  ist  also  sicher- 
lich sehr  begründet. 

i)  Monatnchrift  f.  Fontweien  1876  S.  118. 

2)  Landtag  1863  S.  210  f. 

3)  Landtag  187 1,  Rechenschaft$bericht  S.  20. 

15* 
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Vergeblich  suchten  wohlgemeinte  Polizeigesetze  diesem  wüsten 
Treiben  zu  steuern,  indem  sie  die  Wurzelrodungen  der  Forstge- 
wächse für  strafbar  erklärten,  die  Ziegenweide  an  erschwerende 
Bedingungen  knüpften  oder  ganz  verboten,  ja  selbst  die  sofortige 
Tötung  aller  Ziegen  anordneten  *).  Praktisch  blieben  diese  Normen 
ganz  wirkungslos ;  nach  wie  vor  wird  die  Raubwirtschaft  auf  den 
Gemeindegründen  ungehindert  fortgesetzt;  die  Gemeindebehörden, 
denen  die  Durchführung  jener  Gesetze  in  erster  Linie  obläge,  be- 
stehen eben  durchaus  aus  Personen ,  die  selbst  durch  ihre  unge- 
heuren Ziegenherden  aus  den  Gemeindegütern  den  grössten  Vor- 
teil ziehen. 

Die  Verkarstung  unserer  adriatischen  Küstenländer  scheint  ge- 
rade in  neuerer  Zeit  noch  in  erschreckendem  Masse  zugenommen 
zu  haben*).  Nach  den  Angaben  des  Generalforstinspektors  Wesseli 
erweitert  sich  das  Gebiet  der  Stein  wüsten  jährlich  um  2  V«  öster- 
reichische Meilen  ').  Seit  etwa  einem  Jahrzehnte  haben  die  Kron- 
länder die  Aufforstung  des  Karstes  in  Angriff  genommen ;  eigene 
Aufforstungskommissionen  wurden  bestellt,  welche  die  aufzufor- 
stenden Grundstücke  zu  bezeichnen,  die  Aufforstung  zu  über- 
wachen, eventuell  selbst  durchzuführen  haben ;  Aufforstungsfonde 
sind  aus  Staats-  und  Landesmitteln  gebildet,  um  die  Grund- 
besitzer hiebei  zu  unterstützen ,  wenn  nötig ,  dieselben  sogar  zu 
expropriieren  *). 

Wenn  auch  diese  Schritte  zweifellos  schon  jetzt  viel  Gutes 
gewirkt  haben  ^),  so  bleiben  sie  offenbar  so  lange  nur  halbe  Mass- 
regeln, als  gleichzeitig  mit  diesen  wegen  ihrer  Kostspieligkeit  natur- 


x)  Gesetz  vom  19  jz,  1873  ^r*  ^^  L.G.B.  für  Dalmatien  über  die  Hintanhaltung 
einzelner  forstschädlicher  Handlungen;  Gesetz  vom  II./h.  1883  Nr.  11  L.G.B.  für 
Istrien,  betr.  das  Halten  und  Weiden  von  Ziegen. 

2)  Reisebericht  des  Sektionschefs  Pretis-Cognado^  österr.  Monatsschrift  für  Forst- 
wesen 1878  S.  116. 

3)  Karstversammlung  des  Reichsforstvereines  1879  und  Denkschrift  desselben  über 
die  Karstfrage ,  oesterr.  Monatsschrift  für  Forstwesen  1879  ^*  ^4^1  '^^^  ^'  <  ^*  '75* 
Auch  das  Landtagskomite  von  Görz  und  Gradisca  bestätigt  es  im  J.  1863 ,  dass  die 
Gemeindegründe  von  Jahr  zn  Jahr  schlechter  werden,  die  Unfruchtbarkeit  fortwährend 
an  Ausdehnung  gewinne.  Ebenso  wird  im  Jahre  1874  (Beilage  40)  konstatiert,  dass 
die  Verwüstungen  immer  mehr  zunehmen.  S.  auch  Wesseli,  Das  Karstgebiet  Militär- 
Kroatiens  und  seine  Rettung,  dann  die  Karstfrage  überhaupt.    Agram  1876. 

4)  Landesgesetze  für  Triest  und  Gebiet  vom  27./12.  1881  Nr.  5  L.G.B.  ex  1882 ; 
für  Görz  und  Gradisca  vom  9./12.  1883  Nr.  13  L.G.B.  ex  1884;  für  Krain  vom  9-/3. 
1885  Nr.  12  L.G.B. ;  für  Istrien  vom  7./$.  1886  Nr.  32  L  G.B.  ex  1887. 

5)  Näheres  darüber  s.  u.  im  4.  Kapitel. 
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gemäss  nur  äusserst  langsam  fortschreitenden  Kulturarbeiten  die 
der  Aufforstung  nicht  unterworfenen  Grundstücke  nach  wie  vor  von 
den  Gemeindemitgliedern  ungehindert  verwüstet   werden  können. 

Eine  blosse  Regelung  und  Fixierung  des  dem  einzelnen  Be- 
wohner zustehenden  Nutzungsrechtes  würde  aber,  das  kann  mit 
Sicherheit  behauptet  werden,  daran  wenig  ändern.  Die  Jahrhun- 
derte alten ,  tief  eingewurzelten  Volksgewohnheiten  Hessen  sich 
selbst  bei  einer  wohl  geordneten ,  energischen  Verwaltung  kaum 
ausrotten. 

Nur  von  der  gänzlichen  Beseitigung  der  Naturalnutzungen 
durch  die  Gemeindeangehörigen  könnte  hier  eine  wirkliche  Ab- 
hilfe erwartet  werden.  Dazu  müsste  das  Gemeindegut  entweder 
zu  Kämmereivermögen  der  Gemeinde  gemacht  oder  unter  die 
Nutzungsberechtigten  aufgeteilt  werden.  Wir  werden  denn  auch 
sehen,  dass  in  den  Landtagen  der  Karstländer  zuerst  die  Forde- 
rung nach  Teilung  der  Gemeindegründe  erhoben,  und  dass  auch 
in  Dalmatien  das  erste  Gesetz  dieser  Richtung  erlassen  worden  ist. 

6.  Abschnitt.    Allgemeine  Gesichtspunkte  für  die  Gesetzgebung 

über  agrarische  Gemeinschaften. 

Aus  unseren  Untersuchungen  über  die  rechtlichen  und  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  der  agrarischen  Gemeinschaften  geht  her- 
vor, dass  der  Gesetzgebung  und  der  Verwaltung  auf  diesem  Ge- 
biete eine  ganze  Reihe  von  Aufgaben  erwachsen  ist.  Einerseits 
gilt  es,  die  Lücken  unserer  Privatrechts-  und  Gemeindegesetz- 
gebung auszufüllen  und  deren  Fehler  zu  korrigieren,  soweit  dies 
gegenwärtig  noch  möglich  ist;  andererseits  müsste  Ordnung  in 
die  Bewirtschaftung  und  Benützung  der  gemeinschaftlichen  Grund- 
stücke gebracht  werden ;  entweder  dadurch,  dass  eine  erschöpfende 
Regulierung  der  Nutzungsrechte  stattfindet,  oder  dadurch,  dass 
die  letzteren  gänzlich  beseitigt  werden.  Für  diese  zweite  Even- 
tualität giebt  es  wieder  zwei  Wege :  das  gemeinschaftliche  Grund- 
stück wird  entweder  unter  die  Interessenten  geteilt,  oder  die 
Nutzungsrechte  werden  abgelöst  und  die  Realität  geht  in  das  un- 
belastete Eigentum  einer  öffentlichen  Körperschaft  über. 

A.  Die  Klarstellung  der  privatrechtlichen  Verhältnisse. 

i)  Konstituier  u  ng  der  unorganisierten  Gemein- 
schaften  als   Genossenschaften. 

Zunächst  müsste  die  Unklarheit  über  den  Charakter  der  Gc- 
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meinschaften,  und  insbesondere  der  »Gemeingründe«  (Nachbar- 
schafts-,  Interessensc&afts-,  Bauemschaftsgüter  u.  dergl.)  auf  dem 
Wege  der  Gesetzgebung  behoben  werden.  Da  die  Rechtssätze  über 
das  Miteigentum  dem  wirtschaftlichen  Wesen  und  auch  der  rech- 
lichen Uebung  in  Bezug  auf  jene  Grundstücke  durchaus  nicht  ent- 
sprächen, so  wären  alle  solchen  Gemeinschaften  als  juristische 
Personen^  Genossenschaften  anzuerkennen;  es  müsste  gefordert 
werden,  dass  dieselben  sich  innerhalb  einer  bestimmten  Zeit  ent- 
sprechend konstituieren,  dass  sie  behördlich  zu  genehmigende  Sta- 
tuten erlassen,  Organe  bestellen  u.  s.  w.  Die  innere  Organisation 
dieser  juristischen  Personen  müsste  sich  nach  den  jeweiligen  Ver- 
hältnissen richten;  bei  den  ganz  kleinen  agrarischen  Gemein- 
schaften hätte  die  einfachste  Form  platzzugreifen. 

Die  Statuten  müssten  insbesondere  auch  darüber  Normen  ent- 
halten, unter  welchen  Voraussetzungen  die  gemeinschaftliche  Reali- 
tät unter  die  Genossen  aufgeteilt  werden  dürfe.  Jedenfalls  wäre 
wohl  die  gegenwärtig  bestehende  freie  Teilbarkeit  zu  beseitigen, 
wenn  auch  die  strenge  Unteilbarkeit  der  Gemeindegüter  nicht  ge- 
rechtfertigt wäre. 

2)  Richtigstellung  des  Grundbuches. 

Nach  erfolgter  Organisation  der  bisher  formlosen  agrarischen 
Gemeinschaften  müssten  die  Grundbücher  dem  neuen  Stande  der 
Dinge  angepasst  und  die  neu  gebildeten  Korporationen  als 
Eigentümer  an  die  Stelle  der  bisher  intabulierten  Personen  einge- 
tragen werden.  Es  könnte  also,  wenn  diese  Massregel  vollzogen 
ist,  in  den  öffentlichen  Büchern  alles  gemeinschaftlich  genutzte 
Gut  nur  entweder  als  das  Eigentum  einer  Gemeinde  (Ortschaft 
u.  s.  w.),  oder  einer  Privatkorporation  (Genossenschaft)  oder  als  das 
Miteigentum  von  namentlich  angeführten  einzelnen  Personen  ent- 
halten sein.  Jede  andere  Art  von  Intabulation  wäre  nicht  zu  dul- 
den. Alle  die  unklaren  oder  juristisch  unmöglichen  Eintragungen, 
die  wir  kennen  gelernt  haben,  müssten  damit  verschwinden,  und 
es  hätte  auch  jedes  gemeinschaftliche  Grundstück  eine  Grund- 
buchseinlage erhalten. 

Zugleich  wäre  das  Grundbuch  von  allen  andern  dem  Pri- 
vatrechte nicht  entsprechenden  Eintragungen  (siehe  oben)  von 
amtswegen  zu  befreien.  Die  Anteilsrechte  der  einzelnen  in  der 
Gemeinschaft  befindlichen  Personen  würden  bei  solchem  Vorgehen 
nur  bezüglich  des  rein  zivilrechtlichen  Miteigentums  im  öffentlichen 
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Buch  ersichtlich  sein;  in  allen  anderen  Fällen  würden  sie  entweder 
aus  dem  Genossenschaftsstatut  zu  entnehmen  oder  durch  die  Ver- 
fassung der  betreifenden  Gemeinde  bestimmt  sein. 

3.  Grenze  zwischen  Miteigentum  und  juristischer 
Person. 

Für  die  Durchführung  der  beiden  besprochenen  Massregeln 
ist  erforderlich ,  dass  zwischen  den  Fällen  des  blossen  Miteigen- 
tums der  als  Eigentümer  angeschriebenen  »Altansässigen«,  »Rusti- 
kalisten«, »Bauerngüter«  u.  s.  w.  und  dem  Vorhandensein  einer  zu 
organisierenden  Genossenschaft  eine  Grenze  gezogen  werde.  Eine 
solche  liesse  sich  aber  wohl  unschwer  bestimmen.  Ueberall  dort, 
wo  das  Anteilsrecht  an  den  Besitz  einer  bestimmten  Stammrealität 
geknüpft  ist,  liegt  in  der  Regel  kein  wirkliches  civilrechtliches  Mit- 
eigentum vor.  Wo  aber  trotzdem  ein  solches  nach  Prüfung  der 
Verhältnisse  angenommen  werden  müsste,  dort  wäre  jene  Ge- 
bundenheit des  Nutzungsrechtes  aufzuheben  und  der  jetzige  Be- 
sitzer des  berechtigten  Hofes  für  seine  Person  als  Miteigentümer 
anzusehen.  Denn  das  österreichische  Recht  kennt  zwar  Dienstbar- 
keiten, welche  dauernd  an  den  Besitz  eines  bestimmten  Grund- 
stückes geknüpft  sind,  nicht  aber  solche  Miteigentuipsrechte.  Als 
noch  die  Unteilbarkeit  der  Bauerngüter  bestand,  hatte  ein  solche 
Gebundenheit  einen  guten  Sinn;  das  Anteilsrecht  bildete  dann 
eben  einen  Teil  der  Bestiftung  des  Hofes.  Seit  der  Einführung 
der  freien  Teilbarkeit  ist  aber  diese  Bedeutung  völlig  verloren 
gegangen. 

Die  Verluste  an  Gemeindegut,  die  infolge  der  Gemeindegesetz- 
gebung eingetreten  sind,  lassen  sich  nachträglich  natürlich  nicht 
wieder  rückgängig  machen;  wohl  aber  kann  durch  Klarstellung 
der  Rechtsverhältnisse  die  noch  immer  fortdauernde  Umwandlung 
des  Gemeindegutes  in  Privateigentum  der  nutzungsberechtigten 
Personen  für  die  Zukunft  verhindert  werden. 

B.  Die  Klarstellung  der  öffentlichrechtlichen  Verhttltnisse. 

Durch  die  bisher  angegebenen  Massregeln  würde  die  privat- 
rechtliche Seite  der  agrarischen  Gemeinschaften  geregelt  werden. 
Damit  wären  aber  die  ökonomischen  Nachteile  der  gemeinsamen 
Nutzungen  noch  keineswegs  beseitigt. 

Wir  wissen  ja,  dass  bei  einer  grossen  Anzahl  von  agrarischen 
Gemeinschaften  die  Nutzungsrechte  der  Genossen  nicht  auf  privat- 
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sondern  auf  öffentlichrechtlichem  Titel  beruhen,  also  weder  Aus- 
fluss  des  Eigentums  noch  auch  der  Mitgliedschaft  bei  einer  privat- 
rechtlichen Korporation  sind,  sondern  vielmehr  Folge  der  Ge- 
meindeangehörigkeit. 

Um  also  auch  für  das  Gemeinde-  (Ortschafts-,  Fraktions-)Gut 
die  Voraussetzungen  für  die  Beseitigung  der  ungeregelten  Nutz- 
ungen zu  schaffen,  müsste  das  nachgeholt  werden,  was  bei  Ge- 
legenheit der  neuen  Gemeindegesetzgebung  versäumt  worden  ist : 
die  Feststellung  der  auf  dem  Gemeindegute  haf- 
tenden gemeinschaftlichen  Nutzungsrechte.  Die 
Errichtung  eines  Katasters  für  das  Gemeindegut  wäre  also  nötig, 
die  einmalige  Aufnahme  der  bestehenden  Gemeinde  Verfassungen 
in  Bezug  auf  die  Gemeindegutsnutzungen.  Dabei  wäre,  im  Sinne 
der  Bestimmungen  der  Gemeindeordnung,  in  erster  Linie  die  bei 
Erlass  der  Gemeindeordnung  herrschende  »unangefochtene  Uebung« 
zu  konstatieren,  wo  eine  solche  aber  nicht  besteht,  der  etwa  vor- 
handene Beschluss  der  Gemeindevertretung  über  die  Nutzungen 
zu  registrieren,  eventuell  ein  solcher  zuerst  zu  provozieren. 

Damit  würden  für  alle  Zukunft  die  rechtlichen  Verhältnisse 
am  Gemeindegute  klar  gestellt,  es  wäre  so  für  die  Nutzungen 
Aehnliches  erreicht,  wie  durch  die  Richtigstellung  der  Grundbücher 
für  das  Eigentum;  denn  es  würden  feste  und  klare  Rechtssätze 
an  die  Stelle  der  unklaren  und  schwankenden  Praxis  treten ;  wie  das 
Eigentum  so  würden  auch  die  Nutzungen  am  Gemeindegute  nicht 
mehr  den  Gegenstand  des  politischen  Kampfes  zwischen  den  ver- 
schiedenen sozialen  Klassen  in  der  Gemeinde  bilden,  und  es  wäre 
eine  Grundlage  für  die  spätere  Regulierung  oder  Beseitigung  der 
gemeinschaftlichen  Nutzungen  hergestellt.  Natürlich  dürfte  die 
Erhebung  und  Entscheidung  über  den  geltenden  Rechtszustand 
nicht  den  meistens  befangenen  Gemeindeorganen  überlassen  blei- 
ben, sondern  sie  müsste  durch  unabhängige  Behörden  erfolgen. 

C.  Die  Regulierung  der  agrarischen  Gemeinschaften. 

i)  In  Bezug  auf  die  Nutzungen. 

Hat  auf  die  angegebene  Weise  eine  Klärung  der  Eigentums- 
iind  der  Nutzungsverhältnisse  bei  allen  agrarischen  Gemeinschaften 
stattgefunden  —  bezüglich  aller  Eigentumsfragen  durch  das  Grund- 
buch, bezüglich  der  Anteils-  und  der  Nutzungsrechte  bald  durch 
das  Grundbuch,  bald  durch  die  Errichtung  von  Genossenschafts- 
statuten ,    bald    durch    die   Konstatierung    der    »unangefochtenen 
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Uebung«  u.  s.  w.,  —  dann  ist  schon  ein  wichtiger  Schritt  zur  Re- 
gulierung der  agrarischen  Gemeinschaften  geschehen. 

Dazu  müsste  aber  ausserdem  eine  genaue  Feststellung  des 
quantum,  quale,  quando,  ubi  der  Nutzungen  kommen.  Insbe- 
sondere wären  an  die  Stelle  des  dehnbaren  Begriffes  des  Haus-  und 
Gutsbedarfes  ziffermässige  oder  in  Quoten  des  Ertrages  bestimmte 
Leistungen  zu  setzen.  Auch  bei  den  Gemeinschaftsregulierungen 
würde  sich  ferner ,  wie  bei  den  Servitutsregulierungen ,  im  Inte- 
resse einer  geordneten  Wirtschaft  und  zur  Hintanhaltung  von 
Uebergriffen  empfehlen,  das  unmittelbare  Holz-  und  Streu  g  e  w  i  n- 
nungsrecht  der  einzelnen  Genossen  durch  ein  Holz-  oder  Streu- 
bezugsrecht zu  ersetzen,  bei  dem  die  Entnahme  des  gebührenden 
Quantums  aus  dem  Walde  durch  die  Gemeinde  oder  Genossen- 
schaft in  eigener  Regie  erfolgt. 

Ebenso  wäre  das  für  die  Nutzungen  etwa  zu  leistende  Ent- 
gelt festzustellen.  Und  darunter  dürften  wohl  nicht  bloss  die  auch 
juristisch  in  untrennbarem  Zusammenhange  mit  den  Nutzungen 
stehenden  Gebühren  zu  begreifen  sein,  sondern  ebenso  die  bloss 
in  ökonomischer  Beziehung  mit  ihnen  stehenden  Verpflichtungen 
zur  alleinigen  oder  vorzugsweisen  Tragung  aller  oder  bestimmter 
Gemeindelasten. 

2)  In  Bezug  aufdie  Verwaltung. 

Es  müssten  ferner  geeignete  Organe  geschaffen  werden,  wel- 
chen die  Bewirtschaftung  der  gemeinsamen  Grundstücke  mit  Be- 
ruhigung anvertraut  werden  kann,  unabhängige  Aufsichtspersonen 
wären  anzustellen,  welche  im  stände  sind,  Uebergriffen  Einzelner 
energisch  entgegenzutreten;  es  wäre  nötig,  dafür  Vorsorge  zu 
treffen,  dass  bei  Unzulänglichkeit  des  Grundstückes  für  die  ziffer- 
mässig  fixierten  Bezüge  eine  entsprechende  Herabsetzung  der  letz- 
teren stattfinde. 

Zur  Erreichung  dieses  Zweckes  würde  es  sich  insbesondere 
empfehlen,  die  Anteilsrechte  nicht  durch  absolute  Zahlen,  son- 
dern durch  Quoten  am  Ertrage  auszudrücken.  Es  müsste 
femer ,  ganz  wie  bei  den  Servitutswaldungen ,  auch  bei  den 
gemeinschaftlichen  Forsten  eine  intensivere  Aufsicht  und  Forst- 
polizei Platz  greifen,  die  Verfassung  und  Vorlegung  von  Wirt- 
schaftsplänen, von  Waldordnungen  gefordert  werden  u.  s.  w.  In 
allen  diesen  Beziehungen  können  wir  indes  auf  das  im  vorigen 
Kapitel  Gesagte  verweisen. 
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D.  Die  Beseitigung  der  agrarischen  Gemeinschaften. 

In  sehr  vielen  Fällen  wird  aber  auch  durch  die  Regulierung  der 
agrarischen  Gemeinschaften  der  letzteren  Kulturschädlichkeit  nicht 
behoben,  sondern  es  muss  zu  diesem  Zwecke  die  vollständige  Be- 
seitigung der  gemeinschaftlichen  Nutzung  vorgenommen  werden. 

a)  Formen  der  Beseitigung. 

Die  Beseitigung  der  agrarischen  Gemeinschaften  kann  ent- 
weder durch  die  Teilung  des  gemeinschaftlich  genutzten  Grund- 
stückes unter  die  Genossen  oder  durch  die  Ablösung  —  sei  es 
des  Eigentums,  sei  es  der  Nutzungsrechte  —  bewirkt  werden. 

Die  Teilung  ist  in  der  Regel  die  einzig  mögliche  Art 
der  Beseitigung  bei  denjenigen  Realitäten ,  die  sich  im  Miteigen- 
tum der  Nutzungsberechtigten  oder  im  Eigentum  einer  Genossen- 
schaft befinden,  oder  bei  denen  die  Gemeinschaft  zwischen  meh- 
reren Gemeinschaften  oder  Ortschaften  besteht.  Möglich  ist  ferner 
die  Teilung  auch  dort,  wo  das  der  gemeinschaftlichen  Nutzung 
unterliegende  Grundstück  im  Eigentum  der  Gemeinde  (Ortschaft 
u.  s.  w.)  steht;  dabei  müsste  einerseits  eine  Auseinandersetzung 
zwischen  der  Gemeinde  und  den  nutzungsberechtigten  Personen 
stattfinden,  anderseits  zwischen  diesen  untereinander. 

Die  Ablösung  könnte  dort,  wo  die  gemeinsamen  öffent- 
lichrechtlichen Nutzungen  solche  Realitäten  betreffen,  die  im  Eigen- 
tum einer  oder  mehrerer  Gemeinden  stehen,  an  die  Stelle  der 
blossen  Teilung  treten.  Entweder  löst  die  Nutzungsgemein- 
schaft das  Eigentum  an  dem  Grundstücke  gegen  ein  entsprechen- 
des Entgelt  ein  und  nimmt  dann  sei  es  eine  weitere  Teilung, 
sei  es  eine  blosse  Regulierung  vor;  oder  das  Gemeindeeigentum 
an  der  fraglichen  Liegenschaft  bleibt  unberührt,  und  es  werden 
die  Nutzungsrechte  gegen  Entschädigung  aufgehoben;  die  Ver- 
wandlung des  Gemeindegutes  in  Gemeindevermögen  wäre  dann 
die  natürliche  Folge  dieser  Massregel. 

Im  erstgenannten  Falle  würde  allerdings  die  Bewertung  des 
aufzuhebenden  Gemeindeeigentumes  oft  grosse  Schwierigkeiten 
bereiten.  Denn  wenn  die  Gemeinde  die  Realität  nicht  neben  den 
nutzungsberechtigten  Gemeindemitgliedern  selbst  benützt,  hat  sie 
doch  nur  die  nuda  proprietas  mit  der  Anwartschaft  auf  die  etwa 
in  Zukunft  frei  werdenden  Nutzungsrechte,  ferner  den  Bezug  ge- 
wisser Gegenleistungen  seitens  der  Vollgenossen.    Es  dürfte  indes 
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nicht  unmöglich  sein,  auch  für  diese  Rechte  ein  entsprechendes 
Aequivalent  auszumitteln.  Dort,  wo  die  Nutzungsberechtigten 
noch  immer,  wenn  bloss  noch  gewohnheitsmässig,  die  Ver- 
pflichtung haben,  in  höherem  Grade,  als  die  übrigen  Gemeinde- 
glieder, Gemeindelasten  zu  tragen,  müsste  das  bei  Feststellung  des 
Aequivalentes  eingerechnet  werden. 

Das  gilt  natürlich  auch  dann,  wenn  umgekehrt  die  Nutzungs- 
rechte durch  die  Gemeinde  eingelöst  werden.  Die  von  der  letz- 
teren zu  leistende  Entschädigung  könnte ,  ganz  wie  bei  der  Ser- 
vitutenablösung, entweder  in  Geld  oder  in  Grund  und  Boden  be- 
stehen. Letzterenfalls  wäre  aber  die  Gemeinde  durchaus  nicht  ge- 
halten, gerade  Teile  des  bisherigen  Gemeindegutes  als  Aequiva- 
Jeot  abzutreten. 

Für  die  Teilung  hätten  selbstverständlich  die  bisherigen  Nut- 
zungsrechte als  Massstab  zu  dienen.  Dabei  entstehen,  wenn  es 
sich  um  Gemeindegut  handelt,  ähnliche  Schwierigkeiten,  wie  bei 
der  Servitutenablösung  durch  Abtretung  von  Grund  und  Boden. 
Namentlich  ist  auch  hier  wieder  die  bereits  angedeutete  Frage 
nicht  leicht  zu  beantworten,  wie  es  in  dem  Falle  zu  halten  sei, 
wenn  der  ganze  Ertrag  des  Grundstückes  durch  die  Nutzungs- 
rechte aufgezehrt  wird,  der  Gemeinde  daher  nichts  als  die  nuda 
proprietas  zusteht ;  denn  auch  in  diesem  Falle  ist  das  Eigentums- 
recht nicht  ganz  wertlos,  da  die  aus  irgend  einem  Grunde  weg- 
fallenden Nutzungsrechte  der  Gemeinde  zu  gute  kommen. 

b)  Beseitigung  oder  blosse  Regulierung  der  agrarischen 

Gemeinschaften? 

Wann  sollen  nun  aber  die  gemeinschaftlichen  Nutzungsrechte 
bloss  in  der  früher  angeführten  Weise  geregelt,  wann  ganz  be- 
seitigt werden?  und  ist  letzteren  Falls  bei  Gemeindegütern  die 
Teilung  oder  die  Ablösung  vorzuziehen? 

I.  Allgemeine    Gesichtspunkte. 

Viel  hat  man  schon  für  und  wider  die  Allmenden  geschrie- 
ben. Wurden  sie  früher  überwiegend  verurteilt  —  weil  sie  der 
Freiheit  des  Grundeigentumes,  der  Entwicklung  der  individuellen 
Wirtschaft,  dem  ökonomischen  Fortschritte  entgegenstehen  — 
so  gewinnen  sie  in  neuerer  Zeit  immer  mehr  Anhänger.  Es  wird 
ihnen  nachgerühmt,  dass  sie  die  völlige  Verarmung  der  Bevölke- 
rung, eine  allzutiefe  Herabdrückung  ihrer  Lebenshaltung  verhin- 
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dern,  dass  sie  den  Zug  der  Landbewohner  nach  den  Grossstädten 
abschwächen;  von  ihnen  wird  eine  Stärkung  des  konservativen 
Sinnes,  der  Vaterlandsliebe,  eine  Ausgleichung  der  sozialen  Ge- 
gensätze erwartet ;  sie  sollen  den  Wechsel  zwischen  gewerblicher 
und  landwirtschaftlicher  Arbeit,  die  Dezentralisation  der  Industrie 
erleichtern,  die  Selbständigkeit  der  Arbeiter  und  ihre  Widerstands- 
kraft gegenüber  dem  Unternehmer  erhöhen  u.  s.  w.  Besonnene 
Verteidiger  der  Allmenden  hüten  sich  indes,  diese  Wirkungen  von 
jedem  Gemeindegute  zu  erwarten:  sie  sprechen  dieselben  viel- 
mehr nur  für  gewisse  Arten  und  unter  bestimmten  ökonomischen 
und  sozialen  Voraussetzungen  an ,  wobei  sie  insbesondere  die 
schweizerischen  und   süddeutschen  Verhältnisse   im  Auge  haben. 

Wenn  man  aber  weitergeht  und  sich  unterschiedslos  für  jeden 
AUmendbesitz  deshalb  begeistert,  weil  das  Genossenschaftsprinzip 
»deutsches«  Recht  sei,  oder  wenn  das  auf  dem  Basler  sozialdemo- 
kratischen Parteitage  allerdings  abgelehnte  Agrarprogramm  die 
unbedingte  Aufrechterhaltung  aller  Kommunalgüter  fordert,  weil 
sie  nicht  individuelles  sondern  kollektives  Privateigentum  sind,  so 
genügt  wohl  ein  Hinweis  auf  den  Karst,  um  zu  zeigen,  dass  man 
sich  in  solchen  Fragen  nicht  von  abstrakten  Theorien,  sondern 
von  konkreten  Beobachtungen  leiten  lassen  muss. 

Schon  aus  unseren  bisherigen  Erörterungen  dürfte  klar  geworden 
sein  :  ob  die  agrarischen  Gemeinschaften  beibe- 
halten oder  beseitigt  werden  sollen,  kann  man 
nicht  allgemein  giltig  sagen.  Wir  haben,  um  die  ex- 
tremsten Gegensätze  anzuführen ,  beim  Karst  gesehen ,  dass  nur 
die  Aufhebung  der  gemeinschaftlichen  Nutzungen  durch  Teilung 
zu  einer  Verbesserung  des  geradezu  kläglichen  Kulturzustandes 
führen  kann,  während  andererseits  in  Vorarlberg,  wo  die  Gemeinde- 
güter unter  die  nutzungsberechtigten  Familien  aufgeteilt  sind  und 
meistens  rationell  bewirtschaftet  werden,  ein  besonderes  Bedürfnis 
nach  Aufhebung  der  Gemeinschaft  wohl  nicht  besteht. 

Die  Uebelstände  der  agrarischen  Gemeinschaft  treten  eben 
je  nach  der  Art  der  Nutzungen,  nach  der  Kulturgattung,  dem 
Charakter  der  Bevölkerung  u.  s.  w.  in  sehr  verschiedenem  Grade  auf, 
desgleichen  die  sozialpolitischen  Vorteile ,  die  man  von  ihrer  Be- 
seitigung erwarten  darf.  Es  werden  deshalb  je  nach  den  kon- 
kreten Verhältnissen  sehr  verschiedene  agrarpolitische  Massregeln 
notwendig  sein ;  bald  wird  sich  die  blosse  Regulierung  bald  die 
gänzliche  Beseitigung  durch  Teilung  oder  Ablösung  empfehlen. 
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Immerhin  lassen  sich  aber  doch,  wie  in  der  Servitutenfrage, 
auch  hier  gewisse  aligemeine  Gesichtspunkte  aufstellen,  deren  An- 
wendung auf  den  einzelnen  Fall  allerdings  stets  eine  genaue  Prü- 
fung der  thatsächlichen  Verhältnisse  voraussetzt. 

II.  Verbindung  vonTeilung  und  Commassation. 

Nur  eine  einzige,  überdies  negative  Regel  gilt  für  alle  agra- 
rischen Gemeinheiten :  Keine  Teilung  ohne  gleichzei- 
tige Commassation. 

Wir  sind  einer  ähnlichen  Forderung  schon  bei  der  Servituten- 
frage begegnet;  für  die  uns  jetzt  beschäftigende  Massregel  be- 
sitzt sie  aber  eine  noch  grössere  Tragweite,  weil  jede  Gemein- 
heitsteilung die  Gemenglage  des  Gutsbesitzers  enorm  steigert. 
Wir  werden  nun  in  dem  nächsten  Kapitel  sehen,  dass  gerade 
diese  Gemenglage  einer  der  empfindlichsten  Uebelstände  unserer 
Landwirtschaft  ist,  und  dass  deren  Beseitigung  der  Gesetzgebung 
und  der  Verwaltung  grosse  Schwierigkeiten,  den  Beteiligten  nicht 
geringe  Kosten  verursacht.  Nach  dem  Urteile  Peyrers^  des  be- 
währtesten Kenners  dieser  Verhältnisse,  sind  es  aber  gerade  die 
ohne  gleichzeitige  Commassation  vorgenommenen  Gemeinheitstei- 
lungen gewesen,  welche  die  grösste  Schuld  an  der  argen  Streu- 
lage unseres  Grundbesitzes  tragen. 

Dass  diese  Ansicht  wenigstens  für  gewisse  Gebiete  nicht  über- 
trieben ist,  wird  begreiflich,  wenn  man  weiss,  dass  bei  den  auf 
eigene  Faust  durchgeführten  Gemeinteilungen  das  kleine  Grund- 
stück nicht  nur  in  so  viele  Teile  zerschlagen  wurde,  als  nutzungs- 
berechtigte Personen  vorhanden  waren,  sondern  dass  häufig,  um  die 
möglichste  Gleichheit  zu  erzielen,  jedem  Genossen  in  jeder  Boni- 
tätskiasse und  in  jedem  getrennten  Teile  des  Gemeingrundes  ein 
Stückchen  Boden  angewiesen  wurde,  so  dass  es  —  namentlich 
in  Mähren  —  Gemeinden  giebt,  in  welchen  jeder  Besitzer  bis  zu 
20  von  einander  getrennte  Parzellen  erhielt  ^). 

»Nach  den  traurigen  Erfahrungen,  welche  man  überall,  ins- 
besondere auch  in  den  österreichischen  Ländern  mit  den  ohne 
Zusammenlegung  ausgeführten  Gemeinteilungen  gemacht  hat, 
könnte  heute  wohl  nur  ein  ganz  gedankenloses  Vorgehen  .... 
Gemeindeteilungen  ohne  Zusammenlegung  empfehlen«  ^).  Wir  wer- 


i)  Peyrer^  Grundbesitzverhältnisse  S.  29. 
2)  Daselbst  S.  103. 
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den  später  sehen,  dass  das  Postulat  der  Verbindung  der  Gemein- 
heitsteilung mit  der  Commassation  auch  im  Interesse  einer  zweck- 
mässigen Zusammenlegung  erhoben  werden  muss,  indem  das  Vor- 
handensein von  noch  unverteilten  Gemeinheiten  die  ganze  Opera- 
tion oft  sehr  erleichtert.  Nur  wo  ganz  besonders  schwerwiegende 
öffentliche  Interessen  eine  rasche  Aufhebung  des  gemeinschaft- 
lichen Besitzes  erheischen  —  wie  etwa  beim  Karst  —  wird  man 
auch  diese  allein  vornehmen  dürfen. 

III.  Mannigfaltigkeit  der  zu  berücksichtige  n- 
denMomente. 

Fragt  man  aber  positiv,  wann  denn  eine  Gremeinheits- 
tetlung  stattfinden  dürfe  und  solle,  so  ist,  wie  bereits  erwähnt, 
eine  einheitliche  Antwort  darauf  gar  nicht  möglich.  Der  Beur- 
teilung des  einzelnen  Falles  muss  alles  überlassen  bleiben.  Dabei 
wird  es  von  Bedeutung  sein,  ob  Gemeinde-,  Genossenschafts-  oder 
Gemeingut  vorliegt,  ob  es  sich  um  Wald,  Alpe,  Weide,  Wiese 
oder  Felder  handelt,  ob  die  Erhaltung  des  Waldes  im  Interesse 
der  Landeskultur  oder  nur  aus  ökonomischen  Gründen  oder  gar 
nicht  als  wünschenswert  erscheint,  ob  eine  Umwandlung  der  ex- 
tensiven Kulturen  in  intensivere  möglich  und  zweckmässig  ist, 
ob  nach  den  konkreten  Wirtschafts-  und  Verkehrsbedingungen 
die  Naturalnutzungen  für  die  Berechtigten  unentbehrlich  sind  oder 
durch  eine  Geldleistung  ersetzt  werden  können,  wobei  wieder  die 
Art  der  Nutzungen  —  Weide,  Holzung,  Streubezug  u.  s.  w.  — , 
sowie  der  Kreis  der  nutzungsberechtigten  Personen  —  alle  Ge- 
meindemitglieder, oder  nur  die  Steuerzahler,  nur  die  Ortsansässi- 
gen, nur  die  Bestifleten ,  nur  die  Mitglieder  bestimmter  Familien 
—  von  ausschlaggebender  Bedeutung  ist. 

Endlich  kommt  auch  noch,  wie  bereits  erwähnt,  die  Form 
in  Betracht,  in  der  das  gemeinsame  Gut  genutzt  wird.  Wir  haben 
ja  schon  eine  Reihe  solcher  Formen  im  Laufe  unserer  Untersu- 
chung kennen  gelernt :  nebst  der  eigentlichen  gemeinsamen  Nutz- 
ung, die  wieder  in  verschiedener  Weise  stattfinden  kann  (z.  B. 
unmittelbare  Holzung  und  Holzbezug),  die  Verteilung  des  Ge- 
meindegutes nach  Familien  unter  Vorbehalt  des  Gemeindeeigen- 
tums, die  Behandlung  als  Wechselgrund  u.  s.  w. 

Alle  diese  Momente  wird  man  berücksichtigen  und  gegen 
einander  abwägen  müssen,  um  im  einzelnen  Falle  entscheiden 
zu  können,  ob  blosse  Regulierung  der  Benutzungs-  und  Verwal- 
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tungsrechte,  ob  Gemeinheitsteilung  oder  die  Bildung  von  Käm- 
mereigut am  Platze  ist. 

IV.  Oekonomische  Momente  betreffs  der  ein- 
zelnen Kulturgattungen. 

Fassen  wir  zunächst  die  rein  ökonomischen  Momente  ins 
Auge,  so  kommt  naturgemäss  den  verschiedenen  Kulturgattungen 
für  unsere  Frage  die  grösste  Relevanz  zu. 

Bei  Aeckern,  die  im  Gemeindeeigentum  stehen  und,  wie  in 

Vorarlberg,  zu  dauernder  Individualnutzung  ausgethan  sind,  würde 

•     

eine  reelle  Teilung  des  Eigentums  ökonomisch  unbedenklich,  aber 
auch  wenig  dringend  sein,  während  die  Beseitigung  der  Wechsel- 
gründe,  welcher  Kultur  sie  immer  angehören  mögen,  aus  Rück- 
sichten der  rationellen  Bewirtschaftung  unbedingt  gefordert  wer- 
den müsste. 

Auch  der  Verteilung  der  gemeinsamen  Wiesen  steht  vom 
landwirtschaftlichen  Standpunkte  aus  in  der  Regel  nichts  entgegen. 
Man  wird  vielmehr  vom  Privateigentümer  eine  rationellere  Kultivie- 
rung derselben  erwarten  dürfen,  als  von  einer  Agrargemeinschaft. 

Praktisch  am  wichtigsten  ist  jedoch  die  Frage  der  Behand- 
lung der  Hutweiden,  Alpen  und  Wald  er ;  denn  auf  sie  ent- 
fällt der  weitaus  grösste  Teil  der  agrarischen  Gemeinschaften. 

Ausgedehnte  Flächen  weisen  gegenwärtig  nur  deshalb  noch 
diese  extensiven  Bewirtschaftungsformen  auf,  weil  an  ihnen  kein 
individuelles  Privateigentum  besteht,  weil  qualitativ  bestimmte 
Nutzungen  auf  ihnen  haften.  Wo  das  zutrifft ,  würde  die  Ein- 
führung intensiverer  Kulturen  einen  bedeutenden  volkswirtschaft- 
lichen Fortschritt  darstellen,  der  aber  nur  durch  Aufhebung  des 
Gemeinschaftsverhältnisses,  also  durch  Teilung  des  gemeinsamen 
Gutes,  eventuell  durch  Konstituierung  der  Realität  als  Kammerei- 
gut, zu  erreichen  ist.  Das  war  ja  auch  der  Zweck  der  Hutweiden- 
teilungsgebote  des  vorigen  Jahrhundertes  gewesen. 

Allerdings  setzt  aber  auch  Wiesen-  und  Feldbau,  um  rationell 
betrieben  zu  werden,  eine  gewisse  Grösse  des  Areales  voraus. 
Daher  werden  selbst  in  den  uns  beschäftigenden  Fällen,  wo  also 
der  Boden  an  sich  den  Uebergang  zu  diesen  intensiveren  Wirt- 
schaftsformen gestatten  würde,  Teilungen  mit  günstigem  Erfolge 
nur  dann  durchgeführt  werden  können,  wenn  daraus  bewirtschaft- 
bare Teilstücke  resultieren,  oder  wenn  dadurch  bereits  bestehende 
Betriebe  vergrössert  werden. 
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Die  Kleinheit  der  Teilstücke  wird  namentlich  dort  zum  Hin- 
dernis, wo  neben  den  grossen  und  kleinen  Bauern  auch  Häusler 
und  blosse  Inlieger  in  gewissem  Umfange  nutzungsberechtigt  sind. 
Die  kleinen  Parzellen,  welche  bei  der  Teilung  auf  solche  Personen 
entfielen,  könnten  rationell  nicht  bewirtschaftet  werden.  Ueber- 
dies  würden  aber  diese  ärmeren  Bevölkerungsklassen  dadurch  gar 
sehr  geschädigt  werden ;  denn  das  winzige  Grundstück ,  das  sie 
nunmehr  erhalten  sollen,  böte  ihnen  keinen  Ersatz  für  ihr  bis- 
heriges Recht,  eine  Kuh  auf  die  Gemeindeweide  zu  treiben  oder 
Holz  im  Gemeindewalde  zu  klauben. 

Auf  sie  wird  sich  daher  die  Gemeinheitsteilung  oft  nicht  er- 
strecken dürfen ;  während  für  die  Landwirte  ein  Teil  des  Gemeinde- 
besitzes ausgeschieden  werden  könnte,  müsste  fiir  die  nicht  begüter- 
ten Genossen  der  Rest  als  Gemeindegut  zurückbehalten  werden. 

Die  Unentbehrlichkeit  der  Wald-  undWeide- 
nutzung  für  den  bäuerlichenWirtschaftsbetrieb 
mancher  Gegenden  *)  wird  ferner  gegen  die  Teilung  vieler  Hut- 
weiden und  Wälder  sprechen ,  bei  denen  eine  intensivere  Kultur 
an  sich  sehr  wohl  möglich  wäre.  Denn  da  sowohl  Weide  als 
Wald  viel  rationeller  im  grossen  als  im  kleinen  bewirtschaftet 
werden  kann,  empfiehlt  sich  die  Beibehaltung  des  Gemeinschafts- 
verhältnisses bei  entsprechender  Regelung  desselben  meist  dann, 
wenn  diese  Kulturen  aus  Rücksichten  für  die  Nutzungsberechtig- 
ten fortbestehen  müssen. 

Das  eben  Gesagte  gilt  in  der  Regel  auch  von  dem  soge- 
nannten absoluten  Wald-  und  Weideboden,  d.  h.  von 
solchen  Forsten  und  Hutweiden ,  deren  Boden  sich  für  eine  an- 
dere Kulturart  nicht  eignet.  Bei  Wäldern  dieser  Art  wird  sich 
—  vom  Standpunkte  der  reinen  wirtschaftlichen  Technik  —  die 
Teilung  höchstens  dann  empfehlen,  wenn  auf  das  einzelne  Gut 
Stücke  entfallen ,  die  für  eine  rationelle  Forstkultur  noch  genü- 
gende Grösse  besitzen,  und  die  sich  überdies  in  einer  günstigen 
Lage  zur  Stammrealität  befinden. 

Grundstücke,  die  als  Hutweiden  benützt  werden  müssen,  lassen 
sich  wohl  nur  selten  mit  Vorteil  parzellieren.  Die  gemeinsame 
Weide  bietet  einer  Anzahl  von  Tieren  Nahrung,  für  welche  die  aus 
der  Teilung  hervorgegangenen  Weideflächen  nicht  genügen  wür- 
den ;  dazu  käme  noch  der  grosse  Holzverbrauch,  um  die  einzelnen 
Weidestücke  untereinander  und  von  den  benachbarten  abzuzäunen. 


i)  s.  das  vorige  Kapitel. 
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Auch  die  Alpen  widerstreben  der  Teilung.  Von  ihnen  gilt 
noch  in  höherem  Masse,  als  von  den  Weiden,  dass  die  Teilstücke 
nicht  für  ebensoviel  Vieh  hinreichen  würden,  als  die  Realität  im 
ganzen.  Der  Gedanke  an  eine  Teilung  muss  in  der  Regel  auch 
deshalb  ganz  zurückgewieslb  werden,  weil  dabei  den  meisten 
Parzellen  die  erforderlichen  Tränken  und  Schattenplätze  fehlen 
würden,  und  weil  ferner  die  Alpen  meist  regionenweise  benützt 
werden ;  die  tiefer  liegenden  Alpen  werden  im  Frühjahre  und  dann 
wieder  im  Herbste,  die  höchstgelegenen  im  Sommer  bezogen. 

Speziell  beim  Walde  dürfen  neben  den  mehr  privatwirtschaft- 
lichen Interessen  auch  die  Rücksichten  auf  die  allgemeine 
Landeskultur  nicht  ausser  Acht  gelassen  werden.  Wo  aus 
Gründen  dieser  Art  eine  pflegliche  Behandlung  des  Forstes  oder 
eine  Wiederbewaldung  devastierter  Flächen  zu  fordern  ist,  wird 
die  Teilung  oft  ausgeschlossen  sein  und  an  deren  Statt  eine  ge- 
naue Regelung  der  Waldbenützung  und  Verwaltung  vorgenommen 
werden  müssen.  Wo  auch  eine  solche  keine  genügende  Gewähr 
für  eine  schonende  Waldkultur  bietet,  bleibt  wohl  nichts  anderes 
übrig,  als  die  Realität  zu  Kämmereivermögen  der  Gemeinde  zu 
machen  und  entweder  die  Berechtigten  in  Geld  zu  entschädigen, 
oder,  falls  diesen  dadurch  kein  wirkliches  Aequivalent  geboten 
werden  würde,  die  regulierten  Nutzungsrechte  ihres  öffentlichrecht- 
lichen Charakters  zu  entkleiden  und  sie,  soweit  sie  die  dauernde 
Ertragsfähigkeit  des  Waldes  nicht  übersteigen,  als  dingliche  Privat- 
rechte in  das  Grundbuch  einzutragen ;  Weiderechte  als  Servituten, 
Holzungs-  imd  Streugewinnungsrechte  als  reallastartige  Bezugs- 
rechte. 

Bei  Gemeindewäldern  ist  all  dies  unmittelbar  durchführbar. 
Bei  Gemein-  und  Genossenschaftsforsten  müsste  dem  aber  eine 
Expropriation  zu  Gunsten  der  Gemeinde  vorausgehen.  Bei  Vor- 
handensein wichtiger  öffentlicher  Interessen  hätte  man  vor  einer 
solchen  wohl  nicht  zurückzuscheuen.  Die  ökonomischen  Bedürf- 
nisse der  Eingeforsteten  könnten  dabei  sehr  wohl  berücksichtigt 
werden,  indem  die  Forstnutzungen,  soweit  sie  unentbehrlich  sind 
und  durch  den  Waldertrag  gedeckt  sind,  in  der  angeführten  Weise 
als  privatrechtliche  Grundlasten  bestehen  blieben  und  eine  Geld- 
ablösiing  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  der  Expropriation 
nur  insofern  stattfände,  als  keine  Unentbehrlichkeit  vorliegt  oder 

Schiff,    Oesterreichische  Afraipolitik.  1.  I O 
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das   Grundstück   einen  Ueberschuss   über  den    Haus-  und  Guts- 
bedarf abwirft. 

V.  Anderweitige  zu  berücksichtigende  Momente. 

Wenn  wir  im  Vorhergehenden  ejiiige  allgemeine,  rein  ökono- 
mische Gesichtspunkte  entwickelt  haben,  denen  man  bei  der  Frage, 
wann  Teilung,  wann  Regulierung  vorzuziehen  sei,  wird  Beachtung 
schenken  müssen,  so  hängt,  wie  nochmals  betont  werden  soll,  ihre 
Anwendbarkeit  durchaus  von  den  speziellen  Umständen  des  ein- 
zelnen Falles  ab. 

Andere,  schwerer  fassbare  Momente,  zum  Teil  psychlogischer 
Natur,  müssen  aber  dabei  auch  noch  berücksichtigt  werden.  So 
die  grössere  oder  geringere  Tüchtigkeit  der  staatlichen,  insbe- 
sondere aber  der  autonomen  Verwaltungsorgane,  ihre  Fähigkeit, 
allgemeine  volkswirtschaftliche  Interessen  gegenüber  den  Privat- 
interessen der  Einzelnen  zur  Geltung  zu  bringen.  Femer  der  Na- 
tionalcharakter und  Bildungsgrad  der  Bevölkerung,  die  im  Lande 
herrschende  Tradition,  Gewohnheit  und  Sitte. 

Gerade  Faktoren  dieser  Art  haben  uns  z.  B.  oben  veranlasst, 
die  Beseitigung  des  Gemeindegutes  im  Karst  zu  fordern ;  sie  sind 
es  auch,  von  denen  es  abhängen  wird,  ob  und  wo  die  günstigen 
socialen  Wirkungen,  welche  man  an  den  Allmenden  in  Süddeutsch- 
land und  in  der  Schweiz  beobachtet  hat  (s.  o.),  von  dem  Ge- 
meinde- und  Genossenschaftsgute  in  Oesterreich  erhofft  werden 
dürfen. 

Die  Ausbildung  des  genossenschaftlichen  Gei- 
stes ist  in  dieser  Beziehung  von  der  grössten  Wichtigkeit.  Denn 
jede  Wirtschaftsgemeinschaft  setzt,  soll  sie  gut  funktionieren,  ent- 
weder ein  starkes  Bewusstsein  von  der  Gemeinsamkeit  und  gegen- 
seitigen Abhängigkeit  der  Interessen  voraus,  oder  aber  ein  sehr 
hohes  Mass  autoritativen  Zwanges.  Selbst  dort,  wo  sich  die  ge- 
meinsame Nutzung  vom  ökonomischen  Standpunkte  aus  in  Theorie 
mehr  empfehlen  würde,  muss  demnach  erwogen  werden,  ob  von 
den  beteiligten  Personen  ein  solcher  Grad  genossenschaftlichen 
Geistes  erwartet  werden  darf,  dass  er  in  Verbindung  mit  dem 
massigen  Zwang,  den  unser  Verwaltungsapparat  in  landwirtschaft- 
lichen Dingen  gegenwärtig  auszuüben  vermag,  eine  höhere  Ga- 
rantie für  ein  ökonomisches  Gebaren  bietet,  als  das  Selbstinter- 
esse des  Privateigentümers. 

Die  soziale  Funktion  der  Allmenden,  die  in  neuerer 
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Zeit  SO  vielfach  in  den  Vordergrund  gerückt  wird,  ist  gleichfalls 
durch  eine  Reihe  von  Momenten  bedingt.  Soll  das  Gemeindegut 
wirklich  ein  Rückhalt  für  die  wirtschaftlich  Schwachen  sein ,  soll 
es  der  Landbevölkerung  Aehnliches  bieten,  wie  eine  Arbeitslosig- 
keits-  und  Altersversicherung  den  Industriearbeitern,  und  nicht  im 
Gegenteile  dazu  dienen,  von  den  Wohlhabenderen,  welche  in  der 
Gemeindeverwaltung  meist  das  Uebergewicht  besitzen,  einseitig 
zu  ihren  Gunsten  ausgenützt  zu  werden,  so  muss  nicht  nur  der 
genossenschaftliche  Geist  stark  entwickelt,  die  Gemeindeverwaltung 
unparteiisch  und  von  sozialem  Pflichtbewusstsein  durchdrungen 
sein,  sondern  es  dürfen  auch  innerhalb  der  Gemeinde  keine  allzu 
grossen  Klassengegensätze  bestehen,  und  es  muss  insbesondere 
die  Gesetzgebung  den  öffentlichen  Charakter  des  Allmendgutes 
sorgsam  wahren. 

In  Oesterreich  fehlt  es  zumeist  an  diesen  Be- 
dingungen. Nur  in  Vorarlberg  und  manchen  Teilen  Tirols 
dürften  sie  erfüllt  sein. 

Es  geht  wohl  schon  aus  der  bisherigen  Darstellung  hervor,  dass 
daran  grossenteils  die  österreichische  Gesetzgebung  schuld  ist.  Denn 
während  es  allerdings  —  im  Gegensatze  zu  Preussen  —  gelungen 
ist,  den  alten  gemeinschaftlichen  Besitz  in  weitem  Umfange  vor 
dem  Untergange  zu  bewahren,  wurde  durchaus  nichts  dazu  ge- 
than,  um  eine  lebendige  ununterbrochene  Tradition  in  Bezug  auf 
die  Allmenden  zu  erhalten  oder  gar  zu  befestigen  und  die  Ver- 
waltung des  Gemeinschaftsgutes  in  sozialer  Richtung  zu  beeinflussen. 

Im  Gegenteil.  Gerade  die  Gemeindeordnungen  brachten  höchst 
einschneidende  Veränderungen  des  bisherigen  Verhältnisses  im 
antisozialen  Sinne :  die  Beseitigung  der  bisher  üblichen  ausschliess- 
liehen  oder  höheren  Beitragspflicht  der  Rustikalisten  zu  den  Ge- 
meindeausgaben bei  gleichzeitiger  Aufrechterhaltung  ihrer  privi- 
legierten Nutzungen.  Auch  wurden  die  alten  Wirtschaftsgenossen- 
schaften nicht  zeitgemäss  fortgebildet ;  ihre  frühere  Organisation 
wurde  zerstört  und  nichts  an  deren  Stelle  gesetzt.  Durch  mehr 
als  ein  Menschenalter  blieb  das  AUmendgut  dem  Zufall,  der  Will- 
kür, dem  Eigennutze  der  Gemeindemitglieder  überlassen.  Weder 
der  Staat  noch  das  Land  sorgten  dafür,  dass  entsprechende,  die 
unteren  Bevölkerungsschichten  berücksichtigende  Gemeindestatu- 
ten, Wald-,  Weide-,  Alpsordnungen  aufgestellt  werden.  In  weitem 
Umfang  konnte  der  Gemeindeausschuss  über  die  Nutzungen  am 
Gemeindegute  entscheiden.    Diese  wurden  der  Siegespreis  in  dem 

16* 
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Kampfe  um  die  politische  Macht  in  der  Gemeinde,  einem  Kampfe, 
der  schon  von  vorneherein  durch  die  Bestimmungen  der  Gemeinde- 
wahlordnungen zu  gunsten  der  Besitzenden  instruiert  war.  Denn 
das  Wahlrecht  ftir  die  Gemeindevertretung  ist  —  von  gewissen 
Qualifikationswählern  abgesehen  —  denjenigen,  die  keine  direkten 
Steuern  zahlen,  versagt.  Ueberdies  entscheidet  auch  innerhalb  der 
Wahlberechtigten  infolge  der  Wahlkörper  nicht  die  grössere  Zahl, 
sondern  die  grössere  direkte  Steuerleistung  der  Wähler. 

Kein  Wunder,  dass  unter  solchen  Umständen  von  einem  ge- 
nossenschaftlichen Geiste,  von  sozialen  Gesichtspunkten  in  der 
Verwaltung  des  Gemeindegutes  wenig  zu  spüren  ist ;  und  schwer- 
lich dürfte  sich  in  der  nächsten  Zukunft  daran  viel  ändern. 

So  wird  man  in  der  Frage  der  Gemeinheitsteilung  die  ander- 
wärts wohl  mit  Recht  betonte  soziale  Seite  der  Allmenden  bei 
uns  kaum  in  den  Vordergrund  stellen  dürfen;  entscheidend  wer- 
den vielmehr  in  erster  Linie  die  früher  skizzierten  ökonomischen 
und  agrarpolitischen  Erwägungen  sein  müssen. 

c)  Teilung  oder  Ablösung? 

Wir  haben  bisher  eine  Antwort  auf  die  Frage  gesucht,  wann 
die  agrarischen  Gemeinschaften  aufrechtzuerhalten,  wann  sie  zu 
beseitigen  seien,  und  dabei  in  erster  Linie  die  eine  Form  der 
Aufhebung,  die  Teilung  der  Realität,  im  Auge  gehabt.  Sie  kann 
auch  als  die  regelmässige  bezeichnet  werden. 

Statt  derselben  wird  aber  in  vielen  Fällen  die  Ablösung  ein- 
treten können,  ja  sollen ;  und  sie  wird  nicht  selten  die  Aufhebung 
einer  kulturschädlichen  Gemeinschaft  auch  dort  ermöglichen,  wo 
die  Teilung  aus  ökonomischen  Gründen  nicht  angebracht  wäre. 
Das  gilt,  wie  erwähnt,  namentlich  von  der  Auseinandersetzung 
zwischen  der  Gemeinde  und  den  am  Gemeindegute  nutzungs- 
berechtigten Personen.  Dort,  wo  die  Naturalnutzungen  fQr  die 
Wirtschaft  der  Berechtigten  nicht  notwendig  sind,  wird  deren  Ab- 
lösung in  Geld  leicht  möglich  sein.  Oft,  wie  insbesondere  bei 
manchen  Waldungen,  kann  ohne  Schädigung  öffentlicher  Inter- 
essen weder  die  derzeitige  Gemeinnutzung  fortgesetzt  noch  eine 
Grundteilung  vorgenommen  werden,  so  dass  kein  anderes  Mittel 
als  die  Ablösung  der  Nutzungsrechte  übrig  bleibt  Für  eine  solche 
Massregel,  welche  die  Erhaltung  des  Gemeindeeigentums  bei  Ver- 
meidung der  nachteiligen  gemeinsamen  Benützung,  also  die  Um- 
wandlung von  Gemeindegut  in  Gemeindevermögen  bezweckt,  wer- 
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den  nicht  selten  auch  finanzpolitische  Gründe  sprechen.  Denn  es 
ist  nicht  zu  verkennen,  dass  der  eigene  Grundbesitz  der  Gemeinde 
nicht  nur  durch  seinen  Ertrag,  sondern  auch  durch  die  Möglich- 
keit, sich  durch  dessen  Verpfandung  leichter  Kredit  zu  verschaf- 
fen, einen  bedeutenden  finanziellen  Rückhalt  gewährt 

Andererseits  wird  es  bei  der  Auseinandersetzung  zwischen 
der  grundbesitzenden  Gemeinde  und  den  nutzungsberechtigten 
Genaeindegliedem  in  vielen  Fällen  empfehlenswert  sein,  statt  zwi- 
schen beiden  Parteien  die  fragliche  Liegenschaft  zu  teilen,  —  wo- 
bei auf  die  Gemeinde  vielleicht  nur  ein  kleines,  kaum  bewirtschaft- 
bares Stück  entfiele,  —  lieber  die  ganze  Realität  der  agrarischen 
Gemeinschaft  zuzuweisen  und  das  Eigentum  von  der  Gemeinde 
abzulösen.  Geschähe  letzteres  nicht,  so  hätte  oft  nach  wie  vor 
nicht  jene  Gemeinschaft,  sondern  die  Gemeinde  die  Verwaltung 
des  Grundstückes  zu  führen,   was  wohl  kaum  zweckmässig  wäre. 

7.  Abschnitt.    Die  Gesetzgebung  in  Bezug  auf  die  Regulierung 
und  Teilung  der  agrarischen  Gemeinschaften. 

A.  Aeltere  Gesetze  und  legislatorische  Bestrebungen. 

Die  Betrachtung  der  juristischen,  wirtschaftlichen  und  sozialen 
Seite  der  agrarischen  Gremeinschaften  hat  uns  gezeigt,  dass  ein 
rasches  und  zielbewusstes  Eingreifen  der  Gesetzgebung  hier  seit 
längerer  Zeit  dringend  geboten  ist. 

In  Gestenreich  ging  man  indessen  nur  zögernd  und  langsam 
ans  Werk,  und  die  erlassenen  Gesetze  behandeln  die  Frage  nur 
einseitig  und  sind  überdies  meist  wenig  wirksam  gewesen. 

i)  Hutweidenteilungsgebote  im  18.  Jahrhundert. 

Vorschriften  über  die  Teilung  von  Hutweiden  finden  wir 
schon  in  der  2.  Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts.  So  bestimmt 
das  Patent  vom  5.  November  1768*),  es  sollen  »i.  alle  Gemein- 
Weiden  in  c^en  gesamten  böhmischen  und  österreichischen  Ländern, 
solche  mögen  von  den  Unterthanen  allein  oder  in  Gemeinschaft 
mit  den  Herrschaften  besessen  oder  benutzt  werden ,  binnen 
Jahresfrist  zerteilt  und  jedem  Besitzer  der  gebührende  An- 
teil ausgemessen  werden.  —  2.  .  .  .  wenn  aber  binnen  dieser 
Frist  die  Ausmessung  nicht  vollbracht  wird,  soll  selbe  das  betref- 
fende Kreis-Amt  gegen  Einbringung  der  Reise-  und  Diäten-Gelder 
und  übrigen   Kosten  von  demjenigen,   der   solche   zu   vollziehen 

1)  Politische  Gesetzsammlung  Nr.  1064  S.  388. 
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unterlassen,  vornehmen.  3.  Soll  der  ausgemessene  Anteil  binnen 
2  Jahren  durch  die  bessere  Pflege  und  Verwandlung  in  Wiesen, 
in  Klee-  und  Grasäcker  nutzbar  gemacht,  die  Widerspenstigen 
und  Nachlässigen  hingegen  ihres  Anteiles  für  verlustig  erklärt 
werden«.  Nur  auf  den  Alpen  soll  die  Gemeindeweide  für  das 
Hornvieh  beibehalten  werden  dürfen. 

Diese  energischen  Teilungsvorschriften  wurden  später  mehr- 
fach wiederholt^);  im  Jahre  1780  sogar  mit  dem  Beisatz,  dass 
»die  ungeteilten  Gemeinde-  oder  Hutweiden  bis  Anfangs  April 
1780  also  gewiss  verteilt  werden  sollen  und  hierüber  Ausweise 
eingesendet  werden,  wie  im  Widrigen  auf  der  Dominien  Unkosten 
vorgeschritten  werden  würde«  *).  Im  Jahre  1784  wird  dafür  ein 
neuer  Termin  von  einem  Jahre  angesetzt,  die  Urbarmachung  der 
Teilstücke  befohlen  und  denjenigen,  welche  diesem  Gebote  nicht 
Folge  leisten,  mit  Enteignung  gedroht'). 

Diese  Patente  blieben  indessen  zum  grössten  Teile  unausge- 
führt. Sie  hatten  meist  nur  die  Wirkung,  dass  die  Gutsherrschaf- 
ten ,  welche  vielfach  noch  mit  den  Unterthanen  gemeinsame 
Weidegründe  besassen,  ihren  Anteil  herauszogen  und  mit  einem 
grossen  konsolidierten  Besitze  aus  der  Gemeinschaft  ausschieden. 
Das  wurde  namentlich  durch  die  für  die  Dominien  sehr  vorteil- 
hafte Bestimmung  befördert,  dass  dort,  wo  die  Herrschaften 
den  Auftrieb  auf  den  Weiden  gemeinsam  mit  den  Gemeinden 
üben,  ihnen  die  Hälfte  des  Areales  gebühre*).  Nur  in  Mähren 
scheinen  auch  Spezialteilungen  von  Hutweiden  in  grösserem  Um- 
fange vorgekommen  zu  sein.  Sonst  wehrten  sich  die  Bauern 
meist  gegen  die  Teilung,  und  schliesslich  gab  der  Gesetzgeber 
nach  und  beschränkte  sich  im  Jahre  1808  darauf,  die  Hutweiden- 
teilung bloss  anzuempfehlen.  Ja,  im  Jahre  1835  soll  sogar  ver- 
ordnet worden  sein ,  dass  die  Hutweidenteilung  in  Böhmen  bis 
nach  Beendigung  der  Katasteroperationen  zu  unterlassen  sei  ^). 

Dieses  Scheitern  der  Teilungsvorschriften  war  ganz  natürlich 

i)  Siehe  die  Patente  und  Verordnungen  vom  24.  März  1770  (P.G.S.  Nr.  1184 
S.  179),  23.  August  1770  (P.G.S.  S.  264),  14.  März  17  71  (P.G.S.  S.  503). 

2)  Verordnung  vom  4.  Januar  1780  P.G.S.  Nr.  2136. 

3)  Patent  vom  17.  April  1784  P.G.S.  S.  506.  Wiederholt  wurde  diese  Drohung 
durch  die  Hofverordnung  vom  8.  Juni  1785,  Josephinische  Gesetzessammlung  1786, 
Band  10,  S.  51. 

4)  Verordnung  vom  14.  März  1761,  P.G.S.  S.  503. 

5)  Cizei  a.  a.  O.  S.  30. 
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und  notwendig,  weil  sie  den  damaligen  ökonomischen  Bedürf- 
nissen durchaus  widersprachen.  Eine  Verwandlung  der  Hut- 
weiden in  Wiesen  und  Felder  in  grösserem  Massstabe  musste 
solange  ausgeschlossen  bleiben,  als  die  wirtschaftliche  und  recht- 
liche Unfreiheit,  der  Flurzwang  zur  Beibehaltung  der  Dreifelder- 
wirtschaft nötigte. 

Wie  die  sonstige  ländliche  Verfassung,  blieb  denn  auch  das 
AUmendwesen  in  der  ersten  Hälfte  unseres  Jahrhundertes  ziemlich 
intakt. 

2)  Das  Servitutenablösungspatent  von    1853. 

An  den  bestehenden  Verhältnissen  hat  auch  das  Servituten- 
ablösungspatent vom  Jahre  1853  nicht  viel  geändert.  Dasselbe 
ordnet  allerdings  auch  die  Regulierung  und  Teilung  von  gemein- 
schaftlichen Besitz-  und  Benützungsrechten  an;  doch  nur  für  den 
Fall,  wenn  die  Gemeinschaft  zwischen  gewesenen  Obrigkeiten 
und  Gemeinden  sowie  ehemaligen  Unterthanen,  oder  wenn  sie 
zwischen  zwei  oder  mehreren  Gemeinden  besteht.  Das  in  Rede 
stehende  Gesetz  ermöglicht  also  nur  die  sogenannten  General- 
teilungen, nicht  auch  die  Spezialteilungen ,  nur  die  Auseinander- 
setzung mehrerer  Gemeinschaften  untereinander  oder  mit  dem 
früheren  Gnindherren,  nicht  auch  die  Auseinandersetzung  der  ein- 
zelnen Genossen  einer  Gemeinde  unter  sich. 

Dazu  kommt  aber,  dass  diese  Regulierungen  und  Teilungen 
durchaus  nur  über  Antrag  eines  interessierten  Teiles  erfolgen  kön- 
nen. Solche  Provokationen  sind  aber  doch  wohl  nur  selten  er- 
folgt, so  dass  an  dem  Stande  der  agrarischen  Gemeinschaften 
durch  diese  Bestimmung  nicht  viel  verbessert  wurde.  Im  Gegen- 
teil. Wir  sahen,  dass  gerade  durch  die  Ausführung  des  Patentes 
zahlreich  neue  u.  zw.  meist  ungeordnete  Gemeinschaften  geschaffen 
worden  sind. 

3)  Das  Teilungsverbot  für  das  Gemeindegut. 
Die  Unveränderlichkeit  der  Verhältnisse  wurde  im  Jahre  1849 

geradezu  legalisiert,  indem  die  provisorische  Gemeindeordnung 
die  Teilung  des  Gemeindegutes  direkt  verbot  und  eine  solche  an 
die  ausdrückliche  Zustimmung  des  Landtags  band.  Die  Teilung 
von  Gemeindewäldem  wurde  überdies  durch  §  21  des  Forstgesetzes 
vom  3./12.  1852  Nr.  250  R.G.B.  an  die  Bewilligung  der  politi- 
schen Landesstelle   geknüpft ;   und   die  Gemeindeordnungen   der 
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60  er  Jahre  wiederholten  das  Verbot  der  Teilung  von  Gemeindegut. 

Gerade  durch  die  Gemeindegesetzgebung  wurde  allerdings, 
wie  wir  sahen,  ein  grosser  Teil  dessen,  was  früher  Gemeindebesitz 
gewesen  war,  in  rein  zivilrechtliches,  frei  teilbares  Miteigentum 
oder  in  juristisch  nicht  recht  fassbare  Gemeingründe  verwandelt, 
und  es  fanden  auch  seit  der  Mitte  des  Jahrhunderts  zahlreiche 
Teilungen  von  Gemein-  und  Nachbarschaftsrealitäten  statt.  So 
wurden  z.B.  in  Tirol  von  1276 919  Joch  gemeinschaftlicher  Wal- 
dungen fast  ein  Viertel,  nämlich  304477  Joch  aufgeteilt  *).  Trotz- 
dem darf  man  sagen,  dass  unsere  Gesetzgebung  es  in  grossem 
Masse  verstanden  hat,  den  alten  gemeinschaftlichen  Besitz  zu  er- 
halten ;  jedenfalls  weit  mehr,  als  die  gerade  deswegen  in  neuerer 
Zeit  so  vielfach  angegriffene  preussische  Gemeinheitsteilungsgesetz- 
gebung. 

Dürfen  wir  hierin  einen  Vorzug  unserer  Gesetzgebung  er- 
blicken, so  muss  umso  mehr  bedauert  werden,  dass  gleichzeitig 
nichts  geschah,  um  positive  Ordnung  in  die  wilde  Gemeinbenützung 
der  Grundstücke  zu  bringen.  Denn  eben  dadurch  entstanden  jene 
zum  Teil  chaotischen  Zustände,  die  wir  in  den  früheren  Abschnitten 
dieses  Kapitels  kennen  gelernt  haben. 

4)  Legislatorische   Versuche   der  Landtage. 

Unter  solchen  Umständen  ist  es  sehr  begreiflich,  dass  in  vielen 
Landtagen  die  heftigsten  Klagen  über  die  bei  den  Gemeindegütem, 
Nachbarschaften,  Gemeingründen  herrschenden  Verhältnisse  er- 
hoben wurden  *).  Immer  wieder  ergingen  an  die  Regierung 
dringende  Aufforderungen,  Gesetze  einzubringen,  um  die  Gemein- 
heitsteilung  oder   die   Regelung   der  Besitz-  und  Nutzungsrechte 


i)  Jahresbericht  des  k.  k.  Ackerbauministeriums  1869 — 74  S*  ^9^ 
2)  S.  Landtagsverhandlungen  von  Niederösterreich:  1878  Beil.  XXVII, 
S.  135;  1880  Beil.  CXI,  S.  566;  1881  Beil.  XXXIX,  CI,  S.  376;  1882  Beil.  LX, 
S.  114;  Steiermark:  1869  Beil.  Nr.  116,  S.  420;  Kärnten:  1863  S.  540;  1869 
S.  439;  "872  S.  124;  1874  S.  302;  1876  S.  251;  1878  S.  98,  388;  1881  S.  455; 
1882  S.  70,  317 ;  1883  S.  100,  363 ;  1884  Beil.  II ;  K  r  a  i  n :  1866  S.  232;  186S  S.  555 ; 
1869  S.  55,  181  Beilage  47;  1870  S.  26;  1878  S.  130,  172  Beilage  S.  546;  1880 
Beilage  S.  273,  Protokoll  S.  160;  1881  Beilage  S.  257  Protokoll  S.  256;  1886  S.  171; 
Görzund  Gradiska:  1863  S.  210,  433 ;  1872  S.  45 ;  1875  ^^^-  4^*  Istrien: 
1871,  Rechenschaftsbericht  S.  20;  1881  S.  66;  1883  S.  44;  1885  S.  9,  84;  1886 
S.  86,  130;  1870  S.  II,  20,  221;  1890  S.  99;  1892  S.  153;  Böhmen:  1888  Bei- 
lage IV,  XCIX;  Mähren;  1861  S.85;  1863  S.  132;  1865  S.  46,  86;  Galizien: 
1875  S.  262;  1892/3  S.  203. 
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anzuordnen ;  in  einigen  Ländern  wurden  sogar  diesbezügliche  Ge- 
setze beschlossen. 

In  K  r  a  i  n  votierte  der  Landtag  in  zwei  auf  einander  fol- 
genden Jahren,  1868  und  1869,  zwei  Gesetzentwürfe  über  die 
Teilung  der  Hutweiden  ').  Doch  wurde  beiden  die  kaiserliche 
Sanktion  verweigert. 

Nach  dem  ersten  Entwürfe  sollte  die  Teilung  aller  Gemeinde- 
hutweiden und  Wechselgründe  imperativ  vorgeschrieben  werden. 
Für  die  Teilung  sollte  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  (i  oder  2 
Jahre  nach  Inkrafttreten  des  Gesetzes)  das  Uebereinkommen  der 
Beteiligten  massgebend  sein,  späterhin  das  behördliche  Erkenntnis. 
Da  die  Regierung  die  ausnahmslose  Teilung  aller  Gemeinschaften 
mit  Recht  verwarf ,  wurde  in  dem  zweiten  Entwürfe  die  Tei- 
lung an  die  Zustimmung  von  Vs  der  Beteiligten  gebunden.  Die 
Sanktion  unterblieb  auch  hier  wegen  des  in  Vorbereitung  befind- 
lichen Reichsgesetzes.  Noch  im  Jahre  1878  aber  fasste  der  Land- 
tag den  Beschluss,  dass  für  die  Wechselgründe  ein  absolutes  Tei- 
lungsgebot zu  erlassen  sei*). 

In  Kärnten  war  die  Regierung  schon  im  Jahre  1869  auf- 
gefordert worden'),  ein  Gesetz  über  die  Verteilung  der  Gemein- 
gründe vorzulegen;  im  Jahre  1876  beschloss  der  Landtag,  dass 
das  Patent  über  die  Ablösung  der  Servituten  auch  auf  die  agra- 
rischen Gemeinschaften  ausgedehnt  werden  solle  ^). 

In  Görz  und  Gradiska  fand  noch  früher  ein  Gesetzent- 
wurf Annahme^),  wonach  das  Gemeindegut  über  Beschluss  der 
Gemeindevertretung  geteilt  werden  sollte.  Auch  hier  blieb  es 
indes  bei  dem  blossen  Entwurf. 

In  Niederösterreich  und  Böhmen  wurde  der  Land- 
tag über  die  vom  Landesausschuss  vorgelegten  Gesetzentwürfe^) 
nicht  schlüssig.  Dennoch  sind  beide  Vorlagen  deshalb  von  grossem 
Interesse,  weil  sie  von  der  Voraussetzung  ausgehen,  dass  jedes 
Grundstück,  welches  in  der  gemeinsamen  Nutzung  aller  oder  ge- 


1)  Landtag  1868  S.  55,  1869  S.  181. 

2)  Landtag  1878  Beil.  S.  546. 

3)  Landtag  1869  S.  439. 

4)  Landtag  1878  S.  251. 

5)  Landtag  1863,  S.  210,  433. 

6)  NiederösteiT.  Landtag  1881,  Beilage  XXXIX ,  böhmischer  Landtag  1888  Bei- 
lage IV. 
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wisser  Klassen  von  Gemeindeangehörigen  steht,  Gemeindegut  sei, 
und  weil  sie  eine  Auseinandersetzung  zwischen  der  besitzenden 
Gemeinde  und  den  nutzungsberechtigten  Personen  herbeiführen 
wollen.  In  Niederösterreich  sollte  jene  Auseinandersetzung  von 
Amtswegen  geschehen;  in  der  Regel  sollte  die  gemeinsam  be- 
nützte Realität  den  Nutzniessern  ins  Eigentum  übertragen  werden, 
jedoch  nur  gegen  Zahlung  einer  Ablösungsumme  für  das  aufge- 
hobene Gemeindeeigentum ;  wo  aber  gegen  eine  solche  Ablösung 
des  Gemeindeeigentums  volkwirtschaftliche  und  sonstige  Gründe 
sprechen,  soll  die  Gemeinde  das  freie  Eigentum  an  den  Liegen- 
schaften erhalten,  aber  die  Nutzungsberechtigten  für  den  Entgang 
der  Nutzungen  entschädigen.  In  Böhmen  sollte  dagegen  die  Ablö- 
sung —  sei  es  des  Gemeindeeigentumes  durch  die  nutzungsberech- 
tigten Personen ,  sei  es  der  Nutzungsrechte  durch  die  Gemeinde 
—  nur  erfolgen,  wenn  ein  Teil  darauf  anträgt  oder  der  Landes- 
ausschuss  es  anordnet. 

Indessen  ist  die  ganze  Aktion  der  Landtage  im  Sande  ver- 
laufen, und  es  schuf  erst  das  Reichsgesetz  vom  Jahre  1883  die 
rechtlichen  Voraussetzungen  für  ein  legislatorisches  Eingreifen 
der  Kronländer  in  der  Gemeinheitenfrage;  aber  auch  seither  hat 
ein  solches  erst  in  fünf  Kronländern  stattgefunden  (s.  u.). 

Diese  Langsamkeit  unserer  Gesetzgebung  hat  sich  sehr  ge- 
rächt. Die  Plünderung  des  gemeinschaftlichen  Bodens  durch  die 
Nutzungsberechtigten  nahm  ihren  ungehinderten  Fortgang.  Ver- 
gebens bemühte  sich  die  staatliche  Forstbehörde,  wenigstens  dort, 
wo  der  Gemein-  oder  Nachbarschaftsbesitz  aus  Wäldern  besteht, 
die  Bildung  von  Genossenschaften,  die  Einführung  von  Statuten, 
von  Waldordnungen  zu  veranlassen;  es  fehlte  jede  gesetzliche 
Handhabe,  derartiges  zu  erzwingen.  ^). 


i)  So  klagt  das  Ackerbauministeriam  im  J.  1875:  »Am  geringsten  sind  die  &- 
folge,  welche  bisher  in  Bezug  auf  die  Gemeinbenutzung  der  Waldungen  erzielt  wer- 
den konnten.  Es  konnte  weder  eine  Regulierung  der  ungeregelten  Gemeinrechte  durch 
Fixierung  derselben  .  .  .,  noch  die  Umbildung  derselben  in  Genossenschaftsrechte  und 
auch  in  seltenen  Fällen  die  Einführung  eines  geregelten  Verwaltungsorganismas ,  wo 
ein  solcher  fehlt,  erzielt,  ja  .  .  .  auch  nur  mit  Aussicht  auf  Erfolg  angestrebt  werden. 
Dagegen  ist ,  um  solchen  ungeregelten  Besitzverhältnissen  abzuhelfen ,  allzuhäufig  das 
Mittel  der  Verteilung  der  Gemeinwaldungen  unter  die  Teilhaber  in  Anwendung  ge- 
bracht wordene  (Jahresbericht  des  k.  k.  Ackerbauministeriums  1869^74  S.   191). 

In  Böhmen  sollen  es  gerade  die  eigentlichen  Gemeindewälder  sein ,  die  am 
meisten  deyastiert  werden  (Oesterr.  Forstkongress  1880  S.  247). 


■  K%h.m 
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Oder  man  vertrieb  den  Teufel  mit  Beelzebub,  man  beseitigte 
die  wüste  Gemeinnutzung  durch  Teilung  und  vermehrte  dadurch 
die  Gemenglage  des  Grundbesitzes.  Bei  Gemeingründen  ist  da- 
für keinerlei  Bewilligung  notwendig,  aber  auch  Gemeindegüter 
wurden  gar  häufig  in  ganz  formloser  Weise  unter  die  nutzungs- 
berechtigten Personen  verteilt.  In  manchen  Kronländern  erhält 
Jahr  für  Jahr  eine  grössere  Zahl  von  Gemeinden  die  Zustimmung 
des  Landtages  zur  Verteilung  ihrer  Realitäten. 

B.  Gesetze  ttber   agrarische  Gememschaften  ohne  Zusammenhang  mit  dem 

Reichsgesets. 

In  den  Karstländem,  wo  die  Frage  allerdings  am  dringlichsten 
war,  wurden  eigene  Landesgesetze  erlassen,  welche  mit  dem  Reichs- 
gesetze vom  Jahre  1883  in  keinem  Zusammenhange  stehen. 

In  I s  t  r  i e  n  ist  die  Wirtschaft  in  den  Gemeindewäldern  eine 
so  arge,  dass  sich  der  Gesetzgeber  genötigt  gesehen  hat,  die 
Gemeinden  geradezu  unter  Kuratel  zu  setzen  und  ihnen  die  Ver- 
waltung ihrer  Forste  abzunehmen.  Das  Landesgesetz  vom  24/5  1893 
Nr.  34  L.G.BI.  bestimmt,  dass  die  technisch-ökonomische  Verwaltung 
jener  Gemeinden,  die  im  Karste  liegen,  den  staatlichen  Forsttech- 
nikern der  politischen  Behörden  übertragen  wird.  Diese  haben 
auch  das  nötige  Wirtschafts-  und  Aufsichtspersonal   zu  bestellen. 

In  G  ö  r  z  und  G  r  a  d  i  s  k  a  wurde  die  Teilung  der  Gemeinde- 
güter dadurch  erleichtert,  dass  der  Landesausschuss  im  Gesetze 
vom  2.  März  1887  (Nr.  15  L.G.BI.)  die  Ermächtigung  erhielt,  wäh- 
rend der  Vertagung  des  Landtags  die  Bewilligung  zur  Verteilung 
von  Gemeindegründen  auszusprechen  und  dafür  die  kaiserliche 
Sanktion  zu  erwirken. 

In  den  Jahren  1878 — 94  sind  denn  auch  in  70  Gemeinden 
Aufteilungen  vorgenommen  worden. 

In  Dal  m a  t  ie  n,  wo  die  Zustände  am  ärgsten  sind,  ist  man  noch 
weiter  gegangen.  Durch  das  Reichsgesetz  vom  27.  Mai  1876  Nr.  115 
R.G.B1.  verzichtete  der  Staat  im  Falle  der  Aufteilung  von  Gemeinde- 
gutem  auf  das  ihm  zustehende  Obereigentum.  Und  ein  Landes- 
gesetz gleichen  Datums,  Nr.  43  L.G.BI.  bestimmt,  dass  in  jeder  Ge- 
meinde der  Gemeinderat  mit  Genehmigung  des  Landesausschusses 
beschliessen  könne,  das  Stammgut  einer  Gemeinde  oder  einer 
Gemeindefraktion,  das  bisher  von  den  Gemeindemitgliedem  ge- 
meinsam benutzt  worden  war,  unter  diese  aufzuteilen  oder  der 
Gemeinde  als  Stamm  vermögen  zuzuweisen.     Bei  der  Statthai  terei 
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wird  eine  Landeskommission  und  überdies  für  jede  Gemeinde, 
die  einen  solchen  Beschluss  fasst,  eine  Lokalkommission  errichtet. 
Der  Gemeindevorsteher  entwirft  den  Teilungsplan,  der  der  Ge- 
nehmigung der  Lokalkommission  unterliegt,  und  gegen  den  Ein- 
wendungen an  die  Landeskommission  gerichtet  werden  können. 
Jedes  Gemeindemitglied  soll  ein  seinem  Nutzungsrechte  gleichwer- 
tiges Grundstück  erhalten,  wobei  das  thatsächliche  Nutzungsver- 
hältnis massgebend  sein  soll,  wie  es  in  dem  Jahre  bestanden  hatte, 
das  dem  Teilungsbeschlusse  vorausging.  Ist  auf  diese  Weise  das 
Nutzungsrecht  nicht  zweifellos  zu  konstatieren,  so  ist  die  Bestim- 
mung der  Gemeindeordnung  über  das  Ausmass  der  Nutzungen 
am  Gemeindegute  (bisherige  unangefochtene  Uebung,  eventuell 
Haus-  und  Gutsbedarf)  zu  Grunde  zu  legen. 

Die  genannten  Kommissionen  können  die  Aufforstung  von 
zur  Teilung  gelangenden  unkultivierten  Grundstücken  im  öffent- 
lichen Interesse  anordnen. 

Triflfl  die  Aufforstungspflicht  die  Gemeinde  selbst,  so  dürfen 
—  nach  §  5  des  Gesetzes  vom  5.  November  1880  Nr.  2  L.G.B. 
ex  1881  —  die  einzelnen  Gemeindemitglieder  zur  Ausübung  der 
Forstnutzungen  nicht  zugelassen  werden. 

Vorschriften  über  die  Karstaufforstung.  In  den 
anderen  Karstländern  —  Krain,  Görz  und  Gradiska,  Istrien  und 
Triest  —  wurde  den  früher  erwähnten  Aufforstungskommissionen 
das  Recht  erteilt,  die  zur  Aufforstung  bestimmten  Grundstücke, 
insbesondere  also  auch  die  Gemeindegüter,  zu  enteignen,  falls 
dies  zur  Erreichung  jenes  wirtschaftlichen  Zweckes  nötig  ist. 
Die  Aufforstung  beeinträchtigende  Nutzungsrechte  hat  die  Kom- 
mission aus  den  Mitteln  des  Aufforstungsfondes  zunächst  im 
Wege  der  freien  Uebereinkunft,  eventuell  durch  Expropriation 
abzulösen  (§§  7  und  8  der  oben  S.  228  citierten  Gesetze).  Diese 
etwas  weitgehenden  Bestimmungen  sind  durch  die  ausserordent- 
lichen Verhältnisse,  um  die  es  sich  handelt,  und  durch  die  be- 
deutenden öffentlichen  Interessen,  die  hier  auf  dem  Spiele  stehen, 
wohl  gerechtfertigt. 

In  Böhmen  endlich  wurden  durch  das  Gesetz  vom  14. 
Januar  1893  Nr.  11  L.G.B.  Bestimmungen  über  die  Beaufsichtigung 
der  Bewirtschaftung  der  Gemeindewälder  getroffen.  Die  Gemeinden 
werden  dadurch  verpflichtet,  ihre  Wälder  nach  behördlich  geneh- 
migten Wirtschaftsplänen  zu  bewirtschaften,  befähigte  Forstwirte 
zu  bestellen,  jede  Holzfällung  anzuzeigen  u.  s.  w. 
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C.  Die  Entstehung  der  Gesetze  über  die  Teilung  und  Regulierung  der 

agrarischen  Gemeinschaften. 

I.  Dm  Beiehsg^wets  Tom  2.  Juni  1888. 

Haben ,  wie  wir  sahen ,  einige  Kronländer  auf  eigene  Faust 
versucht,  Vorkehrungen  gegen  die  mit  den  agrarischen  Gemeng- 
Schäften  verknüpften  Uebeistände  zu  treffen,  so  waren  diese  doch 
so  allgemein  in  Oesterreich  verbreitet  und  von  so  grosser  Be- 
deutung, dass  sie  auf  die  Dauer  auch  vom  Reichsgesetzgeber 
nicht  ignoriert  werden  konnten. 

Das  grösste  Verdienst,  die  Notwendigkeit  eines  legislatorischen 
Eingreifens  auf  diesem  Gebiete  sowie  in  Bezug  auf  die  Gemeng- 
lage der  Grundstücke  immer  wieder  mit  Nachdruck  betont  zu 
haben,  gebührt  Peyrer, 

Dieser  hatte  schon  im  Jahre  1869  einen  Gesetzentwurf  aus- 
gearbeitet, welcher  die  Landesgesetzgebung  ermächtigen  sollte, 
zu  bestimmen,  dass  die  Teilung  oder  Regulierung  gemeinschaft- 
licher Besitz-  und  Benutzungsrechte  über  Antrag  eines  Teiles 
der  Genossen  auch  gegen  den  Willen  der  anderen  Beteiligten 
vorgenommen  werden  könne.  Die  Festsetzung  aller  näheren  Vor- 
schriften wäre  Sache  der  Kronländer  gewesen. 

Ferner  hat  Peyrer  in  seinem  1877  erschienenen  Werke  »Die 
Regelung  der  Eigentumsverhältnissec  nicht  nur  einen  vollständigen 
Gesetzentwurf  über  die  Zusammenlegung,  die  Ablösung  und  Regu- 
lierung gemeinschaftlicher  Benutzungsrechte    und  über  die   Ablö- 
sung der  regulierten  Servituten,  sondern  auch  bis  in  das  kleinste 
Detail  ausgearbeitete  Entwürfe   für  die  Durchführungsverordnung, 
sowie  die  nötigen  Formularien  und  den  Motivenbericht  vorgelegt. 
Dieser  gross  angelegte  und  allseits  durchdachte  Plan  ist  durch 
folgende  Hauptgesichtspunkte  charakterisiert:    Die  ganze  Materie 
soll  durch  ein  einziges  unmittelbar  wirksames  Reichsgesetz  geregelt 
werden,    wobei  aber  der  Landesgesetzgebung  vorbehalten  bleibt, 
in  gewissen  Punkten  noch  weiter  gehende  Vorschriften  zu  erlassen. 
Zur  Beseitigung  aller  Arten  kulturfeindlicher  Ueberreste  der  mittel- 
alterlichen   Flurverfassung    wird    ein    einheitliches    Auseinander- 
setzungsverfahren vorgeschlagen.    Dasselbe  findet  über  Provokation 
der  Beteiligten  statt,  wobei  jede  Verteilung   von   Gemeingründen 
auch  die  Kommassation  herbeiführt,  wenn  jene  ohne  diese  zweck- 
mässig nicht   ausgeführt   werden  könnte.    Was  speziell  die  agra- 
rischen Gemeinheiten  anlangt,   so  soll  deren  Regelung  auf  Ver- 
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langen  jedes,  also  auch  eines  einzigen  Beteiligten  stattfinden,  die 
Ablösung  (Teilung)  dagegen  nur  dann,  wenn  mehr  als  ein  Viertel 
der  Teilnehmer  —  berechnet  nach  dem  Verhältnisse  der  Anteile 
—  sich  dafür  erklärt;  bei  Gemeindegütern  muss  auch  noch  die 
Gemeindevorstehung  einverstanden  sein. 

Leider  sind  diese  den  bewährten  deutschen  Mustern  entnom- 
menen Prinzipien  nicht  Gesetz  geworden.  Es  liessen  sich  ja  auch 
gegen  manche  Bestimmungen  dieses  Gesetzentwurfes  Einwendungen 
erheben;  indes  kaum  solche,  die  nicht  auch  das  im  Jahre  1883 
erlassene  Gesetz  treffen,  und  die  daher  zweckmässiger  bei  der 
Betrachtung  des  letzteren  zur  Sprache  gebracht  werden. 

Die  erwähnten  Prinzipien  fanden  zwar  die  Billigung  des 
Ackerbauministeriums,  bedauerlicher  Weise  aber  nicht  die  der 
Regierung.  Nach  eingehenden  Verhandlungen  mit  den  übrigen 
» beteiligten  €  Ministerien  wurden  die  von  Peyrer  verfassten  Vor- 
schläge in  sehr  wesentlichen  Punkten  modifiziert. 

Die  Abweichungen  des  hienach  verfassten  »Referentenent- 
wurfes« können  kaum  als  Verbesserungen  bezeichnet  werden. 

Wie  schon  aus  dem  Titel  ^)  zu  ersehen  ist  und  auch  im  vori- 
gen Kapitel  erwähnt  wurde,  hat  man  hier  die  Servitutenablösung 
schon  fast  ganz  aus  den  Augen  verloren.  Nur  noch  die  beiden 
anderen  agrarischen  Operationen  bleiben  somit  übrig :  Kommas- 
sation und  Gemeinheitsregulierung  oder  -teilung.  Sodann  werden 
der  Landesgesetzgebung  bereits  bedeutende  Konzessionen  gemacht. 
Was  speziell  die  Teilung  und  die  Regulierung  von  Gremeinschaften 
anlangt,  so  ist  im  Allgemeinen  zwar  noch  immer  an  der  unmittel- 
baren Wirksamkeit  des  Reichsgesetzes  festgehalten;  dagegen  soll 
die  Anwendbarkeit  des  Verfahrens  auf  Grundstücke  von  Gemein- 
den, Gemeindeabteilungen,  Ortschaften  oder  Klassen  von  Gemein- 
gliedern unter  Umständen  von  einer  eigenen  Bestimmung  der 
Landesgesetzgebung  abhängig  sein. 

Am  schwerwiegendsten  ist  jedoch  die  Trennung  der  Gemein- 
heitsteilung von  der  Kommassation.  Beide  Operationen  sind  zwar 
noch  in  demselben  Gesetzentwurfe  enthalten,  und  zu  ihrer  Durch- 
führung sollen  auch  die  nämlichen  Agrarbehörden  berufen  sein; 
dagegen   ist   die  wichtigste  innere  Beziehung  zwischen  ihnen  be- 

i)  Referentenentwurf  eines  Reichsgesetzes  betreffend  die  Zusammenlegung  der 
Grundstücke,  die  Teilung  gemeinschaftlicher  Grundstücke  und  die  Regnliemng  ge- 
meinschaftlicher Nutzungsrechte.   Wien  1876. 
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seitigt :  die  Provokation  zur  Gemeinheitsteilung  enthält  nicht  mehr 
eine  solche  zur  Zusammenlegung  der  Grundstücke. 

Es  war  daher  nur  konsequent,  dass  die  Regierung  die 
Trennung  auch  äusserlich  durchführte  und  im  Februar  1880  dem 
Herrenhause  zwei  getrennte  Gesetzentwürfe  unterbreitete,  von 
denen  der  eine  sich  auf  die  Kommassation,  der  andere  auf  die 
Regulierung  und  Teilung  der  agrarischen  Gemeinschaften  bezog  *). 
Der  letztere  wurde  mit  geringfügigen  meritorischen  Äenderungen 
vom  Reichsrate  angenommen  und  als  Reichsgesetz  vom  7.  Juni 
1883  Nr.  94  R.G.BI.  »betreffend  die  Teilung  gemeinschaftlicher 
Grundstücke  und  die  Regulierung  der  hierauf  bezüglichen  Be- 
nützungs-  und  Verwaltungsrechte«  publiziert. 

Dieses  ist  aber  nicht  mehr,  wie  Peyrer  es  vorgeschlagen  hatte, 
ein  unmittelbar  wirkendes,  sondern  bloss  ein  sogenanntes  »Rahmen- 
gesetze ,  dessen  Wirksamkeit  an  die  Voraussetzung  geknüpft  ist, 
dass  ausführende  Landesgesetze  erlassen  werden.  Den  Ländern 
wird  die  Ermächtigung  erteilt,  gewisse  Bestimmungen  zu  erlassen, 
die  sonst  der  Kompetenz  des  Reichsrätes  unterliegen,  wie  nament- 
lich die  Statuierung  eines  Zwanges  zu  gunsten  einer  Teilung 
oder  Regulierung  gegen  die  einer  solchen  Massregel  widerstre- 
benden Genossen. 

Im  übrigen  enthält  das  Reichsgesetz  nur  eine  Reihe  privat- 
rechtlicher  Normen,  welche  die  Gemeinheitsteilung  vor  dem  Wider- 
spnicbsrechte  dritter  Personen,  insbesondere  der  Pfandgläubiger, 
schützen  sollen,  femer  Vorschriften  über  die  Kompetenz  in  Tei- 
lungs-  und  Regulierungsangelegenheiten  und  Regeln  über  die  Tra- 
gung der  Kosten.  Alle  sonstigen  meritorischen  Bestimmungen 
haben  dagegen  die  Landesgesetzgebungen  zu  erlassen. 

U.  Die  Landesgesetze« 

Da  auf  solche  Weise  das  Inkrafttreten  des  Reichsgesetzes  von 
dem  Erlasse  der  Landesgesetze  abhängig  gemacht  worden  war, 
musste  man  wohl  erwarten,  die  Regierung  werde  alles  aufbieten, 
um  möglichst  rasch  in  allen  Kronländern  die  rechtlichen  Voraus- 
setzungen für  die  Regulierung  oder  Teilung  der  agrarischen  Ge- 
meinschaften zu  verwirklichen;  dass  sie  also,  um  die  Nachteile 
des  blossen  Rahmengesetzes  zu  beseitigen,  sofort  in  allen  Land- 
tagen Ausfuhrungsgesetze  einbringen  und  auf  deren  schleunige 
Erledigung  dringen  werde. 

i)  Nr.  39  u.  41  der  Beilagen.    Herrenhaus  9.  Session. 
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Trotz  der  Dringlichkeit  der  Frage  geschah  dies  aber  nicht; 
die  Regierung  ging  lau  und  lässig  vor  und  überliess  die  Initiative 
meist  den  Landesvertretungen  selbst '). 

So  ist  denn  dieses  Reichsgesetz  jetzt,  nach  14  Jahren,  erst 
in  5  Kronländern,  nicht  einmal  im  vierten  Teile  Oesterreichs  in 
Kraft  getreten  I  Denn  nur  in  Mähren  *),  Kärnten  ■),  Niederöster- 
reich ^) ,  Krain  ^)  und  Schlesien  ®)  sind  die  ausfuhrenden  Landes- 
gesetze und  die  Durchfuhrungsverordnungen  erlassen  worden ;  für 
Salzburg  wurde  zwar  ein  diesbezügliches  Landesgesetz  und  zwar 
schon  am  11.  Oktober  1892  (Nr.  31  L.G.B.)  sanktioniert,  es  fehlt 
jedoch  in  diesem  Kronlande  jetzt  noch,  also  nach  5  Jahren,  an 
der  Durchfuhrungsverordnung,  deren  Veröffentlichung  die  Voraus- 
setzung für  die  Wirksamkeit  des  Gesetzes  bildet. 

In  Böhmen  wurde  der  betreffende  Gesetzentwurf  vorläufig 
abgelehnt  ^),  in  Galizien  ist  ein  solcher  trotz  der  wiederholten  Pe- 
titionen der  Landesvertretung,  trotz  des  desolaten  Zustandes,  in 
dem  sich  dort  das  Gemeindegut  befindet,  bisher  von  der  Regie- 
rung noch  nicht  vorgelegt  worden  ®). 

Schon  rein  äusserlich  betrachtet  hat  sich  also  die  Erlassung 
eines  blossen  Rahmengesetzes  durchaus  nicht  bewährt.  Sie  hat 
bewirkt,  dass  es  derzeit  noch  in  den  meisten  und  grössten  Kron- 
ländern Oesterreichs  an  jeder  gesetzlichen  Handhabe  fehlt,  um 
die  Regulierung  oder  Teilung  der  agrarischen  Gemeinschaften  vor- 
zunehmen. Und  doch  kann  nach  den  vorstehenden  Ausfuhrungen 
kein  Zweifel  darüber  bestehen,  wie  dringend  diese  Reform  auch  in 
Tirol  und  Steiermark,  in  Böhmen  und  Galizien  ist. 

So  kontrastiert  das  Vorgehen  des  Gesetzgebers  bezüglich  der 
agrarischen  Gemeinschaften  scharf  mit  der  durchgreifenden  Weise, 
in  welcher  das  Patent  vom  Jahre  1853  eine  ganz  verwandte  Ma- 
terie behandelt  hat. 

D.  Inhalt  des  Reichsgesetzes  und  dessen  Bciarteilung. 

Der  meritorische  Inhalt  des  Reichsgesetzes  ist  ein   ziemlich 


i)  S.  darüber  auch  das  nächste  Kapitel. 

2)  Gesetz  vom  13.  Februar  1884  Nr.  31  L.G.B. 

3)  >         »5«  J«li  1885  Nr.  23  L.G.B. 

4)  »         »3.  Jnni  1886  Nr.  39  L.G.B. 

5)  >         >      26.  Oktober  1887  Nr.  2  L.G.B.  ex  1888. 

6)  >         »      28.  Dezember  1887  Nr.  12  L.G.B.  ex  1888. 

7)  Landtagsverhandlungen  1888  Beilage  XIV,  1889  Beilage  CLVIII. 

8)  Ausführliches  darüber  im  nächsten  Kapitel. 
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dürftiger.  Gerade  in  den  wichtigsten  Materien  ist  die  Entscheidung 
der  Landesgesetzgebung  vorbehalten.  Diese  hat  insbesondere  zu 
bestimmen :  unter  welchen  Voraussetzungen  das  Verfahren  zu  er- 
öffnen ist ,  ob  von  Amtswegen  oder  über  Provokation  der  Betei- 
ligten, letzterenfalls,  ob  hiezu  Einstimmigkeit  derselben  nötig  ist, 
oder  ob  das  Begehren  eines  Teiles  und  eines  wie  grossen  genügt ; 
femer,  wann  blosse  Regulierung,  wann  Teilung  stattfinden  soll, 
ob  Teilungen  auch  ohne  gleichzeitige  Zusammenlegung  vorge- 
nommen werden  dürfen ,  ob  der  Teilungs-  oder  Regulierungsplan 
der  Beschlussfassung  der  Teilgenossen  unterliege  u.  s.  w. 

I.  Das  Objekt  der  Gesetzgebung. 

Die  in  Rede  stehende  Gesetzgebung  betrifft  die  Regulierung 
und  die  Teilung  der  agrarischen  Gemeinschaften. 

Für  die  dem  Gesetze  unterliegenden  Agrargemeinschaften 
werden  Vorschriften  einerseits  über  die  Teilung  der  Grundstücke, 
andererseits  über  die  Regulierung  der  Nutzungs-  und  Verwaltungs- 
rechte getroffen.  Nach  den  im  früheren  Abschnitte  entwickelten 
allgemeinen  Gesichtspunkten  müssen  wir  diese  legislatorische  Be- 
grenzung für  zu  eng  erklären.  Wir  sahen,  dass  neben  der  Teilung 
auch  noch  eine  andere  Art  der  Beseitigung  kulturschädlicher  Ge- 
meinschaften denkbar  und  in  vielen  Fällen  wünschenswert  ist :  die 
Ablösung,  sei  es  des  Eigentumes,  sei  es  der  Nutzungsrechte.  Diese 
Operation  wird  aber  vom  Gesetzgeber  überhaupt  nicht  ins  Auge 
gefasst.  Wo  also  eine  Gemeinschaft  —  z.  B.  zwischen  der  grund- 
besitzenden Gemeinde  und  den  Nutzungsgenossen  —  aufgehoben 
werden  soll,  kann  das,  abgesehen  von  dem  Falle  vertragsmässiger 
Einigung,  nur  durch  Teilung  geschehen. 

Hierin  müssen  wir  den  ersten  bedeutenderen  Mangel  des  Ge- 
setzes erblicken.  Auch  für  den  Fall,  dass  die  Naturalnutzungen 
am  Gemeindegute  für  die  nutzungsberechtigten  Wirtschaften  leicht 
entbehrlich  wären,  wird  der  Gemeinde  kein  Mittel  geboten,  sich 
gegen  Entschädigung  der  Nutzungsberechtigten  im  Besitze  der 
Liegenschaft  zu  erhalten  —  was  für  sie  von  grossem  ökonomi- 
schem Vorteil  sein  könnte  —  und  das  Gemeindegut  in  Gemeinde- 
vermögen umzuwandeln.  Ebensowenig  ist  eine  solche  Operation 
dort  möglich,  wo  bedeutende  Interessen  der  Landeskultur  der 
Teilung  widersprechen,  doch  aber  auch  durch  Regulierung  kaum 
wirklich   geordnete  Verhältnisse    herbeigeführt  werden  können. 

In  diesen,  sowie  in  manchen  anderen  Fällen,  ist  nur  die  Ab- 

Schiff,  Oetterreichiiche  Agrarpolitik.  I.  I  ^ 
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lösung  der  Nutzungsrechte  am  Platze.  Es  ist  deshalb  sehr  zu  be- 
dauern, dass  in  keiner  Weise  eine  solche  in  den  Gesetzen  vorge- 
sehen ist;  umsomehr,  als  gerade  die  Notwendigkeit,  Ablösungen 
zuzulassen  und  zu  erleichtern,  in  den  Gesetzentwürfen  prägnanten 
Ausdruck  fand,  welche  dem  niederösterreichischen  Landtage  im 
Jahre  1881  '),  dem  böhmischen  im  Jahre  1888*)  vom  Landesaus- 
schusse vorgelegt  worden  waren.  Den  nämlichen  Standpunkt  nahm 
der  österreichische  Forstkongress  im  Jahre  1880  ein"). 

Die  Gesetzgebung  bezieht  sich  auf  die  verschiedensten  Arten 
agrarischer  Gemeinschaften:  auf  die  gemeinschaftlichen  Besitz- 
und  Benützungsrechte  zwischen  gewesenen  Obrigkeiten  einerseits, 
Gemeinden  oder  ehemaligen  Unterthanen  andererseits;  auf  Rechte 
dieser  Art  zwischen  mehreren  Gemeinden  oder  Gemeindeteilen,  zwi- 
schen Gemeinde  oder  Gemeindeteilen  und  deren  Mitgliedern  oder 
bestimmten  Klassen  derselben,  zwischen  diesen  Mitgliedern  oder 
den  Mitgliedern  besonderer  agrarischer  Gemeinschaften  (Nachbar- 
schaften u.  s.  w.)  unter  einander.  Soferne  wenigstens  auf  der  einen 
Seite  des  Verhältnisses  wieder  eine  Gemeinde  oder  Gemeinschaft 
steht,  können  wir  von  Generalgemeinschaften  (und  ebenso  General- 
teilungen und  Generalregulierungen)  sprechen,  sofern  die  Gemein- 
schaft nur  zwischen  Einzelpersonen  stattfindet,  von  Spezialgemein- 
schaften  (-teilungen,  -regulierungen). 

Beim  Gemeindegut  liegt  demnach  sowohl  eine  Generalge- 
meinschaft (zwischen  der  Gemeinde  und  den  berechtigten  Mit- 
gliedern), als  auch  eine  Spezialgemeinschaft  (zwischen  den  letz- 
teren unter  einander)  vor.  Schon  daraus  wird  es  klar,  dass  zu 
einer  vollständigen  Beseitigung  der  gemeinsamen  Nutzungen  im 
Falle  des  Gemeindegutes  zuerst  eine  General-  und  dann  eine  Spe- 


i)  Landtag  1878  Beil.  XXVU,  1880  CXI,  1881  XXXIX.  Hienach  sollte  von 
Amtswegen  die  Ablösung  des  Gemeindeeigentums  durch  die  Nutzungsberechtigten  an- 
geordnet werden,  wenn  die  weitere  Teilung  zulässig  wäre,  während  anderenfalls  die 
Gemeinde  die  Nutzungsrechte  abzulösen  hätte. 

2)  Landtag  Beil.  IV.  Sowohl  die  Gemeinde,  als  die  Teilgenossen  sollten  das 
Recht  haben,  die  Ablösung  zu  provozieren.  Provoziert  die  Gemeinde,  so  hat  sie  den 
Teilgenossen  den  Kapitalswert  ihrer  Nutzungen,  aber  höchstens  ^/t  des  Bodenwertes 
als  Entgelt  zu  zahlen  und  erlangt  damit  das  freie  Eigentum  am  Gemeindegut.  Die  Ab- 
lösung des  Gemeindeeigentumes  durch  die  Teilgenossen  ist  an  die  Zustimmung  von 
Vs  der  letzteren  und  der  Gemeindevertretung  gebunden.  Als  Entschädigung  hat  die 
Gemeinde  wenigstens  '/s  des  Grundwertes  zu  erhalten. 

3)  Verhandlungen  1880  S.  319. 
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zialteilung  stattzufinden  hat,  und  dass  die  erstere  stets  die  Voraus- 
setzung für  die  zweite  bildet. 

Bereits  das  Servitutengesetz  des  Jahres  1853  hatte,  wie  wir 
wissen,  Bestimmungen  über  solche  Generalteilungen  getrofTen  und 
diese,  wenigstens  für  gewisse  Arten  von  Gemeinschaften,  auf  An- 
langen eines  interessierten  Teiles  angeordnet  (§  i,  AI.  4a  und  b, 
§  6  b).  Da  indessen  die  Provokation  selbst  nicht  in  all  den  Fällen 
auch  wirklich  erfolgte,  in  denen  sie  das  Patent  des  Jahres  1853 
zuliess,  so  bestehen  gegenwärtig  noch  zahlreiche  solche  Gemein- 
schaften, deren  Aufhebung  in  der  Regel  gleichzeitig  mit  der  Spe- 
zialteilung  durchzufuhren  sein  wird.  Es  war  daher  vollkommen 
zweckmässig,  für  diese  Gemeinschaften  höherer  Ordnung  das  Pa- 
tent vom  Jahre  1853  ausser  Kraft  zu  setzen,  und  auch  auf  sie  das 
in  Rede  stehende  Gesetz  auszudehnen. 

2.  Rahmengesetzgebung. 

Das  von  Peyrer  intendierte  Verhältnis  zwischen  Reichs-  und 
Landesgesetzgebung  ist,  wie  wir  sahen,  in  sein  Gegenteil  verkehrt 
worden.  Statt  eines  unmittelbar  wirkenden  Reichsgesetzes,  das  die 
wesentlichsten  Anordnungen  trifft  und  durch  die  Landesgesetz- 
gebung bloss  erweitert  werden  kann,  sind  die  entscheidenden  Be- 
stimmungen der  Landesgesetzgebung  vorbehalten  worden,  und  das 
Reich  hat  sich  mit  einem  blossen  Rahmengesetze  begnügt. 

Die  Gründe ,  welche  für  diesen  Vorgang  ins  Feld  geführt 
wurden,  sind  keineswegs  durchschlagend. 

Die  verfassungsmässige  Grenze  zwischen  der  Kompetenz  der 
Reichs-  und  der  der  Landesgesetzgebung  ist  so  wenig  präzise  ab- 
gesteckt, dass  man  gewiss  mit  ebensoviel  Recht  jene  wie  diese 
für  unsere  Frage  reklamieren  kann.  Und  der  wirtschaftlichen  Ver- 
schiedenheit der  Länder  könnte ,  wie  dies  der  Entwurf  Peyrers 
auch  that,  noch  immer  genügender  Spielraum  gelassen  werden. 
Uebrigens  besteht  jene  Verschiedenheit  weniger  zwischen  ganzen 
Kronländern ,  als  zwischen  den  einzelnen  Landesteilen ,  ja  Ge- 
meinden. Daher  war  wohl  der  Weg  viel  richtiger,  den  das  Servi- 
tutengesetz eingeschlagen  hatte ,  indem  es  die  Berücksichtigung 
der  lokalen  Verhältnisse  den  Ausführungsorganen  übertrug.  That- 
sächlich  sind  übrigens  auch  die  sechs  bisher  zu  stände  gekom- 
menen Landesgesetze  inhaltlich  und  sogar  wörtlich  fast  durchaus 
identisch.  Um  doch  den  besonderen  Verhältnissen  einzelner  Länder 
Rechnung  zu  tragen,  hätte  es  den  Landtagen  vorbehalten  werden 

17* 


26o  ^c  Regulierung  und  Beseitigung  der  agrarischen  Gemeinschaften. 

können,  gewisse  Ergänzungen  zum  Reichsgesetz  zu  beschliessen, 
das  Anwendungsgebiet  desselben  auszudehnen,  die  Voraussetz- 
ungen für  die  Regulierung  oder  Teilung  zu  erleichtern  u.  s.  w. 
Damit  wäre  ein  in  allen  Ländern  sofort  wirksames  Gesetz  ent- 
standen, welches  das  Minimum  dessen  enthielte»  was  überall  Gel- 
tung haben  soll,  während  einzelne  Länder  in  der  Begünstigung 
der  agrarischen  Operationen  hätten  noch  weiter  gehen  können. 

3.  Privatrechtliche  Bestimmungen. 

Der  meritorische  Inhalt  des  Reichsgesetzes  ist  grösstenteils 
privatrechtlicher  Natur.  Insbesondere  sorgt  das  Gesetz  dafür,  dass 
beabsichtigte  Teilungen  nicht  durch  bücherliche  Rechte  verhindert 
werden,  welche  dritten  Personen  an  dem  Gemeinschaftsgute  zu- 
stehen.   Diesem  Zwecke  dienen  folgende  Bestimmungen. 

Grunddienstbarkeiten,  die  auf  der  zu  teilenden  Realität 
haften,  entfallen  ohne  Anspruch  auf  Entschädigung,  wenn  sie  in- 
folge der  agrarischen  Operation  für  das  herrschende  Grundstück 
entbehrlich  werden. 

Sonstige  bücherliche  Rechte  dritter  Personen  auf 
dem  zur  Teilung  bestimmten  Grundstücke  sind  von  dem  gemein- 
schaftlichen auf  die  Teilgrundstücke  zu  übertragen  (§  5). 

Ziffermässig  bestimmte  Forderungen  bleiben,  so- 
weit sie  nicht  das  isVsfache  des  Katastralreinertrages  desjenigen 
Grundstückes  überschreiten,  das  bei  der  Teilung  der  Gemeinde, 
Nachbarschaft  u.  s.  w.  zugewiesen  wird,  ausschliesslich  auf  dieser 
Realität  haften.  Und  gleiches  gilt  von  solchen  ziffermässig  nicht 
bestimmten  Hypotheken,  betreffs  deren  eine  einverständliche  Fixie- 
rung des  Betrages  zu  stände  kommt.  Der  auf  die  angegebene 
Weise  nicht  gedeckte  Teil  der  Forderung  muss  von  den  Teilge- 
nossen im  Verhältnis  ihrer  Anteilsrechte  sofort  bar  zurückgezahlt 
werden.  Der  Gläubiger  ist  in  einem  solchen  Falle  zur  Annahme 
der  Zahlung  verpflichtet,  auch  wenn  die  Forderung  sonst  nicht 
fallig  wäre. 

Bleibt  die  Hypothek  ziffermässig  unbestimmt,  so  ist  sie  als 
Simultanhaftung  auf  alle  Abiindungsgrundstücke  einzutragen  (§  6). 

Alle  diese  Vorschriften  sind  gewiss  sehr  zweckmässig.  Ins- 
besondere kann  darin  keine  Unbilligkeit  gegen  den  Hypothekar- 
gläubiger erblickt  werden,  dass  von  dem  gemeinschaftlichen  Grund- 
stücke Teile    zur  Abflndung   der   Nutzungsrechte   dann   lastenfrei 
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abgetrennt  werden  können,  wenn  der  20fache  Katastralreinertrag 
des  Restes  die  Forderung  wenigstens  um  die  Hälfte  übersteigt. 
Denn  solchenfalls  ist  bei  der  niedrigen  Einschätzung  zur  Grund- 
steuer die  Sicherheit  des  Gläubigers  gewiss  nicht  gefährdet. 

4.  Kompetenzvorschriften. 

Für  die  Regulierung  und  Teilung  der  agrarischen  Gemein- 
schaften sind  im  allgemeinen  die  nämlichen  Behörden  kompetent, 
wie  für  die  Zusammenlegung  der  Grundstücke. 

Für  die  »agrarischen  Operationen«  wird  ein  eigener  Behör- 
denorganismus mit  drei  Instanzen  errichtet :  für  jede  einzelne  Ope- 
ration wird  ein  beeideter  Lokalkommissär  ernannt,  dem  die  er- 
forderlichen technischen  und  Hilfskräfte  beigegeben  sind ;  am 
Sitze  der  Landesregierung  besteht  für  jedes  Kronland  eine  »Lan- 
deskommission«, endlich  im  Ackerbauministerium  eine  »Ministerial- 
kommission  für  agrarische  Operationen«. 

Näheres  über  die  Organisation  dieser  Behörden  soll  im  näch- 
sten Kapitel  mitgeteilt  werden. 

Diesen  Organen  stehen  sämtliche  Entscheidungen  nicht  nur  im 
eigentlichen  administrativen  Regulierungs-  und  Teilungsverfahren 
zu,  sondern  auch  in  Streitigkeiten  über  Besitz  und  Eigentum  an  den 
gemeinschaftlichen  Grundstücken.  Sie  haben  also  nicht  bloss  Ver- 
waltungs-  sondern  auch  richterliche  Funktionen.  Allerdings  erst 
von  dem  Momente  an,  da  die  Teilung  oder  Regulierung  für  die 
betreffende  Realität  in  Angriff  genommen  ist.  Solange  dies  hin- 
gegen noch  nicht  geschehen  ist,  bleiben  also  die  Zivilgerichte  zu- 
ständig; und  eine  bei  diesen  bereits  anhängige  Rechtssache  wird 
ihnen  auch  dadurch  nicht  entzogen,  dass  die  Agrarbehörden  mit 
der  Teilung  oder  Regulierung  des  Streitobjektes   befasst  werden. 

Dadurch  müssen  nicht  nur  diese  agrarischen  Operationen  in 
vielen  Fällen  bedeutend  verzögert  werden,  sondern  es  ist  auch 
zu  befurchten,  dass  die  bisher  übliche  und,  wie  wir  gesehen  ha- 
ben, der  Sache  nicht  entsprechende  gerichtliche  Uebung  fortge- 
setzt werde. 

Es  hätte  sich  wohl  empfohlen,  die  Erledigung  aller  Rechts- 
streitigkeiten, die  nach  Inkrafttreten  der  in  Rede  stehenden  Ge- 
setze erhoben  werden,  den  agrarischen  Behörden  zuzuweisen  und 
mit  der  Prüfung  der  Rechtslage  jedesmal  auch  sofort  die  genaue 
Regelung  der  Nutzungs-  und  Verwaltungsrechte  zu  verbinden. 
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E.  Inhalt  der  Lrandesgesetze  und  deren  Beurteilung. 

Es  ist  nicht  möglich,  an  dieser  Stelle  den  Inhalt  der  in  Rede 
stehenden  Landesgesetze,  von  denen  das  kürzeste  nicht  weniger 
als  93  zum  Teil  sehr  umfangreiche  Paragraphen  umfasst,  erschö- 
pfend mitzuteilen.  Das  ist  aber  auch  nicht  nötig;  denn  der  grösste 
Teil  dieser  Bestimmungen  regelt  das  rein  formale  Verfahren.  Wir 
müssen  uns  hier  darauf  beschränken,  die  allgemeinen  Grundzüge 
der  Gesetze  darzustellen ;  dabei  sind  insbesondere  das  Verhältnis 
von  Gemeinheitsteilung  und  Kommassation,  die  Voraussetzungen 
und  der  rechtliche  Inhalt  der  Teilungen  und  Regulierungen  näher 
zu  betrachten;  das  Verfahren  soll  dagegen  nur  kurz  skizziert 
werden. 

I.  Yerhftltnis  yon  Cfemeinheltsteilaiig  und  ComuiMsatioii. 

In  Kärnten  und  Krain  kann  von  einer  Verbindung  der  beiden 
Operationen  deshalb  von  vornherein  keine  Rede  sein,  weil  in  diesen 
beiden  Ländern  Gesetze  über  die  Zusammenlegung  von  Grund- 
stücken bisher  leider  nicht  erlassen  sind.  Die  früher  erwähnten 
Nachteile  der  blossen  Teilungen  müssen  also  hier  stets  eintreten. 
In  den  vier  anderen  Ländern  mit  Gemeinheitsteilungsgesetzen  wäre 
dagegen  eine  organische  Verknüpfung  der  beiden  Arten  von  Aus- 
einandersetzungen sehr  wohl  möglich  gewesen.  Zu  diesem  Zwecke 
hätte  einerseits  bestimmt  werden  müssen,  dass  gelegentlich  der 
Zusammenlegung  auch  stets  die  Teilung  oder  Regulierung  der  in 
dem  Gebiete  bestehenden  agrarischen  Gemeinschaften  vorgenom- 
men werden  müsse;  andererseits,  dass  jede  Gemeinheitsteilung 
auch  die  Kommassation  mit  Notwendigkeit  nach  sich  ziehe. 

Schon  die  Reichsgesetze  über  die  agrarischen  Operationen 
hatten  es  der  Landesgesetzgebung  zum  Teil  unmöglich  gemacht, 
in  der  angegebenen  Art  vorzugehen. 

Das  Reichsgesetz  betreffend  die  Teilung  ge- 
meinschaftlicher Grundstücke  behält  im  §  26  der 
Landesgesetzgebung  die  Bestimmung  vor,  »ob  und  nach  welchen 
Grundsätzen  solche  Grundstücke ,  sobald  dieselben  als  land- 
wirtschaftliche Grundstücke  zugleich  der  Zusammenlegung 
unterliegen,  nur  in  Verbindung  mit  einer  Zusammenlegung  geteilt 
werden  könnenc  Für  den  Hauptfall,  die  Teilung  gemeinschaft- 
licher Wälder,  darf  also  die  Landesgesetzgebung  gar  keine  Rück- 
sicht auf  die  Kommassation  nehmen. 

Das    Reichsgesetz    über    die    Zusammenlegung 
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der  Grundstücke  bestimmt  gleichfalls,  es  könne  durch  Landes- 
gesetz festgesetzt  werden,  ob  und  nach  welchen  Grundsätzen 
Grundstücke,  welche  in  das  Zusammenlegungsverfahren  einbezogen 
wurden,  und  bezüglich  deren  ein  Gemeinschaftsverhältnis  besteht, 
geteilt  oder  reguliert  werden  sollen  (§  3).  Da  nun  die  Kommas- 
Sationsgesetzgebung  sich  nur  auf  landwirtschaftliche  Realitäten 
bezieht  (s.  u.),  so  ist  auch  hier  wieder  den  Ländern  verwehrt,  an 
die  in  einer  Gemeinde  stattfindende  Kommassation  die  Teilung 
oder  Regulierung  der  daselbst  vorhandenen  gemeinschaftlichen 
Forste  zu  knüpfen. 

Die  Landesgesetze  sind  indessen  nicht  einmal  so  weit 
gegangen,  als  ihnen  der  reichsgesetzliche  Rahmen  gestattet  hätte. 
Dies  ist  nur  bezüglich  der  mit  der  Kommassation  zu  ver- 
binden Teilung  oder  Regulierung  der  Fall.  Sind  also  in  die  Zu- 
sammenlegung Grundstücke  mit  gemeinschaftlichen  Besitz-  oder 
Benutzungsrechten  einbezogen  —  in  der  Regel  können  das  nur 
Hutweiden  oder  Alpen  sein,  nicht  aber  Wälder  —  so  muss  nach 
§  8  der  Landesgesetze  über  die  Kommassation  die  Teilung  oder 
Regulierung  der  Benutzungs-  und  Verwaltungsrechte  vorgenommen 
werden. 

Dagegen  hat  die  Landesgesetzgebung  von  ihrem  Rechte, 
auch  umgekehrt  für  jede  Gemeinheitsteilung  die  gleichzeitige  Be- 
seitigung der  Gemenglage  der  Gemeinde  vorzuschreiben,  keinen 
Gebrauch  gemacht. 

Das  niederösterreichische  Gemeinheitsteilungsgesetz  nimmt 
überhaupt  gar  keinen  Bezug  auf  die  Zusammenlegung.  Und  auch 
die  drei  anderen  Landesgesetze  ordnen  nicht  an,  —  wie  dies  in  Nord- 
deutschland mit  so  viel  Erfolg  geschehen  ist  und  auch  in  Oester- 
reich  auf  Grund  des  Reichsgesetzes  hätte  geschehen  können  und 
sollen,  —  dass  die  Provokation  zur  Teilung  landwirtschaftlicher 
Realitäten  auch  deren  Zusammenlegung  zur  Folge  habe.  Bestim- 
men sie  doch  nicht  einmal,  dass  dort,  wo  eine  Kommassation 
zweckmässig  und  wünschenswert  wäre,  eine  frühere  Teilung  aus- 
geschlossen seil  Sie  beschränken  sich  vielmehr  darauf,  anzuord- 
nen, dass  das  Teilungsbegehren  dann  abzulehnen  sei,  wenn  »mit 
Grund  anzunehmen  ist,  dass  die  Zusammenlegung  der  landwirt- 
schaftlichen Grundstücke  in  dem  betreffenden  Gebiete  bald  statt- 
finden und  durch  dieselbe  das  Ergebnis  der  Teilung  voraus- 
sichtlich wieder  gestört  werde«  (§  8)  *). 

i)  Die  Paiagraphenzahi  bezieht  sich  im  folgenden  stets  auf  das  niederösterreichische 
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In  sehr  vielen  Fällen  können  demnach  Kommassation  und 
Gemeinheitsteilung  nach  einander  ohne  jede  gegenseitige  Be- 
ziehung vorgenommen  werden.  Dadurch  begibt  man  sich  nicht 
nur  eines  wirksamen  Anspornes  für  beide  Operationen,  sondern 
es  erwächst  auf  diese  Weise  doppelte  Arbeit,  es  entstehen  doppelte 
Kosten.  Findet  die  Teilung  nach  durchgeführter  Zusammenlegung 
statt,  so  raubt  sie  dieser  einen  grossen  Teil  ihrer  Bedeutung,  in- 
dem sie  eine  neuerliche  Gemenglage  herbeiführt.  Andererseits 
vermehrt  aber  auch  eine  Teilung  der  Gemeinschaft  die  Boden- 
zersplitterung  und   erschwert   damit   eine  spätere  Kommassation. 

So  ist  der  in  dieser  Beziehung  geschaffene  Rechtszustand 
durchaus  unbefriedigend. 

II.  YoranmetBiiBgen  fflr  die  Begralieninir  oder  Teilttng  der  agrariselieii 

((emeiiisohaften« 

Wir  müssen  hier  zwischen  den  formellen  und  den  materiellen 
Voraussetzungen  für  die  Operation  unterscheiden.  Die  ersteren 
sagen  aus,  von  wessen  Willen  die  Einleitung  des  Verfahrens  ab- 
hängig ist;  ob  dies  von  Amts  wegen  zu  erfolgen  habe,  oder  ob 
die  Initiative  der  Parteien  abgewartet  werden  müsse,  letzteren  Falls, 
ob  bei  einer  Mehrzahl  von  Beteiligten  ein  einstimmiger  Beschluss 
erforderlich  ist,  oder  ob  einem  Teile  derselben  —  und  eventuell 
welchem  —  das  Recht  zusteht,  die  Regulierung  oder  Teilung  der 
gemeinsam  genutzten  Realität  zu  verlangen.  Ausser  diesen  for- 
mellen Rechtssätzen  wird  aber  der  Gesetzgeber  immer,  wenn  er 
nicht  einfach  unbedingt  auf  den  Willen  der  Parteien  abstellt,  Nor- 
men materieller  Natur  dafür  erlassen  müssen,  unter  welchen  Um- 
ständen die  Behörden  die  eine  oder  die  andere  Operation  an- 
zuordnen, zuzulassen  oder  zu  verhindern  haben. 

Nach  den  im  vorigen  Abschnitte  entwickelten  allgemeinen 
Gesichtspunkten  für  die  Gesetzgebung  in  dieser  Materie  ist  es 
nicht  schwer,  einzusehen,  dass  bezüglich  der  agrarischen  Gemein- 
schaften ein  allgemeines  und  energisches  Eingreifen  der  Staats- 
gewalt nötig  wäre.  Alle  Gemeinschaften  müssten  entweder  durch 
Teilung  oder  Ablösung  beseitigt,  oder  sie  müssten  doch  wenigstens 
vollständig  reguliert  werden.  Da  die  Regulierung  die  viel  weniger 
weitgehende  Massregel  ist,  so  hätte  dieselbe  subsidiär  überall  dort 
u.  z.  ausnahmslos  und  von  Amtswegen  einzutreten,    wo  die  spe- 

Landesgesetz.  Die  anderen  Landesgesetze  sind,  wo  nichts  Gegenteiliges  bemerkt,  gleich- 
lautend. 
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ziellen  Voraussetzungen  für  die  in  die  bestehenden  Verhältnisse 
einschneidendere  Teilung  oder  Ablösung  nicht  gegeben  sind. 

Ueberlässt  man  es  dagegen  der  Einsicht  und  dem  guten 
Willen  aller  oder  auch  nur  eines  beträchtlichen  Teiles  der  Genossen, 
ob  die  heutigen  verworrenen  Verhältnisse  fortdauern  sollen,  oder 
ob  die  Gemeinschaft  entweder  beseitigt  oder  doch  neu  geordnet 
werden  solle,  so  wird  man  eine  umfassendere  Aktion  in  vielen, 
ja  vermutlich  in  den  meisten  Gegenden  nicht  erwarten  dürfen. 
Denn  mannigfache,  wenn  auch  nicht  stets  die  berechtigtsten  pri- 
vaten Interessen  hängen  an  dem  heute  herrschenden  Zustande 
hinsichtlich  der  gemeinschaftlichen  Güter.  Andrerseits  ist  unsere 
Landbevölkerung  noch  grössten  Teils  viel  zu  ungebildet  und  in- 
dolent, um  selbst  dann,  wenn  es  ihr  unbestreitbarer  Vorteil  wäre, 
spontan  einer  Behörde  das  Recht  einzuräumen,  ihre  agrarischen 
Verhältnisse  neu  zu  ordnen. 

Dem  Staate  kann  es  aber  durchaus  nicht  gleichgültig  sein, 
wenn  die  Besitz-  und  Nutzungsrechte  eines  so  bedeutenden  Teiles 
seines  Grundbesitzes  unklar  und  bestritten  sind,  wenn  statt  einer 
einheitlichen  rationellen  Bewirtschaftung  durch  die  Gesamtheit  eine 
planlose  und  übermässige  Ausnützung  des  Bodens  durch  jeden 
Einzelnen  stattfindet. 

a)  Voraassetzungen  für  die  Regulierungen. 

I.  Regulierungen  von  Amtswegen. 

Ein  imperatives  Eingreifen  des  Staates  durch  Anordnung  einer 
allgemeinen  subsidiären  Regulierung  ist  um  so  gerechtfertigter  und 
unbedenklicher,  als  eine  solche  nicht  nur  allen  Beteiligten  ökono- 
mische Vorteile  bietet,  sondern  auch  niemals  irgend  welche  Rechte 
der  Einzelnen  zu  verletzen  vermag.  Ist  doch  der  Zweck  dieser 
Massregel  gerade  der,  jene  Rechte  klarzustellen,  sie  gegen  lieber- 
griffe  und  Verletzungen  seitens  der  Genossen  zu  sichern. 

Während  aber,  wie  wir  gesehen  haben,  das  Patent  des 
Jahres  1853  in  der  That  für  die  Regelung  der  Servitutsrechte 
diesen  Standpunkt  einnimmt,  wurde  die  Regulierung  der  agrari- 
schen Gemeinschaften  meistenteils  von  einem  Majoritätsbeschlüsse 
der  Beteiligten  abhängig  gemacht. 

In  Kärnten  allein  ist  das  Landesgesetz  in  dieser  Beziehung 
rationell,  indem  es  anordnet,  dass  überall,  wo  ein  Teilungsbe- 
gehren von  den  Parteien  nicht  innerhalb  einer  bestimmten  Frist 
gestellt  wird,  von  Amtswegen  die  Regulierung  der  gemeinschaft- 
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liehen   Benutzungs-   und   Verwaltungsrechte   durchgeführt  werden 
muss. 

Praktisch  hat  sich  in  Kärnten  bisher  bloss  das  Eine  als  Uebel* 
stand  herausgestellt,  dass  Regulierungen  nur  von  Amts  wegen  und 
nicht  auch  über  Provokation  der  Beteiligten  eingeleitet  werden 
können.  Bei  der  grossen  Zahl  von  Nachbarschaften  in  diesem 
Kronlande,  bei  der  geringen  Zahl  von  Lokalkommissären  und  dem 
schleppenden  Verfahren  schreiten  nämlich  die  Regulierungsarbeiten 
ungemein  langsam  vorwärts.  Die  dringendsten  Regulierungen 
unterbleiben  auf  diese  Weise  vielleicht  Jahrzehnte  lang.  Würde 
dagegen  den  Beteiligten  das  Recht  eingeräumt,  die  Regulierung 
zu  provozieren,  so  wäre  dadurch  ein  Mittel  geschaffen,  denjenigen 
Nachbarschaften  die  frühere  Behandlung  zu  sichern,  bei  denen 
ein  stärkeres,  in  der  Provokation  zum  Ausdruck  gelangendes  Be- 
dürfnis danach  vorliegt. 

In  den  anderen  Ländern  ist  der  Grundsatz  der  sub- 
sidiären Regulierung  aller  Gemeinschaften  von  Amtswegen  leider 
nicht  in  Geltung.  Hier  darf  vielmehr  die  Behörde  ohne  Provokation 
durch  die  Parteien  in  der  Regel  keine  Regulierungen  vornehmen. 

Regulierungen  von  Amtswegen  finden  vielmehr  nach  den  in 
Rede  stehenden  Gesetzen  nur  ausnahmsweise  statt;  u.  z.  dann, 
wenn  bei  einer  Generalteilung  nicht  auch  zugleich  die  Spezial- 
teilung  stattfindet,  die  gemeinsame  Nutzung  daher  fortgesetzt  wird ; 
und  ferner,  wenn  die  politische  Behörde  »bei  Waldgrundstücken 
aus  forstwirtschaftlichen  oder  forstpolizeilichen  Rücksichten  oder 
bei  anderen  Grundstücken  in  einem  durch  die  ungeregelte  Be- 
nutzung oder  Verwaltung  gefährdeten  öffentlichen  Interesse«  eine 
Regulierung  für  notwendig  erkennte  (§  55). 

Bloss  privatwirtschaftliche  Gründe,  bessere  Kultivierung  der 
gemeinschaftlichen  Realität,  Klarstellung  der  Rechtsverhältnisse, 
Vermeidung  von  Uebergriffen  und  Streitigkeiten  werden  also  meist 
nicht  genügen,  um  das  spontane  Eingreifen  der  Agrarbehörden 
zu  veranlassen.  Allerdings  ist  eine  scharfe  Grenze  für  die  »Oeffent- 
lichkeit«  des  Interesses  nicht  zu  ziehen;  und  insofern  ist  den 
Agrarbehörden  doch  wenigstens  die  Möglichkeit  geboten,  eine 
Regulierung  auch  dort  vorzunehmen,  wo  nicht  die  Hälfte  der 
Beteiligten  sie  verlangt.  Leider  ist  wenig  Aussicht,  dass  diese 
etwas  dehnbare  gesetzliche  Bestimmung  in  umfassender  Weise  zur 
Herbeiführung  von  geordneten  Gemeinschaftsverhältnissen  ver- 
wertet werden  wird. 
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Von  den  beiden  genannten  Fällen  abgesehen,  kann  in  Mähren, 
Schlesien  und  Salzburg  ausnahmsweise  auch  von  Amtswegen  die 
Regulierung  agrarischer  Gemeinschaften  in  Verbindung  mit  der 
Kommassation  der  Grundstücke  erfolgen.  Nämlich  dann,  wenn 
die  Teilung  der  gemeinschaftlichen,  in  die  Zusammenlegung  ein- 
bezogenen Gründe  deswegen  ausgeschlossen  wird,  weil  »beson- 
dere wirtschaftliche  Gründec  für  die  Aufrechterhaltung  der  Gemein- 
schaft sprechen,  oder  weil  durch  die  Parzellierung  der  Wälder 
die  pflegliche  Behandlung  und  zweckmässige  Bewirtschaftung  ge- 
fährdet würde. 

2)  Regulierungen  über  Provokation.  Das  Prinzip 
de&  relativen  Zwanges. 

In  der  Regel  ist  die  Gemeinschaftsregulierung  an  die  Provo- 
kation seitens  einer  der  Parteien  gebunden,  zwischen  denen  die 
Auseinandersetzung  stattfinden  soll.  Für  eine  Ortsgemeinde  ist 
ein  durch  den  Landesausschuss  bestätigter  Gemeindebeschluss 
notwendig.  Will  eine  Mehrheit  nutzungsberechtigter  Personen 
provozieren,  oder  liegt  lediglich  eine  solche  Spezialgemeinschaft 
vor,  so  ist  die  Rechtswirksamkeit  der  Provokation  an  die  Zustim- 
mung der  Hälfte  der  nutzungsberechtigten  Personen  gebunden. 

Nur  in  Krain  hat  eine  Novelle  vom  3.  Sept.  1894  Nr.  27 
L.G.B.  die  Provokation  schon  durch  den  dritten  Teil  der  Inter- 
essenten zugelassen. 

Uns  begegnet  hier  zum  erstenmale  der  in  der  neueren  Ge- 
setzgebung so  fruchtbare  Gedanke  des  relativen  Zwanges;  ein 
Gedanke,  dessen  Anwendungsgebiet  zur  Zeit  noch  kaum  erschöpft 
sein  dürfte. 

Die  Berechtigung  dieses  Prinzipes  ist  gegenwärtig  wohl  nicht 
mehr  zweifelhaft.  Manche  Massregeln  der  Volkswirtschaftspolitik 
—  wie  die  rationellen  Gemeinheitsteilungen,  die  Kommassationen, 
die  Durchführung  von  Bodenverbesserungen  u.  dgl.  —  sind  zwar 
an  sich  wünschenswert  und  liegen,  weil  sie  einen  ökonomischen 
Fortschritt  bedeuten  würden,  im  öffentlichen  Interesse,  sie  lassen 
sich  aber  doch  nicht  gut  von  oben  her  dekretieren,  weil  dies  von 
allen  als  ein  Eingriff  in  die  rechtliche  oder  wirtschaftliche  Sphäre 
des  Einzelnen  empfunden  werden  würde,  oder  weil  eine  gewisse 
Selbstthätigkeit  der  Beteiligten  flir  einen  günstigen  Erfolg  unbe- 
dingt erforderlich  ist,  oder  endlich,    weil   die  Notwendigkeit  und 
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Nützlichkeit  der  Massregel  von  den  aussen  stehenden  Behörden 
nicht  wohl  beurteilt  werden  kann.  Andrerseits  würde  es,  wenn 
man  auf  das  Einverständnis  aller  bei  der  Aktion  Beteiligten  warten 
wollte ,  nur  in  den  seltensten  Fällen  überhaupt  zu  einer  solchen 
kommen.  Denn  die  Massregeln,  um  die  es  sich  hier  handelt,  er- 
strecken sich  aus  Gründen  technischer  oder  wirtschaftlicher  Not- 
wendigkeit auf  einen  grösseren  Personenkreis  —  z.  B.  auf  alle 
Grundbesitzer  der  Gemeinde,  alle  Ufereigentümer  u.  s.  w.  —  und 
können  nicht  etwa  beliebig  auch  bloss  mit  einem  Teile  der  Per- 
sonen durchgeführt  werden. 

Diese  Sachlage  macht  es  notwendig,  die  Vornahme  von  derlei 
kulturförderlichen  Massregeln  schon  dann  zuzulassen,  u.  z.  natür- 
lich mit  Heranziehung  sämtlicher  Beteiligter,  wenn  auch  nur '  ein 
Teil  von  diesen  es  verlangt.  Richtig  ist  es,  dass  damit  den  der 
Massregel  Zustimmenden,  falls  sie  sich  in  der  vorgeschriebenen 
Anzahl  befinden,  das  Recht  erteilt  wird,  gegen  die  Dissentieren- 
den einen  Zwang  auszuüben.  Bei  der  gegenseitigen  Abhängig- 
keit der  Interessen  ist  aber  ein  gewisser  Zwang  der  einen  Partei 
gegen  die  andere  überhaupt  unvermeidlich,  wie  immer  man  die 
Sache  ordnet.  Behielte  man  das  Erfordernis  der  Einstimmigkeit 
bei,  so  könnte  sogar  ein  einziger  Beteiligter  alle  Anderen  zwingen, 
den  alten,  schädlichen  Zustand  beizubehalten;  die  für  die  Gesamt- 
heit vorteilhafte  Massregel  müsste  an  dem  Mangel  an  Erkenntnis 
oder  an  dem  Starrsinn  Einzelner  scheitern. 

Hier  tritt  demnach  an  den  Gesetzgeber  die  Pflicht  heran,  den 
Punkt  zu  bezeichnen,  wo  die  Unterwerfung  der  Freunde  der  frag- 
lichen Massregel  unter  den  Willen  ihrer  Gegner  aufhören  und 
umgekehrt  der  Zwang  jener  gegen  diese  beginnen  solle.  Es  liegt 
in  Fällen  dieser  Art  gleichsam  eine  aus  der  Natur  der  Verhält- 
nisse erwachsene  Wirtschaftsgemeinschaft  vor ;  und  da  dabei  auch 
öffentliche  Interessen  in  Betracht  kommen,  hat  der  Staat  um  so 
mehr  die  Aufgabe,  Normen  für  die  Beschlussfassung  zu  erlassen. 

An  welche  Bedingungen  die  Letztere  geknüpft  werden  soll, 
ist  damit  natürlich  noch  nicht  gesagt.  Dem  Gesetzgeber  steht  es 
frei,  die  einfache  Majorität  entscheiden  zu  lassen;  er  kann  aber 
ebensogut  eine  qualifizierte  Mehrheit  der  unmittelbaren  Interessenten 
(zwei  Drittel,  drei  Viertel)  dafür  fordern ,  dass  eine  Veränderung 
des  gegenwärtigen  Zustandes  erfolge;  oder  er  kann  dafür  schon 
eine  bestimmte  Minderheit  (ein  Drittel,  Viertel)  für  genügend  er- 
klären.    Wo  diese  Grenzlinie  gezogen   werden   solle,   dafür  lässt 
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sich  keine  allgemein  giltige  Regel  aufstellen,  sondern  das  hängt  von 
vielen  Faktoren  praktischer  Natur  ab.  Auf  der  einen  Seite  steht 
namentlich  die  vis  inertiae  des  bereits  Vorhandenen;  nur  um 
dieses  zu  ändern,  nicht  um  es  beizubehalten,  bedarf  es  eines  aus- 
reichenden Grundes.  Je  bedeutendere  Privatrechte  daher  in  Frage 
kommen,  je  tiefer  der  wirtschaftliche  Eingriff  ist,  —  wenn  auch 
nur  zum  Vorteile  jedes  Einzelnen,  —  um  so  mehr  wird  man  ge- 
neigt sein,  eine  grössere  Zahl  von  Anhängern  ifir  die  Massregel 
zu  fordern«  Je  sicherer  andrerseits  der  wirtschaftliche  Nutzen  ist, 
den  auch  der  widersprechende  Beteiligte  von  der  Massregel  haben 
wird,  je  grösser  das  öffentliche  Interesse  an  deren  Vornahme  ist, 
um  so  leichtere  Bedingungen  wird  man  für  sie  festsetzen  dürfen. 
Auch  der  Bildungsgrad  und  Charakter  der  Bevölkerung  wird  dabei 
berücksichtigt  werden  müssen. 

Die  Anwendung  des  Prinzipes  des  bloss  rela- 
tiven Zwanges  auf  die  Regulierung  von  Gemein- 
schaften und  überhaupt  die  Abhängigmachung  dieser  Mass- 
regel vom  Willen  der  Beteiligten  kann  indes  nach  dem  Gesagten 
durchaus  nicht  gebilligt  werden.  Die  Gründe,  welche  oben  für 
die  Ausschliessung  eines  absoluten  staatlichen  Zwanges  angeführt 
wurden,  treffen  eben  hier  in  keiner  Weise  zu. 

Deshalb  muss  wohl  der  in  Kärnten  durchgeführte  Grundsatz 
als  der  richtige  gelten,  wonach  ausnahmslos  alle  Gemeinschaften 
reguliert  werden  müssen,  die  nicht  etwa  infolge  Parteienantrages 
oder  behördlicher  Anordnung  gänzlich  beseitigt  werden. 

Zum  mindesten  aber  müssten  die  Regulierungen  weit  mehr 
erleichtert  werden,  als  es  in  den  anderen  Kronländern  geschehen 
ist.  Jedem  einzelnen  Genossen  wäre  das  Recht  zu  gewähren, 
die  Regulierung  der  gemeinsamen  Benutzungs-  und  Verwaltungs- 
rechte zu  fordern;  man  hätte  ferner  die  Erhebung  eines  Rechts- 
streites über  Eigentum  oder  Nutzungen  an  dem  gemeinschaftlichen 
Grundstück  einer  Provokation  zur  Regulierung  gleich  zu  achten; 
überall  dort  müsste  von  Amtswegen  die  Regulierung  eintreten, 
wo  der  Provokation  auf  Teilung  aus  irgend  einem  Grunde  nicht 
Folge  geleistet  worden  ist ;  und  ebenso  dort ,  wo  bei  einer  pro- 
vozierten Gemeinheitsteilung  die  überstimmten  Genossen  die  Ge- 
meinschaft fortsetzen. 

Solange  diese  Grundsätze  nicht  eingeführt  sind  und  damit 
ein  ernstlicher  Mangel  der  in  Rede  stehenden  Landesgesetze  fort- 
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besteht,  solange  also  die  Agrarbehörden  die  Initiative  der  Be- 
teiligten abwarten  müssen,  um  Regulierungen  in  Angriff  zu  nehmen, 
ist  eine  einigermassen  umfassendere  Regulierungsaktion  ganz  aus- 
geschlossen. Dass  aber  das  Bedürfnis  nach  einer  solchen  hier 
nicht  geringer  ist,  als  es  in  Betreff  der  Servituten  gewesen  war, 
das  ist  oben  wohl  genügend  deutlich  gezeigt  worden. 

b)  Voraussetzungen  für  provisorische  Vorkehrungen. 

i)  Bedürfnis    nach    solchen  Vorkehrungen. 

Wollte  der  Gesetzgeber  aus  irgend  einem  Grunde  die  Regu- 
lierungen weder  imperativ  vorschreiben,  noch  auch  nur  sie  so  sehr 
erleichtern,  als  wir  es  für  unbedingt  wünschenswert  erklärt  haben, 
so  hätte  er  doch  wenigstens  danach  trachten  müssen,  die  Nach- 
teile möglichst  zu  beseitigen,  welche  die  Folgen  der  ausserordent- 
lichen Verlangsamung  der  ganzen  Operation  sein  müssen. 

In   dem    langen    Zeitraum,    welcher   von   der  Erlassung  der 
Landesgesetze  bis  zu  deren  allgemeiner  Durchführung  verstreichen 
muss,  darf  doch  nicht  Alles  beim  Alten  bleiben.  Soll  der  Stas^,  das 
Land  ruhig  zusehen,  wie  von  den  Genossen  und  den  Ungenossen 
fast  täglich  Rechtsverletzungen  begangen  werden,  wie  Gemeinde- 
gut verschwendet,  Nachbarschaftswaldungen  devastiert,   Gemein- 
schaftsalpen und  -weiden  raubmässig  ausgesogen  werden?    Hätte 
da  der  Gesetzgeber  nicht  wenigstens  gewisse   provisorische  Ad- 
ministrativmassregeln in  Aussicht  nehmen  müssen,  welche,  ohne 
der   künftigen  Entscheidung   zu  präjudizieren ,    doch  den  ärgsten 
Auswüchsen  der  regellosen  Gemeinnutzungen  entgegentreten? 

Schon  im  Jahre  1880  wird  im  niederösterreichischen  Land- 
tage erklärt  ^),  die  Regelung  der  Besitz-  und  Nutzungsverhältnisse 
des  Gemeindeeigentums  lasse  sich  »wegen  der  fortgesetzten  Reib- 
ungen und  Streitigkeiten  zwischen  den  daran  Interessierten  ohne 
schwere  soziale  Nachteile  unmöglich  länger  hinausschieben«.  Und 
ähnliche  Aeusserungen  wiederholen  sich  in  den  anderen  Ländern. 
Das  Bedürfnis  nach  schleunigen  provisorischen  Vorkehrungen  war 
und  ist  also  sicherlich  vorhanden. 

Solche  provisorischen  Vorkehrungen  müssen  vor  allem  in  der 
Einsetzung  von  Organen  für  die  Beschlussfassung  und  für  die  Be- 
wirtschaftung der  Gemeingründe  und  in  der  Einschränkung  der 
offenbar  übermässigen,  d.  h.  den  dauernden  Ertrag  des  Grund- 
stückes überschreitenden  Nutzungen  der  Genossen  bestehen    und 

1)  Antrag  des  Gemeinde*  und  Verfassungsausschusses.    Landtag  1880   Beil.  CXI. 
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wären,  wenn  möglich,  überall  von  Amtswegen  oder  doch  schon 
auf  Begehren  eines  jeden  Interessenten  vorzunehmen.  Sie  müssten 
umso  mehr  erleichtert  werden,  je  dringlicher  ihre  Erlassung  ist, 
also  einerseits  je  unsicherer  der  gegenwärtige  Rechtszustand  und 
je  grösser  die  Misswirtschaft  in  den  agrarischen  Gemeinschaften, 
andrerseits  je  geringer  die  praktische  Tragweite  der  Normen 
über  die  Einleitung  des  Teilungs-  oder  Regulierungsverfahrens  ist, 
und  je  länger  es  infolge  dessen  dauern  muss,  bis  die  jetzt  herr- 
schenden Uebelstände  definitiv  behoben  sein  werden.  Ja,  gerade 
die  neuere  Gesetzgebung  über  agrarische  Gemeinschaften  hat 
offenbar  die  Dringlichkeit  der  in  Rede  stehenden  provisorischen 
Massregeln  noch  enorm  gesteigert.  Denn  eben  dadurch,  dass 
diese  Gesetze  die  Ordnung  der  Besitz-,  Nutzungs-  und  Verwal- 
tungsverhältnisse in  Aussicht  stellen,  werden  die  Einzelnen  ange- 
spornt, die  heutigen  unklaren  Verhältnisse  so  lange,  als  dies  noch 
angeht,  nach  Möglichkeit  für  sich  auszunützen ;  die  auf  ihren  eige- 
nen Vorteil  bedachten  »Genossen«  streben  jetzt  in  noch  erhöhtem 
Masse  danach,  die  thatsächliche  Uebung,  die  ja  in  weitem  Um- 
fange die  Basis  für  die  künftigen  Entscheidungen  der  Agrarbehör- 
den  bilden  wird,  in  einem  für  sie  günstigen  Sinne  umzugestalten, 
die  Rechtslage  möglichst  zu  verdunkeln. 

Dass  der  Erlass  der  Gemeinschaftsteilungsgesetze  thatsächlich 
die  Wirkung  gehabt  hat,  die  Begehrlichkeit  der  Einzelnen,  die  Ueber- 
griffe,  Rechtsverletzungen,  die  Misswirtschaft  zu  steigern,  kann  nicht 
wohl  bezweifelt  werden.  Hat  doch  z.  B.  in  Niederösterreich  schon 
die  im  Jahre  1874  vom  Landesausschusse  veranstaltete  Erhebung 
über  die  Verhältnisse  des  Gemeindegutes  zur  Folge  gehabt,  dass 
»in  sehr  vielen  Gemeinden  eigenmächtige  Veränderungen  vorge- 
kommen sind,  u.  z.  je  nachdem,  welche  Klasse  im  Gemeindeaus- 
schusse herrschte,  in  dem  einen  oder  anderen  Sinne«  ^).  Ueber- 
einstimmend  damit  wird  aus  Kärnten  gemeldet,  dass  >in  vielen 
dieser  Gemeinschaften  jetzt  noch  eine  ärgere  Misswirtschaft  herrscht 
als  früher,  weil  das  Intercalare,  welches  zwischen  der  Erlassung 
des  Gesetzes  und  der  Durchführung  desselben  liegt,  benutzt  wird, 
um  dieses  gemeinschaftliche  Eigentum  auf  die  unwirtschaftlichste 
Weise  auszunützen«  *). 


i)  Landtag  1885  Beilage  LXXXIII. 
2)  Landtag  1883  S*  i^^* 
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2)  Stand  der  diesbezüglichen  Gesetzgebung. 

Obwohl  jene  Folgen  des  Erlassens  der  Gemeinschaftsteilungs- 
gesetze  leicht  vorauszusehen  waren,  hat  kein  einziges  Gesetz  Vor- 
sorge dafür  getroffen,  dass  bis  zur  Provokation  der  Regulierung 
oder  Teilung  mindestens  der  Status  quo  aufrecht  erhalten  und 
eine  provisorische  Ordnung  eingeführt  werde. 

Allerdings  hatte  die  Landesregierung  von  Kärnten  in  rich- 
tiger Erkenntnis  der  geschilderten  Sachlage  im  Jahre  1883  vor- 
geschlagen ^),  es  solle  den  Gemeinschaften  die  Verpflichtung  auf- 
erlegt werden,  ein  Verwaltungsorgan  einzusetzen  und  ein  Statut 
aufzustellen,  wodurch  dessen  Wirksamkeit,  insbesondere  dessen 
Berechtigung,  das  Mass  der  Nutzungen  der  Genossen  zu  be- 
schränken, normiert  werde;  das  Statut  hätte  der  Genehmigung 
der  Behörde  zu  unterliegen,  der  Letzteren  stünde  im  Unterlassungs- 
falle das  Recht  zu,  das  Verwaltungorgan  einzusetzen  und  das 
Statut  zu  erlassen.  Diese  gewiss  sehr  zweckmässigen  Grundsätze 
fanden  aber  leider  weder  in  Kärnten  noch  anderwärts  Eingang 
in  die  Landesgesetze,  welche  die  Regulierung  der  agrarischen 
Gemeinschaften  zum  Zwecke  haben. 

Infolge  dessen  kann  also,  so  lange  in  Betreff  einer  agrarischen 
Gemeinschaft  eine  Provokation  nicht  stattgefunden  hat,  die  voll- 
kommen regellose  Benützung  des  Gemeinschaftsgutes,  die  Raub- 
wirtschaft auf  demselben  in  keiner  Weise  gehindert  werden ;  den 
Uebergriffen  und  Rechtsverletzungen  Einzelner  bleiben  die  Anderen 
wehrlos  preisgegeben ;  es  giebt  kein  Mittel,  die  übermässigen  Nutz- 
ungen der  Berechtigten  auf  ein  vernünftiges  Mass  zurückzuführen, 
die  Gemeinschaft  zu  veranlassen,  sich  eine  ordentliche  Verwaltung 
einzusetzen. 

Bloss  Kärnten  hat  im  Jahre  1891   eine  Gesetzesnovelle  in 
dem  von  uns  geforderten  Sinne  erlassen.   Das  Gesetz  vom   14.  Fe- 
bruar 1891  (Nr.  18  L.G.Bl.)  erteilt  der  Landeskommission  das  Recht, 
die  Verwaltung  und  die  Ausübung  der  Nutzungsrechte  auch  ohne 
vorherige   Einleitung   des   Regulierungs-   oder  Teilungsverfahrens 
durch  ein  provisorisches  Erkenntnis  zu  regeln,   ein  Verwaltungs- 
statut  vorzuschreiben   und   die  Bezüge   einzelner   oder   mehrerer 
Nutzungen  verhältnismässig  zu  kürzen  oder    auch  auf  bestimmte 
Zeit  ganz  einzustellen.    Diese  Massregeln  bleiben  so  lange  in  Kraft, 
als  nicht    ein  Teilungs-  oder  Regulierungsverfahren  vollzogen  ist. 

Voraussetzung  für  ein  Erkenntnis  dieser  Art  ist,  dass   solche 

i)  Landtag  1889  S.  42$. 
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Vorkehrungen  zur  Wahrung  der  nachhaltigen  Ertragsfähigkeit,  zur 
pfleglichen  Behandlung  und  zweckmässigen  Bewirtschaftung  ge- 
boten erscheinen,  und  ferner,  dass  ein  Antrag  in  dieser  Rich- 
tung entweder  von  einem  Drittel  der  Nutzungsberechtigten  oder 
vom  Landesausschuss  oder  —  bei  Vorhandensein  öffentlicher  In- 
teressen —  von  der  Landesregierung  gestellt  werde.  Wenn  Ge- 
fahr im  Verzuge  vorliegt,  kann  der  Vorsitzende  der  Landeskom- 
mission ohne  jede  Rücksicht  auf  einen  Antrag  die  Nutzungen  für 
bestimmte  Zeit  beschränken  oder  sogar  ganz  einstellen. 

In  Krain  hat  die  Regierung  ein  mit  dem  kärntnerischen 
gleichlautendes  Gesetz  im  Landtage  eingebracht  ^).  Dieser  lehnte 
aber  bedauerlicherweise  die  auf  das  provisorische  Erkenntnis  be> 
zuglichen  Bestimmungen  der  Vorlage  ab. 

3.  Beurteilung  dieser  Vorschriften. 
Die  gegen  das  Kärntner  Landesgesetz  in  Krain  vorgebrachten 
Bedenken  ')  sind  durchaus  nicht  zutreffend.  Man  müsste  sogar, 
noch  weiter  gehend,  die  Frage  auf  werfen,  aus  welchem  Grunde 
die  Bitte  um  ein  provisorisches  Erkenntnis  von  dem  dritten  Teile 
der  Nutzungsberechtigten  ausgehen  muss  und  nicht  schon  über 
Verlangen  eines  einzigen  Beteiligten  erlassen  werden  kann.  Soll 
doch  die  Behörde  einem  solchen  Antrage  nur  dann  Folge  geben, 
wenn  die  wirtschaftliche  Notwendigkeit  eines  Provisoriums  erwie- 
sen ist.  Und  überdies  trägt  der  Antragsteller  im  Falle  der  Ab- 
weisung seines  Begehrens  die  Kosten. 

Auch  ist  nicht  einzusehen,  weshalb  nicht  ganz  allgemein  den 
Nachbarschaften  und  überhaupt  allen  ungeordneten  agrarischen 
Gemeinschaften  die  Pflicht  auferlegt  werden  sollte,  selbst  für  eine 
geregelte  Verwaltung  und  Bewirtschaftung  durch  Schaffung  ent- 
sprechender Verwaltungsorgane  und  durch  Erlass  eines  behördlich 
zu  genehmigenden  Statutes  zu  sorgen;  käme  die  Gemeinschaft  ihrer 
Verpflichtung  nicht  nach,  so  hätte  die  Behörde  einzugreifen.  Es 
wurde  schon  erwähnt,  dass  die  Forstorgane  mehrfach  versuchten, 
in  dieser  Art  Ordnung  in  die  Gemeinschaftswälder  zu  bringen; 
da  aber  die  Gemeinschaften  mangels  einer  gesetzlichen  Bestim- 
mung nicht  gezwungen  werden  konnten,  sich  eine  Organisation 
zu  geben,  mussten  jene  Versuche  fehlschlagen. 

i)   Landtag  1893/4  Bdl.  40  S.  307. 

2)   Es  wird  den  Provisorien  einerseits  zu  grosse  Umständlichkeit  und  Kostspielig- 
keit vorgeworfen  und  man  befürchtet  andrerseits,  die  Bevölkerung  würde  überall  nach 
Provisorien  verlangen   —  zwei  Argumente,  die  einander  überdies  widersprechen. 
Seh  iff,  Oesterreichische  Aiprarpolitik.  I.  I8 
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Eine  radikale  Verbesserung  der  herrschenden  Verhältnisse 
kann  demnach  nur  durch  ein  allgemein  verbindliches  Gesetz  des 
angedeuteten  Inhaltes  erreicht  werden.  Schon  die  Erleichterung 
der  Voraussetzungen  für  die  provisorische  Regelung  könnte  aber 
zur  Folge  haben,  dass  solche  Regelungen  häufiger  vorkommen, 
als  nach  dem  geltenden  Gesetze  in  Kärnten,  wo  im  Laufe  von 
vier  Jahren  nur  33  Provisorien  verfügt  wurden  ^). 

Und  selbst  die  Einführung  dieses  kämtnerischen  Gesetzes  in 
den  anderen  Ländern  würde  für  diese  schon  einen  grossen  Fort- 
schritt bedeuten. 

c)  Voraussetzungen  für  die  Teilungen. 

i)  Das  Prinzip   des  relativen   Zwanges. 

Während  wir  uns  bezüglich  der  Regulierungen  entschieden 
dafür  einsetzen  mussten,  dass  sie  subsidiär  überall  und  von  amts- 
wegen  vorgenommen  werden,  kann  man  es  für  die  Teilungen 
wohl  nicht  befürworten,  dass  sie  ohne  Rücksicht  auf  die  Wünsche 
der  Partei  überall  dort  durchgeführt  werden,  wo  die  Behörde  es 
für  richtig  findet. 

Allerdings  treffen  die  Gründe,  welche  für  ein  imperatives 
Vorgehen  des  Staates  bei  den  Regulierungen  angeführt  werden, 
zum  Teile  auch  bei  den  Teilungen  zu:  das  geringe  Verständnis 
der  kleinen  Landwirte  für  ihren  wahren  wirtschaftlichen  Vorteil, 
das  zähe  Festhalten  derselben  an  dem  von  den  Vätern  überkom- 
menen Zustande,  die  prinzipielle  Abneigung,  das  Misstrauen  gegen 
alles  Neue  und  Ungewohnte,  die  geringe  Initiative  und  geistige 
Beweglichkeit  überhaupt.  Indes  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  einer- 
seits diesen  Faktoren  für  die  Frage  der  Teilung  ein  geringeres 
Gewicht  beizumessen  ist,  als  für  die  Regulierung,  und  dass  ihnen 
andrerseits  auch  gewichtige  Bedenken  gegenüberstehen. 

In  der  ersteren  Beziehung  ist  zu  erinnern,  dass  gerade  die 
Neigung  zu  Teilungen  in  manchen  Gegenden  sehr  stark  ausge- 
sprochen ist.  Wir  sahen,  dass  schon  bisher  zahlreiche  agrarische 
Gemeinschaften  ohne  behördliche  Intervention  geteilt  wurden; 
dies  geschah  sogar  häufig  gegen  das  Gesetz,  indem  dabei  unter- 
lassen wurde,  vorher  die  Bewilligung  von  selten  des  Landtages 
oder  der  Forstbehörde  für  das  Gemeindegut  oder  für  die  bei  der 
Servitutenablösung  abgetretenen  Wälder  einzuholen ,  v^ährend 
die  Bemühungen  der  Verwaltungsorgane,  Ordnung  in  die  Verwal- 

i)  Landtag  1895  ^«^1-  ^^^^- 


Landesgesetze.     Die  Voraussetzungen  für  die  Teilungen.  275 

tung  der  ungeregelten  agrarischen  Gemeinschaften  zu  bringen, 
Statuten  einzuführen,  Verwaltungsorgane  zu  bestellen,  fast  überall 
auf  den  Widerstand  der  Berechtigten  stiessen. 

Sodann  werden  die  letzteren  aber  ohnedies  aus  ihrer  Indo- 
lenz geweckt,  wenn  die  Regulierung  von  Amtswegen  durchge- 
führt wird.  Die  altgewohnte  Art  der  Benutzung  wird  gestört,  die 
Bauern  werden  dazu  veranlasst,  sich  zu  überlegen,  ob  sie  nicht 
statt  der  geplanten  Neuordnung  die  gänzliche  Aufhebung  des  Ge- 
meinschaftsverhältnisses wählen  sollen. 

Die  Gründe  aber,  welche  geradezu  dagegen  sprechen,  direkt 
die  Behörden   entscheiden  zu  lassen,    ob  im   einzelnen  Falle  die 
Gemeinschaft  bestehen  bleiben  oder  beseitigt  werden  soll,  liegen 
in  der  Vielgestaltigkeit,  Kompliziertheit  und  Subtilität  der  Momente, 
die  für  eine  solche  Entscheidung  massgebend  sein  müssten.    Wir 
haben  die  wichtigsten  derselben  ja  früher  kennen  gelernt  und  ge- 
sehen, dass  dabei  die  mannigfachsten  ökonomischen,   aber  auch 
soziale  und  psychologische  Faktoren,  sowie  Interessen  der  Landes- 
kultur mitspielen.    Ob  man  von  einer  Behörde  erwarten  darf,  dass 
sie  alle  diese  lokal,  ja  sogar  in  jedem  einzelnen  Falle  anders  ge- 
lagerten Umstände  zutreffender  würdige,  als  die  Beteiligten  selbst, 
ist  schwer  zu  sagen.    Und  deshalb  mag  es  vorteilhaft  erscheinen, 
Teilungen  nicht  gegen  den  Willen  aller  Genossen  vorzuschreiben, 
sie  also  von  einem  Parteiantrage   abhängig  zu    machen.    Nur  für 
solche  Fälle  scheint  selbst  ein  imperatives  Vorgehen  der  Behörden 
am  Platze  zu  sein,   in  denen  bedeutende  Interessen   der  Landes- 
kultur für  die  Teilung  sprechen  ,    wie  auch   andrerseits  die  Mög- 
lichkeit geboten  sein  muss,   eine  von  den  Parteien  gewollte  Tei- 
lung aus  Gründen  des  öffentlichen  Wohles  zu  verhindern. 

Muss  es  also  bei  den  Teilungen  im  wesentlichen  auf  den 
Willen  der  Interessenten  ankommen,  so  wäre  es  doch  wieder  ver- 
fehlt, dafür  die  Einstimmigkeit  aller  Genossen  zu  fordern.  Mit 
Recht  wurde  demnach  der  Mittelweg  eingeschlagen,  einem  be- 
stimmten Teile  der  letzteren  das  Provokationsrecht  zuzusprechen, 
also  das  Prinzip  des  relativen  Zwanges  zu  acceptieren.  Sonst 
würde  die  häufig  so  wünschenswerte  Beseitigung  der  agrarischen 
Gemeinschaften  in  der  Regel  ganz  unterbleiben. 

2)  Gesetzliche  Vorschriften  über  die  Provo- 
kation. 

Den  eben  entwickelten  Standpunkt  nehmen  auch  die  Landes- 

18* 


276  ^ic  Regulierung  und  Beseitigung  der  agrarischen  Gemeinschaften. 

gesetze  ein,  indem  sie  Teilungen  in  der  Regel  nur  über  Provo- 
kation gestatten.  Dabei  sind  General-  und  Spezialteilungen  zu 
unterscheiden. 

Die  ersteren  betreifen  die  Gemeinschaften ,  welche  zwischen 
gewesenen  Obrigkeiten  und  Gemeinden  oder  ehemaligen  Unter- 
thanen,  zwischen  Ortsgemeinden  oder  Gemeindeteilen  untereinan- 
der oder  endlich  zwischen  solchen  und  einer  agrarischen  Gemein- 
schaft im  engeren  Sinne  (Klasse  der  Bauern,  Bestiftete,  Singula- 
risten  u.  s.  w.)  bestehen.  Die  Provokation  muss  hier  von  dem 
einen  der  beiden  Teile,  die  in  Gemeinschaft  stehen,  ausgehen. 
Für  das  Anlangen  seitens  der  Ortsgemeinde  ist  ein  vom  Landes- 
ausschusse bestätigter  Beschluss  des  Gemeindeausschusses  erfor- 
derlich, die  Provokation  seitens  der  ehemaligen  Unterthanen  oder 
der  agrarischen  Gemeinschaft  ist  in  den  meisten  Kronländern  an 
die  Zustimmung  der  Hälfte  der  Beteiligten  gebunden. 

Durch  eine  solche  Generalteilung  wird  die  Gemeinschaft  zwi- 
schen den  ehemaligen  Unterthanen  oder  den  Bauern  (Rustikalisten 
u.  s.  w.)  untereinander  nicht  beseitigt.  Dazu,  sowie  für  die 
Teilung  der  Wechsel-  oder  Wandelgründe  ist  ein  eigener  Akt, 
die  Spezialteilung,  erforderlich,  der  wieder  durch  eine  eigene  Pro- 
vokation seitens  der  Hälfte  der  Berechtigten  bedingt  ist. 

Nur  in  Krain  genügt  das  Teilungsbegehren  seitens  des  drit- 
ten ^)  und  in  Kärnten  bei  Generalteilungen  seitens  des  vierten,  bei 
Spezialteilungen  seitens  des  zehnten  Teiles  der  nutzungsberech- 
tigten Personen.  Speziell  in  Kärnten  statuiert  das  Gesetz  für  die 
Provokation  auf  Teilung  eine  6 monatliche  Frist,  deren  Beginn 
im  Verordnungswege  festgestellt  werden  soll,  was  bisher  jedoch 
erst  für  zwei  von  den  sechs  politischen  Bezirken  dieses  Landes 
geschehen  ist*);  wird  innerhalb  dieser  Frist  die  Teilung  nicht 
beantragt,  oder  wird  die  beantragte  Teilung  von  der  Behörde 
untersagt,  so  soll  von  Amtswegen  mit  der  Regulierung  vorge- 
gangen werden. 

Der  Einfluss  der  Behörden  auf  die  Einleitung  der  Teilung  ist 
im  grossen  und  ganzen  nur  ein  negativer.  General-  und  Spezial- 
teilungen von  Amtswegen,  also  ohne  das  Erfordernis  einer  Pro- 
vokation, sind,  wie  schon  erwähnt,  nur  in  Salzburg,  Mähren  und 
Schlesien  bezüglich  solcher  gemeinsamer  Realitäten  vorzunehmen, 

i)  Gesetz  vom  3.  Sept.  1894  Nr.  27  L.G.B. 

2)  Niimlich  für  die  Bezirke  Villach  und  Völkermarkt  durch  Erlass  des  Ackerban- 
ministeriums  vom  17.  Mai  1888. 
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welche  in  eine  Zusammenlegung  einbezogen  werden.  Und  über- 
dies wird  in  allen  Landesgesetzen  der  Landesausschuss  ermäch- 
tigt, die  Generalteilung  im  Namen  des  betreffenden  Gemeinde- 
ausschusses zu  provozieren.  Nur  in  Niederösterreich  steht  dem- 
selben sogar  das  Recht  zu  ,  Spezialteilungen  und  Regulierungen 
zu  verlangen,  die  sonst  doch  nur  über  Beschluss  der  Beteiligten 
vorgenommen  werden  dürfen.  Im  übrigen  sind  die  Agrarbehör- 
den  nur  berechigt ,  aus  bestimmten  Gründen  die  von  den  In- 
teressenten begehrte  Teilung  zu  verweigern.  Solche  Gründe  sind : 
dass  anzunehmen  ist,  dass  voraussichtlich  die  Zusammenlegung 
der  landwirtschaftlichen  Grundstücke  in  dem  betreffenden  Gebiete 
bald  stattfinden  und  dadurch  das  Ergebnis  der  Teilung  wieder 
gestört,  oder  dass  bei  gemeinschaftlichen  Waldungen  die  pflegliche 
Behandlung  und  zweckmässige  Bewirtschaftung  der  einzelnen  Teile 
gefährdet  werden. 

In  Kärnten  geht  das  Landesgesetz  auch  in  dieser  Hinsicht 
weiter.  "Zunächst  soll  hier  die  Teilung  auch  dann  nicht  bewilligt 
werden,  wenn  durch  dieselbe  der  Hauptwirtschaftsbetrieb  einzelner 
Teilgenossen  gefährdet  erscheint.  Ferner  kann  die  Teilung  ge- 
meinschaftlicher Grundstücke  von  Amtswegen  ausgesprochen  wer- 
den, wenn  sich  gelegentlich  einer  Generalteilung  und  der  damit 
zu  verbindenden  Spezialregulierung  zeigt,  dass  sie  »ohne  Nachteil 
für  die  berechtigten  Stammsitzrealitäten  durch  Aufhebung  der  Ge- 
meinschaft einer  besseren  Kultur  zugeführt  werden  können  oder 
dass  unter  der  gleichen  Voraussetzung  die  Aufhebung  der  Ge- 
meinschaft einem  öffentlichen  Interesse  förderlich  ist.»  Es  kann 
ferner  in  Kärnten  die  Teilung  einer  bereits  regulierten  gemein- 
samen Realität  von  Amtswegen  angeordnet  werden,  wenn  Hinder- 
nisse, welche  der  Bewilligung  eines  Teilungsbegehrens  entgegen- 
standen, infolge  geänderter  wirtschaftlicher  Verhältnisse  wegge- 
fallen sind,  oder  wenn  die  Aufhebung  der  Gemeinschaft  einem 
Kultur-  oder  einem  öffentlichen  Interesse  förderlich  erscheint. 

3)  Beurteilung  dieser  Bestimmungen. 

Im  allgemeinen  müssen  die  Vorschriften  des  Landesgesetzes 
von  Kärnten  für  weit  zweckmässiger  gehalten  werden,  als  die  der 
anderen  Länder. 

Dies  gilt  vor  allem  von  der  Gewährung  des  Provokations- 
rechtes an  eine  Minderheit  von  Genossen.  Denn  dadurch  müssen 
die  an  behördliche  Bewilligung  gebundenen  Gemeinheitsteilungen 
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bedeutend  gefördert  werden.  Das  Mittel  hiefür  ist  umso  unbe- 
denklicher, als  der  Teilungsbeschluss  die  überstimmten  Genossen 
nur  dann  bindet,  wenn  überwiegende  Interessen  der  Landes- 
kultur oder  erhebliche  öffentliche  Rücksichten  dagegen  sprechen, 
dass  die  Gemeinschaft  nach  Abfindung  der  Provokanten  und  der- 
jenigen, die  sich  ihnen  angeschlossen  haben,  unter  den  übrigen 
Beteiligten  fortgesetzt  werde.  Wo  dagegen  nach  dem  Urteile 
der  Agrarbehörden  keine  solchen  Bedenken  vorliegen,  findet  nur 
eine  partielle  Teilung  statt,  während  das  Gemeinschaftsverhältnis 
jener  Nutzungsberechtigter,  die  dasselbe  aufrecht  erhalten  wollen, 
von  Amtswegen  einer  Regulierung  unterzogen  werden  kann. 

Da  somit  auch  ein  relativer  Zwang  nur  dann  ausgeübt  werden 
darf,  wenn  dies  im  öffentlichen  Interesse  notwendig  ist,  so  wäre  es 
umsomehr  gerechtfertigt ,  wenn  auch  schon  einer  Minorität  von 
Teilgenossen  das  Provokationsrecht  gegeben  werden  würde.  Die 
Minderheit  verlangt  ja  eigentlich  die  Teilung  nur  für  sich,  und  wenn 
diese  doch  auch  auf  die  anderen  Berechtigten  ausgeübt  wird,  so 
geschieht  es  aus  öffentlichen,  nicht  aus  privaten  Gründen. 

Ebenso  trifft  das  Landesgesetz  von  Kärnten  mit  seinen  oben 
angeführten  Vorschriften  das  Richtige  in  der  Frage,  welcher  Ein- 
fluss  den  staatlichen  Behörden  in  Bezug  auf  die  Einleitung  des 
Teilungsverfahrens  eingeräumt  werden  solle.  Insbesondere  ist  die 
Entscheidung  darüber;  ob  die  Gemeinschaft  geteilt  oder  reguliert 
werden  sollte,  insoweit  dem  Belieben  der  Genossen  entzogen  und 
dem  Ermessen  der  Behörden  anheimgestellt,  als  davon  Kultur-  und 
öffentliche  Interessen  abhängen. 

Dem  Kärntner  Landesgesetze  ist  daher  offenbar  ein  viel 
weitergehender  praktischer  Erfolg  sicher,  als  man  in  den  anderen 
Ländern  erwarten  darf.  Eine  Reform  der  Gesetzgebung  in  diesem 
Sinne  wäre  daher  sehr  wünschenswert,  ja  geradezu  die  Voraus- 
setzung für  eine  ausgedehntere  Verwirklichung  der  Gemeinheits- 
teilungen. Es  ist  zu  bemerken,  dass,  da  die  Gesetze  keine  gegen- 
teilige Vorschrift  enthalten,  ein  Teilungsbegehren  auch  nach  erfolg- 
ter Regelung  zu  jeder  Zeit  gestellt  werden  kann.  Das  ist  im  Prin- 
zipe  gewiss  sehr  zu  billigen ,  und  wir  haben  ja  auch  gesehen, 
zu  welch'  schädlichen  Konsequenzen  der  entgegengesetzte  Stand- 
punkt des  Servitutenablösungspatentes  geführt  hat.  Doch  fragt  es 
sich,  ob  hier  der  Gesetzgeber  nicht  in  der  umgekehrten  Richtung 
zu  weit  gegangen  ist,  indem  er  keinerlei  Schranke  für  die  spätere 
Teilung  aufgestellt  hat,  ob  es  sich  nicht  empfohlen  hätte,   eine  'S- 
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oder  lojährige  Frist  zu  fixieren,  innerhalb  der  das  Regulierungs- 
operat  nur  aus  besonders  wichtigen  Gründen  umgestossen  wer- 
den darf. 

Ganz  besonders  wenig  stabil  ist  der  Rechtszustand  bei  regu- 
lierten Gemeingründen,  weil  die  Reform  unseres  Zivilrechtes,  die 
wir  als  so  dringend  erkannt  haben,  unterlassen  wurde.  Wo  also 
die  sogenannten  Gemeingründe  nicht  in  Korporationsgut  umge- 
wandelt wurden,  —  wozu  auch  eine  Veränderung  in  der  grund- 
bücherlichen  Eintragung  erforderlich  wäre,  —  dort  müssen  nach, 
wie  vor  der  Regulierung  die  Sätze  vom  gewöhnlichen  zivilrecht- 
lichen Miteigentum  Anwendung  finden,  dort  besteht  also  für  jeden 
Genossen  das  Recht,  die  Singularteilung  zu  verlangen. 

Es  ist  das  sogar  in  den  Landesgesetzen  ausdrücklich  ange- 
ordnet. (§  52.)  Jeder  einzelne  Genosse  kann  demnach  für  sich 
die  Ausscheidung  aus  der  Gemeinschaft  und  die  Zuweisung  eines 
entsprechenden  realen  Teiles  des  Grundstückes  verlangen.  Solche 
Singularteilungen  fänden  dann  natürlich  vor  dem  ordentlichen  Ge- 
richte und  nicht  nach  den  Bestimmungen  der  Gemeinschafls- 
gesetze  statt. 

Es  ist  schon  gezeigt  worden,  dass  sich  damit  das  Recht  in 
direkten  Widerspruch  nicht  nur  mit  der  ökonomischen  Natur 
dieser  agrarischen  Gemeinschaften,  sondern  auch  mit  den  Rechts- 
gewohnheiten und  dem  Rechtsbewusstsein  der  Bevölkerung  stellt. 
Ueberdies  ist  damit  aber  auch  das  Mittel  gegeben,  die  schon 
früher  vorgekommenen  wilden  Teilungen  von  Gemeinschafts- 
gründen fortzusetzen,  die,  wie  wir  sahen,  meist  in  höchst  irratio- 
neller, ja  vom  wirtschaftlichen  Standpunkte  aus  widersinniger 
Weise  vorgenommen  werden,  denen  aber  die  Beteiligten  nicht 
selten  wegen  der  geringeren  Kosten  vor  dem  Teilungsverfahren 
beiden  Agrarbehörden  den  Vorzug  geben. 

4.  Notwendigkeit  einer  Reform  des  Zivil- 
rechtes für  agrarische  Gemeinschaften. 

All  dem  müsste  durch  eine  Reform  des  Zivilrechtes  ein  Riegel 
vorgeschoben  werden.  Die  Unteilbarkeit  des  Gemeindegutes 
müsste  auf  alle  agrarischen  Gemeinschaftsgründe  ausgedehnt 
werden.  Die  Abgrenzung  der  agrarischen  Gemeinschaften  von 
dem  eigentlichen  individuellen  Miteigentume  wäre  nicht  allzuschwer 
zu  finden;  die  Entstehung  des  Gemeinschaftsverhältnisses,  die 
bestehende    Uebung   wird    fast   immer    dem    Richter    genügende 
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Anhaltspunkte  dafür  geben,  ob  ein  individuelles  Rechtsverhält- 
nis zwischen  mehreren  Einzelpersonen  vorliegt,  oder  ob  er  es  mit 
einer  Gemeinschaft  kollektiven  Ursprungs  zu  thun  hat.  Letzteres 
ist  jedenfalls  stets  dann  anzunehmen,  wenn  der  Anteil  am  Ge- 
meingrunde nicht  einer  einzelnen,  individuell  bezeichneten  Person 
zusteht,  sondern  an  den  Besitz  einer  Stammrealität,  an  die  Zuge- 
hörigkeit zu  einer  bestimmten  Familie  geknüpft  ist.  Natürlich 
müssten  alle  diese  Verhältnisse  vom  Grundbuchsgerichte  genau 
erhoben,  die  Parteien  darüber  vernommen  werden.  Die  Eigen- 
schaft des  Grundbuchskörpers  als  eines  nur  über  behördliche 
Bewilligung  teilbaren  Gemeinschaftsgutes  wäre  auf  dem  Gutsbe- 
standsblatte einzutragen;  gleichzeitig  auch  die  Rechtsverhältnisse, 
die  an  demselben  bestehen. 

Diese  Reform  unseres  geltenden  Privatrechtes  wäre  übrigens 
ganz  unabhängig  von  der  sonstigen  Gesetzgebung  über  agrarische 
Gemeinschaften,  müsste  also  in  allen  Ländern  durchgeführt 
werden,  auch  in  denen,  wo  Ausführungsgesetze  zum  Reichsgesetze 
über  Gemeinheitsteilungen  nicht  erlassen  sind.  Uebrigens  gehört 
die  Zivilrechtsgesetzgebung  ohnedies  in  die  Kompetenz  des 
Reichsrates. 

III.  Bechtlioher  Inhalt  der  Bet^liernuffeD. 

Befriedigender,  als  die  Frage  nach  den  Voraussetzungen  der 
Regulierungen  und  Teilungen,  ist  die  nach  deren  rechtlichem  In- 
halte von  den  Gesetzen  beantwortet  worden. 

Beginnen  wir  mit  der  Regulierung. 

Sie  umfasst  die  Feststellung  der  gemeinsamen  Nutzungsrechte 
selbst ,  ferner  die  Aufstellung  von  Verwaltungsnormen  und  die 
Schaffung  von  Verwaltungsorganen  für  das  Grundstück;  sodann 
die  Regelung  der  etwa  dritten  Personen  zustehenden  Ansprüche 
auf  Gegenleistungen  für  die  Benutzung  der  gemeinschaftlichen 
Realität;  endlich  die  Herstellung  der  notwendigen  gemeinsamen 
Anlagen. 

i)  Die  Art  der  Regulierug  der  Nutzungs- 
rechte. 

Die  Nutzungen  können  in  zweifacher  Weise  reguliert  werden: 
entweder  wird  die  absolute  Grösse  der  Nutzung  nach  Umfang, 
Ort  und  Art  der  Ausübung,  sowie  nach  Zeit,  Dauer  und  Mass 
des  Genusses  fixiert,  oder  es  werden  aliquote  Teile   (Holzaktien, 
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Kuxe  u.  dergl.)  festgestellt,    nach   welchen  der  jeweilige  sich  er- 
gebende Ertrag  oder  der  Erlös  unter  die  Genossen  verteilt  wird 

(§  22)- 

Speziell  bei  Wäldern  soll  die  Ausübung  der  Holznutzung, 
die  Schonung  der  verjüngten  Waldteile  u.  s.  w.  durch  eine  eigene 
Waldordnung  geregelt  werden,  deren  Befolgung  durch  einen  hie- 
fur  bestimmten  Genossen  zu  überwachen  ist  (§§  93,  94). 

Bei  der  Regulierung  der  Nutzungsrechte  ist  stets  die  nach- 
haltige Ertragsfahigkeit  des  Grundes  zu  berücksichtigen.  Es  muss 
sich  daher  jeder  Einzelne  eine  verhältnismässige  Herabsetzung 
seiner  Nutzungen  gefallen  lassen ,  wenn  dies  zur  nachhaltigen 
Wahrung  der  Ertragsfahigkeit  notwendig  ist.  Würden  dagegen 
für  den  gleichen  Zweck  einzelne  Teilgenossen  unverhältnismässig 
in  ihren  Nutzungen  beeinträchtigt  werden,  so  müssten  sie  dafür 
auf  Kosten  der  Gesamtheit  entschädigt  werden  (§  22). 

Bei  Waldgrundstücken ,  deren  pflegliche  Behandlung  aus 
öffentlichen  Rücksichten  besonders  wünschenswert  erscheint ,  ist 
zugleich  mit  der  Regulierung  ein  Wirtschaftsplan  aufzustellen, 
der  dem  Grundsatze  der  Nachhaltigheit  entspricht.  Sollte  die 
Letztere  durch  übermässige  Nutzungen  oder  aus  einem  anderen 
Grunde  gestört  sein,  so  ist  in  dem  Wirtschaftsplane  auf  deren 
Wiederherstellung  Bedacht  zu  nehmen.  Bei  Wäldern  von  ge- 
ringem Umfange  oder  einfachen  Betriebsverhältnissen  kann  an  die 
Stelle  eines  förmlichen  Wirtschaftsplanes  ein  summarisches  tech- 
nisches Programm  treten  (§  92). 

2)  Die  Feststellung  der  einzelnen  Nutzungs- 
rechte. 

Zunächst  soll  versucht  werden,  durch  ein  gütliches  Ueberein- 
kommen  die  Nutzungsrechte  festzustellen,  die  dem  Regulierungs- 
plan zu  Grunde  gelegt  werden  sollen. 

Misslingt  dies,  so  sind  die  Anteilsrechte  auf  Grund  von  Ur- 
kunden, behördlichen  Erkenntnissen  und  des  erhobenen  recht- 
mässigen Besitzstandes  zu  ermitteln.  In  Ermangelung  solcher 
•  Rechtstitel  entscheidet  die  thatsächliche  Uebung  während  der 
letzten  zehn  Jahre  vor  der  Einleitung  der  agrarischen  Operation. 
Dabei  »müssen  jedoch  einerseits  offenbar  unstatthafte  Ueberschrei- 
tungen  und  andrerseits  lediglich  durch  Zufall  entstandene  Vermin- 
derungen oder  gänzliche  Entziehungen«  ausser  Rechnung  bleiben. 

Hier  sind  demnach,  ganz  wie  bei  der  Servitutenregelung, 
den    rechtswidrigen  Ueberschreitungen    nur  die   zufälligen ,   nicht 
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auch  die  widerrechtlichen  Verminderungen  der  Nutzungen  gleich- 
gestellt. Das  bedeutet  aber  offenbar  hier  wie  dort  eine  Unge- 
rechtigkeit zu  Ungunsten  der  daran  Betroffenen.  Nur  das  nieder- 
österreichische Landesgesetz  spricht  von  »durch  Zufall  oder  eigen- 
mächtig bereiteten  Verminderungen«  (§  71). 

3.  Umfang  der  Nutzungen. 

Als  Massstab  für  die  Statthaftigkeit  der  Uebung  gilt  im 
Zweifel  der  Haus-  und  Gutsbedarf.  Nach  diesem  ist  auch  die 
Regulierung  dann  vorzunehmen,  wenn  die  für  den  lojährigen 
Durchschnitt  nötigen  Nachweisungen  fehlen. 

Ueber  die  Feststellung  des  »Haus-  und  Gutsbedarfes«  ent- 
halten die  Landesgesetze  ausführliche  Bestimmungen.  Insbeson- 
dere ist  der  Hausbedarf  an  Weide  und  Streu  durch  Sachverstän- 
dige zu  bemessen,  wobei  aber  als  Minimum  eine  Kuh  ortsüblicher 
Rasse  für  die  Familie  anzunehmen  ist ').  Für  den  Gutsbedarf  ist 
die  Durchwinterungsmöglichkeit  massgebend.  Dabei  ist  natürlich 
nur  das  auf  den  eigenen  Grundstücken  des  Genossen  erzeugte 
Winterfutter  zu  berücksichtigen;  andrerseits  ist  aber  auch  das 
Sommerfutter ,  das  dieser  aus  eigenen  Weideflächen  oder  aus 
sonstigen  Weide-  oder  Grasschnittrechten  beziehen  kann,  abzu- 
rechnen. Ueber  die  Grösse  des  Nutzholzbezuges  entscheidet  der 
Bedarf  für  die  Erhaltung  des  Wohnhauses  und  der  Wirtschafts- 
gebäude bei  ortsüblicher  Bauart ;  über  die  Menge  des  Brennholzes 
und  Torfes  der  durchschnittliche  ortsübliche  Bedarf  für  den  Haus- 
halt einer  Familie  (§  72). 

Auf  Grund  dieser  Feststellungen  ist  dann  das  den  einzelnen 
Teilgenossen  zustehende  Nutzungsrecht  ziffermässig  zu  fixieren 
oder  in  Quotenanteile  an  dem  Ertrage  umzuwandeln.  Dabei  kön- 
nen jedoch  unerhebliche  Verschiedenheiten  zwischen  den  Anteil- 
rechten der  einzelnen  Genossen  in  Geld  ausgeglichen  werden. 
Eine  solche  Unerheblichkeit  liegt  jedenfalls  immer  dann  vor, 
wenn  die  Verschiedenheit  den  zwanzigsten  Teil  des  Wertes  des 
Anteiles  nicht  überschreitet*)  (§  4). 

4.  RegelungderVerwaltung. 

Ausser  den  Nutzungsrechten  muss  auch  die  gemeinsame 
Verwaltung  immer  dann  geregelt  werden,  wenn  nicht  ohnedies 
schon  ausreichende  Vorkehrungen  dafür,  z.  B.  durch  die  Gemeinde- 
ordnung (§§  7,  57),  getroffen  sind.    In  der  Regel  ist  ein  Verwai- 

i)  Dieses  Minimum  fehlt  nur  in  Kärnten. 

2)  Eine  solche  zifTermässige  Grenze  fehlt  in  Kärnten. 
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tungsstatut  aurzustellen,  dessen  Inhalt  sich  nach  den  Verhältnissen 
des  einzelnen  Falls  richtet,  sowie  insbesondere  danach,  ob  öffent- 
liche Interessen  an  der  ordnungsmässigen  Verwaltung  des  gemein- 
samen Grundstückes  mehr  oder  minder  beteiligt  sind.  Im  Ueb- 
rigen  ist  dabei  den  Wünschen  und  Anträgen  der  Teilgenossen 
möglichst  Rechnung  zu  tragen.  Insbesondere  ist  aber  in  Aussicht 
genommen,  dass  die  ordentliche  Verwaltung  durch  einen  Ver- 
walter geschehe,  der  von  den  Teilgenossen  gewählt  oder,  falls 
eine  solche  Wahl  nicht  erfolgt,  von  der  politischen  Behörde  be- 
stellt wird;  und  ferner,  dass  bei  wichtigen  Veränderungen,  die 
zum  Zwecke  der  Erhaltung  oder  besseren  Benützung  vorgeschlagen 
werden  sollten,  die  überstimmten  Teilgenossen  sich  dem  Aus- 
sprache eines  Schiedsrichters  oder  der  politischen  Behörde  fügen 
müssen  (§  94). 

Für  Waldungen  ist  direkt  imperativ  angeordnet,  dass  ein 
Teilgenosse  durch  Wahl  oder  Bestellung  zu  bestimmen  sei,  dem 
es  obliegt,  für  die  Einhaltung  des  Wirtschaftsplanes  oder  tech- 
nischen Programmes  und  der  Waldordnung  zu  sorgen. 

Leider  ist  nicht  auch  betont,  dass  namentlich  in  Wäldern  die 
Gewinnung  von  Streu  und  Nutz-  und  Brennholz  möglichst  durch 
Organe  der  Gesammtheit  und  nicht  durch  die  einzelnen  Teilge- 
nossen erfolgen  und  damit  das  Holzungsrecht  der  Letzteren  in 
ein  Holzbezugsrecht  umgewandelt  werden  solle.  Die  Zweck- 
mässigkeit einer  solchen  Massregel  wurde  bereits  früher  gelegent- 
lich der  Servitutenregulierung  hervorgehoben.  Immerhin  besteht 
aber  die  Möglichkeit,  auch  diesen  Gesichtspunkt  bei  Abfassung  der 
Verwaltungsstatuten  zu  berücksichtigen. 

5.  Gemeinsame  Anlagen. 

Mit  der  Regulierung  muss  die  Herstellung  solcher  gemein- 
samer Anlagen  verbunden  werden,  die  »zur  gesicherten  Ausübung 
der  regulierten  Rechte  notwendig  sind«  ,  wobei  jedoch  über  das 
Mass  der  thatsächlichen  »Notwendigkeit«  nicht  hinauszugehen  ist. 
(§  8).  Zu  den  Kosten  haben  die  Nutzungsberechtigten  im  Verhält- 
nisse ihrer  Anteile  beizutragen. 

Dass  die  Herstellung  gemeinsamer  Anlagen  gelegentlich  der 
Regulierung  nur  innerhalb  so  enger  Grenzen  vom  Gesetze  gestat- 
tet wird,  muss  wohl  in  mehr  als  einer  Hinsicht  bedauert  werden. 
Namentlich  hängt  gar  oft  zwar  nicht  die  gesicherte  Ausübung  der 
Nutzungsrechte,  wohl  aber  die  rationelle  Bewirtschaftung  der  ge- 
meinsamen Realität  von  gemeinsamen  Anlagen  ab,  wie  Entwäs- 
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serungen,  Bewässerungen,  Herstellung  von  Wegen,  Gräben,  Bring- 
ungsanstalten,  Bau  entsprechender  Alpshütten,  Ställe  u.  s.  w.  In 
vielen  Fällen  sind  derartige  Anlagen  gerade  das  einzige  Mittel, 
um  die  aus  der  gemeinsamen  Benutzung  entspringenden  öko- 
nomischen Uebelstände  zu  beseitigen;  dafür  bietet  aber  die  Re- 
gulierung eine  nicht  leicht  wiederkehrende  Gelegenheit. 

Wenigstens  hätte  man  solche  Massregeln  dann  vorschreiben 
sollen,  wenn  ein  bestimmter  Teil  der  Interessenten  —  z.  B.  die 
Hälfte  —  ihnen  zustimmt. 

6.  Regulierung  der  Gegenleistungen. 

Endlich  hat  sich  die  Regulierung  auch  auf  solche  Gegenleis- 
tungen, insbesondere  periodische  Abgaben,  zu  erstrecken,  welche 
dritten  Personen  gegen  alle  oder  einzelne  Teilgenossen  als  solche 
für  die  Benützung  gemeinschaftlicher  Grundstücke  zustehen  (§  23). 

Hier  erhebt  sich  nun  die  praktisch  sehr  wichtige  Frage,  was 
denn  unter  diesen  »Gegenleistungen«  zu  verstehen  sei.  Wir 
erinnern  uns,  dass  ursprünglich  das  Correlat  zu  dem  Genuss  des 
gemeinen  Nutzens  in  der  Tragung  der  gemeinen  Lasten  bestanden 
hatte,  dass  später  dieses  Verhältnis  durch  die  Gemeindegesetz- 
gebung rechtlich  beseitigt  wurde,  dass  es  aber  doch  in  sehr  vielen 
Fällen  thatsächlich  bestehen  blieb,  so  dass  auch  heute  noch  in 
zahlreichen  Gemeinden  die  Gemeindelasten  ganz  oder  doch  vorzugs- 
weise von  den  Singularisten,  Bestifleten  u.  s.  w.  getragen  werden. 
Ist  nun  diese  ausschliessliche  oder  doch  stärkere  Heranziehung  der 
Nutzungsberechtigten  eine  »Gegenleistung«  für  die  Nutzungen  ?  Die 
Gesetze  enthalten  über  diese  so  wichtige  Frage  kein  Wort,  und 
ebensowenig  die  Durchführungsverordnungen.  Und  die  Sache  ist 
deshalb  sehr  zweifelhaft,  weil  man  da  zwar  vom  ökonomischen, 
nicht  aber  vom  juristischen  Standpunkte  aus  von  einer  Gegenleis- 
tung sprechen  kann. 

Wir  haben  aber  früher  gesehen,  dass  die  Sicherung  dieser 
Ueberreste  der  früheren  Gemeindeverhältnisse  ausserordentlich 
wünschenswert  wäre:  das  Unrecht,  das  die  Gemeindegesetzgeb- 
ung den  vom  gemeinen  Nutzen  ausgeschlossenen  »Ungenossen« 
durch  Verallgemeinerung  der  Beitragspflicht  zugefügt  hat,  würde 
dadurch  wenigstens  dort  beseitigt,  wo  es  noch  nicht  verwirklicht 
ist.  Den  Nutzungsberechtigten  geschähe  damit  kein  Unrecht,  da 
dieselben  die  höheren  Lasten  auch  bisher  nur  opinione  necessi- 
tatis  getragen  haben.  Thatsächlich  dürfte  indessen  das  Gresetz 
wohl  kaum  in  dieser  Art  gehandhabt  werden. 
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Ks  wäre  also  durch  eine  authentische  Interpretation  des  Ge- 
setzestextes jeder  Zweifel  darüber  auszuschliessen,  dass  thatsäch- 
lich  auch  eine  erhöhte  Beitragspflicht  unter  die  Gegenleistungen 
zu  subsummieren  ist 

IT.  R«ebtlieher  Inhalt  der  Tellnngeii. 

Nach  ganz  ähnlichen  Grundsätzen,  wie  die  oben  betrachteten 
Regulierungen  haben  die  Gemeinheitsteilungen  stattzufinden.  Zu 
einem  vollständigen  Teilungsoperate  gehört  aber  nicht  nur  die 
Abfindung  der  einzelnen  Teilgenossen  aus  dem  gemeinschaftlichen 
Grundbesitze  und  die  Feststellung  der  etwa  erforderlichen  Geld- 
ausgleichungen, sondern  noch  eine  ganze  Reihe  weiterer  Vor- 
kehrungen: die  Sorge  für  die  Zugänglichkeit  der  einzelnen  Ab- 
findungsgrundstücke, eventuell  durch  Errichtung  von  Servituten, 
die  Herstellung  gemeinsamer  Anlagen  und  die  Sicherung  der 
ordentlichen  Erhaltung  derselben ,  die  Ablösung  der  Ansprüche 
dritter  Personen  auf  Gegenleistungen  für  die  Nutzungen,  endlich 
die  Wahrung  der  bücherlichen  Rechte  dritter  Personen  an  der 
zu  teilenden  Realität. 

Bei  den  Teilungen  sind  alle  diese  Massregeln  untereinander 
in  viel  engerer  Beziehung  als  bei  den  Regulierungen;  denn  sie 
kommen  fast  durchaus  in  der  Grösse,  respektive  dem  Werte  des 
dem  Einzelnen  zugewiesenen  Abfindungsgrundstückes  zum  Aus- 
drucke. 

I.  Bemessung  der  Abfindungsgrundstücke. 

Im  allgemeinen  gilt  dafür  der  Grundsatz,  dass  der  Wert  des 
gemeinschaftlichen  Besitzes  unter  die  Berechtigten  nach  dem 
Werte  der  auf  die  angegebene  Weise  qualitativ  und  quantitativ 
festgestellten  Nutzungsrechte  zu  teilen  ist.  Die  Bewertungen  er- 
folgen, falls  kein  Einverständnis  des  Interessenten  erzielt  werden 
kann ,  auf  Gnmd  des  Gutachtens  von  Sachverständigen  (§  73). 
Die  Abfindung  geschieht  in  Grund  und  Boden ;  nur  für  unerheb- 
liche Wertverschiedenheiten  (s.  o.)  kann  eine  Ausgleichung  in 
Geld  angeordnet  werden. 

Das  Teilungsobjekt  vergrössert  sich  durch  die  infolge  der 
Operation  entfallenden  Wege,  Gräben  und  sonstige  Anlagen;  es 
verringert  sich  ebenso,  wenn  das  Aequivalent  für  die  Ablösung 
von  (jegenleistimgen  im  Boden  besteht,  ferner  durch  die  Fläche, 
welche  für  die  Herstellung  gemeinsamer  Anlagen  erforderlich  ist 
(§  84).     An  der  Beschaffung  dieses  Areales   haben   übrigens  nur 
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die  Teilgenossen  zu  partizipieren,  deren  Besitz  von  den  gemein- 
samen Anlagen  einen  Vorteil  erfährt  (§§  85,  86). 

2.  Behandlung  der  nudaproprietas  der  Gemeinde. 

Gegen  diese  Vorschriften  lässt  sich  gewiss  nichts  einwenden. 
Sie  sind  einfach  die  Realisierung  des  Grundsatzes  ,  dass  das  ge- 
meinsame Grundstück  im  Verhältnis  der  Anteile  unter  die  Ge- 
nossen verteilt  werden  solle. 

Dagegen  vermissen  wir  hier  jede  Bestimmung  darüber,  was 
denn  zu  geschehen  habe ,  wenn  es  sich  nicht  um  die  Teilung 
unter  eine  Mehrzahl  von  nutzungsberechtigten  Personen  handelt 
(Spezialteilung) ,  sondern  um  eine  Auseinandersetzung  zwischen 
der  grundbesitzenden  Gemeinde  oder  Gemeindeabteilung  einer- 
seits, den  nutzungsberechtigten  Gemeindemitgliedern  andrerseits 
(Generalteilung). 

Natürlich  muss  davon  abgesehen  werden,  dass  der  Gemeinde 
ausser  dem  Eigentume  etwa  auch  noch  bestimmte  Nutzungsrechte 
an  dem  fraglichen  Gute  zustehen;  diesbezüglich  steht  sie  selbst- 
verständlich allen  anderen  Teilgenossen  gleich.  Ebensowenig  kom- 
men hier  die  Gegenleistungen  in  Betracht,  welche  viele  Gemeinden 
von  den  Nutzungsberechtigten  beziehen  und  für  solche  eine  eigene 
Ablösung  gezahlt  werden  muss  (s.  u.).  Die  Frage,  die  noch  offen 
bleibt,  geht  vielmehr  dahin,  wie  das  blosse  Eigentumsrecht,  die 
nuda  proprietas  der  Gemeinde  am  Gemeindegute,  bei  der  Ausein- 
andersetzung mit  den  nutzungsberechtigten  Bauern  in  Anrechnung 
gebracht  wird,  also  in  welcher  Weise  z.  B.  ein  Grundstück  geteilt 
werden  müsste,  an  dem  die  Gemeinde  bloss  das  Eigentumsrecht 
hat,  während  die  ganzen  Nutzungen  den  Gemeindemitgliedern 
ohne  jedes  Entgelt  zustehen. 

Nur  in  Niederöst  er  reich  und  Schlesien  finden  wir 
auf  diese  wichtige  Frage  eine  klare  Antwort.  Die  Gemeinde  wird 
hier  auch  dann  unter  die  Teilgenosssen  gerechnet,  wenn  sie  sich 
weder  im  Besitze  der  Liegenschaft  befindet,  noch  auch  im  that- 
sächlichen  Bezüge  von  Ertragsüberschüssen  über  die  Ansprüche 
der  Nutzungsberechtigten  steht,  sondern  wenn  sie  nur  entweder  als 
Eigentümer  intabuliert  ist,  oder  beim  Fehlen  einer  Grundbuchsein- 
lage die  Grundsteuer  zu  zahlen  hat  (§  20). 

Wo  nun  die  Gemeinde  lediglich  kraft  ihres  Eigentumes  als 
Beteiligte  auftritt,  dort  ist  ihr  Anteilsrecht  dem  Unterschiede  zwi- 
schen dem  blossen  Nutzungseigentume  und  dem  freien  Eigen- 
tume an  diesen  Grundstücken  gleichzuhalten.    »Insoferne  nicht  be- 
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sondere  Umstände  ein  anderes  Verhältnis  begründen ,  ist  dieses 
Anteilsrecht  der  Gemeinde  gleich  dem  4.  Teil  der  bezüglich  der- 
selben Grundstücke  festgestellten  Anteilrechte  zu  berechnen«  (§71). 
Der  Gemeinde  hat  demnach  bloss  für  ihre  nuda  proprietas  der 
5.  Teil  des  Gemeindegutes  zuzufallen. 

Dass  eine  Vorschrift  dieser  Art  zweckmässig,  ja  direkt  not- 
wendig ist,  leuchtet  ein.  Wenn  auch  momentan  der  ganze  Ertrag 
des  Gemeindegutes  von  den  Nutzungsrechten  absorbiert  wird, 
so  kann  sich  dies  in  Zukunft  sehr  ändern,  da  der  Gemeinde 
die  Anwartschaft  auf  freiwerdende  Nutzungsrechte  zusteht;  wenn 
der  Ertrag  den  Haus-  und  Gutsbedarf  der  Berechtigten  übersteigt, 
—  sei  es  durch  Verbesserungen  auf  dem  Gute,  sei  es  durch  Aen- 
derungen  des  Wirtschaftsbetriebes  der  Berechtigten,  —  so  kommt 
der  Ueberfluss  in  die  Gemeindekasse.  Auch  die  nuda  proprietas 
ist  eben  nicht  ganz  wertlos;  ob  sie  gerade  mit  Vi  des  Guts- 
wertes zu  bemessen  sei,  muss  dahin  gestellt  bleiben;  eine  ge- 
wisse Willkürlichkeit  lässt  sich  in  solchen  Fragen  nun  einmal  nicht 
vermeiden  *). 

In  den  anderenLändern  sind  dagegen  die  gesetzlichen 
Bestimmungen  in  der  uns  beschäftigenden  Frage  höchst  unklar 
und  wahren  keineswegs  in  demselben  Masse  die  Interessen  der 
gnindbesitzenden  Gemeinde. 

Diese  wird  zunächst  nur  dann  als  Teilgenosse  behandelt,  wenn 
sie  entweder  im  Besitze  der  Liegenschaft  oder  im  Bezüge  von  Er- 
tragsüberschüssen ist.  Der  Besitz  wird  nun  meist  schwer  nachweis- 
bar sein  —  ob  blosser  Tabularbesitz  genügt,  ist  sehr  zweifelhaft,  — 
und  Ertragsüberschüsse  brauchen  zur  Zeit  der  Provokation  nicht 
vorhanden  zu  sein.  Aber  selbst  wenn  einer  der  beiden  Fälle  vor- 
liegen sollte,  ist  nicht  einzusehen,  in  welcher  Weise  das  Eigen- 
timi  der  Gemeinde  bei  der  Feststellung  der  Anteile  und  der  Ab- 
findungsgrundstücke in  Anrechnung  gebracht  werden  solle.  Denn 
es  finden  sich  über  die  Feststellung  der  Anteilsrechte  nur  die 
folgenden  Bestimmungen:  »Bei  der  Teilung  hat  jeder  Teilgenosse 
nach  Massgabe  des  .  .  .  Wertes  seines  Anteiles  an  den  gemein- 
schaftlichen Grundstücken  .  .  .  Anspruch  auf  Abfindungc  .  .  . 
(§  18  des  mährischen  Gesetzes).    >In  Betreff  der  Feststellung  der 


1)  I>er  böhmische  I^ndesausschuss  hatte  in  seinem  Gesetzentwurfe  vom  J.  1888 
ein  Drittel  vorgeschlagen. 
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Anteilrechte  der  einzelnen  Teilgenossen  ...  ist  das  Verhältnis 
der  Teilnahme  nach  den  durchschnittlichen  Ergebnissen  der  that- 
sächlichen  Ausübung  der  Nutzungsrechte  .  .  .  festzustellen  (§  39 
daselbst).  Hienach  hat  es  fast  den  Anschein,  als  ob  bei  einer 
Auseinandersetzung  zwischen  der  grundbesitzenden  Gemeinde  und 
den  alle  Erträgnisse  beziehenden  Nutzungsberechtigten  die  Teilung 
darin  zu  bestehen  hätte,  dass  das  Eigentum  ohne  jedes  Entgelt  der 
Gemeinde  genommen  und  der  agrarischen  Gemeinschaft  zuge- 
wendet wird;  denn  von  einem  » Nutzungsrechte <  der  Gemeinde 
kann  man  ja  in  solchen  Fällen  nicht  sprechen,  und  die  Ausübung  der 
»Nutzungsrechte«   soll  doch  der  Teilung  zugrunde  gelegt  werden ! 

Wenn  hier  die  Gesetzgebung  nicht  eingreift  und  dieser  Auf- 
fassung durch  eine  Bestimmung  vorbeugt,  welche  der  im  nieder- 
österreichischen Landesgesetze  enthaltenen  analog  ist,  so  besteht 
die  dringende  Gefahr,  dass  die  Rustikalisten  gerade  die  Teilungs- 
gesetze als  ein  neues  Mittel  benützen  werden,  um  sich  das  Eigen- 
tum am  Gemeindegute  zu  verschaffen.  Das  schon  seit  Jahrzehn- 
ten fortschreitende,  durch  unsere  mangelhafte  Justiz-  und  Ge- 
meindegesetzgebung begünstigte  Schwinden  des  Gemeindegutes 
und  der  Uebergang  des  letzteren  in  die  Hände  des  Nutzungsbe- 
rechtigten würde  dadurch  einen  neuen  Anstoss  erhalten. 

Hier  ist  also  eine  Reform  der  in  Rede  stehenden  4  Landes- 
gesetze dringend  geboten. 

3.  Gemeinsame  Anlagen. 

Solche  sind  nur  insofern  herzustellen,  als  sie  zur  Herbeifüh- 
rung einer  thunlichst  servitutsfreien  Zugänglichkeit  und  zweck- 
mässigen wirtschaftlichen  Benutzbarkeit  der  Abfindungsgrundstücke 
notwendig  sind,  »wobei  jedoch  über  das  Mass  der  thatsächlichen 
Notwendigkeit  nicht  hinauszugehen  und  namentlich  an  bereits  be- 
stehenden Wegen,  Gräben,  Bächen  und  Brücken  nur  das  Unent- 
behrlichste zu  ändern  ist«  (§  8). 

Das  Gesetz  geht  hier  in  der  Anordnung  gemeinsamer  An- 
lagen allerdings  etwas  weiter,  als  bei  den  Regulierungen ;  es  muss 
aber  doch  wegen  der  Beschränkung  auf  das  unentbehrlich  Not- 
wendige, als  zu  enge  bezeichnet  werden.  Besonders,  wenn  man 
bedenkt,  wie  selten  nach  vollzogener  Teilung  sich  auch  nur 
die  Majorität  der  Interessenten  zu  einer  vielleicht  gerade  nicht 
unumgänglich  notwendigen,  aber  für  Alle  äusserst  nutzbringen- 
den   geraeinsamen    Aktion     vereinigen    dürfte.      Zudem     genügt 
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aber  selbst  der  Beschluss  der  Hälfte  der  Beteiligten  nur  dann, 
wenn  für  Entwässerungs-,  Schutz-  oder  Regulierungsbauten  eine 
Wassergenossenschaft  gebildet  werden  soll;  für  Bewässerungsan- 
lagen müssen  zwei  Drittel  der  Grundbesitzer  stimmen,  während 
für  alle  anderen  etwa  wünschenswerten  Anlagen  —  Wege, 
Brücken  u.  s.  w.  —  das  Prinzip  des  relativen  Zwanges  in  Oester- 
reich  noch  nicht  verwirklicht  ist,  also  Einstimmigkeit  der  Interes- 
senten erfordert  wird. 

Die  Beistellung  der  für  die  gemeinsamen  Anlagen  nötigen 
Bodenfläche,  sowie  die  Tragung  der  Herstellungskosten  durch  die 
Interessenten  geschieht  nach  dem  Verhältnisse  der  ihnen  zuge- 
teilten, aus  der  Anlage  Nutzen  ziehenden  Abfindungsgrundstücke 
(§  87).  Dieser  Massstab  gilt  auch  für  die  Verpflichtung,  die  An- 
lagen in  Zukunft  ordentlich  zu  erhalten.  Sofern  es  sich  dabei 
um  Wasserbauten  handelt,  können  die  daran  Beteiligten  auch 
ohne  ihre  Zustimmung  zu  einer  Genossenschaft  vereinigt  werden 
(§  88) ,  eine  Bestimmung,  die  wohl  unbedenklich  auch  auf  andere 
gemeinsame  Anlagen  hätte  ausgedehnt  werden  können. 

4.  Einräumung  von  Servituten. 

Wo  die  zweckmässige  Benützbarkeit,  insbesondere  die  Zu- 
gänglichkeit einzelner  Teilstücke  auf  andere  Weise  nicht  zu  er- 
reichen ist,  muss  dies  dadurch  geschehen,  dass  für  dieselben 
Servituten  zu  Lasten  anderer  Abfindungsgrundstücke  eingeräumt 
werden.  Die  dadurch  bewirkte  Minderung  des  Wertes  der  Letz- 
teren ist  bei  der  Teilung  entsprechend  in  Rechnung  zu  ziehen  (§  89). 

5.  Gegenleistungen. 

Bei  der  Feststellung  der  Abfindungsgrundstücke  müssen  auch 
die  auf  den  Anteilrechten  etwa  haftenden  Verpflichtungen  zu 
Gegenleistungen,  insbesondere  zu  periodischen  Abgaben  berück- 
sichtigt werden  (§  23).  Dieselben  sind  mit  Hem  2ofachen  Betrage 
des  reinen  Wertes  der  auf  das  Jahr  entfallenden  Leistungen  oder 
Abgaben  in  Ansatz  zu  bringen,  wobei  die  thatsächliche  Uebung 
der  letzten  zehn  Jahre  massgebend  ist,  rechtlich  nicht  begründete 
Verminderungen  aber  nicht  berücksichtigt  werden  (§  Jj),  Die 
Ablösung  dieser  Ansprüche  dritter  Personen  hat  nach  dem  Er- 
messen der  Behörde  in  Geld,  Grund  und  Boden  oder  auf  andere 
Weise  zu  erfolgen  (§  23). 

Alles,  was  bei  den  Regulierungen  über  die  Subsumtion  der 
besonderen  Beitragsverpfiichtungen  unter  die  »Gegenleistungen« 
gesagt  wurde,  gilt  natürlich  auch  für  die  Teilungen ;  ja  es  gewinnt 
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hier  ganz  besondere  Bedeutung.  Denn  findet  diese  Subsumtion 
nicht  statt,  —  und  das  dürfte  wohl  in  der  Praxis  der  Fall  sein,  — 
so  fällt  jene  erhöhte  oder  sogar  ausschliessliche  Tragung  aller 
oder  bestimmter  Gemeindelasten  beinahe  mit  Notwendigkeit  von 
selbst  weg  ;  gibt  es  dann  doch  keine  »Bestifteten«,  »Rustikalisten« 
mehr,  oder  wie  sie  sonst  hiessen.  Offenbar  würden  dadurch  nicht 
nur  die  bisher  minder  belasteten  Gemeindeglieder,  sondern  die 
Gemeinden  selbst  arg  geschädigt  werden. 

Y.  Dag  Yerfolireii. 

Nebst  den  materiellen  Rechtssätzen  ist  auch  die  Form  des 
Verfahrens  von  grosser  Bedeutung  für  den  praktischen  Erfolg. 
Es  würde  uns  jedoch  zu  weit  führen,  wollten  wir  dieses  Verfahren 
detailliert  darstellen.  Wir  müssen  uns  vielmehr  darauf  beschränken, 
so  viel  davon  mitzuteilen,  als  zur  allgemeinen  Beurteilung  nötig  ist. 

a)  Gesetzliche  Bestimmungen. 

Das  Verfahren  lässt  sich  in  drei  Hauptabschnitte  zerlegen, 
die  mit  den  Schlagworten  »Liste  der  Beteiligten,  Register  der 
Anteilsrechte  und  Teilungs-  oder  Regulierungsplan  c  gekennzeich- 
net werden  können.  Die  einzelnen  in  diese  Hauptabschnitte  fal- 
lenden Handlungen  sind  folgende: 

1.  Liste  der  Beteiligten:  Provokation.  Bestellung  eines 
Lokalkommissäres.  Bekanntmachung  des  Beginnes  seiner  Amts- 
wirksamkeit. Feststellung  der  Grenzen  des  gemeinschaftlichen 
Grundstückes  entweder  auf  Grund  der  vorhandenen  Katastral- 
operate  oder  durch  Neuanfertigung  geometrischer  Situations- 
pläne. Begehung  der  Grenzen  des  gemeinschaftlichen  Grund- 
stückes, eventuell  Vermarkung  derselben.  Feststellung  der  un- 
mittelbar Beteiligten  durch  entsprechende  Erhebungen.  OefTent- 
liche  Auflegung  der  Liste  der  unmittelbar  Beteiligten  durch 
14  Tage.  Gegen  deren  Inhalt  Rekurs  an  die  Landes-  und  Mini- 
sterialkommission. 

2.  Register  der  Anteilsrechte:  Feststellung  der  An- 
teilsrechte durch  Uebereinkommen,  oder  auf  Grund  von  Urkunden, 
Erkenntnissen;  oder  Erhebung  des  rechtmässigen  Besitzstandes 
oder  der  thatsächlichen  Uebung  während  der  letzten  10  Jahre, 
der  unstatthaften  Ueberschreitungen  und  Verminderungen  und  des 
Haus-  und  Gutsbedarfes.  Gleichzeitig  bei  der  Regulierung:  Er- 
hebung  der  Ertragsfahigkeit   der  Realität ;   bei  der  Teilung :  Be- 
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Wertung  der  Anteilrechte  und  des  gemeinschaftlichen  Grundstückes 
durch  Uebereinkommen  oder  auf  Grund  von  Gutachten  der  Sach- 
verständigen. Die  Bewertung  der  Liegenschaft  erfolgt  durch  Auf- 
stellung eines  Bonitätsschemas,  Klassifikation  und  Tarifierung. 
Femer:  Feststellung  und  Bewertung  der  Ansprüche  dritter  Per- 
sonen auf  Gegenleistungen.  Klarstellung  der  Entstehung  der  auf 
dem  zu  teilenden  Gute  haftenden  Schulden,  wenn  nötig  Versuch 
der  ziffermässigen  Fixierung  der  nicht  bestimmten  Schulden.  Fest- 
stellung der  Zahlungsverbindlichkeiten  der  Teilgenossen. 

Oeffentliche  Auflegung  eines  alle  diese  Momente  enthalten- 
den Registers  durch  14  Tage.  Mitteilung  von  Auszügen  aus 
demselben  an  die  unmittelbar  Beteiligten.  Entscheidung  darüber, 
ob  diejenigen,  welche  sich  dem  Teilungsbegehren  widersetzen,  die 
Gemeinschaft  fortsetzen  können. 

3.  Teilungs-  oder  Regulierungsplan:  Feststellung 
der  gemeinsamen  Anlagen  und  der  Tragung  der  Kosten  für  die- 
selben. Bei  Teilungen:  Ermittlung  der  Abfindungsgrundstücke, 
Ordnung  der  Servitutsverhältnisse,  Bestimmung  der  Geldausgleich- 
ungen. Bei  Regulierungen  :  Ermittlung  der  zweckmässigsten  in- 
nerhalb der  Ertragsfahigkeit  zulässigen  Art  der  Benutzung,  der 
Geldentschädigungen  für  einseitige  Beschränkungen  einzelner  Be- 
rechtigter, der  Geldausgleichungen,  Verhandlung  über  die  künftige 
Verwaltung,  Aufstellung  des  Verwaltungsstatutes,  eventuell  des 
Wirtschaftsplanes  oder  technischen  Programmes  und  der  Wald- 
ordnung. 

Oeffentliche  Auflegung  des  Teilungs-  oder  Regulierungsplanes, 
mündliche  Erläuterung.  Bei  Teilungen:  Absteckung  an  Ort  und 
Stelle.  Einwendungen  gegen  den  Plan  an  die  Landes-  und  Mini- 
sterialkommission.  Bestätigung  durch  die  Landeskommission, 
Kundmachung  derselben. 

b)  Beurteilung  des  Verfahrens. 

Dieser  gedrängte  Ueberblick  genügt,  um  uns  die  hauptsäch- 
lichsten Vorzüge  und  Nachteile  des  Verfahrens  erkennen  zu  lassen. 

Unter  den  Vorzügen  ist  vor  Allem  dieser  hervorzuheben,  dass, 
wenn  einmal  eine  Teilung  oder  eine  Regulierung  über  Provokation 
der  Interessenten  oder  über  behördliche  Anordnung  eingeleitet  ist, 
die  Durchfuhrung  der  Operation  —  anders  als  bei  der  Zusammen- 
legung —  von  dem  Willen  der  Beteiligten  durchaus  unabhängig 
bleibt.    Zwar  soll  auf  deren  Wünsche  bei  der  Zuweisung  von  Ab- 
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findungsgrundstücken  und  bei  der  Ordnung  der  künftigen  Nutzung 
möglichst  Rücksicht  genommen  werden,  und  es  ist  den  Interessenten 
auch  ein  weitgehendes  Berufungsrecht  gegen  die  Anordnungen 
der  Agrarbehörden  gewährt ;  aber  der  Teilungs-  oder  Regulierungs- 
plan unterliegt  keiner  weiteren  Beschlussfassung  durch  die  Teil- 
genossen, sondern  das  einmal  eingeleitete  Verfahren  wird  unbe- 
dingt von  Amtswegen  zu  Ende  geführt. 

Als  ein  weiterer  Vorzug  desselben  kann  angeführt  werden, 
dass  es  den  Beteiligten  alle  Garantieen  für  eine  gerechte  Ent- 
scheidung bietet.  Das  ganze  Verfahren  teilt  sich  in  drei  Etappen : 
Liste  der  Beteiligten,  Register  der  Anteilsrechte  und  Teilungs- 
oder Regulierungsplan.  Jedes  dieser  Operate  muss  öffentlich  auf- 
gelegt, es  muss  diese  Auflegung  vorher  kundgemacht  werden,  und 
es  können  gegen  deren  Inhalt  Einwendungen  und  gegen  die  Ent- 
scheidung über  dieselben  Berufung  erhoben  werden. 

Aber  auch  Nachteile  weist  das  Verfahren  auf.  Insbesondere 
hat  gerade  diese  peinliche  Sorgfalt,  mit  der  das  Gesetz  die  Rechte 
der  Beteiligten  zu  wahren  sucht,  bedeutende  Schattenseiten.  Sie 
macht  das  Verfahren  langwierig,  kompliziert  und  kostspielig^). 

Sehr  stark  macht  sich  dies  z.  B.  dann  fühlbar,  wenn  es  sich 
nicht  um  eine  neue  Teilung  des  gemeinschaftlichen  Besitzes  han- 
delt, sondern  wenn  dieser  schon  früher  durch  einfaches  Ueber- 
einkommen  ohne  behördliche  Intervention  zwischen  den  Genossen 
geteilt  worden  war  und  nun  die  Parteien  bei  der  Landeskommis- 
sion um  die  Bestätigung  der  bereits  vollzogenen  Teilung  und  um 
deren  grundbücherliche  Durchführung  ansuchen.  Auch  solche 
Fälle  können  nur  auf  dem  im  Gesetze  vorgeschriebenen  kompli- 
zierten Wege  erledigt  werden. 

Allerdings  gestatten  selbst  die  Landesgesetze  unter  Umständen 
gewisse  Vereinfachungen.  Es  darf  nämlich  mit  Genehmigung  der 
Landeskommission  das  Register  der  Anteilrechte  entweder  mit 
der  Liste  der  Beteiligten  oder  mit  dem  schliesslichen  Operations- 
plane verbunden  werden  (§  69).  Allein  es  ist  klar,  dass  dadurch 
nur  der  kleinste  Teil  der  angeführten  Uebelstände  beseitigt  wer- 
den kann,  und  dass  das  ganze  Verfahren  im  Wesentlichen  nur  auf 
grosse,  wertvolle  gemeinschaftliche  Güter  zugeschnitten  ist,  bei  denen 
jene  Nachteile  gegenüber  der  Sicherheit  einer  gerechten  und  sach- 
gemässen  Entscheidung  gerne   in   den  Kauf  genommen  werden. 

i)  So   hat   die  Teilung   und  Regulierung    von   349  Nachbarschaften    (im  Lande 
sind  deren  im  ganzen  3010)  in  Kärnten  53000  fl.  gekostet. 
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Dagegen  muss  sich  bei  kleinen  Gemeinschaften  mit  nur  einigen 
wenigen  Beteiligten  ein  arges  Missverhältnis  zwischen  dem  Wert 
des  Objektes  und  den  Opfern  an  Geld,  Arbeit  und  Zeit  heraus- 
stellen. Wie  verbreitet  aber  gerade  diese  kleinen  Agrargemein- 
schaften  sind,  dafür  bietet  uns  Kärnten  interessante  Anhaltspunkte. 
Wir  werden  -sehen,  dass  in  diesem  Lande  bisher  vorwiegend  die 
ausgedehnteren  Nachbarschaften  der  Regulierung  und  Teilung 
unterzogen  worden  sind.  Nach  den  Mitteilungen  des  Landesaus- 
schusses über  den  Stand  der  Operationen  Ende  Februar  1892  ') 
schwankt  die  Zahl  der  Teilgenossen  bei  den  in  Angriff  genomme- 
nen Nachbarschaften  in  der  Regel  zwischen  10  und  50 ;  doch  sinkt 
sie  auch  bis  zu  2  herab. 

Von  den  108  eingeleiteten  Operationen,  für  welche  Nach- 
weisungen vorliegen,  betrafen 

20  Operationen  Objekte  von  weniger  als  i  ha 
16  >  »  >     I  —  2  ha 

14  >  »  >2  —  5> 

30  >  >  »     10 — 50   > 


80  >  >  »  weniger  als  50  ha 

7  >  >  >       50—100  ha 
13  >  >  >  100—200    > 

8  »  »  >  mehr  als  200    > 
28  »  >  >         f       »      50  ha. 

Eine  Nachbarschaft  hatte  ein  Areal  von  nur  0.04  Hektar! 

Naturgemäss  nehmen  die  relativen  Kosten  der  Regulierungen 
und  Teilungen  mit  fallender  Grösse  der  Gemeinschaftsfläche  rapid 
zu.  So  betragen  die  durchschnittlichen  Kosten  einer  agrarischen 
Operation  in  Kärnten  nach  den  Ausweisen  der  Landeskommis- 
sion per  Hektar*): 

bei  einer  Nachbarschaft  von  über        100  ha  i  fl.  21  kr. 

>  >                >                >           75 — 100    >  8  fl.  27  kr. 

>  j                >                »            50—  75    »  12    fl.  Ol  kr, 

>  »                >                >  weniger  als  50  >  18  fl.  68  kr. 

Die  kleinen  Operationen  sind  also  im  Durchschnitt  1 5  mal 
so  teuer  als  die  grossen. 

c)  Reformbestrebungen. 

Dass  für  die  grosse  Mehrzahl  dieser  Gemeinschaften  der  vom 


i)  Landtag  1892  S.  310. 

2)  Landtag  1894  Beil.  XVIII. 
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Gesetze  vorgeschriebene  Apparat  viel  zu  schwerfallig  ist  und  Aus- 
lagen mit  sich  bringen  muss,  die  zu  dem  Zwecke  ausser  jedem 
Verhältnisse  stehen,  leuchtet  wohl  ein.  Es  wird  denn  auch  viel 
über  die  Kompliziertheit,  lange  Dauer  und  über  die  hohen  Kosten 
des  Teilungs-  und  Regulierungsverfahrens  geklagt  und  Abhilfe  im 
Gesetzgebungswege  gefordert. 

Nun  scheint  allerdings  die  Schwerfälligkeit  des  Verfahrens 
nicht  durchaus  Schuld  des  Gesetzgebers  zu  sein ;  zum  Teil  dürfte 
sie,  wie  wir  im  nächsten  Kapitel  bei  den  analogen  Bestim- 
mungen über  Kommassationen  sehen  werden,  durch  die  Art  der 
Durchfuhrung  der  Gesetze  verursacht  sein.  Aber  gewiss  könnten 
und  müssten  auch  die  gesetzlichen  Vorschriften  über  das  Aus- 
einandersetzungsverfahren dem  Umfange  und  der  Bedeutung  der 
zu  behandelnden  Gemeinschaften  besser  angepasst  sein.  Insbe- 
sondere müssten  für  kleine  Objekte  die  zahlreichen  Kundmach- 
ungen beseitigt,  die  Termine  abgekürzt,  die  Rechtsmittel  verringert 
werden.  Bei  einfachen  Verhältnissen  könnte  die  genaue  Vermes- 
sung und  Bewertung  der  Anteilsrechte  und  manches  Andere  ohne 
jeden  Schaden  erspart  werden. 

Trotz  der  allgemeinen  Ueberzeugung  von  der  Notwendigkeit 
einer  Reform  ist  es  indes  bisher  nur  in  einem  einzigen  Kronlande 
zu  einer  Vereinfachung  des  Verfahrens  gekommen. 

Nach  dem  krainischen  Landesgesetze  vom  3.  September  1894 
No.  27  L.G.B.  kann  bei  Teilungen  und  Regulierungen,  wenn  an 
ihnen  nur  eine  geringere  Anzahl  Personen  beteiligt  ist  und  durch 
sie  öffentliche  Interessen  nicht  berührt  werden,  das  ganze  Ver- 
fahren in  einem  Zuge  durchgeführt  werden,  so  dass  weder  eine 
Liste  der  Beteiligten  noch  ein  Register  der  Anteilrechte  verfasst, 
sondern  über  die  ganze  Operation  erst  nach  Auflegung  des  Tei- 
lungs- oder  Regulierungsplanes  verhandelt  wird  (§  3). 

Dieses  Gesetz  darf  sicherlich  als  ein  erfreulicher  Fortschritt 
begrüsst  und  den  anderen  Ländern  als  nachahmenswertes  Beispiel 
empfohlen  werden.  Denn  es  behebt  offenbar  einen  bedeutenden 
Teil  der  früher  bezeichneten  Uebelstände.  Indes  darf  man  doch 
wohl  fragen,  ob  nicht  der  Landesausschuss  von  Kärnten  das 
Richtige  trifft,  indem  er  sagt  *),  »es  würde  viel  zu  weit  führen 
und  kaum  eine  Vereinfachung  erzielt  werden,  wenn  alle  Fälle 
taxativ  aufgezählt  werden  sollten,  bei  welchen  die  Landeskom- 
mission berechtigt  sein  solle,  von  gewissen  Vorschriften  abzusehen« , 

i)  Landtag  1894  Beilage  XVII,  S.  172. 
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und  Statt  dessen  vorschlägt,  die  Landeskommission  solle  ermäch- 
tigt werden,  in  jedem  gegebenen  Falle  nach  ihrem  Ermessen  vor- 
zugehen und  selbständig  in  jedem  Falle  zu  beschliessen,  ob  und 
in  welchem  Ausmasse  ein  vereinfachtes  Verfahren  stattzufinden  habe. 
Der  Landespräsident  von  Kärnten  hat  denn  auch  dem  Land- 
tage i.  J.  1895  zugesagt^),  in  der  nächsten  Session  einen  diesbe- 
züglichen Gesetzentwurf  vorzulegen,  was  indessen  bisher  nicht 
geschehen  ist. 


8.  Abschnitt.    Wirksamkeit  der  Gemeinschaftsgesetzgebung. 

I.  In  qualitativer  Beziehung. 

Die  Urteile  über  die  Wirksamkeit  der  Gemeinschaftsgesetz- 
gebung in  qualitativer  Beziehung  lauten  im  Allgemeinen  sehr 
günstig.  Nur  über  die  Kostspieligkeit  und  Langwierigkeit  des 
Verfahrens  und  über  die  Unmöglichkeit,  rasch  provisorische  Vor- 
kehrungen zu  treffen,  wird  geklagt.  Dagegen  rühmt  man  die 
günstigen  wirtschaftlichen  Wirkungen,  namentlich  der  Spezial- 
teilungen. 

Der  ökonomische  Nachteil,  der  mit  ihnen  notwendiger  Weise 
verknüpft  ist,  nämlich  die  Steigerung  der  Gemenglage,  wird  dabei 
in  der  Regel  übersehen.  Ebenso  scheint  die  geringe  Rücksicht, 
welche  die  meisten  Gemeinschaflsteilungsgesetze  auf  die  Interessen 
der  beteiligten  Gemeinden  nehmen,  bisher  noch  keinen  argen 
Schaden  gestiftet  zu  haben;  dies  rührt  daher,  dass  in  dem  einzi- 
gen Lande,  wo  diese  agrarischen  Operationen  in  einem  einiger- 
massen  erheblichem  Umfange  durchgeführt  wurden,  in  Kärnten, 
fast  gar  kein  Gemeindegut  existiert.  Ob  aber  nicht  auch  dort 
die  öffentlichen  Verpflichtungen,  die  auf  den  Nachbarschaften 
meist  lasten,  bei  den  Teilungen  zu  kurz  gekommen  sind,  muss 
dahin  gestellt  bleiben. 

Im  Ganzen  war  man  in  Kärnten  mit  den  Operationen  sehr 
zufrieden.  So  berichtet  der  Landesausschuss  i.  J.  1894*):  »Die 
bisher  durchgeführten  Operationen,  insbesondere  aber  die  Tei- 
lungen haben  nicht  nur  fast  ausnahmslos  die  Teilgenossen  befrie- 
digty  sondern  eine  bessere  Ausnützung  des  Bodens  und  eine  sorg- 

i)  Landtag  1895  S-  59^* 

2)  Landtag  1894  BeU.  XVIII. 
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fältigere  Pflege  desselben  herbeigeführt  oder  mindestens  schon 
angebahnt,  so  dass  der  Wunsch  nach  einer  möglichst  raschen  und 
umfassenden  Durchführung  des  Gesetzes  vom  volkswirtschaftlichen 
Standpunkt  vollkommen  gerechtfertigt  erscheint.  Als  bemerkens- 
wert darf  hervorgehoben  werden,  dass  in  den  meisten  Fällen  so- 
wohl von  den  Teilgenossen  als  auch  von  der  Landeskommission 
die  Teilung  immer  mehr  vorgezogen  wird,  und  dass  selbst  solche 
Gemeinschaften,  bezüglich  deren  der  Regulierungsplan  schon  be- 
stätigt war,  nachträglich   wieder   der  Teilung  zugeführt  wurden. c 

Auch  in  den  Karstländern  hatten  die  Teilungen  des  Gemeinde- 
gutes die  segensreichsten  Folgen. 

So  berichtet  Peyrer  schon  im  Jahre  1870  über  seine  an  Ort 
und  Stelle  gemachten  Wahrnehmungen  an  das  Ministerium :  »Die 
scharfe  Begrenzungslinie,  welche  die  Gemeinteilungen  zwischen 
dem  noch  unaufgeteilten  Gemeinlande  und  dem  verteilten  gezogen 
haben,  in  Verbindung  der  Gemeinteilung  mit  der  Arrondierung, 
indem  auch  die  zerstückelten  alten  Privatgründe  in  den  Gemein- 
teilungsplan  aufgenommen  wurden,  ist  wirklich  die  Grenzlinie  ge- 
worden zwischen  der  schaudervollen  Steinwüste  des  Karstlandes 
und  dem  Lande  höchster  Kultur.  Wo  noch  vor  3  Jahren  die- 
selbe Steinwüste  jede  Kultur  für  alle  Zeiten  unmöglich  zu  machen 
schien,  da  stehen  jetzt  blühende  Reben,  fruchttragende  Bäume 
jeder  Art,  gedeiht  feinstes  Gemüse,  ist  Saatfeld  bester  Sorte,  c 

Im  Jahre  1880  äussert  sich  darüber  Ministerialrat  Rinaldini^): 
»Die  Erfahrung  hat  auf  das  Schlagendste  bewiesen,  dass  die  in- 
dividuelle Aufteilung  der  Grundstücke  auf  dem  Karstplateau  von 
einer  sehr  erheblichen  Hebung  der  Kultur  dieser  Flächen  begleitet 
war.  Es  ist  erstaunlich,  mit  welcher  Mühe  und  Ausdauer  solche 
aufgeteilte  Flächen  bearbeitet  und  steinbedeckte  Wüsteneien  in 
Kulturland  umgewandelt  werden.  An  die  Stelle  der  früheren 
schlechten  Hutweiden  traten  bestockte  Wiesen,  c 

Ebenso  berichtet  der  Landesausschuss  von  Görz  und  Gra- 
diska  über  die  in  diesem  Lande  vorgenommenen  Teilungen  von 
Gemeindegründen,  es  sei  »eine  unbestreitbare  Thatsache,  dass  die 
geteilten  Gemeindegründe  überall  in  Kultur  genommen  würden, 
so  dass  ihr  Wert  sich  in  kurzer  Zeit  verdoppelt  hat  und  sie  schön 
kontrastieren  gegen  die  benachbarten  Gemeinden,  die  ungeteilt 
geblieben  sind  *). 

i)  Verhandlungen  des  österreichischen  Forstkongresses  1880. 
2)  Landtag  1875  ^^^*  40- 
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2.  In  quantitativer  Beziehung. 

Minder  günstig  als  das  qualitative  ist  das  quantitative  Resul- 
tat unserer  Gesetzgebung. 

In  welchem  Umfange  Teilungen  in  Dalmatien  auf  Grund  des 
Gesetzes  vom  Jahre  1876  und  Ablösungen  auf  Grund  der  Karst- 
AufTorstungsgesetze  sattgefunden  haben,  darüber  fehlt  es  allerdings 
an  Nachrichten. 

Dagegen  sind  Daten  über  Regulierungen  und  Gemeinschafts- 
teilungen publiziert,  die  auf  Grund  des  Reichsgesetzes  vom  Jahre 
1883  ui^d  der  ausführenden  Landesgesetze  vorgenommen  wurden. 
Darüber  giebt  uns  die  Tabelle  auf  Seite  298  Aufschluss. 

Vergleicht  man  diese  Zahlen  mit  den  Angaben,  die  wir  zu 
Beginn  dieses  Kapitels  über  die  Ausdehnung  der  agrarischen  Ge- 
meinschaften in  Oesterreich  gemacht  haben,  so  zeigt  sich,  dass 
die  bisher  der  Teilung  und  Regulierung  unterzogene  Fläche  da- 
neben überhaupt  gar  nicht  in  Betracht  kommt.  Aus  ganz  unvoll- 
ständigen, weit  hinter  der  Wirklichkeit  zurückbleibenden  Daten 
hatte  sich  dort  ergeben,  dass  die  nachweisbar  in  gemeinschaft- 
licher Nutzung  befindliche  Bodenfläche  wenigstens  3  Millionen 
Hektar  beträgt.  Geteilt  und  reguliert  wurden  aber  in  den  13 
Jahren  seit  dem  Erlass  des  Reichsgesetzes  nicht  mehr  als  19,190 
Hektar  gemeinsamen  Bodens,  eingeleitet  wurden  diese  Operatio- 
nen nur  bei  71,729  Hektar.  Das  ist  ein  so  minimales  Ergebnis, 
dass  man  fast  von  einem  gänzlichen  Fehlschlagen  der  Aktion 
sprechen  möchte. 

Ganz  unbeträchtlich  sind  die  Teilungen  und  Regulierungen 
in  Mähren;  ebenso  in  Schlesien,  wo  das  Gesetz  allerdings  erst 
im  Jahre  1890  Wirksamkeit  erlangte. 

Verschwindend  ist  die  Ausdehnung  der  Operationen  auch  in 
Niederösterreich.  Hier  hatten  im  Jahre  1878  schon  allein  die 
strittigen  Gemeinschaften  26,600  Hektar  ausgemacht;  dagegen 
erstrecken  sich  die  Provokationen  nur  auf  den  vierten  Teil  dieser 
Fläche. 

In  Kärnten  ist  die  Bewegung  —  absolut  genommen  —  natur- 
gemäss  am  bedeutendsten,  weil  hier  die  Regulierungen  von  Amts- 
wegen vorzunehmen  sind  und  die  Generalteilungen  bereits  von 
einem  Viertel,  die  Spezialteilungen  von  einem  Zehntel  der  Teil- 
genossen bewirkt  werden  können. 

Trotz  dieser  Erleichterungen,  und  trotzdem  man  sich  gerade 
in  Kärnten  seit  langem  der  Notwendigkeit  bewusst  ist,  den  gegen- 
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wältigen  anarchischen  Zuständen  rasch  ein  Ende  zu  bereiten,  ist 
bisher  doch  noch  relativ  wenig  erreicht  worden.  Von  den  3013 
Nachbarschaften  mit  137,404  Hektar  sind  bis  Ende  des  Jahres 
1896  340  Gemeinschaften  (11,3%)  überhaupt  in  Angriff  genommen 
worden;  davon  sind  jedoch  erst  79  faktisch  durchgeführt  und  141 
wenigstens  formell  abgeschlossen,  zusammen  220  oder  7,3%  der 
Gesamtzahl,  9,8%  der  Gesamtfläche.  Selbst  die  k.  k.  Landes- 
kommission ikann  sich  nicht  verhehlen,  dass  die  Fortschritte  des 
Agrarverfahrens  nur  langsame  und  die  Erfolge,  die  für  die  wirt- 
schaftliche Entwicklung  des  Landes  damit  erzielt  werden  sollen, 
nicht  bedeutend  seien«  *). 

Die  Thätigkeit  hat  sich  hier  in  erster  Linie  den  ausgedehn- 
teren Agrargemeinschaften  zugewendet,  was  insbesondere  damit 
zusanmienhängen  dürfte,  dass  die  Kosten  der  Operation  um  so 
höhere  werden,  je  kleiner  das  Areal  ist,  auf  das  sie  sich  bezieht. 
Dass  auch  in  diesem  Kronlande,  wo  doch  die  Regulierung  von 
Amtswegen  zu  geschehen  hat,  die  bisherige  Thätigkeit  eine  so 
geringe  gewesen  ist,  muss  namentlich  auf  die  Umständlichkeit 
des  Verfahrens,  auf  dessen  hohe  Kosten,  sowie  auf  den  Mangel 
an  geeignetem  Personale  zurückgeführt  werden. 

Krain  steht  dem  eben  besprochenen  Kronlande  in  Bezug  auf 
die  agrarischen  Operationen  am  nächsten.  Auch  hier  ist  man 
sich  schon  seit  mehreren  Jahrzehnten  des  dringenden  Bedürfnisses 
nach  Gemeinheitsteilungen  bewusst.  Wurde  doch  schon  im  Jahre 
1866  ')  ein  Dringlichkeitsantrag  im  Landtage  eingebracht,  wonach 
die  Teilung  der  Hutweiden  und  Wechselgründe  imperativ  ange- 
ordnet werden  sollte.  Und  auch  der  Ausschuss  war  einstimmig 
der  Ansicht,  dass  die  Verteilung  dieser  gemeinschaftlichen  Grund- 
stücke dringend  notwendig  sei. 

Die  ausgedehnten,  einer  intensiveren  Kultur  fähigen  Hut- 
weidegründe, die  ausserordentlich  starke  Zersplitterung  des  Grund- 
besitzes und  der  dadurch  hervorgerufene  hohe  spezifische  Wert 
des  Bodens  machen  dies  Drängen  nach  Teilungen  begreiflich ; 
und  da  solche  auf  gesetzlichem  Wege  nicht  zu  bewerkstelligen 
waren,  that  man  es  per  nefas  ^).  Da  sahen  sich  die  Behörden  gar 
oft  einem  fait  accompli  gegenüber,   dem  sie  schliesslich  die  An- 

i)  Landtag  1895  Beil.  XXII. 

a)  Landtag  1892  S.  500;  1895/96  S.  681. 

3)  Landtagsverhandlungen  S.  232. 

4)  Landtag  1892/93  Beil.  38  S.  347. 
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erkennung  nicht  wohl  versagen  konnten.  Unter  diesen  Umständen 
wird  es  uns  nicht  wundern  können,  dass  in  Krain  fast  ausschliess- 
lich Teilungen  vorkommen.  Aber  auch  diese  sind  ihrer  absoluten 
Zahl  nach  äusserst  geringfügig.  Die  Provokationen  betreffen  nur 
24,190  Hektar.  Wie  minimal  diese  Fläche  ist,  erkennt  man,  wenn 
man  sich  vergegenwärtigt,  dass  schon  die  Wechselgründe  allein, 
die  jedenfalls  lediglich  eine  verschwindende  Quote  der  gesamten 
Agrargemeinschaften  dieses  Kronlandes  repräsentieren,  eine  grös- 
sere Ausdehnung  besitzen. 


9.  Abschnitt.    Ergebnisse  de  lege  ferenda. 

Die  bestehenden  Gesetze  sind  durchaus  ungenügend,  um  die 
agrarpolitisch  so  wichtige  Frage  der  agrarischen  Gemeinschaften 
endlich  einer  Lösung  zuzuführen;  das  haben  die  vorstehenden 
Untersuchungen  wohl  klar  bewiesen.  Die  Unzulänglichkeit  betrifft 
insbesondere  die  folgenden  drei  Hauptpunkte :  das  geographische 
Gebiet,  auf  das  die  Gesetze  Anwendung  finden,  ist  ein  höchst 
beschränktes;  der  Gesetzgeber  hat  sich  seine  Aufgabe  inhaltlich 
zu  eng  begrenzt  und  dadurch  nur  einen  Teil  der  in  Betracht 
kommenden  Momente  berücksichtigt;  und  endlich  sind  auch  die 
gesetzlichen  Anordnungen,  soweit  sie  reichen,  grossen  Teils  un- 
zweckmässig und  ungeeignet,  die  vorhandenen  Uebelstände  zu 
beseitigen. 

So  ist  denn,  trotz  der  agrarischen  Gesetzgebung,  bisher  auf 
diesem  Gebiete  noch  so  gut  wie  nichts  geschehen.  Die  Rechts- 
unsicherheit und  die  Misswirtschaft  in  den  agrarischen  Gemein- 
schaften dauert  im  Grossen  und  Ganzen  völlig  unverändert  fort 
und  heischt  schleunige  Abhilfe.  Die  Notwendigkeit  eines  geogra- 
graphisch  ausgedehnteren,  sachlich  umfassenderen  und  erfolgrei- 
cheren Eingreifens  von  Gesetzgebung  und  Verwaltung  kann  daher 
nicht  wohl  bezweifelt  werden. 

Die  Grundsätze,  welche  hiebei  in  Anwendung  kommen  müss- 
ten,  sind  in  dem  6.  Abschnitte  dieses  Kapitels  ausführlich  dar- 
gelegt worden.  Und  ebenso  hat  uns  im  7.  Abschnitt  die  kriti- 
sche Besprechung  der  österreichischen  Gemeinschaftsgesetzgebung 
von  selbst  zu  einer  Reihe  von  konkreten  Gegenvorschlägen  gefuhrt. 
Wir  haben  daher  an  dieser  Stelle  nur  noch  die  an  verschiedenen 
Orten  zerstreuten  Bemerkungen  kurz  zu3ammenzufassen. 


Ergebnisse  de  lege  ferenda.  ßOI 

I.  Ge  setzgebung. 

In  erster  Linie  müsste  sich  die  Gesetzgebung  auf  ganz  Oester- 
reich  erstrecken.  Denn  es  giebt  kaum  ein  Kronland,  in  dem  das 
Bedürfnis  nach  Regelung  oder  Beseitigung  der  agrarischen  Ge- 
meinschaften nicht  in  stärkerem  oder  geringerem  Grade  vorhan- 
den wäre. 

Soweit  es  sich  dabei  um  Fragen  handelt,  die  in  dem  Reichs- 
gesetze vom  7.  Juni  1883  nicht  berührt  sind,  unterliegt  die  Ver- 
wirklichung jener  Forderung  keiner  Schwierigkeit ;  die  betreffenden 
Materien  müssten  einfach  durch  Reichsgesetze  geregelt  werden. 
Sofern  dagegen  durch  jenes  Rahmengesetz  bereits  ein  Präjudiz 
geschaffen  ist,  müssten  alle  Faktoren  dahin  wirken,  dass  möglichst 
in  allen  Ländern  die  betreffenden  Ausführungsgesetze  so  bald 
als  möglich  zu  Stande  kommen.  Es  wäre  vor  allem  Aufgabe  der 
Regierung  hier  kräftig  die  Initiative  zu  ergreifen,  entsprechende 
Gesetzentwürfe  einzubringen  und  auf  deren  schleunige  Erledigung 
durch  die  Landtage  zu  dringen. 

Wir  haben  femer  eine  Reihe  von  Momenten  kennen  gelernt, 
auf  welche  sich  die  bisherige  Gesetzgebung  überhaupt  nicht  be- 
zieht, Momente,  welche  teils  in  die  Sphäre  der  Legislative,  teils 
in  die  der  Administration  fallen. 

Am  dringlichsten  wäre  zunächst  die  Klarstellung  der  privat- 
rechtlichen Verhältnisse  an  Gemeingründen ,  die  Beseitigung  der 
misverständlichen  oder  unrichtigen  Grundbuchseintragungen,  die 
Ausschliessung  der  für  individuelles  Miteigentum  geltenden  freien 
Teilbarkeit,  die  obligatorische  Organisierung  der  formlosen,  wilden 
Agrargemeinschaften  als  Genossenschaften  mit  behördlich  zu  ge- 
nehmigenden Statuten  und  Verwaltungsorganen,  die  Führung  eines 
behördlichen  Genossenschaftsregisters  für  diese  Agrargemeinschaften. 

Ebenso  hätte  eine  Inventarisierung  des  Gemeindegutes  statt- 
zufinden, die  Anmerkung  dieser  Qualität  im  Grundbuche,  die  Fest- 
stellung und  bücherliche  Eintragung  der  darauf  lastenden  öffent- 
lichrechtlichen Nutzungsrechte. 

Durch  diese  Massregeln  wäre  bereits  ein  grosser  Teil  der 
heute  vorhandenen  Uebelstände  behoben,  und  man  könnte  der 
Durchführung  der  Regulierung  oder  Beseitigung  der  Gemeinschaf- 
ten mit  viel  grösserer  Ruhe  entgegensehen,  als  dies  gegenwärtig 
geschehen  kann. 

Was  endlich  diese  Operationen  selbst  anlangt,  so  ergab  unsere 
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Untersuchung  eine  ganze  Reihe  von  Postulaten,  die  von  den  gel- 
tenden Gemeinschaftsgesetzen  abweichen.  Die  wichtigsten  sind: 
die  Gestattung  der  Ablösung  anstatt  der  Regulierung  und  Teilung, 
namentlich  im  Interesse  des  Gemeindehaushaltes,  der  Landes- 
kultur und  der  Waldpflege;  die  engere  Verknüpfung  von  Ge- 
meinschaftsteilung und  Commassation,  so  dass  die  eine  Operation 
auch  die  andere  mit  Notwendigkeit  herbeiführt ;  die  Erleichterung 
der  Voraussetzungen  für  die  Einleitung  der  Operationen  nach 
Art  des  Landesgesetzes  für  Kärnten,  also  insbesondere  die  Vor- 
nahme der  Regulierungen  von  Amtswegen,  der  Teilungen  über 
Verlangen  auch  einer  geringeren  Minorität ;  die  Zulassung  provi- 
sorischer Vorkehrungen  in  noch  weiterem  Umfange,  als  nach  der 
Novelle  für  Kärnten;  die  Behandlung  der  höheren  Gemeinde- 
lasten der  Nutzungsberechtigten  als  Entgelt  für  die  Nutzungen; 
die  Wahrung  der  Gemeindeinteressen  bei  den  Teilungen  (etwa 
wie  in  Niederösterreich  und  Schlesien) ;  die  grössere  Beförderung 
gemeinsamer  Anlagen  bei  Regulierungen  und  Teilungen;  die  Ver- 
einfachung und  Verwohlfeilung  des  Verfahrens,  insbesondere  für 
Gemeinschaften  geringen  Umfanges. 

Würden  diese  Grundsätze  nicht  nur  in  den  neu  zu  erlassen- 
den Gemeinschaftsgesetzen  Eingang  finden,  sondern  auch  durch 
Novellen  in  jenen  Ländern  Geltung  erlangen,  wo  bereits  Gesetze 
dieser  Art  bestehen,  so  dürfte  man  —  in  Verbindung  mit  den 
früher  angeführten  Massnahmen  —  wohl  erwarten,  dass  in  nicht 
ferner  Zeit  die  agrarischen  Gemeinschaften  dort,  wo  sie  sich  über- 
lebt haben  und  kulturfeindlich  wirken  müssen,  beseitigt  sein  wer- 
den, während  sie  dort,  wo  ihre  Beibehaltung  von  ökonomischem 
oder  sozialem  Vorteile  ist,  durch  zweckmässige  Organisierung  ge- 
radezu die  Trägerinnen  des  Kulturfortschrittes  werden  könnten. 

2.  Verwaltung. 

Allerdings  genügt  es,  wie  bei  allen  volkswirtschaftspolitischen 
Reformen,  nicht,  dass  gute  Gesetze  gegeben  werden,  sondern  es 
muss  eine  kräftige  Verwaltung  die  letzteren  auch  überall  zur 
Durchführung  bringen.  Eben  bezüglich  der  agrarischen  Gemein- 
schaften erwachsen  den  Behörden  zahlreiche  und  zum  TeU  schwie- 
rige Aufgaben. 

Bei  den  Teilungen  erfordert  schon  die  Frage,  ob  und 
in    welchem    Umfange    einem  Begehren  Folge   gegeben   werden 
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solle,  nebst  den  juristischen  auch  allgemeine  nationalökonomische 
und  sozialpolitische  Kenntnisse  und  Vertrautheit  mit  den  landes- 
kulturlichen und  den  lokalen  landwirtschaftlichen  Verhältnissen. 
Aehnliches  gilt  von  der  Durchführung  der  Teilung  selbst  u.  dergl. 
Leider  fehlt  es  in  Oesterreich  gar  sehr  an  Männern,  welche  für 
derartige  agrarische  Operationen  theoretisch  und  praktisch  ge- 
schult sind ;  und  wie  bei  den  Meliorationen  und  Kommassationen 
wird  sich  dieser  Mangel  auch  bei  den  Regulierungen  und  Teil- 
ungen agrarischer  Gemeinschaften  fühlbar  machen.  Indes  handelt 
es  sich  hier  doch  wohl  nur  um  eine  Uebergangsschwierigkeit,  zu 
deren  Ueberwindung  die  Regierung  durch  Abhaltung  entsprechen- 
der Lehrkurse,  durch  Erteilung  zahlreicher  Stipendien  u.  dergl. 
viel  beitragen  kann.  Je  allgemeiner  übrigens  die  Operationen 
vorgenommen  werden,  und  je  grösser  infolge  dessen  das  Thätig- 
keitsfeld  für  jene  Verwaltungsorgane  ist,  umso  sicherer  und  aus- 
sichtsreicher kann  die  Stellung  der  letzteren  werden,  umspmehr 
tüchtige  Kräfte  dürften  sich  diesem  Berufe  zuwenden. 

Bei  den  regulierten  Agrargemeinschaften  tritt 
wieder  die  Ueberwachung  mehr  in  den  Vordergrund;  nicht  nur 
die  formelle  Ueberwachung  —  betreffs  der  Erfüllung  der  gesetz- 
lichen und  statutarischen  Verpflichtungen,  —  sondern  auch  die 
Ueberwachung  der  thatsächlichen  Gebahrung  und  der  Bewirt- 
schaftung des  Gemeinschaftsgutes.  Namentlich  in  den  ersten 
Jahren  ist  eine  sehr  genaue  Kontrollierung  der  neukonstituierten 
und  regulierten  Agrargenossenschaften  von  der  grössten  Wichtig- 
keit ;  soll  doch  mit  einer  Tradition  von  mehreren  Menschenaltem 
plötzlich  gebrochen  werden.  Das  kann  nur  durch  einen  einmaligen 
energischen  Eingriff  geschehen ;  hat  sich  die  eine  rationell  einge- 
richtete Bewirtschaftung  des  Gemeinschaftsgutes  erst  eingelebt, 
kann  die  Gemeinde  oder  Genossenschaft  schon  eher  sich  selbst 
überlassen  bleiben. 

Eine  solche  scharfe  behördliche  Ueberwachung  setzt  aber 
zweierlei  voraus.  Einerseits  muss  das  Gesetz  den  Behörden  die 
nötigen  Vollmachten  erteilen,  also  nicht  nur  einen  Zwang  zur 
Konstituierung,  Regulierung,  zum  Erlass  von  Statuten  und  zur 
Einsetzung  von  Verwaltungsorganen  ausüben,  sondern  eventuell 
auch  die  zeitweilige  Sequestrierung  des  Gemeinschaftsgutes  zu- 
lassen, falls  trotz  jener  Massregeln  die  Misswirtschaft  und  Rechts- 
imsicherheit  fortdauert. 
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Vereinzelt  stossen  wir  denn  auch  auf  neuere  Landesgesetze, 
welche  diesem  Gesichtspunkte  wenigstens  für  gewisse  Arten  von 
Gemeinschaftsgütern,  nämlich  für  die  Gemeindewälder,  Rechnung 
tragen.  So  das  böhmische  Gesetz,  betreffend  die  Aufsicht  über 
die  Bewirtschaftung  der  Gemeindewälder  vom  14.  Januar  1893; 
den  Gemeinden  wird  da  die  Aufstellung  eines  behördlich  zu  ge- 
nehmigenden Wirtschaftsprogrammes  und  die  Bewirtschaftung  der 
Wälder  durch  befähigte  Forstwirte  mit  dem  nötigen  Hilfs-  und 
Schutzpersonale  zur  Pflicht  gemacht.  Die  Beaufsichtigung  und 
Ueberwachung  ist  den  Bezirksausschüssen  und  Bezirksvertretungen 
übertragen,  welche  dafür  eigene  Forsttechniker  anzustellen  haben. 
Die  Sanktion  dieses  Gesetzes  besteht  nicht  nur  in  Ordnungs- 
strafen, sondern  auch  in  der  Bestellung  eines  Waldsequesters 
durch  den  Bezirksausschuss. 

In  Istrien  ist  das  Gesetz  vom  24.  Mai  1893  sogar  so  weit 
gegangen,  den  Gemeinden  und  Gemeindegenossenschaften  die 
technisch-ökonomische  Verwaltung  ihrer  Forste  definitiv  zu  ent- 
ziehen und  sie  den  politischen  Behörden  zu  übertragen. 

Andrerseits  muss  aber  auch  eine  Behörde  da  sein,  die  im 
Stande  ist,  diese  Funktionen  mit  Sachkenntnis  auszuüben.  Dass 
dafür  die  ohnedies  überlasteten  Bezirkshauptmannschaften  die  ge- 
eigneten Organe  wären,  darf  wohl  bezweifelt  werden.  Dagegen 
besitzen  wir  in  den  Forstbehörden  den,  wenn  auch  nur  sehr  be- 
scheidenen Ansatz  zu  einem  landwirtschaftlichen  Behördenorganis- 
mus, der  nur  ausgebaut  zu  werden  braucht,  um  nicht  nur  die  in 
Rede  stehende,  sondern  auch  noch  eine  Reihe  anderer  wichtiger 
Aufgaben   der   landwirtschaftlichen  Verwaltung   zu   übernehmen. 
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4.  Kapitel.     Die  Beseitigung  der  unwirtschaftlichen 

Plureinteilung. 


Lritteratur. 

Die  österreichische  Litteratur  ist  über  diesen  Gegenstand  noch  spärlicher,  als  über 
die  Gemeinheitsteilnngen.  Ausser  den  bereits  mehrfach  genannten  Werken  Peyrer*s 
sind  nur  ein  paar  unbedeutende  Schriftchen  zu  nennen :  Ludw,  Ftankl^  Zur  Kommas- 
sierungsfrage  in  Oestenreicfa,  Wien  1876;  Jos.  Holtschl ,  Die  agrarischen  Operationen 
überhaupt,  speziell  aber  in  Oesterreich,  Wien  1891;  Die  Zusammenlegung  der  land- 
wirtschaftlichen Grundstücke  in  den  Gemeinden  Ober^Siebenbrunn  und  Raasdorf  in 
^ederosterreich,  yeröffentlicht  vom  k.  k.  Ackerbauministerium,  Wien  1892. 

Hanptquelle  für  die  bestehenden  Verhältnisse  bilden  auch  hier  die  Landtags- 
papiere, die  Thätigbeitsberichte  des  k.  k.  Ackerbauministeriums,  sowie  die  mir  von 
dicMm  Ministerium  zur  Verfügung  gestellten  Akten. 


Weit  einfacher  als  bezüglich  der  beiden  bisher  behandelten 
wird  sich  unsere  Untersuchung  in  Betreif  des  dritten  kulturschäd- 
lichen Ueberrestes  der  alten  Agrarverfassung  gestalten  können. 
Unter  der  >unwirtschaftlichen  Flureinteilung t  ist  in  erster  Linie, 
aber  nicht  ausschliesslich,  an  die  Gemenglage  der  Grundstücke  zu 
denken.  Eine  solche  ist  vorhanden ,  wenn  der  Besitz  jedes  ein- 
zelnen Landwirtes  nicht  aus  einem  einzigen  oder  aus  einigen  we- 
nigen geschlossenen  Grundkomplexen  besteht,  sondern  aus  einer 
grossen  Zahl  unzusammenhängender,  über  die  ganze  Dorfflur  zer- 
streuter Parzellen.  Hier  ist  also  nicht  von  Zerteilung  des  Bodens  auf 
eine  grosse  Zahl  von  Eigentümern  (Grundzerstückelung)  die  Rede, 
sondern  vielmehr  von  der  Zusammensetzung  des  einzelnen  Be- 
triebes aus  vielen  kleinen,  räumlich  getrennten  Bodenstücken. 

Mit  der  Gemenglage  des  Grundbesitzes  ist  meist  noch  eine 
ganze  Reihe  anderer  Uebelstände  verbunden :  die  unregelmässige 
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Gestalt  der  einzelnen  Grundparzellen,  ihre  Unzugänglichkeit,  ihre 
weite  Entfernung  vom  Wirtschaftshofe  u.  dergl. 

Man  sieht  sofort,  dass  eine  Operation,  wodurch  die  genannten 
Verhältnisse  beseitigt  werden,  ungleich  tiefer  in  das  gesamte  land- 
wirtschaftliche Leben  eingreifen  muss,  als  die  Regulierung  oder 
Aufhebung  der  Grunddienstbarkeiten  und  der  agrarischen  Ge- 
meinschaften. Denn  diese  in  den  beiden  früheren  Kapiteln  be- 
sprochenen Operationen  betreffen  trotz  ihrer  grossen  Wichtigkeit 
schliesslich  doch  nur  Pertinenzen  für  die  nutzungsberechtigten 
Güter. 

Die  Herstellung  einer  rationellen  Feldeinteilung  macht  da- 
gegen eine  Neuordnung  des  ganzen  Grundbesitzes  aller  Land- 
wirte der  betreffenden  Gegend  notwendig. 

Nichtsdestoweniger  werden  wir  bei  unserer  Untersuchung 
hier  bei  weitem  geringeren  Schwierigkeiten   begegnen  wie   dort. 

Das  ist  vor  Allem  daraus  zu  erklären,  dass  der  Streubesitz 
und  die  anderen  mit  ihm  zusammenhängenden  Momente  überall 
und  unter  allen  Umständen  die  grössten  landwirtschaftlichen  Nach- 
teile mit  sich  führen ;  dass  somit  ihre  ökonomische  Beurteilung  in 
keiner  Weise  von  lokalen  Faktoren,  speziellen  wirtschaftlichen 
und  sozialen  Verhältnissen  u.  dergl.  abhängt,  so  dass  eine  viel 
absolutere  Lösung  des  Problemes  möglich  ist,  als  bezüglich  der 
Servituten  und  agrarischen  Gemeinschaften.  Dazu  kommt,  dass 
hier  auch  nicht  eine  solche  rechtliche  Vielgestaltigkeit  herrscht, 
wie  dort,  dass  es  sich  vielmehr  überall  um  im  Wesentlichen 
dieselben  Rechtsverhältnisse  handelt. 


I.  Abschnitt.    Ursprung  der  heutigen  irrationellen  Plur- 

einteilung  ^). 

Die  Frage  nach  der  Entstehung  der  heutigen  irrationellen, 
ja  zum  Teile  unsinnigen  Konfiguration  der  Gemarkung  gehört  der 
Wirtschaftsgeschichte  an.  In  Oesterreich  sind  in  dieser  Hinsicht 
noch   keine  umfassenden  Spezialforschungen   angestellt    worden. 


i)  S.  fiir  das  Folgende  Meitun^  Siedelang  und  Agrarwesen  der  Westgennanen 
und  Ostgermanen  etc.  Berlin  1895,  insbesondere  I  S.  42  fü,  415  ff.,  432  ff.,  II  S.  231  ff., 
323  ff.i  374  ff.  Den  angeführten  Stellen  sind  im  folgenden  manche  Sätze  wörtlich 
entlehnt. 
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Wohl  aber  erstrecken  sich  die  in  dem  angeführten  Werke  Meitzen's 
niedergelegten  Untersuchungen  auch  auf  Teile  Oesterreichs ;  aus 
ihnen  kann  man  sich  wenigstens  gewisse  allgemeine  Vorstel- 
lungen und  mehr  oder  weniger  fundierte  Ansichten  über  die  älteren 
Ursachen  der  gegenwärtigen  Flurverfassung  in  den  Alpenländem, 
dem  Donaugebiete,  Marchfelde  und  einigen  Teilen  der  Sudeten- 
länder bilden.  Wir  müssen  zu  diesem  Zwecke  die  verschiedenen 
Siedelungsformen  ins  Auge  fassen,  die  sich  nach  dem  genannten 
Werke  in  Gestenreich  vorfinden. 

I.  Ursprüngliche   Siedelungsformen. 

Das  Gebiet  des  heutigen  Cisleithaniens  war  nach  einander 
von  sehr  verschiedenen  Völkern  besetzt,  und  mehrere  von  diesen 
haben  in  den  heute  noch  vorhandenen  Dorf-  und  Fluranlagen 
ihre  Spuren  zurückgelassen.  So  die  Kelten,  die  zu  Beginn  unserer 
Zeitrechnung  wohl  den  grössten  Teil  der  österreichischen  Donau- 
und  Alpenländer  inne  hatten.  Viele  alpine  Einzelhöfe  und  Weiler 
mögen  ihren  Ursprung  keltischen  Ansiedelungen  verdanken ;  denn 
die  nationale  Siedelungsform,  wie  sie  am  reinsten  in  den  irischen 
tates  zum  Ausdruck  kommt,  ist  der  Einzelhof  mit  blockförmiger, 
unregelmässiger  Feldeinteilung.  Ebenso  finden  sich  vielleicht 
Ueberreste  keltischer  Einzelhöfe  im  Salzburgischen,  und  auf  sie 
soll  die  Besiedelung  des  ganzen  Donauthales  zurückzuführen  sein. 

Von  geringem  Einflüsse  auf  die  agrarischen  Verhältnisse  der 
Alpenländer  ist  die  Herrschaft  der  Römer  gewesen.  Wie  in  den  an- 
deren nördlichen  Provinzen,  Hessen  diese  auch  in  Rhätien,  Vindelicien, 
Noricum  und  Pannonien  die  Agrarverfassung,  namentlich  die  Orts- 
und Fluranlagen,  möglichst  unangetastet.  Spuren  römischer  Villen- 
anlagen sind  wohl  höchstens  in  den  südlichen  Teilen  Oesterreichs 
in  grösserer  Zahl  auffindbar,  während  allerdings  auch  der  Typus 
mancher  ländlichen  Gebäude  Nordtirols  romanischen  Einfluss  ver- 
muten lässt.  Auch  sollen  in  der  Umgebung  von  Salzburg  gewisse 
Einzelhöfe  mit  arrondiertem  Besitz  auf  römische  Ansiedelungen 
zurückzuführen  sein. 

Das  kelto-romanische  Gebiet  wurde  zu  Beginn  des  Mittel- 
alters teils  von  deutschen,  teils  von  slavischen  Völkerschaften  in 
Besitz  genommen.  Die  Grenze  dieser  beiden  Nationen  hat  wie- 
derholt gewechselt.  Zeitweilig  scheinen  die  Slaven  nicht  nur  die 
Sudetenländer  sondern  auch  das  Donaugebiet,  ja,  die  ganzen  öster- 
reichischen Alpen  besessen  zu  haben.     Doch   wurden   sie  später, 
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namentlich  durch  Karl  den  Grossen,  stark  zurückgedrängt. 

Ueber  die  slavische  Siedelungsweise  ist  leider  bisher  nur 
wenig  bekannt. 

Was  die  deutschen  Ansiedelungen  in  Oesterreich  betrifft,  so 
sind  mehrere  Formen  derselben  zu  unterscheiden.  Ein  Teil  Oester- 
reichs  war  schon  vor  dem  Eingreifen  Karls  des  Grossen  mehr 
oder  weniger  von  Deutschen  besetzt,  ein  anderer  ist  ursprünglich 
von  Slaven  besiedelt  und  erst  später  im  Wege  der  Kolonisation 
von  germanischen  Siedelungen  bedeckt  worden.  Die  Grenze  zwi- 
schen diesen  beiden  Gebieten  bildet  der  Böhmerwald,  die  Ens,  der 
Lungau,  die  Tauernkette  bis  Windisch-Matrei ,  dann  eine  Linie, 
welche  über  Innichen  zu  den  Quellen  der  Piave  geht. 

In  dem  zuerst  genannten,  südwestlichen  Gebiet,  das  im  We- 
sentlichen Oberösterreich,  Salzburg  und  Tirol  umfasst,  kann 
man  hauptsächlich  zwei  Formen  der  deutschen  Ansiedlung  unter- 
scheiden :  volksmässige  Gewanndörfer  und  grundherrliche  Dörfer, 
Weiler  und  Einzelhöfe.  Erstere  finden  sich  im  Innthal  (so  die 
Ortschaften  Radfeld,  Aster,  Wiesing,  Vomp,  Kolsass,  Igls,  Patsch, 
Lans,  Aldrans)  und  hie  und  da  in  Ober-  und  Niederösterreich 
(bei  Melk,  Pöchlarn,  im  Kamp-  und  Kremsthale);  letztere  in  der 
bayerischen  und  oberösterreichischen  Hochebene  und  im  Gebirge. 

Bei  den  deutschen  Kolonisationen  in  den  breiten  Flussthälem 
von  Steiermark,  Kärnten  und  Krain,  insbesondere  in  den  Thälern 
der  Mur,  der  Drau  und  der  Save,  wurde  das  Land  vielfach  in 
Königshufen  ausgethan,  die,  sei  es  sofort,  sei  es  später,  in  Ge- 
wanne geteilt  wurden.  Dagegen  ist  das  Leitha-  und  das  March- 
thal  durch  grosse,  regelmässig  angelegte  strassenförmige  Dörfer 
mit  einer  planmässigen  Gewanneinteilung  der  Flur  kolonisiert. 
Die  meisten  deutschen  Ansiedelungen  haben  jedoch  in  der  Form 
von  Waldhufenkolonien  stattgefunden.  Ganz  Schlesien,  der  grösste 
Teil  von  Mähren,  die  böhmischen  Randgebirge,  die  Abhänge  der 
Karpaten  und  manche  Teile  von  Niederösterreich  sind  in  dieser 
Form  von  deutschen  Ansiedlern  kultiviert  worden. 

IL  Ursprüngliche  Flurverfassung. 

Fragen  wir  nunmehr  nach  der  Flureinteilung,  die  mit  den 
genannten  Ansiedelungsformen  verbunden  ist. 

Was  zunächst  die  angeblichen  Ueberreste  der  alten  kel- 
tischen Besiedelungen  betrifft,  so  kann  mit  Sicherheit  ge- 
sagt werden,   dass  sich   dieselben  jedenfalls   von  der  nationalen, 


UrspiUngliche  Siedelungsformen.    Die  Flnrverfassiing.  oqq 

reinen  Form,  wie  sie  in  der  irischen  Feldeinteilung  heute  noch 
zum  Ausdruck  kommt,  weit  entfernt  haben.  Das  Kulturland 
liegt  keineswegs,  wie  dort,  in  einem  einzigen  quadratischen  Stück 
um  den  Wirtschaftshof,  sondern  die  Flur  ist  in  eine  grosse  An- 
zahl von  unregelmässigen ,  blockförmigen  Bodenstücken  geteilt, 
in  deren  Besitz  sich  mehrere  einander  benachbarte  Höfe  teilen. 
So  besteht  also,  obgleich  die  Besiedelung  des  Landes  in  einzelnen, 
alleinstehenden  Höfen  erfolgt  ist,  doch  Gemenglage  der  Parzellen. 
Die  Entstehung  dieser  Gemenglage  —  ob  durch  Teilung  unter 
mehreren  Nachkommen  eines  Hofbesitzers  oder  auf  irgend  eine 
andere  Art  —  muss  dahin  gestellt  bleiben.  Mit  Sicherheit  kann 
nicht  einmal  behauptet  werden,  dass  die  Weiler  und  einzelnen 
Höfe,  um  die  es  sich  hier  handelt ,  auf  keltischen  Ursprung  zu- 
rückzuführen seien. 

Gehen   wir   zu    den   deutschen    volks massigen    Ge- 
wanndörfern über.     Bei  diesen  bestand  die  Dorfflur  stetsaus 
zwei  Hauptteilen  :  aus  der  gemeinsam  gebliebenen  Mark  (Allmende) 
und    aus    dem    in    beschränktem    Privateigentum    der    Einzelnen 
stehenden  Kulturboden.     Der  Letztere  ist  in   Schläge  oder  »Ge- 
wanne« eingeteilt,    und   jeder  Bauer  hatte  in  jedem  Gewann  ein 
Stück,  meist  einen  langen  und  schmalen  Streifen.     Jedes  Gewann 
repräsentierte  ein  an  Qualität  und  an  Lage  ungefähr  homogenes 
Stück  Boden.     Ob  diese  Gewanneinteilung,  wie  Meitzen  annimmt, 
auf  das  Gleichheitsbedürfnis    der   freien   deutschen  Genossen  bei 
der  Ansässigmachung  zurückzuführen  ist,  oder  etwa  darauf,  dass 
erst  nach  und  nach  die  verschiedenen  Schläge    in    der  Flur   aus 
dem  gemeinen  Land  gebrochen  wurden,  mag  zweifelhaft  erschei- 
nen.    Jedenfalls  schwankte  die  Zahl  der  Gewanne  und  damit  die 
einem  einzelnen  Besitzer  gehörigen  Flurstücke  zwischen  den  ver- 
schiedenen Gemeinden  sehr  stark,  da  sie  von  der  Gleichförmigkeit 
des  Bodens  abhing.     Die  Summe  dieser  Parzellen  in  Verbindung 
mit  dem  Nutzungsrechte  an   dem   gemeinen  Walde   und  der  ge- 
meinen Weide  und  mit  dem  Recht  des  Viehauftreibens  auf  dem  ge- 
amten  Stoppel-,  Brach-,  Dreeschfelde,  bildete  die  Hufe  des  Bauern. 
Diese  Art  der  Flureinteilung   wäre  bei  individueller  Freiheit 
des  einzelnen  Dorfgenossen  in  der  Bestellung  seines  Bodens  ganz 
undenkbar  gewesen.     Sie  setzt  vielmehr   mit  Notwendigkeit    den 
Flurzwang  voraus. 

Die  Bewirtschaftung  der   mittelalterlichen  Gemeindeflur   war 
eine    durchaus   einheitliche.     An   dem   nämlichen  Tage  mussten 
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alle  Bauern  das  Pflügen,  die  Aussaat  beginnen,  zu  gleicher  Zeit 
wurde  auf  dem  ganzen  Felde  die  heranwachsende  Frucht  gegen 
das  Weidevieh  eingezäunt,  musste  die  Ernte  begonnen  und  voll- 
endet sein,  war  die  Flur  für  die  Viehweide  und  die  Ueberfuhr 
durch  Beseitigung  der  Zäune  zu  öffnen.  Darum  konnte  auch  auf 
dem  ganzen  Felde  immer  nur  eine  einzige  Frucht  angebaut  wer- 
den, da  sonst  Aussaat,  Ernte,  Abschliessung  und  Oeffnung  der 
Grundstücke  nicht  zugleich  hätten  erfolgen  können. 

Vom  Flurzwange  ausgeschlossen  waren  die  Feldgärten,  stän- 
dig eingezäunte  Flächen ,  die  meist  später  auf  Rodland  angelegt 
wurden.  Die  Besitzer  solcher  »Beunden«  wurden  aber  auch  nicht 
als  Genossen,  nicht  als  Bauern  angesehen;  selbst  dann  nicht, 
wenn  ihr  Besitz  die  normale  Grösse  einer  Hufe  überstieg. 

Die  Entscheidung  über  alle  die  Gewannflur  betreffenden 
wirtschaftlichen  Fragen  stand  bei  der  Gesamtheit  der  Genossen. 
Die  Hufe  umfasste  nicht  nur  das  freie  Privateigentum  am  Hause 
und  dem  Garten,  das  beschränkte  Eigentum  am  Ackerland,  das 
Anteilsrecht  an  der  AUmand,  das  Weiderecht  auf  Brache,  Dreesch, 
Stoppelfeld,  sondern  auch  die  Teilnahme  am  Gemeinderegimente; 
dieses  erstreckte  sich  auch  auf  die  Bestimmung  der  Nutzungen 
im  gemeinen  Walde,  auf  der  gemeinen  Weide,  auf  die  Entschei- 
dung über  die  Benützung  der  fliessenden  Gewässer,  auf  die  Durch- 
führung von  Wasserbauten  u.  s.  w. 

Der  skizzierte  Flurzwang  war  aus  zwei  Gründen  nötig.  Einer- 
seits wegen  der  gemeinen  Weide ;  denn  die  Bestellung  des  Bodens 
mit  Halmfrucht  wurde  nur  wie  ein  Abbruch  angesehen,  den  man 
der  Weide  that.  Beruhte  doch  die  ganze  damalige  Wirtschafts- 
führung auf  der  durch  die  Brach-  und  Stoppelweide  ermöglichten 
Viehhaltung.  Bei  dem  Mangel  an  eigentlichem  Futterbau  musste 
das  grösste  Gewicht  darauf  gelegt  werden ,  dass  die  Felder  der 
Gemeindeherde  zur  bestimmten  Zeit  auch  wirklich  geöffnet  werden. 

Andrerseits  gab  es  durchaus  keine  eigenen  Feldwege;  sie 
wurden  durch  das  Recht  jedes  Bauern  ersetzt,  in  der  offenen 
Zeit  über  den  Grund  der  Nachbarn  zu  fahren.  Auch  das  machte 
eine  gleichförmige  Bodenbestellung  zur  Notwendigkeit. 

Durch  dieses  Ineinandergreifen  von  Gemenglage,  Flurzwang, 
Weide-  und  Ueberfuhrsrechten  waren  früher  die  Nachteile  jedes 
einzelnen  dieser  Momente  wesentlich  gemildert  Die  darin  ge- 
legene Gebundenheit  wurde  besonders  zu  einer  Zeit  weniger  em- 
pfunden, wo  nur  einfache,  extensive  Wirtschaftssysteme  vorherrsch- 
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ten,  und  wo  für  eine  individuelle  Gestaltung  des  landwirtschaft- 
lichen Betriebes  nur  wenig  Anlass  und  Gelegenheit  vorhanden  war. 
Ganz  ähnlich  wie  die  bisher  besprochenen  volksmässigen 
Ansiedelungen  auf  deutschem  Eroberungslande  sind  die  aus  einer 
viel  späteren  Zeit  stammenden  Kolonisationsanlagen  im 
Marchfelde  und  im  Leithathale.  Nur  sind  die  Dorf- 
üuren  hier  in  der  Regel  ungleich  grösser,  ja  zum  Teile  sogar 
übermässig  gross.  Gerade  in  diesen  Gebieten  hat  die  Unzweck- 
mässigkeit  der  Flureinteilung  einen  sehr  hohen  Grad  erreicht 

Nicht  überall  aber  berücksichtigten  die  Grundherren  bei  der 
Ansetzung  von  Kolonisten  der  letzteren  wirtschaftliche  Gewohnhei- 
ten in  der  Weise,  wie  dies  im  Marchfelde  geschehen  ist.  Wenn 
der  Besitzer  einer  Flur  diese  ganz  oder  stückweise  an  Freie  oder 
Hörige  gegen  Zins  austhat,  konnte  er  das  Land  nach  seinem 
Belieben  auch  in  einer  von  der  volkstümlichen  Flurverfassung 
abweichenden  Form  verteilen,  ohne  Rücksicht  auf  die  völlige 
Gleichheit  der  einzelnen  Besitzungen  untereinander.  Denn  nicht 
auf  eine  peinliche  Gleichstellung  der  Anteile  kam  es  hier  an,  son- 
dern nur  darauf,  ob  die  einzelnen  Besitzungen,  wie  sie  eben  la- 
gen, den  Bedingungen  zu  entsprechen  schienen,  die  dem  lieber- 
nehmer  auferlegt  wurden.  So  sind  die  Weiler  und  Dörfer 
Oberdeutschlands  mit  unregelmässiger  Flureinteilung  auf 
gruadherrliche  Ansiedelungen  zurückzuführen. 

Ein  >W  ei  lere  ist  eine  regellose  Gruppe  von  wenig  (3 — 6) 
Höfen,  welche  von  dem  dazu  gehörigen  Land  in  unregelmässigem 
Gemenge  umgeben  werden.  Die  einzelnen  Parzellen  haben  nicht 
selten  die  Form  von  langen  und  schmalen  Streifen  und  ergeben 
bei  oberflächlicher  Betrachtung  ein  Flurbild,  das  eine  gewisse 
Aehnlichkeit  mit  dem  eines  Gewanndorfes  besitzt;  oft  aber  sind 
die  einzelnen  Bodenstücke  auch  blockformig,  beinah  quadratisch. 
Lässt  sich  bei  diesen  grundherrlichen  Ansiedelungen  weder 
ein  Prinzip,  nach  dem  bei  der  Verteilung  der  Flur  vorgegangen, 
noch  auch  ein  Grund  erkennen,  warum  von  der  den  deutschen 
Kolonisten  geläufigen  Form  des  Gewanndorfes  abgewichen  wor- 
den ist,  so  ist  dagegen  beides  bei  andern  Ansiedelungen  sehr 
wohl  der  Fall.  Zwei  Momente  konnten  dem  Besitzer  der  Flur 
für  deren  Verteilung  massgebend  sein.  Wo  es  sich  um  bereits 
besiedeltes  Land  handelte,  konnte  es  ihm  vorteilhaft  erscheinen, 
die  schon  vorhandenen  Anlagen  zu  benützen,  die  gegebene  Feld- 
einteilung zu  acceptieren;    wurde   das  Land    dagegen  erst  durch 
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die  Ansiedler  urbar  gemacht,  dann  war  es  naheliegend,  nicht 
das  komplizierte  und  schon  zu  jener  Zeit  technisch  wenig  ratio- 
nelle System  der  Gewannteilung  durchzuführen,  sondern  nach 
einer  zweckmässigeren  Form  der  Flureinteilung  zu  suchen. 

Der  erste  genannte  Fall  scheint  in  Kärnten  und  Krain  bei 
zahlreichen  Dörfern,  Weilern  und  einzelnen  Höfen 
vorzuliegen,  welche  keltischen  oder  slavischen  Ur- 
sprungs sein  dürften,  und  später  von  Deutschen  in  Besitz  ge- 
nommen worden  sind.  Der  Grundherr  verfolgte  bei  der  Zuweisung 
der  Flur  an  seine  einzelnen  Vasallen  nur  die  Absicht,  den  ein- 
zelnen Hufen  ungefähr  gleichwertige  Grundstücke  ohne  Rücksicht 
auf  ihre  Lage  zu  gewähren;  die  bereits  vorgefundenen  einzelnen 
Flurstücke  wurden  deshalb  im  Wesentlichen  in  ihren  Abgrenzungen 
nach  Blöcken  und  Parzellen  beibehalten,  und  so  weisen  die  Ka- 
tasterkarten ein  buntes  Gemisch  von  im  Gemenge  liegenden,  ver- 
schiedenartig geformten  Parzellen  auf*). 

Zahlreicher  noch  als  diese  Form  grundherrlicher  Besiede- 
lung  scheint  eine  andere  zu  sein,  welche  auf  bisher  unkultiviertem 
Gebiet  stattfand,  und  bei  welcher  bewusste  wirtschaftliche  Er- 
wägungen den  Grundherrn  veranlassten,  von  der  nationalen  Flur- 
verfassung abzuweichen.  Die  oben  skizzierte  Gewanneinteilung 
mit  Flurzwang  und  Weggerechtigkeiten  mag  historisch  sich  aus 
der  allmählichen  Umwandlung  des  unkultivierten  Gemeinlandes  in 
Ackerboden  ergeben  haben,  oder  dem  intensiven  Gleichheitsbe- 
dürfnis der  Dorfgenossen  entsprungen  sein;  dass  sie  bedeutende 
technische  und  ökonomische  Mängel  besitze ,  musste  bald  klar 
werden.  Ein  Grundherr,  welcher  gleichzeitig  eine  grössere  An- 
zahl freier  oder  höriger  Leute  auf  Rodland  ansetzte,  war  an 
sie  in  keiner  Weise  gebunden  und  konnte  frei  die  ökonomisch 
zweckmässigste  Art  der  Flureinteilung  dekretieren.  So  erklä- 
ren sich  die  planvollen  und  regelmässigen  Ansiedelungen 
auf  Königshufen  in  den  ebenen  Flussthälern  der  Mur, 
Drau  und  Save,  namentlich  um  Knittelfeld,  Graz,  Leibnitz,  Kla- 
genfurt, Bleiburg,  Mureck,  Marburg,  Cilli,  Gurkfeld,  Krainburg, 
Laibach  u.  s.  w.  *).  Ursprünglich  scheint  jede  Hufe  nur  aus  einem 
oder  aus  einigen  wenigen  Stücken  bestanden  zu  haben.  Gegen- 
wärtig ist  dagegen  das  Thalland  fast«überall  von  Ortsgemarkungen 
eingenommen,  welche  selten  über  500  Joch  Fläche  besitzen,  und 

i)  Afeitsen  II  S.  390. 
2)  Afeitzen  U  S.  398. 
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deren  Kulturland  in  Gewannen  liegt  oder  gewannähnlich,  meist 
bis  zu  überraschender  Kleinheit  oder  wenigstens  Schmalheit  der 
Besitzstücke  parzelliert  ist.  Als  charakteristisch  aber  ergiebt  sich, 
dass  diese  gewannmässige  Parzellierung  nicht  der  ursprünglichen 
Anlage  der  Königshufen  angehört,  sondern  mit  verschiedenen,  oft 
erst  nachher  entstandenen  Teilungen,  oder  anscheinend  auch  mit 
Resten  alter  Besitzformen  verknüpft  ist. 

Noch  viel  deutlicher  treten  die  wirtschaftlichen  Gesichts- 
punkte für  die  Anlage  der  Kolonien  in  Rodland  bei  den  Ansie- 
delungen mit  Wald-  oder  Hagenhufen  hervor ,  die  na- 
mentlich im  Gebirgsland  eine  sehr  weite  Verbreitung  gefunden 
haben  ^).  In  der  Thalsohle,  meist  längst  des  Wasserlaufes,  breitet 
sich  das  Reihendorf  aus.  Jedes  Gehöft  liegt  auf  dem  dazu  ge- 
hörigen Grund,  der  sich  in  einem  einzigen,  mehr  oder  minder 
breiten  Streifen  vom  Thal  bis  zur  Wasserscheide  auf  der  Höhe 
des  Abhanges  erstreckt,  wo  gleichzeitig  meist  die  Flurgrenze 
liegt.  Gewanne  giebt  es  bei  dieser  Art  von  Zuweisung  nicht, 
sondern  es  ist  auf  die  Unterschiede  bezüglich  der  Güte  des  Bo- 
dens in  der  Breite  des  zugewiesenen  Streifens  Rücksicht  genommen. 
Der  Streifen  selbst  ist  bei  abhängigem  oder  schlecht  erreichbarem 
Terrain  in  der  Regel  nicht  von  einer  geraden,  sondern  von  einer 
mehr  oder  weniger  gewundenen  Linie  begrenzt.  Es  musste  näm- 
lich gleich  bei  der  Anlage  darauf  Rücksicht  genommen  werden, 
dass  jeder  Hüfner  von  seinem  Gehöft  oder  von  der  Hauptstrasse 
auf  dem  ihm  zufallenden  Landstreifen  ununterbrochen  und  nicht 
allzusteil  mit  Wagen  und  Gerät  bis  zur  letzten  Grenze  desselben 
zu  fahren  im  stände  sei.  Es  mussten  daher  schon  gleich  bei 
der  Anlage  nicht  nur  die  Hauptstrasse,  sondern  auch  die  Feld- 
wege abgesteckt  werden,  und  diese  erhielten  dabei  notwendiger 
Weise  häufig  eine  dem  Terrain  sich  anschmiegende  krumme  Form. 
Erst  nachdem  auf  solche  Weise  die  Feldwege  traciert  worden 
waren,  konnte  zwischen  zwei  solchen  Wegen  die  Grenze  zweier 
Hufen  gezogen  werden. 

Diese  gewiss  höchst  rationelle  Art  der  Kolonienanlage  be- 
deckt das  Erzgebirge,  den  Böhmerwald,  die  Sudeten,  die  Karpa- 
ten, den  grössten  Teil  von  Mähren,  fast  ganz  Schlesien  und  auch 
Teile  von  Niederösterreich.  Bei  ihr  giebt  es  keine  Gemenglage 
der  Parzellen,  keinen  Flurzwang;  soweit  nicht  doch  noch  nach- 
träglich   eine  Teilung  der  Flur  in  Gewanne    durchgeführt  wurde, 

I)  Meitten  I  S.  50,  H  S.  334. 
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ist  auf  dem  Gebiet  der  Wald-  und  Hagenhufen  —  im  Gegensatz 
zu  fast  allen  anderen  Siedelungsformen,  die  wir  betrachtet  haben, 
—  kein  Bedürfnis  nach  Kommassierung  der  Grundstücke  vorhanden. 

III.  Neuere  Ursachen  der  Gemenglage. 

Wir  haben  im  Vorstehenden,  —  so  weit  dies  die  Forschungen 
Meitzen*s  gestatten,  —  zu  schildern  versucht,  in  welcher  Weise 
die  Flur  bei  der  Besiedelung  des  Landes  durch  die  verschiedenen 
Völkerschaften  verteilt  wurde.  An  den  Grundlinien  der  ursprüng- 
lichen Flurverfassung  ist  seither  meist  nichts  Wesentliches  geän- 
dert worden;  auf  sie  sind  die  Uebelstände  der  gegenwärtigen 
Feldeinteilung  in  erster  Linie  zurückzufuhren. 

Zwar  ist  seither  der  alte  Flurzwang  wenigstens  de  jure  ver- 
schwunden ;  die  gegenseitigen  Weiderechte  sind  aufgehoben,  und 
auch  die  Pflicht,  den  Nachbarn  von  der  Ernte  bis  zum  Sprossen 
der  neuen  Frucht  über  sein  Grundstück  gehen  und  fahren  zu 
lassen,  besteht  nicht  mehr  allgemein,  sondern  höchstens  noch  als 
eine  spezielle  privatrechtliche  Servitut. 

Die  Gemenglage  der  Grundstücke  dauert  jedoch  fort  und  ist 
im  Laufe  des  Jahrhunderts  vielfach  noch  ärger  geworden.  Denn 
nur  selten  wurden  durch  Parzellentäusche  neben  einander  liegende 
Bodenstücke  vereinigt.  Die  Erbfolge  brachte  dagegen  in  man- 
chen Gegenden  eine  weitere  Bodenzersplitterung  mit  sich ;  nament- 
lich seitdem  der  Naturalteilung  des  Erbgutes  kein  gesetzliches  Ver- 
bot mehr  im  Wege  steht.  Auch  Abverkäufe  einzelner  Par- 
zellenstücke kommen  vor ;  doch  stehen  das  Grundbuch  und 
die  Hypothekarbelastung  im  Allgemeinen  der  Teilung  hindernd 
im  Wege.  Denn  lastenfrei  kann  eine  Parzelle  nur  mit  Zustim- 
mung der  Hypothekargläubiger  abgetrennt  werden,  eine  solche 
Zustimmung  ist  aber  in  der  Regel  nur  schwer  zu  erlangen. 

Wichtiger,  als  diese  jedenfalls  nur  langsame  organische  Ent- 
wickelung  sind  andere  den  letzten  hundert  Jahren  angehörende 
Momente  gewesen. 

So  die  Gemeinheitsteilungen,  von  denen  im  vorigen 
Kapitel  gesprochen  wurde.  Wo  Gemeinde-,  Genossenschafts-  oder 
Gemeingut  unter  die  Nutzungsberechtigten  aufgeteilt  wurde,  ver- 
mehrte sich  der  Besitz  jedes  Teilgenossen  mindestens  um  eine 
Parzelle.  Gar  häufig  kam  es  aber  auch  vor,  dass  nicht  ein,  son- 
dern mehrere   gemeinsame  Grundstücke   vorhanden   waren,    und 
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dass  dann  jeder  Beteiligte  von  jeder  Realität  ein  Stück  erhielt. 
Es  wurden  sogar  manchmal  innerhalb  derselben  Liegenschaft 
mehrere,  nach  der  Bonität,  Lage,  Kultur  unterschiedene  Gewanne 
gebildet  und  jedes  derselben  abgesondert  zur  Verteilung  gebracht. 

Ueberdies  gab  man  bei  den  ohne  Mitwirkung  der  Behörden 
vorgenommene  Teilungen  den  einzelnen  Teilstücken  meist  eine 
ganz  unzweckmässige  Gestalt.  Gerade  darauf  sind,  wie  wir  sehen 
werden,  in  sehr  vielen  Fällen  die  Riemenparzellen  zurückzufuhren. 

Wie  die  Gemenglage,  wurde  auch  die  Unzugänglichkeit  des 
Besitzes  häufig  durch  solche  unbedachte  Teilungen  vermehrt. 
Nicht  selten  war  es  ganz  unmöglich,  die  Teilung  ohne  gleich- 
zeitige Kommassation  so  vorzunehmen,  dass  alle  Teilstücke  un* 
mittelbar  an  einen  Weg  angrenzen. 

Aehnlich,  wie  die  Gemeinheitsteilung,  wenn  auch  meist  nicht 
so  arg,  wirkte  häufig  die  Ablösung  der  Grunddienst- 
barkeiten. 

Weitere  Verschlechterungen  der  Flureinteilung  erfolgten  in 
neuerer  Zeit  durch  die  Anlage  neuer  Strassenzüge,  ins- 
besondere Eisenbahnen.  Diese  durchschneiden  die  Felder 
meist  ohne  jede  Rücksicht  auf  die  dadurch  bewirkte  Stückelung. 
Der  so  geteilte  Grund  lässt  sich  oft  gar  nicht  mehr  einheitlich  be- 
wirtschaften ;  nicht  selten  ist  es  überhaupt  nicht  mehr  rentabel,  die 
vom  Wirtschaftshofe  abgetrennte  Parzelle  noch  zu  bestellen.  Auch 
entstehen  immer  dann,  wenn  die  Bahnrichtung  auf  die  Grenze 
des  Grundstückes  nicht  senkrecht  steht,  Parzellen  mit  schädlichen, 
spitzen  und  stumpfen  Winkeln,  welche  die  Bodenbearbeitung  be- 
deutend erschweren,  Aehnliches  gilt  von  der  Anlage  von  Ka- 
nälen, Wassergräben,  Flusskorrektionen  u.  dergl. 

2.  Abschnitt.    Die  Verbreitung  der  irrationellen  Flureinteilung 

in  Oesterreich. 

Die  auf  die  angedeutete  Weise  entstandene  unwirtschaftliche 
Flureinteilung  hat  in  Oesterreich  eine  enorme  Verbreitung. 

Zwar  besitzen  wir  darüber  keine  Statistik  ^),  wohl  aber  eine 
Reihe  wertvoller  Anhaltspunkte,  die  uns  zeigen,  dass  keines  der 
österreichischen  Kronländer  von  jenem  Uebel  verschont  geblie- 
ben ist. 


i)  Nicht  selten   werden   die  Daten   des  Grundsteuerkatasters,    insbesondere   die 
Zahl  der  Gnmdsteuerpanellen  als  Beleg  fOr  die  Gemenglage  angeführt.    Indes  kann 
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I.  Die  Erhebung  über  die  Besiedelungssysteme. 

Zunächst  sei  eine  vom  Ackerbauministerium  publizierte  Zu- 
sammenstellung mitgeteilt,  die  uns  über  das  in  den  einzelnen 
Kronländern  herrschende  Besiedelungssystem  eine  gewisse,  wenn 
auch  nur  oberflächliche  Orientierung  bietet  *).  Es  werden  daselbst 
drei  Wohnsysteme  unterschieden :  das  Hofsystem,  das  Dorfsystem 
und  das  System  der  Strassen-  oder  Uebergangsdörfer.  Zu  dem 
erstgenannten  werden  nicht  bloss  die  Einzelhöfe,  sondern  auch 
noch  solche  Ansiedelungen  gerechnet ,  die  aus  2  bis  3  Höfen 
bestehen  (Weiler).  Uebergangsdörfer  sind  dann  vorhanden,  wenn 
die  Wohnsitze  nicht  an  einander  gebaut,  sondern  in  kleinen  Ent- 
fernungen von  einander  an  der  Strasse  liegen ,  während  beim 
Dorfsystem  die  Wohngebäude  nahe  beisammen  liegen. 

Aus  den  Grundsteueroperaten  wurde  nun  durch  die  Landes- 
mappenarchive  für  jede  einzelne  Gemeinde  das  in  derselben 
herrschende  Wirtschaftssystem  und  überdies  die  Thatsache  fest- 
gestellt, ob  die  Güter  daselbst  vorwiegend  arrondiert  oder  in 
Gemenglage  befindlich  sind.  Auf  diese  Weise  ergaben  sich  sieben 
verschiedene  Typen,  nach  welchen  alle  Katastralgemeinden  klassi- 
fiziert wurden.  Das  Resultat  dieser  Erhebung  ist  in  der  Tabelle 
auf  Seite  317  enthalten.  Nur  für  Galizien  sind  die  Daten  nicht 
publiziert  worden. 

Diese  Tabelle  ist  ausserordentlich  lehrreich.  Sie  zeigt,  wenn 
wir  zunächst  die  SummenzifTern  in  Betracht  ziehen,  welch  unge- 
heures Feld  in  Oesterreich  noch  für  die  Kommassation  vorhanden 
ist.  Von  den  24  574  untersuchten  Katastralgemeinden  haben  nur 
3282  oder  13,4  Vo  durchaus  arrondierte  Güter  (Spalte  i  und  6) ; 
in  weiteren  1728  Katastralgemeinden  oder  7,0%  (Spalte  3)  über- 
wiegt wenigstens  der  geschlossene  Besitz.  Nur  etwa  Vö  von  ganz 
Oesterreich  —  immer  von  Galizien  abgesehen  —  weist  demnach 
eine  solche  Flurverteilung  auf,  dass  für  Zusammenlegungen  kein 
dringendes  Bedürfnis  vorhanden  ist.  Und  selbst  wenn  wir  dahin 
noch  die  2192  Gemeinden  rechnen  wollten  (Spalte  2) ,  die  trotz 
des  Hofsystemes  eine  »teilweise«  Gemenglage  aufweisen,  so  kom- 
men wir  immer  erst  auf  7202  Katastralgemeinden ,  d.  h.  29,3  % 
der  Gesamtzahl.    In  dem  ganzen  Rest    —  17  372  Gemeinden  oder 


ein  zusammenhängendes  Gnmdstück  des  nämlichen  Besitzers  durch  Verschiedenheit  der 
Kultur,  der  Bonität  u.  s.  w.  in  mehrere  Grundsteuerparzellen  zerfallen.  Jene  Zahlen 
beweisen  also  durchaus  nichts  för  unsere  Frage. 

i)  Bericht  über  die  Thätigkeit  des  k.  k.  Ackerbanministeriums  1877  »iSSo  S.  320. 
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mehr  als  70  ^jo  —  herrscht  die  Gemenglage  vor ;  und  diese  Zahl 
erhöht  sich  auf  19  564,  d.  h.  auf  fast  80  % ,  wenn  wir  auch  die 
Gemeinden  mit  teilweisem  Streubesitze  zu  den  einer  Verbesserung 
ihrer  Feldeinteilung  bedürfenden  zählen. 

Da  nun,  wie  wir  noch  sehen  werden,  auch  Galizien  an  die- 
sen Uebelständen  der  Flureinteilung  leidet,  so  kann  man  auf 
Grund  der  obigen  Tabelle  mit  Sicherheit  behaupten,  dass  es  kein 
einziges  Kronland  in  Oesterreich  gibt,  in  dem  nicht  die  Gemeng- 
lage eine  sehr  starke  Verbreitung  besitzen  würde.  Auch  die 
Alpenländer,  von  denen  man  in  der  Regel  annimmt,  dass  in  ihnen 
das  Hofsystem  mit  arrondiertem  Grundbesitze  das  allgemein  üb- 
liche sei,  machen  davon  keine  Ausnahme. 

Ehe  wir  dazu  übergehen,  die  Zahlen  dir  die  einzelnen  Kron- 
länder zu  betrachten ,  wollen  wir  untersuchen ,  ob  denn  diese 
Tabelle  mit  den  im  vorigen  Abschnitte  dargestellten  Forschungen 
Meitzen's  übereinstimmt.  Dafür  ist  es  vor  Allem  nötig,  uns  ein 
etwas  klareres  Bild  von  den  in  der  Tabelle  unterschiedenen  Be- 
sitzformen zu  machen  und  zu  sehen,  ob  sich  diese  mit  den  An- 
siedlungsformen  identifizieren  lassen,  wie  sie  uns  in  dem  Werke 
Meitzeris  entgegentreten. 
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Auf  den  ersten  Blick  ist  erkennbar,  was  die  Spalte  6  (»Strassen- 
dörfer  mit  reihenweise  an  die  Häuser  anschliessenden  Grund- 
stücken«) bedeutet.  Das  sind  zweifellos  die  oben  S.  313  charak- 
terisierten deutschen  Waldhufenkolonien;  als  deren  Verbreitungs- 
gebiet haben  wir  vor  Allem  Schlesien  und  die  böhmischen  Rand- 
gebirge, Mähren  und  Teile  von  Niederösterreich  bezeichnet  und 
dies  wird  durch  die  Tabelle  bestätigt.  Solche  Anlagen  scheinen 
sich  ausserdem  noch  in  Oberösterreich  und  Steiermark  zu  finden. 

In  Spalte  6  ist  aber  offenbar  nur  ein  Teil  der  auf  die  Wald- 
hufenkolonien zurückzuführenden  Dorfanlagen  enthalten.    Zu  diesen 
dürfte  jedenfalls  noch  ein   Teil   der  in  die  Spalten  7  und  4  ein- 
gereihten   Gemeinden  hinzuzurechnen    sein.     Die    ursprünglichen 
Anlagen  mit  Waldhufen  haben  sich  nämlich  durchaus  nicht  immer 
in  ihrer  anfänglichen  Reinheit  erhalten.     Von  den  zwei  charakte- 
ristischen   Momenten,    der    strassenförmigen   Anlage  des  Dorfes 
und  der  Zuteilung  eines  einzigen  geschlossenen  Streifens  an  jeden 
Hof,  haben  sich  nicht  selten  das  eine  oder  das  andere  oder  so- 
gar   auch   beide   verwischt.     Namentlich  wirkte  die  Vermehrung 
der    Bevölkerung    in   dieser    Richtung.      Leicht    konnte    es    vor- 
kommen,   dass   die    einheitlichen    Besitzungen    durch    Erbteilun- 
gen zerschlagen   und   später    die   Teilstücke  verschiedener  Güter 
durch  Heirat  ihrer  Besitzer  vereinigt  wurden,    so   dass  nachträg- 
lich eine  Gemenglage  in  der  Flur  entstand ;  sogar  die  vollständige 
Neueinteilung  der  Felder  mit  Bildung  von  Gewannen  scheint  hie 
und    da    vorgekommen   zu    sein.     Wurden   dabei  die  infolge  der 
Vermehrung  der  Bevölkerung  notwendig  gewordenen  Neubauten 
in  der  Strassenzeile  errichtet,  so  verlor  die  Dorfanlage  nicht  ihren 
bisherigen  Charakter^  und  es  entstanden  so  Strassendörfer  mit  nicht 
arrondiertem  Grundbesitz  (Spalte  7),  deren  Verbreitung  in  Mähren 
und  Schlesien  z.  T.  auf  die  angedeutete  Weise   zu   erklären  sein 
dürfte.     Hielten  dagegen  die  Bauern  darauf,  dass  trotz  der  Ver- 
mehrung  der   Hofstellen   der   Besitz  jedes    einzelnen  Bauern  ge- 
schlossen bleibe,  wurden  die  neuen  Höfe  aber  nicht  in  der  Ver- 
längerung der  bereits  verbauten  Strasse    aufgeführt,    so  entstand 
ein  Kartenbild,  das  als  »Dorfsystem  mit  vorwiegend  arrondiertem 
Besitz«  (Spalte  3)  bezeichnet  werden  kann.     Namentlich   scheint 
das  von  Böhmen  zu  gelten,  wo  eine  auffallend  grosse    Zahl    von 
Dörfern  mit   arrondiertem   Besitz   vorkommt,    während   Spalte  6 
(Strassendörfer  mit  arrondiertem  Besitz)  nur  schwach  besetzt  ist ; 
vielleicht  mag  hier  auch  ein  Fehler  in  der  Subsumtion  seitens  der 
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Erhebungsorgane  vorliegen.  Endlich  war  es  auch  möglich,  dass 
sowohl  die  strassenförmige  Dorfanlage  als  auch  die  geschlossene 
Fluranlage  schwand;  damit  veränderte  sich  die  Waldhufenkolonie 
sogar  in  ein  Dorf  mit  Riemenparzellen  oder  mit  unregelmässig 
geformten  Parzellen,  in  welchem  Fall  die  betreffende  Gemeinde 
in  Spalte  4  oder  5  aufgenommen  werden  musste.  Das  dürfte 
gleichfalls  in  Mähren  und  Schlesien  vielfach  zutreffen. 

Wir  haben  aber  oben  auch  Strassendörfer  kennen  gelernt, 
die  schon  ursprünglich  eine  Besitzteilung  mit  Gemenglage  auf- 
weisen. Hierher  gehören  in  erster  Linie  die  slavischen  Strassen- 
dörfer, die  wir  wohl  in  den  Zahlen  der  Spalte  7  für  Böhmen, 
zum  Teil  auch  in  denen  für  Mähren,  vielleicht  auch  für  Steier- 
mark wieder  erkennen  können.  Für  letzteres  Kronland  sowie  auch 
für  Krain  sind  in  der  Spalte  7  wohl  auch  solche  strassenförmige 
Dorfanlagen  enthalten,  welche,  wie  oben  S.  312  ausgeführt,  von 
deutschen  Kolonisten  in  den  ebenen  Flussthälern  mit  Königshufen 
angelegt  wurden,  und  auf  denen  entweder  sofort  oder  doch  binnen 
Kurzem  eine  vollständige  Einteilung  der  Feldflur  in  Gewanne 
vorgenommen  wurde. 

Die  grossen  Koloniendörfer  des  Marchfeldes  und  des  Leitha- 
tfaales  mit  ihrer  Gewanneinteilung  und  den  Riemenparzellen  finden 
wir  deutlich  in  Spalte  4  bei  Niederösterreich  wieder. 

Abgesehen  von  den  bisher  betrachteten  Ansiedelungsformen 
herrscht  in  den  Donau-  und  Aipenländern  das  Hofsystem  vor 
(Spalte  I  und  2).  Darunter  haben  wir  uns  jedenfalls  die  roma- 
nischen, keltischen  und  grundherrlichen  deutschen  Einzelhöfe  und 
Weiler  vorzustellen,  von  denen  oben  die  Rede  war.  Dass  die 
Mehrzahl  dieser  Ansiedlungen,  wie  dies  Meitzen  ausführt,  im  Ge- 
menge liegende  Besitzungen  aufweist,  wird  durch  die  obige  Ta- 
belle vollkommen  bestätigt.  Manche  dieser  »Weiler«  haben  sich 
inzwischen  auch  zu  Dörfern  herausgewachsen  und  mussten  dies- 
falls in  die  Spalten  3 — 5  eingereiht  werden. 

In  den  slavischen  Gebieten,  insbesondere  in  den  Sudeten- 
ländem,  überwiegen  dagegen  die  dorfahnlichen  Ansiedelungen; 
natürlich  lassen  sich  aber  die  slavischen  Runddörfer  und  die 
deutschen  Kolonialdörfer  in  diesen  summarischen  Nachweisungen 
nicht  unterscheiden. 

So  finden  wir  in  allen  wesentlichen  Punkten  eine  vollständige 
Uebereinstimmung  zwischen  der  in  Rede  stehenden  Tabelle  und 
den  ganz  selbständig  durchgeführten  Forschungen  Meitzen's.   Wir 
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können  daher  mit  grösserer  Beruhigung  über  die  Richtigkeit  jener 
Tabelle  daran  gehen,  die  für  die  einzelnen  Kronländer  gegebenen 
Zahlen  zu  analysieren. 

Fassen  wir  die  7  Spalten  jener  Tabelle  in  3  zusammen  und 
berechnen  wir  die  entsprechenden  Relativzahlen,  so  ergibt  sich 
das  folgende  Bild: 


Von  je  hundert  Katastralgemeinden  des  Kronlandes 

haben 
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Die  günstigsten  Verhältnisse  sind  in  dem  mit  Waldhufen- 
kolonien bedeckten  Schlesien  vorhanden.  Aber  auch  hier  ist  es 
kaum  mehr  als  die  Hälfte  der  Gemeinden ,  in  denen  die  arron- 
dierten Güter  vorwiegen. 

Mehr  als  ein  Viertel  der  Gemeinden  in  der  ersten  Kolonne, 
also  mit  geschlossenem  Besitz,  weist  nur  noch  Steiermark  auf; 
und  auch  in  diesem  Lande  sind  58,3  %  der  Katastralgemeinden 
unbedingt  kommassationsbedürftig.  Am  seltensten  kommt  die 
absolute  Gemenglage  in  Kärnten  vor,  aber  selbst  da  übersteigt 
sie  noch  38  Prozent ;  in  Salzburg  findet  sie  sich  fast  in  der  Hälfte 
der  Gemeinden.  Oberösterreich,  das  allgemein  als  das  best  ar- 
rondierte Kronland  gilt,  rangiert  nach  dieser  Tafel  hinter  den  drei 
genannten  Alpenländern  und  Niederösterreich.  Das  Hoisystem, 
das  angeblich  in  Oberösterreich  allgemein  herrschen  soll,  wurde 
nur  in  etwa  35  ^/o  der  Gemeinden  dieses  Kronlandes  konstatiert, 
während  62  ®/o  der  Katastralgemeinden  dorfweise  besiedelt  sind 
und  im  Gemenge  liegende  Güter  besitzen. 
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Während  in  Niederösterreich  nach  diesen  Ziffern  etwas  bes- 
sere Verhältnisse  zu  herrschen  scheinen,  als  dem  Reichsdurch- 
schnitte entsprechen  würde,  ist  das  Gegenteil  bei  Tirol  und  Vor- 
arlberg der  Fall ,  wo  die  Gemeinden  ohne  Gemenglage  auf  12  Vs 
und  i4Va  ^/o  sinken,  jene  mit  vorwiegendem  Streubesitz  auf  82,7 
und  71,1  Vo  steigen. 

Mag  man  noch  so  wenig  an  die  ziffermässige  Genauigkeit 
der  in  Rede  stehenden  Erhebung  glauben,  mag  man  die  Fehler- 
grenze noch  so  weit  stecken :  dass  in  unseren  Alpenländern  Kom- 
massationen unnötig  seien,  weil  es  hier  keine  Gemenglage,  son- 
dern nur  geschlossene  Höfe  gebe,  sollte  seit  Veröffentlichung 
dieser  Erhebung  nicht  mehr  behauptet  werden  können.  In  den 
eigentlichen  Alpenländern  Salzburg,  Tirol,  Steiermark  und  Kärnten 
giebt  es  nicht  weniger  als  2840  Gemeinden,  für  welche  auf  Grund 
der  Katastralmappen  angegeben  wird,  dass  bei  ihnen  der  Streu- 
besitz vorherrsche. 

Allerdings  ist  es  richtig,  dass  es  noch  viel  ärger  mit  den 
Karstgegenden  steht.  Krain  bildete  den  Uebergang:  Arrondier- 
ung bei  4  %,  vorwiegende  Gemenglage  bei  fast  90  Vo.  Im  Küsten- 
land und  in  Dalmatien  gibt  es  überhaupt  keine  Gemeinden  ohne 
Gemenglage.     Ein  ähnliches  Bild  zeigt  die  Bukowina. 

Dem  Staatsdurchschnitte  nähern  sich  Böhmen  und  Mähren, 
in  welchen  Ländern  über  drei  Viertel  der  Gemeinden  durch  vor- 
wiegende Gemenglage  charakterisiert  sind. 

IL  Sonstige  Daten  über  die  Flureinteilung 
in  Oesterreich. 

Die  besprochene  Erhebung,  so  wertvoll  sie  auch  ist,  reicht 
indessen  nicht  aus,  uns  ein  deutliches  Bild  davon  zu  geben,  in 
welchem  Masse  die  österreichische  Landwirtschaft  unter  den 
Uebeln  der  unrationellen  Flureinteilung  leidet.  Denn  die  Typen 
»vorwiegende«  und  »teüweise«  Gemenglage  lassen  die  verschie- 
densten Abstufungen  und  Grade  zu.  Wir  müssen  daher  zur  Er- 
gänzung andere,  mehr  ins  Detail  gehende  Daten  heranziehen,  die 
uns  quantitative  Vorstellungen  nicht  nur  über  die  Verbreitung 
der  irrationellen  FeldeinteUung ,  namentlich  der  Gemenglage, 
sondern  auch  über  deren  Intensität  vermitteln. 

Dafiir  kommt  in  erster  Linie  die  Umfrage  in  Betracht,  welche 
die  Regierung  in  den  70  er  Jahren  über  diesen  Gegenstand  ver- 
anstaltet hat,  und  deren  Resultat  in  dem  Werke  Peyrer^s  über  die 
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Zusammenlegung  der  Grundstücke  grossen  Teiles  verarbeitet  sind. 

Aus  allen  Teilen  des  Staates  wird  berichtet,  dass  die  Kom- 
massierung  des  Grundbesitzes  eine  Notwendigkeit  sei.  Soweit 
dabei  die  Streulage  des  Grundbesitzes  nicht  blos  mit  Worten 
geschildert,  sondern  auch  ziifernmässig  ausgedrückt  ist,  sollen  die 
Angaben  im  Folgenden  mitgeteilt  werden.  Sodann  ünden  sich 
höchst  interessante  Illustrationsfakten  in  den  Flurkarten  '),  welche 
vom  Ackerbauministerium  für  die  Wiener  Weltausstellung  im 
Jahre  1873  gesammelt  wurden,  und  die  uns  namentlich  den  Ein- 
fluss  der  Gemeinheitsteilungen  auf  die  verworrene  Lage  des  Grund- 
besitzes vor  Augen  fuhren. 

Ueberdies  mag  hier  eine  Reihe  interessanter  Daten  Platz 
finden,  die  sich  zerstreut  in  den  Landtagsakten  finden  und  bis- 
her ganz  unbeachtet  geblieben  sind.  Endlich  enthält  auch  das 
grosse  Werk  Meüzen's  eine  Reihe  von  Flurplänen  aus  Oesterreich. 

In  Nieder  österreich  sind  zahlreiche  volksmässige  und 
koloniale  Gewanndörfer  vorhanden  (s.  o.  S.  311),  welche  schon 
nach  ihrer  ursprünglichen  Anlage  Streubesitz  aufweisen  müssen; 
so  namentlich  im  March-  und  Leithathale.  Ueberdies  haben  ge- 
rade in  diesem  Kronlande  die  früher  angeführten  neueren  Mo- 
mente besonders  stark  auf  die  Bodenzerstückelung  hingewirkt; 
so  die  unzweckmässige  Verteilung  der  Hutweiden  (Marchfeld)  und 
die  ausserordentlich  grosse  Zahl  von  Strassen  und  Eisenbahnen, 
die  sich  in  Wien  vereinigen  und  die  Fluren  in  der  Umgebung 
der  Hauptstadt  in  der  unregelmässigsten  Weise  zerschneiden. 

Am  ärgsten  scheint  die  Gemenglage  im  Marchfelde  mit  seinem 
stark  ausgebildeten  Riemensystem  zu  sein.  Hier  setzt  sich  ein 
Besitztum  aus  vielen  —  oft  60  bis  70  —  weit  auseinander 
liegenden,  langen  und  schmalen  Streifen  zusammen,  deren  Länge 
oft  3 — 4  km,  deren  Breite  nur  7  m  beträgt*). 

Aus  dem  Marchfelde  besitzen  wir  amtliche  Flurkarten  für  zwei 
Gemeinden,  in  denen  vor  kurzer  Zeit  Kommassationen  stattge- 
funden haben ').  In  Ober-Siebenbrunn  besassen  vor  der 
Zusammenlegung  47  Bauern  1543  ha  in  2389  selbständigen  Kom- 


i)  Dieselben  werden  im   folgenden  stets  als  »Karten«  mit  ihrer  Nummer  citiert 
a)  ITöltschl^  Die  agrarischen  Operationen  überhaupt,  speziell  aber  in  Oesterreich, 

1892.    S.  auch  Wiener  landwirtschaftliche  Zeitung  1894,  S.  347. 

3)  Die  Zusammenlegung  der  landwirtschaftlichen  Grundstücke  in  den  Gemeinden 

Ober-Siebenbrunn  und  Raasdorf  in  Niederösterreich.    Veröffentlicht  vom  k.  k.  Acker- 

banministerinm.  1892. 
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plexen,  von  denen  demnach  auf  jeden  Bauer  durchschnittlich  51  ent- 
fielen; während  ein  Bauerngut  im  Mittel  32,8  ha  umfasste,  war  ein 
Besitzkomplex  im  Durchschnitt  nur  64  ar  gross ;  von  den  13  gröss- 
ten  dieser  Güter  (40 — 70  ha)  zerfiel  jedes  durchschnittlich  in  70  Teile! 
InRaasdorf  waren  27  Güter  von  mehr  als  10  ha  aus  579  Stücken 
von  durchschnittlich  1,55  ha  zusammengesetzt.  Auch  Meitzen'^) 
veröffentlicht  eine  Flurkarte  aus  dem  Marchfelde;  sie  betrifft  die 
Ortschaft  Tallisbrunn.  Das  Dorf,  nach  Art  eines  slavischen 
Strassendorfes  angelegt,  enthält  50  Gehöfte,  darunter  15  Ganz- 
lehner,  16  Halblehner,  4  Viertel-,  i  Achtellehner  und  10  Klein- 
häusler. Die  Flur  ist  in  12  Gewanne  geteilt,  in  welchen  der 
Besitz  jedes  Einzelnen  zerstreut  ist.  Zwei  Ganzlehner,  deren 
Parzellen  in  dem  Flurplane  eingezeichnet  sind,  besitzen  über  50 
von  einander  getrennte  Bodenstücke. 

Aber  auch  in  anderen  Teilen  Niederösterreichs  herrschen 
ähnliche  Verhältnisse.  So  zeigt  die  Flurkarte  der  Gemeinde 
L  a  n  g  a  u  (Viertel  ober  dem  Manhartsberg)  Streifen  von  weniger 
als  4  Meter  Breite  und  beinahe  2  km  Länge;  ebenso  die  Karte 
von  Hof  (Viertel  unter  dem  Wienerwald)  •)• 

In  Oberösterreich  ist  die  Flureinteilung ,  wie  schon 
die  obigen  Zahlen  gezeigt  haben,  durchaus  nicht  so  günstig,  als 
man  gewöhnlich  anzunehmen  pflegt.  Der  Grundbesitz  ist  zwar 
zum  Teile  vollkommen  arrondiert,  zum  grösseren  Teile  aber  be- 
stehen ganz  kleine  Weiler  von  2—6  Bauerngütern  oder  Dörfer  mit 
einer  strahlenförmig  oder  auch  ganz  unregelmässig  aufgeteilten 
Feldflur. 

Interessant  ist  eine  spezialisierte  Darstellung,  welche  Lorenz 
über  zwei  Gebietsabschnitte  dieses  Kronlandes  gibt ').  Die  Besitz- 
stände von  25  bis  50  Joch  wurden  für  die  Bezirke  Sanct 
Florian  und  Grünburg  je  nach  der  Zahl  der  abgesonderten 
Stücke,  aus  denen  sie  bestehen,  in  Gruppen  geteilt ;  dabei  ergaben 
sich  die  aus  der  Tabelle  auf  S.  324  ersichtlichen  Besitzverhältnisse. 

Während  also  im  Bezirke  Grünburg  so  gut  wie  gar  kein  Be- 
dürfnis nach  Zusammenlegungen  besteht,  ist  das  Gegenteil  in 
St.  Florian  der  Fall.  Nicht  einmal  Vs  der  Besitzstände  des  letz- 
teren Bezirkes  besteht  aus  l — 6  Grundstücken.     Bei  V>  derselben 


1)  a.  a,  O.  Anlage  120,  III.  Band  S.  395. 

2)  Karten  Nr.  5  und  13. 

3)  Lorenz^  Statistik  der  Bodenproduktion  von  2  Gebietsabschnitten  Oberösterreichs, 
Wi«n  1867. 
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Besitzstande,  welche  ans 

Bezirk 

I    1  2 — 3     4—6    7 — lo  II  — 1 5|  16—21 '22— 2829— 36 

in 
absoluter 

1 

abgesonderten  Stücken  bestehen  in  absoluter  Zahl 

Zahl 

Sankt  Florian 

15  1     24     1     13     1     18         28         30         19         15     1      162 

Grünbnrg 

610      129        18     1      6      1      5            3          —         —    1       771 

in  Prozenten 

Sankt  Florian 


Grfinburg 


9»3 


79.1 


I4i8 


i6,7 


8,0 


«,3 


ii,i 


0,8 


«7.3 


0.7 


18.5 


0,4 


"»7 


0,0 


9,3 


100,0 


0.0 


100,0 


wäre  also  eine  Arrondierung  sehr  am  Platze. 

In  Salzburg  bestehen  »allenthalben  Tausende  von  kleinen 
und  in  bunter  Reihe  durcheinandergewürfelten  Grundstücken  oder 
lange  Streifen  bei  einer  Breite  von  oft  nur  4 — 8  Klaftere  ^).  So  wird 
z.  B.  von  dem  Bezirke  St.  Michael  behauptet,  es  gäbe  da- 
selbst nicht  ein  einziges  arrondiertes  Grundstück;  ein  Bauern- 
hof bestehe  dort  aus  61  Hausgründen  ^  welche  über  3  Steuerge- 
meinden zerstreut  seien'). 

Nach  einer  Erhebung  des  Landesausschusses,  die  sich  auf 
die  5  Gerichtsbezirke  Gastein,  Mittersill,  St.  Michael, 
Tamsweg  und  Taxenbach  erstreckte'),  gibt  es  dort  6401 
Grundbesitzer,  deren  Güter  von  zusammen  321 830  Joch  in  99  307 
Parzellen  gelegen  sind.  Auf  einen  Besitzer  kommen  also  durch- 
schnittlich 15,5  Bodenstücke  und  etwa  50  Joch,  auf  eine  Parzelle 
demnach  im  Mittel  3,2  Joch.  Da  in  dieser  Ziffer  auch  die  Forste 
miteingerechnet  sind,  so  stellt  sich  die  durchschnittliche  Grösse 
eines  Ackerfeldes  viel  niedriger,  nämlich  auf  957  Quadratklafter 
oder  etwa  Vt  ha;  und  zwar  hatten  eine  Ausdehnung  von 

weniger   als    100  Quadratklaftem      21  %  der  Parzellen 

zwischen  100  u.  400         >                       22    >       >  » 

»      400  u.  800        »  15    »      > » 

weniger  als  V«  Joch  58    >      »  » 

»»I»  7^*** 

Schon  diese  Zahlen  lassen  auf  eine  enorme  Verworrenheit 
des  Grundbesitzes  schliessen ;  und  dieser  Schluss  wird  durch  zwei 
Karten  des  Ackerbauministeriums  aus  Mauterndorf  und 
Tamsweg  (Lungau)  bestätigt*). 

Ein  drastisches  Bild  von  der  bedeutenden  Zerstückelung  des 


i)  Landtag  1873  S.  289. 

2)  Landtag  1863  S.  551. 

3)  Landtag  1891  S.  1239. 

4)  Karten  Nr.  3  und  4« 
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Grundbesitzes  in  dieser  Gegend  gibt  uns  auch  die  Flurkarte  von 
Lintsching,  die  Meitzen  veröffentlicht  hat ^).  32  Besitzer 
haben  hier  zusammen  320  Bodenstücke  von  durchschnittlich  75  ar, 
einzelne  Bauern  haben  28,  20,  18  Flurstücke. 

Nun  gehören  aber  die  5  Gerichtsbezirke,  auf  die  sich  die 
Erhebung  des  Landesausschusses  bezieht,  gewiss  noch  zu  jenen 
mit  relativ  günstigeren  Besitzverbältnissen.  Die  Gebirgsgaue  — 
Pinzgau,  Pongau,  Lungau  —  in  denen  sie  gelegen  sind,  besitzen 
doch  immerhin  eine  grössere  Zahl  arrondierter  Bauernhöfe. 

Viel  ärger  noch  ist  aber  die  Gemenglage  im  Flachgau.  So 
besitzen  im  Gerichtsbezirke  Mattsee  839  Bauern  25041  Par- 
zellen, also  jeder  im  Durchschnitte  30  von  einander  getrennte 
Bodenstücke,  und  die  mittlere  Grösse  der  letzteren  ist  890  Qua- 
dratklafter. Auf  die  oben  unterschiedenen  Grössenklassen  ver- 
teilen sich  die  Parzellen  folgendermassen : 

Unter  100  Quadratklafter    23  Vo 

zwischen  100  u.  400  »  28  » 

»        400  u.  800  >  21  > 

bis  zu  V«  Joch  72  » 

>     »     I       »  87  » 

Die  ai^e  Gemenglage  im  Flachgaue  wird  auch  durch  die 
Flurkarte  der  Gemeinde  Grossenegg  im  Bezirke  Mattsee  be- 
stätigt *).  Jeder  Bauer  hat  daselbst  seinen  Besitz  in  30 — ^40  Par- 
zellen zerstückelt,  die  oft  keine  Zufahrt  besitzen.  Zwischen  je 
zwei  ParzeUen  eines  Besitzers  liegen  stets  2  bis  3  Parzellen  der 
Nachbarn. 

Aehnliche  Verhältnisse  zeigt  uns  die  Karte  der  Ortschaft 
Vetternbach  im  Flachgau  vor  der  1857  durchgeftihrten  frei- 
willigen Zusammenlegung').  Dieser  aus  5  Höfen  bestehende 
Weiler  hatte  eine  Flur  von  etwa  116  ha,  die  in  nicht  weniger  als 
303  Parzellen  zerfiel.  Da  häufig  mehrere  demselben  Bauer  ge- 
hörige Parzellen  zusammenhängen  —  wenn  auch  nur  infolge  einer 
ganz  schmalen  Verbindung  —  so  bildeten  diese  303  Parzellen 
etwa  160  Besitzkomplexe,  zum  Teile  von  höchst  irrationeller  Form. 
Auf  jeden  Eigentümer  kamen  demnach  durchschnittlich  über 
60  Parzellen,  respektive  32  solcher  Grundstücke. 

Für  die  übrigen  Alpenländer  besitzen  wir  leider  keine  so  um- 

i)  a,  a.  O.  Anlage  119,  III.  Band  S.  394. 

2)  Karte  Nr.  2. 

3)  Veröffentlicht  von  Piyrer,  Zusanunenlegung,  Anhang. 
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fassenden  zifTernmässigen  Angaben.  Doch  bestätigen  alle  dem 
Ackerbauministerium  erstatteten  Gutachten,  dass  die  Gemenglage 
überall,  bald  in  stärkerem,  bald  in  schwächerem  Grade  vorhan- 
den ist. 

In  Steiermark  gibt  es  zwar  Gebiete ,  in  denen  das  Sy- 
stem der  geschlossenen  Höfe  vorherrscht,  wie  namentlich  im 
alten  Kreise  Obersteiermark ;  in  Mittel-  und  Untersteiermark  ist  da- 
gegen der  Grundbesitz  stark  durch  einander  gewürfelt. 

So  wird  aus  dem  Steuerbezirk  Friedberg  gemeldet,  dass 
ein  Grundbesitzer  meist  lO — 14  weit  auseinander  hegende  Par- 
zellen hat.  In  Voitsberg  bilden  die  Aecker  meist  lange 
schmale  Vierecke ;  für  eine  Gemeinde  dieses  Bezirkes  wurde  kon- 
statiert, dass  von  126  Parzellen  desselben 

12  eine  Ausdehnung  von  weniger  als  100  Quadratklafter  besitzen, 
32     »  »  zwischen  100  u.  400  »  » 

24     » > »         400  u.  800 » > 

68  oder  54  %  kleiner  als   Vs  Joch  sind, 

88      »70»         >         »I»         >,     und  nur 

38  grösser  als  i  Joch. 

Die  zahlreichen  aus  Steiermark  vorhandenen  Flurpläne  weisen 
eine  weitgehende  Gemenglage  und  den  häufigen  Mangel  an  den 
erforderlichen  Feldwegen  auf,  wie  namentlich  im  ganzen  Drau- 
thale.  Die  Flur  von  Drasendorf  bei  Pettau ')  ist  in  19  Ge- 
wanne geteilt,  und  in  jedem  derselben  hat  jeder  der  23  Bauern 
einen  Streifen. 

Wie  sehr  auch  in  Steiermark  die  verworrene  Lage  des  Grund- 
besitzes durch  Gemeinheitsteilungen  gesteigert  wurde,  dafür  bieten 
die  Flurkarten  der  Gemeinden  P i  c h  1  a  und  Unterprem- 
s  t  e  1 1  e  n  gute  Illustrationen.  In  der  ersteren  Gemeinde  *)  wur- 
den 20,7  ha  Wald  in  50  Parzellen,  41,4  ha  in  104  schmale  Strei- 
fen zerlegt,  zum  Teile  in  einer  Breite  von  5,7  m.  In  Unterprem- 
stetten  ')  wurden  17,3  ha  Wald  in  16  linealformige  Parzellen,  6,9  ha 
Acker  und  Wiese  in  30  Stücke  geteilt. 

In  Kärnten  liegen  die  Verhältnisse  grossen  Teils  ähnUch. 
Die  Pläne  des  Ackerbauministeriums  enthalten  aus  diesem  Lande 
nur  eine  Karte  vom  Singerbergwald*),  woselbst  ein  geschlos- 


i)  Meitzen  III  Anlage  Nr.  123  S.  415. 

2)  Karte  Nr.  22. 

3)  Karte  Nr.  23. 

4)  Karte  Nr.  24. 
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sener  Aequivalentwald  von  60  ha  durch  die  früheren  Servituts- 
berechtigten in  97  Parzellen  geteilt  wurde,  deren  kleinste  1,8  ar 
beträgt. 

Nach  einer  Erhebung  der  Bezirkshauptmannschaft  Klagen- 
fürt  giebt  es  allein  in  diesem  Verwaltungsbezirke  1202  Grund- 
stücke, welche  keine  Zufahrt  und  keinen  Zugang  besitzen  ^). 

Auch  in  Krain  ist  die  Verworrenheit  des  Grundbesitzes 
und  die  ungünstige  Form  der  Parzellen  enorm.  Das  durchschnitt- 
liche Ausmass  der  Ackerparzellen  soll  zwischen  0,13  und  0,73  ha 
schwanken');  es  kommen  Streifen  vor,  die  4 — 11  m  breit  und 
bis  zu  2  km  lang  sind;  oft  fehlen  die  erforderlichen  Zugänge 
zu  den  Parzellen,  und  diese  sind  nicht  selten  viele  Kilometer  vom 
Hofe  entfernt. 

Man  könnte  versucht  sein,  zu  glauben,  dass  in  Krain  die  Klein- 
heit der  einzelnen  Grundstücke  nicht  so  sehr  auf  die  Gemenglage« 
als  vielmehr  darauf  zurückzuführen  sei,  dass  in  diesem  Kronlande 
der  Kleingrundbesitz  vorherrscht;  dass  diese  Ansicht  nicht  richtig 
ist,  zeigen  die  sehr  lehrreichen  Beispiele,  die  uns  in  den  Flur- 
karten des  Ackerbauministeriums  geboten  werden. 

In  der  Gemeinde  Sternica')  besitzen  29  Bauern  421  ha 
in  1007  Parzellen ;  ein  Gut  hat  also  durchschnittlich  etwa  14 Vs  ha 
und  34  Parzellen  mit  einer  mittleren  Grösse  von  0,4  ha.  Die 
Breite  der  Grundstücke  sinkt  bis  zu  1,9  m  herab  und  übersteigt 
nicht  45  Vi  m;  überdies  stossen  die  wenigsten  unter  ihnen  an 
Wege  an,  sind  daher  nur  durch  Servituten  auf  fremde  Parzellen 
zugänglich.  In  der  Gemeinde  Brunndorf*)  am  Laibacher  Moore 
haben  300  Grundbesitzer  2,810  Parzellen,  so  dass  auf  jedes  Gut 
im  Durchschnitte  9  Grundstücke  entfallen. 

Argen  Schaden  haben  auch  hier  die  Gemeinheitsteilungen 
verursacht.  Es  wurden  in  der  letztgenannten  Gemeinde  367  ha 
Hutweiden  in  550,  387  ha  Waldes  in  360  Parzellen  zerlegt,  wo- 
bei nicht  einmal  auf  die  Ortschaften  Rücksicht  genommen ,  son- 
dern Parzellen  ■/*  MeUen  vom  Wirtschaftshofe  entfernt  angewiesen 
wurden.    In  der  Gemeinde  Zirknitz*)  fand   1871  die  Teilung 


i)  Erlfiatemde  Bemerkangea  zu  dem  Gesetzentwürfe  betreffend  die  Einräumung 
Ton  Notwegen  (1292  der  Beilagen  Abgeordnetenhaus  XI.  Session). 

2)  PeyreTy  Zusammenlegung  S.  20. 

3)  Karte  Nr.  11. 

4)  Karte  Nr.  19. 

5)  Karte  Nr.  25. 
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des  Javornikwaldes  statt.  Die  706,7  ha  wurden  unter  238  Be- 
teiligte geteilt,  dabei  aber  ungefähr  700  Parzellen  gebildet,  deren 
Grösse  bis  zu  0,6  ha  herabsank ;  die  so  gebildeten  Streifen  haben 
1300— 15CX)  m  Länge  und  3,8 — 190  m  Breite. 

Im  Küstenlande  ist  die  Gemenglage  und  die  Unzugäng- 
lichkeit der  Grundstücke  nicht  geringer,  als  in  Krain.  Durch 
Gemeinheitsteilungen  entstanden  Riemen,  die  weniger  als  2  m 
Breite  besitzen. 

Die  Flurkarte  der  Gemeinde  Gargaro*)  (Görz)  zeigt  uns  3 
grössere  Besitzungen,  die  aus  274  getrennten  Stücken  mit  zusam- 
men 113,37  ha  bestehen.  Im  Detail  zeigen  diese  3  Güter  folgende 
Zusammensetzung : 


Gut 

Grösse 
in  ha 

Zahl 
der  Parzellen 

durchschnittliche 

Grösse  einer 

Parzelle  in  ha 

A 
B 
C 

60,32 

36,83 
16,11 

116 

87 
71 

0,5« 
0,42 

0,23 

Es  kommen  in  dieser  Gemeinde  Riemen  von  1,9  m  Breite  vor. 
Infolge  der  Teilung  der  Gemeinweiden  entstanden  hier  so  schmale 
Streifen,  dass  sie  auf  den  gewöhnlichen  Mappen  im  Massstabe 
von  I  :  2880  nicht  mehr  darstellbar  waren  und  dafür  eigene 
Mappen  im  Verhältnis  i  :  1440  angelegt  werden  mussten  *). 

Im  Küstenlande  dürfte  indes  die  lokale  Verschiedenheit  des 
Bodens  und  die  ausserordentliche  Verbreitung  der  Spezialkulturen 
der  Durchführung  von  Kommassationen  vielfach  sehr  hinder- 
lich sein. 

Auch  in  Tirol  übten  die  unrationellen  Gemeinheitsteilungen 
unheilvolle  Wirkungen  auf  die  Flureinteilung  aus.  »In  allen  Lan- 
desteilen sind  so  zweckwidrige  und  sinnlose  Teilungen  der  Ge- 
meindewälder in  kleinste  Streifen  vorgekommen,  dass  in  vielen 
Gemeinden  für  alle  Zukunft  jede  vernünftige  Waldkultur  fast  zur 
Unmöglichkeit  wirdc*). 

Die  Gemeindefraktion  I  n  r  a  i  n  ^)  besass  einen  Wald  von 
325,78  ha,  woran  1$  Güter  beteiligt  waren.  Im  Jahre  1860  wurde 
dieses  Fraktionsgut  in  nicht   weniger  als  188  Streifen  zerlegt;  es 

i)  Karte  Nr.  12. 

2)  Karte  Nr.  20. 

3)  Peyrer,  Zusammenlegung  S.  52. 

4)  Karte  Nr.  26. 
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wurden  zunächst  12  Teile  gebildet  und  jedem  der  15  Güter  in 
jedem  der  Teile  ein  Streifen  zugewiesen;  und  diese  Teilung  er- 
folgte mit  behördlicher  Bewilligung  1  In  der  Gemeinde  Scharnitz^) 
kamen  1451,27  ha  Wälder  unter  117  Berechtigte  zur  Verteilung, 
wobei  mehr  als  1500  Streifen  gebildet  wurden,  deren  jeder 
Teilhaber  13—15  erhielt. 

In  V  o  r  a  r  1  b  e  r  g  ist  das  Kulturland  noch  ärger  zersplittert, 
als  in  Tirol.  Es  ist  dort  durchaus  nichts  Seltenes,  dass  die  ein- 
zelnen Besitzer  ihre  Grundstücke  selbst  in  mehreren  verschiede- 
nen Gemeinden  zerstreut  haben '). 

In  Böhmen  finden  sich  Wirtschaften  von  8 — 20  Joch,  die 
in  6 — 20,  ja  30  Parzellen  verteilt  sind,  welche  nach  allen  Wind- 
richtungen zerstreut  liegen ') ;  es  giebt  Gemeinden ,  in  denen  bei 
einem  Gesamtbesitz  von  1600  Joch  an  6000  Parzellen  vorhanden 
sind  und  auf  einen  Besitzer  auch  30 — 50  Bodenstücke  entfallen  ^). 

Für  Mähren  besitzen  wir  eine  Flurkarte  der  in  jüngster 
Zeit  kommassierten  Gemeinde  N6m6ic^).  Die  Feldmark  von 
260  ha  verteilte  sich  auf  53  Besitzungen  und  494  Besitzkomplexe, 
darunter  19  grössere  Güter  mit  einer  Gesamtfläche  von  225  ha  in 
411  getrennt  von  einander  liegenden  Stücken ;  jeder  Bauer  besass 
also  durchschnittlich  22  Parzellen  von  je  0,55  ha  Ausdehnung. 

Die  in  Mähren  schon  seit  jeher  vorhandene  bedeutende  Ge- 
raenglage wurde  durch  die  irrationelle  Teilung  der  Hutweiden 
arg  gesteigert.  So  zeigen  die  Katastralmappen,  dass  bei  solchen 
Teilungen  jeder  Besitzer  in  der  Gemeinde  Zialkowitz  10,  in 
der  Gemeinde  K  r  e  m  s  i  e  r  sogar  18 — 20  Riemenparzellen  erhielt, 
die  nur  teilweise  an  Wege  anstossen*). 

In  G  a  1  i  z  i  e  n  ^)  hat  die  Zerstreutheit  des  Grundbesitzes  in 
allen  Landesteilen  enorme  Dimensionen  angenommen.  Es  giebt 
dort  einzelne  Meierhöfe  mit  300  Parzellen  ®) ,  man  berichtet  von 
grossen  Gemeinden  mit  100 — 500  Hausnummern,  in  denen  die 
einzelnen  Güter   über   ein  Territorium   von    3000— -5000  Joch   in 

i)  Karte  Nr.  27. 

3)  Peyrer,  Zusammenlegung  S.  54. 

3)  Landtag  1866,  Beilage  XLI  S.  23. 

4)  Landtag  1886  S.  lU. 

5)  Die  Zosammenlegong  der    andwirtscbaftlichen  Grundstücke  in   der  Gemeinde 
Nemcic  in  Mähren.  Wien  1894. 

6)  Karten  Nr.  15—18. 

7)  S.  ftir  das  folgende  insbesondere  Peyrtr  a.  a.  O. 

8)  Statistische  Mitteüungen  über  Galizien  VII  1882. 


^^i^^Ö$i(?(t§8ä*l||  So  zählt  z.  B.  die  Gemeinde 
fipe?ji4iR|' B^irlPko)  69  Besitzer  mit  368  Joch 
^J^ILBjttrE^nie^S^äut  durchschnittlich  5,2  Joch 
'"'"■'^'Tl^dratklafterhat»).  VoaiiGe- 
lu^ichtet,  dass  »die  Gemcnglage 
^dn  solches  Uebel  bildet,  dass 
S^s  kaum  Vi  des  Ertrages  ab- 
P^i§nttglage  erzielt  werden  könnte*. 
**  **"  J  die  Gründe  in  Streifen  von 
^li^ffides  Pruthflusses   von   einem 
Tciner  Länge   von   ■/*  Meilen; 
'tt^f)SifiSlk9)0^&'QO'°"  ^^^  Wirtschaftsgebäuden 


iiilil 

kHtbi?iiM.^m?^  Bao^g^len   das  Riemensystem  ver- 

'J?'  H  6$'M*^n  ft'^ä''^^  Bezirkes  M  i  e  1  e  c ,   wo  die 

|^GJ^Ii^^^*^|j^n  2  Kilometern  erreichen. 

^]Vpt^s3ei:«J>^ss  von  etwa  3000  Gemeinden 

%^a^illj^i3%;^pic  Kommassation  der  Gründe 

S^'^SV^E'^'^^^"^''^^''^'^  ""'^  irrationelier 
n^i^^nÖEi»!)!^  wäre '). 
!^ä£*^ciS:3lE  •allgemeinen  ähnliche  Verhält- 
«^^^l^p^^ipiä^e  Gemenglage  herrscht  hier 
4r4P^^'^*^^^<''''>'^^^s'^^-  Nach  der  An- 
^^9^^^^i^lC'^^''i^  ^<^'l  <^<^  Mehrzahl  der 
i^E^i&i^l^i^^^^en  der  nötigen  Zugänge  und 

a^^^^W'^^^^^'^^"  ^'^'^  ^^^  ^^'  Bewirt- 
[fe^^t^K^jläi.tl^  Benützung  nachbarlicher  Lie - 

^^-<^^^!^-^*s!Jizweckmässigkeit  der  unge- 
d^sBtcJI^Kf^iSp  die  Flurkarten  zweier  Ge- 

!ja^^fB»tSe][5f^en  Wälder  im  Ausmasse  voa 
nös&^K^F^^^«^*^  in  121  schmale  Streifen  zer- 
8Ki«%^^^^^3cm  Länge  und  s'k  m  Breite. 

K^^K^B^n^fi^'^.Ackerbumiiiiisteriam  vom  II.  Oktober 
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In  der  Gemeindefraktion  Pupn  ata  ^)  wurden  1850  zwei  Waldpar- 
zellen geteilt :  63  Vi  ha  in  51  Teile,  nicht  ganz  22  ha  in  81  Teile. 
In  Dalmatien  wären  indessen  Zusammenlegungen  schon  wegen 
des  dort  herrschenden  Kolonensystems  schwer  durchfuhrbar. 

ni.  Zusammenfassung. 

Die  mitgeteilten  Daten  zeigen  wohl  zur  Genüge,  dass  Peyrer 
mit  vollem  Rechte  behauptet,  die  Gemenglage  sei  ein  in  Oester- 
reich  allgemein  verbreitetes  Uebel,  und  es  bestehe  in  allen  öster- 
reichischen Ländern  ohne  Unterschied  ein  intensives  Bedürfnis 
nach  Kommassierungen.  So  weit  möchten  wir  allerdings  nicht 
gehen,  vi'it  Gi^i  Falkenßtayn,  der  meinte:  »die  Anzahl  jener,  welche 
von  den  Vorteilen  dieser  Gesetze  (Kommassation  und  Gemein- 
heitsteilung und  -regulierung)  Gebrauch  machen  können,  sei  nahe- 
zu gleich  der  Summe  aller  Landwirtec  *).  Das  Material,  auf  das 
wir  uns  bei  der  vorstehenden  Untersuchung  gestützt  haben,  ist 
zwar  zum  Teil  alt,  aber  es  ist  nicht  veraltet,  denn  die  Verhält- 
nisse haben  sich  in  den  letzten  Jahrzehnten  nicht  nur  nicht  ge- 
bessert, sondern  noch  verschlimmert.  Zusammenlegungen  wurden, 
wie  wir  sehen  werden,  nicht  in  nennenswertem  Umfange  vorge- 
nommen, während  sich  die  Gemenglage  und  die  sonstigen  Formen 
der  unwirtschaftlichen  Flureinteilung  sicherlich  vermehrt  haben, 
da  die  früher  erwähnten  neueren  Ursachen  —  einerseits  Erbtei- 
lungen, Abverkäufe,  andrerseits  die  Anlage  neuer  Strassen,  Eisen- 
bahnen und  Teilung  von  agrarischen  Gemeinschaften  —  auch  in 
der  Gegenwart  noch  fortwirken. 

Als  ein  Symptom  daiiir  darf  vielleicht  die  stete  Steigerung 
angeführt  werden,  die  in  der  Zahl  der  Grundsteuerparzellen  zu 
konstatieren  ist.  Allerdings  wäre  es,  wie  erwähnt,  falsch,  die 
Grundsteuerparzelle  mit  einem  zusammenhängenden  Bodenstücke 
eines  Besitzers  zu  identifizieren;  aber  eine  Zunahme  der  Par- 
zellenzahl ist  doch  in  der  überwiegenden  Mehrzahl  der  Fälle  auf 
eine  Besitzzerstückelung  zurückzuführen.  Während  eines  einzigen 
Jahrzehntes  ergaben  sich  in  dieser  Beziehung  die  in  der  Tabelle 
auf  S.  332  dargestellten  Veränderungen. 

3.  Abschnitt.    Die  ökonomischen  Nachteile  der  heutigen  Flur- 
verfassung.   Vorteile  einer  Neuordnung  der  Flur. 

Im  Vorstehenden  haben  wir  uns  über  den  Ursprung  und  die 

1)  Karte  Nr.  30. 

2)  Herrenhausyerhandlungen  IX  Session  S.  589. 
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Oekonomische  NachteQe  der  iirationeUeii  Flareinteilnng.  ^^^ 

Verbreitung  der  kulturfeindlichen  Flureinteilung  orientiert.  Um 
nun  die  Versuche  der  österreichischen  Gesetzgebung  auf  diesem 
Gebiete  beurteilen  zu  können,  müssen  wir  uns  die  Uebelstände 
genau  vergegenwärtigen,  die  aus  der  heutigen  Konfiguration  der 
Gemarkung  entstehen. 

Diese  Uebelstände  sind  sehr  zahlreich  und  schwerwiegend. 
Sie  folgen  einesteils  aus  der  Zahl  der  einen  Wirtschaftsbetrieb 
zusammensetzenden  Grundstücke,  andernteils  aus  der  Form  der 
Letzteren,  femer  aus  deren  Entfernung  untereinander  und  vom 
Wirtschaftshofe,  endlich  aus  ihrer  mangelhaften  Zugänglichkeit. 
Eine  Neueinteilung  der  Gemarkung  wird  aber  nicht  nur  die  Nach- 
teile der  heutigen  Flurverfassung  zu  beseitigen  vermögen,  sondern 
auch  auf  eine  grössere  Stabilität  des  Grundbesitzes  hinwirken 
und  überdies  mit  positiven  Bodenverbesserungen  auf  die  leich- 
teste Weise  verbunden  werden  können.  Alle  diese  Momente 
sollen  nun  nach  einander  einer  eingehenden  Besprechung  unter- 
zogen werden. 

A.  Vielheit  der  Parzellen. 

Schon  die  Menge  der  Parzellen  an  sich,  ohne  jede  Rücksicht 
auf  deren  Form,  Lage  und  Zugänglichkeit,  verursacht  eine  Reihe 
schwerer  ökonomischer  Uebelstände. 

I.  Steigerung  des  Gesamtumfanges. 

Vor  Allem  wird  der  Gesamtumfang  der  Grundstücke  eines 
Gutes  von  gegebener  Bodenfläche  um  so  grösser,  in  je  mehr 
selbständige  Teile  dieses  Gut  zerfällt. 

Ein  geschlossener  Besitz  von  20  ha  hat  bei  quadratischer 
Form  einen  Umfang  von  2  km.  Besteht  dagegen  das  Gut  aus 
mehreren,  untereinander  gleich  grossen  Quadraten ,  so  steigt  die 
Länge  seiner  Grenzentwickelung 

bei    5  Parzellen  auf   4,47  km 

>  IG        >  >     6,32    » 

>  20        »  >     8,94    > 
»   50        »           »    14,28    » 

>  n         >  ^    ^  }/n    * 

Eine  ähnliche  Progression  zeigt  sich  bei  anders  geformten 
Grundstücken. 

Jede  Vergrösserung  des  Umfanges  eines  Gutes  bedeutet  zu- 
nächst einen  Verlust  an  produktivem  Boden.  Denn 
die  Grenze  ist  keine  mathematische  Linie,  sondern  wird  entweder 
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durch  einen  Rain  oder  durch  eine  nicht  angebaute  Furche  (Grenz- 
furche) gebildet,  deren  Breite  mit  etwa  30  cm  angenommen  wer- 
den darf,  wovon  je  die  Hälfte  auf  die  beiden  an  einander  gren- 
zenden Grundstücke  zu  rechnen  ist.     Das   ergiebt  für  das   oben 

SUpponierte  Gut :  ^ine  unproduktive  Fläche  in 

ar  Prozenten 

bei  vollstündiger  Arrondierung  3,0  0,15 

>     5  Parzellen  6,7  0,34 

»  10        »  9,5  0,48 

»20        »  13,4  0,67 

»50        »  21,5^  1,08  _ 

»    n         »  3V^n  3/20  \/n 

In  dem  angenommenen  ungünstigsten  Falle  geht  also  7  mal 
mehr  Boden  iiir  den  Anbau  verloren,  als  in  dem  günstigsten. 
Selbst  bei  der  in  Bezug  auf  die  Grenzentwickelung  günstigsten 
Form,  der  quadratischen,  steigt  dieser  Verlust  an  Kulturfläche 
in  unserem  Beispiele  auf  über  1%  des  Areales  I 

D  i  e  Erleichter  ung  f  remde  r  Eingriff  e  ist  eine 
weitere  Folge  der  Vielheit  der  Parzellen.  Je  länger  die  Grenzen 
eines  Grundbesitzes  sind,  um  so  zahlreicher  sind  die  Punkte,  an 
welchen  fremde  Eingriffe  stattfinden  können  und  um  so  leichter 
sind  diese  ausführbar. 

Das  gilt  zunächst  von  den  Verletzungen  der  Kulturen  durch 
Menschen  und  Vieh,  namentlich  dort,  wo  öffentliche  Wege  und 
Triften  an  Feldern  vorbeiführen,  sodann  aber  auch  vom  Wildscha- 
den ;  denn  eine  ständige  Ueberwachung  der  Grenzen  eines  in  viele 
Parzellen  zerteilten  Besitzes  und  dessen  Schutz  gegen  das  schä- 
digende Wild,  ist  meist  ein  Ding  der  Unmöglichkeit  Endlich 
finden  an  den  Grenzen  sehr  häufig  auch  Eingriffe  in  die  Substanz 
statt,  durch  bewusste  oder  unbewusste  Grenzverletzungen  ent- 
steht schliesslich   eine  Unsicherheit   des  Grundeigentumes  selbst. 

Denn  die  Eigentumsgrenzen  sind  nur  selten  durch  fixe  Ob- 
jekte gekennzeichnet;  ein  Aussteinen  aller  Parzellen  würde  aber 
enorme  Kosten  verursachen  und  wäre  bei  gekrümmten  Grenzen  oft 
gar  nicht  ausführbar.  Sind  aber  die  Grenzen  nur  durch  Raine 
oder  Furchen  gebildet,  was  die  Regel  ist,  so  verschieben  sie  sich 
durch  Verackerung  und  Ueberackerung  kontinuierlich,  so  dass  die 
Gemarkung  im  Laufe  weniger  Jahrzehnte  eine  ganz  andere  Form 
erhält  und  der  faktische  Besitzstand  mit  den  früheren  geodätischen 
Aufnahmen,    insbesondere  den  Katastralmappen   durchaus    nicht 
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mehr  übereinstimmt;  auch  dort  nicht,  wo  rechtliche  Verände- 
rungen inzwischen  nicht  vor  sich  gegangen  sind. 

Dies  hat  aber  die  völlige  Rechtsunsicherheit  im  Verkehr  mit 
Liegenschaften,  deren  Grösse  nicht  genau  bestimmbar  ist,  zur  Folge. 

Naturgemäss  entstehen  auf  diese  Weise  auch  zahlreiche  be- 
wusste  Grenzverletzungen,  Streitigkeiten,  Prozesse. 

Zu  den  bisher  besprochenen  Nachteilen  einer  langen  Grenz- 
entwickelung kommen  aber  noch  andere  Uebelstände. 
So  der  unvermeidliche,  in  direktem  Verhältnisse  zur  Grösse  des 
Umfanges  stehende  Samenverlust  an  der  Grenze^  falls  mit  der 
Hand  und  nicht  mit  der  Maschine  gesäet  wird.  Ferner  der  er- 
höhte Hoizverbrauch  dort,  wo  die  Begrenzung  der  Parzellen  mit- 
telst Zäunen  üblich  ist;  wir  sahen,  dass  die  letzteren  in  Salz- 
burg die  horrende  Länge  von  10696  km.  erreichen.  Endlich 
steigt  mit  der  Grenzentwickelung  die  Schwierigkeit,  sich  gegen 
Kulturschädlinge  —  Unkraut,  Pilse,  Insekten,  Mäuse  u.  dergl.  — 
zu  schützen,  die  aus  fremden  vernachlässigten  Feldern  umso  leichter 
eindringen,  je  mehr  gemeinsame  Berührungspunkte  vorhanden  sind. 

2)  Steigerung   der   Bestellungs kosten. 

Eine  solche  ist  stets  mit  der  Zersplitterung  des  Besitzes  ver- 
bunden. Aus  je  mehr  Parzellen  ein  Gut  besteht,  um  so  häufiger 
sind  unproduktive  Fuhren  und  Gänge  zwischen  den  verschiedenen 
Grundstücken  erforderlich.  Es  muss  femer,  wenn  das  zu  bestel- 
lende Areal  klein  ist,  viel  öfter  von  einer  Arbeit  zu  einer  anderen 
übergegangen,  das  Arbeitsgeräte  gewechselt  werden,  als  wenn 
grosse  Flächen  in  Einem  zu  bestellen  sind.  Jede  solche  Unter- 
brechung des  kontinuierlichen  Arbeitsaktes  ist  aber  erfahrungs- 
gemäss  mit  Zeitverlust  verbunden. 

Auch  der  ökonomische  Grundsatz,  bei  Fuhren  die  Ladungs- 
fahigkeit  des  Wagens  und  die  Zugkraft  der  Pferde  stets  voll  aus- 
zunutzen und  die  erforderlichen  Arbeiten  so  einzuteilen ,  dass 
die  Schichten  (ganzer  oder  halber  Tag)  immer  ganz  ausgefüllt 
sind,  kann  bei  zersplittertem  Besitze  weit  seltener  realisiert  werden, 
als  bei  arrondiertem.  Je  kleiner  die  einzelnen  Grundstücke  sind, 
umso  eher  werden  bei  der  Düngung  und  bei  der  Ernte  halbe  Fuhren 
notwendig,  umso  leichter  kommt  es  vor,  dass  Arbeiten  nur  einen 
Teil  der  Schicht  dauern,  und  dass  die  Arbeitskräfte  während  des 
Restes  feiern  müssen. 

Ueberdies  steigt  aber  mit  dem  erforderlichen  Arbeitsaufwande 
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auch  die  Höhe  des  fixen  Betriebskapitales ,  zum  Teile  sogar  der 
in  den  Boden  investierten  Summen.  Es  muss  mehr  Zugvieh, 
unter  Umständen  auch  ein  grösserer  Vorrat  an  Gerätschaften  ge- 
halten werden,  oder  es  wird  wenigstens  der  gleiche  Vorrat  rascher 
abgenutzt.  Während  bei  kommassierten  Gütern  die  Ernte  auf 
dem  Felde  lagern  und  gedroschen  werden  kann,  macht  es  die  Streu* 
läge  notwendig,  dafür  eigene  Wirtschaftsgebäude  in  der  Nähe 
des  Hofes  zu  errichten  und  zu  erhalten,  wodurch  auch  noch  die 
Feuersgefahr  gesteigert  wird. 

Gleich  der  physischen ,  wächst  mit  der  Anzahl  selbständiger 
Bodenstücke  auch  die  für  die  Bestellung  erforderliche  geistige 
Arbeit.  Denn  je  grösser  jene  ist,  umso  mehr  wird  die  Leitung 
und  Beaufsichtigung  der  Arbeitskräfte  erschwert.  Das  zeigt  sich 
insbesondere  immer  dann,  wenn  es  gilt,  bei  plötzlichen  Ereignissen 
rasch  entsprechende  Vorkehrungen  zu  treffen. 

3)  Vermehrung  der  Feldwege. 

Die  Zahl  und  Länge  der  erforderlichen  Feldwege  steht  natur- 
gemäss  gleichfalls  in  direktem  Verhältnisse  zu  der  Zersplitterung 
des  Grundbesitzes  in  der  Flur.  Dem  Bedürfnisse  der  Zugäng- 
lichkeit jeder  Parzelle  kann  aber  nur  auf  Kosten  des  Kulturlandes 
Rechnung  getragen  werden.  Allerdings  ist  dieses  Bedürfnis  nach 
freier  Zugänglichkeit  nur  selten  befriedigt,  und  es  kann,  wie  wir 
gesehen  haben,  ein  grosser  Teil  des  Grundbesitzes  nicht  unmittel- 
bar vom  Wege  aus  betreten  und  befahren  werden. 

4)  Verhinderung  von  Bodenverbesserungen. 

Schliesslich  bildet  die  Vielheit  der  Parzellen  häufig  eine  be- 
deutende Erschwerung  für  die  Vornahme  von  Bodenverbesserungen. 
Grössere  Meliorationen,  wie  Uferschutzbauten,  Bachkorrektionen, 
Bewässerungsanlagen,  Entwässerungen  und  Entsumpfungen  durch 
offene  Grräben  oder  Drainröhre  u.  s.  w.  sind  in  der  R^el  nur 
bei  Einbeziehung  des  gesamten  Grundbesitzes  wenigstens  eines 
Flurabschnittes  durchführbar.  Nun  hat  zwar  die  neuere  Wasser- 
rechtsgesetzgebung für  gewisse  Bodenverbesserung  die  Bildung 
von  Zwangsgenossenschaflen  auf  Grund  von  Mehrheitsbeschlüssen 
gestattet  (s.  das  folgende  Kapitel).  Trotzdem  ist  infolge  der  Ge- 
menglage die  Zahl  der  Grundbesitzer,  welche  einer  Melioration 
zustimmen  müssen,  häufig  so  gross,  dass  zahlreiche  der  notwen- 
digsten und  rentabelsten  Anlagen  dieser  Art  unterbleiben. 
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Je  geringer  durch  Kommassierung  die  Zahl  der  in  einem 
Flurabschnitte  begüterten  Personen  wird,  umso  leichter  werden 
die  Voraussetzungen  für  solche  Unternehmungen  eintreffen,  umso 
mehr  vereinfacht  sich  aber  auch  deren  Durchfuhrung,  die  Be- 
rechnung der  Anteilsrechte,  die  Vornahme  der  erforderlichen  Ex- 
propriationen u.  s.  w. 

Den  angeführten  Nachteilen  der  Gemenglage  stehen  nur  we- 
nige und  nicht  sehr  bedeutende  Vorteile  gegenüber. 

Wenn  die  Fuhren  nicht,  wie  bei  kommassiertem  Besitze,  zum 
grösseren  Teile  über  die  eigenen  Feldgründe,  sondern  auf  Wegen 
stattfinden,  so  erfordern  sie  wegen  der  geringeren  Reibung  we- 
niger Zugkraft,  und  es  wird  überdies  der  Kulturboden  geschont 
Indes  ist  dieses  Moment  nicht  schwerwiegend ;  denn  erstens  erfolgt 
die  Zufahrt  zu  den  Parzellen  des  Streubesitzes  grossen  Teils  gar 
nicht  auf  Wegen,  sondern  auch  über  Wiesen  und  Felder,  nämlich 
über  die  der  Nachbarn ,  ferner  ist  der  Schaden ,  der  dem  Boden 
durch  das  Ueberfahren  zugefugt  wird,  nicht  arg ,  und  endlich  geht 
die  Herstellung  von  Fahrwegen  doch  direkt  auf  Kosten  des  Kul- 
turlandes. 

Richtig  ist  es,  dass  durch  die  zertreute  Lage  des  Grundbe- 
sitzes die  Gefahr  des  Hagelschadens  verteilt  wird;  denn  die 
Hagelschiäge  treffen  sehr  häufig  nur  einzelne  Flurabschnitte  einer 
Gemeinde.  Die  Gemenglage  wirkt  dann  ähnlich  wie  eine  gegen- 
seitige Hagelversicherung.  Wo  eine  grosse  Hagelgefahr  besteht, 
dort  kann  ein  ähnlicher  Erfolg  trotz  Kommassierung  dadurch  er- 
reicht werden,  dass  die  einzelnen  Grundbesitzungen  nicht  aus 
einem  einzigen  Komplexe  bestehen,  sondern  aus  einigen  wenigen 
geschlossenen  Stücken,  welche  in  den  verschiedenen  Rieden  der 
Flur  gelegen  sind. 

Jedenfalls  dürften  diese  Vorteile  des  Streubesitzes  gegenüber 
den  Nachteilen  desselben  nicht  schwer  ins  Gewicht  fallen. 

B.  Ungünstige  Form  der  Parzellen. 

Drei  Faktoren  bestimmen  die  geometrische  Figur  eines  Grund- 
stückes: die  Zahl  der  Ecken,  die  Grösse  der  Winkel  und  das 
Längenverhältnis  der  Seiten. 

Bei  der  Betrachtung  dieser  Momente  haben  wir  den  Einfluss 
einerseits  auf  die  Grösse  des  Umfanges,  andererseits  auf  die  Be- 
stellungskosten zu  berücksichtigen. 

i)  Von   der    Zahl   der    Ecken  ist  die  Grenzentwickelung 
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nur  wenig  abhängig.  Bei  gleicher  Fläche  sinkt  zwar  der  Umfang 
der  regelmässigen  Figuren  mit  steigender  Eckenzahl ;  allein  selbst 
wenn  wir  die  Extreme  nehmen,  nämlich  das  gleichseitige  Dreieck 
und  den  Kreis ,  so  besteht  zu  Gunsten  des  Letzteren  nur  eine 
Differenz  von  etwa  22,7  %.  Das  ist  also  das  Maximum.  Anders 
freilich,  sobald  die  regelmässigen  Formen  verlassen  werden,  viel- 
leicht sogar  sehr  spitze  oder  einspringende  Winkel  vorhanden 
sind.  Konfigurationen  dieser  Art  müssen  auch  von  dem  Stand- 
punkte eines  möglichst  geringen  Umfanges  verworfen  werden. 

Für  die  Bestellungsarbeiten  kommt  die  Eckenzahl  nur  inso- 
ferne  in  Betracht,  als  sie  zum  Teile  für  das  folgende  Moment, 
die  Winkel  der  Grundstücke,  massgebend  ist. 

2)  Die  Winkel  des  Grundstückes  sind  für  die  Be- 
stellung von  grosser  Bedeutung.  Denn  für  Aecker  sind  nur  Winkel 
von  90®  rationell,  weil  die  Pflüge  durchaus  rechteckige  Furchen 
ziehen  und  Analoges  auch  von  den  übrigen  bei  der  Ackerbestel* 
lung  verwendeten  Maschinen  gilt.  Wo  daher  nicht  auch  das  Feld 
die  Form  eines  Rechteckes  besitzt,  bleiben  Ecken  übrig,  die  von 
der  Maschine  nicht  erreicht  werden  können  und  deshalb  auf  zeit- 
raubende und  kostspielige  Weise  mit  der  Hand  (Spaten)  bear- 
beitet werden  müssen. 

Namentlich  bereiten  spitze  Winkel  (sogenannte  Geren)  grosse 
Schwierigkeiten  für  die  Bestellung.  Sie  sind  aber,  wie  man  sich 
aus  den  Flurplänen  überzeugen  kann,  sehr  häufig.  Namentlich 
entstehen  sie  durch  die  ohne  jede  Rücksicht  auf  die  Richtung 
der  Streifen  angelegten  Wege,  ferner  durch  die  noch  zu  be- 
sprechenden schlangenförmigen  Biegungen  der  Riemenparzellen, 
wo  diese  mit  gradlinigen  Riedgrenzen  zusammentreffen. 

Die  Anlegung  eines  rationellen  Wegenetzes  und  die  Kürzung 
der  Parzellenlänge  im  Verhältnis  zur  Breite  (s.  u.)  kann  diese 
Uebelstände  beheben. 

3)  Sehr  wichtig  ist  die  Frage  nach  dem  Längenverhält- 
nisse der  Seiten.  Hier  stehen  einander  zwei  Faktoren  gegen- 
über, von  denen  der  eine  möglichste  Gleichheit  der  Seiten,  beim 
Rechtecke  also  Annäherung  an  das  Quadrat,  der  andere  um- 
gekehrt möglichst  geringe  Breite  im  Verhältnis  zur  Länge  verlangt. 

Zunächst  hängt  der  Umfang  der  Parzelle  wesentlich 
von  dem  Längenverhältnisse  der  Seiten  ab.  Je  ungleicher  diese 
sind,  umso  grösser  ist   der   Gesamtumfang;    in   gleichem    Masse 
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Steigern  sich  naturgemäss  damit  auch  der  Verlust  an  produktivem 
Boden ,  sowie  die  sonstigen  oben  angeführten  Nachteile  langer 
Grenzentwickelung. 

Ein  rechteckiges  Grrundstück  von  i  ha  Fläche  hat  bei  Qua- 
dratform einen  Umfang  von  400  m  Länge;  der  Flächeninhalt 
der  Grenzen  —  bei  einer  halben  Breite  von  15  cm  —  beträgt 
dabei  60  m  *  oder  0,6  %  des  Areales. 


Verhalten  sich  dag^en 
die  Seiten  des  Recht- 
eckes wie 

so 
die  Grenzlünge 
au 

ste 
f 

igt 

die  Grenzfläche 

10:  I 

696  m 

104  m'  oder  1,0^0  des  Areals 

50  :  I 

1442    » 

216     >         >      2,2    >       >         B 

100  :  I 

2020   > 

303    »      »     3iO  *     »       » 

500  :  I 

4481   . 

672    »      »     6,7  >     »       > 

1000  :  I 

6330   » 

950   »      »     9i5  »     »       » 

Wir  nehmen  also  ein  rapides  Steigen  der  Grenzlänge  und 
Grenzfläche  mit  zunehmender  Ungleichheit  der  Seiten  wahr.  Bei 
dem  supponierten  ungünstigsten  Verhältnisse  beansprucht  die 
halbe  Grenzfurche  den  10.  Teil  der  gesamten  Bodenfläche. 

Die  anderen  nachteiligen  Folgen  langer  Grenzen  —  fremde 
Eingriffe,  Grenzstreitigkeiten,  Samenverlust,  Holzverbrauch,  Ge- 
fährdung durch  Kulturschädlinge  u.  s.  w.  —  wachsen  natürlich 
ebenso  wie  der  Verlust  an  Kulturboden,  es  fehlt  jedoch  dafiir 
ein  ziffernmässiger  Ausdruck. 

Jetzt  erst  vermögen  wir  zu  ermessen^  in  welchem  Grade  ir- 
rationeU  die  langgestreckten  Riemenp  arzellen  sind,  die  in 
Oesterreich  eine  so  grosse  Verbreitung  besitzen.  Streifen  von  4  km 
Länge  und  7  m  Breite  sind  durchaus  nichts  Seltenes.  Ein  sol- 
ches Grundstück  von  2,8  ha  hat  eine  Grenzentwickelung  von  über 
8  km ,  was  einen  Flächen verlust  von  1200  m*  oder  4,3  Vo  des 
Bodens  bedeutet.  Bei  quadratischer  Form  würde  dagegen  der 
Umfang  nur  669  m,  die  Grenzfläche  nur  100  m',  0,36  *^/o  der  Grund- 
fläche betragen,  und  auch  bei  dem  sehr  rationellen  Seitenverhält- 
nisse 5  : 1  würde  der  Umfang  erst  auf  898  m,  die  Einbusse  an 
kultiviertem  Boden  auf  135  m'  steigen. 

Nun  bedenke  man  noch,  wie  sich  die  Nachteile  der  langen 
Grenzentwickelung,  von  denen  der  Flächenverlust  nur  einen  Teil 
bildet,  potenzieren,  wenn  der  gewöhnliche  Fall  eintritt,  dass  Ge- 
menglage und  ungünstige  Form  der  Parzellen  gleichzeitig 
vorhanden  sind.     Besteht  ein  Gut  von  28  ha  aus  10  Riemen  von 
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4  km  Länge  und  7  m  Breite,  so  beträgt  die  gesamte  Grenzent- 
wickelung 80  km,  das  Areal  der  auf  dieses  Gut  entfallenden 
Raine  oder  Grenzfurchen  1,2  ha.  Ein  kommassierter  Besitz  der- 
selben Ausdehnung  hat  bei  quadratischer  Form  Grenzen  von  nur 
2,1  km  Länge  und  nur  318  m*  Inhalt;  bei  rechteckiger  Form 
mit  einem  Seitenverhältnisse  von  i :  5  solche  von  nur  2,8  km 
Länge  und  426  m  ^  Inhalt.  Durch  die  Zusammenlegung  der 
Riemenparzellen  unseres  Beispieles  in  ein  einziges  Rechteck  der 
zuletzt  erwähnten  Form  kann  also  die  Grundstücksgrenze  um 
etwa  72  km,  der  Flächenverlust  um  1,16  ha  oder  etwa  97% 
vermindert  werden  ;  die  kultivierte  Fläche  würde  sich  um  dieselbe 
Grösse  oder  4,1  °/o  erhöhen.  Es  bedarf  keiner  näheren  Ausführung, 
welch  riesiger  Gewinn  sich  auf  diese  Weise  für  die  Landwirt- 
schaft erzielen  liesse. 

So  wurde  bei  der  Kommassation  in  Ober-Siebenbrunn  (March- 
feld  in  Niederösterreich)  das  durchschnittliche  Verhältnis  der 
Länge  zur  Breite  von  1:44,5  auf  i:  3,6,  in  Raasdorf  (Marchfeld) 
von  1 :  25  auf  i :  1,78,  in  NemSic  (Mähren)  von  i :  29,6  auf  i :  3,16 
reduziert.  Dadurch  verminderte  sich  die  auf  Grenzfurchen  und 
Raine  entfallende  Bodenfläche  in  Ober-Siebenbrunn  von  45  ha 
auf  8,31  ha,  also  um  81,5  ®/o  (1,4%  der  Gesamtfläche),  in  Raas- 
dorf von  15,24  ha  auf  3,60  ha,  d.  h.  um  76,4%  {1,2  ^/o  der  Ge- 
samtfläche) ,  in  NömJSic  6,4  ha  auf  0,89  ha,  d.  h.  um  86,1  % 
(2,04  Vo  der  Gesamtfläche). 

Indes  sind  in  der  Frage  nach  dem  Verhältnisse  von  Länge 
und  Breite  ausser  der  möglichsten  Grenzverringerung  noch  die 
Kosten  der  Bestellung  des  Bodens  zu  berücksich- 
tigen. Dieses  Moment  wirkt  dem  früher  betrachteten  direkt  ent- 
gegen. 

Denn  die  Bearbeitung  der  Aecker  bedarf  eines  umso  grös- 
seren Zeit-  und  Arbeitsaufwandes,  je  breiter  das  Feld,  also  auch 
je  kürzer  es  bei  konstanter  Fläche  ist.  Es  bedingt  nämlich  jedes 
Umwenden  der  Ackermaschine  (Pflug,  Egge,  Walze,  Drill)  am 
Anfange  und  Ende  jeder  Furche  einen  Zeitverlust,  welcher  natür- 
lich der  Breite  des  Feldes  direkt  proportional  ist. 

Pohl^)  berechnet  die  für  das  Umwenden  erforderliche  Zeit 
per  Meter  Breite : 


l)  Landwirtschaftliche  Betriebslehre  I  S.  167. 
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bei  einmaligem  Pflügen  auf  2     Minuten 

>  *  Eggen  u.  Walzen  »0,2         » 

>  >  Drillen  »0,5         > 

Da  nun  nach  demselben  Autor  im  Durchschnitte  jeder  Acker 
zweimal  gepflügt,  fünfmal  geeggt  und  gewalzt  und  einmal  gedrillt 
wird,  so  ergibt  sich  für  jeden  Meter  der  Breite  ein  Zeitverlust 
von  5.5  Minuten,  was  etwa  3,3  kr.  an  Kosten  verursachen  wird. 
Sodann  ist  es  technisch  nicht  möglich,  den  Acker  der 
Länge  nach  bis  zum  letzten  Ende  mit  der  Maschine  zu  bestellen ; 
die  Furchen  müssen  vielmehr  beiderseits  um  etwa  6  m  gekürzt  wer- 
den, wodurch  an  der  Breitseite  zwei  Streifen  (Anwand,  Vorwende) 
entstehen,  die  nur  der  Quere  nach  gepflügt  werden  können.  Dabei 
müssen  an  den  Enden  dieser  Querfurchen,  also  an  den  Ecken  der 
Grundstücke  wieder  Anwände  von  je  36  m  •  Fläche  übrig  bleiben, 
deren  Bearbeitung  nur  mit  der  Hand  (Spaten)  erfolgen  kann. 

Aus  diesen  Gründen  streben  denn  auch  die  Aecker  meist 
in  die  Länge. 

Aber  es  giebt  auch  dafür  eine  Grenze.  Denn  bei  allzulangen 
Parzellen  ist  es  nötig,  diese  der  Länge  nach  in  mehrere  Gewende 
zu  teilen;  mehr  als  250  Meter  werden  selbst  mit  Pferden  selten 
in  einem  Stücke  gepflügt,  mit  Ochsen  wird  meist  noch  früher 
gewendet  ^).  So  entsteht  auf  langen  Riemenparzellen  durch  das 
Wenden  des  Pfluges  auf  dem  eigenen  Boden  gewöhnlich  eine 
Anwand,  die  eine  getrennte  Bearbeitung  erfordert. 

Ueberdies  wird  der  oben  erwähnte  Mehraufwand  an  Arbeit 
nur  bei  sehr  grosser  Breite  (Quadratform)  von  Bedeutung.  Sonst 
verschwindet  er  gänzlich  hinter  den  dargestellten  enormen  Nach- 
teilen der  Verlängerung  des  Grundstücksumfanges. 

Wenn  in  unserem  früheren  Beispiele  die  10  Riemen  von 
4  Ion  Länge  und  7  m  Breite  in  ein  einziges  Rechteck  verwandelt 
werden,  dessen  Seiten  sich  wie  5  :  i  verhalten,  also  1183  m  und 
237  m  betragen,  so  entsteht  eine  Verringerung  der  Grenzen  um 
etwa  77  km  und  ein  Zuwachs  an  produktiver  Fläche  von  1,16  ha. 
Wenn  wir  auch  zunächst  von  den  Gewenden  auf  dem  eigenen 
Grundstücke  ganz  absehen  würden,  so  würde  die  in  Folge  der 
Kommassierung  eintretende  Steigerung  der  Breite  von  70  m  auf 
237  m,  eine  Erhöhung  der  Bestellungszeit  um  etwa  15,3  Stunden, 
der  Bestellungskosten  um  etwa  sVa  fl  bewirken;  selbst  dieser 
Betrag  würde  gegenüber  dem  neu  gewonnenen  Kulturboden  gewiss 

l)  MHtan,  Siedelungen  u.  s.  w.  I  S.  87, 
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nicht  in  Betracht  kommen,  von  den  anderen  Vorteilen  kürzerer 
Grenzen  ganz  abgesehen.  Selbst  jene  Steigerung  der  Bestellungs- 
kosten wird  aber  wegen  der  notwendigen  Gewende  auf  eigenem 
Boden  meist  nicht  eintreten. 

Die  landwirtschaftliche  Betriebslehre  stellt  denn  auch  fest, 
dass  das  rationellste  Seitenverhältnis  sich  zwischen  i :  2  und  i :  8 
bewege  *). 

Gegen  die  Riemenform  spricht  auch  noch  der  Umstand,  dass 
gerade  bei  ihr  die  früher  erwähnten  Grenzverschiebungen  durch 
Verackerung  ganz  regelmässig  und  in  besonders  schädlichem 
Masse  auftreten.  Die  ursprünglich  geradlinigen  Furchen  werden 
gebogen  und  nehmen,  wie  Meitzen  auf  den  Flurkarten  nachge- 
wiesen hat '),  und  wie  auch  die  in  Oesterreich  vorhandenen  Pläne 
bestätigen  ') ,  allmälich  die  Gestalt  eines  verkehrten  S  in  mehr 
oder  minder  ausgesprochener  Weise  an. 

Es  ist  nämlich  mit  dem  bei  uns  üblichen  Pfluge  sehr  schwer, 
genau  geradlinige  Furchen  von  bedeutender  Länge  zu  ziehen; 
unwillkürlich  wird  der  Pflug  zu  Beginn  etwas  nach  links  abge- 
lenkt, späterhin  sucht  der  Pflüger  den  Fehler  durch  rechtswenden 
wieder  gut  zu  machen,  biegt  aber  wieder  über  die  Gerade  hinaus 
und  kehrt  schliesslich  in  die  eigentliche  Richtung  zurück.  Diese 
Abweichungen  können  sich,  wenn  viele  Streifen  parallel  laufen, 
sehr  beträchtlich  summieren;  es  kommt  sogar  vor,  dass  dadurch 
der  letzte  an  die  Gewanngrenze  anstossende  Besitzer  ganz  oder 
teilweise  aus  dem  Felde  herausgedrückt  wird. 

C.  Entfernung  der  ParzeUen. 

Ein  weiterer  Nachteil,  an  dem  unsere  Flureinteilung  meistens 
leidet,  liegt  in  der  bedeutenden  Entfernung  der  einzelnen  Par- 
zellen sowohl  vom  Wirtschaftshofe,  als  auch  untereinander.  In 
gewissem  Umfange  ist  dieser  Uebelstand  allerdings  mit  der  An- 
siedelung in  Dörfern  unzertrennlich  verbunden  und  könnte  nur 
durch  Einiiihrung  des  Hofsystemes  beseitigt  werden. 

I.   Mittlere    Luftentfernung   aller    Parzellen 


i)  Krämer^  Die  Grundlagen  und  die  Einriebtungen  des  landwirtschaftlichen  Be- 
triebes bei  V,  d.  Goltz^  Handbuch  der  gesamten  Landwirtschaft  I  S.  202« 

2)  Siedlungen  I  S.  88. 

3)  S.  z.  B.  auf  der  Flnrkarte  yon  Ober-Siebenbrunn  die  Riede  Ober^  und  Unter- 
Silzel,  Haidjoch  und  Kappellen  ,*  in  Raasdorf  die  Riede  Das  lange  Feld,  Das  Hansfeld. 
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vom  Wirtschaftshofe. 

Diese  mittlere  Entfernung  lässt  sich  bei  Haufen-  und  engge- 
schlossenen Strassendörfern,  bei  Weilern  und  slavischen  Rundlingen 
nicht  wesentlich  verringern;  denn  die  eigentliche  Ortsanlage  hat 
hier  nur  eine  geringe  Ausdehnung.  Es  ist  daher  von  diesem 
Standpunkte  aus  ziemlich  gleichgiltig ,  welchem  Hause  ein  be- 
stimmtes Grundstück  zugeteilt  ist. 

Anders  bei  dem  System  der  Einzelhöfe.  Die  Flur  ist,  wie 
wir  wissen,  auch  hier  durchaus  nicht  immer  so  verteilt,  dass  jeder 
Bauer  die  seinem  Hofe  zunächst  gelegenen  Grundstücke  besitzt. 
Die  Mehrzahl  der  Gemeinden  mit  vorwiegenden  Einzelhöfen  zeigt 
eine  Gemenglage,  welche  es  mit  sich  bringt,  dass  der  eine  Bauer 
Parzellen  besitzt,  die  näher  zu  einem  anderen  Hofe  gelegen  sind, 
während  sich  bei  dem  seinigen  wieder  Grundstücke  befinden,  die 
nicht  ihm,  sondern  einem  Dritten  gehören. 

Das  Gesagte  gilt  ebenso  von  dem  Strassen-  (Uebergangs-) 
dorfe,  wo  der  räumliche  Abstand  zwischen  dem  ersten  und  letzten 
Hause  des  Ortes  oft  schon  sehr  beträchtlich  ist. 

Bei  diesen  zwei  Ansiedelungsformen  hat  demnach  die  heutige 
Gemenglage  die  schädliche  Folge,  dass  die  mittlere  Entfernung  der 
einzehien  Parzellen  von  dem  wirtschaftlichen  Centrum  grösser  ist, 
als  wenn  die  Flur  in  rationeller  Weise  unter  die  einzelnen  Höfe 
aufgeteilt  wäre. 

Thünen  hat  in  seinem  »isolierten  Staate c  gerade  das  Moment 
der  Entfernung  eines  zu  bestellenden  Grundstückes  vom  Wirt- 
schaftshofe einer  genaueren  Untersuchung  unterzogen  und  an 
empirischen  Beispielen  ziffermässig  gezeigt,  wie  der  erhöhte  Auf- 
wand an  Arbeits-  und  Zugkraft  in  Folge  des  Hin-  und  Hergehens 
und  -fahrens  die  Landrente  mit  zunehmender  Entfernung  mindert 
und  sie  bei  einem  bestimmten  Punkte  ganz  aufzehrt. 

Nach  neueren  Berechnungen  sollen  die  Arbeitskosten  für  je 
500  m.  weiteren  Weges  bei  den  einzelnen  Verrichtungen  folgen- 
dermassen  wachsen  ^) : 

bei  Handarbeiten  und  Pflügen  um  5,3%, 
»    Düngerfahren  um  20 — 35%, 
>    Ernteeinfahren  um  15 — 32%. 

Als  Norm  ist  eine  mittlere  Entfernung  von  753,2  m  zu  Grunde 
gelegt. 

Es  giebt  denn  auch  sicherlich  so  manche  Parzellen,   die  -« 

i)  Pohlf  Landwirtscluiftliche  Betriebslehre  I  S.  183, 
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wegen  ihrer  Zuteilung  zu  weit  gelegenen  Höfen  —  ohne  jeden 
Reinertrag,  oder  sogar  geradezu  mit  einem  Defizit  bewirtschaftet 
werden.  Dass  die  Bauern  solche  Grundstücke  nicht  lieber  dere- 
linquieren oder  zum  mindesten  unbestellt  lassen,  hängt  zunächst 
damit  zusammen,  dass  sie  jenes  Verhältnis  gar  nicht  kennen, 
weil  sie  in  der  Regel  überhaupt  keine  Bücher  führen,  geschweige 
denn,  für  die  einzelnen  Bodenstücke  detaillierte  Berechnungen 
anstellen.  Dazu  kommt  der  bereits  sprichwörtlich  gewordene 
Landhunger  der  bäuerlichen  Bevölkerung,  deren  Neid  gegen  den 
Nachbarn,  der  den  Boden  okkupieren  und  in  Folge  seiner  grösse- 
ren Nähe  mit  Nutzen  bebauen  könnte.  Endlich  ist  es  auch  mög- 
lich, dass  Grundstücke  zwar  iiir  sich  allein  betrachtet  keinen 
Reinertrag  abwerfen,  aber  doch  ein  notwendiges  Glied  in  dem 
betreffenden  Wirtschaftsorganismus  sind. 

Sicher  ist  aber,  dass  bei  den  eine  Gemenglage  aufweisenden 
Ansiedelungen  in  Einzelhöfen  und  Uebergangsdörfern  durch  Umle- 
gung der  Parzellen  in  der  Regel  eine  bedeutende  Verminderung 
der  durchschnittlichen  Luftentfernung  der  Grundstücke  von  den 
Wirtschaftsgebäuden  und  damit  ein  Ersparnis  an  unproduktiven 
Arbeitsleistungen  und  Kulturkosten  erzielt  werden  kann. 

2.  Wegentfernung  vom  Wirtschaftshofe. 

Ganz  anders  verhält  es  sich,  wenn  man  nicht  die  Luftent- 
fernung sondern  die  Wegentfernung  der  Parzellen  vom  Wirtschafts- 
hof in  Betracht  zieht.  Diese  kann  bei  allen  Ansiedelungsformen 
durch  eine  rationellere  Flureinteilung  und  durch  die  Anlegung 
eines  zweckmässigeren  Wegenetzes  mit  geraden  Strassen  abge- 
kürzt werden. 

Dort,  wo  Luft-  und  Weglinie  nicht  zusammenfallen ,  gelten 
die  oben  erwähnten  Berechnungen  Thünetis  natürlich  nur  für 
die  Letztere.  Nicht  blos  bei  den  mehr  zerstreuten,  sondern  auch 
bei  den  agglomerierten  Besiedelungen  bedeutet  daher  die  durch 
krumme  Wegverbindungen  bewirkte  grössere  Entfernung  einen  un- 
nötigen und  unproduktiven  Arbeitsaufwand,  der  den  Reinertrag 
der  einzelnen  Parzelle  schmälert,  der  aber  durch  Abkürzung  der 
Verbindungswege  vermieden  werden  kann.         ^ 

3.  Entfernung  der  einzelnen  Parzellen  von 
einander. 

Es  ist  endlich  ökonomisch  durchaus  nicht  gleichgiltig,  ob  die 
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Grundstücke,  die  eine  wirtschaftliche  Einheit  bilden,  nach  allen 
Himmelsgegenden  zerstreut  oder  einander  benachbart  sind.  Denn 
es  sind  bei  zersplittertem  Besitze  nicht  blos  die  Gänge  und  Fuhren 
von  und  zu  dem  Hofe  in  Rechnung  zu  stellen,  sondern  ebenso 
diejenigen,  die  von  einer  Parzelle  zur  andern  gemacht  werden 
müssen.  Die  Notwendigkeit  solcher  Gänge  und  Fuhren  stellt  sich 
namentlich  dann  sehr  häufig  heraus,  wenn  die  einzelnen  Land- 
stücke so  klein  sind,  dass  bei  ihrer  Bestellung  die  Arbeitsschicht, 
die  Zugkraft  und  die  Ladungsfähigkeit  nicht  voll  ausgenutzt  wer- 
den kann  (s.  o.). 

Je  grösser  solchen  Falls  die  gegenseitige  Entfernung  der 
wirtschaftlich  zusammengehörigen  Parzellen  ist,  um  so  mehr 
schwellen  die  Produktionskosten  an,  um  so  tiefer  sinkt  der  Rein- 
ertrag. Eine  Verminderung  der  ersteren ,  eine  Erhöhung  des 
letzteren  kann  daher  durch  die  Umlegung  der  Grundstücke  selbst 
dann  erzielt  werden,  wenn  eine  Reduktion  der  mittleren  Entfer- 
nung vom  Hofe  auf  diese  Weise  nicht  zu  bewirken  ist. 

Am  zweckmässigsten  ist  es  natürlich,  wenn  die  gegenseitige 
Entfernung  der  Parzellen  nicht  nur  vermindert,  sondern  durch 
Kommassation  ganz  aufgehoben  wird. 

Bisher  wurde  die  ungünstige  Lage  der  Grundstücke  nur  mit 
Rücksicht  darauf  betrachtet,  dass  dadurch  unproduktive  Gänge 
und  Zugarbeitsleistungen  resultieren.  Darin  erschöpfen  sich  aber 
die  nachteiligen  Folgen  der  grossen  Entfernungen  durchaus  nicht. 
Es  entsteht  daraus  vielmehr  noch  eine  Reihe  weiterer  Erschwe- 
rungen des  Wirtschaflsbetriebes ,  die  sich  allerdings  zifTermässig 
noch  weniger  messen  lassen,  als  die  eben  behandelten. 

In  grösserer  Nähe  ist  die  Ueberwachung  des  Eigentums,  die 
Leitung  und  Beaufsichtigung  der  Arbeiten  bedeutend  leichter,  als 
bei  bedeutender  Entfernung.  Man  kann  insbesondere  in  plötz- 
lichen, nicht  vorhergesehenen  Fällen,  z.  B.  bei  Elementarereig- 
nissen, raschem  Witterungswechsel  u.  dergl. ,  viel  eher  die  ent- 
sprechenden Massregeln  treffen  und  ausfuhren,  wenn  die  Entfer- 
nungen gering,  als  wenn  sie  gross  sind.  Man  denke  nur,  dass 
nach  dem  Schnitte  ein  Hagelwetter  droht  —  um  wie  viel  rascher 
kann  nicht  die  Ernte  von  einigen  wenigen,  nahe  gelegenen  Grund- 
stücken eingebracht  werden ,  als  von  vielen ,  sehr  weit  von  ein- 
ander zerstreuten  Parzellen! 
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D.  Unzugfinglichkeit  der  Parzellen. 

Sehr  häufig  fehlt,  wie  wir  gesehen  haben,  beim  Streubesitz 
einem  Teile  der  Parzellen  der  unmittelbare  Zugang.  Viele  Felder 
stossen  überhaupt  an  keinen  Weg  an,  sondern  sind  allseits  von 
Nachbargrundstücken  derart  eingeschlossen,  dass  sie  nicht  anders, 
als  über  die  Aecker  der  »Zwischenliegerc  erreicht  werden  können. 
Der  Landwirt  muss  sich  hier  durch  Servituten  den  Zugang  und 
die  Zufahrt  zu  seinem  Grunde  über  den  ihn  vom  Wege  trennen- 
den Boden  des  Nachbarn  sichern.  Gleiches  gilt  von  dem  beim 
Wenden  des  Pfluges  und  der  sonstigen  Ackergeräte  notwendigen 
Betreten  des  anstossenden  Grundes  durch  den  Arbeitenden  und 
das  Zugvieh  (Schwengelrecht). 

Diese  gegenseitigen  Ueberfahrts-  und  Tretrechte  sind  schon 
an  sich  sehr  lästig,  sie  verursachen  Schäden  an  den  Kulturen 
und  Streitigkeiten  zwischen  den  Nachbarn.  Der  Mangel  der  jeder- 
zeitigen ungehinderten  Zugänglichkeit  hat  aber  viel  weittragendere 
Folgen.  Er  kommt  geradezu  einem  wirtschaftlichen  Flur- 
zwange gleich,  beeinträchtigt  die  individuelle  Freiheit  der  ein- 
zelnen Landwirte  in  der  Bestellung  der  Felder,  raubt  ihnen  die 
Wahl  des  Wirtschaftssystemes  und  steht  jeder  intensiveren  Kultur 
hinderlich  im  Wege.  Denn  da  jene  Dienstbarkeiten  selbstver- 
ständlich nur  zu  Zeiten  ausgeübt  werden  dürfen,  wo  auf  den  Fel- 
dern noch  keine  Frucht  steht,  so  ist  damit  jeder  Grundbesitzer  in 
der  Bestellung  seines  Bodens  davon  abhängig,  was  sein  Nachbar 
anbaut,  er  muss  in  der  Regel  gleichzeitig  mit  diesem  pflügen, 
säen  und  ernten. 

Das  setzt  aber  eine  einheitliche  Fruchtfolge ,  einen  gleich- 
artigen Wirtschaftsbetrieb  für  alle  in  einander  gekeilten  Grund- 
stücke voraus.  So  verliert  der  Einzelne  die  Freiheit  in  der  Wirt- 
schaftsführung —  rechtlich  ist  der  Flurzwang  beseitigt,  wirtschaft- 
lich dauert  er  in  Folge  der  unzweckmässigen  Flureinteilung  noch 
grossenteils  fort.  Die  Nachteile  desselben  sind  nicht  selten  sogar 
noch  grössere  geworden,  da  es  jetzt  an  jeder  Rechtsordnung  fehlt, 
an  den  Organen,  um  den  Flurzwang  zu  handhaben. 

Die  heutige  Flureinteilung  macht  es  aber  weiters  unmöglich, 
die  extensiven  Wirtschaftssysteme  —  insbesondere  die  Dreifelder- 
wirtschaft —  zu  verlassen,  sie  verhindert  den  Uebergang  zur 
Fruchtwechsel-  oder  gar  zur  freien  Wirtschaft.  Namentlich  ist, 
solange  die  Grundstücke  nicht  zu  jeder  Zeit  frei  zugänglich  sind, 
der  Anbau  solcher  Pflanzen  ausgeschlossen,    die,  wie  die  Futter- 
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und  Handelsgewächse,  wiederholte  Bearbeitung  des  Bodens  auch 
während  des  Stehens  der  Frucht  erfordern,  oder  welche,  wie  der 
Klee,  einen  häufigen  Wechsel  des  Bodens  nötig  machen. 

Wenn  gegenwärtig  bei  uns  noch  in  weiten  Gebieten,  die  sich 
sehr  wohl  fiir  ein  intensiveres  Wirtschaftssystem  eignen  würden, 
die  Dreifelderwirtschaft  —  zum  Teil  sogar  mit  schwarzer  Brache  — 
herrscht,  so  ist  diese  Erscheinung  meist  auf  den  thatsächlich  vor- 
handenen Flurzwang  zurückzufuhren.  Man  geht  wohl  auch  nicht 
zu  weit,  wenn  man  den  vielbeklagten  indolenten,  in  ökonomischen 
Dingen  schwerfälligen  Charakter  unseres  Bauern,  der  sich  jeder 
Verbesserung,  schon  weil  sie  neu  ist,  misstrauisch ,  wenn  nicht 
feindlich  entgegenstellt,  gerade  damit  in  Verbindung  bringt,  dass 
der  kleine  Landwirt  in  den  wichtigsten  wirtschaftlichen  Fragen 
durch  die  Art  der  Flureinteilung  seit  jeher  an  der  Väter  Weisheit 
gebunden  ist. 

Es  ist  eine  lange  Reihe  von  Uebelständen ,  die  sich  an  die 
Vermengtheit  des  Grundbesitzes,  an  die  Form  der  einzelnen  Par- 
zellen, deren  örtliche  Lage  und  mangelhafte  Zugänglichkeit  knüpft, 
und  man  darf  sagen,  dass  jedes  einzelne  dieser  Momente  schon 
wichtig  genug  ist,  um  fiir  sich  allein  eine  Neuordnung  der  Feld- 
mark zu  rechtfertigen. 

Eine  solche  Massregel  hätte  aber  auch  noch  andere  volks- 
wirtschaftlich bedeutende  Wirkungen,  sie  würde  nicht  bloss  vor- 
handene Schäden  beseitigen,  sondern  auch  positive  ökonomische 
Vorteile  im  Gefolge  haben,  von  denen  die  beiden  hervorragendsten 
hier  erwähnt  werden  sollen. 

E.  Qrössere  Stabilitlt  des  kommassierten  Onmdbesitxes. 

Von  der  Beseitigung  der  heutigen  kulturfeindlichen  Flurver- 
fassung darf  wohl  eine  grössere  Stabilität  des  Grundbesitzes  er- 
wartet werden. 

Von  vielen  Seiten  wird  über  die  verderbliche  Wirkung  der 
Freiteilbarkeit  geklagt;  ob  und  in  welchem  Umfange  dies  mit 
Recht  geschieht,  das  wird  an  seinem  Orte  geprüft  werden.  Jeden- 
falls darf  aber  behauptet  werden,  dass  man  der  Mobilisierung  des 
Grundbesitzes  viel  weniger  durch  Polizeigesetze  beikommen  kann, 
als  dadurch,  dass  man  dem  Bauern  an  Stelle  eines  sinnlosen 
Conglomerates  zahlloser  einzelner,  kleiner,  in  der  Flur  zerstreuter, 
unförmlicher,  entlegener  und  unzugänglicher  Bodenstückchen  einen 
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einheitlichen,   wohl  arrondierten,    rationell   geformten   und  leicht 
erreichbaren  Besitzkomplex  giebt. 

Bei  der  heutigen  Gemenglage  sind,  wie  gezeigt  wurde,  manche 
Parzellen  für  ihren  gegenwärtigen  Besitzer  wenig  oder  nichts  wert, 
ja  sie  verursachen  ihm  oft  direkten  Schaden ;  der  Abverkauf  solcher 
Grundstücke  ist  sogar  wirtschaftlich  gerechtfertigt  Aber  auch 
bezüglich  anderer  verleitet  dazu  die  heutige  Verworrenheit  des 
Grundbesitzes.  Wenngleich  List  *)  zu  weit  geht,  indem  er  die  in 
manchen  Gegenden  herrschende  Zwergwirtschaft  allein  auf  die 
Gemenglage  zurückführt  —  ihn  widerlegen  schon  dieThatsachen,  — 
so  muss  man  diesem  Forscher  doch  darin  beipflichten,  dass  die 
lokale  Zersplitterung  des  Grundeigentums  sehr  leicht  auch  zu 
einer  rechtlichen  Teilung  unter  mehreren  Personen  wird,  und  dass 
daher  in  der  Beseitigung  der  Ersteren  ein  wirksames  Mittel  ge- 
geben ist,  auch  die  Letztere  zu  bekämpfen. 

F.  Ermöglichung  von  Meliorationen. 

Gelegentlich  einer  Neuordnung  der  Flureinteilung  lassen  sich 
endlich  auch  noch  andere  sehr  bedeutende  Erfolge  auf  dem  Ge- 
biete der  Landeskultur,  insbesondere  auf  dem  des  Meliorations- 
wesens, erreichen. 

Wir  sahen  früher  (S.  336  f.),  dass  schon  die  vollzogene  Kom- 
massierung  des  Grundeigentumes  in  einer  Gegend  die  Vornahme 
von  Bodenverbesserungen  dadurch  erleichtert,  dass  einerseits  die 
Zahl  der  beteiligten  Besitzstände  vermindert  und  dadurch  die 
Beschlussfassung  über  ein  Meliorationsunternehmen  erleichtert  ist, 
und  dass  andrerseits  die  Landwirte  durch  die  erlangte  Freiheit 
der  Wirtschaftsführung  und  durch  die  rationelle  Gestalt  ihres 
Grundbesitzes  der  Idee  zugänglicher  gemacht  sind ,  auch  ihren 
Betrieb  möglichst  rationell  zu  gestalten. 

Aber  auch  bei  arrondiertem  Besitze  erhebt  sich  gegen  diese 
so  dringend  notwendigen  Unternehmungen  eine  ganze  Reihe  schwer 
zu  besiegender  Hindernisse  technischer,  rechtlicher,  ökonomischer 
und  flnanzieller  Natur.  Dagegen  können  in  direkter  Verbindung 
mit  dem  Akt  der  Zusammenlegung  einer  Feldmark  Meliorationen 
mit  der  grössten  Leichtigkeit  und  beinahe  kostenlos  durchgeführt 
werden.     Es   verschwinden    dabei    wie    mit    einem   Schlage    alle 


i)  Ackerverfassong,  Zweigwirtschaft  und  Auswanderung  1892  (Gesammelte  Schrif- 
ten II  S.  150). 
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Schwierigkeiten,  die  —  selbst  bei  einer  kommassierten  Flur  — 
die  meisten  Bodenverbesserungen  unmöglich  machen. 

Des  Näheren  kann  dies  erst  im  folgenden  Kapitel  ausgeführt 
werden,  wo  das  Wesen  der  landwirtschaftlichen  Meliorationen 
und  die  diesen  entgegenstehenden  Hindernisse  besprochen  werden 
sollen.  Aber  schon  bei  oberflächlicher  Betrachtung  ist  es  klar, 
dass  dem  so  sein  muss.  Denn  bei  jeder  Kommassation  wird  die 
ganze  Gemarkung  zu  einem  einzigen  geschlossenen  und  noch 
nicht  aufgeteilten  Grundkomplexe  zusammengeworfen,  um  dann 
später  in  rationellerer  Weise  wieder  ausgeteilt  zu  werden.  Wenn 
nun  dieser  Moment  dazu  benützt  wird,  um  die  Bodenverbesserung 
vorzimehmen,  so  entfallen  von  selbst  alle  juristischen,  aus  dem 
Privateigentum  an  einzelnen  Grundstücken  fliessenden  Schwierig- 
keiten; man  bedarf  keiner  langwierigen  und  kostspieligen  Ver- 
handlungen oder  Expropriationen,  um  den  für  die  Anlage  not- 
wendigen Grund  zu  erlangen,  der  vielmehr  direkt  aus  der  ge- 
meinsamen Masse  ausgeschieden  werden  kann.  Es  wird  aber 
auch  die  Finanzierung  des  ganzen  Unternehmens  wesentlich  er- 
leichtert, und  es  können  bei  Bewässerungen  und  Entwässerungen 
die  Forderungen  der  Kulturtechnik  viel  vollständiger  erfüllt  wer- 
den, als  wenn  bereits  mit  bestimmt  geformten  und  abgegrenzten 
Grundstücken  gerechnet  werden  muss. 

Auch  von  diesem  Standpunkte  aus  ist  daher  die  Beseitigung 
der  veralteten  Flureinteilung  äusserst  wünschenswert. 

Nach  dem  Gesagten  darf  man  die  Neuordnung  der  Feldmark 
wohl  als  die  dringendste,  aber  auch  als  die  sicherste  und  erfolg- 
reichste aller  Bodenverbesserungen  bezeichnen.  Die  günstigen 
Wirkungen  derselben  namentlich  in  Deutschland  sind  denn  auch 
ganz  allgemein  anerkannt  und  gerühmt. 

ZifTermässig  lassen  sich  dieselben  naturgemäss  nur  zum  klein- 
sten Teile  erfassen.  Das  ist  höchstens  für  einzelne  Momente 
möglich,  wie  für  das  Flächenersparnis  durch  Verkürzung  der 
Grenzen,  eventueirauch  für  die  Steigerung  des  Reinertrages  und 
Wertes.  Aber  auch  in  Bezug  auf  diese  Momente  sind  allgemein 
giltige  Angaben  naturgemäss  ausgeschlossen;  es  hängt  vielmehr 
Alles  von  den  lokalen  Verhältnissen  ab. 

Für  den  Zuwachs  an  produktiver  Bodenfläche  wurden  schon 
oben  einige  Beispiele  angeführt.  Ueber  die  Steigerung  des  Rein- 
ertrages  in  Folge   der  Kommassation   besitzen   wir   für   drei   in 
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Oesterreich  vollzogene  Zusammenlegungen  detaillierte  ziffermässige 
Berechnungen. 

In  Ober-Siebenbrunn  beträgt  die  Steigerung  des  Rohertrages 
durchschnittlich  1,03%,  die  Abnahme  der  Kulturkosten  2,61%; 
dadurch  ist  der  durchschnittliche  Reinertrag  per  ha  von  13,35 
auf  16,38  fl,  also  um  3,03  fl  oder  23,15^/0  gestiegen.  In  Raas- 
dorf,  wo  der  Reinertrag  eine  grössere  Quote  des  Rohertrages 
bildet,  als  in  Ober-Siebenbrunn,  ist  ersterer  in  Folge  der  Kom- 
massation im  Mittel  per  ha  um  3,67  fl  oder  14,83*^/0  gestiegen, 
nämlich  von  24,74  fl  auf  28,41  fl.  In  N&mSic  endlich  war  der 
Reinertrag  vor  der  Zusammenlegung  66  fl  47  kr,  nach  derselben 
74  fl  95  kr,  was  einem  Zuwachs  von  12,65  ®/o  entspricht.  Dabei 
muss  betont  werden,  dass  die  diesen  Berechnungen  zu  Grunde 
gelegten  Ansätze  durchaus  sehr  niedrig  gehalten  und  eher  zu 
ungünstig  sind. 

Sicher  ist,  dass  sich  diese  Vorteile  in  der  Zukunft  —  durch 
Einführung  eines  rationelleren  Wirtschaftssystemes,  intensiverer 
Kulturen  u.  s.  w.  —  noch  beträchtlich  erhöhen  werden,  und  dass 
mit  der  ziflermässig  feststellbaren  Reinertragserhöhung  die  gün- 
stigen Wirkungen  der  Kommassationen  bei  Weitem  nicht  er- 
schöpft sind. 

4.  Abschnitt.    Mittel  zur  Verbesserung  der  Flureinteilung. 

Auf  dem  Wege  der  freien  Vereinbarung  lässt  sich  die  Ver- 
besserung der  Flureinteilung  sicherlich  nicht  erreichen. 

Als  zu  Ende  der  sechziger  Jahre  in  Oesterreich  die  Freiteil- 
barkeit der  Bauerngüter  eingeführt  wurde,  knüpfte  man  daran 
allseits  die  Erwartung,  die  Grundeigentümer  würden  nun,  da  dem 
Austausche  von  Parzellen  nichts  mehr  im  Wege  stehe,  diese  neue, 
lang  entbehrte  Freiheit  sofort  dazu  benützen,  um  durch  vertrags- 
mässige  Vereinbarungen  die  Kommassierung  ihrer  Güter  zu  be- 
wirken ;  das  wohlverstandene  Selbstinteresse  müsse  doch,  so  meinte 
man,  jeden  Besitzer  von  selbst  veranlassen,  diese  für  alle  Teile 
vorteUhaften  Grundtäusche  vorzunehmen. 

Es  musste  sich  jedoch  bald  zeigen,  dass  durch  blosse  freie 
Uebereinkunft  der  Beteiligten  die  heutige  wirtschaftswidrige  Flurein- 
teilung nicht  beseitigt  werden  kann.  Denn  einzelne  Parzellen- 
täusche  sind  dafür  von  Vornherein  ein  ganz  ungeeignetes  Mittel ; 
handelt   es   sich   doch  um   komplizierte,   alle  Grundbesitzer   der 
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Gemeinde  betreffende  Verhältnisse,  um  die  Anlegung  eines  neuen 
Wege-  und  Grabennetzes  u.  s.  w.  Dass  aber  durch  freie  Ver- 
einbarung ein  in  jeder  Hinsicht  so  schwieriges  Werk  zu  Stande 
komme,  wie  die  gänzliche  Neueinteilung  der  Feldmark,  das  ist, 
von  ganz  sporadischen  Ausnahmsfällen  abgesehen,  geradezu  aus- 
geschlossen. 

In  Oesterreich  haben  denn  auch  freiwillige  Zusammenlegungen 
nur  in  sehr  beschränkter  Zahl  stat^efunden.  Keine  20  Fälle 
dieser  Art  sind  bekannt  geworden.  Die  meisten  davon  waren 
überdies  unvoUständig  und  betrafen  nur  einzelne  Riede. 

Unterlässt  es  der  Staat,  als  Gesetzgeber  und  Verwalter  energisch 
einzugreifen,  so  ist  an  eine  Beseitigung  der  heutigen  Zustände 
nicht  zu  denken.  Das  Beharrungsvermögen  der  Bauern  in  wirt- 
schaftlichen Dingen  ist  schon  überhaupt  sehr  gross ;  doppelt  aber, 
sobald  es  sich  dabei  um  den  Grund  und  Boden  selbst  handelt. 
Darum  ist,  wenn  irgendwo,  so  hier  das  Prinzip  des  rela- 
tiven Zwanges,  den  die  einsichtigen  Landwirte  gegen  die  un- 
verständigen ausüben,  gerechtfertigt.  Ist  doch  die  Einstimmigkeit 
aller  Interessenten  kaum  jemals  auch  nur  für  die  einfachste  Frage, 
ob  die  Flureinteilung  überhaupt  geändert  werden  soll,  zu  erzielen ; 
besonders,  da  zu  den  Interessenten  nicht  nur  die  Grundbesitzer 
selbst,  sondern  auch  die  an  dem  Gute  dinglich  berechtigten  Per- 
sonen gehören.  Noch  weniger  werden  sich  natürlich  alle  Betei- 
ligten über  die  Details  der  neuen  Planlage,  der  Wege  u.  s.  w.  zu 
einigen  vermögen. 

Die  zweckmässige  und  gerechte  Neueinteilung  einer  ganzen 
Flur  oder  auch  nur  eines  einzelnen  Flurabschnittes  ist  eine  so 
schwierige  und  komplizierte  Aufgabe,  ihre  Lösung  setzt  so  viele 
geometrische,  technische,  wirtschaftliche  und  juristische  Sachkennt- 
nisse voraus,  dass  an  einen  Erfolg  nur  zu  denken  ist,  wenn  die 
Feststellung  des  Planes  dafür  nicht  den  Interessenten  überlassen 
bleibt,  sondern  der  Staat  einheitliche  Normen  dafür  schafft  und 
sachverständige  Beamte  mit  deren  Verwirklichung  betraut.  Nur 
wo  auf  diese  Weise  die  Unparteilichkeit  bei  der  Festsetzung  des 
neuen  Einteilungsplanes  garantiert  ist,  kann  man  es  auch  mit 
Beruhigung  den  Eigentümern,  sowie  allen  sonstigen  dinglich 
berechtigten  Personen  zumuten,  sich  eine  lokale  Veränderung 
des  Rechtsobjektes  gegen  ihren  Willen  gefallen  zu  lassen; 
denn  bei  einer  zweckmässig  und  gerecht  ausgeführten  Operation 
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können  sie  statt  der  bisherigen  Realität  stets  nur  eine  wertvollere, 
nie  eine  minderwertige  erhalten. 

Dazu  kommt  schliesslich  noch,  dass  bei  der  Neueinteilung 
der  Flur  meist  auch  öffentliche  Interessen  der  Landeskultur  en- 
gagiert sind,  die  wahrzunehmen  Sache  des  Staates  ist,  was  na- 
mentlich von  den  mit  den  Kommassationen  zu  verbindenden  Me- 
liorationen gilt;  insbesondere  muss  dafür  gesorgt  werden,  dass 
dieser  nie  wiederkehrende  günstige  Moment  nicht  versäumt, 
sondern  zur  Durchführung  aller  wünschenswerten  Bodenverbesse- 
rungen benützt  werde. 

So  besteht  denn,  wie  jetzt  auch  kaum  mehr  bezweifelt  wird, 
das  Recht  und  die  Pflicht  des  Staates,  auf  dem  Wege  der  Gesetz- 
gebung und  Verwaltung  einzugreifen,  um  die  kulturschädliche 
Flureinteilung  zu  beseitigen  und  durch  eine  möglichst  rationelle 
zu  ersetzen. 

Der  Umfang  des  staatlichen  Eingriffes  in 
die  bestehenden  Flurverhältnisse  kann  ein  sehr 
verschiedener  sein ,  je  nachdem ,  ob  alle  oder  nur  gewisse  mit 
dem  gegenwärtigen  Zustande  verbundene  Uebelstände  beseitigt 
werden  und  ob  dies  mehr  oder  minder  radikal  geschehen  soll. 

Wir  können  nach  der  Intensität  der  Umgestaltung  der  Flur- 
einteilung namentlich  drei  Arten  von  Operationen  unterscheiden. 

Die  einfache  Regulierung  der  Feldwege  (Flur- 
bereinigung, Consolidation),  wie  sie  namentlich  in  Süddeutschland 
vielfach  stattgefunden  hat,  will  bloss  die  Unzugänglichkeit  der 
Grundstücke  und  damit  den  indirekten  Flurzwang  beseitigen,  dem 
einzelnen  Landwirte  die  individuelle  Freiheit  in  der  Wahl  des 
Wirtschaftssystemes,  der  Fruchtfolge  gewähren,  ihm  den  Ueber- 
gang  zur  intensiveren  Kultur  ermöglichen.  Ein  Umtausch  der 
Parzellen  findet  nur  in  beschränktem  Masse,  nämlich  so  weit 
statt,  als  er  notwendig  ist,  um  die  allgemeine  Zugänglichkeit  der 
Grundstücke  herbeizuführen.  Wohl  aber  pflegt  mit  der  Regulie- 
rung der  Feldwege  meist  auch  die  Herstellung  einer  rationelleren 
Konfiguration  der  einzelnen  Parzellen  Hand  in  Hand  zu  gehen. 

2.  Kommassationen. 

Einen  viel  intensiveren  Eingriff  in  den  heutigen  Zustand  der 
Dinge  enthält  die  Kommassation  (Verkoppelung,  Arron- 
dierung, Zusammenlegung  der  Grundstücke).  Alle  Grundstücke 
der  zu  kommassierenden  Flur  werden  zunächst  in  eine  einheitliche 


Mittel  zur  BeseitigiiDg  der  imttoneUen  FlureinteÜnng.  jjj 

Masse  zusammengeworfen,  und  diese  wird  an  den  einzelnen  frühe- 
ren Eigentümer  nach  dem  Werte  ihres  Besitztumes  entweder  in 
einem  einzigen,  oder  doch  in  einigen  wenigen  geschlossenen, 
rationell  geformten  und  zugänglichen  Plänen  verteilt 

Operationen  dieser  Art  sind  namentlich  in  Norddeutschland 
—  in  Preussen  auf  Grund  der  Separationsgesetze  in  Verbindung 
mit  Servitutenablösung  und  Gemeinheitsteilung  —  in  ungeheurem 
Umfange  und  mit  dem  glänzendsten  Erfolge  durchgeführt  worden. 

Noch  weiter  gehen  die  sogenannten  Vereinödungen 
(Abbauten) :  Zusammenlegimgen,  bei  denen  auch  der  Wirtschafts- 
hof aus  der  gemeinsamen  Dorfanlage  ausscheidet  und  auf  die  Flur, 
und  zwar  meist  in  die  Mitte  des  kommassierten  Gutes,  hinausge- 
baut  wird.  In  grösserem  Stile  fand  eine  solche  nachträgliche 
Einfuhrung  des  Hofsystemes  insbesondere  in  Bayern  (Allgäu)  seit 
dem  i6.  Jahrhundert  statt,  femer  in  Schleswig-Holstein  in  dem 
letzten  Drittel  des  vorigen  Jahrhunderts^). 

Der  Abbau  ist  ofTen'bar  in  gewisser  Hinsicht  die  vollen- 
detste unter  den  erwähnten  Massregeln;  denn  er  umfasst  nicht 
nur  die  Vorteile  der  einfachen  Kommassationen  und  der  Bereini- 
gungen, sondern  reduziert  auch  die  Entfernung  der  einzelnen  Par- 
zellen von  dem  Mittelpunkte  der  Wirtschaft  auf  ein  Minimum; 
er  bewirkt  also  die  grössten  Ersparnisse  an  Zeit  und  unproduk- 
tiver Arbeit. 

Die  Vereinödung  bedeutet  aber,  wie  schon  der  Name  treffend 
ausdrückt,  auch  die  gesellschaftliche  Isolierung  des  einzebien 
Landwirtes;  um  was  dieser  sich  seinen  Grundstücken  nähert,  um 
das  entfernt  er  sich  von  den  anderen  Menschen.  Zu  diesem 
sozialen  tritt  noch  ein  ökonomisches  Bedenken:  die  bereits  vor- 
handenen Wirtschafts-  und  meist  auch  die  Wohngebäude  müssten 
abgerissen  und  an  andrer  Stelle  wieder  errichtet  werden  —  eine 
Kapitalsaufwendung,  die  sich  höchstens  bei  ganz  grossen  Land- 
gütern rentieren  könnte.  Aus  diesen  Gründen  werden  Verein- 
ödungen überall  nur  als  exzeptionelle  Massregel  angesehen  und 
kaum  je  wider  den  Willen  des  davon  Betroffenen  angeordnet. 

Als  Regel  können  somit  nur  die  beiden  anderen  genannten 
Massregeln  in  Betracht  kommen :  die  Kommassation  und  die  Flur- 
bereinigung. 

i)  Mtitzen^  Siedelungen  I  S.  57. 
Schiff,   Oefterreichische  Agrarpolitik.  I.  23 
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Die  erstere  ist  der  letzteren  im  Allgemeinen  gewiss  über- 
legen. Sie  behebt  nicht  nur  die  Unzugänglichkeit  der  Grund- 
stücke, sondern  auch  deren  Gemenglage,  während  diese  bei  der 
einfachen  Wegeregulierung  bestehen  bleibt.  Die  Konsolidation  ver- 
mag daher  in  weit  geringerem  Masse  die  Unformen  der  Parzellen 
zu  beseitigen,  die  Länge  der  Grundstücksgrenzen  herabzusetzen, 
den  Aufwand  an  Zeit,  Arbeit  und  Kosten  der  Bodenbestellung 
zu  vermindern.  Auch  die  Vornahme  von  Meliorationen  ist  nur 
bei  den  Zusammenlegungen,  nicht  auch  schon  bei  den  Feldbe- 
reinigungen in  der  früher  angedeuteten  Weise  begünstigt.  Endlich 
machen  gerade  die  letzteren  in  der  Regel  einen  noch  erhöhten 
Aufwand  von  Boden  für  Kommunikationszwecke  erforderlich, 
und  dieser  Bedarf  kann  meist  nur  auf  Kosten  des  Kulturlandes 
befriedigt  werden. 

Bei  den  Kommassationen  fehlt  hingegen  nicht  nur  dieses 
damnum  emergens  ganz  oder  grösstenteils,  sondern  es  entsteht 
fast  immer  ein  bedeutendes  positives  lucrum  an  Kulturboden.  Oft 
werden  durch  die  geringere  Zahl  von  Grundstücken  bisherige 
Wege  überflüssig,  oder  sie  können  durch  Geradlegung  verkürzt 
werden.  Namentlich  fällt  aber  der  grösste  Teil  der  früheren  Raine 
und  Grenzfurchen  weg. 

Gegenüber  diesen  ausserordentlichen  Vorzügen  fallen  die  nur 
unbedeutend  höheren  Kosten  der  Kommassationen  in  der  Regel 
gar  nicht  ins  Gewicht 

Allerdings  werden  aber  jene  Vorteile  um  so  geringer,  je 
weniger  es  sich  um  eine  eigentliche  Gemenglage,  je  mehr  es  sich 
dagegen  um  eine  Zerstückelung  des  Grundeigentumes,  also  um 
wahren  Klein-  oder  sogar  Zwergbesitz  handelt. 

Es  kommt  also  nicht  bloss  auf  die  Kleinheit  der  Parzellen, 
sondern  auch  darauf  an,  wie  viele  von  ihnen  in  der  Hand  eines 
Landwirtes  vereinigt  sind. 

Die  Wegeregulierungen  kommen  den  Verkoppelungen  im 
wirtschaftlichen  Erfolge  um  so  näher,  aus  je  weniger,  wenn  auch 
noch  so  geringfügigen,  getrennten  Bodenstücken  die  einzelnen 
Besitzstände  zusammengesetzt  sind;  der  Unterschied  würde  null 
werden,  wenn  jeder  Grundeigentümer  nur  eine  Parzelle  in  der 
Flur  im  Besitz  hätte.  Während  daher  in  Gegenden  mit  grossen 
oder  mittleren  Gütern  die  Kommassation  der  Konsolidation  un- 
bedingt vorzuziehen  ist,  wird  sich  dort,   wo  der  Kleinbesitz  vor- 
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herrscht,  manchmal  die  einfachere  Flurbereinigung  ebenso  oder 
sogar  noch  mehr  empfehlen.  Gleiches  gilt  von  Gemeinden,  in 
denen  wertvollere  Spezialkulturen  (Wein,  Obst,  Hopfen,  Maul- 
beeren u.  dergl.)  vorherrschen;  denn  diese  pflegen  mit  Recht  in 
die  Zusammenlegung  nicht  einbezogen  zu  werden,  da  ein  Aus- 
tausch von  Parzellen  ohne  Verkürzung  eines  Teiles  bei  solchen 
Kulturen  meist  nicht  wohl  möglich  ist. 


5.  Abschnitt.    Die  Entstehung  der  österreichischen  Kommassa- 

tionsgesetze. 

In  Oesterreich  haben  bisher  überhaupt  nur  die  Zusammen- 
legungen der  Grundstücke  —  unter  Umständen  in  Verbindung 
mit  einer  Verlegung  des  Gehöftes  —  eine  gesetzliche  Regelung 
erfahren,  während  für  blosse  Flurbereinigungen,  Wegeregulierungen 
noch  keinerlei  Vorsorge  getroffen  ist.  Aber  selbst  in  Bezug  auf 
die  eigentlichen  Kommassationen  dauerte  es  lange  Zeit,  bis  sich 
die  Gesetzgebung  zu  einem  Schritte  entschloss. 

Während  in  Preussen  schon  i.  J.  182 1  die  Gemeinheitsteilungs- 
ordnung  erlassen  wurde,  auf  Grund  deren  die  meisten  Zusammen- 
legungen vorgenommen  wurden*),  musste  sich  in  Oesterreich 
diese  Massregel  der  Landeskultur  naturgemäss  verzögern,  da  die 
erste  Voraussetzung  für  sie,  die  persönliche  Unabhängigkeit  der 
Bauern,  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  noch  nicht  er- 
füllt war.  Nach  dem  Jahre  1848  war  aber  dieses  Hindernis  hin- 
weggefallen. Schon  damals  sprachen  gewichtige  Gründe  für  die 
möglichste  Erleichterung  der  Kommassationen.  Man  hatte  dem 
Bauer  die  rechtliche  Freiheit  gegeben ;  sollte  die  ökonomische, 
in  der  Flureinteilung  gelegene  Gebundenheit  fortbestehen  ?  Diese 
Flureinteilung  war  schon  vorher  längst  veraltet  gewesen,  jetzt 
aber  wurde  sie  ganz  sinnlos;  denn  da  rechtlich  kein  Flurzwang 
mehr  bestand,  gab  es  auch  keine  Organe,  einen  solchen  zu  hand- 
haben.   Immer   stärker  wurde    das   Bedürfnis  nach   intensiverer 


i)  Jede  ProYokatioii  za  einer  Gemeinheitsteilung  oder  Serritutenablösnng  hatte 
ipso  jnre  die  Kommassation  in  der  Gemeinde  zur  Folge ;  ursprünglich  unbedingt,  also 
anch  bei  Provokation  bloss  durch  einen  einzigen  Beteiligten,  seit  der  Verordnung  vom 
28.  Juli  1838  bloss  bei  Zustimmung  der  Besitzer  von  wenigstens  dem  vierten  Teil  der 
umzulegenden  AckerfUche.  Erst  das  Gesetz  vom  2.  April  1872  ermöglichte  Kommas- 
sationen auch  ohne  Zusammenhang  mit  Separationen,  und  zwar  durch  Mehrheitsbe- 
scfaluss. 
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Bodenkultur   fühlbar,  die   indes   durch  Wegelosigkeit  unmöglich 
gemacht  war. 

Die  Kommassation  widersprach  aber  auch  nicht  den  immer 
noch  beibehaltenen  Beschränkungen  im  Verkehre  mit  Bauern- 
gütern (Bestiftungszwang) ;  denn  die  Zusammenlegung  löst  zwar 
für  einen  Moment  die  gesetzlich  untrennbare  Verbindung  zwischen 
dem  Hof  und  seiner  Bestiftung;  aber  dies  geschieht  doch  nur 
mit  Zustimmung  der  Behörde,  die  ja  auch  eine  Grundzerstücke- 
lung bewilligen  kann,  und  überdies  würde  an  die  Stelle  der  bis- 
herigen Hausgründe  oder  Hausüberlände  eine  neue  Bestiftung 
treten,  für  die  das  Teilungsverbot  hätte  vollkommen  in  Kraft 
bleiben  können.  Letzteres  wäre  sogar  bei  einem  in  sich  geschlos- 
senen Grundbesitz  viel  eher  auch  in  der  Praxis  aufrecht  zu  erhalten 
gewesen,  als  bei  dessen  Zersplitterung  in  eine  Menge  von  ein- 
ander entfernter  Parzellen» 

Die  auf  das  konstitutionelle  Intermezzo  folgende  absolute 
Regierung  trug  sich  denn  auch  mit  der  Idee  eines  auf  dem  Prin- 
zipe  des  relativen  Zwanges  beruhenden  Kommassationsgesetzes. 
Das  ministerielle  Programm,  das  dem  landwirtschaftlichen  Kon- 
gresse des  Jahres  1849  vorgelegt  wurde  ^),  betonte  in  sehr  klarer 
Weise  die  Mängel  der  bestehenden  Feldeinteilung  und  stellte  die 
Grundsätze  auf,  nach  welchen  die  Hindernisse  gegen  eine  neue 
Feldeinteilung  zu  beseitigen  wären;  insbesondere  sollte  durch 
Unterricht  belehrend  auf  die  landwirtschaftliche  Bevölkerung  ein- 
gewirkt und  der  Beitritt  aller  Grundbesitzer  einer  Gremeinde  durch 
die  Besitzer  von  Vs  der  Bodenfläche  erzwungen  werden. 

Der  Kongress  stellte  sich  indessen  nicht  ganz  auf  diesen 
Standpunkt,  sondern  hatte  die  etwas  unklare  Ansicht,  dass  Be- 
stimmungen über  die  zwangsweise  Zuziehung  der  widerstrebenden 
Minderheit  in  der  Gemeinde  »erst  dann  Anklang  finden  werden, 
wenn  die  Mehrheit  der  Beteiligten  selbst  nach  Abhilfe  verlangt« ; 
es  solle  also  mit  dem  Erlass  eines  Kommassationsgesetzes,  das 
Zwangsmittel  enthalte,  gewartet  werden,  bis  in  den  Gemeinden 
sich  das  Bedürfnis  von  selbst  rege. 

Es  sind  jedoch  Anzeichen  dafür  vorhanden,  dass  die  Regie- 
rung sich  trotz  dieser  Resolution  des  landwirtschaftifchen  Kon- 
gresses in  dem  folgenden  Jahrzehnte  mit  dem  Gedanken  getragen 
habe,  ein  Kommassationsgesetz  zu  erlassen,  und  dass  sie  schon  einen 


i)  Verhandlungen  des  landwirtschaftlichen  Kongresses  1849  S.  197. 
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Entwurf  dafür  verfasst  hatte  ^).  Indes  scheint  die  Sache  bald 
wieder  in  Vergessenheit  geraten  zu  sein.  Zwar  gab  der  Finanz- 
minister Graf  Wickenburg  am  23.  Oktober  1862  im  Finanzaus- 
schuss  des  engeren  Reichsrates  die  Zusicherung,  er  werde  diesem 
schon  in  der  nächsten  Session  den  Entwurf  eines  Kommassations- 
gesetzes  vorlegen*),  aber  das  Versprechen  wurde  erst  18  Jahre 
später  verwirklicht. 

Zunächst  begnügte  man  sich  mit  Gesetzen  zur  Erleich- 
terung individueller  Arrondier ungen. 

So  wurden  einzelne  Grundtäusche,  wenn  sie  zum  Zwecke 
einer  besseren  Arrondierung  der  Güter  vorgenommen  werden 
sollten,  von  der  Entrichtung  der  Besitzveränderungsgebühren  be- 
freit'). Diese  Begünstigung  der  Arrondierung  blieb  jedoch  so 
gut  wie  ganz  wirkungslos.  In  den  12  Jahren  1885 — 1896  fanden  bloss 
7515  Grundtäusche  zum  Zwecke  der  Arrondierung  statt*),  im 
Jahresdurchschnitte  also  626  —  ein  wahrhaft  klägliches  Resultat, 
wenn  man  bedenkt,  dass  es  in  Oesterreich  über  50  Mill.  Grund- 
steuerparzellen, über  5  Mill.  Grundbesitzbögen  giebt 

Durch  ein  zweites  Gesetz  wurde  das  Einspruchsrecht  der 
Tabulargläubiger  gegen  Arrondierungstäusche  beseitigt  ^) ;  das 
Grundbuchsgericht  kann  einen  solchen  Einspruch  dann  für  un- 
wirksam erklären,  »wenn  der  Tausch  geeignet  ist,  entweder  eine 
Arrondierung  oder  eine  bessere  Bewirtschaftung  der  Besitztümer 
der  Tauschenden  zu  bewirken,  und  wenn  in  beiden  Fällen  durch 
den  Tausch  die  Sicherheit  der  Forderung,  wegen  welcher  Ein- 
spruch erhoben  wurde,  nach  den  Bestimmungen  des  §  1374  a.  b. 
G.B.  nicht  gefährdet  erscheint«. 

Auch  diese  Bestimmung  hat  sicherlich  keine  grössere  Wirk- 
samkeit gehabt,  als  die  Gebührenbefreiung. 

Trotz  dieses  Misserfolges  steht  auch  noch  das  R  e  i  c  h  s  g  e- 
setz  vom  7.  Juli  1883  Nr.  93  R.G.Bl.    »über    die  Berei- 


i)  Landtag  Salzburg  1863  S.  551. 

2)  Landtag  Salzburg  ibidem. 

3)  Gesetz  vom  3^3.  1868  Nr.  17  R.G.6.  Das  Gesetz  wurde  in  seiner  Wirksam- 
keit durch  spätere  Gesetze  (1879 ,  1885 ,  1889)  wiederholt  verlängert  Zuletzt  durch 
das  Gesetz  vom  26./I3-  1893  ^^r*  ^o  R.G.B.  bis  zum  Ende  des  Jahres  1899. 

4)  Mitteilungen  des  k.  k.  Finanzministeriums  1897,  2.  Heft. 

5)  §  9  des  Gesetzes  vom  6.  Februar  1869  Nr.  18  R.G.B. 
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nigung  des  Waldlandes  von  fremden  Enklaven  und 
Arrondierung  der  Waldgrenzen«  noch  wesentlich  auf 
dem  nämlichen  Standpunkte.  Das  Gesetz  will  Tauschverträge 
begünstigen,  durch  welche  der  Wald  von  fremden  Enklaven  be- 
freit oder  besser  arrondiert  wird.  Zu  Gunsten  solcher  Täusche 
wird  das  Einspruchsrecht  derjenigen  Personen  beseitigt,  welche 
dingliche  Rechte  an  den  zu  tauschenden  Waldstücken  besitzen; 
mit  Genehmigung  der  Landeskommission  für  agrarische  Ope- 
rationen können  intabulierte  Rechte  und  Verpflichtungen  von  dem 
einen  Grundstück  auf  das  andere  auch  gegen  den  Willen  des 
Berechtigten  oder  Verpflichteten  übertragen  werden,  wenn  sich 
für  den  anderen  Teil  daraus  kein  oder  doch  nur  ein  unerheblicher, 
in  Geld  zu  entschädigender  Nachteil  ergiebt  Rechtsgeschäften 
dieser  Art  wird  auch  die  Gebührenfreiheit  zugestanden« 

Der  Anstoss  zu  einer  Gesetzgebung,  welche  nicht  nur  einzebe 
Parzellentäusche  begünstigt,  sondern  die  einheitliche  Umlegung 
der  ganzen  Feldflur  anordnet,  ging  von  den  Landtagen  aus, 
auf  deren  Tagesordnung  schon  bei  ihrem  erstmaligen  Zusammen- 
tritte die  Kommassationsfrage  stand. 

In  Niederösterreich  legte  die  Landwirtschaftsgesell- 
schaft  gleich  im  Jahre  1863  den  Entwurf  eines  Kommassationsge- 
setzes  vor,  der  indes  nicht  zur  Beratung  gelangte^). 

In  Oberösterreich  veranstaltete  der  Landesausschuss 
im  Jahre  1866  eine  Erhebung  über  die  Notwendigkeit  der  Zu- 
sammenlegungen;  von  550  Gemeindevertretungen  äusserten  sich 
176  gar  nicht,  von  dem  Reste  sprachen  sich  332  oder  87%  für 
und  nur  42  (13^/0)  gegen  diese  Operation  aus*). 

In  Böhmen  beriet  der  Landtag  in  demselben  Jahre  die 
Kommassationsfrage.  Schon  1861  war  daselbst  der  Antrag  gestellt 
worden,  ein  Gesetz  zur  Erleichterung  der  Kommassierung  zu  be- 
schliessen;  doch  war  die  Sache  wegen  der  bevorstehenden  Re- 
form des  Gemeindegesetzes  vertagt  worden  ').  Nunmehr  beschloss 
man,  sich  gegen  jeden  Zwang  in  dieser  Richtung  auszusprechen, 
und  die  Regierung  um  ein  Gesetz  zur  Erleichterung  freiwilliger 
Arrondierungstäusche  zu  bitten^). 


i)  Landtag  1863  S.  11931  1864  S.  868. 

3)  Landtag  1863  S.  67,  1865  S.  1025,  1245,  1866  S.  174. 

3)  Landtag  1863,  X.  Sitzung  S.  13. 

4)  Landtag  1866  XLL  Sitzung  S.  23,  XLIX.  Sitzung  S.  24. 
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Am  intensivsten  war  die  Bewegung  in  Salzburg,  Mähren  und 
Galizien. 

In  Salzburg  war  schon  im  Jahre  1860  von  der  Landwirt- 
schaftsgesellschaft der  Entwurf  eines  Majoritätsbeschlüsse  zulas- 
senden Kommassationsgesetzes  verfasst  und  dem  Ministerium  vor- 
gelegt worden^);  im  Jahre  1863  beschloss  der  Landtag,  das 
Staatsministerium  auf  das  dringendste  zu  ersuchen,  schon  in  der 
nächsten  Session  dem  engeren  Reichsrate  ein  Kommassationsge- 
setz  zu  unterbreiten  ').  In  jedem  der  folgenden  Jahre  wurde  diese 
Aufforderung  an  das  Ministerium  gerichtet,  aber  immer  wieder  er- 
folglos ').  Schliesslich  versuchte  der  Landtag  ein  anderes  Mittel :  er 
liess  vom  Landesausschusse  ein  diesbezügliches  Gesetz  ausarbeiten 
und  dem  Ackerbauministerium  1870  mit  der  Bitte  vorlegen,  den 
Entwurf  im  Landtage  einzubringen*);  aber  auch  das  schlug 
fehl.  Die  Regierung  reagierte  auf  die  Bitte  nicht,  obwohl  auch 
diese  weiterhin  aUjährlich  wiederholt  wurde*). 

In  Mähren  fand  das  Bedürfnis  nach  einem  Zusammen- 
legungsgesetze noch  energischeren  Ausdruck  als  in  Salzburg. 
Kaum  war  der  Landtag  zum  ersten  Male  zusammengetreten,  wurde 
diese  Frage  auf  die  Tagesordnung  gesetzt  *),  und  sie  verschwand 
von  dieser  nicht  ^),  ehe  der  Landtag  im  Jahre  1868  ein  vollständiges 
Kommassationsgesetz  beschlossen  hatte  ^).  Mit  47  gegen  8 
Stimmen  wurde  beschlossen,  der  '/«  Mojorität  der  Beteiligten  das 
Provokationsrecht  zu  erteilen.  Es  unterblieb  indessen  die  kaiser- 
liche Sanktion  des  Gesetzentwurfes  und  der  Landtag  konnte  nichts 
thun,  als  seine  Petition  um  ein  Kommassationsgesetz  immer  wieder 
zu  erneuern^). 

Auch  in  Galizien  bestand  ein  intensives  Streben  nach 
Erlassung  eines  Kommassationsgesetzes  ^^).    Schon  im  Jahre  1869 


i)  Oetterreichisclie  Monatsschrift  für  innere  Venraltnng  1860  S.  93. 

2)  Landtag  1863  S.  551. 

3)  Landtag  1864  S.  347,  1865  S.  255,  1866  S.  179,  1868  S.  463,  1004. 

4)  Landtag  1869  S.  133,  1870  S.  486. 

5)  Landtag  187 1  S.  363;  1873  S.  289;  1874  S.  254;  1875  S.  250;  1876  S.  307 
1877  8.  324;  1882  S.  164. 

6)  Landtag  1861  S.  85. 

7)  Landtag  1863  S.  132;  1865  S.  46;  1866  S.  248;  1868  S.  19. 

8)  Landtag  1868  S.  144. 

9)  Landtag  1871 1  S.  144;  1872  S.  245;  1873  S.  398,  495 ;  1877  Beilage  Nr,  108 
Verhandlongen  S.  345;  1878  S.  80. 

xo)  Die  folgenden  Ausführungen  beruhen  auf  den  durchaus  polnischen  Landtags- 
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lagen  dem  Landtage  mehrere  Petitionen  um  möglichst  rasche, 
allgemeine  und  zwangsweise  Kommassation  vor,  und  der  Land- 
tag beschloss  hierüber,  den  Landesausschuss  zu  beauftragen,  in 
der  nächsten  Session  einen  Gesetzentwurf  über  die  Durchführung 
einer  allgemeinen  und  zwangsweisen  Kommassation  im  Lande 
einzubringen,  da  die  Nützlichkeit  der  Kommassierung  der  Grründe 
zweifellos  sei  und  der  Einfluss  derselben  auf  den  Ertrag  und  auf 
die  Verbesserung  der  Grundstücke  nur  ein  vorteilhafter  sein 
könne  ^). 

In  den  folgenden  Jahren  wiederholten  sich  solche  Petitionen  '), 
bis  im  Jahre  1879  der  Landesausschuss  von  allen  Bezirksaus- 
schüssen Gutachten  über  den  Erlass  eines  Kommassationsgesetzes 
einforderte.  Von  den  68  Ausschüssen,  welche  solche  Grutachten 
erstatteten ,  sprachen  sich  57  entschieden  zu  Gunsten  eines  ge- 
setzlichen Zwanges  aus ').  Die  Bitten  und  Petitionen  vermehrten 
sich  erst  recht,  nachdem  das  Reichskommassationsgesetz  erlassen 
worden  war^);  sie  haben  indessen  bis  heute  noch  zu  keinem 
praktischen  Resultate  gefiihrt. 

Aber  auch  in  anderen  Kronländern  fand  das  Bedürfnis  nach 
einem  Kommassationsgesetze  unzweideutigen  Ausdruck.  So  be- 
auftragte der  Landtag  von  Kärnten  wiederholt  den  Landes- 
ausschuss, die  »endliche  Erlangung  eines  Kommassationsgesetzesc 
nicht  aus  dem  Auge  zu  lassen*);  der  Landtag  von  Vorarl- 
berg beschloss  im  Jahre  1881  eine  Petition  um  baldige  Erlassung 
eines  Reichsgesetzes  über  die  Zusammenlegung  %  und  der  Land- 
tag von  Krain  hat  erst  im  Jahre  1895  um  die  Voriage  eines 
Kommassationsgesetzes  petitioniert. 

Alle  diese  Anregungen  blieben  indes  bei  der  Regierung  die 
längste  Zeit  ohne  jeden  äusseren  Erfolg.  Ins  Rollen  kam  die 
Sache  erst,  als  das  Herrenhaus  im  Jahre  1869  die  Regierung  durch 
eine  Resolution  aufforderte,  dem  Reichsrate  in  der  nächsten  Ses- 


papieren  von  Galizien,  die  ich  mangels  Kenntnis  der  polnischen  Sprache  nur  mit 
Hilfe  eines  Dolmetsches  benützen  konnte,  was  immerhin  die  Möglichkeit  kleiner  Un- 
genaaigkeiten  nicht  ganz  ansschliesst. 

i)  Landtag  1869  AUegat  LXXm,  Sutistische  Mitteilungen  von  Galizien,  XV  5. 

2)  Landtag  1873  S-  ^74  (1^74)  ^  1^75  ^^-  ^^  8.  10. 

3)  Statistische  Mitteüungen  ▼.  Galizien  VII  1882. 

4)  Landtag  1885/6  S.  94  AU.  180;   1886  All.  X  S.  43;   All.  LVI  S.  132,  AlL 
CXII  S.  296;  1887  AU  Vn  S.  31;  1888  AU.  X  S.  35. 

5)  Landtag  1878  S.  385;  1880  S.  521;  1881  S.  455. 

6)  Landtag  1881  BeU.  Nr.  36. 
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sion  die  Gnindzüge  eines  Kommassationsgesetzes  vorzulegen '). 
Infolge  dieses  Beschlusses  wurde  ein  von  Peyrer  verfasster  und 
in  dessen  Werke  »die  Arrondierung  des  Grundbesitzes  und 
die  Anlegung  gemeinschaftlicher  Feldwege  c  publizierter  Gesetz- 
entwurf an  die  Landesstellen  zur  Begutachtung  versendet.  Dass 
sich  an  diesen  Schritt  aber  eine  weitere  Aktion  angeknüpft  habe, 
ist  nicht  bekannt.  Auch  die  folgenden  Jahre  brachten  trotz  einer 
Interpellation  im  Abgeordnetenhauses),  trotz  der  Beschlüsse  des 
Agrarkongresses  vom  Jahre  1873 ')  und  trotz  der  neuerlichen  An- 
regung Peyrer's  *)  keinen  greifbaren  Fortschritt. 

Im  Jahre  1878  veröffentlichte  Peyrer  einen  zweiten  Gesetz- 
entwurf^), der,  wie  im  vorigen  Kapitel  erwähnt  ist,  durch  die 
Ministerialkonferenz  in  den  sogenannten  »Referentenentwurf«  um- 
gewandelt wurde ;  dann  wurden  die  Landesstellen  zu  dessen 
Begutachtung  aufgefordert ;  hierauf  ward  ein  neuer,  von  den  bis- 
herigen wesentlich  abweichender  Gesetzentwurf  ausgearbeitet 
und  im  Februar  1880  endlich  im  Herrenhaus  eine  Regierungsvor- 
lage eingebracht  *),  die  einer  Kommission  zur  Beratung  zugewiesen 
wurde.  Während  der  Vertagung  des  Reichsrates  unterzog  die 
Regierung  ihre  eigene  Vorlage  einer  Revision  und  ersetzte  sie 
durch  einen  neuen  Entwurf);  schliesslich  überreichte  sie  dem 
Herrenhause  noch  abermalige  Abänderungsanträge  dazu  ^).  In 
dieser  letzteren  Form  wurde  der  Entwurf  im  Wesentlichen  von 
beiden  Häusern  acceptiert  und  als  Reichsgesetz  vom  7.  Juni  1883 
Nr.  92  R.G.B.  publiziert. 

In  noch  höherem  Grade,  als  wir  dies  schon  bei  dem  Gemein- 
heitsteilungsgesetze  konstatiert  haben,  bedeutet  hier  jede  der  ge- 
schilderten Etappen  eine  bedauernswerte  Verschlechterung  der  in 
vieler  Hinsicht  so  ausgezeichneten  Vorschläge  Peyrer'^.  Davon 
wird  indes  noch  später  die  Rede  sein.  Hier  interessiert  uns  nur 
die  eine  grundlegende  Veränderung,  dass  an  Stelle  eines  unmit- 
telbar wirkenden  Reichsgesetzes,  dessen  Bestinunungen  durch  die 

1)  HencDliaiis  1869  S.  2009. 

2)  Abgeordneteniiaiis  V.  Session  S.  591,  961. 

3)  Verhandlmigeii  S.  133. 

4)  Die  Zusammenlegung  der  Grundstacke  u.  s.  w.   Wien  1873. 

5)  Die  Regelung  der  Grundeigentmnsfrage  u.  s.  w. 
6}  Herrenhaus  VIII.  Session  Beilagen  Nr.  39  und  43. 

7)  Herrenhaus  VUL  Session  Beilage  Nr.  151,  Entwurf  D. 

8)  Dasdbsk  unter  F. 
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Landesgesetzgebung  nur  sollten  erweitert  werden  können,  ein 
blosses  Rahm  engesetz  erlassen  worden  ist,  das  an  sich  noch 
keinerlei  Wirksamkeit  besitzt,  sondern  eine  solche  erst  dadurch 
erhält,  dass  ausführende  Landesgesetze  zu  Stande  kommen.  Da- 
durch ist,  wie  leicht  eingesehen  wird,  der  praktische  Wert  der  gan- 
zen gesetzgeberischen  Aktion  ausserordentlich  verringert  worden. 

Noch  wäre  aber  das  aus  der  Rahmengesetzgebung  entspring- 
ende Uebel  relativ  gering  gewesen,  hätte  die  Regierung,  —  wie 
man  erwarten  musste ,  da  endlich  nach  Jahrzehnte  langen  Be- 
ratungen ein  Reichsgesetz  beschlossen  worden  war,  —  nunmehr 
Alles  daran  gesetzt,  um  womöglich  in  sämtlichen  Ländern  die 
gesetzlichen  Voraussetzungen  flir  eine  rege  Kommassationsthätig- 
keit  zu  schaffen.  Beobachtet  man  dagegen,  wie  sich  diesbezüglich 
die  Regierung  während  der  seither  verflossenen  zwölf  Jahre  ver- 
halten hat,  so  bemerkt  man  einen  seltsamen  Kontrast  zu  den 
treffenden  Ausführungen,  mit  denen  sie  in  dem  Motivenberichte 
zu  ihrer  Vorlage  die  dringende  Notwendigkeit  der  Zusammen- 
legungen für  alle  Teile  des  Staates  dargelegt,  und  zu  den  beredten 
Worten,  mit  denen  der  Ackerbauminister  die  Segnungen  der 
Kommassierung  gepriesen  hatte  (s.  o.  S.  331). 

Statt  sofort  allen  Landtagen  entsprechende,  eingehend  mo- 
tivierte Gesetzentwürfe  vorzulegen,  auf  deren  rasche  Erledigung  zu 
dringen  und  sie  durch  sachverständige  Regierungskommissäre  mit 
Entschiedenheit  vertreten  zu  lassen,  wartete  die  Regierung  die 
Initiative  der  Landtage  ab,  verfasste  erst  über  deren  Aufforderung, 
—  die  eventuell  auch  mehrmals  wiederholt  werden  musste,  —  die 
Vorlagen,  verschmähte  es,  diesen  auch  nur  eine  Zeile  der  Moti- 
vierung beizufügen,  und  überliess  dann  den  Entwurf  meist  ruhig 
seinem  Schicksale;  und  selbst  wiederholte  Petitionen  der  Land- 
tage vermochten  nicht  immer,  die  Regierung  zur  Vorlage  von 
Gesetzentwürfen  zu  bewegen. 

Nun  sind  aber  die  Landtage  noch  viel  weniger,  als  etwa  der 
Reichsrat,  geeignet,  grosse  Gesetze  selbst  zu  entwerfen.  Sie  tagen 
nur  während  weniger  Wochen  des  Jahres,  da  ihre  Sessionen  meist 
in  die  Ferien  des  Reichrates  eingeschoben  werden;  in  dieser 
kurzen  Zeit  müssen  sie  die  Landesrechnung  genehmigen,  die 
Landesverwaltung  prüfen,  das  Landesbudget  beraten,  so  dass 
ihnen  in  der  Regel  nur  noch  iiir  diejenigen  Gegenstände  Zeit  und 
Interesse  bleibt,  die  momentan  eine  sehr  aktuelle  Bedeutung  be- 
sitzen, oder  deren  Erledigung  von  der  Regierung  mit  besonderem 
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Nachdruck  verlangt  wird. 

Da  bezüglich  der  Kommassationsgesetze  keine  dieser  beiden 
Alternative  vorlag,  so  ist  es  begreiflich,  dass  bis  jetzt  von  den 
17  Kronländern  Oesterreichs  nur  vier,  nämlich  Niederösterreich'), 
Salzburg  •),  Mähren  •)  und  Schlesien  *)  Gesetze  über  die  Zusammen- 
legung der  Grundstücke  besitzen.  Im  Uebrigen  hatte  die  Regie- 
rung nur  noch  in  Böhmen  eine  Gesetzesvorlage  eingebracht ;  der 
Landtag  ging  jedoch  in  die  Beratung  desselben  wegen  gewichtiger 
Bedenken  gegen  ihren  Inhalt  nicht  ein  ^),  sondern  verlangte  wieder- 
holt und,  wie  wir  sehen  werden,  zum  Teile  mit  Recht  eine  Re- 
vision des  Reichsgesetzes*). 

Andere  Landtage  haben  dagegen  wiederholt  die  Regierung 
aufgefordert,  Vorlagen  zur  Ausführung  des  Reichsgesetzes  einzu- 
bringen, aber  ohne  dass  sich  die  Regierung  bestimmt  gefunden 
hätte,  diesem  Begehren  Folge  zu  geben. 

In  Salzburg  hat  die  Regierung,  nach  unzähligen  Petitionen 
des  Landtages,  im  Jahre  1884  allerdings  Gesetsentwürfe  über 
Gemeinheitsteilung  und  Kommassation  vorgelegt,  die  im  Jahre  1891 
beschlossen,  1892  sanktioniert  und  publiziert  wurden.  Heute  aber, 
nach  Ablauf  von  6  Jahren  seit  dem  Beschlüsse  des  Landtages,  ist 
das  Gesetz  noch  nicht  in  Wirksamkeit  getreten,  und  zwar  deshalb, 
weil  die  Regierung  die  Vollzugsvorschriften  noch  nicht  erlassen, 
nicht  einmal  noch,  —  wie  dies  §  128  vorschreibt,  —  den  Zeitpunkt 
kund  gemacht  hat,  in  welchem  die  Wirksamkeit  des  Gesetzes 
beginnen  soll.  Der  im  Jahre  1895  gestellte  Antrag  des  salzbur- 
gischen Landesausschusses,  der  Landtag  möge  von  der  Regie- 
rung das  baldige  Erscheinen  der  Vollzugsverordnung  verlangen  ^), 
beweist,  dass  die  Ursache  für  diese  vieljährige  Verzögerung  nicht 
auf  Seite  des  Landes,  sondern  auf  Seite  der  Regierung  zu  suchen 
ist.  Diese  motiviert  aber  ihr  Verhalten  damit,  sie  wolle  zuerst 
die  Erfahrungen  abwarten,  die  in  den  anderen  Kronländern  mit 
der  neuen  Organisation  der  Agrarbehörden  gemacht  werden. 

Am  merkwürdigsten  ist  aber  wohl  das  Verhalten  der  Regie- 


i)  Gesetz  yom  3.  Jimi  1886  Nr.  40  L.G.B. 

2)  Gesetz  vom  11.  Oktober  1892  Nr.  31  L.G.B. 
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4)  Gesetz  oom  28.  Dez.  1887  Nr.  12  ex  1888. 
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7)  Landtag  1895/96  S.  450. 
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rung  gegenüber  dem  galizischen  Landtage.     Wie  schon  erwähnt, 
hatte  dieser  in  mehrfachen  Beschlüssen  dem  Wunsche  nach  einem 
Kommassationsgesetze  Ausdruck  gegeben ;  auch  hatte  der  Statt- 
halter von  Galizien  in  seinem-Berichte  der  Regierung   nicht  we- 
niger als  6i  Gemeinden  namhaft  gemacht,  in  denen  die  Mehrheit 
der  Grundbesitzer  bereit  war,  Zusammenlegungen  vorzunehmen^). 
Gleich  nach   dem  Erscheinen  der  Reichsgesetze  über  agrarische 
Operationen  im  Jahre  1889  richtete  denn  auch  der  galizische  Lan- 
desausschuss  an  die  Regierung  die  Anfrage,  ob  und  wann  sie  die 
entsprechenden  Landesgesetzentwürfe  einbringen  werde  ^).    Darauf 
erfolgte  keine  Antwort.  Im  nächsten  Jahre  petitionierte  der  Verband 
landwirtschaftlicher  Vereine  um  den  Erlass  ausführender  Landes- 
gesetze;  beigeschlossen   waren   die    Berichte   von    29    landwirt- 
schaftlichen Vereinen   aus   20  verschiedenen  Bezirken;  mit  Aus- 
nahme  von   zweien   baten   sie  alle  um  Kommassationen').    Die 
Landtagskommission  beantragte  hierüber,   die  Regierung  aufzu- 
fordern ,    dem    Landtage  in  der  nächsten  Session  einen  Gesetz- 
entwurf über  Kommassation  vorzulegen  ^).     Da  dieser  Antrag  im 
Plenum  jedoch  nicht  mehr  zur  Beratung  kam ,  ward  die  Petition 
dem  Landesausschuss  zugewiesen.     Dieser  richtete  an  die  Statt- 
halterei  die  Anfrage,  ob  die  Regierung  dem  in  der  Petition  aus- 
gedrückten  Wunsche   nachkommen   werde.     Die    ausweichende 
Antwort  der  Regierung  lautete  dahin,  dass  die  Entwickelung  der 
Agrargesetzgebung   davon    abhänge ,    dass   das   Land  selbst  die 
Kommassation  wünsche,  sich  in  dieser  Richtung  ausspreche  und 
dafür  einen  entsprechenden  Termin  feststelle  ;  sei  diese  Bedingung 
durch  eine  Resolution  des  Landtages  erfüllt,  dann  werde  die  Re- 
gierung  nach  vorherigen  Kommissionsberatungen  daran   gehen, 
entsprechende    Gesetzentwürfe    auszuarbeiten.     Der    Landesaus- 
schuss übersandte  hierauf  der  Statthalterei  den  Kommissionsantrag 
über  die  Petitionen  der  landwirtschaftlichen  Vereine,    mit  Recht 
betonend,  dies  sei  (besonders  nach  den  wiederholten  Resolutionen 
des    Landtages)   ein   genügender    Ausdruck    der   Wünsche    des 
Landes.    Der  Regierung  indessen  genügte  das  immer  noch  nicht; 
sie  erklärte,  eine  direkte  Enunziation  des  Landtages  abwarten  zu 
wollen,  ehe  sie  an  die  Beratung  über  einen  eventuellen  Plan  des 


i)  Bericht  des  Statthalters  über  den  Referentenentwarf  vom  11.  Oktober  1879. 

2)  S.  för  das  Folgende  Statistische  Mitteilungen  über  Galizien  XV  3,  1896. 
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diesbezüglichen  Gesetzes  treten  werde.  Auf  eine  solche  Enun* 
ziation  brauchte  sie  jedoch  nicht  lange  zu  warten.  Am  14.  Ja- 
nuar 1887  beschloss  der  Landtag,  dass  eine  schnelle  Erlassung 
eines  Gesetzes  über  die  Kommassation  der  Gründe  nötig  sei  und 
beauftragte  den  Landesausschuss,  die  entsprechenden  Schritte  vor- 
zunehmen und  in  der  nächsten  Session  die  diesbezüglichen  An- 
träge zu  stellen.  Nun  endlich  arbeitete  die  Regierung  Gesetz- 
entwürfe aus,  die  aber  wörtlich  mit  den  im  schlesischen  Landtag 
eingebrachten  übereinstimmten.  Erst  im  Jahre  1891  wurden  die- 
selben seitens  einer  gemischten  Kommission  einer  Vorberatung 
unterzogen;  diese  Vorberatung  blieb  aber  zunächst  resultatlos, 
weil  bezüglich  des  Gesetzes  über  agrarische  Gemeinschaften,  — 
das  mit  dem  Kommassationsgesetze  in  einem  gewissen,  aber 
ziemlich  losen  Zusammenhange  steht,  —  Vorerhebungen  im  Wege 
einer  Enquete  vorgenommen  werden  sollten.  Das  Ergebnis  der 
Letzteren  wurde  erst  im  Jahre  1897  veröffentlicht,  und  so  ist  jetzt, 
14  Jahre  nach  dem  Erlass  des  Reichsgesetzes,  trotz  des  dringenden 
Wunsches  der  Landesvertretung,  nicht  einmal  noch  ein  Gesetz- 
entwurf eingebracht  worden. 

Nicht  ohne  Grund  haben  wir  so  lange  bei  den  Bestrebungen 
des  galizischen  Landtages  nach  einem  Kommassationsgesetze  ver- 
weilt. Diese  Verhandlungen  beleuchten  scharf  die  Politik  der 
R^ierung,  das  Zustandekommen  von  Landesgesetzen  mindestens 
nicht  zu  befördern,  wenn  nicht  gar,  es  zu  verzögern. 

Dieses  Verhalten  der  Regierung,  —  das  sich  übrigens  nicht 
nur  auf  die  Kommassationsgesetzgebung,  sondern,  wie  wir  sahen, 
ganz  ebenso  auch  auf  die  Gesetzgebung  betreffend  die  agra- 
rischen Gemeinschaften   erstreckt,  —  ist  nicht  recht  zu  erklären. 

Denn  es  Hessen  sich  dafür  doch  wohl  nur  zwei  ausreichende 
Gründe  denken :  Entweder  haben  die  Uebelstände,  welche  durch 
Kommassationen  beseitigt  werden  sollten,  aufgehört,  so  verbreitet 
oder  so  empfindlich  zu  sein,  wie  sie  es  vor  einem  Jahrzehnt  ge- 
wesen waren;  oder  aber  die  Regierung  ist  zwar  nach  wie  vor 
von  der  Notwendigkeit  und  Nützlichkeit  dieser  »agrarischen  Ope- 
rationen« überzeugt,  sie  ist  aber  mit  den  geltenden  Reichs-  und 
den  bereits  erlassenen  oder  noch  zu  erlassenden  Landesgesetzen 
nicht  zufrieden  und  hält  dieselben  nicht  für  die  geeigneten  Mittel, 
um  die  in  Rede  stehenden  Operationen  in  der  wünschenswerten 
Form  oder  im  wünschenswerten  Umfange  zu  veranlassen. 


366  ^c  Beseitigung  der  unwirtscliafUiclien  Flureinteilang. 

Offenbar  trifft  aber  keine  der  beiden  Alternativen  zu.  Die 
erste  nicht,  weil  sich  seit  dem  Jahre  1880  die  herrschende  Ge- 
mengls^e,  die  Wegelosigkeit  und  die  sonstigen  Uebelstände  der 
heutigen  Flureinteilung  ebensowenig  vermindert  haben,  wie  die 
Nachteile  der  gemeinschaftlichen  Benutzung  der  Grundstücke. 
Im  Gegenteil ;  die  schädlichen  Folgen  dieser  Verhältnisse  müssen 
mit  steigender  Kultur  immer  schwerer  fühlbar  werden. 

Es  ist  aber  auch  nicht  anzunehmen,  dass  der  zweite  für  mög- 
lich erklärte  Fall  eingetreten  sei.    Es  ist  zwar  richtig,   dass  das 
Reichsgesetz  betreffend  die  Zusammenlegungen   an   sehr   bedeu- 
tenden Gebrechen  leidet,    die,   wie  wir  sehen  werden,  ihm  von 
vornherein  den  Stempel  der  Erfolglosigkeit  aufdrücken,  und  dass 
ein  Teil  dieser  Gebrechen  gegen  Willen  der  Regierung   von  der 
Kommission  des  Herrenhauses  in  das  Gesetz  aufgenommen  wor- 
den ist;   aber  schliesslich  hat  die   Regierung   doch  den  so  ver- 
schlechterten Gesetzentwurf  acceptiert  und  ihn  sanktionieren  lassen, 
sie  musste  also  doch  wohl  der  Ansicht   sein ,   dass  er,  selbst  in 
seiner   veränderten    Gestalt,    wenn   auch   in  geringerem  Grade, 
zweckmässig  sei.     Auch  hat  sie  in  den  14  Jahren,  die  verflossen 
sind,  nicht  ein  einziges  Mal  den  Versuch  gemacht,  das  geltende 
Gesetz   zu   verbessern;  sie   hat   nicht   einmal  den  Wunsch  nach 
einer  solchen  Verbesserung  laut  werden  lassen.     Endlich  ist  das 
Verhalten  der  Regierung  bezüglich  der  Teilung  und  Regulierung 
agrarischer  Gemeinschaften   kein   anderes,   als  bezüglich  der  Zu- 
sammenlegungen, und  doch   ist   das   Reichsgesetz  betreffend  die 
agrarischen  Gemeinschaften  im  Wesentlichen  ganz  den  Wünschen 
der  Regierung  entsprechend  zu  Stande  gekommen. 

Allerdings  aber  sind  seither  neue  und  zugkräftigere  agrarpo- 
litische  Strömungen  entstanden,  andere  Reformpläne  —  Anerben- 
recht, Rentengüter,  Berufsgenossenschaften  —  beherrschen  das 
Tagesinteresse.  Diese  sicherlich  tiefer  greifenden,  aber  in  Bezug 
auf  die  günstige  Wirkung  zweifelhafteren  Ideen  mögen  vielleicht 
die  Geringschätzung  erklären,  mit  der  jene  »bloss  liberalen«  Mass- 
regeln seit  mehr  als  einem  Jahrzehnt  behandelt  werden. 

6.  Abschnitt.    Inhalt  der  Zusammenlegungsgesetze  und  deren 

Beurteilung. 

Gehen  wir  nunmehr  daran,  den  bereits  skizzierten  Inhalt  der 
in  Rede  stehenden  Reichs-  und  Landesgesetze  genauer  zu  unter- 
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suchen.  Wir  werden  dabei  unser  Augenmerk  vornehmlich  darauf 
lenken,  was  das  Objekt  der  Gesetze  ist,  in  welchem  Zusammen- 
hange die  Kommassation  mit  anderen  Massregeln  der  Landes- 
kultur steht ,  an  welche  Voraussetzungen  die  Zusammenlegungen 
geknüpft  sind,  welche  materiellen  Recbtssätze  und  welches  Ver- 
fahren bei  einer  solchen  in  Anwendung  kommen,  was  für  Behörden 
zur  Ausführung  der  Kommassationen  berufen  sind,  und  wie  die 
Kosten  der  Operation  aufgebracht  werden. 

a)  Das  Objekt  der  Gesetzgebung. 

Objekt  der  Gesetzgebung  ist  fast  ausschliesslich  die  Kom- 
massation in  dem  oben  entwickelten  Sinne.  Nur  ausnahms- 
weise können  mit  Zustimmung  der  beteiligten  Grundbesitzer 
Ausbaue  vorgenommen  werden.  Nach  dem ,  was  im  3.  Ab- 
schnitte über  die  Mittel  zur  Verbesserung  der  Flureinteilung  ge- 
sagt worden  ist,  können  wir  den  Ausschluss  der  V^ereinödungen 
nur  billigen.  Dass  aber  das  Gesetz  in  keiner  Weise  blosse  Kon- 
solidierungen (Wegeregulierungen,  Umlegung  der  Parzellen) 
ins  Auge  fasst,  dürfte  eher  Bedenken  erregen. 

Peyrer  hatte  noch  in  seinem  ersten  Entwürfe  auch  solche 
minder  einschneidende  Operationen  gestatten  wollen;  dagegen 
kennt  schon  der  zweite  Entwurf  nur  noch  vollständige  Kommas- 
sationen, nicht  mehr  die  einfacheren  Flurbereinigungen.  Jener  Ge- 
lehrte dürfte  sich  in  dieser  Hinsicht  vielleicht  doch  etwas  zu  sehr 
von  dem  Muster  der  preussischen  Gesetzgebung  haben  beeinflussen 
lassen.  In  denjenigen  Teilen  Oesterreichs ,  wo  eine  ähnliche 
Gnindbesitzverteilung  wie  in  den  älteren  Provinzen  Preussens  vor- 
waltet, nämlich  grössere  und  mittlere  Güter,  die  aus  vielen  in  der 
Flur  zerstreuten  Parzellen  bestehen,  dort  ist  gewiss  die  vollkom- 
menere Flurregelung  der  unvollkommenen  unbedingt  vorzuziehen; 
und  würde  man  hier  die  letztere  ohne  weiteres  zulassen,  so  könnte 
sie  häufig  die  wirksamere  Kommassation  verdrängen. 

Anders  ist  es  jedoch  in  einer  Gemeinde,  wo  die  Gemarkung 
zwar  eine  ähnliche  kulturschädliche  Konfiguration  von  kleinen, 
in  einander  gekeilten,  unzugänglichen  Bodenstücken  zeigt,  wo  aber 
der  Boden  grösstenteils  unter  Kleingrundbesitzer  verteilt  ist,  von 
denen  jeder  nur  einige  wenige  Parzellen  besitzt.  Hier  steigen, 
wie  wir  gezeigt  haben,  die  Vorteile  der  einfachen  Wegeregulierungen 
gegenüber  denen  der  komplizierten  Zusammenlegungen.  Dies 
trifit  namentlich  für  manche  Teile   unserer    Karstländer   zu,   wo 
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Überdies  die  wertvolleren,  italienischen  Kulturen  einer  Zusammen- 
legung hindernd  im  Wege  stehen.  Hier  hätte  man  wohl  unter 
Umständen  auch  die  blossen  Konsolidationen  ermöglichen  sollen. 

b)  Verhältnis  der  Kommassation  zu  anderen  Operationen. 

Schon  aus  dem  vorigen  Kapitel  ist  bekannt,  dass  die  Kom- 
massation durch  das  Reichsgesetz  fast  ganz  von  der  Gemein- 
heitsteilung getrennt  worden  ist,  und  dass  dies  schliesslich 
auch  äusserlich  darin  dokumentiert  ist,  dass  an  die  Stelle  des 
einheitlichen  Referentenentwurfes  zwei  selbständige  Gesetze  ge- 
treten sind.  Diese  Trennung  steht  im  strikten  Gegensatze  zu  den 
Vorschlägen  Peyrer's^  wonach  ein  durchaus  einheitliches  Verfahren 
für  alle  Arten  agrarischer  Operationen  stattfinden  und  jede  Aus- 
einandersetzung sowohl  die  Gemenglage,  als  auch  den  gemein- 
schaftlichen Besitz  betreffen  sollte. 

Das  Gesetz  ordnet  dagegen  nicht  an,  dass  die  Einleitung  der 
Gemeinschaftsteilung  oder  -regulierung  zugleich  auch  die  Zusam- 
menlegung der  Grundstücke  zur  Folge  haben  müsse.   Dadurch  hat 
man  sich  der  enormen,  gerade  aus  der  Verbindung  der  verschie- 
denen agrarischen  Operationen  entspringenden  Vorteile  begeben, 
wie  sie  in  Norddeutschland   so  unverkennbar  zu   Tage   getreten 
sind.    Dabei  spielt  der  durch  die  Trennung  verursachte  doppelte 
Aufwand  an  Kosten,   Arbeit,  Belästigungen  noch  die  geringere 
Rolle.      Wichtiger   ist,   dass  durch  jede  Gemeinheitsteilung  die 
Gemenglage  ausserordentlich  verschärft  wird,  —  in  welch  hohem 
Grade,  haben  wir  früher  gesehen,  —  und  dass  damit  die  Durch- 
führung der  Zusammenlegungen  eine  bedeutende  Erschwerung  er- 
fahrt.   Mit  der  Aufteilung  verschwindet  ferner  ein  Kompensations- 
objekt, das  die  Abfindung  einzelner  Beteiligter  oft  sehr  erleichtert 
hätte.    Endlich  werden  infolge  jener  Trennung  der  Operationen 
viele  Zusammenlegungen  unterbleiben,  die  zu  Stande    gekommen 
wären,  hätte  man  den  Vorschlag  Peyrer's  acceptiert,  wonach  die 
Provokation  der  Gemeinheitsteilung  an  die  Zustimmung  von  einem 
Viertel   der   Beteiligten   gebunden  ist   und   auch  die  Zusammen- 
legung immer  dann  nach  sich  zieht,  wenn  ohne   eine   solche  die 
Verteilung  nicht  zweckmässig  ausgeführt  werden  kann.     Das  hätte 
umso  unbedenklicher  geschehen  können,   als   man  damit  immer 
noch   weit   hinter    den   Bestimmungen    der   preussischen  Gesetz- 
gebung über  Gemeinheitsteilungen  zurückgeblieben  wäre. 
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Ueber  die  Wichtigkeit  der  Verbindung  von  Kommassationen 
mit  Meliorationsunternehmungen  wurde  schon  früher 
Einiges  angeführt.  Wir  hatten  dort  hauptsächlich  die  Beförde- 
rung der  Meliorationen  im  Auge  und  sahen,  wie  dringend  wün- 
schenswert es  in  deren  Interesse  ist,  den  einzig  günstigen  Moment 
der  neuen  Plananlegung  in  dieser  Beziehung  möglichst  zu  ver- 
werten. 

Gleiches  muss  aber  auch  vom  Standpunkte  einer  rationellen 
Kommassation  gesagt  werden.  Denn  die  gleichzeitige  Vornahme 
von  Bodenverbesseningen  steigert  den  ökonomischen  Erfolg  der 
ganzen  Operation  ausserordentlich.  Zunächst  werden  die  Kosten 
der  letzteren  grossenteils,  vielleicht  zur  Gänze  durch  die  erzielte 
Wertsteigerung  des  Grundes  gedeckt;  das  ist  nicht  nur  an  sich 
erstrebenswert,  sondern  muss  auch  bewirken,  dass  in  der  Bevöl- 
kerung das  Interesse  für  Zusammenlegungen  an  Verbreitung  ge- 
winne, und  dass  die  Provokationen  häufiger  werden. 

Sodann  muss  man  doch  hoffen,  dass  die  fragliche  Melioration, 
wenn  sie  schon  nicht  mit  der  Konmiassation  verbunden  wird, 
doch  später  einmal  zu  Stande  kommen  werde.  Tritt  aber  dieser 
Fall  ein,  so  wird  dadurch  sehr  häufig  der  Effekt  der  früheren 
Zusammenlegung  wieder  grossenteils  vernichtet.  Das  gilt  na- 
mentlich von  nachträglichen  Bachkorrektionen,  Bewässerungs-  und 
Entwässerungsanlagen,  welche  sich  nur  in  beschränktem  Masse 
nach  den  vorhandenen  Grundstücksgrenzen  richten  können.  Kul- 
turtechnische Momente  müssen  für  die  Bestimmung  des  neuen 
Wasserlaufes,  der  Zufluss-  und  Abfluss-Kanäle  massgebend  sein; 
wird  das  gewundene  Bachbett  gerade  gelegt,  so  hebt  der  neue 
Wasserlauf  den  durch  die  Kommassation  erreichten  Zusammen- 
hang zwischen  den  einzelnen  Teilen  des  Grundeigentumes  wieder 
auf,  und  es  entstehen  abermals  Parzellen,  die  des  selbständigen 
Zuganges  entbehren,  oder  die  wegen  ihrer  Kleinheit  und  irratio- 
nellen Form  den  Anbau  nicht  lohnen.  Aehnliche  Wirkungen  hat 
es,  wenn  für  Zwecke  der  Entwässerung  oder  Bewässerung  neue 
Wassergräben  und  Kanäle  gezogen  werden  müssten,  welche  die 
bestehenden  Grundstücksgrenzen  durchschneiden.  Um  diese  neuer- 
lichen Uebelstände  zu  beheben,  müssen  komplizierte  Grundtäusche 
versucht  werden,  deren  Zustandekommen  jedoch  immer  sehr  frag- 
lich ist. 

Was  den  » Auseinandersetzungen  t  in  Norddeutschland  zu  ihren 
geradezu  epochalen  Erfolgen  verholfen  hat,   war   in   erster  Linie 
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eben  der  Umstand,  dass  die  einzelnen  Massregeln  der  Landes- 
kultur nicht  zusammenhanglos  nach  einander  in  Angriff  genommen 
wurden,  sondern  dass  man  Alles,  was  eine  freie  und  rationelle 
Bodenbewirtschaftung  fördern  konnte,  in  eine  gleichzeitige,  ein- 
heitliche, relativ  wenig  Arbeit  und  Kosten  erfordernde  Operation 
vereinigte.  Insbesondere  erwies  es  sich  als  ungemein  segensreich, 
dass  bei  jeder  Kommassation  alle  Wasserläufe  ohne  jede  Rück- 
sicht auf  die  künftige  Flureinteilung  auf  das  rationellste  geregelt 
und  auch  sonst  alle  Wasseranlagen  hergestellt  werden  mussten, 
welche  den  Boden  zu  verbessern  geeignet  waren. 

Aehnliches  hatte  wohl  auch  Peyrer  im  Auge,  wenn  es  in 
§  36  seines  zweiten  Entwurfes  hiess:  >Im  Auseinandersetzungs- 
verfahren sind  zugleich  alle  Einrichtungen  und  Anstalten  zweck- 
mässig zu  ordnen,  welche  zu  wirtschaftlicher  Benützung  der  ge- 
samten oder  einzelner  Grundstücke  dienenc;  und  ebenso  lautete 
auch  noch  der  §  54  des  >Referentenentwurfes€. 

In  die  Gesetze  ist  dagegen  dieser  Gedanke  nur  in  einer  sehr 
abgeschwächten  Form  übergegangen.  Mit  den  Zusammenlegungen 
müssen  nämlich  nur  solche  gemeinsame  Anlagen  verbunden  wer- 
den, die  entweder  für  die  servitutsfreie  Zugänglichkeit  oder  »für 
die  zweckmässige  wirtschaftliche  Benützbarkeit  der  Abfindungs- 
grundstücke« notwendig  sind. 

Selbstverständlich  hängt  es  gar  sehr  von  der  Auffassung  der 
ausführenden  Behörden  ab,  welche  praktische  Bedeutung  sie  dem 
Requisite  der  »Notwendigkeit  fiir  die  zweckmässige  wirtschaftliche 
Benützbarkeit  der  Abfindungsgrundstückec  beilegen.  Jedenfalls 
ist  damit  mindestens  die  Möglichkeit  gegeben,  —  wenn  dies  nicht 
sogar  besser  dem  Wortlaute  entspricht,  —  bloss  nützliche,  oder 
nach  Peyrer  »dienliche«  Meliorationen  zu  unterlassen,  während 
doch  auch  diese  sowohl  im  allgemeinen  Interesse,  als  in  dem  der 
Beteiligten  ausgeführt  werden  sollten. 

c)  Voranssetzungen  für  die  Zusammenlegungen. 

Den  meisten  Anlass  zu  theoretischen  und  praktischen  Be- 
denken gegen  die  Gesetze  geben  die  Vorschriften  über  die  Vor- 
aussetzungen für  die  Einleitung  der  Operation.  Es  ist  zwar  gewiss 
nur  zu  billigen,  dass  auf  die  Zusammenlegungen  das  Prinzip  des 
relativen  Zwanges  (s.  o.  S.  351)  Anwendung  finden  soll ;  denn  weder 
absoluter  Zwang,  noch  auch  vollständige  individuelle  Freiheit  wäre, 
wie  dies  im  3.  Abschnitte  dargethan  wurde,  hier  am  Platze.   Unsere 
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Bedenken  richten  sich  denn  auch  nicht  gegen  dieses  Prinzip,  son- 
dern vielmehr  gegen  die  Art  seiner  Verwirklichung. 

I.  Der  Zeitpunkt  der  Beschlussfassung. 

In  allen  deutschen  Staaten  wird  die  Kommassation,  wenn  sie 
einmal  von  dem  durch  das  Gesetz  bestimmten  Teile  der  Grund- 
besitzer einer  Gemarkung  beschlossen  worden  ist,  von  den  dazu 
geschaffenen  Behörden  durchgeführt  und  kann  nachträglich  höch- 
stens über  einstimmigen  Wunsch  aller  Beteiligten  sistiert  werden. 
Die  Zweckmässigkeit  und  Gerechtigkeit  der  neuen  Flureinteilung 
wird  dabei  durch  die  Art  der  Zusammensetzung  der  die  Operation 
vornehmenden  Organe  garantiert.  Ist  also  die  Kommassation 
einmal  provoziert  worden,  so  muss  sie  auch  unbedingt  wirklich 
durchgeführt  werden.  Zwar  sollen  dabei  die  Wünsche  der  ein- 
zelnen Beteiligten  die  thunlichste  Berücksichtigung  finden,  aber 
keinesfalls  unterliegt  die  von  den  Behörden  ausgearbeitete  neue 
Flureinteilung  einer  abermaligen  Beschlussfassung  seitens  der 
Grundbesitzer.  Diese  haben  vielmehr  durch  die  Provokation  in 
rechtsverbindlicher  Form  ihren  Willen  ausgedrückt,  dass  die  staat- 
lichen Organe  eine  neue  Gemarkeinteilung  auf  Grund  der  bestehen- 
den Besitzverhältnisse  und  mit  grösstmöglicher  wirtschaftlicher 
und  technischer  Zweckmässigkeit  vornehmen.  Dadurch  haben 
sie  sich  definitiv  den  Entscheidungen  der  sachverständigen  Be- 
hörden unterworfen,  welch  letztere  ja  auch  allein  im  Stande  sind, 
zu  beurteilen,  ob  den  genannten  Gesichtspunkten  Rechnung  ge- 
tragen ist,  oder  nicht.  Dass  den  Einzelnen  hiebei  kein  Unrecht 
widerfahrt,  wird  überdies  durch  die  Möglichkeit,  gegen  Entscheid 
düngen  Rechtsmittel  einzulegen,  gewährleistet. 

Diese  zweifellos  richtigen  und  wirksamen  Grundsätze  sind 
denn  auch,  wie  wir  gesehen  haben,  in  Oesterreich  bei  den  Tei- 
lungen und  Regulierungen  der  agrarischen  Gemeinschaften  ver- 
wirklicht, und  sie  haben  auch  bezüglich  der  Zusammenlegungen  in 
die  Vorschläge  Peyrer*s  sowie  in  den  »Referentenentwurfc  Ein- 
gsing  gefunden. 

Ersterer  hatte  beantragt,  die  Einleitung  des  Verfahrens 
solle  von  der  Zustimmung  der  Hälfte  der  Grundeigentümer, 
berechnet  nach  dem  Katastralreinertrage,  abhängig  sein;  doch 
bleibe  es  der  Landesgesetzgebung  vorbehalten,  das  Provokations- 
recht noch  weiter  auszudehnen,  also,  es  an  leichtere  Bedingungen 
zu  knüpfen.   Die  einmal  provozierte  Operation  wäre  nach  dem  Offi- 
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ziositätsprinzipe   in  jedem   Falle  unbedingt  zu   Ende  zu  fähren 
gewesen. 

Hieran  hält  auch  noch  die  ursprüngliche  Regierungsvorlage ') 
fest.  Es  sind  zwar  die  Voraussetzungen  für  die  Vornahme  einer 
Kommassation  etwas  abweichend  normiert,  indem  es  der  Landes- 
gesetzgebung anhetm  gestellt  wird,  zu  bestimmen,  welche  nach 
dem  Katastralreinertrage  berechnete  Majorität  nötig  ist,  um  gegen 
den  Widerspruch  der  Anderen  eine  Zusammenlegung  zu  veran- 
lassen. Aber  daran  wird  noch  nicht  gerüttelt,  dass  der  einmal 
gefasste  Entschluss  auch  für  die  Zukunft  bindend  bleibt.  Noch 
nach  dem  von  der  Regierung  verfassten  »revidierten  Gesetzent- 
wurfe« ')  kann  die  begonnene  Kommassation  nur  dann  sistiert 
werden,  wenn  entweder  die  Beteiligten  dies  einhellig  beschliessen, 
oder  wenn  zwar  nur  die  zur  Einleitung  des  Verfahrens  nötige 
Majorität  die  Einstellung  begehrt,  aber  die  Behörde  erkennt,  dass 
in  der  That  ein  gedeihliches  Resultat  von  der  in  Angriff  genom- 
menen Zusammenlegung  nicht  zu  erwarten  ist. 

Erst  in  den  »Abänderungsanträgenc  ')  der  Regierung  zu  ihrem 
eigenen  revidierten  Entwürfe  wird  dieses  Prinzip  aufgegeben  und 
vorgeschlagen,  die  Abstimmung  vom  Anfange  des  Verfahrens  auf 
das  Ende  desselben  zu  verlegen.  Diese  einschneidende  Aenderung 
ist  auch  thatsächlich  in  das  Gesetz  übergegangen.  Gegenstand 
der  Abstimmung  ist  dabei  in  Wahrheit  nicht  die  Frage,  ob  eine 
Kommassation  stattfinden  solle,  oder  nicht,  sondern  vielmehr  die, 
ob  der  konkrete,  bereits  ausgearbeitete  Abfindungsplan  durchgeführt 
werden  solle,  oder  nicht.  Der  Plan  gilt  nur  dann  als  angenommen, 
wenn  wenigstens  die  Hälfte  der  Beteiligten  ihm  zustimmt,  und 
wenn  die  Zustimmenden  wenigstens  '/s  des  Katastralreinertrages 
repräsentieren  (§  37).  Diese  Beschlussfassung  entfallt  nur  bei 
solchen  Kommassationen,  die  durch  ein  eigenes  Landesgesetz 
behufs  zweckmässiger  Ausführung  der  Bewässerung  oder  Ent- 
wässerung grösserer  Landstriche  angeordnet  werden. 

Nun  hält  aber  das  Gesetz  daran  fest,  dass  nebst  dieser 
Schlussabstimmung  mit  qualifizierter  Majorität  auch  noch  die  Ein- 
leitung des  Verfahrens  nicht  von  jedem  einzelnen  Beteiligten, 
sondern  nur  von  der  einfachen  Mehrheit  derselben  provoziert 
werden  könne.    So  bedarf  denn  jede  Kommassation,  um  wirklich 

i)  HerrenhAus  IX.  Sesnon  Beilage  39. 
i)  Herrenhaus  IX.  Session  Beilage  151  D. 
3)  Daselbst  F. 
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ZU  Stande  zu  kommen,  der  zweimaligen  Zustimmung 
durch  die  Mehrheit  der  Grundbesitzer:  vor  Beginn  und 
nach  Abschluss  der  Arbeiten.  Dabei  sind  jene  Personen,  welche 
sich  zuerst  für  die  Zusammenlegung  ausgesprochen  haben,  später- 
hin an  ihr  erstes  Votum  durchaus  nicht  gebunden. 

Diese  prinzipielle  Aenderung  der  ursprünglichen  Vorlage 
wurde  von  der  Regierung  nur  auf  Andrängen  der  Kommission 
des  Herrenhauses  vorgeschlagen,  und  noch  im  Plenum  erklärte 
der  Minister,  er  halte  an  dem  ursprünglichen  Standpunkte  fest, 
dass  der  Zwang  schon  bei  Einleitung  des  Verfahrens  stattzufinden 
habe. 

Diese  Abweichung  von  den  bewährten  deutschen  Mustern 
muss  aus  einer  ganzen  Reihe  von  Gründen  als  höchst  unzweck- 
mässig bezeichnet  werden. 

Die  Kommassationsarbeiten  werden  dadurch  zu 
einem  blossen  Experimente.  Denn  es  ist  doch  von  Vorn- 
herein klar,  dass  die  Umlegung  der  Grundstücke  eine  langwierige 
und  nicht  wenig  kostspielige  Operation  ist.  Diese  hängt  nun  aber 
bei  uns  ganz  in  der  Luft;  die  Arbeiten  müssen  vorgenonunen 
werden,  ohne  dass  man  weiss,  ob  die  Zusammenlegung  überhaupt 
je  perfekt  werden  wird.  Ergiebt  sich  bei  der  Schlussabstim- 
mung nicht  die  vorgeschriebene  qualifizierte  Mehrheit,  so  ist  Alles 
umsonst  gewesen;  jahrelange  mühselige  Arbeiten,  bedeutende 
Opfer  an  Geld  und  Zeit  sind  ganz  erfolglos  aufgewendet;  zwei 
Instanzen  mussten  eine  Menge  Entscheidungen  fallen,  die  nie 
realisiert  werden;  ohne  jeden  Zweck  wurden  Streit  und  Auf- 
regung in  der  Landbevölkerung  und  eine  länger  dauernde  Un- 
sicherheit der  zukünftigen  Besitzverhältnise  hervorgerufen  und  damit 
lähmend  auf  die  landwirtschaftliche  Produktion  eingewirkt. 

Es  kann  aber  auch  bei  einem  technisch  und  ökonomisch 
vollkommen  gelungenen  Kommassationsplane  sehr  leicht  geschehen, 
dass  die  erforderliche  Majorität  zwar  vor  Beginn  der  Arbeiten  vor- 
handen gewesen  ist,  sich  aber  nach  Beendigung  der  letzteren  nicht 
mehr  findet,  und  dies  schon  deshalb,  weil  der  zweite  Beschluss  an 
bedeutend  strengere  Voraussetzungen  gebunden  ist,  als  der  erste. 

Dazu  kommt  noch  ein  anderes  Moment.  Es  mag  in  den 
meisten  Fällen  schon  nicht  leicht  sein,  unsere  Bauern  für  die  Idee 
der  Zusammenlegung  zu  gewinnen,  ihren  eingewurzelten  Wider- 
willen gegen  alles  Neue  auch  nur  prinzipiell  zu  besiegen,  sie  von 
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den  Vorteilen  einer  gerecht  und  zweckmässig  ausgeführten  Kom- 
massation zu  überzeugen.     Bei  uns  genügt  es  aber  nicht  einmal, 
wenn  man  die  Landwirte  einer  Gemeinde  so  weit   gebracht  hat, 
dass  sie  mit  der  im  Gesetze  verlangten  Majorität  die  Zusammen- 
legung provozieren;   es  genügt  auch  nicht,   dass   hierauf  die  Be- 
hörden  mit   peinlicher  Genauigkeit   die   Operation  ausgearbeitet 
haben,    dass  über  jeden  Rechtsanspruch,   den   ein  Beteiligter  er- 
heben  zu   können   glaubt,    durch  Richterkollegien   instanzmässig 
entschieden  ist:  vielmehr  werden  die  Grundbesitzer  nach  Vollen- 
dung der  Arbeiten,    nach   erfolgter  Entscheidung  über  jene  An- 
sprüche, abermals  gefragt,  ob  sie  die  Kommassation  wollen,  oder 
nicht,   diesmal  aber  nicht,  wie  vor  der  Einleitung,  ganz  im  All- 
gemeinen; sondern  es  unterliegt  jetzt  der  detaillierte  Zusammen- 
legungsplan der  Beschlussfassung  durch  die  Beteiligten. 

Das  ist  höchst  bedenklich.  Ob  der  Plan  wirtschaftlich  und 
technisch  zweckmässig  ist,  entzieht  sich  vollständig  dem  Urteile 
der  kleinen  Landwirte;  der  Frage  der  Gerechtigkeit  des  Zusam- 
menlegungsplanes steht  aber  der  Einzelne  nicht  unbefangen  gegen- 
über, da  er  hier  selbst  Partei  ist.  Die  genannten  zwei  Momente 
sind  nun  aber  die  einzigen,  auf  die  es  bei  der  Beurteilung  des 
Kommassationsplanes  ankommen  sollte,  und  gerade  über  sie  sind 
die  Befragten  ganz  ausser  Stande,  eine  sachgemässe  Entscheidung 
zu  fällen. 

Eine  solche  nachträgliche  Entscheidung  ist  aber  auch  gar  nicht 
mehr  nötig.  Denn  ökonomische  und  technische  Sachverständige 
haben  den  Zusammenlegungsplan  auf  das  sorgfaltigste  ausgear- 
beitet, und  es  ist  geradezu  widersinnig,  ungebildete  Bauern  als  eine 
zweite  oder  eigentlich  dritte  oder  vierte  Instanz  dafür  betrachten 
zu  wollen.  Ganz  dasselbe  gilt  von  der  Gerechtigkeit  der  geplanten 
Kommassation;  denn  alle  strittigen  Punkte  sind  durch  richterliche 
Erkenntnisse  erledigt,  die  keine  Ueberprüfung  durch  die  Interessen- 
ten erfahren  dürfen. 

Bei  der  Schlussabstimmung  werden  deshalb  auch  gar  nicht 
jene  beiden  Fragen,  die  doch  für  den  Beschluss  entscheidend  sein 
sollten,  in  Betracht  kommen,  sondern  ganz  andere,  rein  subjektive 
Momente.  Gegen  die  Ausfuhrung  des  Abfindungsplanes  werden 
jetzt  nämlich  alle  diejenigen  Beteiligten  sein,  die  mit  ihren  ver- 
meintlichen Ansprüchen  oder  mit  ihren  unerfüllbaren  Wünschen 
bei  der  Zusammenlegung  nicht  durchgedrungen  sind ;  ebenso  der- 
jenige, der  von  dem  Stück,  das  er  als  Ersatz  seines  jetzigen  Be- 
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Sitzes  erhalten  soll,  enttäuscht  ist,  weil  seine  Phantasie  ihm  während 
der  mehreren  Jahre,  die  seit  der  Provokation  verflossen  sind, 
goldene  Berge  vorgespiegelt  hatte;  ebenso  jeder,  der  da  glaubt,  dass 
der  Nachbar,  der  seinen  Grund  bekommen  solle,  ein  besseres  Ge- 
schäft mache,  als  er  selbst.  Endlich  wird  die  Liebe  des  Bauern  zu 
seiner  von  den  Vätern  ererbten,  mit  seinem  Schweisse  gedüngten 
Scholle  noch  einmal,  und  zwar  auf  das  heftigste,  wachgerufen;  all 
die  mühsam  unterdrückten  unklaren  Empfindungen  der  Tradition , 
Pietät,  Gewohnheit  u.  s.  w.  machen  sich  jetzt  in  potenzier- 
tem Grade  geltend.  Hatte  der  Bauer  schon  seiner  Zeit 
nur  schweren  Herzens  darein  gewilligt,  dass  eine  Umlegung  der 
Grundstücke  stattfinden  solle,  so  wird  ihm  nunmehr  durch  den 
abgesteckten  Abfindungsplan  konkret  und  geradezu  plastisch  vor 
Augen  geführt,  dass  er  den  Boden,  mit  dem  er  sich  so  sehr  ver- 
wachsen fühlt,  aufgeben  müsse.  Er  vergleicht  ihn  mit  dem,  was 
er  als  Ersatz  dafür  erhalten  solle;  und  während  jeder  Bauer  aus 
sehr  begreiflichen  Gründen  den  Wert  seines  eigenen  Besitzes  über- 
schätzt, betrachtet  er  das  angebliche  Aequivalent,  das  ihm  geboten 
wird,  mit  misstrauischen  Augen.  Nur  zu  leicht  ist  er  dann  ge- 
neigt, einen  ökonomischen  Vorteil  aus  der  Kommassation  für  sich 
überhaupt  zu  läugnen,  oder  wenigstens  zu  finden,  dass  dieser  Vorteil 
das  persönliche  Opfer  nicht  aufwiege,  das  ihm  die  Trennung  von 
seinem  Boden  bedeuten  würde. 

So  wird  durch  diese  Schlussabstimmung  der  Erfolg  des 
Konmiassationsverfahrens  nach  Beendigung  des  letzteren  ganz  un- 
nötiger Weise  in  Frage  gestellt  und  dem  Verfahren  selbst  der  Cha- 
rakter eines  blossen  Experimentes  aufgedrückt. 

Auch  auf  das  Verfahren  kann  die  Gefahr  eines  negativen 
Abstimmungsresultates  ungünstig  einwirken.  Nur  Rücksichten  der 
Gerechtigkeit  und  der  kulturtechnischen  Zweckmässigkeit  sollen 
die  Aufstellung  des  Zusammenlegungsplanes  beherrschen.  Da- 
gegen giebt  das  Gesetz  den  einzelnen  Beteiligten  die  Möglich- 
keit, ihren  unberechtigten  Ansprüchen  oder  unzweckmässigen 
Wünschen  besonderen  Nachdruck  durch  die  Erklärung  zu  ver- 
leihen, andernfalls  gegen  den  ganzen  Plan  zu  stimmen.  Der 
Lokalkommissär  steht  dann  vor  der  peinlichen  Alternative,  ent- 
weder bei  dem,  was  recht  und  gut  ist,  zu  beharren,  jedoch  zu 
sehen,  dass  die  Kommassation  scheitert  und  seine  jahrelangen 
Arbeiten  ganz  umsonst  aufgewendet  sind,  oder  aber  nachzugeben, 
sei  es  auf  Kosten  anderer  Interessenten,  sei  es  auf  Kosten  des 
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Ökonomischen  Erfolges,    also   des  durch  die  Operation  anzustre- 
benden Zweckes. 

Namentlich  kann  diese  Konstellation  von  den  grösseren  Be- 
sitzern ausgenützt  werden,  weil  bei  der  Schlussabstimmung  für 
die  Annahme  des  Abfindungsplanes  die  Mehrheit  der  Eigentümer 
nicht  genügt,  sondern  diese  Mehrheit  auch  noch  zwei  Drittel  des 
Katastralreinertrages  repräsentieren  muss.  Wo  sich  daher  die 
Interessen  eines  grossen  und  eines  kleinen  Grundbesitzers  gegen- 
überstehen, kann  nur  jener,  nicht  auch  dieser  von  dem  angedeu- 
teten Pressionsmittel  Gebrauch  machen. 

Zu  alledem  kommt  nun  noch  die  Bestimmung,  dass  bei  Ab- 
lehnung des  Zusammenlegungsplanes  die  Provokanten  die  Kosten 
der  Arbeiten  zu  tragen  haben  ^)  (§  126  L.G.).  Das  muss  die 
Bauern  direkt  abschrecken,  die  Einleitung  des  Verfahrens  zu  be- 
gehren. Denn  es  ist  ganz  unberechenbar,  ob  sich  nach  zwei  oder 
drei  Jahren  auch  wirklich  die  erforderliche  Zahl  von  zustimmenden 
Grundbesitzern  finden  wird. 

Wegen  der  Notwendigkeit  einer  Schlussabstimmung  werden 
daher  nur  selten  Provokationen  vorgenommen  werden,  und,  wo 
dies  doch  geschieht,  werden  die  Antragsteller,  —  um  nicht  allein 
die  Kosten  des  Verfahrens  zu  tragen,  —  auf  jede  Weise  suchen 
müssen,  sich  für  die  Schlussabstimmung  die  nötige  Majorität  zu 
verschaffen;  das  gibt  wieder  zu  neuen  Streitigkeiten,  Pressionen, 
separaten  Abmachungen  Anlass;  einzelne  grössere  Besitzer,  die 
dem  Plane  noch  widerstreben,  müssen  durch  Konzessionen  ge- 
wonnen werden  u.  s.  w. 

Nicht  mit  Unrecht  sagt  daher  der  böhmische  Landesaus- 
schuss  *),  dass  hier  ein  Mittelweg  zwischen  zwangsweiser  und  frei- 
williger Kommassation  vorliege,  und  dass  dieser  Mittelweg  die  Nach- 
teile beider  in  sich  vereinige'). 

Gerade  die  in  Rede  stehende  Bestimmung  bildete  den  Haupt- 
grund   für   die   Ablehnung   des  Kommassationsgesetzes  im  böh- 

i)  Nur  in  Salzburg  soll  diesfalls  das  Land  die  Hälfte  der  Kosten  auf  sich  nehmen. 

2)  Landtag  1888  Beilage  VH. 

3)  Auch  in  Mähren  hat  man  bereits  erkannt,  dass  »auf  Grund  der  geltenden  Be- 
stimmungen über  die  Provokation  eine  weitere  Ausbreitung  der  Ziisammfniqpmgen 
nicht  stattfinden  kann.  Man  müsste  sich  dazu  entschliessen,  die  Zusammenlegung  nnr 
von  einer  einmaligen  Provokation  abhängig  zu  machen,  und  zwar  nach  der  Hälfte  des 
Katastralreinertrages«.  (Bericht  des  volkswirtschaftlichen  Ausschusses,  Landtag  1891/92 
V.Nr.  245.) 
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mischem  Landtage;  auch  auf  diese  Weise  hat  sie  also  schädlich 
auf  das  Zustandekommen  von  Verkoppelungen  hingewirkt. 

Die  Beschlussfassung  nach  Beendigung  des  Verfahrens  muss 
in  erster  Linie  beseitigt  werden,  soll  an  einen  durchgreifenden 
Erfolg  der  Gesetzgebung  gedacht  werden.  Ist  einmal  das  Ver- 
fahren eingeleitet,  so  muss  die  Ausführung  der  Zusammenlegung 
von  dem  Willen  der  Beteiligten  ganz  unabhängig  bleiben,  und  nur 
das  Gesetz  darf  dafür  noch  massgebend  sein. 

2)  Die  Majorität  für  die  Beschlussfassung. 

Gebilligt  muss  es  werden,  dass  die  Gesetze  bei  der  Abstim- 
mung weder  bloss  die  Zahl  der  Köpfe,  noch  auch  bloss  die  Fläche 
oder  Steuerleistung  entscheidend  sein  lassen,  sondern  dass  für 
die  Majorität  eine  Kombination  der  Zahl  der  Grundbesitzer  und 
des  Katastralreinertrages  vorgeschrieben  ist.  Denn  die  Zusammen- 
legung kann  für  die  verschiedenen  Klassen  von  Grundbesitzern 
—  grossen,  mittleren,  kleinen  —  von  ganz  verschiedenem  Nutzen 
sein,  der  einer  Klasse  bedeutenden,  der  anderen  nur  geringen 
Vorteil  bieten.  Durch  die  erwähnte  Kombination  ist  verhindert, 
dass  die  eine  Klasse  durch  die  andere  majorisiert  wird. 

Als  zweckmässig  darf  man  femer  an  den  Bestimmungen  des 
Gesetzes  hervorheben,  dass  Beteiligte,  die  trotz  wiederholter  Auf- 
forderung sich  der  Stimmabgabe  enthalten,  als  dem  Zusammen- 
legungsplane zustimmend  angesehen  werden  (§  105  L.G.). 

Dagegen  ist  eine  weitere  bedeutende  Erschwerung  für  das 
Zustandekommen  der  Kommassationen  in  der  qualiiizierten  Ma- 
jorität gelegen,   die  das  Gesetz  für  die  Beschlussfassung  fordert. 

In  keinem  deutschen  Staate  ist  gegenwärtig  noch  eine  grös- 
sere, als  die  einfache  Majorität  für  den  Eintritt  des  indirekten 
Zwanges  vorausgesetzt,  wobei  der  Berechnung' verschiedene  Mo- 
mente —  die  Zahl  der  Grundbesitzer  oder  der  Parzellen,  die  Grösse 
der  Grundfläche,  des  Reinertrages  u.  s.  w.  -*  oder  auch  mehrere 
dieser  Momente  zu  Grunde  gelegt  werden.  Wo  immer  früher  eine 
qualifizierte  Mehrheit  als  Bedingung  für  die  Zusammenlegungen 
bestand,  zeigte  sich,  dass  das  Gesetz  auf  dem  Papiere  blieb  und 
keinen  Erfolg  aufzuweisen  hatte.  Sobald  aber  die  Voraussetzungen 
für  die  Provokation  erleichtert  wurden,  nahmen  die  Kommassa- 
tionen einen  lebhaften  Aufischwung.  In  einzelnen  deutschen  Staaten 
ging  man  denn  auch  mit  sehr  gutem  Erfolge  noch  weiter  und 
begnügte  sich  mit  der  Zustimmung  von  einem  Drittel,  ja  von 
einem  Viertel  der  Beteiligten. 
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Leider  hat  unser  Gesetzgeber  aus  diesen  in  Deutschland  ge- 
machten Erfahrungen  nichts  gelernt,  sondern  vorgeschrieben,  dass 
eine  Kommassation  nur  stattfinden  dürfe,  wenn  sich  mehr,  als  die 
Hälfte  der  Grundbesitzer  dafür  ausspricht,  imd  wenn  ausserdem 
auf  die  den  letzteren  gehörigen  Grundstücke  wenigstens  zwei 
Drittel  des  Katastralreinertrages  der  zu  kommassierenden  Flur 
entfallen. 

In  der  letzteren  Bedingung  liegt  eine  ganz  ungerechtfertigte 
Erschwerung  des  Zustandekommens  von  Kommassationen.  Sie 
gewährt  überdies  in  einseitiger  Weise  den  Grossgrundbesitzern 
eine  übermächtige  Stellung.  Denn  in  Gemeinden,  wo  der  Gross- 
grundbesitz im  Gemenge  mit  den  übrigen  Gütern  liegt,  wird  es 
durch  jene  Bestimmung  den  einzelnen  Grossgrundbesitzern  ausser- 
ordentlich erleichtert,  sich  ungebührliche  Vorteile  durch  Andro- 
hung des  Vetos  vor  der  Schlussabstimmung  zu  erzwingen.  Wo 
aber,  wie  dies  namentlich  in  den  Sudetenländern  vielfach  zutrifft, 
der  grosse  Grundbesitz  sich  bereits  in  wohl  arrondiertem  Zu- 
stande befindet,  von  der  geplanten  Operation  also  keinen  nennens- 
werten Vorteil  zu  erwarten  hat,  dort  kann  die  Präponderanz  der 
Grundbesitzer  bei  der  Abstimmung  andere  nachteilige  Konse- 
quenzen haben.  Es  fehlt  nämlich,  wie  wir  sehen  werden,  jede 
gesetzliche  Handhabe  dafür,  solche  kompakte  Besitzungen,  wenn  sie 
neben  dem  Streubesitz  in  demselben  Riede  gelegen  sind,  aus  dem 
Zusammenlegungsgebiete  auszuscheiden  —  auch  sonst  ein  nicht 
unbedeutender  Mangel  der  Gesetze.  Für  unsere  Frage  hat  das 
die  Folge,  dass  sich  die  Grossgrundbesitzer  mit  allen  Mitteln  gegen 
eine  Operation  wehren  müssen,  zu  deren  Kosten  sie  beizutragen 
hätten,  ohne  entsprechenden  Nutzen  daraus  zu  ziehen. 

Eine  ausgiebige  Erleichterung  der  Voraussetzungen  für  die 
Zusammenlegung  wäre  also  die  erste  Bedingung  dafür,  dass  wirk- 
lich Kommassationen  in  ausgedehnterem  Umfange  zu  Stande 
kommen. 


d)  Materielle  Rechtssätze  für  die  Durchführung  von 

Kommassation  en. 

Was  die  materiellen,  bei  den  Zusammenlegungen  in  An- 
wendung kommenden  Rechtssätze  anlangt,  so  sind  hier  insbe- 
sondere die  Fragen  nach  Wesen  und  Aufgabe  der  Operation, 
nach  deren  Objekt  und  deren  Rechtswirkungen  zu  beantworten. 
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i)  Das  Wesen  und  die  Aufgabe  der  Zusammen- 
legungen. 

Worin  nun  eigentlich  das  Wesen  die  Aufgabe  der  Kommas- 
sationen in  Oesterreich  bestehen,  was  durch  diese  erreicht  werden 
solle,  ist  in  den  Gesetzen  nirgends  gesagt  Die  letzteren  geben 
uns  vielmehr  fast  ausschliesslich  negative  Abgrenzungen. 

So  ist  es  zunächst  sicher,  dass,  wie  bereits  erwähnt,  blosse 
Gewann-  und  Wegeregulierungen  mit  beschränktem  Parzellenaus- 
tausch nicht  in  Aussicht  genommen  sind,  was  sehr  zu  bedauern 
ist,  da  gerade  diese  beschränktere  Massregel  in  manchen  Gebieten 
sehr  empfehlenswert  wäre.  Dagegen  ist  mit  Recht  der  Ausbau 
einzelner  Höfe,  die  Verlegung  seiner  Wohn-  oder  Wirtschaftsge- 
bäude an  dessen  Zustimmung  gebunden  (§  28  L.G.). 

Im  übrigen  beschränkt  sich  aber  das  Gesetz  darauf,  Vor- 
kehrungen dafür  zu  treffen,  dass  die  Neueinteilung  der  Flur  in 
gerechter  Weise  unter  Berücksichtigung  des  bisherigen  Besitz- 
standes erfolge,  unterlässt  dagegen,  anzugeben,  welche  Momente 
wirtschaftlicher  Zweckmässigkeit  für  den  neuen 
Flurplan  massgebend  sein  sollen.  Es  wird  nur  bestinunt,  dass 
sämtliche  der  Kommassation  unterliegenden  Grundstücke  zu  einer 
einheitlichen  Masse  zusammengeworfen  und  an  die  einzelnen 
Grundbesitzer  nach  Massgabe  des  Wertes  ihrer  früheren  Grund- 
stücke aus  der  gemeinsamen  Masse  wieder  ausgethan  werden 
sollen  (§  27  L.G.).  Das  nämliche  Verhältnis  soll  auch  entschei- 
dend sein,  wenn  durch  den  Wegfall  von  Wegen,  Gräben  oder  son- 
stigen Anlagen  Kulturboden  gewonnen  wird,  oder  wenn  solcher'für 
gemeinsame  Anlagen  erforderlich  ist  (§  86).  Kommen  die  letzte- 
ren nur  einem  Teile  der  Grundbesitzer  zu  Gute,  so  ist  nur  dieser 
zur  Beistellung  der  Bodenfläche  heranzuziehen  (§§  87,  88).  Wie 
mit  dem  Boden  verhält  es  sich  mit  den  Kosten  der  Herstellung 
wirtschaftlicher  Anlagen  (§  89)  und  mit  der  Verpflichtung  zu  deren 
künftiger  Erhaltung  (§  90). 

Die  Abfindung  für  den  in  die  gemeinsame  Masse  einge- 
worfenen Wert  soll  in  der  Regel  wieder  aus  Grund  und  Boden 
bestehen.  Nur  unerhebliche  Verschiedenheiten  dürfen  in  Geld 
ausgeglichen  werden  (§  27),  Als  unerheblich  gilt  eine  Verschie- 
denheit, wenn  sie  den  zwanzigsten  Teil  des  abzufindenden  Wertes 
nicht  übersteigt  (§  29). 

Endlich  findet  sich  noch  die  gewiss  notwendige,  aber  etwas 
vage  Bestimmung,  dass  die  Abfindung  nicht  derart  sein  darf,  dass  sie 
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nicht  »ohne  wesentliche  Veränderung  in  der  ganzen  bisherigen 
Art  cles  Wirtschaftsbetriebes  des  Hauptgutes  zu  bewirtschaften 
sein  würdet. 

Sonst  fehlt  aber  in  den  Gesetzen  jede  genauere  Anordnung 
darüber,  was  denn  eigentlich  der  Zweck  der  ganzen  Operation 
ist,  welche  Grundsätze  bei  der  Neueinteilung  der  Gemarkung 
massgebend  sein  sollen.  Nur  die  eine  Andeutung  wird  gegeben, 
dass  die  Zusammenlegung  »zum  Zwecke  erfolgreicherer  Bewirt- 
schaftungc  stattfinden  solle. 

Erst  in  den  Durchführungsverordnungen  sind  darüber  einige 
Vorschriften  enthalten.  Zunächst  wird  hier  in  den  §§  104,  105 
und  iio^)  der  einzelne  Grundeigentümer  dagegen  gesichert,  dass 
der  wirtschaftliche  Charakter  der  Abfindungsgrundstücke  von 
dem  seines  bisherigen  Besitzes  allzusehr  abweiche.  Aus  diesem 
Grunde  soll  der  durchnittliche  Wert  der  Flächeneinheit  des  einem 
Grundbesitzer  neu  zugewiesenen  Bodens  nicht  stark  von  dem  durch- 
schnittlichen Werte  der  Flächeneinheit  seines  früheren  Grund- 
stückes abweichen;  wo  doch  eine  Aenderung  stattfinden  muss, 
um  die  Zwecke  der  Zusammenlegung  zu  erreichen,  soll  sie  ohne 
Einwilligung  des  davon  Betroffenen  den  fünften  Teil  des  Wertes 
nicht  übersteigen.  Ob  diese  ziffermässige  Schranke  gerade  richtig 
gewählt  ist,  lässt  sich  schwer  sagen. 

Femer  soll  die  Zusammensetzung  des  Abfindungsgrundstückes 
aus  den  verschiedenen  Kulturen  —  Aeckem,  Gärten,  Wiesen  — 
eine  ähnliche  sein,  wie  sie  früher  gewesen  war,  und  es  soll  die 
durchnittliche  Entfernung  der  Grundstücke  von  den  Wirtschafts- 
gebäuden, wenn  möglich,  nicht  erhöht  werden. 

Indessen  haben  wir  es  auch  hier  noch  mit  Bestimmungen  zu 
thun,  welche  das  Mass  der  durch  die  Zusammenlegung  zu  be- 
wirkenden Veränderungen  nur  negativ  begrenzen. 

Positive  Vorschriften  für  die  Vornahme  der  neuen  Flurein- 
teilung finden  wir  erst  in  den  folgenden  Paragraphen.  Hlenach 
ist  möglichst  anzustreben:  zusammenhängende  Lage  und  für  die 
Bewirtschaftung  günstige  Form  der  Grundstücke,  insbesondere  Ver- 
bindung der  einzelnen  Abfindungsgrundstücke  untereinander,  ent- 
sprechendes Verhältnis  von  Länge  und  Breite  bei  den  einzelnen 
Aeckem,  Anlegung  derselben  thunlichst  in  der    bisherigen  Rich- 

i)  Diese  Paragraphen  sind  gleichlautend  in  allen  drei  DarchfUhrungsverordnangcD. 
Für  Salzbarg  ist  eine  solche  noch  nicht  erlassen. 
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tung  der  Parzellen  und  mit  Berücksichtigung  der  Terraingestal- 
tung (§  io6),  femer  unmittelbare  Zugänglichkeit  der  einzelnen 
Grundstücke,  und  zwar  bei  Gärten  wenigstens  von  einem  Fuss- 
wege  aus,  bei  anderen  Kulturen  von  einem  Fahrwege,  endlich 
unmittelbarer  Abfluss  des  Wassers  (§  107). 

Diese  Bestimmungen  sind  gewiss  vollständig  zu  billigen.  Erst 
aus  ihnen  erfährt  man,  was  denn  mit  den  geplanten  Zusammen- 
legungen überhaupt  bezweckt  wird,  nach  welchen  ökonomischen 
Grundsätzen  die  Neueinteilung  der  Flur  vorgenommen  werden 
soll.  Diese  grundlegenden  Rechtssätze  gehören  daher  offenbar 
nicht  in  eine  jederzeit  aufhebbare  Verordnung,  sondern  sollten 
einen  Teil,  und  zwar  einen  sehr  wichtigen  Teil  des  Gesetzesinhaltes 
bilden. 

2)  Das  Objekt  der  Zusammenlegungen. 
Objekt    der   Kommassation   sind    im   Allgemeinen  sämtliche 
landwirtschaftlichen   Grundstücke   des    Zusammenlegungsgebietes 

(§  6  L.G.). 

Das  Zusammenlegungsgebiet  besteht  entweder  aus 
einer  ganzen  Katastralgemeinde,  oder  aus  einem  oder  mehreren 
Bodenabschnitten  (Rieden)  einer  oder  mehrerer  Katastralgemeinden. 
Diese  Riede  müssen  von  scharf  hervortretenden  natürlichen  oder 
künstlichen  Grenzen  umgeben  sein  (§  5  L.G.). 

Mit  Recht  sind  Kommassationen  für  kleinere  Gebiete  aus- 
geschlossen. Nur  wenn  die  Operation  die  ganze  Feldmark  oder 
wenigstens  einen  selbständigen  Teil  einer  solchen  umfasst,  kann 
man  von  ihr  so  grosse  ökonomische  Vorteile  erwarten,  dass  ein 
Zwang  gerechtfertigt  erscheint 

Zu  bedauern  ist  dagegen,  dass  keine  Möglichkeit  besteht, 
eine  einheitliche  Kommassation  auf  mehrere  Katastralgemeinden 
auszudehnen;  denn  die  Parzellen  derselben  Besitzer  liegen  ja, 
wie  gezeigt  wurde,  häufig  über  mehrere  Steuergemeinden  zerstreut. 
Ueberdies  würde  sich  eine  solche  Zusammenfassung  öfters  auch  im 
Interesse  grösserer,  auf  mehrere  Gemeinden  sich  erstreckender 
Meliorationsanlagen  empfehlen. 

Ebenso  wenig  ist,  wie  schon  erwähnt,  zu  billigen,  dass  das 
Gesetz  keine  Handhabe  bietet,  um  grössere  arrondierte  Grund- 
besitzungn  aus  dem  Zusammenlegungsgebiete  auszuscheiden  und 
dadurch  die  Zusammenlegung  zwischen  den  übrigen  im  Gemenge 
liegenden  Besitzungen  zu  ermöglichen. 
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Als  landwirtschaftliche  Grundstücke  sind  nach 
dem  ziemlich  übereinstimmenden  Wortlaute  der  Landesgesetze 
anzusehen:  Aecker,  Wiesen,  Weiden,  Alpen,  Feld-  und  kleinere 
Hopfengärten,  Raine  und  Anger,  Wege,  Triften,  Gräben  und  ausser 
Kultur  stehende  Flächen  (§  2  L.G.).  Grundstücke  dieser  Art 
können  unter  den  ermähnten  gesetzlichen  Voraussetzungen  auch 
ohne  Zustimmung  ihrer  Besitzer  in  eine  Zusammenlegung  einbe- 
zogen werden,  es  sei  denn,  dass  sie  wegen  ihrer  besonderen  Lage 
oder  Eigenschaft  einen  solchen  wirtschaftlichen  Wert  haben,  der 
durch  Zuweisung  eines  anderen  Grundstückes  in  angemessener 
Weise  nicht  ersetzt  werden  kann. 

Dagegen  sind  von  dem  Kommassationszwange  in  der  Regel 
ausgeschlossen  :  Wälder,  Weinberge,  Obst-  und  Hausgärten,  Park- 
anlagen, Bauplätze,  Lehm-  und  Sandgruben,  Steinbrüche  u.  s.  w. 
Das  rechtfertigt  sich  fiir  die  meisten  dieser  Kulturarten  durch  den 
hohen  spezifischen  und  meist  ganz  eigentümlichen  Wert  dieser 
Realitäten;  müssten  diese  Kulturen  in  die  Zusammenlegung  ein- 
bezogen werden,  so  würde  das  die  entsprechende  Umlegung  der 
Grundstücke  hindern  und  die  Kommassation  ungemein  erschweren. 
Liegenschaften  der  genannten  Art  können  deshalb  nur  mit  Zu- 
stimmung ihrer  Eigentümer  der  Zusammenlegung  unterworfen  wer- 
den (§  3  L.G.). 

Ob  speziell  der  absolute  Ausschluss  der  Waldungen  aus  dem 
Zusammenlegungszwange  gerechtfertigt  ist,  erscheint  sehr  zweifel- 
haft. Auf  der  einen  Seite  erschwert  zwar  das  stockende  Holz  die 
Wertermittelung  ausserordentlich;  andererseits  ist  aber  ein  ratio- 
neller Waldbau  auf  zersplittertem  Boden  ganz  undenkbar,  und 
überdies  dürfte  die  unbedingte  Ausscheidung  der  Wälder  viele 
Kommassationen  hindern  und  eine  günstige  Plananlage  unmöglich 
machen.  Diesen  Bedenken  hat  das  Gesetz  wenigstens  einiger- 
massen  dadurch  Rechnung  getragen,  dass  es  bewaldete  oder  zur 
Aufforstung  bestimmte  Parzellen  dann  dem  Zusammenlegungs- 
zwange unterwirft,  wenn  sie  vereinzelt  zwischen  landwirtschaft- 
lichen Kulturen  liegen  oder  in  dieselben  einspringen,  und  wenn 
deren  dauernde  Verwendung  für  eine  andere  Kultur  im  öffent- 
lichen Interesse  gestattet  ist  (§  2  L.G.). 

3)  Die  Rechtsfolgen  der  Kommassation. 
Die  wichtigste  Rechtsfolge  einer  durchgeführten  Kommassation 
besteht  darin,  dass   das   Abfindungsgrundstück  juristisch  fast  in 
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jeder  Hinsicht  an  die  Stelle  des  abgefundenen  Besitzes  tritt.  Wenn 
nötig,  gilt  dies  auch  von  den  die  Landabfindung  teilweise  ersetzen- 
den Geldausgleichungen  und  Geldentschädigungen  (§  13  R.G.). 

Das  findet  insbesondere  auch  Anwendung  auf  Hypotheken,  Real- 
lasten (Ausgedinge),  persönliche  Servituten  und  Pachtverhältnisse ; 
doch  ist  dem  Pächter  ein  spezielles  Kündigungsrecht  gewährt 
(§§  17 — 22  R.G.)«  Grunddienstbarkeiten  fallen  ohne  jede  Entschä- 
digung weg,  sobald  sie  infolge  der  Zusammenlegung  oder  der 
damit  verbundenen  Entwässerungs-,  Bewässerungs-  oder  Wegan- 
lagen für  das  herrschende  Grundstück  entbehrlich  geworden  sind. 
Wo  dies  nicht  stattfindet,  bleiben  sie  auf  dem  bisherigen  Grunde 
haften  (§  16  R.G.). 

Die  grösste  Tragweite  besitzt  die  zwangsweise  Umschreibung 
der  den  alten  Besitzstand  belastenden  Schulden  auf  den  neuen. 
Ohne  einen  solchen  Rechtssatz  würde  gewiss  der  grösste  Teil  der 
Kommassationen  an  dem  Widerspruch  der  Tabulargläubiger  schei- 
tern ;  jedenfalls  müssten  mit  diesen  erst  langwierige  Verhandlungen 
gepflogen  werden,  um  sie  dazu  zu  bewegen,  der  Uebertragung 
ihrer  Hypotheken  auf  andere  Grundstücke  zuzustimmen. 

Der  dabei  ausgeübte  Zwang  ist  sicherlich  in  jeder  Be- 
ziehung gerechtfertigt.  Muss  sich  sogar  der  Eigentümer  einen 
solchen  gefallen  lassen,  um  wie  viel  mehr  der  bloss  dinglich  Be- 
rechtigte. Auch  ist  es  vollkommen  zu  billigen,  dass  der  letztere  im 
Gegensatze  zu  dem  Grundbesitzer  nicht  als  unmittelbar,  sondern 
nur  als  mittelbar  Beteiligter  im  Kommassationsverfahren  anzusehen 
ist  und  als  solcher  an  der  Abstimmung  über  die  Zusammenlegung 
nicht  teilzunehmen  hat,  diese  auch  durch  seinen  Einspruch  nicht 
hindern  kann.  Denn  seine  Interessen  fallen  hier  mit  denen  des 
Eigentümers  zusammen,  werden  also  von  dem  Letzteren  zur  Ge- 
nüge wahrgenommen.  Ueberdies  bietet  aber  das  ganze  Verfahren, 
sowie  die  Möglichkeit,  gegen  angeblich  nachteilige  Festsetzungen 
Einwendungen  zu  erheben,  vollständige  Gewähr  dafür,  dass  die 
Realberechtigten  nicht  nur  kein  minderwertiges,  sondern  sogar 
ein  wertvolleres  Rechtsobjekt,  als  sie  bisher  gehabt  haben,  durch 
die  Operation  erhalten  werden. 

Eine  weitere  Rechtswirkung  der  Kommassation  ist  es,  dass 
die  Grundstücke,  welche  dieser  Operation  einmal  unterzogen  worden 
sind,  wider  den  Willen  ihres  Besitzers  in  der  Regel  nicht  einer 
abermaligen  Zusammenlegung  unterliegen.  Eine  Ausnahme  be- 
steht nur  far  den  Fall,   dass  ein  Landesgesetz  die  Bewässerung 
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oder  Entwässerung  grösserer  Landstriche  anordnet  und  für  deren 
Ausführung  eine  neue  Flureinteilung  nötig  ist  (§  i  L.G.). 

Es  ist  gewiss  wünschenswert,  zu  verhindern,  dass  an  einer 
einmal  kommassierten  Flur  so  bald  wieder  durch  einen  neuen 
Umlegungsplan  gerüttelt  werde;  der  Landbau  erfordert  Ruhe 
und  Stabilität  der  Besitzverhältnisse.  Andrerseits  geht  es  aber 
doch  wohl  zu  weit,  neue  Kommassationen  für  ewige  Zeiten  zu 
verbieten.  Die  Feststellung  einer  bestimmten  zeitlichen  Grenze 
—  etwa  20  oder  30  Jahre  —  hätte  da  wohl  den  Vorzug  verdient. 

e)  Das  Kommassationsverfahren. 

l)  Die   gesetzlichen   Vorschriften. 

Wie  bei  den  Regulierungen  und  Teilungen  agrarischer  Ge- 
meinschaften müssen  wir  uns  auch  hier  damit  begnügen,  die 
Hauptpunkte  des  Verfahrens  zu  berühren. 

Das  Verfahren  ist  etwas  verschieden,  je  nachdem  die  Be- 
teiligten selbst  die  Vorarbeiten  und  die  Verfassung  des  Zusammen- 
legungsplanes vornehmen  oder  dies  den  Behörden  überlassen. 

a)   Vorarbeiten   durch   einen   Lokalkommissär. 

In  der  Regel  verlangen  die  Kommassationslustigen  zu  diesem 
Zwecke  die  Bestellung  eines  Lokalkommissärs;  eine  solche  hat 
zu  erfolgen,  wenn  das  Begehren  von  mindestens  der  Hälfte  der 
Eigentümer  eines  Gebietes  ausgeht  Das  ganze  Verfahren  teilt 
sich  dann  in  folgende  vier  Hauptabschnitte:  Vorarbeiten  bis  zur 
endgiltigen  Feststellung  des  Bonitätsplanes  und  Besitzstands- 
registers; Vorbereitung,  Verfassung,  Auflegung  und  Absteckung 
des  Zusammenlegungsplanes;  Beschlussfassung  und  Entscheidung 
über  denselben;  Ausführung  des  Planes,  Beurkundung  und  Scbluss- 
verfahren. 

Der  erste  Abschnitt  umfasst  wieder :  die  Bestellung  des  Lo- 
kalkommissärs,  der  technischen  Hilfskräfte  und  des  Ausschusses 
der  Beteiligten;  die  Kundmachung  des  Beginnes  der  Amtswirk- 
samkeit ;  die  Begehung,  eventuell  Vermarkung  und  Protokollierung 
der  Grenzen  des  Zusammenlegungsgebietes ;  die  Prüfung  der  Ka- 
tastralmappen,  eventuell  die  Anfertigung  neuer  Pläne;  die  Fest- 
stellung des  Wertes  der  einzelnen  Grundstücke  entweder  durch 
Einverständnis  der  Beteiligten  oder  auf  Grund  des  Gutachtens 
von  Sachverständigen  (Aufstellung  des  Bonitätsschemas,  Klassi- 
fikation, Tarifierung) ;  die  Verfassung  des  Bonitätsplanes  und  des 


Das  Kommassationsverfahren.  ^gc 

Besitzstandsregisters;  die  öfTentliche  Aufstellung  derselben  durch 
14  Tage;  gegen  die  Bewertungen  können  »Erinnenmgenc  einge- 
bracht werden,  über  die  aber  erst  zugleich  mit  dem  Abiindungs- 
plane  entschieden  wird;  gegen  andere  Daten  des  Besitzstands- 
registers sind  innerhalb  8  Tagen  »Einwendungen«  möglich,  über 
die  sofort  entschieden  werden  muss ;  eventuell  erfolgt  hierauf  eine 
entsprechende  Richtigstellung  des  Registers. 

Nun  beginnt  das  zweite  Stadium,  welches  folgende  Teiloperatio- 
nen enthält :  die  Projektierung  der  gemeinsamen  Anlagen  (Regulie- 
rung von  Wegen,  Triften,  Bächen,  Gräben,  Brücken,  Entwässerungs- 
und Bewässerungsanlagen  u.  s.  w.) ;  die  Feststellung  des  Anteils- 
und Beitragsverhältnisses  zu  denselben ;  die  Ausscheidung  der  zur 
Deckung  der  Kosten  etwa  zu  verkaufenden  und  der  für  gemein- 
schaftliche Zwecke  zu  bestimmenden  Flächen;  die  Berechnung 
des  Abfindungsanspruches  jedes  Beteiligten;  die  Verfassung  des 
Flureinteilungsprojektes;  die  informatorische  Einvernahme  der 
Grundbesitzer  über  ihre  Wünsche;  die  Feststellung  der  Geldaus- 
gleichungen und  der  notwendigen  Dienstbarkeiten ;  die  Verfassung 
des  Abfindungsregisters ;  die  Normierung  der  künftigen  Benützung 
und  Verwaltung  gemeinsamer  Anlagen  und  der  Beitragspfiicht  zu 
deren  Erhaltung;  endlich  die  Verfassung  des  Zusammenlegungs- 
planes. Hierauf  erfolgt  die  öffentliche  Auflegung  des  Kommas- 
sierungsplanes  während  30  Tage,  die  Absteckung  und  Erläuterung 
desselben  durch  die  Behörden;  gegen  den  Plan  können  die  Be- 
teiligten Einwendungen  innerhalb  weiterer  15  Tage  erheben;  die 
Entscheidung  darüber  und  über  die  Erinnerungen  gegen  die  Be- 
wertungen steht  der  Landes-,  in  letzter  Instanz  der  Ministerial- 
kommission  zu ;  hienach  muss  eventuell  eine  materielle  Aenderung 
des  Planes  und  der  Absteckung  durchgeführt  werden. 

Nach  den  deutschen  Gesetzen  würde  sodann  unmittelbar  an 
die  Beurkundung  und  an  die  Durchführung  der  Kommassation 
geschritten  werden. 

Anders  bei  uns.  Es  wird  nämlich  jetzt  erst  über  den  end- 
giltigen  Zusammenlegungsplan  abgestimmt.  Alle  Beteiligten  sind 
speziell  zum  Abstimmungstermine  einzuladen,  dieser  ist  überdies 
kundzumachen;  wer  trotzdem  seine  Stimme  nicht  abgibt,  wird 
aufgefordert,  dies  binnen  3  Tagen  nachzuholen,  widrigenfalls  der 
Betreffende  als  zustimmend  angesehen  wird. 

Hierauf  erfolgt  nun  die  öffentliche  Bekanntgabe  des  Stimmen- 
verhältnisses.    Gegen  das  Abstimmungsverfahren,  sowie  gegen  die 
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Zählung  der  Stimmen  können  Beschwerden  innerhalb  14  Tagen 
erhoben  werden,  worüber  die  Landeskommission  entscheidet. 
Schliesslich  erteilt  oder  verweigert,  je  nach  dem  Abstimmungs- 
resultate, die  Landeskommission  dem  Plane  die  Bestätigung,  was 
wieder  öffentlich  kundgemacht  wird. 

Gegen  einen  von  der  Landeskommission  bestätigten  Zusam- 
menlegungsplan gibt  es  keinerlei  Rechtsmittel.  Seine  Ausfuhrung 
kann  nur  in  zwei  Fällen  modifiziert  oder  sogar  gänzlich  sistiert 
werden.  Wenn  nämlich  der  Wert  eines  Grundstückes  vor  der 
Uebergabe  an  den  neuen  Eigentümer  vermindert  wurde,  kann 
dieser  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  eine  nachträgliche  Wert- 
ausgleichung von  dem  früheren  Eigentümer  verlangen;  diese 
Wertausgleichung  soll  in  Grund  und  Boden  bestehen,  falls  das 
ohne  erhebliche  Beeinträchtigung  der  neuen  Gestaltung  des  Grund- 
besitzes möglich  ist.  Wenn  ferner  nach  Bestätigung  oder  Vollzug 
des  Planes  die  Grundbesitzverhältnisse  durch  höhere  Gewalt  (Ver- 
änderung des  Laufes  der  Gewässer,  Erdstürze  u.  dergl)  erheblich 
geändert  werden,  so  kann  der  Zusammenlegungsplan  ganz  oder 
teilweise  ausser  Kraft  gesetzt  werden. 

Von  diesem  Spezialfälle  abgesehen ,  wird  nach  Bestäti- 
gung des  Zusammenlegungsplaneä  die  Kommassation  durchge- 
führt und  durch  einen  Rezess  beurkundet;  die  Beteiligten  werden 
in  ihre  neuen  Besitzungen  eingeführt,  die  Grenzen  vermarkt,  die 
gemeinsamen  Anlagen  hergestellt.  Schliesslich  müssen  noch  die 
Grundbücher  und  der  Grundsteuerkataster  mit  dem  neuen  Besitz- 
stande in  Einklang  gebracht  und  über  die  Deckung  der  Kosten 
des  Verfahrens  eine  Entscheidung  getroffen  werden. 

2)  Vorarbeiten  durch  die  Beteiligten  selbst. 

Die  Beteiligten,  welche  die  Kommassation  wünschen,  können, 
—  statt  um  die  Bestellung  eines  Lokalkommissärs  zu  bitten,  — 
den  Bonitätsplan  ,  das  Besitzstandsregister  und  den  Zusammen- 
legungsplan auch  selbst  verfassen. 

Sogar  in  diesem  Falle  ist  vom  Gesetze  erst  noch  eine  zwei- 
malige Beschlussfassung  durch  die  Beteiligten  vorgeschrieben) 
Jener  privat  ausgearbeitete  Plan  ist  nämlich  zunächst  durch  14 
Tage  öffentlich  aufzulegen ;  stimmt  demselben  nicht  wenigstens 
die  Hälfte  der  Eigentümer  zu,  so  gilt  er  als  abgewiesen ;  andern- 
falls wird  er  von  der  Landeskommission  daraufhin  geprüft,  ob  er 
den  gesetzlichen  Vorschriften  entspricht.    Ist  dies  der  Fall,  oder 
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werden  die  etwaigen  Anstände  behoben,  so  wird  ein  Lokalkom- 
missär bestellt,  und  dieser  hat  nun  den  Plan  ganz,  wie  einen  von 
Amtswegen  verfassten,  noch  einmal  durch  30  Tage  aufzulegen, 
die  erhobenen  Einwendungen  zur  instanzmässigen  Entscheidung 
zu  bringen  und  endlich  abermals  über  ihn  abstimmen  zu  lassen. 
Hier  erreicht  der  Formalismus  offenbar  seinen  Höhepunkt.  Die 
beiden  letzten  Stadien  —  Durchführungs-  und  Schlussverfahren 
—  sind  für  beide  Arten  von  Zusammenlegungen  identisch. 

b)  Beurteilung  dieser  Bestimmungen. 

Gegen  das  vorstehend  skizzierte  Verfahren  sind  zahlreiche 
und  zum  Teile  sehr  heftige  Beschwerden  vorgebracht  worden. 

Ein  Punkt  muss  schon  nach  dem  hier  Mitgeteilten  bedenklich 
erscheinen:  über  die  »Erinnerungen«  gegen  die  Bewertungen  wird 
nicht  sogleich,  sondern  erst  nach  Aufstellung  des  Zusammenle- 
gungsplanes entschieden.  Da  der  letztere  wesentlich  auf  den  durch 
jene  Erinnerungen  angefochtenen  Bewertungen  basiert,  so  muss 
unter  Umständen  die  ganze  Arbeit  nochmals  gemacht  werden, 
wenn  später  den  »Erinnerungenc  von  der  Landeskommission  Folge 
gegeben  wird. 

Begründet  wurde  die  in  Rede  stehende  Vorschrift  damit, 
dass  der  Einzelne  erst  dann,  wenn  er  wisse,  welches  Grundstück 
ihm  zugeteilt  werden  solle,  ein  Interesse  daran  habe,  gegen  die 
Bewertung  desselben  Einsprache  zu  erheben.  Dies  dürfte  indes 
doch  wohl  kein  durchschlagender  Grund  sein,  besonders,  da  die 
grösste  Gewähr  für  die  Richtigkeit  der  Einschätzungen  wohl  dann 
gegeben  ist,  wenn  jeder  BeteUigte  potentiell  an  der  Bonitierung 
einer  jeden  Parzelle  interessiert  ist  und  ihm  auch  das  Recht  er- 
teilt wird,  jede  Bewertung,  nicht  nur  die  seines  bisherigen,  son- 
dern auch  die  jedes  anderen  Grundstückes,  zu  bemängeln. 

Sehen  wir  indessen  von  diesem  einzelnen  Punkte  ab,  so  wird 
wohl  jeder,  der  die  obige  kurze  Skizze  des  Kommassationsver- 
fahrens  liest,  den  Eindruck  erhalten,  dass  dasselbe  ausserordent- 
lich kompliziert  und  langwierig  ist.  In  der  That  werden  denn 
auch  in  den  beiden  Ländern,  in  welchen  bisher  Kommassationen 
in  Angriff  genommen  wurden  —  Niederösterreich  und  Mähren  — , 
viele  und  lebhafte  Klagen  über  die  Langsamkeit  und  Schwerfäl- 
ligkeit des  Verfahrens  erhoben. 

Im  niederösterreichischen  Landtage  beschwert  man  sich  auf 
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das  lebhafteste  über  den  schleppenden  Gang  der  Operationen ') ; 
es  wurde  auch  beschlossen,  die  Regierung  aufzufordern,  eine  Ver- 
einfachung des  Verfahrens  eintreten  zu  lassen  *) ;  eine  ähnliche  Re- 
solution hat  auch  der  volkswirtschaftliche  Ausschuss  in  Mähren 
vorgeschlagen  ■). 

Nun  ist  es  sicherlich  richtig,  dass  anfangs  mehrfache  Reibungs- 
widerstände zu  überwinden  sind,  die  später  bei  grösserer  Erfah- 
rung und  Uebung  wegfallen  werden.  Indes  wird  von  vielen  Seiten 
auch  anderen  Gründen  die  Schuld  an  jenen  Missständen  zugeschrie- 
ben. Es  heisst,  dass  das  Verfahren  von  vornherein  zu  kompliziert 
und  bureaukratisch  eingerichtet  sei,  dass  einzelne  Entscheidungen  oft 
monatelang  verzögert  werden,  dass  zu  viel  geometrische  Vermes- 
sungen der  Flur  vorgenommen  werden,  anstatt  die  Katastralmappen 
zu  benützen,  und  dass,  wo  diese  letzteren  nicht  ausreichen,  die 
erforderlichen  Karten  nicht  nach  der  vorgeschriebenen  Polygonal- 
methode, sondern  mit  dem  Messtische  hergestellt  werden  sollten  *). 

Ob  und  in  welchem  Umfange  diese  Angaben  ri  ctig  sind, 
muss  dahingestellt  bleiben.  Jedenfalls  müsste  aber  auf  jede  thun- 
liche  Abkürzung  und  Vereinfachung  des  Verfahrens  gedrungen 
werden.  Dies  schon  der  Kosten  wegen;  denn  die  Hauptpost  bil- 
det stets  die  Entlohnung  des  geometrischen  Personales,  die  natür- 
lich proportional  zur  Dauer  der  Operation  steigt. 

Noch  wichtiger  ist  es,  dass  jede  Verzögerung  in  der  Durch- 
führung einer  Kommassation  von  grossem  wirtschaftlichen  Nach- 
teile ist.  Während  der  ganzen  Zeit  von  der  Einleitung  bis  zur 
Beendigung  des  Verfahrens  herrscht  in  der  Gemeinde  Aufregung 
und  Streit.  Die  zukünftigen  Besitzverhältnisse  sind  unbekannt; 
niemand  weiss,  wo  sein  Abfindungsgrundstück  liegen  wird;  jeder 
sucht  aus  seinem  gegenwärtigen  Grundstücke  noch  möglichst  viel 
herauszuziehen ;  Düngungen  unterbleiben  gänzlich,  denn  sie  kämen 
ja  nicht  dem  Düngenden,  sondern  seinem  Besitznachfolger  zu  Gute. 
Jede  Komplikaton  des  Verfahrens,  welche  die  raubmässige  Aus- 
beutung des  Bodens  verlängert,  muss  daher,  wenn  sie  nicht  wirk- 
lich notwendig  ist,  auf  das  Sorgfaltigste  vermieden  werden. 


i)  Landtag  1890/91  Beilage  XCVI,  Verhandlungen  S.  1352,  1893/4  S.  768. 

2)  Niederösterreicliischer  Landtag  1890/1  S.  1352. 

3)  Mährischer  Landtag  1891/2  V.  Nr.  245. 

4)  Eine  Enquete  im  Ackerbauministerium  soll  beschlossen  haben,  die  Polygonal- 
methode aufzugeben  (Zeitung  f.  Landwirtschaft  1890  S.  407).  Ob  dies  aber  auch  aus- 
geführt wurde,  ist  mir  nicht  bekannt  geworden. 
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f)  Die  Behördenorganisation. 

Mit  der  Durchführung  der  agrarischen  Operationen  sind  die 
bereits  erwähnten  Behörden  betraut:  die  Lokalkommissäre,  die 
Landeskommissionen  und  die  Ministerialkommission.  Unter  Zu- 
ziehung eines  Forstinspektors  fungieren  die  Landeskommissionen 
überdies  als  Behörden  fiir  die  Bereinigung  des  Waldlandes  von 
fremden  Enklaven  (s.  o.  S.  357  f.)  *). 

DieLokalkommissäre  sind  entweder  Juristen,  welche 
mit  landwirtschaftlichen  Verhältnissen  vertraut  sind,  oder  Land- 
wirte, welche  die  Kenntnis  der  agrarischen  Gesetze  und  Vor- 
schriften nachweisen  (L.G.  §  19),  oder  auch  solche  Personen,  die 
zur  Erlangung  einer  Stelle  im  Stande  der  juridisch-administrativen 
Beamten  der  Staats-  und  Fondsgüterverwaltung  befähigt  sind 
und  die  für  die  agrarischen  Operationen  erforderlichen  landwirt- 
schaftlichen Kenntnisse  besitzen. 

Dem  Lokalkommissär  steht  ein  »Ausschuss  der  Beteiligten  c 
zur  Seite;  derselbe  besteht  aus  4—12  teils  gewählten,  teils 
ernannten  Mitgliedern;  in  ihm  sollen  sowohl  kleine,  als  auch 
mittlere  und  grosse  Grundbesitzer  vertreten  sein.  Er  hat  als 
Beirat  »in  allen  jenen  Fragen  zu  fungieren,  welche  die  Zusammen- 
legung im  Allgemeinen  und  die  damit  zu  verbindenden  gemein- 
samen wirtschaftlichen  Einrichtungen  betreffen«  (§§  70  bis  73). 

Mannigfache  Uebelstände  haben  sich  daraus  ergeben,  dass  nach 
dem  Gesetze  das  zu  geometrischen  Arbeiten  erforderliche  Perso- 
nal zwar  dem  Lokalkommissär  dienstlich  unterstellt  ist,  aber  vom 
Landesausschusse  ernannt  und  aus  Landesmitteln  bezahlt  wird. 
Diesem  Missverhältnisse  ist  kürzlich  dadurch  vorgebeugt  worden, 
dass  die  Landesausschüsse  mit  den  Landeskommissionen  Verträge 
abschlössen,  durch  welche  die  Ernennung  des  geometrischen  Per- 
sonales gegen  Pauschalierung  der  Kosten  der  Landeskommission 
übertragen  wird. 

Am  Schlüsse  des  Jahres  1896  gab  es  in  ganz  Oesterreich 
IG  Lokalkommissäre  mit  59  technischen  Beamten ;  davon  entfielen 
7  Lokalkommissäre  mit  24  Technikern  auf  die  Kronländer  Schle- 
sien, Kärnten  und  Krain,  in  denen  lediglich  Teilungen  und  Re- 
gulierungen agrarischer  Gemeinschaften  vorgenommen  werden ; 
in  Niederösterreich  bestehen  2  Lokalkommissäre   sowohl   für  die 


i)  Landesgesetze:  Kärnten  vom  22-/2.  1890,  Krain  vom  26./10.  1887,  Mähren 
vom  13^2.  1884,  Oesterreich  unter  der  Ejins  vom  3./6.  1886,  Salzburg  vom  ii,/io.  1892, 
Schlesien  vom  28./12.  1887. 
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eben  genannten  Operationen,  als  auch  für  Zusammenlegungen ; 
in  Mähren  amtiert  nur  ein  solcher  Beamter. 

Die  Landeskommissionen  bestehen  aus  dem  Lan- 
deschef als  Vorsitzenden,  einem  Referenten,  3  Mitgliedern  aus  dem 
Richterstande  und  einem  Mitgliede  des  Landesausschusses;  bei 
Entscheidung  von  zivilrechtlichen  Streitigkeiten  wird  noch  ein 
viertes  Mitglied  ans  dem  Richterstande  zugezogen  (§  20  L.G.). 

Die  Ministerialkommission  wird  so  zusammen- 
gesetzt, dass  stets  die  Hälfte  der  stimmberechtigten  Mitglieder 
dem  Richterstande  angehört. 

Betrachtet  man  diese  Behördenorganisation  ,  so  fallt  sofort 
ein  starkes  Prävalieren  des  juristischen  und  ein  gänzliches  Zurück- 
treten des  landwirtschaftlichen  und  technischen  Elementes  ins 
Auge. 

Das  ist  ohne  weiteres  für  die  Entscheidung  solcher  Fragen 
zu  billigen,  für  welche  sonst  die  ordentlichen  Gerichte  kompetent 
wären.  Weshalb  aber  Richter  die  Bewertung  von  Grundstücken 
vornehmen,  über  Einwendungen  gegen  den  Bonitätsplan,  über  die 
Zweckmässigkeit  der  neuen  Flureinteilung  u.  dergl.  entscheiden 
sollen,  ist  nicht  recht  einzusehen. 

Schon  vom  Lokalkommissär  müsste  man  eine  weit  vielseitigere 
Qualifikation  verlangen,  als  dies  in  Oesterreich  geschieht.  Er 
müsste  nicht  nur  juristische  und  landwirtschaftliche,  sondern  auch 
kulturtechnische  und  geometrische  Kenntnisse  besitzen,  wenn  er 
seinen  Aufgaben  vollständig  gerecht  werden  soll.  In  Preussen 
werden  denn  auch  thatsächlich  alle  diese  Anforderungen  für  Lo- 
kalkommissäre bei  den  Gemeinheitsteilungen  gestellt.  Indes  muss 
zugegeben  werden,  dass  sich  gegenwärtig  in  Oesterreich  gewiss 
sehr  wenige  Personen  finden,  welche  alle  die  genannten  Quali- 
fikationen in  sich  vereinigen.  Aber  in  den  14  seit  dem  Erscheinen 
des  Reichsgesetzes  verflossenen  Jahren  hätte  sehr  viel  zur  Aus- 
bildung von  entsprechend  qualifizierten  Lokalkommissären  ge- 
schehen können.  Leider  ist  bis  jetzt  sehr  wenig  in  dieser  Richtung 
gethan  worden  ;  man  hat  es  unterlassen,  an  den  Hochschulen  eigene 
Abteilungen  für  diesen  Zweck  zu  errichten,  Stipendien  für  Personen 
zu  verleihen,  welche  sich  diesem  Studium  widmen  wollen  u.  dergl. 

Bei  den  Landeskommissionen  entfällt  aber  auch  jener  schein- 
bare Grund ;  denn  wenn  es  auch  als  wünschenswert  gelten  muss, 
dass  jedes  Kommissionsmitglied  in  allen  Wissensgebieten,  die  hier 
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in  Betracht  kommen,  bewandert  sei,  so  könnte  doch  leicht 
dafür  ein  gewisser  Ersatz  geschaffen  werden ;  es  niüsste  nur  dafür 
gesorgt  werden,  dass  in  der  Kommission  Juristen,  Landwirte,  Kul- 
turtechniker und  Katastralgeometer  sitzen,  und  dass,  je  nach  dem 
Charakter  der  zu  entscheidenden  Frage  der  betreifende  Fachmann 
das  Referat  führt.  Statt  dessen  ist  für  alle  auftauchenden  Fragen, 
für  die  juristischen ,  ökonomischen  und  technischen ,  ein  einziger 
Referent  bestellt;  es  ist  femer  den  Juristen  in  der  Kommission 
das  absolute  Uebergewicht  eingeräumt,  und  zwar  auch  dann,  wenn 
es  sich  nicht  um  Rechtsfragen,  sondern  um  ökonomische  oder 
technische  Zweckmässigkeitsfragen  handelt.  Diesem  Mangel  wird 
auch  dadurch  nicht  abgeholfen ,  dass  bei  wirtschaftlichen  Fra- 
gen Landwirte  oder  Landeskulturtechniker  »als  Beiräte  einzu- 
vemehmen  sindc  (§  lo  R.G.);  denn  nicht  als  Berater,  sondern 
als  Referenten  und  Entscheider  sollten  diese  Personen  fungieren. 
Dadurch  würde  wohl  auch  der  schleppende  Gang  des  Verfahrens, 
wie  er  bei  den  Landeskommissionen  herrschen  soll,  beschleunigt 
werden  können.  Aehnliches  wie  von  den  Landeskommissionen  gilt 
auch  von  der  Reichskommission. 

g)  Die  Kosten  der  Zusammenlegungen« 

Nach  §  43  des  Reichsgesetzes  bestreitet  der  Staat  einen  Teil 
der  Koromassationskosten ,  und  zwar  die  Entlohnung  des  Lokal- 
kommissärs, die  Reisegebühren  und  Kanzleiauslagen  für  denselben ; 
die  sonstigen  Kosten  haben  dagegen  die  unmittelbar  Beteiligten 
selbst  zu  tragen. 

Die  Repartierung  der  Kosten  auf  die  Beteilig- 
ten erfolgt  bei  den  Zusanunenlegungen  nach  ähnlichen  Prinzipien, 
wie  bei  den  Wasserbauten.  Es  werden  nämlich  aus  den  Grund- 
stücken zuerst  3  Klassen  gebildet,  je  nach  dem  Nutzen,  den  sie 
aus  der  Kommassation  ziehen,  d.  h.  je  nach  dem  Grade  der  Ab- 
nahme der  Zersplitterung.  Die  Kosten  werden  dann  nach  dem 
Werte  der  einzelnen  Grrundstücke  verteilt,  wobei  aber  je  nach 
Zugehörigkeit  zu  einer  der  3  Klassen  ein  verschieden  hoher  Bei- 
tragsschlüssel angewandt  wird.  In  der  ersten  Klasse  mit  der 
stärksten  Abnahme  der  Zersplitterung  wird  der  Grundbesitz  mit 
seinem  vollen  Werte  in  Rechnung  gestellt ,  in  der  zweiten  Klasse 
nur  mit  80,  in  der  dritten  mit  60  Proz;  doch  kann  auch  noch 
unter  den  Satz  von  60^/0  herabgegangen  werden,  wenn  einzelne 
Grundbesitzungen  durch  die  Zusammenlegung  nur  unbedeutende 
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Veränderungen  erfahren  haben. 

Bezüglich  der  Beschaffung  des  erforderlichen 
Kapitales  waren  eigene  Vorkehrungen  nötig.  Wie  bei  allen 
Meliorationen  besteht  auch  bei  den  Kommassationen  die  Schwie- 
rigkeit, dass  sie  eine  Kapitalsaufwendung  nötig  machen,  während 
doch  die  Bauern  in  der  Regel  alles  Andere  eher  leisten  können,  als 
bares  Geld.  Sollen  an  diesem  Hindernisse  die  so  wünschenswerten 
Bodenverbesserungen  nicht  scheitern,  so  muss  man  trachten,  den 
Landwirten  von  anderwärts  die  erforderlichen  Summen  zuzuführen. 
Das  Mittel  dafür  ist  in  der  Regel  der  Kredit. 

Was  nun  speziell  die  Zusammenlegungen  betrifft,  so  erfordern 
dieselben  oft  nicht  unbedeutende  Barzahlungen.  Es  können  Geld- 
ausgleichungen für  das  Abfindungsgrundstück  bis  zu  5^/0  des 
Wertes  des  früheren  Besitzes  vorkommen ;  ferner  Entschädigungen 
für  gewisse  Gegenstände  und  ökonomische  Verhältnisse,  die  bei 
Bonitierung  der  Grundstücke  ausser  Ansatz  geblieben  waren,  wie 
abnormal  hoher  oder  niedriger  Düngungs-  und  Kulturzustand,  Be- 
stellungskosten für  noch  stehende  Frucht,  Obstbäume  u.  dergl.; 
dazu  kommen  endlich  noch  die  Kosten  des  Verfahrens  selbst, 
soweit  sie  die  Beteiligten  treffen. 

Zur  Beschaffung  der  erforderlichen  Geldmittel  gibt  es  nun  bei 
den  Kommassationen  ein  spezifisches,  höchst  einfaches  Mittel,  das 
bei  anderen  Bodenverbesserungen  meist  nicht  anwendbar  ist :  der 
Verkauf  von  Massegrundstücken;  bevor  noch  die  Auf- 
teilung der  gemeinsamen  Masse  in  einzelne  Pläne  stattgefunden 
hat,  wird  eine  entsprechende  Parzelle  verkauft  und  der  Erlös  zur 
Deckung  der  Kosten  verwendet.  Es  ist  allerdings  möglich,  dass 
infolge  dessen  das  Abfindungsgrundstück  jedes  einzelnen  Betei- 
ligten einen  etwas  kleineren  Umfang  erhält,  als  die  Summe  seiner 
früheren  Parzellen  gehabt  hat,  und  es  haben  selbstverständ- 
lich die  Beteiligten  an  diesem  Flächenverluste  in  demselben  Ver- 
hältnisse zu  partizipieren,  in  welchem  sie  zu  den  Kommassations- 
kosten  hätten  beitragen  müssen.  Auch  wenn  dies  aber  der  Fall 
sein  sollte,  wird  der  geringere  Flächeninhalt  des  Grundbesitzes 
reichlich  durch  die  Werterhöhung  aufgewogen,  welche  infolge  der 
Zusammenlegung  eintritt. 

Jene  Konsequenz  braucht  aber  durchaus  nicht  immer  einzu- 
treten ;  denn  sehr  häufig  wird  durch  den  Wegfall  und  durch  die  Ge- 
radeführung der  Wege  und  Gräben,  durch  die  Regulierung  des 
Baches,  insbesondere   aber  durch   die  Verminderung   der  Grenz- 
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raine  und  Grenzfurchen,  eventuell  auch  durch  Entsumpfungen 
so  viel  bisher  unproduktiver  Boden  für  die  Kultur  gewonnen,  dass 
dessen  Wert  nicht  bloss  die  ganzen  Kommassationskosten  deckt, 
sondern  sogar  noch  einen  Ueberschuss  liefert. 

Das  Gesetz  sorgt  aber  auch  dafür,  dass  die  Beteiligten  einen 
entsprechend  wohlfeilen  Kredit  erhalten.  Das  Land  ist  nämlich 
verpflichtet,  den  Grundbesitzern  einen  Teil  der  Kosten,  ferner  die 
Geldausgleichungen  und  Entschädigungen  vorzuschiessen ;  gelangt 
der  Zusammenlegungsplan  zur  Ausführung,  so  sind  diese  Vor- 
schüsse als  Darlehen  des  Landes  anzusehen,  die  mit  4  %  zu  ver- 
zinsen und  in  wenigstens  fünf  gleichen  Jahresraten  zurückzuzahlen 
sind.  Diese  Darlehen  gemessen,  falls  die  Valuta  wirklich  für 
Kommassationszwecke  verwendet  wurde,  eine  gesetzliche  Priorität 
vor  den  Hypotheken;  sie  rangieren  gleich  nach  den  landesfurst- 
liehen  Steuern  und  nach  etwaigen  Beiträgen  zu  obligatorischen 
Wassergenossenschaften.  Die  Zinsen  und  Raten  dieser  Darlehen 
können  im  Wege  der  politischen  Exekution  eingetrieben  werden 

(§§  129— 131  L.G.) 

Das  Vorzugspfandrecht,  welches  auf  diese  Weise  für  die  Zu- 
sammenlegungskosten statuiert  wird,  ist  sehr  wohl  begründet ;  wir 
haben  hier  nur  einen  speziellen  Fall  des  im  nächsten  Kapitel 
ausführlicher  zu  behandelnden  Prioritätsproblemes  für  den  Melio- 
rationskredit vor  uns. 

Dagegen  darf  man  wohl  fragen,  weshalb  die  Gesetze  nur 
ratenweise,  und  nicht  lieber  annuitätenweise  Abzahlung  des  vor- 
geschossenen Kapitales  anordnen  und  weshalb  keine  längere  Til- 
gungsfrist vorgeschrieben  ist,  als  5  Jahre;  namentlich  in  Nieder- 
österreich, Mähren  und  Schlesien  hätte  es  sich  wohl  empfohlen, 
die  dort  bestehenden  Landeskreditanstalten  mit  der  Finanzie- 
rung der  Kommassationen  zu  betrauen.  Diesen  Instituten  hätte 
man  es  zur  Pflicht  machen  können,  nach  beendeter  Zusam- 
menlegung dem  Lande  die  vorgeschossenen  Gelder  zurückzu- 
erstatten, wogegen  die  betreffenden  Teilbeträge  als  privilegierte 
Hypotheken  auf  die  einzelnen  Güter  eingetragen  werden ;  das  er- 
forderliche Kapital  wäre  durch  Ausgabe  von  niedrig  verzinslichen 
verloosbaren  Rentenbriefen  zu  beschaffen  gewesen,  für  die  Amor- 
tisation des  Kapitales  würde  etwa  ein  20jähriger  Zeitraum  festge- 
setzt worden  sein.  Auf  solche  Weise  hätte  man  die  Tragung 
der  Kommassationskosten  auf  einen  längeren  Zeitraum  verteilt,  und 
diese  wären  den  Bauern  noch  weniger  fühlbar  gewesen. 
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7.  Abschnitt.    Wirkungen  der  Kommassationsgesetzgebung. 

Ergebnisse  de  lege  ferenda. 

Was  die  quantitative  Wirkung  der  Kommassa- 
tionsgesetzgebung betrifft,  so  muss  man  hier  noch  in 
höherem  Grade,  als  bezüglich  der  Gemeinschaftsgesetzgebung,  von 
einer  totalen  Erfolglosigkeit  der  legislatorischen  Aktion  sprechen. 

Jetzt,  nach  Ablauf  von  14  Jahren,  ist  das  Reichsgesetz  ledig- 
lich in  3  Kronländern,  etwa  dem  7.  Teile  Oesterreichs,  auch  nur 
formell  in  Kraft  getreten,  und  selbst  in  diesen  drei  Ländern  ist 
die  thatsächliche  Wirkung  vorläufig  nur  eine  höchst  bescheidene 
gewesen. 

Der  letzte  uns  zur  Verfügung  stehende  Ausweis  betrifft  den 
Stand  der  Kommassationen  am  Ende  des  Jahres  1896^).  Seit 
dem  Erlass  des  Reichsgesetzes  sind  11  Jahre,  seit  dem  der  Lan- 
desgesetze in  Mähren  10,  in  Niederösterreich  8,  in  Schlesien  7 
Jahre  verflossen.  Trotzdem  ist  in  dem  letzgenannten  Kronlande 
überhaupt  noch  keine  einzige  Zusammenlegung  auch  nur  einge- 
leitet worden  I 

Für  die  beiden  anderen  Kronländer  ergiebt  sich  folgendes 
Bild: 
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In  Mähren  waren  also  bis  Ende  1896  nur  18,  in  Nieder- 
österreich 24  Kommassationen  eingeleitet  worden,  weiche  42 
Operationen  sich  auf  eine  Fläche  von  etwa  41000  ha  und  auf 
4362    Beteiligte    bezogen.    Formell   abgeschlossen   waren    nur  4 


i)  Thätigkeitsbericht  des  k.  k.  Ackerbauministeriums  1894 — 1896. 
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Kommassationen,  i8  waren  faktisch  abgeschlossen,  14  befanden 
sich  noch  im  Anfangsstadium.  Selbst  von  diesen  wenigen  Zu- 
sammenlegungen sind  einige  nur  dadurch  zu  Stande  gekommen, 
dass  das  Kronland  sich  verpflichtete,  die  Kosten  der  Operation 
zu  bestreiten. 

Ein  klägliches  Resultat,  wenn  man  sich  der  stolzen  Worte 
des  Ackerbauministers  Falkenhayn  erinnert,  wonach  die  Zahl  der 
Personen,  die  aus  dem  Gesetze  Nutzen  ziehen  werden,  ungefähr 
gleich  gross  sein  werde  mit  der  Zahl  der  Landwirte  überhaupt, 
oder  wenn  man  die  42  Gemeinden,  in  denen  die  Kommassierung 
des  Grundbesitzes  bisher  eingeleitet  worden  ist,  mit  den  17  318 
Katastralgemeinden  vergleicht,  in  denen  nach  den  Erhebungen 
der  Regierung  die  Gemenglage  vorherrscht. 

Das  Bedauern  über  den  quantitativen  Miserfolg  der  Kom- 
massationsgesetzgebung  Oesterreichs  wird  um  so  stärker,  wenn 
man  sieht,  wie  gross  deren  Wirkungen  in  qualitativer 
Beziehung  gewesen  ist,  wie  bedeutende  Vorteile  durch  die 
Zuammenlegung  der  Grundstücke  den  wenigen  Gemeinden  er- 
wachsen sind,  in  welchen  diese  Operation  vorgenommen  worden  ist. 

Ausführliche  Mitteilungen  darüber  besitzen  wir  in  zwei  offi- 
ziellen Schriften  betreffend  die  Kommassationen  in  den  Gemeinden 
Ober-Siebenbrunn  und  Raasdorf  in  Niederösterreich  und  Ngm£ic 
in  Mähren. 

Es  ist  nicht  uninteressant,  sich  die  eine  oder  andere  Zusam- 
menlegung und  deren  ziffermässiges  Resultat  etwas  näher  zu 
besehen. 

In  Ober-Siebenbrunn  sind  an  die  Stelle  von  1926  schmalen, 
gekrümmten  Streifen  143  wohlgeformte  Abfindungsgrundstücke 
getreten,  so  dass  die  örtliche  Zersplitterung  jetzt  nur  noch  7,4  ®/o 
der  früheren  bildet. 

Ein  Abfindungsgrundstück  ist  jetzt  im  Durchschnitt  14,25  ha 
gross,  während  die  alten  Besitzkomplexe  durchschnittlich  eine 
Ausdehnung  von  nur  1,1 1  ha  besassen.  Das  Verhältnis  der  Brei- 
ten zu  den  Längen  war  früher  im  Mittel  i  :  44,5  gewesen  und 
wurde  durch  die  Kommassation  auf  i  :  3,60  reduziert,  d.  h.  das 
Verhältnis  ist  jetzt  um  1236V0  günstiger  als  früher.  Die  Gesamt- 
länge der  Grenzfurchen  und  Raine  für  das  2586  ha  grosse  Gebiet 
betrug  vor  der  Operation  1500  Kilometer,  ihr  Flächeninhalt  45  ha 
oder  1,8%  des  gesamten  Areales;    nach    der  Operation    gab    es 
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dagegen  nur  noch  Grenzen  von  170  km  Länge  und  8,13  ha  Fläche. 
Da  jedoch  für  neue  Strassen  und  Wege  14,05  ha  mehr  als  bisher 
nötig  wurden,  so  ergiebt  sich  ein  Zuwachs  an  produktiver  Boden- 
fläche von  22,64  ha  oder  1,03%  der  Aecker  und  Wiesen.  >Dieser 
Flächenzuwachs  in  Verbindung  mit  der  Verringerung  der  Aufwand- 
kosten bewirkt  eine  durchschnittliche  Steigerung  des  jährlichen 
Reinertrages  für  i  ha  Ackerland  um  3,03  fl«,  oder  um  23,15%, 
wozu  aber  noch  eine  ganze  Reihe  andrer  Vorteile  —  grössere 
Besitzsicherheit,  Möglichkeit  intensiverer  Wirtschaft  u,  s.  w.  — 
treten.  Die  Zusammenlegungskosten  werden  durch  den  erreichten 
Mehrertrag  schon  im  Laufe  der  ersten  2  Jahre  hereingebracht. 

Aehnliche  Erfolge  werden  auch  von  den  anderen  bisher  durch- 
geführten Kommassationen  berichtet. 

Fassen  wir  unsere  Untersuchungen  über  die  Massregeln  zur 
rationelleren  Gestaltung  der  Feldflur  zusammen,  so  ergiebt  sich: 
Nach  wie  vor  besteht  die  unzweckmässige  Flureinteilung  unver- 
mindert fort  und  mit  ihr  die  lange  Reihe  wirtschaftlicher  Uebel- 
stände :  der  Verlust  an  produktivem  Boden  durch  die  Länge  der 
Grenzen,  die  Steigerung  der  Bestellungskosten,  die  Erschwerung 
der  Leitung  und  Beaufsichtigung  des  Betriebes,  die  Unsicherheit 
der  Grenzen  und  Kulturen,  die  ungünstige  Form  der  Parzellen, 
deren  grosse  Entfernung  von  einander  und  vom  Wirtschaftshofe, 
ihre  Unzugänglichkeit  und  der  daraus  entspringende  thatsächliche 
Flurzwang,  die  stärkere  Mobilisierung  des  Bodens,  die  Verhinde- 
rung des  Ueberganges  zu  intensiveren  Kulturen,  die  Erschwerung 
der  Bodenverbesserungen  u.  s.  w.  Herrscht  doch  gegenwärtig 
selbst  in  den  höchstkultivierten  Ländern  Oesterreichs  die  Drei- 
felderwirtschaft 1  So  in  vielen  Gegenden  Niederösterreichs  *),  in  wei- 
ten Gebieten  Böhmens  ■)  und  zumeist  in  Schlesien '). 

Das  Bedürfnis  nach  Beseitigung  dieser  schädlichen  Verhält- 
nisse auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  ist  daher 
nicht  geringer  geworden,  als  es  vor  der  Erlassung  des  Reichs- 
kommassationsgesetzes  gewesen  ist;  es  hat  sich  sogar  gerade  in 
den  letzten  Jahrzehnten,  wo  sich  die  Landwirtschaft  in  einer  be- 
sonders schwierigen  Lage  befindet,  sehr  gesteigert.  Der  völlige 
Misserfolg  der  bisherigen  Gesetze  ist,   wie  sich   aus   dem  6.  Ab- 

1)  Landtag  1885/86  BeU.  LXXI. 

2)  Landtag  1886  Beil.  LXXVII. 

3)  Landtog  1886  S.  379. 
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schnitte  dieses  Kapitels  ergiebt,  offenbar  auf  deren  verfehlte  An- 
ordnungen zurückzuführen. 

Die  Postulate  de  lege  ferenda,  die  in  der  Kommas- 
sationsfrage  zu  erheben  wären,  folgen  unmittelbar  aus  der  ein- 
gehenden Kritik,  die  wir  an  den  geltenden  gesetzlichen  Bestim- 
mungen geübt  haben.  Wir  können  uns  daher  an  dieser  Stelle 
mit  kurzen  Andeutungen  begnügen. 

Am  wünschenswertesten  wäre  es,  wenn  der  Reichsgesetzgeber 
den  Weg  der  blossen  Rahmengesetzgebung  in  Bezug  auf  die 
agrarischen  Operationen  verlassen  und  ein  unmittelbar  wirkendes 
Reichsgesetz  an  die  Stelle  des  jetzt  geltenden  setzen  wollte.  Allein 
es  mag  schon  nicht  ganz  zweifellos  sein,  ob  er  dazu  noch  be- 
rechtigt ist,  nachdem  er  im  Jahre  1883  die  Kompetenz  der  Lan- 
desgesetzgebung fiir  diesen  Gegenstand  anerkannt  oder  geschaffen 
hat;  jedenfalls  würde  der  Versuch,  den  eingeschlagenen  Weg 
in  zentralistischer  Richtung  zu  ändern,  in  absehbarer  Zeit  auf  un- 
überwindlichen politischen  Widerstand  stossen. 

Wohl  aber  wäre  es  unschwer  durchzusetzen,  dass  sowohl  das 
Reichsgesetz,  als  auch  die  bereits  erlassenen  Landesgesetze  über 
die  Zusammenlegung  der  Grundstücke  einer  eingehenden  Revision 
unterzogen  werden.  Ueberdies  müsste  die  Regierung  mit  allem 
Nachdruck  auf  die  schleunigste  Erlassung  von  ausführenden  Ge- 
setzen in  sämtlichen  Ländern  bestehen. 

1.  Zunächst  dürften  blosse  Flurbereinigungen  (Konsolidationen 
nach  nassauischem  Vorbilde)  nicht  gänzlich  ausgeschlossen  bleiben, 
sondern  es  wären  solche  Wegeregulierungen  mit  beschränkter  Um- 
legung der  Felder  dann  zuzulassen,  wenn  es  sich  um  Gemeinden 
handelt,  in  denen  nicht  so  sehr  die  Gemenglage  als  der  Zwerg- 
besitz vorherrscht,  eine  eigentliche  Kommassation  deshalb  bedeu- 
tende Kosten  verursachen  und  geringen  Nutzen  bewirken  würde ; 
ferner  dort,  wo  intensive  Spezialkulturen  allgemein  verbreitet  sind, 
die  einen  vollkommenen  Austausch  aller  Parzellen  nicht  zulassen. 

2.  Bezüglich  der  Zusammenlegungen  selbst  ist  weitaus  am 
wichtigsten  die  Verlegung  der  entscheidenden  Abstimmung  vom 
Schluss  an  den  Beginn  des  Verfahrens  und  die  Ersetzung  der 
Zweidrittel-  durch  die  einfache  Majorität.  Dazu  müsste  noch  eine 
engere  Verbindung  von  Gemeinheitsteilung  und  Kommassation 
treten,  so  dass  jede  Provokation  einer  der  beiden  Operationen 
mit  Notwendigkeit  auch  die  andere  nach  sich  zieht. 

Geschieht  das,  und  wird  ausserdem  die  Möglichkeit  geschaffen, 


ßog  Die  Beseitigung  der  unwirtschaftlichen  Flureinteilung. 

aus  einer  geplanten  Zusammenlegung  einzelne  bereits  kommassierte 
Grossgrundbesitzungen  auszuscheiden,  falls  sich  deren  Eigentümer 
gegen  die  Zusammenlegung  sträuben,  so  werden  sicherlich  binnen 
Kurzem  Provokationen  in  grosser  Zahl  stattfinden. 

3.  Weiters  muss  gefordert  werden:  die  Herstellung  aller  für 
die  Flur  wünschenswerten  Verbesserungen  und  Anlagen  zugleich 
mit  der  Kommassation;  die  Zulassung  von  Zusammenlegungen, 
die  sich  auf  mehrere  Katastralgemeinden  erstrecken;  die  Ver- 
stärkung des  fachlichen  Elementes  bei  den  agrarischen  Behörden, 
insbesondere  die  Sorge  für  allseitig  geschulte  Lokalkonunissäre 
und  Kommissionsmitglieder;  die  grösst  mögliche  Vereinfachung, 
Beschleunigung  und  Verbilligung  des  Verfahrens. 

Was  den  zuletzt  genannten  Punkt  anlangt,  so  müssten  alle 
Akte  so  expeditiv  als  nur  möglich  erledigt  werden,  es  wären 
neue  Mappierungen  auf  die  unumgänglich  notwendigsten  Fälle  zu 
beschränken,  die  zu  langen  gesetzlichen  Termine  müssten  abge- 
kürzt, Beschwerden  gegen  die  Bonitierung  der  Grundstücke  sofort 
instanzmässig  entschieden  werden.  Bei  genauerer  Prüfung  dürften 
sich  vielleicht  noch  weitere  zulässige  Vereinfachungen  des  heute 
vorgeschriebenen  Verfahrens  finden. 

Erst  wenn  diese  Aenderungen  durchgeführt,  alle  Kronländer  mit 
entsprechenden  Landesgesetzen  versehen  sein  werden,  wenn  ferner 
auch  die  Regierung  im  Verwaltungswege  alles  daran  setzt,  die 
Kommassationen  zu  befordern,  wenn  sie  insbesondere  durch  ihre 
Organe  anregend  auf  die  Bevölkerung  einwirkt,  wird  man  von 
einer  ernsthaften  Aktion  sprechen  können  und  auf  die  endliche 
Herbeiführung  einer  rationellen  Flureinteilung  hoffen  dürfen. 

Allerdings  wird  dann  aber  auch  die  Notwendigkeit  eintreten, 
dafür  zu  sorgen,  dass  die  so  hergestellte  Ordnung  in  der  Flur 
auch  aufrecht  erhalten  bleibe.  Empfehlenswert  dürfte  es  insbesondere 
sein,  wie  in  manchen  deutschen  Staaten,  ein  Gesetz  zu  erlassen, 
wonach  die  Teilung  der  Grundstücke  nach  durchgeführter  Zusam- 
menlegung stets  nur  so  erfolgen  darf,  dass  jedes  Teilstück  seine 
Zugänglichkeit  behält.  Eine  solche  vom  Standpunkte  der  Lan- 
deskultur erlassene  Polizeivorschrift  verträgt  sich  sehr  wohl  mit 
der  sonstigen  Freiteilbarkeit  des  Grundbesitzes  und  steht  zu  den 
modernen,  auf  die  Erhaltung  der  Bauerngüter  gerichteten  Be- 
strebungen in  keinem  direkten  Zusammenhange. 
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Litteratur. 

Ueber  das  Wesen  der  Meliorationen  vom  technisclien  Stand- 
punkte sind  die  allgemeinen  Werke  über  landwirtschafUicbe  Betriebslehre  und  aber 
Knltnrtecbnik  zu  Tergldchen ;  so  insbesondere :  Dünkilberg,  Die  landwirtschaftliche  Be- 
triebslehre, 1889;  Kraffiy  Lehrbuch  der  Landwirtschaft,  IV.  Band,  5.  Auflage,  1892; 
Kramir  in  Goltz,  Handbuch  der  Landwirtschaft  I.  Bd.  S.  176 ;  femer  Dünkelherg, 
EncyklopAdie  und  Methologie  der  Kulturtechnik,  1883 ;  Frmssimt,  Landwirtschaftliche 
Meliorationen  und  Wasserwirtschaft,  1890;  derselbe,  Die  volkswirtschaftliche  Be- 
deutung der  Privatflusse  und  Bäche,  1891;  Gerhardt,  Kulturtechnik  (Vogler,  Grund- 
lehren der  Kulturtechnik);  Per  eis  ^  Handbuch  des  landwirtschaftlichen  Wasserbaues, 
2.  Aufl.,  1884;  derselbe,  Abhandlungen  über  Kulturtechnik,  1889;  derselbe, 
landwirtschaftliche  Wasserbauten,  Anhang  bei  Peyrer,  Wasserrecht;  Toussaint ^  Die 
Bodenkultur  und  das  Wasser,  1872;  Vincent,  Die  Drainage,  deren  Theorie  und 
Praxis,  1870. 

Speziell  über  österreichische  Verhältnisse  sind  wieder  die 
Landtagspapiere,  die  Berichte  des  Ackerbauministeriums,  die  Verhandlungen  der  land- 
wirtschaftlichen Kongresse,  Agrartage  u.  s.  w.  Hauptquellen.  Femer:  Dünkelberg, 
Kttltnrtechnische  Skizzen  über  eine  Bereisung  von  Tirol  im  August  und  September 
1871,  1872 ;  derselbe.  Kulturtechnische  Skizzen  über  eine  zweite  Reise  durch  Tirol 
im  September  1872;  derselbe,  Die  Kulturtechnik  in  ihrer  systematischen  Anwen- 
dung auf  Vorarlberg  und  die  Melioration  seiner  Rheinebene,  1878 ;  Hobohm,  Grundzfige 
för  die  Beseitigung  der  Ueberschwemmungen  mit  gleichzeitiger  Durchführung  der  künst- 
lichen Bewässerangen  nach  einem  neuen  Systeme  nebst  Beiträgen  für  das  Ent-  und 
Bewässenmgsprojekt  der  March-  und  Thaijagebiete,  1877;  Weber  von  Ebenhof  ^  Die 
Aufgaben  der  Gewässeir^^ulierung,  Wildbachverbauung  und  Wasserverwaltung  in  Oester- 
reich,  1886;  derselbe,  das  Projekt  der  k.  k.  österreichischen  Regierung  für  die 
Regulierung  der  March  in  der  Grenzstrecke  gegen  Ungarn,  1894;  Schmid,  Statistik 
der  österreichischen  Wassergenossenschaften  nach  dem  Stande  des  Jahres  1891  (stati- 
stische Monatsschrift  1892  S.  608);  Denkschrift  über  die  von  der  Landkommission 
lur  die  Regulierung  der  GewiSsser  in  Tirol  aus  Anlass  der  Ueberschwemmungen  des 
Jahres  1882,  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  I3./9«  i^^S  ausgeführten  kulturtechnischen 
Arbetten,  1892;  Rutowski,  Die  Elementarunfälle  in  Galizien  (Economista  Polski  1890 
S.  39) ;  DieAktion  des  Landes  in  Bezug  auf  die  Regulierung  der  Flüsse  und 
Meliorationen  Galiziens  (Economista  Polski  1894,  XVII);   Lipinski,   Regulierung  der 
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Gebirgsflüsse  in  Galizien  (Economista  Polski  1890  S.  354);  y.  Walter,  Dünkelberg, 
PiskoQekf  Die  Flussregulierung  in  Schlesien;  Marchet,  Artikel  Meliorationswesen  im 
Staatswörterbuch,  herausgegeben  von  Miscbler  und  Ulbrich,  II  S.  722;  Nhnec,  Das 
kulturtechnische  Bureau  beim  Landeskulturrate  für  das  Königreich  Böhmen,  Prag  1887  ; 
Nemec,  Das  erste  Dezennium  des  kultnrtechnischen  Dienstes  in  Böhmen,  Prag  1894; 
Statistische  Mitteilungen  über  die  Verhältnisse  Galiziens,  herausgegeben  vom  statisti- 
schen Bureau  des  galizischen  Landesausschusses,  XV.  Band,  Heft  I.  Ueber  Wild- 
bachverbauungen:  Demontzey,  Studien  über  die  Arbeiten  der  Niederbewal- 
dung und  Berasung  im  Gebirge,  übersetzt  von  Seckendorff;  Seckendorff,  Verbauung  der 
Wildbäche ,  Aufforstung  und  Berasung  der  Gebirgsgründe ,  1884 ;  derselbe,  Zur 
Geschichte  der  Wildbachverbauung,  oder  Was  ist  in  Oesterreich  auf  dem  Gebiete  der 
Wildwasserbekämpfung  geschehen }  1886 ;  Wang^  Die  Wildbachverbaunng  (österreichi- 
sche Vierteljahrsschrift  für  Forstwesen,  1889  II);  derselbe,  Fortschritt  und  Erfolg 
auf  dem  Gebiete  der  Wildbachverbaunng ,  1890 ;  derselbe,  Ueber  den  neuesten 
Stand  der  Wildbäche  in  Oesterreich  (österreichische  Vierteljahrsschrift  fiir  Foistwesen 
1894) ;  Denkschrift  über  die  aus  Anlass  der  Ueberschwemmnng  i.  J.  1882  in 
den  Jahren  1883 — 1893  ausgeführten  Wildbachverbauungen  in  Tirol,  1894;  Die  Wild - 
bachverbauung  in  den  Jahren  1883 — 1S941  herausgegeben  vom  k.  k.  Ackerbau- 
ministerium 1895. 

Aus  der  Wasserrechtslitteratur  Oesterreichs  kommen  iiir  die  Fragen 
des  Meliorationswesens  in  erster  Linie  in  Betracht :  Peyrer^  Das  österreichische  Wasser- 
recht, 2.  Aufl.,  1886  und  Randa,  Das  österreichische  Wassenecht,  1891.  Siehe  ferner : 
L,  Steift^  Die  Wasserrechtslehre  (HaimerPs  Vierteljahrsschrift  für  Rechts-  und  Staats- 
wissenschaft 1866  S.  227);  yicinsky ,  Das  künftige  Wasserrechtsgesetz  ftir  Oesterreich 
mit  aphoristischen  Bemerkungen  (HaimerVs  Vierteljahrsschrift  ftir  Rechts-  und  Staats- 
wissenschaft 1866  S.  268  ff.);  Lemayer^  Zm  neuen  Gesetzgebung  über  Wasserrecht 
(Allgemeine  österreichische  Gerichtszeitung  1869  Nr.  41^47);  A,  y,  Wagner,  Ueber 
deutsches  und  österreichisches  Wasserrecht  in  seiner  Anwendung  auf  Quellen  und 
Gnmdwasser,  1888 ;  Denkschrift,  Die  Notwendigkeit  einer  Aenderung  des  Wasser- 
rechtsgesetzes, herausgegeben  vom  technischen  Klub,  1894. 

Ueber  den  Meliorationskredit  siehe :  Schiff,  Zur  Frage  der  Organi- 
sation des  landwirtschaftlichen  Kredites  in  Oesterreich  und  Deutschland,  1892 ;  Schobeir, 
Die  LAndeskultur-Rentenbanken  in  Preussen,  Sachsen  und  Hessen,  1887 ;  Br&f,  Ueber 
Meliorationskredit  mit  besonderer  Rücksicht  auf  Oesterreich  (Zeitschrift  ftir  Volkswirt- 
schaft, Sozialpolitik  und  Verwaltung  i.  Band);  Tschavoll^  Die  Landeskultur-Renten- 
banken,  ein  Mittel  zur  Hebung  der  Bodenkultur ;  Bilinski,  Die  Frage  des  Meliorations- 
kredites für  die  galizischen  Landwirte  (Economista  Polski  VIII  1891). 


Schon  in  den  früheren  Kapiteln  war  vielfach  von  Melioratio- 
nen im  engeren  Sinne  die  Rede.  Unter  solchen  versteht  die 
landwirtschaftliche  Betriebslehre  Kapitals-  und  Arbeits- 
aufwendungen, welche  teine  länger  andauernde 
höhere  Ertragsfähigkeit  der  Grundstücke  be- 
wirken« ^)  und  dazu  bestimmt  sind,   »die  günstigsten 

i)  Pohl,  LandwirtschafUiche  Betriebslehre  I  S.  207. 
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Vorbedingungen  für  regelmässige  oder  laufende 
Kulturarbeit  zu  schaffenc^). 

Diese  Merkmale  treflfen,  wie  wir  sahen,  auch  bei  den  agra- 
rischen Operationen,  d.  h.  den  Gemeinheitsteilungen  und  Kommas- 
sationen, zu.  Sie  pflegen  denn  auch  als  Meliorationen  im  weiteren 
Sinne  bezeichnet  zu  werden,  während  man  unter  Meliorationen 
im  engeren  Sinne  nur  solche  Massregeln  versteht,  durch  welche 
die  Wirtschaftsobjekte  selbst,  nicht  aber  die  Besitz-  oder  Nutzungs- 
verhältnisse an  denselben,  eine  Umwandlung  zum  Zwecke  einer 
Ertragssteigerung  erfahren. 

Es  ist  aber  nicht  allein  diese  begriffliche  Verwandtschaft, 
welche  verlangt,  dass  die  Besprechung  der  Bodenverbesscrungen 
unmittelbar  an  die  agrarischen  Operationen  angeschlossen  werde. 
Wir  haben  ja  gesehen,  dass  beide  Arten  von  Massregeln  sehr 
häufig  Hand  in  Hand  gehen,  von  einander  abhängig  sind  und 
am  vorteilhaftesten  gleichzeitig  unternommen  und  von  denselben 
Organen  ausgeführt  werden.  Die  gemeinsamen  ungeregelten  Be- 
sitz- und  Nutzungsrechte,  die  Streulage  der  Grundstücke,  der 
wirtschaftliche  Flurzwang  hindern  schon  die  normale  rationelle 
Bodenbestellung;  um  wie  viel  mehr  müssen  sie  ausserordentlichen 
Kapitalsaufwendungen  im  Wege  stehen,  die  sich  erst  im  Laufe 
der  Jahre  durch  eine  Steigerung  des  Reinertrages  bezahlt  machen. 
Diese  Schwierigkeiten  für  das  Zustandekommen  notwendiger  Me- 
liorationsunternehmungen wachsen,  je  stärker  die  Vermengtheit 
der  Grundstücke  und  damit  die  Zahl  der  beteiligten  Eigentümer  ist. 

So  kann  also  auch  die  Thatsache,  dass  heute  noch  ein  so 
grosser  Teil  des  Bodens  in  Oesterreich  dringend  der  Meliorierung 
bedarf,  in  gewissem  Umfange  als  eine  Nachwirkung  der  früheren 
Agrarverfassung  angesehen  werden,  ebenso  wie  die  Unzugäng- 
lichkeit der  Grundstücke,  die  Dreifelderwirtschaft,  der  Raubbau 
auf  gemeinsamen  Grundstücken,  u.  s.  w. 

Es  sind  denn  auch  hier  ganz  ähnliche  Fragen  zu  beantwor- 
ten, wie  bei  den  agrarischen  Operationen.  So  müssen  wir  uns 
zunächst  über  das  Wesen  der  Meliorationen,  über  deren  ökono- 
mische Bedeutung  und  über  das  Meliorationsbedürfnis  in  Oester- 
reich zu  informieren  trachten ;  dann  erst  sind  die  Hindernisse 
des  Meliorationswesens  und  die  Versuche  zu  deren  Beseitigung 
in  Oesterreich  zu  beleuchten,  —  Hindernisse,  die  teils  im  Subjekte 

i)  Krämer  a.  a.  O.  S.  176. 
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des  Meliorationsunternehmens  gelegen  sind,  teils  in  den  Grund- 
besitzverhältnissen, teils  in  entgegenstehenden  subjektiven  Rechten, 
in  der  Schwierigkeit  der  Kapitalsbeschaffung  und  in  dem  Mangel 
an  kulturtechnischen  Organen.  Jedem  dieser  Momente  wird  ein 
eigener  Abschnitt  gewidmet  sein.  Zum  Schluss  soll  die  Melio- 
rationsthätigkeit  in  Oesterreich  dargestellt  werden. 


I.  Abschnitt.     Das  Wesen  der  Meliorationen. 

Wir  haben  die  Meliorationen  im  engeren  Sinne  dahin  defi- 
niert ,  dass  es  Kapitalsaufwendungen  seien ,  die  eine  länger  an- 
dauernde Ertragssteigerung  der  Grundstücke  bewirken. 

Welche  technischen  Massregeln  einen  solchen  öko- 
nomischen Fortschritt  im  einzelnen  Falle  zu  bewirken  vermögen, 
das  hängt  selbstverständlich  durchaus  von  den  konkreten  that- 
sächlichen  Verhältnissen  ab.  Immerhin  giebt  es  aber  gewisse 
Arten  von  Meliorationsarbeiten,  die  besonders  häufig  am  Platze 
sind,  und  über  deren  Wesen  wir  uns  zunächst  orientieren  müssen. 

Wir  können  aus  ihnen  drei  Hauptgruppen  bilden,  die  sich 
untereinander  durch  den  räumlichen  Umfang,  auf  den  sie  sich 
erstrecken,  durch  die  Art  und  die  Masse  von  Kapital  und  Arbeit, 
die  sie  erfordern,  und  durch  die  Hindernisse  unterscheiden,  die 
ihnen  entgegenstehen.  Im  Anschluss  an  einen  allerdings  etwas 
schwankenden  Sprachgebrauch,  wollen  wir  diese  Gruppen  Landes- 
meliorationen ,  eigentliche  Bodenverbesserungen  und  Kulturver- 
besserungen nennen. 

Den  beiden  ersten  Gruppen  ist  gemeinsam,  dass  ihr  Haupt- 
gewicht auf  einer  rationellen  Regelung  des  Verhältnisses  von 
Wasser  und  Land  beruht  —  Massregeln,  für  die  sich  die  Bezeich- 
nung »kulturtechnische  Arbeitenc  eingebürgert  hat. 

Eine  solche  rationelle  Regelung  kann  nun  entweder  eine 
positive  oder  eine  negative  sein.  Das  Wasser  kann  nämlich  je 
nach  der  Menge,  der  Zeit  und  den  Umständen  seines  Auftretens 
bald  schädlich,  bald  nützlich  sein;  ersteren  Falls  ist  es  notwendig, 
das  Wasser  von  den  Grundstücken  abzuhalten  oder  zu   entfernen 

—  negative  Meliorationen,  wie  Uferschutz,  Massregeln  gegen  Ueber- 
schwemmungen ,  Entwässerungen  — ;  letzteren  Falls  muss  das 
Wasser  in  geeigneten  Quantitäten    dem  Boden  zugeführt    werden 

—  positive  Meliorationen,  Bewässerungen. 
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Anlagen,  welche  bezwecken,  für  ein  grösseres  geographisches 
Gebiet  günstigere  Bedingungen  der  Wirtschaftsführung  zu  schaffen, 
pflegen  Landesmeliorationen  genannt  zu  werden.  Es  sind  in  der 
Regel  weit  ausblickende  Unternehmungen,  die  sowohl  räumlich 
als  zeitlich  die  Grenzen  einer  einzelnen  Wirtschaft  überschreiten. 
Soweit  sie  Wasserbauten  sind,  bezeichnet  man  sie  meist  als  Melio- 
rationen erster  Ordnung,  im  Gegensatz  zu  den  der  folgenden 
Gruppe  angehörenden,  kulturtechnischen  Arbeiten  (Meliorationen 
zweiter  Ordnung). 

Solche  Massregeln  zur  Hebung  der  Landeskultur  müssen 
durchaus  nicht  gerade  im  Hinblicke  auf  die  Landwirtschaft  ge- 
troffen werden,  sondern  können  gleichzeitig  oder  auch  ausschliess- 
lich andern  Produktionszweigen  zu  Gute  kommen.  Das  gilt  ins- 
besondere für  die  Schaffung  und  Verbesserung  der  bestehenden 
Verkehrsanlagen,  für  die  Erbauung  von  Strassen,  von  Lokalbahnen, 
für  die  Errichtung  von  Lagerhäusern,  die  Anlage  von  Schiffahrts- 
kanälen, die  Regulierung  von  Flüssen  u.  dergl. ;  ebenso  für  andere 
hierher  gehörige  Wasserbauten,  wie  Wasserleitungen  für  Konsum- 
tions-  und  industrielle  Zwecke  (Mühlen),  Fischereianlagen,  Schutz- 
bauten gegen  Ueberschwemmungen  u.  s.  w. 

Hier  wollen  wir  indes  nur  jene  kulturtechnischen  Arbeiten 
kurz  betrachten,  an  denen  der  landwirtschaftliche  Grundbesitz 
interessiert  ist.  Es  sind  das  namentlich  Fluss-  und  Bachregulie- 
rungen (einschliesslich  der  Wildbach  verbauungen)  und  Eindeich- 
ungen. Die  Zwecke,  die  durch  Wasserbauten  dieser  Art  angestrebt 
werden,  können  verschiedenartige  sein :  Schutz  der  Flussufer  gegen 
Abbruch,  Schutz  des  Flussgebietes  gegen  Ueberschwemmungen, 
Ermöglichung  der  Abwässerung  oder  der  Bewässerung  einer  Ge- 
gend ;  endlich  —  was  uns  hier  aber  nicht  beschäftigt  —  die  Schiff- 
barmachung  des  Wasserlaufes. 

I.  üferschiitEbaiiteii* 

Eine  Gruppe  kulturtechnischer  Massregeln  bezweckt ,  die 
mechanische  Einwirkung  der  Strömung  auf  die  Flussufer  zu  be- 
seitigen oder  doch  zu  vermindern. 

Die  Stärke  dieser  mechanischen  Einwirkung  ist  abhängig  von 
der  Geschwindigkeit  des  Wasserlaufes,  von  dem  Winkel,  den  das 
Ufer  mit  der  Stromrichtung  bildet,  und  von  der  Beschaffenheit 
der  Ufer   selbst.     Die  Einwirkung    besteht   darin,    dass    grössere 
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oder  kleinere  Teile  des  Erdreiches  losgelöst  und  mitgerissen  wer- 
den (Abbruch,  Abspülung).  Dieses  feste  Material  wird  von  der 
Strömung  solang  fortgeführt,  bis  ein  mechanisches  Hindernis  im 
Bette  oder  die  Verlangsamung  des  Wasserlaufes  die  Ablagerung 
desselben  bewirkt. 

Dort,  wo  sich  für  den  Wasserablauf  noch  kein  festes  Gerinne 
gebildet  hat,  sondern  das  meteorisch  oder  Schmelzwasser  sich 
seinen  Weg  frei  im  Gelände  sucht,  ist  die  Gefahr  der  Abschwem- 
mung des  Humus  von  den  steileren  Thal-  und  Grabenwänden 
besonders  gross.  Diese  Gefahr  abzuwenden,  muss  jede  Lockerung 
des  Bodens  (durch  Ackern,  Viehtrieb)  vermieden,  oft  sogar  dessen 
künstliche  Bindung  durch  Bewaldung  oder  Berasung  vorgenommen 
werden.  Diese  Mittel  vermindern  überdies,  wie  wir  noch  sehen 
werden,  auch  die  Menge  des  Tagwassers.  Ferner  ist  es  zum 
Schutze  des  Bodens  nicht  selten  notwendig,  den  regellosen  Was- 
serablauf durch  Einfangen  des  Wassers  in  künstlichen  Gerinnen 
zu  beseitigen. 

Bei  Bächen  und  Flüssen  tritt  der  eigentliche  Uferschutz  in 
den  Vordergrund.  Ist  die  Strömung  massig,  so  genügt  auch  hier 
die  festere  Bindung  des  Ufers  durch  Berasung  oder  durch  Be- 
pflanzung  mit  Bäumen  oder  die  rationellere  Gestaltung  der  Ufer- 
böschungen. Ist  dagegen  das  Gefalle  ein  starkes,  so  muss  das  Ufer 
durch  Faschinen,  Steinschüttungen ,  Buhnen  u.  s.  w.  gesichert 
werden. 

Oft  handelt  es  sich  dabei  um  bloss  lokale  Massregeln,  die 
eher  zu  den  Bodenverbesserungen,  als  zu  den  Landesmeliorationen 
gezählt  werden  müssten;  nicht  selten  ist  aber  das  durch  solche 
Arbeiten  zu  schützende  Terrain  sehr  gross ,  und  es  müssen  auch 
noch  weitere ,  kostspieligere  Massregeln  hinzutreten ;  namentlich 
wirken  auch  Durchstiche  zur  Beseitigung  von  Flusskrümmungen  in 
der  gleichen  Richtung,  indem  dadurch  an  die  Stelle  konkaver,  dem 
stärksten  Anprall  des  Wassers  ausgesetzter  Flussränder  gerad- 
linige Ufer  treten. 

II.  üebersehwemmungsschiitEbaiiten. 

Der  Schutz  gegen  Ueberschwemmungen  kann  zum  Teil  durch 
dieselben  Mittel  erreicht  werden,  wie  der  Uferschutz.  Zwar  sind 
bekanntUch  Ueberschwemmungen  durchaus  nicht  überall  und  immer 
schädlich;  ist  doch  gerade  ihnen  die  Fruchtbarkeit  vieler  Thäler 
in  den  Tropen  zu  danken ,  und  wir  werden  noch  sehen,  dass  auch 
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bei  uns  die  planmässig  regulierten  Ueberschwemmungen  (Bewässe- 
rungen) zu  den  wichtigsten  Bodenverbesserungen  gehören.  Welch 
immensen  Schaden  aber  die  von  Menschenhand  nicht  geleiteten 
Ueberschwemmungen  anzustiften  vermögen ,  das  braucht  wohl 
nicht  erst  gesagt  zu  werden. 

i)  Die  Ursachen  der  Ueberschwemmungen  können 
entweder  im  Zustande  des  Flussgebietes  oder  in  dem  des  Wasser- 
iaufes  selbst  oder  endlich  in  einer  künstlichen  Beeinflussung  des 
Gewässers  gelegen  sein. 

Die  Beschaffenheit  des  Fl  uss  gebietes  ist  nament- 
lich dafür  entscheidend,  ob  das  meteorische  Wasser  plötzlich  oder 
allmählich  in  den  Bach  oder  Fluss  abläuft.  Je  rascher  aber  dieser 
Ablauf  stattfindet,  je  weniger  die  Regen-  und  Schmelzwasser  von 
dem  Boden  aufgesaugt  werden,  um  so  grösser  ist  fiir  die  tiefer 
liegenden  Gebiete  die  Gefahr  des  plötzlichen  Auftretens  von  ausser- 
ordentlichen Hochwassern. 

Die  Beschaffenheit  der  Abhänge,  namentlich  der  Gebirgsthäler 
und  Gräben,  ist  deshalb  für  die  Grösse  der  Ueberschwemmungs- 
gefahr  von  ausserordentlicher  Bedeutung.  Ueber  steile  und  nackte 
Felswände  stürzt  das  Wasser  mit  grosser  Geschwindigkeit  in  die 
Thalsohle ;  der  Wald  dagegen  besitzt ,  namentlich  wenn  er  sich 
in  gutem  Zustande  befindet,  eine  bedeutende  Wasserkapazität. 
Diese  schwammartige  Wirkung  des  Waldes  beruht  namentlich 
darauf,  dass  der  Humus  selbst,  sowie  die  lockere,  aus  Laub, 
Nadeln,  Zweigen,  Früchten  bestehende  Bodenstreu  viel  Wasser 
festzuhalten  vermag,  ferner  darauf,  dass  das  Wasser  längs  der 
Baumwurzeln  in  den  Boden  versinkt,  bis  es  auf  eine  undurch- 
lässige Schichte  gelangt  und  unterirdisch,  also  in  einer  langsamen 
und  unschädlichen  Weise,  abfliesst.  Ueberdies  halten  die  Baum- 
kronen das  Wasser  auf  und  bringen,  ebenso  wie  die  Waldstreu, 
einen  Teil  desselben  zur  Verdunstung. 

Aehnhch,  wie  die  Bewaldung,  wirkt  auch  eine  starke  Berasung 
des  Bodens. 

Der  Zustand  des  Flusses  selbst  kann,  je  nach  Um- 
ständen, bewirken,  dass  das  aus  dem  Flussgebiete  übernommene 
Wasser  rasch  und  ohne  Schaden  zu  stiften  abgeführt  wird,  oder 
dass  es  in  Folge  der  Hindernisse,  die  es  im  Flusse  begegnet, 
gezwungen  wird,  über  die  Ufer  zu  treten. 

Je  mehr  feste  Bestandteile  ein  Wasserlauf  mit  sich 
führt,    um  so  grösser   sind    meist   die  Gefahren,    die   daraus  der 
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Landeskultur  erwachsen.  Anscheinend  geringfügige  Hindernisse, 
die  sich  dem  glatten  Ablauf  des  Wassers  im  Flussschlauch  ent- 
gegenstellen, genügen,  um  eine  Ablagerung  der  Sinkstoffe  zu  be- 
wirken ;  es  bilden  sich  so  nach  und  nach  Verklausungen,  welche 
den  Fluss  oder  Bach  immer  mehr  zurückstauen  und  damit  das 
Niveau  desselben  auf  weite  Strecken  zurück  erhöhen,  überdies 
aber  den  Abfluss  noch  mehr  hindern,  was  beim  Eintritte  von 
Hochwasser  die  verderblichsten  Folgen  haben  kann. 

Sodann  schlägt  sich  aber  das  Geschiebe  des  Flusses  auf 
dessen  Bett  nieder,  sobald  die  Strömung  nicht  mehr  stark  genug 
ist,  es  schwebend  zu  erhalten  und  fortzubewegen.  Dies  ist  na- 
mentlich am  Unterlaufe  der  Flüsse,  sowie  an  serpentinierenden 
Stellen  der  Fall.  Der  bis  dahin  suspendierte,  fein  zerteilte  De- 
tritus wird  auf  den  Boden  abgelagert,  die  Bach-  oder  Flusssohle 
hebt  sich  und  mit  ihm  der  Wasserspiegel.  Dadurch  werden  lieber- 
schwemmungen  erleichtert  und  wird,  wie  wir  noch  sehen  werden, 
die  Versumpfung  des  Bodens  gesteigert. 

Auch  in  dieser  Beziehung  ist,  namentlich  im  Gebirge,  eine 
Wald-  oder  Rasendecke  von  sehr  grossem  Nutzen ;  sie  bindet  den 
Humus,  der  sonst  vom  Wasser  weggeschwemmt  werden  würde, 
befestigt  steile,  zum  Rutschen  geneigte  Flächen.  Der  Wald  hemmt 
überdies  den  Abbruch  des  Gebirges,  hält  Schnee-  und  Steinla- 
winen vom  Thale  ab. 

Krümmungen  bei  geringem  Gefalle,  enges  Profil  des 
Flussbettes  sind  weitere,  das  Flussbett  selbst  betreffende,  natür- 
liche Ueberschwemmungsursachen.  Durch  sie  wird  der  Ablauf 
des  Wassers  verlangsamt,  das  Niveau  des  Flusses  erhöht  und 
dadurch  der  Austritt  des  Wassers  über  die  Ränder  erleichtert. 

Auch  künstliche  Massregeln,  Stauanlagen,  ver- 
mögen in  ähnlicher  Weise  zu  wirken,  wie  die  natürlichen  Hinder- 
nisse im  Flussbette ;  so  insbesondere  Querbauten  über  den  Fluss. 
Diese  erzeugen  an  einem  Punkte  plötzlich  ein  starkes  Gefälle  da- 
durch dass  sie  das  Wasser  durch  eine  Sperrvorrichtung  in  die  Höhe 
stauen.  Solche  Anlagen  heben  den  Wasserspiegel  oberhalb  des 
Werkes  oft  auf  weite  Strecken  und  können  daher  auch  Schuld  an 
Ueberschwemmungen  tragen. 

2)  DieBekämpfung  der  Ueberschwemmungen 
richtet  sich  naturgemäss  nach  den  im  einzelnen  Falle  vorliegenden 
Ueberschwemmungsursachen. 


Schutz  gegen  Ueberschwemmungen.  407 

Die  Beseitigung  schädlicher,  eine  Ueberschwemmungsgefahr 
bewirkender  Stauanlagen  kann  zunächst  ausgeschieden  werden; 
denn  sie  ist  nicht  Sache  des  Kulturtechnikers,  sondern  des  Gesetz- 
gebers. Dieser  muss  versuchen,  zwischen  den  einander  wider- 
streitenden Interessen  der  Landeskultur  und  der  Industrie  durch 
eine  entsprechende  Regelung  des  Wasserrechtes  einen  billigen 
Ausgleich  zu  treflfen  (s.  u.  6.  Abschnitt). 

Im  Uebrigen  kann  der  Ueberschwemmungsgefahr  entweder 
dadurch  begegnet  werden,  dass  man  das  Hochwasser  zwar  nicht 
verhindert,  wohl  aber  trachtet,  es  unschädlich  zu  machen,  oder 
dadurch,  dass  man  die  Ursachen  des  Hochwassers  bekämpft. 

Eindämmungen  und  Eindeichungen  gehören  zu 
den  Massregeln  der  ersteren  Art.  In  früherer  Zeit  allgemein  üb- 
lich, kommt  man  neuerdings  von  ihnen  immer  mehr  zurück,  weil 
sie  in  der  Regel  nur  vorübergehend  Schutz  gegen  die  Hoch- 
wasser bieten,  ohne  die  Ursache  der  Letzteren  zu  beseitigen.  Da- 
gegen wird  meist  gerade  durch  die  Eindämmung  das  Profil  des 
Wasserlaufes  eingeengt,  also  der  Spiegel  des  Letzteren  gehoben. 
Da  überdies  innerhalb  der  Dämme  eine  starke  Ablagerung  des 
Geschiebes  stattfindet,  die  ausserhalb  derselben  fehlt,  erhöht  sich 
die  Flusssohle  konstant;  die  Dämme  werden  allmählich  ungenügend, 
um  das  Land  vor  Ueberflutung  zu  schützen,  sie  müssen  stetig 
erhöht  werden,  und  damit  steigert  sich  wieder  die  Gefahr  eines 
Dammbruches.  Dazu  kommt  endlich,  dass  die  Abwässerung  des 
umliegenden  Terrains  durch  die  Erhöhung  der  Flusssohle  immer 
schwerer  und  unvollkommener  wird  und  schliesslich  ganz  aufhört, 
was  die  Versumpfung  des  Bodens  zur  Folge  haben  muss. 

Die  Zurückhaltung  des  Wassers  im  Flussge- 
biete wird  immer  mehr  als  das  wirksamste  Mittel  erkannt,  um 
der  Entstehung  von  Hochwassern  vorzubeugen.  Massregeln,  durch 
welche  das  meteorische  und  das  Schmelzwasser  möglichst  lange 
am  Abfluss  in  den  Rezipienten  verhindert  wird,  fassen  das  zu 
bekämpfende  Uebel  sicherlich  viel  mehr  an  der  Wurzel,  als  Dämme 
und  Deiche.  In  dieser  Richtung  wirken  insbesondere:  die  Er- 
haltung und  rationelle  Behandlung  der  Wälder  und  Weiden  in 
den  Quellgebieten  der  Gebirgsbäche ;  der  Schutz  der  vorhandenen 
Vegetationsdecke,  oder  die  Herstellung  einer  solchen  (Aufforstung, 
Berasung)  dort,  wo  sie  fehlt. 

Genügen  diese  Kulturmassregeln  nicht,  um  das  Wasser  im 
Flussgebiete  entsprechend  lange  festzuhalten   und  es  nur  allmäh- 
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lieh  abfliessen  zu  lassen,  so  kann  dies  durch  Anlage  von  Wasser- 
reservoirs erreicht  werden,  die  wenigstens  einen  Teil  des  Hoch- 
wassers aufzunehmen  und  bis  zur  Zeit  niedrigen  Wasserstandes 
zurückzuhalten  vermögen. 

Die  Verringerung  desGerölles  und  Geschiebes 
kann  schon  durch   die   eben   genannten  Massregeln   wie  Auffors- 
tungen, Berasungen  u.  dergl.  bewirkt  werden;    denn  diese  haben 
eine  stärkere  Bindung  des  Bodens  zur  Folge,  verhüten  daher  dessen 
Abschwemnning  und  mindern  die  Masse   der   vom  Flusse  mitge- 
führten festen  Bestandteile.     Häufig    müssen    aber   noch    weitere 
Vorkehrungen  hinzutreten:    Vermeidung   alles    dessen,    was  das 
Erdreich  an  steilen  Lehnen  lockern  würde,  wie  das  Ackern  oder 
das  Beweiden  mit  Vieh ;  ferner  das  Unterlassen  von  all  dem,  was 
beim    Auftreten    grösserer   Wassermengen    zur   Verstopfung   des 
Flussschlauches  führen  könnte,    wie  das  Lagern  gefällten  Holzes 
u.  dergl.     Endlich  müssen,    wie  wir  sahen,   nicht  selten  auch  die 
Ufer  des  Gewässers  gegen  Abbruch  geschützt,   oder   es   müssen 
gar  für   den  Wasserlauf  künstliche,   dem  Angriff  der  Strömung 
widerstehende  Gerinne  hergestellt  werden. 

Die  Beschleunigung  des  Wasserabflusses  aus 
dem  R  e  z  i  p  i  e  n  t  e  n  ist  ein  weiteres  Mittel,  das  der  Verhütung 
der  Hochwassergefahr  dient.  Zu  diesem  Zwecke  sucht  man,  die 
Ablagerung  des  Gerölles,  der  Schlickstoffe  an  Stellen,  wo  dies 
in  unschädlicher  Weise  geschehen  kann,  durch  Stauwerke  (Thal- 
sperren) hervorzurufen,  oder  man  räumt  das  Flussbett  von  allen  me- 
chanischen Hindernissen  und  trifft  Vorkehrungen  dagegen,  dass 
neue  Hindernisse  —  durch  Verkrautungen,  Anschwemmen  gefäll- 
ten Holzes  u.  dergl.  —  entstehen,  oder  es  wird  der  Rezipient  durch 
Vertiefung  oder  Verbreiterung  aufnahmsfahiger  gemacht ,  das  Ge- 
falle durch  Beseitigung  von  Windungen  (Durchstiche,  Flussregulie- 
rungen) gesteigert. 

>Wildbachverbauungen«  pflegt  man  ein  ganzes  Sy- 
stem von  Arbeiten  der  bisher  betrachteten  Art  in  Verbindung  mit 
der  Regulierung  von  Gebirgsflüssen  zu  nennen.  Das  Hauptgewicht 
liegt  bei  diesen,  namentlich  in  den  Alpen  so  enorm  wichtigen 
Massregeln  darauf,  die  Wildbäche,  die  sich  sonst  selbst  ihren  Weg 
über  die  Berglehnen  und  durch  die  Gräben  suchen  würden,  in 
künstliche  Betten  einzufangen,  abzuleiten  oder  sonst  unschädlich  zu 
machen,  und  die  Bildung  neuer  Wildbäche  durch  Bindung  des 
Bodens  und  Schaffung  einer  Vegetationsdecke  zu  verhindern. 
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Alle  die  bisher  genannten  kulturtechnischen  Massregeln  stehen 
untereinander  und  mit  den  noch  zu  besprechenden  Entwässerungs- 
anlagen in  engstem  technischen  Zusammenhange  und  erfordern 
deshalb,  um  rationell  vorgenommen  zu  werden,  einen  einheitlichen 
Plan  für  den  ganzen  Flusslauf;  sonst  kann  leicht  das,  was  für  den 
einen  Teil  des  Flusslaufes  von  Nutzen  ist,  dem  anderen  schaden. 
Wird  die  Ablagerung  der  Sinkstoffe  an  dem  einen  Punkte  ver- 
hindert, so  muss  sie  tiefer  unten  erfolgen ;  ein  rascheres  Abfliessen 
des  Hochwassers  im  Oberlauf  kann  eine  umso  grössere  Ueber- 
schwemmungsgefahr  für  den  Unterlauf  heraufbeschwören  u.  s.  w. 
Jedenfalls  müssen  die  Details  des  Projektes  den  speziellen  Wasser- 
und  Abflussverhältnissen  (Regime) ,  die  bei  jedem  Flusse  andere 
sind,  angepasst  sein. 

Schon  aus  dem  Gesagten  folgt,  dass  es  sich  bei  den  Vor- 
kehrungen gegen  Ueberschwemmungen  in  der  Regel  um  grosse, 
weit  ausgedehnte  Unternehmungen  handelt,  die  sich  meist  nicht 
auf  ein  einzelnes  oder  auch  nur  einige  wenige  Grundstücke,  son- 
dern auf  das  ganze  Flussgebiet  oder  doch  auf  einen  bedeutenden 
Teil  desselben  erstrecken.  Auch  wo  aber  die  vorzunehmenden 
Arbeiten  nur  auf  einem  räumlich  beschränkten  Gebiete  vorzu- 
nehmen sind,  wie  bei  manchen  Uferschutzbauten,  kommen  die 
Vorteile  derselben  in  der  Regel  einem  viel  grösseren  Umkreise 
zu  Gute,  kann  man  sie  daher  als  Meliorationen  erster  Ordnung 
ansehen. 

III.  EDtwftssemngB-  und  Bewäflsemngsaiilageii. 

Zu  den  Landesverbesserungen  sind  endlich  teilweise  auch 
noch  die  Entwässerungs-  und  Bewässerungsanlagen  zu  zählen.  In 
der  Regel  machen  diese  Meliorationen  eine  Kombination  von 
Meliorationen  erster  und  zweiter  Ordnung  notwendig;  zuerst 
muss  durch  eine  grosse,  auf  einen  ganzen  Landstrich  sich  er- 
streckende Anlage  ein  geeigneter  Rezipient  für  die  Abwässerung, 
ein  Kanal  fiir  die  Wasserzuleitung  hergestellt  werden,  dann  erst 
kann  daran  gegangen  werden,  die  einzelnen  Detail-Entwässerungs- 
und Bewässerungsarbeiten  vorzunehmen. 

Dieser  Thatsache  muss  auch  durch  eine  einheitliche  Bespre- 
chung der  dahin  gehörigen  verschiedenen  Meliorationsformen  Rech- 
nung getragen  werden  ,  und  das  umsomehr,  als  eine  scharfe  Grenze 
zwischen  Landesmeliorationen  und  Bodenverbesserungen  im  engeren 
Sinne  hier  überhaupt  nicht  zu  ziehen  ist. 


Aio  Die  Meliorationen. 

B.  Bodenverbesserungen  im  engeren  Sinne. 

Kulturtechnische  Massregeln,  durch  welche  nicht  nur  die 
Möglichkeit  eines  für  die  Landwirtschaft  rationellen  Verhältnisses 
zwischen  Wasser  und  Land  geschaffen,  sondern  ein  solches  Verhält- 
nis direkt  herbeigeführt  werden  soll,  sind  Boden  Verbesserungen  i.e.S. 

I.  Entwftsseriiiigen. 

Eine  Hauptaufgabe  der  Kulturtechnik  besteht  darin,  den 
Boden  von  einem  Uebermass  von  Wasser  zu  befreien;  soll  da- 
durch Tagwasser  entfernt  werden,  so  pflegt  man  von  Entsum- 
pfungen  im  engeren  Sinne  zu  sprechen,  während  der  Ausdruck 
»Entwässerung«  oft  ausschliesslich  für  die  Verminderung  des  Grund- 
wassers, d.  h.  für  die  Senkung  des  Grundwasserspiegels  gebraucht 
wird.     Die  Entwässerung  von  Moorländereien   heisst  Moorkultur. 

I.  Vorteile  der  Entwässerung. 

Die  Vorteile  der  Beseitigung  eines  den  Boden  bedeckenden 
Tagwassers  sind  ohne  weiteres  einleuchtend;  die  Hochmoorkul- 
tur sowie  die  Entsumpfungen  im  engeren  Sinne  sind  ja  eigentlich 
eine  Art  der  Urbarmachung,  Land,  das  bisher  so  gut  wie  ertrag- 
los war,  wird  durch  sie  einer  Kultur  fähig;  in  der  Regel  ist  so- 
gar der  auf  diese  Weise  gewonnene  Boden  in  Folge  seines  Reich- 
tums an  vegetabilischen  Zersetzungsprodukten  gerade  von  beson- 
derer Güte  und  Fruchtbarkeit. 

Aber  auch  ein  Uebermass  an  Grundwasser,  also  das  zu  hohe 
Niveau  des  letzteren,  führt  eine  ganze  Reihe  von  schwerwiegenden 
Nachteilen  fiir  die  Bodenbestellung  mit  sich.  Hier  seien  die 
wichtigsten  dieser  Nachteile,  respektive  der  Vorteile  der  Senkung 
des  Grundwasserspiegels  und  der  dadurch  bewirkten  Trocken- 
legung des  Bodens,  angeführt. 

Nasser  Boden  ist  stets  kalt;  denn  Wasser  erwärmt  sich 
langsamer  als  Erde;  überdies  wird  durch  die  Verdunstung  des 
Wassers  Wärme  gebunden,  also  dem  Boden  entzogen.  Experi- 
mentell wurde  festgestellt,  dass  zur  selben  Zeit  und  an  dem  gleichen 
Orte  nasser  Boden  in  der  Tiefe  von  o,i8  m  eine  Temperatur  von 
8,3®,  entwässerter  dagegen  eine  solche  von  lo,6 — 18,9®  besass  *). 
Höhere  Temperatur  bewirkt  aber  ein  rascheres,  stärkeres  und 
besseres  Wachstum  der  Pflanzen.  Auch  beginnt  die  Vegetations- 
periode in  Folge  der  Kälte  später  und  endigt  früher,  als  bei 
trockenem  Boden.     Je  stärker   ferner  der  Boden  mit  Wasser  ge- 

i)  Gerhardt,  Kulturtechnik  bei  Vogler,   Grundlehren  der  Kulturtechnik  1896. 
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tränkt  ist,  um  so  weniger  ist  er  für  die  Luft  und  für  das  Regen- 
wasser durchlässig,  da  das  Wasser  die  Poren  der  Erde  ausfüllt; 
die  atmosphärische  Luft  ist  aber  unentbehrlich  zur  Oxidation  der 
im  Boden  befindlichen  Nährstoffe  und  des  Düngers,  d.  h.  zur 
Verwandlung  derselben  in  die  zur  Aufnahme  durch  die  Pflanzen 
geeigneten  Form.  Das  Regenwasser  aber  enthält  selbst  manigfache 
Nährstoflfe;  kann  es  in  den  Boden  eindringen,  so  entstehen  in 
diesem  kleine  Trichter,  welche  dessen  Durchlüftung  befördern. 

Der  nasse  Boden  ist  femer  nicht  tief.  Denn  die  Pflanzen- 
wurzeln reichen  in  der  Regel  nur  bis  zum  Grundwasserspiegel; 
wird  dieser  gesenkt,  so  dringen  die  Wurzeln  viel  tiefer  ein,  die 
Gewächse  beziehen  ihre  Nährstoffe  aus  einer  grösseren  Boden- 
masse ;  ihre  Nahrung  ist  einerseits  reichlicher,  andrerseits  gesicher- 
ter, weniger  von  den  Witterungsverhältnissen  abhängig.  Ueber- 
dies  neigt  der  nasse  Boden  zur  Verunkrautung,  zur  Erzeugung 
saurer  Gräser.  Er  lässt  sich  ferner  viel  schwerer  bearbeiten  als 
trockener;  die  erforderliche  Zugkraft  steigert  sich  durch  stauende 
Nässe  um  25 — 30  Vo.  Auch  bleibt  bei  grosser  Nässe  die  Pflug- 
arbeit stets  unvollkommen,  indem  das  Erdreich  nicht  so  fein  zer- 
teilt werden  kann. 

Endlich  ist  die  Bestellung  des  nassen  Bodens  nur  während 
einer  viel  kürzeren  Zeit  möglich ,  als  die  des  trockenen ;  denn 
durch  I — 2  Wochen  werden  die  nassen  Aecker  im  Frühjahr  später 
befahrbar,  als  die  trockenen,  und  desgleichen  müssen  die  Herbst- 
arbeiten um  ebensoviel  früher  eingestellt  werden. 

Alle  diese  Momente  zusammen  bewirken,  dass  Böden  mit 
zu  hohem  Grundwasser  Erträgnisse  von  geringer  Quantität  und 
schlechter  Qualität  liefern,  dass  diese  Erträgnisse  überdies  unsicher 
sind,  hohe  Bestellungskosten  erfordern,  und  dass  der  Boden  rasch 
ausgesaugt  wird.  Bekannt  ist,  dass  versumpfter  Boden  überdies 
durch  seine  Ausdünstungen  auch  vom  hygienischen  Standpunkte 
aus  schädlich  wirkt. 

Die  Entwässerung  begegnet  all  diesen  und  noch  manchen 
anderen  Nachteilen.  Sie  bewirkt  grössere  Quantität,  bessere  Qua- 
lität, höhere  Sicherheit  der  Ernten  und  einfachere,  leichtere  und 
wohlfeilere  Bewirtschaftung. 

Natürlich  gibt  es  kein  absolutes,  allgemein  giltiges  Mass  für  den 
rationellen  Feuchtigkeitsgehalt  des  Bodens.  Bestimmend  sind  hiefür 
in  erster  Linie  die  Art  der  Kultur  und  die  Pflanzengattung,  um 
die  es  sich  handelt,  in  zweiter  die  Beschaffenheit  der  Erdkrume, 
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insbesondere  die  Stärke  ihrer  Kapillarwirkung.  Im  Allgemeinen 
darf  man  sagen,  dass  unsere  Getreidearten  einen  Grundwasser- 
stand von  0,75  m,  die  Wiesen  einen  solchen  von  0,5  m  erfordern. 

2.  Ursachen  der  Nässe  und  Mittel  zur  Ent- 
wässerung. 

Für  die  technische  Seite  der  Entwässerungen  sind  zwei  Momente 
zu  unterscheiden:  einerseits  muss  das  Grundwasser  in  einzelnen 
kleinen  Gräben  oder  Röhren  gesammelt  werden,  andrerseits  ist 
dafür  zu  sorgen,  dass  das  so  gesammelte  Wasser  auch  ungehindert 
abfliessen  könne  oder,  wie  man  zu  sagen  pflegt,  eine  Vorflut  be- 
sitze. Oft  genügt  aber  auch  schon  eine  dieser  beiden  Massregeln, 
sei  es,  dass  eine  genügende  Vorflut  schon  vorhanden  ist,  sei  es, 
dass  eben  nur  eine  solche  fehlt,  während  das  Grundwasser  sich 
bei  deren  Vorhandensein  von  selbst  in  dem  Rezipienten  sammeln 
würde. 

Die  Ursachen  für  die  mangelnde  Vorflut  sind 
teils  natürliche,  teils  künstliche. 

Zu  den  letzteren  gehören  Stauanlagen  für  landwirtschaftliche, 
insbesondere  aber  für  gewerbliche  Zwecke  (Mühlen,  Fabriken). 
Ueber  die  Beseitigung  solcher  Werke  im  Interesse  der  Landes- 
kultur wurde  schon  früher  gesprochen. 

Sehr  häufig  ist  aber  schon  der  natürliche  Spiegel  der  Wasser- 
läufe so  hoch,  dass  eine  genügende  Abwässerung  der  umliegenden 
Gebiete  nicht  stattfinden  kann.  Ja,  im  Laufe  der  Zeit  erhöht  sich 
ziemlich  allgemein  das  Niveau  der  natürlichen  Rezipienten,  na- 
mentlich in  deren  Unterlauf.  In  dieser  Richtung  wirken  alle  jene 
Momente  mit,  die  wir  bei  Besprechung  der  Ueberschwemmungen 
kennen  gelernt  haben.  Das  von  den  Bächen  und  Flüssen  mitge- 
führte Geschiebe  sammelt  sich  dort  an,  wo  mechanische  Hinder- 
nisse vorliegen,  oder  wo  die  Strömung  plötzlich  geringer  wird, 
was  einer  künstlichen  Stau  ähnlich  wirken  muss ;  andrerseits  wird 
allmählich  das  ganze  Mussbett  durch  Ablagerung  des  Schlickes 
gehoben.  Ersteres  findet  sich  vorwiegend  im  Oberlauf,  letzteres 
im  Unterlauf  der  Gewässer.  Da  nun  ein  solcher  Transport  fester 
Stoffe  von  oben  nach  unten  fortwährend  stattfindet,  so  wird  im 
Laufe  der  Zeit  die  Vorflut  immer  geringer  und  hört  schliess- 
lich, falls  nicht  Gegenmassregeln  ergriffen  werden,  oft  voll- 
ständig auf. 

Diese  Entwickelung  wird  noch  durch  die  fortschreitende  Ent- 
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Waldung  beschleunigt,  die  zur  Folge  hat,  dass  die  Filtrierung 
des  meteorischen  Wassers  durch  den  Boden  grossen  Teils  entfällt, 
und  dass  eine  immer  grössere  Menge  fester  Bestandteile  mitgeführt 
wird,  welche  die  erwähnte  Wirkung  ausüben. 

Endlich  schwellen  die  Flüsse  durch  die  sich  mehrenden  Ent- 
wässerungsanlagen immer  mehr  an.  Den  gleichen  Effekt  müssen 
die  Eindeichungen  und  Eindämmungen  haben,  welche,  wie  wir 
gesehen  haben,  die  Sohle  und  das  Niveau  des  Flusses  erhöhen 
und  dadurch  die  Abwässerung  der  umliegenden  Niederungen  er- 
schweren oder  ganz  unmöglich  machen. 

In  ähnlicher  Weise  wirkt  endlich  auch  jede  Verminderung 
des  Gefälles  des  Rezipienten. 

Zur  Beschaffung  der  Vorflut  sind  dem  gegenüber  alle 
die  Massregeln  in  Anwendung  zu  bringen,  die  wir  oben  als  Mittel 
zum  Schutze  gegen  Ueberschwemmungen  kennen  gelernt  haben, 
und  die  den  Zweck  verfolgen,  die  Flusssohle  zu  erniedrigen,  den 
Zufluss  der  Quellwässer  in  den  Rezipienten  zu  verlangsamen,  da- 
gegen den  Abfluss  aus  diesem  zu  beschleunigen,  den  Schlickge- 
halt des  Wassers  zu  vermindern  u.  s.  f.  Denn  durch  solche 
Mittel  wird  der  Wasserspiegel  des  Rezipienten  gesenkt  oder  einer 
Erhöhung  desselben  vorgebeugt  und  damit  für  die  Grundwasser 
eine  Vorflut  geschaffen  oder  erhalten. 

Also  in  den  Quellgebieten:  Aufforstungen,  Berasungen,  die 
Einführung  entsprechender  Wald-  und  Weidewirtschaft,  um  den 
Ablauf  des  meteorischen  und  Schmelzwassers  zu  verzögern  und 
das  Flussgeschiebe  zu  verringern ;  in  den  Thälern  selbst :  Beseiti- 
gung von  Verklausungen ,  Räumung  und  Baggerung  des  Fluss- 
bettes, Vergrösserung  seines  Profiles ,  Durchstiche  und  Flussregu- 
lierungen. Wo  diese  Mittel  nicht  ausreichen,  kann  die  Anlegung 
eines  eigenen,  tiefer  als  der  natürliche  Rezipient  gelegenen  Ab- 
leitungskanales  notwendig  sein,  der  erst  an  einer  weiter  unten 
gelegenen  Stelle  in  den  Fluss  mündet.  Manchmal  gelingt  es  auch, 
das  angesammelte  Wasser  in  eine  tiefer  gelegene  wasserleitende 
Erdschichte  durch  Bohrlöcher  zu  versenken  und  so  eine  unter- 
irdische Vorflut  zu  schaffen.  In  den  Niederungen  des  Unterlaufes 
der  Ströme  wird  wieder  das  sogenannte  Kolmationsverfahren  an- 
gewendet, das  darin  besteht,  dass  man  das  Land  periodisch  unter 
Wasser  setzt,  um  es  durch  die  Ablagerung  der  Sinkstoffe  allmäh- 
lich zu  heben  und  ihm   so  eine  Vorflut   zu  schaffen.     Führen  all 
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diese  Massregeln  nicht  zum  Ziele,  so  muss  äussersten  Falls  das 
an  der  tiefsten  Stelle  gesammelte  Wasser  durch  mechanische 
Kraft  (Pumpwerke)  auf  die  Höhe  des  Rezipienten  gehoben  werden : 
künstliche  Vorflut. 

Jedenfalls  darf  bei  all  diesen  Unternehmungen  nicht  aus  dem 
Auge  gelassen  werden,  dass  jede  Veränderung  in  dem  Flusslaufe 
nicht  auf  die  Stelle  beschränkt  bleibt,  an  der  sie  vorgenommen 
wird,  sondern  sowohl  nach  aufwärts,  als  auch  nach  abwärts  wirkt. 
Die  Ablagerung  der  Sinkstoffe  lässt  sich  nicht  verhindern,  sondern 
nur  örtlich  verschieben ;  die  Senkung  des  Flussniveaus  kann  eine 
zu  starke  Abwässerung  in  den  höher  gelegenen,  eine  zu  schwache 
in  den  tiefer  gelegenen  Teilen  des  Flussgebietes  zur  Folge  haben 
u.  s.  w.  Die  Projektierung  und  Ausführung  von  Vorflutsarbeiten, 
insbesondere  von  Bach-  und  Flussregulierungen  berührt  daher 
nicht  nur  die  Grundstücke,  um  deren  Entwässerung  es  sich  un- 
mittelbar handelt,  sondern  die  ganze  Gegend,  sie  ist  in  der 
Regel  eine  Melioration  erster  Ordnung. 

Die  spezielle  Entwässerung  der  einzelnen 
Grundstücke  ist  dagegen  eine  Melioration  zweiter  Ordnung. 
Manchmal  genügt  zwar  die  Beschaffung  einer  Vorflut,  um  die 
Entwässerung  der  nassen  Grundstücke  zu  bewirken ;  in  der  Regel 
sind  aber  zu  diesem  Zwecke  noch  spezielle  Anlagen  auf  den 
einzelnen  Flurabschnitten  erforderlich:  ein  System  von  offenen 
oder  verdeckten  Kanälen,  welche  das  Grundwasser  sammeln  und 
in  den  Vorflutrezipienten  abführen.  Es  sind  das  Anlagen,  die, 
wenn  die  Vorflut  vorhanden  oder  beschafft  ist,  von  den  einzelnen 
Grundbesitzern  oder  von  Genossenschaften  solcher  ausgeführt 
werden  können. 

Die  Entwässerung  erfolgt  meist  entweder  durch  offene  Gräben 
oder  durch  in  die  Erde  versenkte  Drains.  Die  früher  übliche 
Entwässerung  durch  offene  Kanäle  wird  seit  Jahrzehnten  immer 
vollständiger  durch  die  aus  England  stammende  Drainage  verdrängt, 
besonders,  seitdem  die  Thonröhren  durch  Drainröhrenpressen 
sehr  wohlfeil  hergestellt  werden. 

Drainageanlagen  sind  Systeme  von  Thonröhren,  die  in 
der  Richtung  des  stärksten  Gefälles  in  einer  Tiefe  von  i  bis  1V4  m 
unter  der  Erdoberfläche  liegen,  die  einzelnen  Röhrenstücke  sind  mit 
ihren  glatten  Stossfugen  dicht  aneinander  geschlossen.  Die  so  ge- 
bildeten Sammeldrains,  die  in  einer  Entfernung  von  10  bis  20  m 
von  einander  liegen,  münden  in  grössere  Hauptdrains,  welche  die 
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Vorflut  in  den  Rezipienten  besitzen.  Durch  die  Stossfugen  dringt 
das  in  den  höheren  Erdschichten  befindliche  Wasser  in  die  Röhren 
und  fliesst  bald  in  kontinuierlichem  Strahle  in  den  Rezipienten. 
Schon  nach  i — 2  Jahren  ist  die  Wirkung  eine  vollständige,  die 
stauende  Nässe  beseitigt,  der  Boden  rissig,   durchlüftet,  erwärmt. 

Die  Vorzüge  der  Drainage  gegenüber  der  Ent- 
wässerung durch  offene  Gräben  sind  sehr  bedeutend. 

Zunächst  geht  bei  der  ersteren  kein  Teil  des  Grund  und 
Bodens  verloren,  während  die  Gräben  einen  ganz  beträchtlichen 
Prozentsatz  der  Grundfläche  der  Kultur  entziehen*).  Ist  ferner 
eine  Liegenschaft  stark  von  Gräben  durchzogen,  so  sind  die  ein- 
zelnen derart  gebildeten  Teile  schwerer  zugänglich,  die  Bestellung 
der  schmalen  Streifen  ist  zeitraubend  und  muss  oft  unvollkommen 
bleiben.  Sodann  ist  die  Anlegung  der  offenen  Gräben  schwieri- 
ger und  meist  auch  kostspieliger,  als  die  der  Drains.  Die  Gräben 
erfordern  überdies  alljährlich  nicht  unbedeutende  Erhaltungsar- 
beiten; sie  müssen  vor  dem  Versanden  geschützt,  von  dem  Un- 
kraut, das  an  den  Böschungen  üppig  gedeiht,  immer  wieder  befreit 
werden;  die  Drainröhren  dagegen  sind  vor  alledem  durch  ihre 
unterirdische  Lage  bewahrt. 

Die  Drains  sind  aber  auch  unvergleichlich  dauerhafter,  als  die 
offenen  Gräben.  Diese  sind  allen  Einflüssen  der  Atmosphäre 
und  der  Witterung  ausgesetzt.  Das  durch  die  Grabenwände  ein- 
dringende Grundwasser  zerstört  allmählich  die  Böschungen,  die 
schliesslich  dem  Druck  nachgeben  und  einstürzen.  Von  der 
Drainage  kann  man  dagegen  behaupten,  dass  ihre  Wirksamkeit 
fast  unbegrenzt  lange  fortdauert  und  überhaupt  nicht  abnimmt. 
Endlich  aber  erfolgt  die  Entfeuchtung,  die  Durchlüftung  und  die 
Erwärmung  des  Bodens  bei  der  Drainage  viel  vollständiger  und 
intensiver,  als  bei  dem  System  der  offenen  Gräben. 

Diesen  Vorzügen  gegenüber  fallen  die  nur  unbedeutend  höheren 
Barauslagen  nicht  ins  Gewicht ,  die  bei  der  Drainage  gemacht 
werden  müssen.  Setzt  man  in  die  Rechnung  den  Wert  der  Bo- 
denfläche ein,  die  bei  offener  Entwässerung  hätte  geopfert  werden 
müssen,  so  wird  dieser  Wert  allein  häufig  die  ganzen  Drainage- 
kosten  übersteigen^).     Allerdings   sind  aber  die  Grabenentwässe- 


i)  So  repräsentieren  beim  Gute  Jagetzow  (2000  Morgen)  die  Gräben  nicht  we- 
niger als  140  Morgen  oder  7^0,  die  fiir  die  Kultur  verloren  gehen  (Vincent^  Die 
Drainage  in  Theorie  und  Praxis). 

2)  Bei  einer  Drainage  von  2,25  ha  zuRexpolde  bei  Dünkirchen  wurden  1450  Meter 
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rungen  manchmal  an  Orten  durchführbar,  wo  Drainage  unmöglich 
ist,  weil  jene  ein  minder  starkes  Gefälle  erfordert,  als  diese. 

Auch  von  den  auf  den  einzelnen  Grundstücken  hergestellten 
Entwässerungsanlagen  gilt  übrigens  das,  was  früher  von  den 
Meliorationen  erster  Ordnung  gesagt  wurde:  in  Folge  des  Kom- 
munizierens  der  Wasserläufe  und  der  Grundwasserstände  wirkt 
die  auf  einem  Punkte  vorgenommene  Entwässerung  auch  indirekt 
auf  die  benachbarten  Liegenschaften  ein,  so  dass  schon  hiedurch, 
abgesehen  von  der  gemeinsamen  Vorflut,  eine  natürliche  Gemein- 
schaft aller  Grundbesitzer   desselben  Wasserlaufsystemes  besteht. 

Die  Entwässerungen,  von  denen  wir  bisher  sprachen,  betrafen 
solche  Fälle,  wo  die  übergrosse  Feuchtigkeit  entweder  auf  natür- 
liche Ursachen  zurückzufuhren  ist,  oder  doch  nicht  geradezu  im 
Interesse  der  Landwirtschaft  hervorgerufen  wurde. 

Aber  auch  Fälle  der  letzteren  Art  kommen  vor ;  insbeson- 
dere bedürfen,  wie  wir  gleich  sehen  werden,  die  Bewässerungen 
stets  einer  ergänzenden  Entwässerungsanlage,  sollen  sie  nicht 
schädliche  Versumpfungen  der  bewässerten  Grundstücke  zur  Folge 
haben. 

n.  BewKsserungeD. 

I.  Der  Nutzen  der  Bewässerungen. 

Der  wirtschaftliche  Zweck,  der  mit  einer  Bewässerungsanlage 
verfolgt  wird,  kann  entweder  darin  bestehen,  dem  Boden  grössere 
Feuchtigkeit  zuzuführen,  oder  darin,  ihn  durch  die  im  Wasser 
suspendierten  oder  gelösten  Stoffe  zu  düngen.  Dazu  tritt  eventuell 
noch  die  Lösung  und  die  Verbreitung  der  im  Boden  bereits  ent- 
haltenen Nährstoffe,  sowie  die  Regulierung  der  Bodentemperatur, 
die  durch  zeitweilige  Bewässerung  mit  relativ  wärmerem  Quell- 
wasser bewirkt  werden  kann. 

Die  anfeuchtende  Bewässerung  ist  vorwiegend  nur 
in  den  heissen  und  trockenen  Gegenden  des  Südens  Bedürfnis, 
während  im  gemässigten  Klima  meist  genügend  oder  zuviel  Bo- 
denfeuchtigkeit vorhanden  ist. 

Die  düngende  Bewässerung  wäre  dagegen  bei  uns 
um  so  wichtiger.  Die  Bäche  und  Flüsse  führen  eine  enorme 
Menge   von  organischen   und    anorganischen  Nährstoffen,  —  teils 

offener  Gräben  überflüssig;  es  wurde  ein  Areal  von  29  a  gewonnen  ,  das  928  Mark 
wert  war,  während  die  Drainage  nur  200  M.  kostetet  (Dünkelberg^  Encyklopfidie  u. 
Methodologie  der  Kulturtechnik  1883,  IL  Bd.  S.  246. 
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in  feiner  Zerteilung  durch  die  Strömung  suspendiert,  teils  chemisch 
aufgelöst,  —  mit  sich.  Diese  wertvollen  Substanzen  gehen  aber 
gegenwärtig  für  die  Bodenkultur  fast  ganz  verloren,  da  sie 
meist  entweder  in  das  Meer  abgeführt  werden  oder  am  Unter- 
lauf des  Flusses  in  Folge  der  langsameren  Bewegung  des  Was- 
sers auf  die  Flusssohle  sinken.  Ueber  das  Quantum  der  von 
den  Flüssen  mitgefuhrten  Dungstoffe  hat  Habohm^)  exakte  Berech- 
nungen angestellt.  Hiernach  enthält  das  Wasser  bloss  eines  ein- 
zigen Nebenflusses  der  Donau  (March)  jährlich  über  40,589  m' 
Niederschlagstoffe,  und  es  würde  nach  Durchführung  der  vorge- 
schlagenen Bewässerungen  jährlich  i  Mill.  m*  Schlick  abgelagert 
werden,  d.  h.  ungefähr  15  Mill.  Meterzentner  oder  i  Mill.  2  span- 
nige Fuhren.  Gegenwärtig  gehen  diese  Substanzen  für  die  Volks- 
wirtschaft ganz  verloren. 

Das  bedeutet  aber  für  die  Landeskultur  nicht  nur  den  Entgang 
eines  ungeheuren  Gewinnes,  sondern,  wie  wir  früher  gesehen  haben, 
sogar  einen  positiven  Schaden,  da  sich  auf  solche  Weise  das  Bett 
der  Ströme  immer  mehr  hebt  und  dadurch  der  freie  Abfluss  des 
Wassers  von  den  umliegenden  Grundstücken  aus  erschwert  wird. 
>Anstatt  einer  vorteilhaften  Verwertung  im  oberen  Stromgebiete 
durch  angemessene  Zurückhaltung  der  Schlickmassen  erzielen  wir 
somit  nur  eine  nachteilige  Veränderung  des  Flusslaufes. t 

Durch  Bewässerungsanlagen  könnten  dagegen  die  Nährstoffe, 
welche  in  Folge  der  mechanischen  Einwirkung  der  Strömung  und 
der  chemischen  Einwirkung  des  Grundwassers  dem  Boden  ent- 
zogen wurden,  diesem  wieder  zurückgegeben  werden;  die  künst- 
liche Düngung  wäre  damit  ganz  oder  grossen  Teils  ersetzt.  Das 
gilt  hauptsächlich  von  der  Bewässerung  der  Wiesen;  wie  denn 
auch  der  sogenannte  » Wiesenbau  c  im  Wesentlichen  aus  der  An- 
lage von  Bewässerungswerken  besteht.  Aber  selbstverständlich 
hätte  nicht  jede  Bewässerung  den  genannten  Erfolg.  Voraus- 
setzung dafür  ist,  dass  das  Wasser  wirklich  nur  ausserhalb  der 
Vegetationsperiode  austrete,  dass  es  thatsächlich  nützliche  Sink- 
stoffe und  nur  solche,  nicht  etwa  auch  GeröUe,  Sand  u.  dergl. 
mit  sich  führe,  dass  der  Boden  nicht  bereits  mehr  Nährstoffe  ent- 
halte, als  das  Wasser,  in  welchem  Falle  sogar  eine  Verminderung 
derselben  durch  die  Bewässerung  bewirkt  werden  würde. 

Die  düngende  Kraft  des  Wassers  hängt  von  der  Menge  der 
suspendierten   und   gelösten  Nährstoffe,   von   der   ursprünglichen 

i)  Gmndzüge  för  die  Beseitigung  der  Ueberschwemmungen  etc. 
Schiff,  Oesterreichische  Af  rarpoHtik.  I.  27 
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Armut  des  Bodens    an    solchen   und   von   der   Langsamkeit   des 
Fliessens  ab. 

2.  Arten  der  Bewässerung. 

In  technischer  Beziehung  giebt  es  verschiedene  Arten  der 
Bewässerung.  Die  einfache  Rückstau  des  Wassers  durch  quer 
über  das  Gerinne  geführte  Dämme  (Stauwerke)  ist  nur  bei  ebenen 
Flächen  ohne  starkes  Gefälle  und  bei  durchlässigem  Untergrunde 
anwendbar.  Die  Ueberstauung,  bei  welcher  das  überstaute 
Wasser  wochenlang  über  der  zu  bewässernden  Wiese  steht,  wird 
trotz  mannigfacher  Nachteile,  die  sie  mit  sich  führt,  nördlich  der 
Alpen  öfters  angewendet. 

Am  rationellsten  ist  wohl  die  Ueberrieselung  dort,  wo 
dieselbe  ohne  kostspieligen  künstlichen  Wiesenbau  möglich  ist. 
Diese  Methode  setzt  jedoch  ein  gleiches  Gefälle  für  das  ganze 
Grundstück  voraus,  über  welches  dann  das  Wasser  fortwährend  in 
einer  dünnen  Schicht  hinweggeht. 

Wo  dagegen  eine  solche  gleichmässig  geneigte  Fläche  nicht 
schon  von  Natur  aus  gegeben  ist,  sondern  erst  durch  eine  voll- 
ständige Umformung  des  Grundstückes  hergestellt  werden  muss 
(K  u  n  s  t  w  i  e  s  e  n  b  a  u),  ist  meist  ein  bedeutender  Kapitalsaufwand 
erforderlich,  der  natürlich  nur  durch  eine  starke  Ertragssteigerung 
aufgewogen  werden  kann. 

Die  Bewässerungen  machen  in  der  Regel  ebenso,  wie  die  Ent- 
wässerungen ,  auch  noch  technische  Anlagen  notwendig ,  durch 
welche  für  ein  grösseres  Gebiet  die  Voraussetzungen  zur  Durchfüh- 
rung der  Detailbewässerungen  geschaffen  werden.  Damit  das  Wasser 
für  die  Berieselung  das  nötige  Gefalle  erlange ,  muss  es  entweder 
durch  Kanäle  aus  den  oberen  Teilen  des  Flusslaufes  abgeleitet  wer- 
den, oder  man  muss  den  Wasserspiegel  durch  Stauwerke  zu  der  er- 
forderlichen Höhe  heben.  Oft  erweist  es  sich  als  nötig,  eigene 
Reservoirs  zum  Ansammeln  des  Wassers  anzulegen.  Diese  Ar- 
beiten pflegen  wegen  ihres  Umfanges  bereits  zu  den  Melioratio- 
nen erster  Ordnung  gezählt  zu  werden. 

Im  übrigen  sind  die  Bewässerungsanlagen  auch  verschieden, 
je  nachdem  es  sich  um  Anfeuchtung  oder  um  Düngung  des  Bo- 
dens handelt.  Im  ersteren  Falle  genügt  eine  viel  geringere  Was- 
sermenge und  eine  kürzere  Bewässerungsdauer,  als  in  letzterem. 
Auch  kann  bei  der  Anfeuchtung  eine  eigene  Ableitung  des  Wassers 
meist  entbehrt  werden,  da  ja  die  ganze  zugeführte  Wassermenge  vom 
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Boden  absorbiert  werden  soll.  Dagegen  muss  die  düngende  Be- 
wässerung stets  mit  einer  Entwässerungsanlage  in  Verbindung 
stehen,  weil  dadurch  allein  die  Versumpfung  des  Bodens,  die 
Versauerung  der  Wiesen  vermieden  werden  kann. 

C.  Kulturverbesserungen. 

Kulturverbesserungen  sind  Kapitalsaufwendungen  geringeren 
Umfanges,  die  sich  meist  nur  auf  einzelne  Wirtschaftsbetriebe 
erstrecken  und  nicht  die  Bodensubstanz,  sondern  den  Kulturzustand 
der  Grundstücke  verbessern. 

Es  handelt  sich  dabei  entweder  geradezu  darum,  Boden,  der 
bisher  noch  nicht  kultiviert  war,  einer  Bewirtschaftung  zuzuführen 
(Urbarmachungen,  Waldrodungen),  oder  darum,  zu  einer  ratio- 
nelleren und  zwar  in  der  Regel  zu  einer  intensiveren  Bodennutzung 
überzugehen.  Hierher  zählen :  die  Verwandlung  von  Forsten  und 
Weiden  in  Wiesen  oder  Aecker,  die  Aufforstung  von  öden 
Weidenflächen,  die  Anpflanzung  von  Obstbäumen,  die  Errichtung 
rationeller  Wirtschaftsgebäude,  insbesondere  gesunder  Ställe,  der 
Anbau  von  Futterpflanzen,  die  forcierte  Tiefkultur,  die  Einführung 
der  Sommerstallfütterung,  die  Anlage  kurzer  und  gesicherter  Wege 
und  Strassen  u.  dergL 

Aus  dieser  beispielweisen  Aufzählung  ersieht  man,  dass  manche 
der  Kulturverbesserungen  solchen  Massregeln  sehr  nahe  kom- 
men, die  als  eine  einfache  Erhöhung  des  stehenden  Betriebs- 
kapitales der  einzelnen  landwirtschaftlichen  Unternehmung  zu  be- 
trachten sind.  Die  Grenze  ist  hier  in  der  That  auch  nicht  scharf 
zu  ziehen  *),  und  wir  werden  sehen,  dass  die  Kulturverbesserungen 
auch  praktisch  bald  mehr  wie  Bodenverbesserungen,  bald  mehr 
wie  Betriebsinvestitionen  zu  behandeln  sind. 

Die  meisten  Kulturverbesserungen  können  unabhängig  von 
anderen,  umfassenderen  Meliorationsanlagen  und  getrennt  für  jedes 
einzelne  Grundstück  vorgenommen  werden.  Nur  insofern  besteht 
auch  hier  eine  gewisse  Abhängigkeit  der  benachbarten  Grundbe- 
sitzer von  einander,  als  manche  Kulturfortschritte,  wie  wir  gesehen 


i)  Die  englischen  Agrikultural  Holdings  Acts  vom  13.  August  1875  (3^  ^^^  39 
Vict  c  92)  und  vom  25.  Aug.  1883  (46  u.  47  Vict.  c.  61)  rechnen  zu  den  improve- 
ments  of  land  auch  die  Verwendung  künstlicher  Dungmittel.  Bräf  (a.  a.  O.)  schlägt 
vor,  nur  dann  von  Meliorationen  zu  sprechen ,  wenn  die  Dauer  der  Ertragssteigerung 
»fiber  den  Umfang  der  bei  höchst  intensiven  Feldbausystemen  vorkommenden  Tumus- 
perioden«  hinausgeht. 
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haben,  durch  eine  starke  Gemenglage  der  Parzellen  gehindert 
werden.  So  kann  man  auch  bezüglich  der  Kulturverbesserungen 
sagen,  dass  sie  häufig  nur  in  Verbindung  mit  einer  umfangreiche- 
ren Melioration,  —  nämlich  mit  der  Kommassation,  —  durchführ- 
bar sind,  oder  dass  sie  doch  ein  gemeinsames  Vorgehen  einer 
Mehrheit  von  Flurgenossen  voraussetzen. 

In  technischer  Beziehung  bietet  diese  dritte  Gruppe 
von  Meliorationen  kein  besonderes  Interesse.  Ihre  Durchführung 
erfordert  meist  keine  eigenen,  fachlich  geschulten  Organe,  wie  dies 
bei  den  Landesmeliorationen  und  den  eigentlichen  Bodenverbes- 
serungen der  Fall  ist,  sondern  kann  in  der  Regel  von  den  Land- 
wirten selbst  in  ihrem  Betriebe  vorgenommen  werden.  Wir  wer- 
den uns  denn  auch  im  Folgenden  vorwiegend  mit  den  ersten 
beiden  Gruppen  von  Meliorationen  zu  befassen  haben. 

2.  Abschnitt.    Oekonomische  Würdigung  der  Meliorationen. 

A.  Im  aUgemeinen. 

Im  Vorstehenden  haben  wir  die  Meliorationen  bloss  vom 
technischen  Standpunkte  aus  betrachtet,  um  ein  klares  Bild  dar- 
über zu  gewinnen,  was  für  Massregeln  dabei  in  Frage  stehen.  Nun- 
mehr muss  die  ökonomische  Seite  der  Meliorationen  berücksichtigt 
werden,  d.  h.  wir  müssen  uns  der  Frage  zuwenden,  in  welchem 
Verhältnisse  bei  ihnen  dieMittel  zum  Zweck  stehen, 
ob  und  wann  die  Vorteile,  welche  durch  die  bespro- 
chenen technischen  Massregeln  erreicht  werden, 
die  aufzuwendenden  Kosten  übersteigen.  Denn  nur 
wo  ein  solches  volkswirtschaftliches  Aktivum  aus  der  ganzen  Ope- 
ration resultiert,  kann  eine  Melioration  vom  ökonomischen  Stand- 
punkte aus  für  rationell  gehalten  werden. 

I.  Rentabilität  bei  Landesmeliorationen. 

In  der  Frage,  ob  eine  Landesverbesserung  wünschenswert 
ist,  ob  sie  vorgenommen  werden  solle  oder  nicht,  spielen  offenbar 
nebst  den  ökonomischen  auch  noch  eine  Reihe  anderer  Momente 
mit.  Die  Gefährdung  der  Gesundheit  und  des  Lebens  von  Men- 
schen, wie  sie  durch  Versumpfungen  und  Ueberschwemmungen 
eintritt,  können  wir  nicht  mit  einer  bestimmten  Schadensziffer  in 
Rechnung  stellen.  Mit  Recht  werden  darum  viele  Meliorationen 
unternommen  oder  wenigstens  befürwortet,  die,  rein  ökonomisch 
betrachtet,  irrationell  wären. 
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Zudem  lässt  sich  aber  bei  den  meisten  grossen  Landesmelio- 
rationen eine  genaue  Bilanz  häufig  gar  nicht  ziehen.  An  Wild- 
bachverbauungen,  Flussregulierungen  u.  dergl.  sind  nicht  nur  die 
Landwirtschaft,  sondern  ebenso  auch  die  sonst  bedrohten  Gebäude, 
femer  Industrie,  Handel  und  Verkehr  interessiert. 

Wollten  wir  für  eine  Massregel,  welche  Schutz  gegen  lieber- 
schwemmungen  durch  Geradeführung  des  Flussbettes  und  Senkung 
des  Flusswasserspiegels  bezweckt,  die  ökonomische  Rentabilität 
berechnen,  so  wären  auf  die  eine  Seite  die  Ausfuhrungs-  und  Er- 
haltungskosten der  Anlagen  zu  stellen,  auf  die  andere  Seite  zu- 
nächst der  Kapitalswert  der  verhüteten  Schädigungen  infolge 
Ueberschwemmungen ;  sodann  aber  auch  noch  die  Verbesserung 
der  Bodenbeschaffenheit  im  Thale  durch  die  mit  der  Tieferlegung 
des  Flussspiegels  bewirkten  Senkung  des  Grundwassers,  die  Mög- 
lichkeit der  Schaffung  von  Bewässerungsanlagen  u.  dergl.  In  der 
Regel  scheitert  eine  präzise  Berechnung  der  durch  die  Flussregu- 
lierung zu  erreichenden  ökonomischen  Vorteile  schon  an  der  erst- 
genannten Aktivpost.  Der  Wert  der  Wasserschäden  stellt  sich 
dar  als  das  zum  landesüblichen  Zinsfusse  kapitalisierte  Produkt 
aus  den  effektiv  zerstörten  Werten  im  Falle  einer  Ueberschwem- 
mung  und  der  Wahrscheinlichkeit  des  Eintrittes  dieses  Ereignisses 
im  Laufe  eines  Jahres,  also  als  eine  Funktion  zweier  Grössen, 
die  in  der  Regel  beide  unbekannt  sind  und  höchstens  näherungs- 
weise abgeschätzt  werden  können.  Es  gibt  indessen  auch  Fluss- 
läufe, bei  denen  die  Wasserverheerungen  mit  grosser  Regelmäs- 
sigkeit auftreten.  Wir  werden  denn  auch  bei  Besprechung  der  spe- 
ziell österreichischen  Verhältnisse  einer  Reihe  von  solchen  Gewäs- 
sern begegnen,  bei  denen  sich  der  aus  der  Regulierung  resultie- 
rende ökonomische  Vorteil  zwar  nicht  präzise  berechnen  lässt,  wo 
aber  doch  mit  Sicherheit  angegeben  werden  kann ,  dass  er  die 
Baukosten  bei  weitem  übersteigt;  ist  doch  sogar  der  Fall  durch- 
aus nicht  so  selten,  dass  schon  ein  einziges  der  alljährlich  wieder- 
kehrenden Hochwässer  mehr  Werte  zerstört,  als  für  die  dauernde 
Regulierung  des  Wasserlaufes  aufgewendet  werden  müsste,  oder 
dass  allein  die  Werterhöhung  der  durch  die  Regulierung  ent- 
sumpften und  für  die  Kultur  gewonnenen  Bodenfläche  sämtliche 
Meliorationskosten  zu  decken  vermag. 

Oft  aber  muss  man  bei  den  Meliorationen  erster  Ordnung 
auf  eine  solche  rechnungsmässige  Abwägung  von  Aufwand  und 
ökonomischem  Erfolge   verzichten.     Damit  hängt  es  zusammen, 
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dass  zu  ihrer  Finanzierung  in  der  Regel  die  Gesamtheit  der 
Steuerträger  des  Staates,  Landes  oder  Bezirkes  mit  herangezogen 
werden  muss;  denn  einerseits  ist  die  ökonomische  Wirksamkeit 
solcher  Unternehmungen  nicht  auf  die  Grundstücke  beschränkt, 
auf  welchen  die  kulturtechnischen  Arbeiten  vorzunehmen  sind, 
andrerseits  sind  es  eben  nicht  ausschliesslich  wirtschaftliche,  son- 
dern auch  allgemeinere  Zwecke,  die  mit  ihnen  erreicht  werden 
sollen ,  endlich  würden  sonst  die  in  Rede  stehenden  Meliorationen 
wahrscheinlich  fast  niemals  zu  Stande  kommen,  da  ihr  Effekt  erst 
nach  Ablauf  langer  Zeit,  vielleicht  nach  Generationen,  voll  zum 
Ausdruck  kommt  und  oft  nicht  in  der  Erlangung  eines  Vorteiles, 
sondern  nur  in  der  Abwendung  eines  nur  möglichen  Nachteiles 
besteht.  Selten  wird  sich  aber  bei  der  Landbevölkerung  ein  sol- 
cher Grad  von  Voraussicht  und  Opferwilligkeit  für  die  Zukunft  fin- 
den, dass  Unternehmungen  der  gedachten  Art  ohne  absoluten  staat- 
lichen Zwang  zu  Stande  kämen,  falls  den  unmittelbar  Beteiligten 
allein  die  Tragung  der  gesamten  Anlage-  und  Erhaltungskosten 
zugemutet  würde. 

2)  Rentabilität  der  Boden  Verbesserungen  und 
der  Kulturverbesserungen. 

Weit  leichter  ist  die  Frage  nach  der  Rentabilität  solcher  Me- 
liorationsunternehmungen zu  beantworten,  die  sich  nur  auf  einen 
engen  Kreis  von  Grundstücken  oder  doch  auf  geographisch  be- 
grenztere  Gebiete  beschränken,  wie  dies  bei  den  Bodenverbesse- 
rungen und  Kulturverbesserungen  der  Fall  ist ;  auch  konunen  bei 
diesen  Meliorationen  in  der  Regel  ausschliesslich  oder  doch  ganz 
überwiegend  rein  ökonomische  Momente  in  Betracht. 

Der  wirtschaftliche  Erfolg  von  Entwässerungen  und  Bewäs- 
serungen zeigt  sich  sofort  oder  doch  schon  wenige  Jahre  nach 
Vollendung  der  Anlage  und  besteht  meist  in  einer  positiven  Er- 
höhung des  Bodenertrages  und  des  Bodenwertes,  und  diese  Erhöh- 
ung lässt  sich  überdies  sehr  häufig  mit  ziemlicher  Sicherheit  im 
voraus  feststellen.  Soweit  dabei  kein  Irrtum  mit  unterläuft,  kann 
daher  die  Frage,  ob  bestimmte  kulturtechnische  Arbeiten  rationell 
seien  und  ob  sie  vorgenommen  werden  sollen,  fast  mit  zifTermäs- 
siger  Bestimmtheit  beantwortet  werden.  Noch  in  erhöhterem 
Masse  gilt  das  alles  von  den  Kulturverbesserungen. 

3)  Methode    der    Rentabilitätsberechnung    bei 
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Wenn  auch  bei  der  Beurteilung  der  Rentabilität  einer  Melio- 
ration das  Meiste  von  den  speziellen,  konkreten  Umständen  des 
einzelnen  Falles  abhängt,  so  erhebt  sich  für  die  Berechnung  der 
ökonomischen  Zweckmässigkeit  von  Bodenverbesserungen  doch 
auch  eine  allgemeine  methodologische  Frage. 

Es  gibt  nämlich  von  vornherein  zwei  scheinbar  identische, 
thatsächlich  aber  doch  von  einander  abweichende  Massstäbe,  um 
die  wirtschaftliche  Zweckmässigkeit  von  Meliorationen  zu  bestim- 
men. Der  eine  Weg  ist  der,  die  Kosten  der  MeUoration  mit  der 
erzielten  Wertsteigerung  der  Realität  zu  vergleichen,  der  andere, 
die  Erhöhung  des  Reinertrages  den  jährlichen  Leistungen  gegen- 
überzustellen, welche  zur  Verzinsung  und  Amortisation  des  Me- 
liorationskapitals erforderlich  sind. 

Diese  zwei  Methoden  können  zu  wesentlich  verschiedenen  Re- 
sultaten führen.  Das  Ergebnis  wäre  bei  beiden  nur  dann  das 
gleiche,  wenn  bei  der  Bewertung  von  Liegenschaften  der  nämliche 
Zinsfuss  in  Anwendung  gebracht  würde,  wie  bei  der  Verleihung 
von  Geldkapital.  Das  geschieht  aber  bekanntlich  im  wirtschaftlichen 
Leben  thatsächlich  nicht,  vielmehr  ist  der  sogenannte  Grundzinsfuss 
in  der  Regel  viel  niedriger,  als  der  Geldzinsfuss.  Die  Vergleichung 
der  Kapitalsgrössen  wird  deshalb  in  unserem  Falle  den  Erfolg  einer 
Bodenverbesserung  stets  in  viel  günstigerem  Lichte  erscheinen 
lassen,  als  die  Vergleichung  der  jährlichen  Einkünfte  und  Aus- 
gaben ;  der  durch  eine  Meliorationsanlage  erzeugte  neue  Boden- 
wert kann  die  aufgewendeten  Kosten  übersteigen,  ohne  dass  doch 
die  Erhöhung  des  Reinertrages  hinzureichen  braucht,  um  die 
Zinsen  und  Amortisationsraten  des  Meliorationskapitales  zu  decken. 

Welcher  dieser  beiden  Massstäbe  bei  der  Beurteilung  von 
geplanten  Bodenverbesserungen  angewendet  werden  soll,  hängt 
durchaus  von  der  Intention  des  Beurteilers  ab.  Führt  z.  B.  ein 
Güterspekulant  eine  Melioration  aus,  um  das  Objekt  vorteilhafter 
zu  verkaufen,  so  wird  es  ihm  genügen  können,  wenn  er  mit  seiner 
Kapitalsinvestition  einen  Wertzuwachs  bewirkt  hat,  der  die  auf- 
gewendeten Kosten  übersteigt ;  denn  beim  Verkauf  der  Liegen- 
schaft realisiert  er  einen  Reingewinn.  Ebenso  muss  es  dem- 
jenigen, der  einem  Landwirte  Kapital  zum  Zweck  einer  Boden- 
verbesserung kreditiert,  in  erster  Linie  darauf  ankommen,  ob 
durch  die  beabsichtigte  Verwendung  der  Darlehensvaluta  das  Gut 
eine  solche  Wertsteigerung  erfahren  werde,   dass   dadurch  seine 
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Kapitalsforderung  gedeckt  ist.  Denn  der  exekutive  Verkauf  der 
meliorierten  Liegenschaft  ist  ja  das  Mittel,  sich  die  Befriedigung 
für  seine  Forderung  auch  gegen  den  Willen  des  Schuldners  zu 
erzwingen. 

Anders  muss  der  Landwirt,  dem  jede  Verkaufsabsicht  ferne 
liegt,  die  Sache  ansehen.  Ihm  nützt  es  gar  nichts,  dass  bei  Ver- 
gleichung  der  Kapitalswerte  ein  Plus  für  ihn  resultiert,  wenn  er 
von  dem  Mehrertrage  gar  nichts  in  Händen  behält,  sondern  um 
das  Meliorationsdarlehen  verzinsen  und  amortisieren  zu  können, 
vielleicht  noch  Geld  zuschiessen  muss.  Ihm  kommt  es  vielmehr 
lediglich  auf  das  Verhältnis  der  erreichten  Ertragssteigerung  zu 
den  notwendigen  jährlichen  Aufwendungen  an ;  für  den  meliorieren- 
den Landwirt  ist  eine  Bodenverbesserung  nur  dann  rationell,  wenn 
dieses  letztere  Verhältnis  ein  günstiges  ist. 

Es  kann  nicht  zweifelhaft  sein,  dass  auch  für  die  allgemeine 
wirtschaftliche  Beurteilung  die  zweite  und  nicht  die  erste  Betrach- 
tungsweise massgebend  sein  muss.  Denn  sie  trifft  für  die  weitaus 
überwiegende  Mehrzahl  der  Fälle  zu.  Grund  und  Boden  ist  in 
der  gegenwärtigen  Wirtschaftsorganisation  in  erster  Linie  nicht 
Ware,  sondern  Produktionsmittel. 

4)  Rentabilität  der  einzelnen  Arten  von  Boden- 
verbesserungen. 

Die  für  die  Rentabilität  des  Unternehmens  entscheidenden 
Faktoren  sind  sehr  zahlreich  und  mannigfaltig,  wie  insbesondere 
die  Grösse  der  Steigerung  des  Rohertrages,  die  Preise  der  Pro- 
dukte, die  Höhe  der  neu  hinzukommenden  Bestellungs-  oder  Er- 
haltungskosten,  die  Kosten  der  Melioration,  die  Höhe  des  Geld- 
zinsfusses,  endlich  die  Dauer  des  Ertragszuwachses,  also  die  Zeit, 
in  welcher  das  Meliorationskapital  amortisiert  sein  muss.  Da 
dies  durchaus  Momente  sind,  die  mit  den  lokalen  und  temporären 
Umständen  wechseln,  so  lässt  sich  ein  ganz  allgemein  gütiges 
Urteil  über  die  wirtschaftliche  Zweckmässigkeit  der  einzelnen 
Meliorationsarten  nicht  aussprechen.  Sinkt  z.  B.  der  Leihzinsfuss 
im  Lande  und  ist  Vorsorge  getroffen,  dass  diese  Bewegung  auch 
dem  Meliorationskredite  zu  Gute  kommt,  so  werden  Bodenver- 
besserungen rationell,  die  es  bisher  nicht  gewesen  waren,  und  lun- 
gekehrt.  Fallen  dagegen  die  Getreidepreise,  so  werden  Melio- 
rationen, die  eine  intensivere  Ackerbestellung  in  sich  scbliessen, 
in  ihrem  wirtschaftlichen  Erfolge  geschmälert. 
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Immerhin  liegen  aber  über  die  beiden  wichtigsten  Arten  von 
Bodenverbesserungen,  die  Entwässerungen  und  Bewässerungen, 
bereits  viele  praktische  Erfahrungen  vor  ,  die  es  doch  wohl 
ermöglichen,  über  den  wirtschaftlichen  Effekt  der  genannten  kul- 
turtechnischen Arbeiten  unter  normalen  Verhältnissen  etwas  aus- 
zusagen. 

Namentlich  sind  es  die  Entwässerungen  u.  z.  speziell 
die  Drainagen,  die  sich  überall  ganz  ausserordentlich  bewährt 
haben.  Wo  die  technischen  Voraussetzungen  für  Drainagen  vor- 
liegen, sind  sie  stets  auch  vom  ökonomischen  Standpunkte  aus  ra- 
tionell und  erhöhen  nicht  nur  den  Bodenwert,  sondern  auch  den 
Roh-  und  den  Reinertrag  sehr  bedeutend.  Die  Quantität  der 
Bodenprodukte  steigt  um  die  Hälfte,  ja  bis  über  das  Doppelte,  wo- 
bei ausserdem  auch  die  Qualität  eine  bessere  wird  und  die  Un- 
sicherheit der  Ernte  sich  mindert.  Bei  genau  festgestellten  Ver- 
suchen französischer  Landwirte  betrug  die  Erntevermehrung  durch 
Drainage  143,  180,  29,  60,  200,  133,  58,  33,  125,  50,28,69,  170, 
150»  18,  35,  38%  der  früheren  Hektoliterzahl  bei  verbesserter 
Qualität  ^).  Durch  das  Mehrerträgnis  wird  das  für  die  Drainage 
erforderliche,  nicht  unbedeutende  Anlagekapital  nicht  nur  ver- 
zinst, sondern  binnen  weniger  Jahre  (3—5)  amortisiert;  ja 
nicht  selten  hat  der  Mehrertrag  einer  einzigen  Ernte  die  Kosten 
der  Anlage  bezahlt  gemacht  •).  Wenn  in  vereinzelten  Fällen  diese 
Thatsacbe  nicht  konstatiert  wurde,  ist  die  Schuld  entweder  in 
der  Unangemessenheit  der  Drainage  für  die  betreffenden  Ver- 
hältnisse oder  in  der  fehlerhaften  Anlage  zu  suchen*). 

Was  die  Bewässerungen  anlangt,  so  sollen  auf  i  ha 
unbewässerter  Wiese  im  Durchschnitt  30  Zentner  Futter  im  Werte 
von  etwa  80  M.  geemtet  werden,  während  sich  der  Ertrag  in- 
folge der  Bewässerung   im  Durchschnitte  auf  100^-220  Ztr.  und 


i)  Dünkilberg  a.  a.  O.  S.  246. 

2)  Dünkelberg ,  Encyklopädie  und  Methodologie  der  Kulturtechnik  führt  als  ty- 
pisches Beispiel  das  Gut  Kerschitten  in  Ostpreussen  an,  wo  i.  J.  1860  280  ha  mit 
33  882  M.  drainiert  wurden.  Im  Durchschnitte  der  Jahre  1851 — 60  betrug  der  Geld- 
wert einer  Ernte  29  508  M.,  im  folgenden  Jahrzehnte  dagegen  44  985  M.,  was  einem 
jährlichen  Mehrertrag  von  15  476  M.  oder  von  52  7o  ergiebt.  Bei  fÜnfprozentlger  Ver- 
zinsung der  Drainagekosten  waren  diese  also  schon  im  fünften  Jahre  amortisiert,  und 
es  ergab  sich  schon  in  diesem  Jahre  ein  reiner  Ueberschuss  von  5388  M.,  in  der  Folge 
ein  solcher  von  15  476 1 

3)  Perels^  Handbuch  des  landwirtschafUichen  Wasserbaues,  2.  Auflage,  1884. 
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200—400  M.  Stellt.  Rationelle  Wiesenbewässerungen  sollen  sich 
demnach  meist  mit  25  und  mehr  Prozent  verzinsen  ^). 

Eine  Reihe  von  konkreten  Rentabilitätsberechnungen  speziell 
für  österreichische  Verhältnisse  wird  uns  im  Laufe  unserer  Dar- 
stellung noch  begegnen  (s.  u.  im  9.  Abschnitt). 

Darüber  kann  jedenfalls  schon  nach  dem  Gesagten  kein 
Zweifel  bestehen,  dass  Meliorationen  und  insbesondere  Bodenver- 
besserungen, wo  sie  überhaupt  angebracht  sind,  den  landwirt- 
schaftlichen Roh-  und  Reinertrag  und  damit  das  Volksvermögen 
steigern. 

B.  Das  MeUorationsbedürfiiis  in  Oesterreicb. 

Die  wirtschaftspolitische  Bedeutung  des  Meliorationswesens 
speziell  für  Oesterreich  kann  nicht  leicht  zu  hoch  veranschlagt 
werden. 

i)  Wildbachverbauungen. 

Bei  der  ausserordentlichen  Ausdehnung,  welche  in  Oester- 
reich das  Gebirge  und  speziell  auch  das  Hochgebirge  besitzt,  ist 
die  Zahl  der  Wildbäche,  die  gebändigt  werden  müssen  —  es  sind 
deren  sicher  weit  über  1000*)  —  eine  riesige. 

Trotzdem  geschah  bis  vor  wenigen  Jahren  fast  nichts  in 
dieser  Richtung.  Ebensowenig  wurde  auch  nur  darüber  gewacht, 
dass  nicht  durch  sorglose  Behandlung  der  Kulturen  in  den  Quell- 
gebieten die  Neubildung  von  Wildbächen  befördert  werde. 

Thatsächlich  hat  denn  auch,  wie  übereinstimmend  aus  den 
Alpenländem  berichtet  wird,  die  Zahl  der  Wildbäche  in  er- 
schreckender Weise  zugenommen,  und  die  Grefährlichkeit  der  schon 
früher  bestehenden  ist  ungemein  gestiegen.  Aehnlich  wie  in 
den  Alpen,  steht  es  in  den  nordöstlichen  Abhängen  der  Sudeten 
(Schlesien)  und  im  Gebiete  der  Karpathen  (Galizien).  Wörtlich 
gilt  für  Oesterreich  das,  was  Detnontzey  von  Frankreich  sagt*): 
»Man  hat  es  nicht  mehr  mit  einem  entfernten  Feind  zu  thun,  im 
Gegenteil,  die  Waldbäche  stehen  vor  uns,  drohend,  furchtbar. 
Sie  haben  bestimmte  Territorien  an  sich  gerissen  und  von  solchen 
Orten  Besitz  ergriffen,   welche  durch  die  Sorglosigkeit  ihrer  Ein- 


i)  Fraissinet,  Die  volkswirtscliafUiche  Bedeutung  der  Privatflüsse  und  BMche,  Leip- 
zig 1891. 

2)  S.  unten  im  9.  Abschnitte. 

3)  Studien  über  die  Arbeiten  der  Wiederbewaldung   und  Berasung  im  Gebirge, 
deutsch  von  Freiherr  von  Seckendorf, 
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wohner  ihres  natürlichen  Schutzes  beraubt  wurden,  und  von  den 
Höhen,  wo  sie  sich  festgesetzt  haben,  bedrohen  sie  die  Existenz 
ganzer  Bevölkerungen.  Man  muss  sie  rücksichtslos  bekämpfen, 
sie  bändigen,  sie  in  die  Unmöglichkeit  versetzen,  je  wieder  Schaden 
anzurichten,  sie  von  allen  Seiten  mit  einem  kontinuierlichen  Vege- 
tationsgürtel umfassen  und  sie  in  den  Tausenden  von  Armen 
des  Waldes  ersticken,  des  einzigen  Riesen,  welcher  mächtig  genug 
ist,  sie  zu  vernichtenc. 

2)  Flussregulierungen. 

Kaum  geringer  als  das  Bedürfnis  nach  Wildbachverbauungen 
ist  das  nach  Flussregulierungen  in  Oesterreich.  Konnte  doch  der 
Ackerbauminister  im  Jahre  1891  erklären,  es  sei  in  Oesterreich 
in  Bezug  auf  die  Korrektion  der  Flüsse  noch  so  gut  wie  Alles  zu 
thun  *). 

Die  alljährlich  wiederkehrenden  verheerenden  Ueberschwem- 
mungskatastrophen  führen  eine  beredte  Sprache.  Sollen  doch 
allein  in  Galizien  in  den  Jahren  1880 — 1890  über  25  Millionen  fl. 
an  Werten  durch  Hochwässer  vernichtet,  im  Jahre  1889  die  Saaten 
von  6 — 7  Mill.  Joch  Bodens  zu  Grunde  gerichtet  worden  sein*). 
In  Böhmen  verursachte  eine  einzige  Ueberschwemmung  im  Jahre 
1890  einen  erhobenen  Schaden  von  6  Mill.  fl. ')  usw.  Es  gibt 
kaum  ein  Kronland,  in  welchem  nicht  noch  grosse  und  dringende 
Aufgaben  in  Bezug  auf  die  Flussregulierungen  zu  leisten  wären. 
Wir  werden  noch  im  9.  Abschnitte  dieses  Kapitels  zahlreiche 
Belege  dafür  finden. 

Eine  statistische  Erhebung  über  die  der  Regulierung  bedürf- 
tigen nicht  schiffbaren  Flüsse  des  Landes  hat  im  Jahre  1 884  der 
galizische  Landesausschuss  veranstaltet.  Der  Bericht^)  bezieht 
sich  bloss  auf  52  Bezirke  des  Landes;  in  diesen  allein  werden  nicht 
weniger  als  200  Flüsse  genannt,  welche  der  Regulierung  bedürfen. 
Bei  ni  Flüssen  ist  deren  Länge  —  im  Ganzen  über  2800  km  —  an- 
gegeben ;  fiir  83  Flüsse ,  also  42  Vo  der  regulierungsbedürftigen 
Wasserläufe  in  jenen  Bezirken,  ist  das  Inundationsgebiet  mitge- 
teilt, das  zusammen  147  331  ha  beträgt.  Natürlich  ist  damit 
nur    ein   sehr    geringer    Teil    des    durch    Flussregulierungen    zu 

i)  Abgeordnetenhaus  IX.  Session  S.  12  785. 

2)  Rutffwski,  Die  Elementarunfiille  in  Galizien.  Ekonomista  Polski  1890  S.  39  IT. 

3)  Abgeordnetenhaas  1891  XI.  Session  S.  1268. 

4)  Landtag  1884,  Allegat  45. 
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schützenden  und  zu  verbessernden  Bodens  gegeben.  Aus  an- 
deren Kronländern  sind  leider  keine  ähnlichen  Erhebungen  über 
die  Regulierungsbedürftigkeit  der  Wasserläufe  publiziert. 

3)  Bodenverbesserungen. 

Wie  bezüglich  der  Landesmeliorationen  ist  auch  bezüglich 
der  Bodenverbesserungen  im  engeren  Sinne  bei  uns  noch  fast  Alles 
zu  thun  übrig.  Weder  die  befeuchtende,  noch  die  düngende  Kraft 
des  fliessenden  Wassers  wird  gegenwärtig  in  nennenswertem  Masse 
ausgenützt,  während  andrerseits  Entwässerungen  bisher  nur  auf 
einem  verschwindend  kleinen  Teile  desjenigen  Areales  durchge- 
fahrt  sind,  das  dauernd  oder  periodisch  an  zu  grosser  Nässe 
leidet.  Ebenso  wären  in  Oesterreich  noch  weite  Strecken,  die 
gegenwärtig  von  Sümpfen  und  Mooren  eingenommen  werden,  für 
die  Kultur  zu  gewinnen. 

Ziffermässig  lässt  sich  allerdings  die  Grösse  des  Bedürfnisses 
nach  Bodenverbesserungen  nicht  feststellen.  Indessen  stimmen 
alle  Sachverständigen  darin  überein,  dass  in  Bezug  auf  die  Boden- 
verbesserung in  Oesterreich  noch  ausserordentlich  viel  zu  leisten 
wäre,  und  dass  noch  viele  Strecken  des  Landes  der  Bewässerung  und 
Entwässerung,  unzählige  Wasserläufe  der  Regulierung  bedürfen '). 

Wenn  nun  auch  eine  Statistik  der  meliorationsbedürftigen 
Bodenfläche  nicht  vorliegt,  so  möge  es  doch  gestattet  sein,  we- 
nigstens einige  Schätzungen  zu  erwähnen,  die  immerhin  auf  an- 
nähernde Richtigkeit  Anspruch  machen  dürften. 

So  soll  in  Böhmen  ca.  V«  der  gesamten  Ackerfläche  d.  h. 
etwa  656000  ha  entschieden  entwässerungsbedürftig,  Vs  der  ge- 
samten Wiesenfläche  d.  h.  ungefähr  174000  ha  entweder  zu  trocken 
oder  zu  feucht  sein.     Bis  zum  Jahre   1887   waren  aber  nur  etwa 


i)  Der  Domänenrat  v,  Konurs  sagte  i.  J.  1873  auf  dem  zweiten  agrarischen  Kon- 
gress  zu  Wien  (Verhandlungen  S.  58):  »In  keinem  Staate  der  Welt  wird  zu  Melio- 
rationen und  technischen  Arbeiten  eines  Ingenieurs  soviel  Gelegeuiieit  gegeben,  wie 
in  Oesterreich.  Sie  können  aus  Quadratmeilen  unproduktiver  Flächen  auf  dem  Wege 
von  Meliorationen  den  Ertrag  auf  das  20 — 30  fache  steigern,  c  Im  Jahre  1879  l^cisst 
es  im  Referate  des  Professor  Per  eis  an  den  Agrartag  (Verhandlungen  S.  96) :  »Ebenso 
muss  allgemein  anerkannt  werden,  dass  Oesterreich  ausgedehnte  Flächen  meliorations- 
bedürfligen  Bodens  besitzt,  welcher  entweder  an  zu  grosser  Nässe  oder  an  Gbcrmas- 
siger  Trockenheit  leidet  .  .  .  Ueberdies  könnte  in  fast  allen  Ländern  Oesterreichs  die 
Bodenkultur  wesentlich  gefordert  werden,  wenn  in  umfassendem  Masse  Anordnungen 
getroffen  wurden,  um  das  von  den  Strömen  und  Flüssen  mitgefuhrte  schlammaitige 
Material  den  Aeckern  und  namentlich  den  Wiesen  zuzuleiten. 
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2500  ha  Felder  drainiert,  1500  ha  Wiesen  verbessert!  Also  nicht 
einmal  Vi^/o  des  durch  Entwässerung  oder  Bewässerung  drainier- 
baren  Ackerareales ,  nicht  einmal  i  Vo  der  meliorationsfahigen 
Wiesen!  > Während  der  durchschnittliche  Ertrag  der  Wiesen  per 
ha  in  Baiem  50,2  qm,  Baden  43,9,  Württemberg  43,4  qm  beträgt, 
macht  er  in  Böhmen  nur  25  qm  aus.  In  diesen  Zahlen  spiegelt 
sich  die  Einwirkung  der  in  Süddeutschland  so  sehr  verbreiteten 
Wiesenbewässerungen  auf  den  Ertragt  *). 

In  Mähren  wird  die  drainagebedürftige  Fläche  auf  etwa 
600000  ha  geschätzt.  Bedenkt  man  nun,  dass  diese  beiden  Kron- 
länder diejenigen  sind,  die  vermutlich  relativ  noch  die  günstig- 
sten Verhältnisse  der  Bodenkultur  aufweisen,  so  gelangt  man 
zur  Ueberzeugung ,  dass  in  der  That  Oesterreich  erst  noch  die 
Schätze  zu  heben  hat,  die  sein  Boden  in  sich  birgt. 

Für  G  a  1  i  z  i  e  n  veranstaltete  der  Landesausschuss  i.  J.  1878 
eine  Erhebung  über  die  der  Entwässerung  bedürftigen  Flächen'). 
Indes  finden  sich  daselbst  ziffermässige  Daten  nur  für  19  von  76 
Bezirken,  also  25  %•  Die  zu  meliorierende  Fläche  wird  daselbst  auf 
fast  300000  ha  angegeben.  Der  Landesausschuss  behauptet,  dass 
von  den  iV«  Millionen  Joch  Wiesen  des  Landes  »der  grösste  Teil 
der  Entwässerung  in  Verbindung  mit  der  Bewässerung  bedürfet  *). 
Nach  den  geometrischen  Karten  von  Galizien  und  nach  den  Er- 
fahrungen des  Landes-Meliorationsbureaus  bezifferte  der  Landes- 
ausschuss im  Jahre  1892  die  Drainage  bedürftige  Ackerfläche  auf 
960  786  ha,  d.  h.  25,3  ®/o  des  gesamten  Ackerbodens  des  Landes  *). 

Von  ausserordentlicher  Bedeutung  könnte  in  Oesterreich  auch 
die  Torfkultur  werden.  Weite  ertraglose  Flächen  harren 
gegenwärtig  noch  der  Kultivierung;  in  Galizien  allein  gibt  es 
Torfgründe  in  42  Bezirken  und  mit  einer  Ausdehnung  von  100  000 
Joch  •). 

4)  Kulturverbesserungen. 

Nicht  anders,  als  mit  den  genannten  Kategorien  von  Melioratio- 


i)  Nhnec,  Das  kulturtechnische  Bureau  beim  Landeskulturrate  für  das  Königreich 
Böhmen.    Prag  1887;  Landtag  1887,  Beilage  CXII. 

2)  Mährischer  Landtag  1883,  Beilage  Nr.  104. 

3)  Statistische  Nachrichten  für  Galizien  1878  V  2. 

4)  Landtag  1878  Beilage  8. 

5)  Landtag  1892,  AUegat  70. 

6)  Landtag  1892,  Allegat  204. 
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nen  steht  es  in  Oesterreich  mit  den  Kulturverbesserungen.  Welche 
weite  Verbreitung  bei  uns  heute  noch  die  primitivsten  Anbau- 
systeme haben,  das  lehrt  ein  Blick  auf  die  Karte  X  des  vom 
Ackerbauministerium  herausgegebenen  Atlas  der  Urproduktion 
Oesterreichs ;  finden  wir  da  doch  selbst  in  Niederösterreich  Ge- 
biete, in  denen  die  Dreifelderwirtschaft  mit  einer  Brache  vorherrscht. 
Auch  sahen  wir  schon  früher,  welch  kläglicher  Zustand  in  einem 
grossen  Teile  der  mit  Servituten  belasteten  Gründe,  sowie  in  den  in 
gemeinsamer  Nutzung  stehenden  Wäldern,  Alpen  und  Weiden 
herrscht.  Es  wurde  dort  schon  die  Statistik  der  Alpen  Nordtirols 
angeführt  (S.  178),  wonach  von  sämtlichen  in  Betracht  gezogenen 
Alpenwirtschaften  nur  41,5^/0  in  gutem  Zustande  sind,  während 
die  Haltung  von  27%  zu  wünschen  übrig  lässt  und  nicht  weniger 
als  31,4%  direkt  als  schlecht  bezeichnet  werden.  Es  fehlt  na- 
mentlich an  entsprechenden  Ställen,  ja  an  Schirmdächem  für  das 
Vieh,  an  der  Reinigung  des  Alpenbodens  vom  Unkraut;  dieser 
wird  fast  nirgends  gedüngt,  der  Viehmist  bleibt  meist  ganz  unaus- 
genützt;  sehr  häufig  sind  auch  die  erforderlichen  Viehtränken 
nicht  vorhanden  u.  s.  w.  Auch  das  Molkereiwesen  steht  bei  uns, 
verglichen  mit  anderen  Staaten,  auf  einer  sehr  niederen  Stufe. 

Diese  traurigen  Zustände  sind  auf  eine  ganze  Reihe  von 
Ursachen  zurückzuführen.  Die  Hindernisse,  welche  einer  regeren 
Meliorationsthätigkeit  entgegenstehen,  sind  zahlreich  und  bedeu- 
tend. Sie  liegen  teils  in  dem  Subjekte  der  Meliorationsunter- 
nehmungen, teils  in  den  Besitzverhältnissen;  ferner  in  den  ent- 
gegenstehenden subjektiven  Rechten,  in  den  Schwierigkeiten  der 
Finanzierung  und  in  dem  Mangel  einer  Organisation  des  kultur- 
technischen Dienstes. 

3.  Abschnitt.    Die  Hindernisse  im  Subjekte  der  Meliorations- 

Unternehmungen. 

A.  Arten  der  Subjekte  von  Meliorationsuntemehmungen. 

Als  Subjekte  von  Meliorationsunternehmungen  kommen  einer- 
seits öffentliche  Selbstverwaltungskörper  (Staat,  Land,  Bezirk, 
Gemeinde)  in  Betracht,  andrerseits  die  beteiligten  Grundeigentümer 
selbst ;  sei  es,  dass  ein  einzelner  Besitzer  isoliert  auf  seiner  Rea- 
lität eine  Boden  Verbesserung  durchführt,  sei  es,  dass  sich  eine 
grössere  Zahl  solcher  zu  einer  gemeinsamen  Anlage  vereinigt 
(Genossenschaft). 


Hindernisse  im  Subjekte  der  Meliorationsantemehmungen.  a^i 

Der  in  anderen  Staaten,  namentlich  in  England,  häufig  vor- 
kommende Fall,  dass  die  Durchführung  von  Bodenverbesserungen 
als  eigenes  Gewerbe  von  einzelnen  Unternehmern  oder  grösseren 
Erwerbsgesellschaften  betrieben  wu-d,  hat  in  Oesterreich  ebenso 
wenig  praktische  Bedeutung,  als  in  Deutschland.  Für  uns  kommen 
daher  nur  die  Formen  der  öffentlichen,  der  genossenschaftlichen 
und  der  Einzelmelioration  in  Betracht. 

Nur  ein  relativ  geringer  Teil  der  Meliorationen  kann  zweck- 
mässiger Weise  von  einzelnen  Landwirten  ohne  Zusammenhang 
mit  den  Flumachbam  vorgenommen  werden. 

Für  die  Kulturverbesserungen  trifft  dies  noch  am 
häufigsten  zu.  Aber  selbst  bei  diesen  ist  nicht  selten  ein  gemein- 
sames Vorgehen  einer  grösseren  Zahl  von  Grundbesitzern  vorteil- 
haft oder  sogar  notwendig.  Manchmal  sind  technische  Gründe 
dafür  vorhanden,  wie  bei  manchen  Aufforstungen,  die  sich  auf 
isolierten  Parzellen  schwer  bewerkstelligen  lassen.  Aber  auch  von 
solchen  Fällen  abgesehen,  sind  vereinzelte  Kulturverbesserungen 
dort  meist  ausgeschlossen,  wo  eine  starke  Gemenglage  des  Grund- 
besitzes besteht  und  die  einzelnen  Parzellen  der  freien  Zufahrt 
entbehren.  Der  Uebergang  zu  einer  rationelleren  Kultur  ist  hier 
in  der  Regel  davon  abhängig,  dass  auch  die  Nachbarn  das  neue 
Wirtschaftssystem  acceptieren. 

Die  eigentlichen  Bodenverbesserungen  gestatten 
noch  weit  seltener,  als  die  Kulturverbesserungen,  die  Vereinzelung. 
Das  fliessende  Wasser  verbindet  alle  Grundbesitzer  des  Flussge- 
bietes zu  einer  natürlichen,  zunächst  physikalischen,  meist  aber 
auch  technischen  und  wirtschaftlichen  Gemeinschaft.  Auch  dabei 
spielt  naturgemäss  die  Grundbesitzverteilung  eine  sehr  wichtige 
Rolle;  auf  Latifundien  werden  häufig  Bewässerungs-  und  Ent- 
wässerungsanlagen isoliert  selbst  dann  durchgeführt  werden  können, 
wenn  dazu  weit  ausgedehnte  Arbeiten  —  etwa  zur  Beschaffung 
der  nötigen  Vorflut  —  notwendig  sind,  und  selbst  für  Anlagen, 
die  sonst  zu  den  Landesmeliorationen  zählen  —  wie  Eindeichungen, 
Flussregulierungen  —  kann  der  Grossgrundbesitzer  häufig  auf  die 
Zuziehung  Andrer  verzichten,  weil  er  der  einzige  Anrainer  an  dem 
zu  verbessernden  Wasserlauf  ist.  In  Gegenden  mit  geschlossenem 
bäuerlichen  Besitze  können  als  Einzelmeliorationen  wohl  nur  lokale 
Uferschutzbauten  und  Meliorationen  zweiter  Ordnung  vorkommen, 
also  die  Entwässerung  oder  die  Bewässerung  einzelner  Grund- 
stücke,  wenn   die  Vorflut  oder   die  Wasserzuleitung  schon  vor- 
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handen    ist.     Der  Streubesitz    erschwert    die    isolierte  Vornahme 
selbst  dieser  engbegrenzten  Kulturarbeiten. 

Viele  Kulturverbesserungen  und  die  meisten  eigentlichen  Bo- 
denverbesserungen müssen  sich  dagegen  gleichzeitig  auf  eine 
Mehrzahl  von  Liegenschaften  erstrecken,  setzen  daher  eine  Willens- 
übereinstimmung ihrer  Besitzer  voraus. 

An  den  Landesmeliorationen  endlich -^ Eindeichungen, 
Flussregulierungen,  Wildbachverbauungen  —  sind  in  der  Regel 
nicht  bloss  die  Eigentümer  derjenigen  Grundstücke  interessiert,  an 
denen  die  Arbeiten  vorgenommen  werden  sollen,  sondern  vielmehr 
die  ganze  von  Ueberschwemmungen  bedrohte  Bevölkerung,  na- 
mentlich also  auch  das  Unterland;  ferner  nicht  bloss  die  Land- 
wirtschaft, sondern  ebenso  Industrie  und  Handel.  Unternehmungen 
dieser  Art  sind  daher  nicht  Sache  der  Grundeigentümer,  sondern 
der  organisierten  Gesamtheit  der  Bewohner,  also  des  Staates, 
Landes,  Bezirkes ,  der  Gemeinde ;  sie  sind  nicht  mehr  als  frucht- 
bringende Kapitalsanlagen,  sondern  als  Aufwendungen  für  das 
öffentliche  Wohl  zu  betrachten. 

So  können  wir  Einzel-,  genossenschaftliche  und  öffentliche 
Meliorationen  unterscheiden,  innerhalb  der  Letzteren  wieder  Staats-, 
Landes-,  Bezirks-  und  Gemeindeunternehmungen.  Scharf  ist  aller- 
dings diese  Einteilung  nicht  durchzuführen,  da  nicht  selten  eine 
gemeinsame  Aktion  mehrerer  der  genannten  Arten  von  Meliora- 
tionssubjekten stattfindet. 

B.  Die  subjektive  Seite  bei  den  öffentlichen  Meliorationen. 

Besondere,  an  dem  Subjekte  der  Meliorationsunternehmung 
gelegene  Hindernisse  bestehen  bei  diesen  Gruppen  wohl  nicht. 
Ob  Staat,  Länder,  Bezirke,  Gemeinden  eine  volkswirtschaftlich  not- 
wendige oder  nützliche  Melioration  in  Angriff  nehmen  wollen  oder 
nicht,  steht  nach  österreichischem  Rechte  vollkommen  in  deren 
Belieben,  ist  Sache  der  freien  Beschlussfassung  durch  die  betref- 
fenden Vertretungskörper;  es  giebt  kein  Gesetz,  das  ihnen  auch 
nur  in  unverbindlicher  Weise  diesbezüglich  eine  Wirksamkeit  auf- 
tragen würde. 

Damit  eine  solche  öffentliche  Melioration  zu  Stande  komme, 
ist  also  in  jedem  einzelnen  Falle  ein  eigenes  Reichs-  oder  Landes- 
gesetz oder  ein  von  der  Aufsichtsbehörde  zu  genehmigender  Be- 
schluss  der  betreffenden  autonomen  Körperschaft  erforderlich. 
Naturgemäss  fallen  aber  im  allgemeinen  Arbeiten,  die  an  öffent- 


Die  subjektive  Seite  bei  öffentlichen  und  privaten  Meliorationen.  a^% 

liehen  Flüssen  zur  Beförderung  der  Schiff-  und  Flossfahrt  not- 
wendig sind ,  dem  Staate  zu ;  die  Förderung  der  Landeskultur 
gehört  in  die  Kompetenz  der  Landesgesetzgebung ,  und  die  klei- 
neren autonomen  Körperschaften  werden  vor  Allem  die  sanitären 
und  landeskulturlichen  Interessen  ihres  Sprengeis  vor  Augen  haben. 
Nicht  selten  unternehmen  auch  Staat  und  Kronland  oder  sogar 
Staat,  Kronland  und  Gemeinde  gemeinsam  eine  Melioration ,  in- 
dem jeder  Teil  unter  der  Voraussetzung  eines  identischen  Beschlus- 
ses des  anderen  Teiles  seinen  Beitrag  zu  dem  Werke  normiert. 

C.  Psychologische  Hindernisse  bei  privaten  Meliorationen. 

Zur  Vornahme  von  Kultur-  und  Bodenverbesserungen  gehört 
auf  Seite  der  Landwirte  stets  ein  gewisses  Mass  von  Aufklärung 
und  Geschäftsgeist,  von  Bestreben,  sich  die  Fortschritte  der  Er- 
kenntnis und  der  Technik  ökonomisch  anzueignen.  An  alle  dem 
fehlt  es  unserer  Landbevölkerung  fast  allgemein,  die  meist  weder 
Verständnis  für  die  Vorteile  von  Meliorationsanlagen,  noch  auch  die 
Initiative  besitzt,  sich  diese  Vorteile  zu  verschaffen.  Der  Bauer 
bewegt  sich  vielfach  noch  streng  in  den  Bahnen  der  väterlichen 
Tradition,  stellt  sich  prinzipiell  jeder  Neuerung  misstrauisch,  wenn 
nicht  geradezu  feindlich  entgegen.  Wir  sahen  ja  im  vorigen  Ka- 
pitel, wie  lähmend  in  dieser  Beziehung  die  immer  noch  herrschende 
Gemenglage  des  Grundbesitzes  wirkt. 

Die  Mittel  zur  Bekämpfung  dieser  Hindernisse  sind:  Unter- 
richt, Aufklärung,  Beispiel.  Schon  früher  wurde  gezeigt,  wie  wohl- 
thätig  es  in  dieser  psychologischen  Richtung  wirkt,  wenn  die 
Landwirte  durch  eine  Neueinteilung  der  Feldflur  aus  ihrem  ge- 
dankenlosen Fortwirtschaften  nach  der  Vorfahren  Sitte  herausge- 
rissen werden. 

Sehr  wirksam  haben  sich  auch  in  vielen  Staaten  die  Anregungen 
erwiesen,  die  von  vielseitig  gebildeten  kulturtechnischen  Beamten 
ausgehen;  denn  die  letzteren  setzen  dem  Landwirte  nicht  bloss 
abstrakt  die  Vorteile  der  Drainage,  der  Bewässerung  u.  s.  w. 
auseinander,  sondern  sie  legen  ihm  die  Nützlichkeit  jener  Arbeiten 
an  dem  konkreten  Falle  dar  und  berechnen  ihm  auf  Grund  der 
Pläne  genau  die  Kosten  der  Anlage  und  die  dadurch  zu  erlangen- 
den Mehreinnahmen  (s.  u.  Abschnitt  8). 

Nur  ausnahmsweise  wird  der  Staat  das  äusserste  Mittel  zur 
Brechung  des  Widerstandes  der  Bevölkerung  gegen  die  Vornahme 
von  Meliorationen  anwenden :  den  direkten  Zwang. 

Schiff,  Oesterreichische  Agrarpolitik,  I.  28 
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Der  landwirtschaftliche  Unterricht  liegt  bei  uns 
leider  noch  sehr  im  Argen;  in  Bezug  auf  die  Aufklärung  der 
Landbevölkerung  über  ihren  eigenen  Wirtschaftsbetrieb  ist  in 
Oesterreich  noch  sehr  viel  zu  leisten.  Kaum  in  einem  andern  Pro- 
duktionszweige ist  nicht  nur  die  allgemeine,  sondern  auch  die  spe- 
ziell fachliche  Bildung  eine  so  minimale,  als  bei  dem  grössten  Teile 
unserer  kleinen  und  mittleren  Landwirte.  Das  ganze  Wissen  und 
Können  derselben  reicht  meist  nicht  weiter ,  als  auf  die  wenigen 
Erfahrungssätze  und  Handgriffe,  die  sie  in  der  Jugend  dem  meist 
des  Lesens  und  Schreibens  unkundigen  Vater  abgelernt  haben. 

Die  räumliche  Isolierung,  die  schlechten  Kommunikationen 
zu  den  Sammelpunkten  moderner  Kultur,  endlich  die  starke  Ab- 
hängigkeit des  Arbeitserfolges  von  Faktoren ,  die  seinem  Ein- 
flüsse entrückt  sind,  haben  dem  Bauer  jenen  konservativen  Cha- 
rakter aufgeprägt,  der  zwar  von  manchen  Parteirichtungen  für  poli- 
tisch wünschenswert  gehalten  wird,  den  der  Bauer  aber  mindestens 
auf  dem  ökonomischen  Gebiete  unbedingt  abstreifen  muss,  soll 
er  im  Kampf  mit  dem  technisch  fortgeschrittenen  Grossgrundbe- 
sitzer, mit  dem  rationell  wirtschaftenden  amerikanischen  Farmer 
nicht  unterliegen.  Auf  diesem  Punkte  müsste  demnach  eine  Regie- 
rung, welche  die  Erhaltung  des  Bauernstandes  anstrebt,  mit  allem 
Nachdrucke  einsetzen;  sie  müsste  nicht  nur  jede  Herabdrückung 
des  Niveaus  der  allgemeinen  Bildung  auf  das  Entschiedenste  be- 
kämpfen, sondern  deren  möglichste  Erweiterung  anstreben  und  auch 
für  eine  fachliche  Ausbildung  speziell  der  bäuerlichen  Bevölkerung 
Sorge  tragen.  Ja,  man  darf  wohl  die  Frage  aufwerfen,  ob  nicht 
ein  gewisses  Minimum  an  fachlichen  Kenntnissen  von  den  Per- 
sonen gefordert  werden  sollte,  denen  die  Bewirtschaftung  eines 
Teiles  der  Grrundfläche  des  Staates  anvertraut  ist. 

Von  alle  dem  ist  man  in  Oesterreich  weit  entfernt,  obzwar  ja 
auch  bei  uns  in  den  letzten  Jahrzehnten  so  Manches  auf  dem  Ge- 
biete des  landwirtschaftlichen  Unterrichtes  geleistet  wurde  *) ;  wäh- 
rend man  im  Jahre  1868  erst  16  Ackerbauschulen  und  eine  landwirt- 
schaftliche Winterschule  zählte,  bestanden  deren  i.  J.  1888  bereits 
28,  respektive  25,  im  Jahre  1895*)  35  resp.  32,  und  es  hat 
sich  auch  die  Frequenz  dieser  beiden  Schulgattungen  —  imd 
nur  sie  kommen    für    die   bäuerliche  Bevölkerung  in  Betracht  — 

i)  S.  Hohtnbruck  und  Zimmerauer,  Der  land-  und  forstwirtschaftliche  Unterricht 
in  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern,  Wien  1890. 
2)  Land-  und  forstwirtschaftliche  Unterrichtszeitung  IX.  Jahrgang. 
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von  362  Schülern  im  Jahre  1868  auf  1820  im  Jahre  1894  gehoben. 

Aber  welch  verschwindende  Zahlen  sind  das,  wenn  man  be- 
denkt, dass  Oesterreich  etwa  2  Millionen  selbständige  Landwirte 
besitzt!  Es  ist  klar,  dass  wir  da  kaum  am  Anfange  der  staat- 
lichen Fürsorge  für  die  Verbreitung  der  elementarsten  landwirt- 
schaftlichen Kenntnisse  stehen.  Von  jenen  6y  niederen  landwirt- 
schaftlichen Schulen  sind  übrigens  nur  17  Landes-  und  2  Ge- 
meindeanstalten, während  48  von  Vereinen  oder  Privaten  errich- 
tet sind. 

Die  Leistungen  Oesterreichs  auf  dem  Gebiete  des  niederen 
landwirtschaftlichen  Unterrichtes  sind  aber  nicht  nur  absolut  be- 
trachtet ganz  unzureichend,  sondern  sie  stehen  auch  ausserordent- 
lich weit  hinter  denen  andrer  Staaten  zurück.  Preussen,  z.  B.,  das 
i.  J.  1882  nur  etwa  1,2  Millionen  selbständiger  Landwirte  zählte, 
besitzt  nicht  weniger  als  26  Ackerbauschulen,  86  landwirtschaftliche 
Winterschulen  und  725  ländliche  Fortbildungsschulen. 

Unter  solchen  Umständen  wird  es  begreiflich,  dass  es  selbst 
in  dem  relativ  so  hoch  kultivierten  Böhmen  Gegenden  giebt,  »wo 
der  kleinere,  minder  aufgeklärte  Grundbesitzer  versumpfte  Wiesen 
für  eine  Art  Naturnotwendigkeit  hält  und  nicht  daran  glauben 
mag,  dass  menschliches  Bemühen  im  Stande  und  berufen  wäre, 
Hilfe  zu  schaffen«  ^). 

Zwangsmassregeln,  um  einzelne  Landwirte  zur  Vor- 
nahme von  isolierten  Kultur-  oder  Bodenverbesserungen  zu  be- 
wegen, sind  bisher  in  Oesterreich  höchstens  ausnahmsweise  in 
Anwendung  gebracht  worden  •)• 

Für  Wild  bach verbauungen  können,  wenn  nötig,  die 
Grundbesitzer  zu  Einzelmeliorationen  im  Verwaltungswege  ge- 
zwungen werden  (§  2  des  Gesetzes  vom  30.  Juni  1884  Nr.  117 
R.G.B.).  Es  kommen  dabei  insbesondere  Berasungen,  Aufforstungen 
und  Entwässerungen  in  Betracht.  Hier  bildet  die  Einzelmelioration 
eigentlich  auch  nur  einen  Teil  eines  grösseren,  genossenschaftlichen 
oder  öffentlichen  Unternehmens. 


i)  Lambl  in  »Oesterreich-Ungarn  in  Wort  and  Bild,  Böhmen«,  S.  182. 
2)  §  45  der  Wassergesetze  (die  Paragraphenzahlen  werden  nach  dem  böhmischen 
Landesgesetze  citiert)   enthält,   wie  Randa  (Oesterreichisches  Wasserrecht)   wohl   mit 
Recht  gegenüber  Peyrer  ausfuhrt,  nicht  die  Verpflichtung  des  Uferbesitzers,  sein  Grund- 
eigentum gegen  Wassergefahren  zu  schützen,  sondern  nur  die,  einem  dritten  von  Was- 
gefahr  Bedrohten  zu  gestatten,  die  Schutzarbeiten  vorzunehmen. 
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Die  Aufforstungsgesetze  der  Karstländer  und 
Mährens^)  enthalten  gleichfalls  mehrfache,  ziemlich  ausgedehnte 
Zwangsrechte  zur  Vornahme  von  Singularmeliorationen. 

Im  Küstenlande  und  in  Krain  bestehen  eigene  Aufforstungs- 
kommissionen, welche  aus  den  Waldgründen,  Hutweiden  und 
unproduktiven  Flächen  der  Karstgebiete  diejenigen  Parzellen  zu 
ermitteln  und  festzustellen  haben,  »deren  forstmässige  Behandlung 
zur  Herbeiführung  einer  Milderung  der  elementaren  und  gemein- 
schädlichen Uebelstände  der  Karstregion  angemessen  erscheint.« 
Die  Besitzer  dieser  Parzellen  müssen  binnen  einer  behördlich  be- 
stimmten Frist  die  Grundstücke  nach  einem  von  der  Behörde  ge- 
nehmigten Plane  aufforsten  und  auch  weiterhin  forstmässig  be- 
handeln ;  die  Erfüllung  dieser  Pflicht  kann  durch  Strafen  erzwungen 
werden,  äussersten  Falls  erfolgt  die  Expropriation  des  widerspen- 
stigen Grundbesitzers.    Aehnliches  gilt  in  Mähren. 

Auch  hier  bildet  die  einzelne  Aufforstung  eigentlich  nur  einen 
Teil  des  grossen  durch  die  Länder  in  Angriff  genommenen  Ent- 
karstungswerkes. 

Nach  dem  dalmatinischen  Landesgesetze  unterliegen  der  Auf- 
forstungspflicht jene  Grundstücke,  die  in  Ausführung  des  Gemein- 
heitsteilungsgesetzes  (s.  o.  S.  251)  für  die  Waldkultur  bestimmt 
wurden.  Die  Zwangsmittel  gegen  den  seiner  Pflicht  nicht  aufkom- 
menden Grundbesitzer  sind  hier  milder,  als  in  dem  Küstenlande: 
Strafen,  eventuell  Ausführung  der  Wiederbewaldung  von  Amts- 
wegen auf  Kosten  des  Säumigen. 

D.  Uneinigkeit  bei  gemeinsamen  Meliorationen. 

I.  Notwendigkeit  eines  absoluten  oder  relativen 
Zwanges. 

Bei  den  nur  gemeinsam  ausfuhrbaren  Unternehmungen  tritt 
zu  den  bisher  besprochenen,  alle  privaten  Meliorationen  betreffen- 
den psychologischen  Momenten  noch  ein  weiteres  Hindernis  hinzu : 
die  aus  der  Vielköpfigkeit  entspringende  Vielheit  der  Meinungen. 

Wir  wissen,  dass  namentlich  die  Bewässerungs-  und  Ent- 
wässerungsanlagen, sowie  die  Uferschutzbauten  in  der  Regel  bloss 


i)  Gesetze:  Dalmatien  vom  9./11.  1880,  Nr.  2  L.G.B.  ex  1881;  Triest  vom  27./12. 
1881  Nr.  5  L.G.B.  ex  1882 ;  Görz  und  Gradiska  vom  y./s.  1885  Nr.  29  L.G.B.  and 
vom  9./11.  1886  Nr.  3  L.G.B.  ex  1887  \  ^^^^^  vom  g./^.  1885  ^r.  12  L.G.B. ;  Isirien 
vom  7./5.  1886  Nr.  32  L.G.B.  ex  1887  und  vom  21./8.  1892  Nr.  13  L.G.B.  ex  1893. 
Die  Gesetze  sind  —  das  Dalmatiens  ausgenommen  —  im  Wesentlichen  gleichlautend. 
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dann  rationell  vorgenommen  werden  können ,  wenn  die  gesamte 
der  Verbesserung  bedürftige  Fläche  einbezogen  wird.  Der  Wider- 
spruch einiger  weniger,  vielleicht  eines  einzigen  Grundbesitzers  kann 
die  geplante  Melioration  zum  Scheitern  bringen,  trotzdem  sie  für 
alle  Beteiligte,  selbst  auch  für  die  widersprechenden,  von  gröss- 
tem  Nutzen  wäre. 

Je  tiefer  das  Bildungsniveau  der  Landbevölkerung  ist,  je 
abgeneigter  die  Bauern  jeder  auch  vorteilhaften  Neuerung  sind, 
um  so  unwahrscheinlicher  werden  Bodenverbesserungen,  wenn  sie 
durch  einen  einstimmigen  Beschluss  aller  Beteiligten  bedingt  sind. 

Diese  Unwahrscheinlichkeit  steigt  naturgemäss  mit  der  Zahl 
der  notwendiger  Weise  in  Betracht  kommenden  Personen.  Während 
nun  bei  herrschender  Gemenglage  geradezu  sämtliche  Gfundbe- 
sitzer  der  Gemeinde  auch  an  solchen  Anlagen  beteiligt  sind,  welche 
nur  einen  einzigen  Flurabschnitt  betreffen,  würde  bei  kommassier- 
tem  Besitze  bloss  eine  geringe  Zahl  von  Personen  für  die  Me- 
lioration in  Betracht  kommen.  Durch  die  Kommassation  müsste 
also  die  Genossenschaftsbildung  für  Bodenverbesserungen  der  an- 
geführten Art  wesentlich  erleichtert  werden,  wie  im  nächsten  Ab- 
schnitte noch  dargethan  werden  soll  (s.  u.  S.  444  ff.). 

Das  Prinzip  des  relativen  Zwanges,  wie  wir  es 
schon  in  den  früheren  Kapiteln  kennen  gelernt  haben,  ist  das 
Mittel,  um  den  ökonomisch  unberechtigten  Widerspruch  eines 
Teiles  der  interessierten  Personen  zu  beseitigen ;  dort,  wo  bedeu- 
tende öffentliche  Interessen  auf  dem  Spiele  stehen,  wird  der  Staat 
sogar  vor  der  Ausübung  eines  absoluten  Zwanges  gegen  die  be- 
teiligten Grundbesitzer  nicht  zurückschrecken  und  die  Vornahme 
der  Melioration  imperativ  anordnen. 

Alles,  was  oben  zur  Begründung  und  Rechtfertigung  eines  »re- 
lativen Zwanges«,  d.  h.  der  Möglichkeit  von  Majoritätsbeschlüssen 
mit  bindender  Kraft  auch  gegen  die  überstimmten  Beteilig^ten, 
gesagt  wurde,  gilt  auch  hier.  In  der  That  hat  der  Gesetzgeber 
nicht  die  Wahl,  ob  er  in  Betreff  der  Durchfuhrung  einer  Me- 
lioration allen  Beteiligten  die  volle  Handlungsfreiheit  geben 
oder  einen  Zwang  zulassen  wolle ;  ein  Zwang  irgend  eines  Teiles 
der  Grundbesitzer  gegen  den  anderen  ist  vielmehr,  wie  immer 
die  Frage  gesetzlich  geregelt  wird,  gar  nicht  zu  vermeiden.  Es 
besteht  eben,  wie  wir  gesehen  haben,  eine  ökonomische  und 
kulturtechnische  Gemeinschaft   zwischen  den  Grundbesitzern  des- 
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selben  Wassergebietes;  diese  Gemeinschaft  bringt  es  mit  sich, 
dass,  wenn  Einstimmigkeit  für  die  Vornahme  einer  Bodenver- 
besserung verlangt  wird,  damit  jedem  Einzelnen  gegen  alle  An- 
deren ein  Zwangsrecht  auf  Unterlassung  der  Melioration  gewährt 
wird.  Es  steht  also  nicht  in  der  Macht  des  Gesetzgebers,  zu  ent- 
scheiden, ob  überhaupt  ein  Zwang  zulässig  sei ,  sondern  nur,  in 
welcher  Richtung  ein  solcher  stattfinden  dürfe,  ob  nur  zu  Gun- 
sten der  Aufrechterhaltung  des  gegenwärtigen  kulturschädlichen 
Zustandes,  oder  auch  zu  Gunsten  einer  allen  Grundbesitzern  nüt- 
zenden Bodenverbesserung;  der  letztere  Zwang  ist  doch  wohl 
selbst  vom  Standpunkte  der  »Heiligkeit  des  Eigentumsc  aus  vor- 
zuziehen. 

2.  Relativer  und  absoluter  Zwang  in  Oester- 
reich. 

Schon  die  ältere  österreichische  Agrarverfassung  scheint  das 
Prinzip  des  relativen  Zwanges,  wenn  auch  in  anderer,  als  der 
jetzt  üblichen  Form,  gekannt  zu  haben.  Wie  die  Bestellung  des 
Ackers  und  die  Benützung  von  Wald  und  Weide,  so  war  auch 
die  Abwehr  und  die  Verwertung  des  iliessenden  Wassers  Sache 
der  Gesamtheit  gewesen,  die  auf  den  sogenannten  Taidingen  mit 
Stimmenmehrheit  Beschlüsse,  welche  alle  Genossen,  auch  die  dis- 
sentierenden, banden,  fassen  konnte^). 

Mit  der  Aufhebung  der  alten  Agrarverfassung  verschwanden 
diese  genossenschaftlichen  Organisationsformen,  ohne  dass  etwas 
Anderes  an  deren  Stelle  gesetzt  wurde.  Von  den  Genossen- 
schaften der  älteren  Zeit  ist  denn  auch  fast  nichts  erhalten  geblie- 
ben ;  nur  in  Südtirol  giebt  es  eine  grosse  Zahl  genossenschaftlicher 
Bewässerungs-  und  Uferschutzanlagen,  deren  Gründung  sehr  weit, 
zum  Teil  bis  in  das  13.  Jahrhundert,  zurückreicht  *).  Es  sind 
das  die  sogenannten  » Leegen c,  die  durch  das  eminente  Wasser- 
bedürfnis der  südlichen  Kulturen  und  durch  die  ausserordentliche 
Gefährlichkeit  der  dortigen  Wildbäche  ins  Leben  gerufen  worden 
waren;  das  Beispiel  des  durch  seine  Wasserbauten  schon  da- 
mals ausgezeichneten  Oberitaliens  mag  anregend  auch  auf  die  in 
Rede  stehenden  Gebiete  gewirkt  haben'). 

i)  Peyrtr^  Wasserrecht,  S.  26  ff. 

2)  S.  Peyrety  Oesterrdchisches  Wasserrecht  S.  493. 

3)  Schmidt  Statistik  der  österreicbuclieii  Wassergenossenschaften  nach  dem  Stande 
des  Jahres  1891,  statistische  Monatsschrift  1892  S.  247. 
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Im  Jahre  1891  wurden  in  Tirol  94  Genossenschaften  konsta- 
tiert, deren  Bestand  vor  das  Jahr  1870,  grossen  Teils  sogar  in 
frühere  Jahrhunderte  zurückreicht;  in  allen  anderen  Kronländem 
existierten  dagegen  nur  8  solche  ältere  Vereinigungen  (je  2  in 
Salzburg  und  Vorarlberg,  je  i  in  Oberösterreich,  Steiermark, 
Böhmen  und  Galizien). 

Einen  Ersatz  für  jene  zerstörten  älteren  Genossenschaften  hätte 
es  bis  zu  einem  gewissen  Grade  bilden  können,  wenn  der  Gesetz- 
geber den  beteiligten  Grundbesitzern  erleichtert  hätte,  sich  zu  Me- 
liorationsgenossenschaften zu  vereinigen ;  das  Mittel  hiezu  war,  die 
Bildung  von  Genossenschaften  durch  Majoritätsbeschluss  zu  ge- 
statten. 

Das  wurde  sofort  klar,  als  mit  dem  Jahre  1848  die  Möglich- 
keit einer  freieren  Bewegung  auf  landwirtschaftlichem  Gebiete  ge- 
schaffen war;  so  beschloss  denn  auch  im  Jahre  1849  der  erste 
landwirtschaftliche  Kongress  mit  Einhelligkeit,  es  solle  ftir  genos- 
senschaftliche Entwässerungs-  und  Bewässerungsanlagen  die  Zu- 
stimmung der  Besitzer  von  */»  der  beteiligten  Grundfläche  genügen^). 

Aber  erst  zwei  Jahrzehnte  später  wurden  diese  Postulate  zum 
Teile  durch  das  Reichsgesetz  vom  30.  Mai  1869  No.  93 
R.G.BL  verwirklicht,  das  im  §  20  die  Möglichkeit  schafft,  Wasser- 
genossenschaften auf  Grund  von  Mehrheitsbeschlüssen  der  Betei- 
ligten durch  behördliche  Verfügung  zu  bilden. 

Die  Voraussetzungen  für  den  relativen  Zwang 
sind:  Der  Zweck  der  Genossenschaft  muss  entweder  die  Aus- 
führung von  Wasserbauten  zum  Schutz  des  Grundeigentümers 
oder  zur  Regulierung  eines  Wasserlaufes  sein,  oder  die  Durch- 
führung von  Entwässerungs-  oder  Bewässerungsanlagen,  oder  end- 
lich die  Erhaltung  schon  vorhandener  Anlagen  oder  Wasserbauten*); 
die  geplante  Unternehmung  muss  ferner  unzweifelhaften  Nutzen 
besitzen,  und  es  muss  unmöglich  sein,  sie  ohne  Ausdehnung  auf 
die  Grundstücke  der  Minderheit  zweckmässig  auszufuhren;  end- 
lich darf  die  bisherige  Benützungsweise  des  zwangsweise  einbe- 
zogenen Grundstückes  dem  Besitzer  nicht  vorteilhafter  sein,  als 
die  nach  Durchfuhrung  der  Anlage.  Wo  diese  Voraussetzungen 
erfüllt  sind,  kann  die  Minderheit  gezwungen  werden,  der  zur  Aus- 
fuhrung oder  Benützung  des  Werkes  zu  bildenden  Genossenschaft 

i)  Verhandlungen  des  landwirtschaftlichen  Kongresses,  Wien  1849,  Hof-  u.  Staats- 
dmckerei. 

2)  s.  Peyrer,  Wasserrecht  S.  496. 
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beizutreten.  Für  Grundstücke,  denen  durch  die  Anlage  kein  Vor- 
teil erwächst,  besteht  keine  Beitrittspflicht,  sondern  sie  müssen 
dem  Besitzer  gegen  volle  Entschädigung  von  der  Genossenschaft 
abgenommen  werden. 

Natürlich  haftet  die  Mitgliedschaft  an  dem  Grundstücke;  sie 
geht  also  ipso  jure  auf  den  neuen  Erwerber  des  letzteren   über. 

Die  Grösse  der  erforderlichen  Majorität  zu  be- 
stimmen, hat  das  Reichsgesetz  den  Landesgesetzen  überlassen. 
Diese  haben  daher  festzusetzen,  welche  Majorität  zur  Bildung 
einer  solchen  Zwangsgenossenschaft  erforderlich  ist,  und  wie  die- 
selbe berechnet  werden  soll;  jedenfalls  hat  aber  für  das  Stimm- 
verhältnis nicht  die  Kopfzahl,  sondern  die  Grösse  des  beteiligten 
Grundbesitztumes  entscheidend  zu  sein. 

Die  Landesgesetze  haben  in  den  §§  54  und  55  ^)  überein- 
stimmend für  die  Bewässerungsanlagen  die  */8-Majorität  gefordert, 
für  sonstige  Genossenschaften  aber  nur  die  einfache  Majorität. 
Bei  Entwässerungs-  und  Bewässerungsarbeiten  wird  die  Mehrheit 
nach  der  Grösse  der  beteiligten  Grundflächen,  bei  Schutz-  und 
Regulierungsbauten  nach  dem  Werte  des  zu  schützenden  Eigen- 
tums berechnet,  wobei  auch  die  durch  den  Bau  zu  erwartende 
Werterhöhung  mit  in  Anschlag  zu  bringen  ist. 

Eine  Verschiedenheit  besteht  zwischen  den  Landesgesetzen 
bezüglich  der  praktisch  nicht  unwichtigen  Frage,  ob  bei  der  Be- 
schlussfassung über  eine  beabsichtigte  Genossenschaftsbildung  die 
nicht  erschienenen  Grundbesitzer  den  zustimmenden  oder  den 
ablehnenden  zuzuzählen  seien.  Die  erstere,  dem  Zustandekommen 
von  Meliorationen  günstigere  Entscheidung  ist  leider  nur  in  Ga- 
lizien,  Mähren,  Istrien  und  Steiermark  getroffen  (§  91). 

Ein  absoluter  Zwang  zur  Vornahme  von  Bodenverbes- 
serungen findet  in  Oesterreich  in  der  Regel  nicht  statt ;  doch  hat 
die  österreichische  Gesetzgebung  für  Ausnahmsfalle  die  Bildung 
von  Wassergenossenschaften  ohne  Rücksicht  auf  den  Willen  der 
Beteiligten  angeordnet.  Einerseits  können  solche  Zwangsge- 
nossenschaften nach  §  45  der  Wasserrechtsgesetze  durch  ein 
Spezialgesetz  ins  Leben  gerufen  werden,  wenn  Ortschaften  oder 
Fluren  wiederkehrenden  Ueberschwemmungen  oder  anderen  Was- 
serbeschädigungen ausgesetzt  sind ;  andrerseits  bestimmt  der  §  2 

i)  Im  Folgenden  sind  die  Paragraphenzahlen  nach  dem  normalen  Text  der  Lan- 
deswasserrechtsgesetze  citiert  (s.  Peyrer,  Wasserrecht). 
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des  Tiroler  Gesetzes  vom  i8.  Januar  1891  No.  11  L.G.B.,  dass  die 
Erhaltung  der  aus  den  Mitteln  des  Regulierungsfondes  (s.  u.)  her- 
gestellten Bauten  Genossenschaften  obliegt ,  und  dass ,  wenn  sich 
solche  Genossenschaften  nicht  auf  Grund  des  Wasserrechtsgesetzes 
bilden,  sie  durch  eine  Entscheidung  der  politischen  Behörde  zu  er- 
richten seien. 

Endlich  ordnet  das  salzburgische  Landesgesetz  vom  12.  No- 
vember 1896  (No.  37  L.G.Bl.)  an,  dass  den  Wassergenossenschaften, 
welche  zum  Zwecke  von  Regulierungsbauten  gebildet  wurden, 
auch  die  Erhaltung  solcher  Bauten  obliegt,  die  von  ihnen  mit 
Beihilfe  des  Staates  oder  Landes  hergestellt  worden  sind.  Die 
Erhaltungskosten  sind  zu  zwei  Dritteilen  von  den  Wassergenossen- 
schaften, zu  einem  Dritteil  vom  Lande  zu  bestreiten. 

3.  B  e  ur  te  i  lun  g  der  Normen  über  relativen 
und  absoluten  Zwang. 

Wenn  auch  die  oben  mitgeteilten  Vorschriften  der  Wasser- 
rechtsgesetze im  Allgemeinen  als  zweckmässig  angesehen  werden 
können,  so  weisen  sie  doch  eine  Reihe  von  bedeutenden  Lücken  auf. 

Das  Anwendungsgebiet  des  relativen  Zwanges 
ist  gegenwärtig  doch  wohl  noch  zu  sehr  beschränkt  ^).  Ist  es 
doch  nicht  einzusehen,  warum  das  Prinzip  der  Majorisierung  nicht 
fiir  alle  Meliorationen  Geltung  haben  soll,  soferne  nur  die  Ver- 
besserung ohne  Ausdehnung  auf  die  Grundstücke  der  Dissentie- 
renden zweckmässig  nicht  ausgeführt  werden  kann  und  doch  alle 
Beteiligten  an  dem  Nutzen  partizipieren.  Das  gilt  namentlich  von 
Aufforstungen*),  von  der  Anlage  und  Regulierung  von  Wegen, 
der  Anlage  und  Unterhaltung  von  Teichen  u.  dergl. '). 

Nur  bei  den  agrarischen  Operationen  hat,  wie  wir  sahen,  das 
Prinzip  des  relativen  Zwanges  noch  Eingang  gefunden. 


i)  Allerdings  geht  die  österreichische  Gesetzgebung  darin  noch  weiter,  als  das 
preussische  Gesetz  betr.  die  Bildung  von  Wassergenossenschaften  vom  i.  April  1879, 
das  einen  Beitrittszwang  nur  Hir  Entwässerungen  und  Bewässserungen  kennt,  nicht 
aber,  wie  das  österreichische  Gesetz,  auch  für  Uferschutz  und  Wasserlaufsregulierung. 

2)  Nach  dem  preossischen  Gesetze  betreffend  Schatzwaldungen  und  Waldgenos- 
seaschaften  vom  6.  Juli  1875  können  für  bestimmte  Zwecke  Waldgenossenschaften 
durch  Beschluss  der  Mehrheit  respektive  des  Drittels  der  Beteiligten  gebildet  werden 
(§§  23  nnd  24). 

3)  Eine  solche  Ausdehnung  wurde  z.  B.  von  der  in  Böhmen  1887  abgehaltenen 
Enquete  (gefordert  (Landtag  1887  B.  LVIT).  Eine  diesbezügliche  Resolution  wurde 
denn  auch  vom  böhmischen  Landtag  beschlossen  (Landtag  1888  B.  XXXII). 
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Eine  Ausdehnung  des  absoluten  Genossen- 
schaftszwanges wäre  gleichfalls  dringend  notwendig ; 
die  diesbezüglichen  gesetzlichen  Vorschriften  sind  ganz  unzurei- 
chend. Die  zwangsweise  Vergenossenschaftung  der  Grundbesitzer 
ist  in  grosser  Regel  von  dem  Erlass  eines  eigenen  Landgesetzes 
abhängig;  ein  Weg,  der  nicht  nur  ungemein  langwierig  ist,  son- 
dern auch  naturgemäss  nur  sehr  selten  eingeschlagen  wird;  ein 
Gegenstand,  der  offenbar  in  das  Bereich  der  Exekutive  gehört,  wird 
damit  in  die  Sphäre  der  gesetzgebenden  Gewalt  hinüber  gezogen  *). 

Dies  bedeutet  sogar  einen  Rückschritt  gegenüber  dem  frühe- 
ren Rechtszustand ;  denn  nach  dem  Wasserbaunormale 
vom  lo  Nov.  1830  (Politische  Gesetzsammlung  Band  58  S.  213) 
konnten  die  Behörden  Konkurrenzen  der  Grundeigentümer  für 
Zwecke  des  Wasserbaues  errichten  und  das  Beitragsverhältnis 
zu  demselben  nach  Massgabe  des  für  den  Einzelnen  zu  erzielen- 
den Vorteils  im  Verwaltungswege  feststellen. 

Einen  Ersatz  für  diese  Möglichkeit,  im  Verwaltungswege 
Zwangskonkurrenzen  zu  bilden ,  bietet  auch  nicht  der  §  26  des 
Reichswassergesetzes,  wonach  die  Besitzer  auch  ohne  ihre  Zu- 
stimmung zu  den  Kosten  eines  Wasserbaues  dann  herangezogen 
werden  können,  wenn  der  letztere  zwar  aus  Landes-  oder  Reichs- 
mitteln unternommen  wird,  aber  den  Anrainern  oder  den  Besitzern 
benachbarter  Wasseranlagen  einen  erheblichen  Nutzen  zuwendet. 
Hier  sind  die  Voraussetzungen  noch  strenger,  als  nach  dem  früher 
besprochenen  §  52,  da  ja  zur  Vornahme  von  Meliorationen  durch 
das  Reich  oder  das  Land  gleichfalls  ein  Akt  der  Gesetzgebung 
erforderlich  ist. 

Namentlich  wäre  ein  absoluter  Genossenschafts- 
zwang fürUferschutzbauten  von  der  allergrössten  Wich- 
tigkeit. 

Bei  der  gegenwärtigen  Rechtslage  hat  nämlich  in  Oesterreich 
gar  niemand  die  Verpflichtung ,  die  Ufer  gegen  den  Angriff  des 
fliessenden  Wassers  zu  sichern.  Den  Uferbesitzern  ist  im  §  45  der 
Landesgesetze  nach  der  doch  wohl  richtigen  Anschauung  eine 
solche  Verpflichtung  nicht  auferlegt  (s.  o.  S.  435),  und  es  wäre 
auch  ungerecht,  wenn  nur  sie  zu  der  Vornahme  von  oft  kost- 
spieligen Arbeiten  gezwungen  wären,  während  die  letzteren  doch 
auch  das  ganze  Hinterland  vor  Wassergefahren  schützen.  Da 
aber  Genossenschaften  auf  Grund   von  Mehrheitsbeschlüssen  nur 
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selten  zu  Stande  kommen,  so  unterbleiben  diese  Bauten  meistens. 

Das  hat  namentlich  in  den  Gebirgsgegenden  wiederholt  zu 
den  traurigsten  Katastrophen  geführt.  »Die  Versicherung  und 
Erhaltung  von  Uferschutzbauten,  welche  mit  geringen  Kosten  zu 
bewerkstelligen  gewesen  wären,  sind  mangels  eines  nach  dem 
Wassergesetz  Verpflichteten,  und  weil  demgemäss  die  politischen 
Behörden  erkannten,  dass  dieselben  bloss  eine  Angelegenheit  der 
Betreffenden  bilden  und  diese  zur  Versicherung  nicht  gezwungen 
werden  können,  unterblieben,  die  Ufer  sind  immer  mehr  ange- 
griffen worden,  bis  endlich  der  Fluss  einbrach  und  gewaltige  Zer- 
störungen und  Verwüstungen  anrichtete,  deren  Sanierung  Kosten 
verursachte,  welche  in  keinem  Verhältnisse  zu  jenen  standen, 
welche  mit  der  Erhaltung  der  früheren  Ufer  verbunden  gewesen 
wären«  *). 

So  sind  die  wichtigsten  Interessen  der  Landeskultur  dem 
guten  Willen  und  der  Energie  der  Grundbesitzer  selbst  anvertraut. 
In  den  Gebirgsländern  gehört  die  Sicherung  der  Fluss-  und  Bach- 
ufer gegen  Einbruch  zu  den  wichtigsten,  öffentlichen  Angelegen- 
heiten, es  hängt  von  ihr  nicht  nur  der  Bestand  der  Ufergrund- 
stücke, sondern  oft  das  Wohl  und  Wehe  weiter  Landstriche  ab, 
ganz  ähnlich,  wie  das  bei  den  Eindeichungen  in  den  Niederungen 
der  Fall  ist.  Wie  in  Preussen  die  Bildung  von  Deichgenossen- 
schaften im  Verwaltungswege  durch  landesherrliche  Verordnung 
ganz  unabhängig  von  der  Zustimmung  der  dabei  beteiligten  Grund- 
besitzer erfolgen  kann  *),  so  sollte  in  Oesterreich  die  zwangsweise 
Genossenschaftsbildung  für  Uferschutzbauten  durch  Anordnung 
der  politischen  Landesstelle  möglich  sein.  Dass  dies  nicht  der 
Fall  ist,  muss  als  eine  sehr  bedauerliche  Lücke  unserer  Wasser- 
rechtsgesetzgebung angesehen  werden. 

Die  zwangsweise  Vergenossenschaftung  be- 
hufs  Erhaltung  der  Wasserbauten  wäre  gleichfalls 
ungemein  wünschenswert.  Nur  in  Salzburg  ist,  wie  wir  sahen, 
ein  Gesetz  dieser  Art  erlassen  worden,  während  in  den  anderen 
Ländern  viel  zu  wenig  dafür  gesorgt  ist,  dass  die  einmal  errich- 
teten Meliorationsanlagen  auch  weiterhin  in  gutem  Stande  er- 
halten werden.  Ob  auf  Grund  der  Wasserrechtsgesetze  ein  relativer 
Zwang  in  dieser  Richtung  ausgeübt  werden  könne,  ist  zweifelhaft. 

i)  Die   Notwendigkeit    einer  Aenderung    des   Wasserrechtsgesetzes,    Denkschrift 
herausgegeben  vom  technischen  Klub  Innsbruck  1894. 
2)  Gesetz  vom  28.  Februar  1843. 
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4.  Abschnitt    Erschwerung  der  Meliorationen  durch  die 

Besitzzerstückelung. 

Schon  in  dem  vorigen  Abschnitte  konnten  wir  beobachten, 
welch  bedeutenden  Einfluss  die  Besitzverhältnisse  an  den  zu  me- 
liorierenden Grundstücken  auf  das  Zustandekommen  der  Unter- 
nehmung haben.  Je  nachdem  kleine,  mittlere  oder  grosse  Güter 
vorherrschen,  können  die  nämlichen  Arbeiten  bald  als  Einzelmelio- 
ration, bald  als  genossenschaftliche  auftreten;  ebenso  hängt  die 
Zahl  der  beteiligten  Grundbesitzer  von  der  Bodenverteilung  und 
von  dem  Grade  der  Gemenglage  ab;  je  grösser  aber  jene  Zahl 
ist,  um  so  seltener  gelingt  es,  die  erforderliche  Stimmenmehrheit 
für  ein  Projekt  zu  gewinnen. 

Aber  auch  abgesehen  von  dieser  Wirkung  auf  die  Zahl  der 
in  Betracht  kommenden  Subjekte ,  sind  Bodenzersplitterung  und 
Gemenglage  bedeutende  Hindernisse  für  Meliorationsunterneh- 
mungen ;  ja  Projekte,  die  an  sich,  d.  h.  rein  technisch  betrachtet, 
sehr  vorteilhaft  wären,  werden  nicht  selten  mit  Rücksicht  auf  die 
konkreten  Besitzverhältnisse  unausführbar. 

I.  Erschwerung  der  Projektsverfassung. 

Je  grösser  die  Zahl  der  Grundstücke  oder  Parzellen  ist,  aus 
denen  ein  bestimmtes  Meliorationsgebiet  besteht,  um  so  weniger 
kann  bei  der  Projektierung  der  Anlage  ausschliesslich  nach  tech- 
nischen Gesichtspunkten  vorgegangen  werden;  je  mehr  Eigen- 
tumsgrenzen  in  dem  Gebiete  vorhanden  sind,  um  so  schwieriger 
wird  es,  zugleich  den  kulturtechnischen  und  den  ökonomischen 
Anforderungen  Rechnung  zu  tragen.  Folgen  z.  B.  die  Bewässe- 
rungskanäle oder  die  Entwässerungsgräben  den  Eigentumsgrenzen, 
so  werden  dieselben  nicht  nur  eine  grössere  Länge,  als  an  sich 
(technisch)  notwendig  wäre,  erhalten  und  dadurch  die  ganze  An- 
lage verteuern ,  sondern  es  ist  dann  auch  kaum  möglich ,  dass 
Kanäle  und  Gräben  überall  das  zweckentsprechende  Gefalle 
erhalten,  so  dass  der  ökonomische  Erfolg  des  Unternehmens  in  Frage 
gestellt  ist.  Werden  dagegen  die  Eigentumsgrenzen  bei  der  Projek- 
tierung der  Wasseradern  unberücksichtigt  gelassen ,  so  entsteht 
eine  neue  Bodenzerstückelung ;  durch  den  neuen  Wasserlauf,  durch 
die  Zuleitungs-  oder  Abflussgräben  werden  kleine  Parzellen  abge- 
trennt, die  oft  des  Zuganges  entbehren;  die  Bewirtschaftung  der 
Grundstücke  wird  nicht  erleichtert,    sondern   erschwert  und   da- 
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durch  der  ökonomische  Vorteif,  den  das  Unternehmen  sonst  hätte, 
vernichtet. 

Nicht  selten  werden  so  Meliorationen,  die  sonst  höchst  ratio- 
nell wären,  durch  die  Besitzverhältnisse  geradezu  verhindert  ^). 

2.  Erschwerung  des  Verfahrens. 

Auch  das  Verfahren  wird  um  so  komplizierter,  je  mehr  Per- 
sonen an  demselben  beteiligt  sind.  Müssen  doch  über  jedes  Stück- 
chen Boden,  das  für  die  neue  Umlage  benötigt  wird,  über  jede 
Servitut,  die  den  Anrainer  auferlegt  werden  soll,  weitläufige  Ver- 
handlungen mit  den  Grundbesitzern  eingeleitet,  Expropriationen 
durchgeführt,  Entschädigungen  ausgemittelt  werden.  Alle  diese, 
Geld,  Zeit  und  Mühe  kostenden  und  nur  selten  zur  Zufriedenheit 
aller  Beteiligten  zu  lösenden  Schwierigkeiten  wachsen  proportional 
mit  der  Zahl  der  in  der  Flur  begüterten  Personen  und  mit  der 
Zahl  der  diesen  gehörigen  einzelnen  Parzellen. 

Nicht  mit  Unrecht  sagt  daher  Prof.  Pere/s*):  »Umfassende 
Meliorationen  sind  nur  ausfuhrbar,  sobald  in  dem  betreffenden 
Lande  ein  auf  rationeller  Grundlage  beruhendes  Kommassations- 
gesetz  besteht,  anderenfalls  wohl  behauptet  werden  darf,  dass 
jedem  ausgeführten  Spatenstiche  die  Gefahr  eines  Besitzstörungs- 
prozesses droht.« 

i)  Ein  klassisches  Beispiel  ist  das  Leermooser  Moos  in  Tirol.    Dünkelber^  (Kul- 
turtedmische  Skizzen  über  eine  zweite  Reise  durch  Tirol  im  September  1872)  sagt  über 
dies  616  Joch  grosse  Sumpfgebiet,  dass  dasselbe  ausserordentlich  stark  parzelliert  sei; 
es  sei  unter  427  Besitzer  aufgeteilt,  von  denen  jeder  mehrere  Parzellen  habe.    »Wenn 
man  daher  die  Haupt-  und  Nebengräben   nach   den  Eigentumsgrenzen    auch   nur  an- 
nähernd bemessen  wollte,  wie  es  mehr  oder  minder  geschehen  müsste,  so  würde  da- 
durch Zweck  und  Ziel  der  Anlage  notwendig  Not  leiden  und  dieselbe  auch  zugleich 
wesentlich  verteuert  werden  müssen.  .  .  .  Auf  der  andern  Seite   kann  es  einem  kleinen 
Besitzer  nicht  wohl  zugemutet  werden,  dass  er  sich  seine  Parzelle  durch  einen  Haupt- 
gxaben  durchschneiden   lasse  und  mit  der  Bezahlung  zufrieden  geben  solle,    die  ihm 
für  das  weggenommene  Land  überwiesen  wird ;   denn  er  hätte  nun  rechts  oder  links 
des  vielleicht  nicht   beliebig  zu  passierenden  Grabens    das  schwieriger  zu  erreichende 
und  zu  bearbeitende  Stück  Land  von  entschiedenem  Minderwert  liegen,  das  er  früher 
ungeteilt  besessen  hatte.  ...  Es  sind   das  Uebelstände,    welche    eine    technisch  rich- 
tige Planlage,  die  sich,  unbekümmert  um  die  Besitzverhältnisse,  dem  Terrain  anschmie- 
gen müsste,  ganz  ungewöhnlich  erschweren ,  und  ausserdem  eine  Unzahl  von  Klagen 
der  kleinen  Besitzer  hervorrufen,    die  gewiss   nicht  unberechtigt,   aber  der  Natur  der 
Sache  nach  nicht  zu  vermeiden  sind.  .  .  .  Um  alle  solche  Missstände  mit  einem  Schlage 
zu  erledigen ,  müssen  derartige  Meliorationen  auf  zerstückeltem  Besitz  mit  der  Arron- 
diemng  desselben  verbunden  werden. 

2)  Referat  an  den  österreichischen  Agrartag  1879  (Verhandlungen  S.  102). 
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3.  Verbindung  von  K  o  m  m  as  s  ati  o  n  und  Me- 
lioration. 

Wir  haben  bisher  die  Vorteile  auseinandergesetzt,  die  eine 
bereits  kommassierte  Flur  gegenüber  einer  im  Gemenge  befind- 
lichen für  die  Vornahme  von  Verbesserungen  hat.  Diese  Vor- 
teile potenzieren  sich  noch ,  wenn  Zusammenlegung  und  Melio- 
ration Hand  in  Hand  gehen,  beide  Operationen  uno  actu  projek- 
tiert und  durchgeführt  werden. 

Denn  bei  jeder  Kommassation  sinkt  durch  eine  Zeit  hindurch 
die  Zahl  der  Grundbesitzer  in  der  Flur  auf  das  Minimum  —  näm- 
lich auf  I  —  herab ;  da  giebt  es  also  überhaupt  gar  keine  Eigen- 
tumsgrenzen, die  zu  respektieren  sind,  sondern  der  Kulturtech- 
niker hat  es  mit  einer  unaufgeteilten  ganzen  Fläche  zu  thun,  auf 
der  er  die  neue  Anlage  lediglich  vom  Standpunkt  der  grössten 
technischen  Zweckmässigkeit,  des  höchsten  Reinertrages  aus  pro- 
jektiert, während  sich  die  neu  zu  bestimmenden  Eigentumsgrenzen 
nach  dem  regulierten  Wasserlaufe,  dem  rationell  angelegten  Wege-, 
Graben-  und  Kanalnetze  richten. 

Auch  Grundabtretungen,  Expropriationen,  Entschädigungen 
fallen  weg,  da  das  für  die  Anlage  benötigte  Terrain  einfach  aus 
der  Gesamtmasse  ohne  jede  Verhandlung  und  Entschädigung 
genommen  wird. 

Offenbar  wird  überdies  auch  direkt  an  Herstellungskosten 
gespart,  wenn  Geometer  und  Kulturtechniker  nur  einmal,  nicht 
zweimal  für  dieselbe  Gemarkung  in  Thätigkeit  gesetzt,  Pläne  und 
Berechnungen  nur  einmal  aufgestellt  werden  müssen ;  dass  femer 
auch  die  Finanzierung  von  Meliorationsunternehmungen  durch  die 
Verbindung  mit  der  Zusammenlegung  bedeutend  vereinfacht  und 
erleichtert  wird,  soll  noch  später  gezeigt  werden. 

Von  der  psychologischen  Einwirkung  der  Kommassierungen 
auf  die  Landwirte  wurde  schon  im  vorigen  Kapitel  gesprochen. 
Kein  Zweifel,  dass  die  dabei  vor  sich  gehende  Umwälzung  in  den 
Besitz-  und  Betriebsverhältnissen  geeignet  ist,  den  Bauer  aus 
seiner  Lethargie  aufzuscheuchen ;  da  ihm  die  Wirtschaft  nach  der 
Väter  Sitte  nun  doch  einmal  unmöglich  geworden  ist,  wird  er 
geneigt  sein,  dieselbe  nach  rationellen  Prinzipien  einzurichten  und 
zweckmässigen  Meliorationsprojekten  nicht  schon  von  Vornherein 
mit  Misstrauen  entgegenzutreten. 

So  ist  in  einer  wirksamen  Kommassationsgesetzgebung  das 
Mittel  gegeben,  eines  der  stärksten  Hindernisse  für  die  Vornahme 
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von  Meliorationen  zu  beseitigen  ').  Dass  wir  in  Oesterreich  einer 
solchen  Gesetzgebung  derzeit  leider  noch  entbehren,  ist  im  vori- 
gen Kapitel  gezeigt  worden. 

5*  Abschnitt.     Die  den  Meliorationen  entgegenstehenden 

subjektiven  Rechte. 

Wie  bei  allen  Unternehmungen,  welche  grosse  räumliche 
Ausdehnung  besitzen  und  an  bestimmte  Oertlichkeiten  gebunden 
sind,  müssen  sich  bei  geplanten  Meliorationswerken  häufig  Kon- 
flikte mit  vorhandenen  subjektiven  Privatrechten,  insbesondere  dem 
Grundeigentum  und  den  bestehenden  Wasserbenützungsrechten, 
ergeben.  Ueberdies  aber  kommt  speziell  bei  kulturtechnischen 
Arbeiten  noch  der  Umstand  hinzu ,  dass  sämtliche  ober-  und 
unterirdischen  Wasseradern  eines  Flussgebietes  in  einer  gegen- 
seitigen Verbindung  und  Abhängigkeit  stehen,  ein  Netz  kommu- 
nizierender Röhren  bilden,  so  dass  Alles,  was  die  Grund-  oder 
Tagwasserverhältnisse  auf  einem  Punkte  verändert,  auch  auf  die 
anderen  Teile  des  Flussgebietes  einwirkt  und  dort  durch  Rück- 
stau, Wasserentzug  oder  Wasserzuleitung  bestehende  gewerbliche 
oder  landwirtschaftliche  Wassernutzungsrechte  zu  verletzen  ver- 
mag. Endlich  sind  die  letztgenannten  Rechte  in  ihrem  Umfange 
und  Inhalte  grossenteils  unklar,  weil  sie  zu  einer  Zeit  entstanden 
sind,  wo  es  an  einer  präzisen  Wasserrechtsgesetzgebung  fehlte. 

Die  legislatorischen  Aufgaben,  welche  zu  lösen 
sind,  um  trotz  dieser  Verhältnisse  das  Zustandekommen  von  Me- 
liorationen zu  ermöglichen,  bestehen  hauptsächlich  darin,  einerseits 
die  verschiedenen  subjektiven  Rechte  an  fliessenden  Gewässern 
entsprechend  abzugrenzen,  und  andrerseits  die  Möglichkeit  zu 
schaffen,  ältere  Privatrechte ^  welche  den  neuen  Meliorationsan- 
lagen entgegenstehen,  zu  beseitigen. 

Der  Gesetzgeber  steht  hier  vor  der  nicht  leichten  Aufgabe, 
die  richtige  Grenzlinie  zwischen  privatem  und  öffentlichem  Rechte 
zu  ziehen,  gleichzeitig  den   konkurrierenden  Interessen  der  Indu- 

i)  Die  Regierung  hatte  schon  i.  J.  1873  anerkannt,  dass  das  Meliorationswesen 
•sich  nicht  eher  frei  und  sicher  entfalten  könne,  bis  nicht  die  Kommassation  auf  ge- 
setzlichem Wege  begründet  worden  ist  (Verhandlungen  des  2.  agrarischen  Kongresses 
1873  S.  28).  Im  Jahre  1879  beschloss  der  österreichische  Agrartag  folgende  Resolu- 
tion :  »Zur  Hebung  des  Meliorationswesens  ist  ein  auf  rationeller  Grundlage  basierendes 
und  auch  die  Interessen  der  Ab-  und  Zuleitung  des  Wassers  berücksichtigendes  Kom- 
massationsgesetz  dringend  erforderlich.« 
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strie  und  der  Landwirtschaft ,  denen  der  bereits  vorhandenen  und 
der  erst  zu  errichtenden  Anlagen  Rechnung  zu  tragen.  Ueberdies 
muss  er  aber  auch  dafür  sorgen,  dass  den  wünschenswerten  Me- 
liorationen der  erforderliche  Grund  und  Boden  nicht  fehle,  dass 
sie  ebenso  wenig,  wie  die  grossen  Kommunikationslinien  (Eisen- 
bahnen), von  unbeteiligten  Grundbesitzern  durch  Verweigerung 
des  für  die  Anlage  unentbehrlichen  Terraines  vereitelt  werden 
können. 

Bis  zum  Jahre  1869  gab  es  in  all  den  genannten  Beziehungen 
keine  eigene  Regelung  in  Oesterreich.  Die  Expropriation  von 
vorhandenen  Wassernutzungsrechten  zu  Gunsten  einer  Meliora- 
tionsanlage konnte  nur  auf  Grund  des  §  365  a.  b.  G.B.  erfolgen, 
»wenn  es  das  allgemeine  Beste  erheischt«  ,  war  also  nach  der 
herrschenden  Praxis  bei  der  grossen  Mehrzahl  der  nur  private 
Zwecke  verfolgenden  Bodenverbesserungen  ausgeschlossen  *),  und 
ebenso  wenig  konnten  Grundbesitzer  gezwungen  werden,  auf  ihrem 
Boden  die  für  Meliorationsanlagen  notwendigen  Servituten  einzu- 
räumen; auch  gab  es  kein  Recht,  die  Eigentümer  von  Privat- 
bächen und  Privatflüssen  zur  Abgabe  des  von  ihnen  nicht  ver- 
wendeten Wassers  fiir  Zwecke  der  Landeskultur  zu  verhalten; 
bestehende  Anlagen  machten  jede  anderweitige,  vielleicht  viel 
rationellere  Wasserbenützung  unmöglich  u.  s.  w. 

Hier  hat  nun  die  Wasserrechtsgesetzgebung  kräftig  und  mit 
grossem  Erfolge  eingegriffen. 

Der  öffentliche  Charakter  aller  fliessenden 
Gewässer  ist  in  dem  Reichswasserrechtsgesetze  in  weitem  Um- 
fange zum  Durchbruch  gelangt,  wenigstens  was  die  materiellen 
Rechtssätze  anlangt.  Denn  formell  können  noch  immer  nicht 
schiffbare  Flüsse  und  Bäche  »Privatgewässer«  sein. 

Allein  das  Eigentumsrecht  an  ihnen  ist  nach  allen  Richtungen 
hin  so  sehr  aus  öffentHchrechtlichen  Gesichtspunkten  beschränkt, 
dass  ein  praktischer  Unterschied  von  den  öffentlichen  Gewässern 
in  den  meisten  Beziehungen  nicht  mehr  besteht. 

Namentlich  kommt  dies  in  dem  Satze  zum  Ausdruck,  dass 
bei  allen  fliessenden  Gewässern,  auch  bei  den  »privaten«,  der  Was- 
serüberschuss ,  den  der  Wasserberechtigte  (bei  Privatgewässem 
also  der  Eigentümer  des  Baches)  nicht  benützt,  gegen  angemes- 
sene Entschädigung  an  andere  Personen  überlassen  werden  muss, 

i)  Menul  würde  sie  —  nach  Analogie  seiner   Ausfuhrungen   über    »das  Recht 
des  Notweges€  (Juristische  Blätter  1896)  —  vermutlich  fiir  zulässig  erklären. 
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die  das  Wasser  verwerten  wollen  und  können  (s.  u.  S.  455).  Das 
noch  immer  aufrechterhaltene  »Privateigentum«  an  fliessenden  Ge- 
wässern giebt  also  zwar  ein  vorzugsweises  Benützungsrecht,  nicht 
aber  auch  das  Recht,  jeden  Dritten  von  der  Sache  auszuschliessen. 
Wir  können  an  dieser  Stelle  natürlich  nicht  den  ganzen  In- 
halt der  Wasserrechtsgesetze  darstellen  und  müssen  uns  deshalb 
auf  diejenigen  Punkte  beschränken,  die  von  besonderer  Wich- 
tigkeit für  das  Meliorationswesen  sind.  Es  sind  das  jene  Be- 
stimmungen, durch  welche  die  Interessenkonflikte  gelöst  werden 
sollen,  die  einerseits  zwischen  der  Meliorationsunternehmung,  an- 
dererseits zwischen  dem  Grundeigentum,  kulturschädlichen  Stau- 
anlagen oder  älteren  Wasserbenützungsrechten  bestehen. 

I.  Interessenkonflikte  zwischen  der  Meliora- 
tionsunternehmung und  dem  Grundeigentum. 

Bei  Bewässerungs-  und  Entwässerungsanlagen  müssen  in  ge- 
wissem Masse  auch  alle  jene  Grundstücke  in  Mitleidenschaft  ge- 
zogen werden,  welche  zwischen  der  zu  verbessernden  Realität 
und  der  Ableitungs-  oder  Einleitungsstelle  des  Wasserlaufes  ge- 
legen sind.  Können  die  Eigentümer  dieser  Grundstücke  nicht 
gezwungen  werden,  die  Leitung  des  Wassers  über  ihren  Besitz 
zu  gestatten,  so  müssen  die  Meliorationen  unterbleiben.  Des- 
gleichen hängt  der  Erfolg  von  Flussregulierungen,  namentlich  aber 
von  Wildbachverbauungen  davon  ab,  dass  die  Möglichkeit  bestehe, 
die  Grundbesitzer  des  Fluss-  und  Quellgebietes  dazu  zu  verhalten, 
dass  sie  gewisse,  die  Wassergefahr  erhöhende  Handlungen  unter- 
lassen und  gewisse,  die  Beruhigung  des  Wasserlaufes  befördernde 
Handlungen  vornehmen. 

a)  Was  zunächst  d i e  Z w i schenlieger  bei  Bewässe- 
rungen und  Entwässerungen  betriAt,  so  ist  nach  dem 
allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuch  niemand  verpflichtet,  Wasser 
zu  oder  von  fremden  Grundßtücken  über  seinen  Grund  leiten  zu 
lassen,  weder  durch  Gräben,  noch  durch  Röhren;  ebensowenig 
konnte  vor  Erlass  der  Wasserrechtsgesetze  jemand  —  ausser  im 
Interesse  des  öfientlichen  Wohles  —  gezwungen  werden ,  auf 
seinem  Boden  Werke  und  Anlagen  für  solche  Unternehmungen 
zu  dulden. 

Beides  kann  jetzt  zu  Folge  des  §  15  des  R.W.R.G.  im  Ver- 
waltungswege verfügt  werden,  »um  die  nutzbringende  Verwendung 
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des  Wassers  zu  fördern  oder  dessen  schädliche  Wirkungen  zu 
beseitigenc  ^).  Wo  diese  Voraussetzung  eintritt,  muss  sich  der 
Besitzer  eines  landwirtschaftlichen  Grundstückes  die  Begründung 
einer  Wasserleitungsservitut  gegen  angemessene  Entschädigung 
gefallen  lassen;  doch  wird  ihm  die  facultas  alternativa  einge- 
räumt, sich  von  dieser  Servitut  durch  Abtretung  der  zur  Aus- 
fuhrung der  Leitung  und  der  entsprechenden  Anlagen  erfor- 
derlichen Grundfläche  zu  befreien,  wofür  ihm  gleichfalls  eine 
angemessene  Entschädigung  gebührt.  Die  Ablösung  des  ganzen 
Grundstückes  muss  über  Begehren  des  Eigentümers  dann  erfolgen, 
wenn  durch  die  Anlage  die  Realität  für  den  Besitzer  die  zweck- 
mässige Benützbarkeit  verlieren  würde. 

Noch  weitere  Zwangsrechte  gewähren  die  §§  49  und  50  der 
Landesgesetze  für  alle  Arten  von  Wasserbauten,  die  »im  öffent- 
lichen Interesse  c  unternommen  werden.  Zu  deren  Gunsten  können 
nicht  bloss  landwirtschaftliche,  sondern  auch  andere  Realitäten 
(Gebäude,  Werke)  u.  s.  w.  expropriiert  oder  mit  irgend  einer 
Dienstbarkeit  zwangsweise  belegt  werden.  Insbesondere  müssen 
die  Ufereigentümer  gestatten,  dass  ihre  Grundstücke  zur  Ab-  und 
Zufuhr,  Ablagerung  und  Bereitung  der  Materialien  betreten  werden, 
soweit  dies  für  die  Ausführung  und  Instandhaltung  der  Wasser- 
bauten erforderlich  ist. 

Ueberdies  sind  der  Enteignung  auch  Materialien  unterworfen, 
die  zur  Herstellung  solcher  im  öflfentlichen  Interesse  unternommener 
Werke  nötig  sind  und  sich  auf  den  zu  schützenden  Gründen  finden. 

b)  Gegenüber  den  Grundbesitzern  inWildbachge- 
bieten  konnte  man  indessen  mit  den  angeführten  Bestimmungen 
der  Wasserrechtsgesetze  das  Auslangen  nicht  finden,  da  die  Vor- 
nahme von  Wildbachverbauungen  nebst  der  eigentlichen  Regulie- 
rung des  Wasserlaufes  ein  ganzes  System  von  Vorkehrungen  zur 
Befestigung  des  Bodens,  Zurückhaltung  und  Ableitung  des  Wassers 
in  dem  ganzen  Wildbachgebiete  (Arbeitsfeld,  Perimeter)  nötig  ma- 
chen. Der  Zwang  gegen  den  Grundbesitzer  im  Arbeitsfelde  darf 
sich  deshalb  nicht  auf  ein  Dulden  oder  Unterlassen  von  seiner 
Seite  beschränken,  sondern  muss  sich  auch  auf  ein  positives  Thun 


i)  Dieser  Paragraph  steht  teilweise  im  Widersprach  mit  §  31,  wo  »übenviegcnde 
Vorteile  für  die  Volkswirtschaft«  als  Voraussetzung  fUr  die  Begründung  von  Zwangs- 
servituten  bezeichnet  werden.  Ueber  die  Beseitigung  dieser  Antinomie  s.  Peyrer,  a.  a.  O. 
S.  339;  vergleiche  femer  Praiak,  Das  Recht  der  Enteignung,  Prag  1877,  S.   ito. 
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erstrecken  können ;  man  bedarf  hier  nicht  nur  der  Zwangsservi- 
tuten ,  sondern  gleichsam  auch  der  Zwangsreallasten ;  sonst  träte 
in  der  Regel  die  Notwendigkeit  ein,  das  ganze  Bachgebiet  im 
Enteignungswege  einzulösen,  wodurch  das  Unternehmen  leicht  in 
Frage  gestellt  werden  würde. 

Deshalb  bestimmt  der  §  2  des  Wildbachverbauungsgesetzes 
vom  30.  Juni  1884,  dass  innerhalb  des  Arbeitsfeldes  alle  Bauten 
und  Vorkehrungen  angeordnet  werden  können,  die  zur  Sicherung 
der  Wildbachverbauung  erforderlich  sind;  so  insbesondere  im 
Gerinne  selbst  die  Herstellung  von  Ausschalungen,  Grundschwellen, 
Wehren  und  Thalsperren,  in  den  anderen  Teilen  des  Arbeitsfeldes 
die  Herstellung  von  Entwässerungsanlagen,  Hegelegung,  Berasung, 
Aufforstung,  sowie  die  Ausschliessung  oder  Anordnung  bestimm- 
ter Arten  sowohl  der  Benützung  der  Wälder,  Weiden  u.  s.  w., 
als  auch  der  Bringung  der  Produkte.  Die  Verpflichtung,  den 
Anordnungen  in  Betreff  der  Benützung  der  Grundstücke  und  der 
Bringung  der  Produkte  nachzukommen,  geht  auf  den  jeweiligen 
Grundbesitzer  als  Nutzungsberechtigten  über  (§  6)  und  ist  unter 
Strafe  gestellt  (§  22). 

Dass  es  sich  hier  in  der  That  nicht  um  einfache  Polizeivor- 
schriften, sondern  um  eine  Art  Zwangsenteignung  gewisser,  im 
Begriff  des  Eigentums  oder  Nutzungsrechtes  gelegener  Befugnisse 
handelt,  beweist  die  Bestimmung,  dass  angemessene  Entschä- 
digung zu  leisten  ist,  wenn  durch  die  in  Rede  stehenden  An- 
ordnungen eine  Herabminderung  des  Reinertrages  der  Grund- 
stücke oder  der  Verlust  einer  für  die  Wirtschaft  des  Berechtigten 
wesentlichen  Nutzung  verbunden  ist  (§  6).  Gleiches  gilt  von  den 
Vorkehrungen,  die  zur  Herbeiführung  des  zweckentsprechenden 
Zustandes  der  Grundstücke  angeordnet  werden. 

Bestehen  Zweifel  darüber,  dass  der  für  das  Unternehmen 
erforderliche  Zustand  vom  Besitzer  vollständig  und  rechtzeitig 
hergestellt  und  nachhaltig  aufrechterhalten  werde,  so  findet  die 
Enteignung  der  Grundstücke  zu  Gunsten  des  Unternehmens  statt 
(§  4).  Aehnliche  Vorschriften  haben  wir  in  den  Aufforstungsgese- 
tzen des  Küstenlandes,  Krains  und  Mährens  gefunden  (s.  o.  S.  436). 

Durch  die  angeführten  Bestimmungen  des  Wasserrechts-  und 
des  Wildbachverbauungsgesetzes  ist  das  private  Grundeigentums- 
recht zu  Gunsten  von  Meliorationen  so  weit  eingeschränkt  worden, 
dass  man  wohl  sagen  darf,   es  sei  damit  den  wichtigsten  Anfor- 
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derungen  der  Landwirtschaft  Rechnung  getragen  worden.  In  der 
That  geht  denn  auch  das  österreichische  Recht  in  diesem  Punkte 
weiter,  als  die  meisten  ausländischen  Gesetzgebungen. 

Allerdings  ist  aber  dabei  auch  nicht  zu  übersehen,  dass  trotz 
dieses  günstigen  Standes  unserer  Gesetzgebung  die  Beseitigung 
der  einem  Meliorationsunternehmen  hinderlichen  Eigentumsrechte 
gewöhnlich  bedeutende  praktische  Schwierigkeiten  verursacht; 
denn  daiiir  ist  stets  ein  förmliches  Bxpropriationsver- 
fahren  erforderlich;  dieses  beansprucht  nicht  nur  längere  Zeit, 
sondern  macht  auch  erhebliche  Kosten,  die  sich  um  so  mehr  stei- 
gern, je  grösser  die  Zahl  der  Grundbesitzer  ist,  mit  denen  dies- 
bezüglich Verhandlungen  zu  pflegen  oder  Prozesse  zu  führen  sind. 

Hier  ist  wieder  die  Besitzzerstückelung  von  grosser 
Bedeutung;  denn  in  einer  kommassierten  Flur  durchschneidet 
ein  Bewässerungskanal  oder  ein  Abzugsgraben  nur  einige  wenige 
Besitzungen,  während  bei  herrschender  Gemenglage  viele  oder 
sogar  alle  Grundbesitzer  der  betreffenden  Gemeinde  für  die  be- 
absichtigte Anlage  zur  Grundabtretung  genötigt  werden  müssen. 
Die  dadurch  hervorgerufene  Kompliziertheit  der  Rechtsverhältnisse 
ist  ein  bedeutendes,  oft  ein  unübersteigliches  Hindernis  für  Boden- 
verbesserungen. Wird  also  die  Beseitigung  der  entgegenstehenden 
Privatrechte  schon  dadurch  wesentlich  erleichtert  und  vereinfacht, 
dass  der  Besitz  nicht  zersplittert,  sondern  arrondiert  ist,  so  ent- 
fällt, wie  wir  sahen,  die  Notwendigkeit  einer  Enteignung  gänzlich, 
wenn  die  Melioration  uno  actu  mit  der  Zusammenlegung  der 
Grundstücke  vorgenommen  wird;  das  für  Gräben,  Kanäle,  Auf- 
forstungen u.  s.  w.  nötige  Areal  kann  unmittelbar  aus  der  ge- 
meinsamen Masse  ausgeschieden  werden,  che  deren  Aufteilung 
auf  die  einzelnen  Kommassationsgenossen  erfolgt.  Es  mindert 
sich  einfach  die  aufzuteilende  Grundfläche  um  jenes  Areale ,  eine 
Minderung,  die  überdies  in  der  Regel  durch  den  Wegfall  von 
bisher  bestandenen  Wegen,  Rainen,  Gräben  u.  s.  w.  mehr  als  wett 
gemacht  wird. 

Wieder  sehen  wir  also,  wie  unerlässlich  die  Zusammenlegung 
der  Grundstücke  für  eine  Verallgemeinerung  des  Meliorations- 
wesens ist. 

2.  Die  Interessenkonflikte  zwischen  der  Me- 
li orati  on  su  nte  rn  ehm  u  ng  und  älteren  Stauanla- 
gen   sind  in  weit  weniger  befriedigender  Weise   von    der  öster- 
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reichischen  Wasserrechtsgesetzgebung  gelöst  worden,  als  das  eben 
behandelte  Problem. 

Hier  ist  namentlich  der  Fall  von  der  grössten  Wichtigkeit, 
dass  ein  Stauwerk  das  Niveau  des  Oberwassers  stark  erhöht  und 
dadurch  den  umliegenden  Grundstücken  die  Vorflut  entzieht,  Ver- 
sumpfungen bewirkt  oder  Ueberschwemmungen  verursacht 

Im  öffentlichen  Interesse  können  in  allen  Kronlän- 
dern auch  Stauwerke  und  Anlagen  enteignet  werden,  wenn  Schutz-, 
Uferregulierungs- ,  Entwässerungs-  und  andere  Wasserbauten  un- 
ternommen werden  (§  48  Landesgesetze). 

Mit  dieser  Bestimmung  allein  wäre  indes  dem  praktischen 
Bedürfnisse  nur  unvollkommen  Rechnung  getragen;  denn  einer- 
seits ist  die  Expropriation  an  das  Vorhandensein  eines  »öffent- 
lichen Interesses  € ,  also  an  ein  Moment  geknüpft,  bei  dessen 
Beurteilung  in  der  Praxis  meist  ziemlich  streng  vorgegangen  wird, 
andererseits  setzt  diese  Enteignung  stets  voraus,  dass  ein  Wasser- 
baa  unternommen  werde;  sie  tritt  daher  immer  dort  nicht  ein, 
wo  schon  durch  die  blosse  Beseitigung  oder  Aenderung  des  kul- 
turschädlichen Stauwerkes  und  durch  die  Wiederherstellung  des 
natürlichen  Wasserlaufes  die  Meliorierung  des  Bodens  erreicht 
werden  kann. 

Es  muss  deshalb  auch  eine  das  Wasser  rückstauende 
und  dadurch  für  fremdes  Gut  schädliche  Wasserbe- 
nutzung verboten  werden.  Das  geschieht  in  den  §§  10  und  16  der 
Landesgesetze.  Nach  diesen  Vorschriften  bedarf  jede  Benützung 
eines  Gewässers,  durch  welche  auf  den  Lauf,  oder  auf  die  Höhe 
des  Wasserstandes  Einfluss  gewonnen  oder  eine  Gefahr  für  die 
Ufer  hervorgerufen  wird,  der  Bewilligung  seitens  der  politischen 
Behörde. 

Wie  aber,  wenn  diese  Bewilligung  erfolgt  ist  und  sich  nach- 
träglich doch  jene  schädlichen  Wirkungen  zeigen?  Oder  wenn  es 
sich  um  alte,  längst  zu  Recht  bestehende  Stauanlagen  handelt? 

Die  einzelnen  Landesgesetze  weichen  in  der  Beantwortung 
dieser  Fragen  von  einander  bedeutend  ab  (§  21). 

Am  entschiedensten  sind  die  Interessen  der  Landeskultur  in 
Kärnten  und  Tirol  gewahrt.  In  Kärnten  muss  der  Besitzer  eines 
Stauwerkes,  das  Rückstauungen,  Versumpfungen  oder  andere  Be- 
schädigungen verursacht,  unbedingt  die  Uebelstände  beseitigen 
oder  Schadenersatz  leisten.  In  Tirol  können  die  Werkbesitzer, 
wenn  jene  Schäden  durch  Tieferlegung  oder  Abänderung  beheb- 
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bar  sind ,  zu  diesen  Vorkehrungen  durch  die  politische  Behörde 
verhalten  werden ;  nach  Umständen  kann  auch  die  Auflassung  des 
Werkes  durch  Enteignung  stattfinden. 

Relativ  günstig  für  den  Grundbesitz  ist  die  Frage  auch  in 
Niederösterreich,  Galizien  und  Triest  geregelt,  wo  die  Beseitigung 
der  Uebelstände  auf  Begehren  des  Beschädigten  wenigstens  in 
allen  jenen  Fällen  vorgeschrieben  ist,  wo  dies  durch  Tieferlegung 
oder  Abänderung  des  Werkes  bewirkt  werden  kann. 

Zu  solchen  Massregeln  sind  dagegen  die  Werkbesitzer  in 
Böhmen ,  Krain ,  Mähren ,  Oberösterreich  und  Steiermark  nur 
dann  verpflichtet,  wenn  dadurch  nicht  die  Triebkraft  des  Wer- 
kes beeinträchtigt  wird.  Die  Kosten  der  Abänderung  müssen 
in  Krain  und  Oberösterreich,  Mähren  und  wohl  auch  Steiermark 
vom  Werkbesitzer  dann  getragen  werden,  wenn  diesem  ein  Ver- 
schulden zur  Last  Tällt,  während  sie  in  Böhmen  selbst  in  diesem 
Falle  denjenigen  trefien,  der  die  Abänderung  begehrt.  In  Steier- 
mark hat  ferner  der  Werkbesitzer  dem  Beschädigten  Ersatz  zu 
leisten,  wenn  die  Abänderung  wegen  überwiegenden  Nachteiles 
für  das  Werk  und  insbesondere  ohne  Schmälerung  der  Triebkraft 
nicht  thunlich  ist. 

In  den  andern  Kronländern  besteht  eine  Verpflichtung  zur 
Aenderung  des  Stauwerkes  nur  dann,  wenn  dadurch  dem  Werk- 
besitzer nicht  ein  »überwiegender  Nachteile  verursacht  werden 
würde. 

Allen  Gesetzen  gemeinsam  ist  es  aber,  dass  überall  dort« 
wo  durch  die  angegebenen  Mittel  —  Tieferlegung,  Abänderung 
des  Werkes  —  die  Benachteiligung  der  Grundstücke  nicht  be- 
seitigt werden  kann ,  die  Grundbesitzer  gegen  das  sie  schä- 
digende Werk  nichts  unternehmen  können.  Wird  ihr  Interesse 
nicht  als  eine  Angelegenheit  des  öffentlichen  Wohles  angesehen, 
die  eine  Expropriation  nach  §  365a.  b.G.B.  rechtfertigt,  so  ist 
eine  Enteignung  des  Werkes  selbst  dann  ausgeschlossen,  wenn 
der  durch  die  Anlage  hervorgerufene  Schaden  viel  grösser  ist,  als 
der  Nutzen  jenes  Stauwerkes. 

3.  Interessenkonflikte  zwischen  Bewässerungs- 
anlagen und  älteren  Wasserbenützungsrechten. 

Ein  bestehendes  Wasserbenützungsrecht  enthält  an  sich  die 
Befugnis,  jeden  Dritten  von  der  Verwendung  des  Wassers  aus- 
zuschliessen.     Da   nun  die   gewerbliche  Verwertung  des  Wassers 
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(Mühlen)  viel  älter  ist,  als  die  landwirtschaftliche,  so  müssten  die 
so  wichtigen  Bewässerungen  in  der  Regel  an  dem  Vorhandensein 
älterer  Wasserbenützungsrechte  auch  dort  scheitern,  wo  diesen 
eine  weit  geringere  volkswirtschaftliche  Bedeutung  zukommen 
sollte,  als  jenen  Kulturmassregeln. 

Die  Wasserrechtsgesetzgebung  hat  hier  teilweise  Abhilfe  ge- 
schaffen. Es  ist  dabei  zu  unterscheiden,  ob  das  bestehende  Was- 
serbenützungsrecht thatsächlich  ausgeübt  wird  oder  nicht. 

a)  Das  thatsächlich  unbenutzte  Wasser  kann, 
trotz  bestehender  Benützungsrechte,  von  dritten  Personen  ver- 
wendet werden.  Bezüglich  der  öffentlichen  Gewässer  versteht 
sich  das  von  selbst ;  denn  hier  steht  der  Staatsgewalt  von  Vorn- 
herein das  Verfügungsrecht  über  einen  Wasserüberschuss  zu  (§§  27 
und  94  der  Landesgesetze).  Für  die  fliessenden  Privatgewässer 
dagegen  bestimmt  §  15,  dass  die  Ueberlassung  des  vom  Eigen- 
tümer nicht  benötigten  Wassers  an  einen  Anderen,  der  es  nutz- 
bringend verwenden  kann,  im  Verwaltungswege  verfügt  werden 
könne ;  doch  muss  dem  Eigentümer  von  der  Behörde  eine  ange- 
messene Frist  zur  eigenen  Benützung  des  Wassers  gewährt  werden ; 
auch  hat  er  Anspruch  auf  »angemessene  Entschädigung«. 

Wie  diese  Entschädigung  für  ein  Objekt  bemessen  werden 
soll,  das  weder  für  seinen  Besitzer  einen  subjektiven  Gebrauchs- 
wert, noch  auch  einen  allgemein  giltigen  Tauschwert  besitzt,  ist 
allerdings  schwer  einzusehen  ').  Es  ist  dies  der  einzige  Punkt, 
in  dem  aus  dem  vom  W.R.G.  statuierten  »Privateigentumc  an  flies- 
senden Gewässern  eine  praktische  Konsequenz  gezogen  ist,  die 
indes  gerade  vom  praktischen  Standpunkte  aus  verworfen  werden 
muss.  Es  ist  deshalb  wohl  der  so  häufig  erhobenen  Forderung 
beizustimmen,  es  mögen  alle  fliessenden  Gewässer  als  öffentlich 
erklärt  werden'). 

b)Das  thatsächlich  gebrauchte  Wasser  unter- 
liegt nach  den  Landesgesetzen  der  Enteignung  nur  für  solche 
Wasserbauten,  die  im  öffentlichen  Interesse  unternommen  werden 
(§  48).  Bestehende  ganz  unbedeutende  Triebwerke  können  also, 
—  falls  nicht  geradezu  ein  öffentliches  Interesse  vorliegt,  —  die 
zweckmässigsten  Bewässerungsanlagen  verhindern ;  ebenso  kann 
jeder  Werkbesitzer  Einsprache  gegen  eine  Entwässerung  erhe- 
ben,   durch  welche   der  Spiegel   des  Oberwassers   gesenkt   und 

1)  s.  Ptyrtr  a.  a.  O.  S.  337. 

2)  Peyrer^  Rauda^  Denkschrift  a.  a,  O. 
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dadurch  die  Triebkraft  desselben  vermindert  werden  würde. 

Dieser  Uebelstand  ist  wenigstens  teilweise  durch  das  Gesetz 
vom  30.  Juni  1884  No.  116  R.G.B.  betreffend  die  Förderung  der 
Landeskultur  auf  dem  Gebiete  des  Wasserbaues  beseitigt. 

Der  §  14  dieses  Gesetzes  schafft  die  Möglichkeit  der  gänz- 
lichen oder  teilweisen  Entziehung  eines  zu  anderen  Zwecken  be- 
reits rechtmässig  benützten  öffentlichen  Gewässers  zu  Gunsten 
einer  Bewässerung  oder  Entwässerung.  Diese  Massregel  hat  gegen 
angemessene  Entschädigung  zu  geschehen  und  ist  an  folgende 
Voraussetzungen  geknüpft :  es  muss  die  Bodenverbesserung  sonst 
nicht  oder  nur  mit  unverhältnismässigem  Aufwände  erzielt  werden 
können,  und  dem  Unternehmen  muss  eine  unzweifelhaft  höhere 
wirtschaftliche  Bedeutung  zukommen,  als  der  zu  entziehenden 
anderweitigen  Wasserbenützung. 

Unter  diesen  Voraussetzungen  kann  aber  eine  gänzliche  Ent- 
eignung des  Wasserbenützungsrechtes  nur  zu  Gunsten  genossen- 
schaftlicher Meliorationen  vorgenommen  werden.  Für  einzelne 
Grundbesitzer  darf  dagegen  nur  eine  teilweise  Wasserentziehung 
Platz  greifen  und  auch  dies  nur  dann,  wenn  gleichzeitig  durch  eine 
Aenderung  der  Vorrichtungen  zur  Wasserbenützung  der  vorbe- 
standene Nutzeffekt  ungeschmälert  erhalten  bleibt. 

Auch  diese  Bestimmungen  sind  aber  noch  viel  zu  eng.  Zu- 
nächst ist  aus  den  Motiven  ^)  nicht  zu  ersehen,  warum  nicht  auch 
für  Einzelmeliorationen  das  Enteignungsrecht  bei  »unzweifelhaft 
höherer  wirtschaftlicher  Bedeutung«  statuiert  wurde.  Es  wird 
dort  zwar  mit  Recht  gesagt,  dass  diese  Erweiterung  des  Enteig- 
nungsrechtes nicht  im  Stande  sein  werde,  »allen  diesfalligen  Be- 
dürfnissen der  Landwirtschaft  Rechnung  zu  tragen«;  aber  es  ist 
in  keiner  Weise  angedeutet,  weshalb  nicht  einmal  diesem  einen 
Wunsche  entsprochen  wurde. 

Ebenso  wenig  begreiflich  ist  die  Einschränkung  der  in  Rede 
stehenden  Vorschrift  auf  öffentliche  Gewässer,  während  doch  bei  den 
privaten  ganz  dieselben  wirtschaftlichen  Verhältnisse  vorliegen.  Es 
ist  durch  dieses  Gesetz  in  unser  Wasserrecht  ein  zweiter,  gleich- 
falls unberechtigter  Unterschied  zwischen  öffentlichen  und  priva- 
ten Gewässern  hineingetragen  worden,  dessen  Beseitigung  anzu- 
streben wäre. 

Endlich    wird   es   von   landwirtschaftlicher   Seite    mit   Recht 


i)  365  der  Beilagen  des  Abgeordnetenhauses  IX.  Session. 
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als  ein  Mangel  unserer  Wasserrechtsgesetzgebung  getadelt,  dass 
diese  keine  Teilung  der  Wassernutzungen  nach  der 
Zeit,  sondern  nur  nach  dem  Quantum  des  verbrauchten  Wassers 
kennt.  Insbesondere  wird  die  in  manchen  deutschen  Staaten 
geltende  Norm  als  nachahmenswert  empfohlen,  wonach  die  zeit- 
weilige, infolge  der  Sonntagsruhe  eintretende  Unterbrechung  der 
industriellen  Wasserbenützung  für  landwirtschaftliche  Zwecke  ver- 
wertet werden  kann.  Einmal  in  der  Woche  darf  hienach  das 
Gewässer  24  Stunden  lang  zur  Bewässerung  der  umliegenden 
Grundstücke  benützt  werden,  und  dies  auch  dann,  wenn  sich  das 
ältere  Benützungsrecht  auf  die  gesamte  vorhandene  Wassermenge 
erstreckt  und  diese  an  den  Werktagen  in  vollem  Umfange  ge- 
braucht wird. 

Es  kann  wohl  kaum  bestritten  werden,  dass  durch  eine  Be- 
stimmung dieser  Art  eine  gerechte  und  zweckmässige  Lösung 
für  zahlreiche  ökonomische  Konflikte  erreicht  wäre,  die  sich  zwi- 
schen den  bereits  vorhandenen  Mühlenrechten  und  den  anzustre- 
benden Bewässerungsanlagen  erheben. 


6.  Abschnitt.     Die  Finanzierung  der  Meliorationsuntemeh- 

mungen. 

Die  Art  der  Finanzierung  von  Meliorationsunternehmungen 
hängt  naturgemäss  wesentlich  von  der  Person  des  Unternehmers 
ab;  denn  dieser  hat  ja  im  Allgemeinen  die  für  sein  Werk  er- 
forderlichen Geldmittel  aufzubringen.  Indes  trifft  auch  das  nicht 
immer  vollständig  zu.  Einerseits  kann  ein  öffentlicher  Selbstver- 
waltungskörper —  Staat,  Land  — ,  der  selbst  eine  Melioration 
durchführt,  die  einzelnen  Grundbesitzer,  die  aus  der  Anlage 
Nutzen  ziehen,  zu  einer  angemessenen  Beitragsleistung  heranziehen ; 
andererseits  steuern  Reich  und  Kronland  nicht  selten  zu  den  Kosten 
von  genossenschaftlichen,  ja  von  Einzelmeliorationen  in  der  Form 
von  Subventionen  bei. 

Sehen  wir  indes  zunächst  von  diesen  Abweichungen  ab,  so 
gilt  bei  genossenschaftlichen  und  bei  Einzelmeliorationen  als  Re- 
gel, dass  der  die  Verbesserung  vornehmende  Grundbesitzer  oder 
die  Gesamtheit  solcher  die  Kosten  der  Anlage  zu  tragen  haben, 
während  es  bei  öffentlichen  Selbstverwaltungskörpern  die  Gesamt- 
heit der  Steuerträger  ist,  welche  für  die  Meliorationsausgaben  auf- 
zukommen hat. 
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Allerdings  ist  aber,  wie  schon  erwähnt,  die  Scheidung  zwischen 
Einzelmeliorationen,  genossenschaftlichen  und  öffentlichen  Melio- 
rationen, zwischen  Staats-,  Landes-,  Bezirks-  und  Gemeindemelio- 
rationen nicht  scharf  zu  ziehen ,  da  bei  vielen  Unternehmungen 
mehrere  der  genannten  Subjekte  zusammenwirken;  ja,  das  ist  in 
neuerer  Zeit  schon  fast  zur  Regel  geworden.  Immerhin  gilt  auch 
für  diese  Mischformen  das,  was  von  den  reinen  Formen  gesagt 
werden  wird ,  wenn  auch  nur  beschränkt  für  denjenigen  Teil,  der 
eben  auf  das  betreffende  Meliorationssubjekt  entfallt. 

Eine  Schwierigkeit  in  Bezug  auf  die  Finanzierung  des  Me- 
lioratiosplanes  besteht  naturgemäss  dann  nicht,  wenn  sich  der 
Unternehmer  ohnedies  schon  im  Besitze  des  erforderlichen  Kapi- 
tales befindet ;  Meliorationen ,  bei  denen  letzteres  stattfindet, 
können  daher  im  Folgenden  umsomehr  ausser  Betracht  bleiben, 
als  sie  wohl  die  seltene  Ausnahme  bilden. 

Trotzdem  muss  aber  kurz  ein  Spezialfall  dieser  Art  er- 
wähnt werden,  der  allerdings  in  Oesterreich  auch  nur  selten 
verwirklicht  ist,  auf  den  aber  legislatorisch  hingearbeitet  werden 
sollte  und  könnte,  nämlich  die  Vornahme  einer  Bodenverbesse- 
rung durch  eine   ihren  Grundbesitz  kommassierende  Gemeinde. 

Bei  der  Verbindung  der  Melioration  mit  derKom- 
massation  kann  nämlich,  wie  schon  oben  ausgeführt  wurde, 
niemals  Mangel  an  dem  nötigen  Meliorationskapitale  bestehen ; 
denn  die  kommassierende  Gemeinde  verfügt  ja,  ehe  die  Neuein- 
teilung der  Flur  durchgeführt  ist,  über  den  ganzen,  zu  einer  ein- 
heitlichen Masse  zusammengeworfenen  Boden,  und  sie  braucht 
nur  das  eine  oder  andere  der  Massegrundstücke  zu  veräussern,  um 
auch  ohne  die  Beihilfe  fremden  Kapitales  rationelle  Meliorationen 
finanziell  zu  decken.  In  dieser  Leichtigkeit,  die  Kosten  für  Boden- 
verbesserungen ohne  Inanspruchnahme  des  Kredites  aufzubringen, 
haben  wir  wieder  ein  Moment  zu  erblicken,  dessentwegen  schon 
vom  Standpunkt  des  Meliorationswesens  aus  die  endliche  Durch- 
führung der  Zusammenlegungen  gefordert  werden  muss. 

Wenden  wir  uns  nunmehr  denjenigen  Fällen  zu ,  die  gegen- 
wärtig als  die  grosse  Regel  bezeichnet  werden  müssen,  so  fällt 
bei  ihnen  die  Frage  nach  der  Finanzierung  von  Meliorations- 
unternehmungen meist  mit  der  Frage  zusammen,  ob  und  in  wel- 
chen Formen  es  möglich  und  zweckmässig  ist,  für  Meliorations- 
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anlagen  Kredit  aufzunehmen;  denn  die  andere  Form  der  Finan- 
zierung ,  die  durch  Subventionierung  aus  öffentlichen  Mitteln, 
findet   naturgemäss   nur   in   beschränktem  Umfange  Anwendung. 

Es  handelt  sich  im  Folgenden  zunächst  um  die  Kredit* 
fähigkeit  derMeliorationsunternehmer,  dann  um 
die  Modalitäten  des  Meliorationskredites,  ferner 
um  die  Person  des  Meliorationsgläubigers,  also  um  die  Melio- 
rationskreditorganisation; im  Anschluss  daran  soll  die 
Finanzierung  durch  öffentliche  Subventionen  kurz  besprochen 
werden. 

Dabei  wird  es  sich  allerdings  nicht  vermeiden  lassen,  Manches 
aus  dem  späteren  Kapitel  über  den  landwirtschafllichen  Kredit 
hier  schon  vorweg  zu  nehmen ;  das  kann  aber  um  so  unbedenk- 
licher geschehen,  als  die  Resultate,  zu  denen  jenes  Kapitel  ge- 
langen wird,  grossen  Teils  schon  in  einer  früheren  Publikation 
enthalten  sind,  auf  die  an  dieser  Stelle  verwiesen  wird  ^)^ 

A.  Die  Meliorationskreditfähigkeit. 

Für  die  Frage  der  Melioratiouskreditfähigkeit  ist  die  Person 
des  Unternehmers   naturgemäss   von  entscheidender  Bedeutung. 

I.  OeffeBtllohe  Heliorationen. 

Die  Finanzierung  der  öffentlichen  Meliorationen  kann  ent- 
weder durch  finanz-  oder  durch  privatwirtschaftliche  Mittel  er- 
folgen. 

i)  Finanzwirtschaftliche  Kapitalsbeschaffung. 

Eine  solche  liegt  zunächst  dann  vor,  wenn  in  das  Budget 
des  betreffenden  Gemeinwesens  die  für  das  Unternehmen  erforder- 
lichen Summen  eingestellt  werden.  Ihre  Bedeckung  müssen  diese 
dann  in  den  ordentlichen  oder  ausserordentlichen  Einnahmen 
finden. 

Diese  Art  der  Finanzierung  kann  vereinzelt  für  eine  bestimmte 
Unternehmung  oder  periodisch  für  die  durch  die  Exekutive  zu 
bestimmenden  Unternehmungen  erfolgen.  Doch  darf  es  sich  dabei 
immer  nur  um  Beträge  handeln,  welche  im  Vergleiche  mit  der 
ordentlichen  Steuerleistung  der  Bevölkerung  geringfügig  sind,  da 
sonst  eine  zu  grosse  plötzliche  Erhöhung  der  öffentlichen  Ab- 
gaben erforderlich  sein  würde. 

i)  Schiff,  Zar  Frage  der  Organisation  des  landwirtschaftlichen  Kredites  in  Deutsch- 
land und  Oesteneich.     Leipzig  1892. 
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Eine  solche  kann  durch  Aufnahme  eines  Anlehens 
vermieden  werden.  Die  Bevölkerung  hat  diesfalls  das  Meliorations- 
kapital nicht  auf  einmal  aufzubringen,  sondern  die  Kosten  ver- 
teilen sich  auf  eine  längere  Reihe  von  Jahren;  der  alljährlich 
durch  Einhebung  öffentlicher  Abgaben  zu  deckende  Bedarf  be- 
schränkt sich  dabei  auf  die  Verzinsung  und  Amortisation  der 
Anleihe. 

Aber  auch  diese  zweite  Form  der  Finanzierung  öffentlicher 
Meliorationsunternehmungen  ist  nur  in  beschränktem  Masse  an- 
wendbar. Nur  solche  Gesamtwirtschaften  können  sich  ihrer  be- 
dienen, die  über  einen  gefestigten  öfTentlichen  Kredit  verfügen.  Das 
trifft  jedenfalls  beim  Staate  zu;  für  die  Kronländer  aber  gilt 
es  schon  nicht  ohne  Abstufungen.  Kein  Zweifel,  dass  ein  Anlehen 
des  Königreichs  Böhmen  oder  des  Erzherzogtums  Niederöster- 
reich leichter  zu  plazieren  ist,  und  dass  es  bei  gleicher  Verzinsung 
höhere  Kurse  erzielt  und  daher  wolfeiler  ist,  als  eines,  das  etwa 
vom  Herzogtum  Bukowina  oder  von  der  Markgrafschaft  Istrien 
kontrahiert  wird.  Immerhin  besteht  aber  selbst  bei  den  kleineren 
und  minder  wohlhabenden  Ländern  keine  ernstliche  Gefahr  für 
die  Sicherheit  der  Landesschulden ;  denn  auf  Grund  der  Landes- 
ordnungen besitzen  die  Landesgesetzgebungen  das  Recht,  Zu- 
schläge zu  den  staatlichen  Steuern  sowie  eigene  Landessteuern 
einzuheben ,  und  diesen  öffentlichen  Abgaben  kommt  ein  gesetz- 
liches Vorzugspfandrecht  an  sämtlichen  besteuerten  Objekten  des 
Landes  zu.  Dass  aber  von  dem  Umlagerechte  auch  wirklich  in  dem- 
jenigen Umfange  Gebrauch  gemacht  werde,  der  zur  Deckung  der 
jährlichen  Schuldigkeiten  erforderlich  ist,  das  wird  wohl  schon 
durch  die  Oeffentlichkeit  der  Budgetierung  gewährleistet. 

Bezirke  und  Gemeinden  sind  dagegen  meist  nicht  in 
der  Lage,  ihr  Kreditbedürfnis  dadurch  zu  befriedigen,  dass  sie 
direkt  an  den  Geldmarkt  herantreten,  Obligationen  emittieren  und 
für  diese  Abnehmer  suchen;  nur  vereinzelte  Grosskommunen 
machen  eine  Ausnahme. 

Zwar  gilt  auch  für  die  Umlagen  der  genannten  autonomen 
Körper  das  gesetzliche  PfandprivUeg ;  aber  die  Wirtschaftsfüh- 
rung dieser  zahlreichen,  kleinen  Gemeinwesen  entzieht  sich  der 
öffentlichen  Beurteilung,  die  Höhe  ihrer  Schulden  und  die  der 
bereits  eingehobenen  Umlagen  ist  unbekannt,  eine  Publikation 
der  Gemeinderechnungen  findet  fast  niemals  statt.  Ueberdies 
ist  das  Umlagerecht    der  Bezirke   und  Gemeinden    ein   sehr  be- 
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schränktes,  sie  bedürfen  nicht  nur  zur  Kreditaufnahme,  sondern 
auch  zur  Festsetzung  und  Einhebung  höherer  Zuschläge  (die 
Grenze  ist  in  den  Gemeindeordnungen  verschieden  normiert) 
der  Bewilligung  einer  übergeordneten  Instanz  (Bezirksausschüsse 
Landesausschuss  oder  Landtag). 

2)    Privatwirtschaftliche    Kapitalsau fb ringung. 

Da  die  finanzwirtschaftliche  Aufbringung  des  Meliorationskapi- 
tales durch  Besteuerung  oder  Anleihe  den  kleineren  Gesamtwirt- 
schaften verschlossen  ist,  so  müssen  diese  trachten,  Privatdarlehen, 
wenn  möglich  bei  einem  Kreditinstitute,  zu  erlangen.  Eine  solche 
Anstalt  kann  sich  der  Prüfung  aller  rechtlichen  und  wirtschaftlichen 
Voraussetzungen  der  Kreditaufnahme  unterziehen,  zwischen  Geld- 
markt und  kreditbedürftiger  Gemeinde  vermitteln ;  ist  die  Gemeinde 
kreditfähig,  so  übernimmt  das  Institut  die  Haftung  für  die  Zulässig- 
keit  und  Sicherheit  des  Darlehens.  Die  Schuldverschreibungen  der 
Kommunen  und  Bezirke  bedürfen  fiir  den  Geldmarkt  gleich- 
sam des  Giro  eines  als  solid  und  solvent  bekannten  Kredit- 
institutes. Die  Zahlungsfähigkeit  des  letzteren  muss  aber  dann 
offenbar  noch  auf  anderen  Aktiven  beruhen,  als  auf  den  eben  zu 
sichernden  Obligationen  der  Gemeinden,  also  etwa  auf  einem 
vorhandenen  Kapitalbesitze  —  Aktienkapital,  Reservefond  —  oder 
auf  dem  nicht  zu  bezweifelnden  Kredite  des  Staates  oder  Kron- 
landes. Indem  eine  Aktiengesellschaft  oder  eine  unter  Garantie 
des  Landes  oder  Staates  stehende  Kreditanstalt  Meliorationen  von 
kleineren  Selbstverwaltungskörpern  finanziert  und  das  erforderliche 
Kapital  durch  Emission  von  marktgängigen  Obligationen  nach  Art 
der  Pfandbriefe  aufbringt,  erschliesst  sie  den  Gemeinden  den  Geld- 
markt und  ermöglicht  dadurch  die  Vornahme  von  Meliorationen, 
an  denen  das  öfTentliche  Wohl  interessiert  ist. 

Ob  dafür  die  Errichtung  eigener  Kreditinstitute  notwendig 
oder  wünschenswert  ist,  oder  ob  diese  Geschäfte  von  bereits  be- 
stehenden Anstalten,  und  von  welchen,  betrieben  werden  können 
und  sollen,  wird  erst  später  besprochen  werden,  wenn  die  Frage 
der  Meliorationskreditorganisation  zur  Behandlung  kommt. 

Die  Kreditfähigkeit  der  Kommunen  hängt  nun 
aber  durchaus  davon  ab,  dass  diese  über  ein  entsprechendes  Sicher- 
stellungsmittel  verfugen ;  denn  offenbar  kann  und  darf  die  An- 
stalt dem  Ansuchen  einer  Gemeinde  um  Gewährung  eines  Melio- 
rationsdarlehens nur  dann  willfahren,    wenn  die  Verzinsung  und 
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Rückzahlung  des  Kapitales  vollständig  sichergestellt  ist.  Beruht 
doch  der  Kredit  des  Institutes  in  erster  Linie  auf  der  Solidität 
seiner  Geschäftsgebahrung.  Da  aber  die  Gemeinden  selten  in  der 
Lage  sind,  für  den  verlangten  Kredit  eine  entsprechende  Real- 
sicherheit durch  Hypothek  oder  Faustpfand  zu  gewähren,  so  kön- 
nen sie  der  Anstalt  in  der  Regel  nur  die  Verpfandung  ihrer  Um- 
lagen als  Sicherstellungsmittel  anbieten. 

Eine  solche  Verpfandung  ist  aber  offenbar  nur  dann  genü- 
gend, wenn  gleichzeitig  der  Nachweis  erbracht  wird,  dass  der  Ein- 
treibung jener  Umlagen  weder  rechtliche  noch  ökonomische  Hin- 
dernisse im  Wege  stehen. 

Die  Leichtigkeit  der  Realisierung  von  Forderungen  gegen  Ge- 
meinden wird  daher  zu  einer  Voraussetzung  für  die  Kreditfähig- 
keit der  letzteren.  Es  muss  dem  Gläubiger  ermöglicht  sein,  ohne 
allzu  grosse  Schwierigkeit  die  schuldnerische  Gemeinde  zur  Erfül- 
lung ihrer  vertragsmässigen  Verpflichtungen,  also  insbesondere  dazu 
zu  zwingen,  die  fiir  die  fälligen  Zahlungen  erforderlichen  Steuer- 
zuschläge auszuschreiben  und  einzuheben.  Langwierig  und  deshalb 
den  Kredit  der  Gemeinden  erschwerend  ist  es,  wenn  die  Anstalt 
diesbezüglich  auf  die  gerichtliche  Geltendmachung  ihrer  For- 
derungen gegen  säumige  Gemeinden  angewiesen  ist;  überdies 
könnte  auf  diesem  Wege  nur  die  Veräusserung  des  Gemeinde- 
vermögens oder  die  Sequestration  der  Gemeindeeinkünfte  erzwungen 
werden,  beides  Mittel,  die  eine  empfindliche  Schädigung  des  Haus- 
haltes der  Gemeinden  involvieren. 

Ein  Umiagenzwang  gegen  Gemeinden  wurde  des- 
halb in  einigen  Kronländern  durch  eigene  Gesetze  eingeführt; 
der  Landesausschuss  ist  hienach  in  Steiermark^),  in  Krain*)  und 
Mähren')  berechtigt,  in  Galizien*),  Kärnten*),  Görz  und  Gradisca *), 
Niederösterreich  ^) ,    Dalmatien  ^),   Böhmen  •),    Bukowina**)   und 

i)  Gesetz  vom  25.  Mai  1875  (Nr.  27  L.G.BI.). 

2)  Gesetz  vom  10.  April  1881  (Nr.  6  L.G.B1.). 

3)  Gesetz  vom  29.  April  1894  (Nr.  53  L.G.B1.).    Ein  ebensolches  Gesetz  hat  der 
oberösterreichische  Landtag  i.  J.  1896  beschlossen  (stenogr.  Protokolle  95/96  S.  553)* 

4)  Gesetz  vom  17.  Juni  1874  (Nr.   52  L.G.BI.). 

5)  Gesetz  vom  10.  April  1881  (Nr.  15  L.G.B1.). 

6)  GeseU  vom  20.  Mai  1882  (Nr.  14  L.G.B1.). 

7)  Gesetz  vom  21.  Dez.  1882  (Nr.  12  L.G.B1.)  ex  1883. 

8)  GeseU  vom    4.  Sept.  1883  (Nr.  39  L.G.BI.). 

9)  Gesetz  vom  18.  Sept.  1883  (Nr.  51  L.G.B1.). 
10)  Gesetz  vom  15.  Okt.  1883  (Nr.  19  L.G.Bl.J. 
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Schlesien  ^),  sogar  verpflichtet,  aus  eigener  Macht  die  Ausschrei- 
bung und  Einhebung  von  Zuschlägen  zu  den  direkten  Steuern 
in  Gemeinden  und  Bezirken  anzuordnen,  die  mit  exequierbaren 
Geldforderungen  im  Rückstand  sind,  und  Vorsorge  zu  treffen, 
dass  die  so  eingehobenen  Beträge  auch  thatsächlich  ihrem  Zwecke 
zugeführt  werden.  Auch  kann  zur  Erzwingung  jener  Zahlungen 
die  politische  Exekution  gegen  die  säumige  Gemeinde  oder  den 
Bezirk  durchgeführt  werden  *).  Durch  diese  Gesetze  ist  die  Melio- 
rationskreditfähigkeit der  Gemeinden  bedeutend  gesteigert  worden. 
Es  sei  hier  schon  erwähnt,  dass  in  einigen  Kronländern, 
nämlich  in  Krain,  Niederösterreich,  Bukowina,  Schlesien  und  Mäh- 
ren*) jene  Gesetze  auch  auf  solche  »öffentliche  Konkurrenzen«  An- 
wendung finden,  die  mit  dem  Rechte  ausgestattet  sind,  Umlagen 
für  die  Deckung  ihrer  Bedürfnisse  auszuschreiben.  Diese  Be- 
stimmung ist,  wie  wir  sehen  werden,  von  grosser  Bedeutung  für 
die  Wassergenossenschaften. 

3)  Kapitalsbeschaffung  durch    dritte  Personen. 

Die  Finanzierung  öffentlicher  Meliorationskreditunternehm- 
ungen erfolgt,  wie  schon  erwähnt,  keineswegs  immer  ausschliess- 
lich durch  die  betreffenden  territorialen  Gemeinwesen  selbst. 

Auf  der  einen  Seite  ist  es  durchaus  nichts  Seltenes,  dass 
Landesunternehmungen  vom  Staate,  Gemeindemeliorationen  durch 
Land  oder  Staat  subventioniert  werden,  worüber  später,  bei  Be- 
sprechung des  staatlichen  Meliorationsfondes,  Näheres  mitgeteilt 
werden  soll. 

Andrerseits  besteht  eine  Beitragspflicht  der  Anrainer  zu  Staats- 
und Landeswasserbauten  (§  26  des  Reichswasserrechtsgesetzes) ; 
Voraussetzung  dafür  ist,  dass  der  aus  Reichs-  oder  Landesmitteln 
unternommene  Wasserbau  den  Besitzern  der  angrenzenden  Liegen- 
schaften oder  der  benachbarten  Wasseranlagen  durch  Zuwen- 
dung eines  Vorteiles  oder  durch  Abwendung  eines  Nachteiles 
in  erheblichem  Grade  zum  Nutzen  gereicht.  Die  Entscheidung 
über  die  Frage  des  Nutzens  und  der  Beitragspflicht  steht  den 
politischen  Behörden,  eventuell  dem  Richter  zu. 


i)  Gesetz  vom  6.  Januar  1891  (Nr.  11  L.G.BI.). 

2)  Nur  in  Steiermark  imd  Krain  beziehen  sich  die  gesetzlichen  Anordnungen  aus- 
schliesslich auf  Schulden  der  Gemeinden  resp.  Bezirke  an  das  Kronland. 

3)  Ebenso  nach  dem  in  Oberösterreich  beschlossenen  Gesetzentwurfe. 
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II.  Prirate  Meliorationen.    Das  Problem  des  JKeliorationskredites. 

Wie  bei  den  Meliorationsunternehmungen  der  territorialen 
Gemeinwirtschaften  die  erforderlichen  Geldmittel  bald  von  dem 
betreffenden  Gemeinwesen  selbst  durch  Umlagen  oder  Kredit 
aufgebracht,  bald  von  anderer  Seite  zur  Verfügung  gestellt  werden, 
so  auch  bei  den  Privatmeliorationen,  die  von  Genossenschaften 
und  von  einzelnen  Grundbesitzern  ausgeführt  werden ;  denn  auch  da 
erfolgt  die  Finanzierung  häufig  nicht  durch  Kreditaufnahmen  von 
Seiten  des  Unternehmers  selbst,  sondern  der  Staat  oder  das  Land 
trägt  ganz  oder  teilweise  die  Kosten  der  Anlage  in  der  Form 
von  Subventionen. 

In  der  Regel  muss  jedoch  die  Finanzierung  durch  Aufnahme 
eines  Meliorationskredites  erfolgen. 

Diesbezüglich  zeigen  die  genossenschaftlichen  Meliorationen, 
wenigstens  soweit  die  auf  Grund  der  Wasserrechtsgesetze  ge- 
bildeten Genossenschaften  in  Frage  kommen,  eine  gewisse  Aehn- 
lichkeit  mit  den  eben  besprochenen  kommunalen  Unternehmungen. 
Indessen  liegt  doch  bezüglich  ihrer,  wie  bezüglich  der  Einzel- 
meliorationen ein  spezifisches  Problem  vor,  das  bei  den  öffent- 
lichen Unternehmungen  nicht  besteht. 

i)  S  i  ch  e  r  s  t  ellu  ngs  mi  tt  el  für  den  privaten 
Meliorationskredi  t. 

Bei  öffentlichen  Meliorationen  kann  die  Frage,  wodurch  der 
Meliorationskredit  seitens  des  ein  Anlehen  aufnehmenden  Staates 
oder  Landes  privatrechtlich  sichergestellt  werde,  überhaupt  nicht 
erhoben  werden ;  für  Darlehen,  die  von  Gemeinden  bei  Kredit- 
anstalten aufgenommen  werden,  besteht  zwar  diese  Frage,  sie 
ist  aber,  wie  wir  sahen,  durch  das  nach  den  Gremeindegesetzen 
bestehende  Umlagerecht  und  durch  die  gesetzliche  Pfandpriorität 
der  Gemeindezuschläge  vor  allen  anderen  Grundlasten  beantwortet, 
welches  Pfandprivileg  keiner  näheren  Rechtfertigung  bedarf,  da 
es  sich  eben  um  Abgaben  für  öffentliche  Zwecke  handelt. 

Dagegen  ist  für  die  einzelnen  Grundbesitzer  oder  für  eine  Mehr- 
heit solcher  die  Möglichkeit,  Meliorationskredit  zu  erlangen,  durch- 
aus davon  abhängig,  ob  sie  im  Stande  sind,  das  angesuchte  Dar- 
lehen auch  auf  genügende  Weise  sicherzustellen. 

Natürlich  können  Grundbesitzer,  deren  Realitäten  noch  nicht 
verschuldet  sind,  ihre  Liegenschaft  als  Pfandobjekt  für  das  Melio- 
rationskapital verwenden ;   allein  wären  die  Landwirte,  um  Melio- 


Kreditfähigkeit  tut  private  Meliorationen.    Das  Problem  des  Meliorationskredites.     a6^ 

rationsdarlehen  zu  erlangen ,  ausschliesslich  auf  den  normalen 
Hypothekarkredit  angewiesen,  so  könnte  ein  grosser,  vielleicht 
der  grösste  Teil  der  wünschenswerten  Verbesserungen  aus  Mangel 
an  Kapital  nicht  vorgenommen  werden;  denn  die  starke  Ver- 
schuldung des  landwirtschaftlichen  Grundbesitzes  muss  sehr  häufig 
bewirken,  dass  eine  Satzpost  innerhalb  der  sicheren  Beleihungs- 
grenze  für  neue  Kreditierungen  nicht  mehr  disponibel  ist. 

Wo  es  sich  nun  um  Kreditierungen  handelt,  durch  die  der 
Wert  der  Realität  keinerlei  Veränderung  erfahrt ,  vielmehr  nur 
in  anderer  Weise  als  bisher  unter  verschiedene  individuelle  Per- 
sonen aufgeteilt  werden  soll,  —  wie  beim  sogenannten  Besitz- 
kredite ,  —  dort  ist  es  auch  ganz  gerechtfertigt ,  dass  nach  Ver- 
äusserung  des  ganzen  Grundwertes  in  der  Form  von  Hypotheken 
eine  weitere  Verschuldung  nicht  mehr  Platz  greifen  kann. 

Der  produktive  Charakter  des  Meliorations- 
kredites macht  dagegen  Kapitalsaufnahmen  auch  dann  volks- 
wirtschaftlich wünschenswert,  wenn  der  Grundbesitz  bereits  ganz 
verschuldet  ist;  wird  doch  mit  ihnen  bezweckt,  neue  Werte  zu 
schaffen,  den  bisherigen  Bodenwert  um  mehr  als  die  Anlage- 
kosten zu  erhöhen;  es  sollen  nicht,  wie  bei  den  Besitzscbulden, 
bloss  die  Passiva  des  Grundbesitzes,  sondern  ebenso  dessen  Ak- 
tiva, und  diese  sogar  stärker  als  jene,  vermehrt  werden,  was 
einer  relativen  Entlastung  des  Grundbesitzes  gleichkommt. 

Da  liegt  denn  der  Gedanke  nahe ,  den  durch  die  pro- 
duktiveVerwendung  desMeliorationskapitales 
zu  schaffenden  künftigen  Wert  oder  Wertzu- 
wachs zurBasis  für  dieKreditierung  zu  machen, 
um  auf  diese  Weise  Meliorationen  zu  ermöglichen,  unabhängig  da- 
von, ob  und  in  welchem  Grade  die  zu  verbessernden  Grund- 
stücke bereits  mit  Schulden  belastet  sind. 

2)  Erweiterung  der  Beleihu  ngsgrenze. 

Jener  Gedanke  wird  nur  in  ganz  unvollkommener  Weise  da- 
durch verwirklicht,  dass  Kreditanstalten  ihre  statutarische  Be- 
leihungsgrenze  mit  Rücksicht  auf  die  durch  die  Melioration  zu  er- 
wartende Wertsteigerung  erweitern.  Bestimmungen  dieser  Art  fin- 
den sich  in  mehreren  deutschen  Staaten  für  die  von  ihnen  er- 
richteten Landeskulturrentenbanken;  auch  die  Landesbank  für 
das  Königreich  Böhmen  darf  nicht  bloss  die  ersten  zwei  Drittel  des 
gegenwärtigen  Wertes  von  Grundstücken  belehnen,  wie  die  Lan- 

Schiff,  Oesterreichische  Agrarpolitik.  I.  ^O 
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deshypothekenbank,  sondern  überdies  noch  die  Hälfte  des  vor- 
aussichtlichen Mehrwertes.  Eine  solche  Erweiterung  der  Be- 
leihungsgrenze  ist  sicherlich  gerechtfertigt,  soferne  nur  dafür  ge- 
sorgt ist,  dass  der  zu  erwartende  Wertzuwachs  auch  wirklich 
eintrete,  zu  welchem  Zweck  eine  engere  Verbindung  des  Kreditinsti- 
tutes mit  kulturtechnischen  Organen  notwendig  ist,  denen  die 
fachlich-technische  Prüfung  der  Projekte,  die  Kontrolle  über  die 
Kapitalsverwendung,  die  Ueberwachung  der  Ausführungsarbeiten, 
die  Sicherung  der  Instandhaltung  der  Anlage  obliegt. 

Die  Wirkung  einer  solchen  Massregel  kann  aber 
nur  sehr  gering  sein ;  wird  doch  durch  sie  nicht  einmal  die  formelle 
Möglichkeit  geschaffen,  jedes  rationelle  Meliorationsuntemehmen 
ohne  Rücksicht  auf  die  schon  vorhandene  Verschuldung  des  Grund- 
stückes zu  finanzieren.  Sind  z.  B.  auf  die  Realität  schon  Hypo- 
theken bis  zu  */«  ihres  gegenwärtigen  Wertes  intabuliert,  so  darf 
die  böhmische  Landesbank  nur  noch  solche  Meliorationen  be- 
leihen, bei  denen  sich  mit  Bestimmtheit  eine  Werterhöhung  voraus- 
sagen lässt,  welche  die  Meliorationskosten  um  ioo%  übersteigt;  ist 
aber  die  Grundverschuldung  noch  höher  als  */«,  so  schwindet  die  Mög- 
lichkeit, bei  jener  Anstalt  Meliorationskredit  zu  erlangen,  fast  ganz. 
Aber  selbst  dort,  wo  diese  formelle  Möglichkeit  besteht,  ist  da- 
mit wenig  gewonnen ;  denn  der  wesentliche,  gleich  zu  besprechende 
Uebelstand  bleibt  dadurch  unbehoben. 

Die  Rangierung  der  Forderungen  nach  dem  Zeit- 
punkte ihrer  Entstehung  bildet  das  eigentliche  Hindernis 
für  den  Meliorationskredit.  Zufolge  dieses  Rechtsprinzipes  kann 
sich  nämlich  der  Meliorationsgläubiger  nur  ultimo  loco,  also  hinter 
allen  bereits  eingetragenen  Satzposten  anschreiben  lassen.  Das 
bedeutet  aber  eine  arge  Gefahrdung  der  Sicherheit  des  Melio- 
rationsdarlehens ;  denn  nach  den  Grundsätzen  unseres  a.  b.  G.B. 
ergreift  jede  Hypothek  das  Pfandobjekt  in  demjenigen  Zustande,  in 
welchem  dieses  sich  im  Momente  der  Geltendmachung  des  Pfand- 
rechtes befindet.  Jeder  Gläubiger  kann  sich  also  unter  Wahrung  des 
Prinzipes  »prior  tempore,  potior  jurec  an  den  ganzen  dermaligen 
Wert  des  Grundstückes  halten,  ohne  dass  darnach  gefragt  würde, 
wann  dieser  Wert  entstanden  ist,  ob  vor  oder  nach  der  Pfand- 
bestellung ;  der  durch  die  Meloration  neu  geschaffene  Bodenwert 
accresciert  auf  diese  Weise  ipso  jure  den  älteren  Gläubigern.  Der 
Meliorationsgläubiger  kann  daher  im  Falle  der  Exekution  nur  nach 
den  allgemeinen  Grundsätzen  über  die  Rangordnung  zur  Befriedi- 
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,  gung  gelangen ;  seine  Forderung  partizipiert  erst  dann  am  Meist- 
bote, wenn  alle  der  Zeit  nach  vorangehenden  Satzposten  bereits 
gedeckt  sind,  d.  h.  sie  geht  bei  starker  Verschuldung  des  Gutes 
in  der  Regel  leer  aus. 

Dass  darin  eine  Unbilligkeit  gelegen  ist,  leuchtet  ein;  die 
älteren  Gläubiger  erlangen  dadurch  das  Recht,  ihre  Befriedigung  aus 
einem  Wertobjekte  zu  suchen,  das  noch  gar  nicht  existierte, 
als  sie  sich  in  das  Grundbuch  eintragen  Hessen,  and  auf  dessen 
späteres  Entstehen  sie  auch  durchaus  nicht  rechnen  konnten  '). 
Sie  machen  sich   auf  Kosten  des  Meliorationsgläubigers   bezahlt. 

Diese  mögliche  Unbilligkeit  wird  nun  allerdings  selten  zur 
Wirklichkeit,  weil  eben  schon  durch  das  Bestehen  jener  Möglich- 
keit die  Gewährung  von  Meliorationskredit  an  verschuldete  Grund- 
besitzer unter  der  Herrschaft  des  strengen  Prioritätsprinzipes  ver- 
hindert wird ;  damit  sind  aber  meist  auch  die  Meliorationen 
selbst  unmöglich  gemacht. 

3)  Durchbrechung  des  Prioritätsprinzipes  zu 
Gunsten  der  Meliorationsforderung. 

Eine  Durchbrechung  der  strengen  Priorität  ist  unbedingt  nötig, 
sollen  die  Bodenverbesserungen  nicht  deshalb  unterbleiben,  weil 
dem  Grundbesitzer  die  Kreditfähigkeit  mangelt.  Die  Modifikation 
des  Prioritätsprinzipes  hätte  offenbar  darin  zu  bestehen,  dass  die 
Rechte  der  älteren  Pfandgläubiger  auf  den  alten  Bodenwert  be- 
schränkt werden,  während  der  durch  die  Bodenverbesserung  neu 
erzeugte  Wertzuwachs  ausschliesslich  dem  Meliorationsgläubiger 
zu  seiner  Sicherstellung  und  Befriedigung  zugewiesen  wird. 

Eine  derartige  Abgrenzung  ist  de  lege  ferenda  selbst  auch 
vom  Standpunkte  der  älteren  Satzgläubiger  vollständig  gerecht- 
fertigt ;  nimmt  man  diesen  damit  doch  nur  ein  potentielles  Recht 
auf  etwas,  was  eben  wegen  dieses  Rechtes  niemals  entstehen  kann. 
Die  Sicherheit  der  bisherigen  Tabulargläubiger  wird  auf  solche 
Weise  —  vorausgesetzt,  dass  ihnen  nicht  etwa  der  bereits  früher 
verpfändete  Bodenwert  zu  Gunsten  des  Meliorationsgläubigers  ent- 
zogen wird,  —  sogar  noch  erhöht,  da  der  die  Kosten  übersteigende 

i)  Man  kann  auch  nicht  einwenden,  dass  der  Hypothekargläubiger  auch  die  Ge- 
fahr der  Verschlechterung  der  Pfandsache  trage;  denn  er  hat  bei  Verschulden  des 
Pfandgebers  das  Recht,  von  diesem  ein  anderes,  angemesseneres  Pfand  zu  verlangen 
(§  45^  ^  ^'  ^'  ^O*  ^"^  ^^^  zufälligen  Wertminderungen  des  verpfändeten  Gutes 
treffen  den  Pfandgläubiger ,  nur  die  zufälligen  Werterhöhungen  (z.  B.  infolge  besserer 
Kommanikationen,  Sinken  des  Zinsfusses  u.  dgl.)  sollen  ihm  zu  Gute  kommen. 
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Wertzuwachs  zum  Teile  auch  noch  ihnen  zu  Gute  kommt 

DasProblem  des  Meliorationskredites,  wie  ich  es 
an  anderem  Orte  formuliert  habe  ^),  lautet  daher :  Wie  lässt  sich 
der  durch  eine  Melioration  neu  erzeugte  von  dem  bereits  früher 
vorhandenen  Werte  des  Grundstückes  juristisch  trennen  und  dem 
Meliorationsgläubiger  als  Sicherstellungs-  und  Befriedigungsmittel 
reservieren  ? 

Findet  sich  auf  diese  Frage  eine  entsprechende  Antwort,  so 
ist  unter  allen  Umständen,  d.  h.  auch  bei  noch  so  grosser  Verschul- 
dung der  Liegenschaft,  Sicherheit  für  das  Meliorationsdarlehen 
vorhanden,  vorausgesetzt,  dass  die  geplante  Unternehmung  vom 
landwirtschaftlichen  Standpunkte  aus  überhaupt  rationell  ist ;  denn 
wo  letzteres  zutrifft,  übersteigt  die  Erhöhung  des  bisherigen  Grund- 
ertrages den  jährlichen  Aufwand  iiir  die  Verzinsung  und  Amortisa- 
tion der  Meliorationskosten  (s.  o.  S.  422  ff.);  noch  grösser  ist,  wie  wir 
gesehen  haben,  die  Differenz  zwischen  den  letzteren  und  dem 
Zuwachs  an  Bodenwert.  Wird  also  dafiir  gesorgt,  dass  die  Er- 
trags- und  Werterhöhung  für  die  Befriedigung  ausschliesslich  des  sie 
vermittelnden,  und  nicht  auch  der  älteren  Gläubiger  diene,  dann 
trägt  jede  wirklich  rationelle  Melioration  ein  genügendes  Pfand- 
objekt in  sich  selbst,  keine  derartige  Unternehmung  braucht  aus 
Kapitalsmangel  zu  unterbleiben,  und  auch  der  hochverschuldete 
Grundbesitzer  kann  Meliorationskredit  erlangen. 

4.  Anwendungsgebiet  für  den  spezifischen  Me- 
liorationskredit. 

Ueberlegen  wir,  ehe  wir  der  aufgeworfenen  Frage  näher 
treten,  bei  welcher  Art  von  Meliorationen  dieselbe  überhaupt  von 
praktischer  Bedeutung  ist. 

Bei  den  Landesmeliorationen  offenbar  nicht;  denn 
abgesehen  davon,  dass  deren  Finanzierung  in  der  Regel  nicht 
Sache  des  Grundbesitzers,  sondern  eines  öffentlichen  Selbstver- 
waltungskörpers ist,  lässt  sich  der  höhere  Wert,  den  sie  den  Grund- 
stücken erteilen,  meist  nicht  in  konkreter  Weise  feststellen. 

Bei  den  Kulturverbesserungen  ist  das  letztere  zwar 
oft  möglich,  dennoch  werden  sie  für  den  spezifisch  geregelten 
Meliorationskredit  selten  in  Frage  kommen;  denn  sie  erfordern 
in  der  Regel  kleine  Kapitalien,   die   sich  meist  schon   im  Laufe 

i)  Zur  Frage  der  Organisationen  u.  s.  w. 
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weniger  Jahre  umsetzen.  Bei  ihnen  spielt  überdies  die  Art  der 
Bewirtschaftung  des  Gutes  oft  eine  grosse  Rolle,  in  welchem  Falle 
ihr  Effekt  in  weitem  Masse  von  der  Persönlichkeit  des  Land- 
wirtes abhängig  ist.  Alle  diese  Momente  rechtfertigen  es,  kleinere 
Darlehen  zur  Vornahme  einfacherer  Kulturverbesserungen  in  das 
Gebiet  des  Personalkredites  zu  verweisen  und  deren  Gewährung 
den  lokalen  Vorschusskassen,  wie  sie  zuerst  Raiffeisen  ins  Leben 
gerufen  hat,  zu  überlassen.  Diese  vermögen  die  Fähigkeit  des 
einzelnen  Darlehenswerbers  zur  Ausfuhrung  der  beabsichtigten  Kul- 
turverbesserung am  ehesten  zu  beurteilen,  sie  sind  in  der  Lage, 
die  wirkliche  Verwendung  des  Kapitales  für  jenen  Zweck  zu  über- 
wachen, während  andererseits  die  Beträge,  um  die  es  sich  dabei 
handelt,  nicht  so  gross,  die  Zeiträume,  für  welche  dieselben  fest- 
gelegt werden,  nicht  so  lang  sind,  dass  dadurch  die  Mittel  einer 
lokalen  Anstalt  überschritten  würden. 

Die  eigentlichen  Bodenverbesserungen  bleiben 
demnach,  nebst  den  grösseren  Kulturverbesserungen,  die  Do- 
mäne für  den  spezifischen  Meliorationskredit ;  so  insbesondere  die 
Bewässerungen,  Entwässerungen,  kleineren  Flussregulierungen  und 
Uferschutzbauten.  Bei  ihnen,  namentlich  bei  den  beiden  erstge- 
nannten Arten,  ist  es  in  der  Regel  möglich,  mit  grosser  Sicher- 
heit vorauszusagen,  ob  eine  technisch  und  wirtschaftlich  korrekt 
durchgeführte  Anlage  den  Bodenwert  um  mehr  als  das  Melio- 
rationskapital erhöhen ,  ob  die  Steigerung  des  Reinertrages  die 
für  das  letztere  erforderlichen  jährlichen  Zinsen-  und  Amorti- 
sationszahlungen decken  werde.  Ja,  für  die  Bewässerungs-  und 
Entwässerungsanlagen  lässt  sich  häufig  nicht  nur  voraussagen, 
ob  jenes  Minimum  an  Erfolg  eintreten  werde,  sondern  man  kann 
meist  auch  mit  annähernder  Genauigkeit  ziffermässig  feststellen, 
wie  gross  der  Einfluss  der  geplanten  Verbesserung  auf  den  Wert  und 
auf  den  Reinertrag  der  Liegenschaft  sein  werde.  Unternehmungen 
dieser  Art  erfordern  ferner  bedeutendere  Kapitalien,  für  die  eine 
reale  Sicherstellung  nicht  wohl  zu  entbehren  ist,  und  die  nur  von 
grösseren  zentralen  Kreditinstituten  dargeliehen  werden  können. 
Auch  objektiviert  sich  bei  ihnen  die  Ertrags-  und  Wertsteigerung 
mehr,  sie  ist  von  der  Persönlichkeit  des  wirtschaftenden  Subjektes 
unabhängiger,  als  bei  den  meisten  Kulturverbesserungen. 

Für  das  Zustandekommen  der  Bodenverbesserungen  ist  also 
die  oben  aufgeworfene  Frage  von  entscheidender  Bedeutung,  ob 
der  Meliorationsforderung  trotz  vorhandener  Verschuldung    eine 
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genügende  reale  Sicherheit  und  damit  dem  mit  Hypotheken  be- 
reits belasteten  Grundbesitzer  die  Möglichkeit  geboten  werden 
könne,  sich  die  für  die  Bodenverbesserung  erforderlichen  Geld- 
mittel im  Wege  des  Kredites  zu  verschaffen. 

5.  Prinzipielle  Gesichtspunkte  in  Betreff  des 
privaten  Meliorationskredites. 

An  anderer  Stelle  habe  ich  ausfuhrlich  untersucht,  in  welchen 
Formen  die  notwendige  Abänderung  des  Prioritätsprinzipes  zu 
Gunsten  des  Meliorationsgläubigers  auftreten  kann,  und  wie  die- 
selbe in  den  Gesetzgebungen  des  In-  und  Auslandes  thatsächlich 
aufgetreten  ist  ^).  Auf  das  Detail  dieser  Spezialfrage  hier  einzu- 
gehen, würde  wohl  zu  weit  führen.  Im  Allgemeinen  handelt  es 
sich  hiebei  darum,  einerseits  dem  Meliorationsgläubiger  die  grösst- 
mögliche  Sicherheit  zu  bieten,  andererseits  aber,  dies  nicht  auf 
Kosten  der  älteren  Gläubiger  zu  thun,  weil  sonst  eine  Erschütte- 
rung des  Realkredites  entstehen  müsste,  die  bei  der  Allgemein- 
heit der  hypothekarischen  Verschuldung  gerade  für  den  Grund- 
besitz selbst  am  verderblichsten  wäre. 

Diese  notwendige  Wahrung  der  Integrität  der  bereits  vor- 
handenen Pfandrechte  kann,  wie  dort  gezeigt  ist,  auf  doppelte 
Weise  erfolgen :  entweder  durch  fein  abgewogene,  aber  kompli- 
zierte zivilrechtliche  Normen,  welche  die  Höhe  des  Vor- 
zugsrechtes des  Meliorationsgläubigers  soweit  beschränken,  als  es 
das  Prinzip  erfordert,  die  älteren  Rechte  in  ihrer  Sicherheit  nicht 
zu  tangieren,  oder  durch  verwaltungsrechtli  che  Vorschrif- 
ten, welche  Garantieen  dafür  bieten,  dass  das,  seiner  Höhe  nach 
allerdings  absolute  Pfandprivileg  dem  früheren  Gläubiger  nicht 
zum  Schaden  gereiche,  indem  die  Priorität  nur  dann  eintritt,  wenn 
eben  jenen  Vorschriften  Genüge  gethan  ist. 

Die  zivilrechtlichen  Kautelen  für  die  Sicherheit  der 
älteren  Satzposten  bestehen  darin,  dass  die  Meliorationsforderung 
den  Pfandvorzug  nur  in  so  weit  geniesst,  als  der  wirklich  entstan- 
dene Wertzuwachs  reicht,  und  dass  eventuell  daran  auch  noch  eine 
verhältnismässige  Kürzung  stattfindet,  falls  das  exekutive  Meist- 
bot den  wahren  Wert  des  Grundstückes  nicht  erreicht. 

Auf  diesem  ersten  Wege  werden  also  die  bereits  eingetrage- 
nen Gläubiger  ebenso  gegen  die  Gefahr  des  Misslingens  der  ge- 
planten Melioration,  wie  gegen  die  eines  exekutiven  Mindererlöses 

i)  a.  a.  O.  S.  58  ff. 
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durch   zivilrechtliche  Beschränkungen   des  Umfanges   des   Pfand- 
privileges geschützt 

Verwaltungsrechtliche  Kautelen  können  das  gleiche 
Ziel  anstreben.  Dem  Meliorationsgläubiger  wird  dabei  zwar  für 
das  gesamte  Meliorationskapital  die  Priorität  eingeräumt;  aber 
doch  nur  dann,  wenn  im  konkreten  Falle  behördlich  konstatiert 
wird,  dass  eine  Gefahrdung  der  älteren  Hypothekarrechte  nicht 
zu  befürchten  ist  Die  für  eine  solche  Konstatierung  erforder- 
liche Untersuchung  und  Beurteilung  der  thatsächlichen  Verhält- 
nisse muss  sachverständigen  Verwaltungsorganen  übertragen  sein. 
Namentlich  ist  es  notwendig,  dafür  zu  sorgen,  dass  nur  wirklich 
rationellen  Meliorationsprojekten  das  Pfandrechtsprivileg  einge- 
räumt werde,  also  solchen  Unternehmungen,  die  eine  das  Anlage- 
kapital bedeutend  übersteigende  Erhöhung  des  Reinertrages  er- 
warten lassen,  dass  ferner  die  Darlehensvaluta  thatsächlich  nur 
zur  Ausführung  des  bestimmten  Projektes  verwendet,  dass  diese 
Ausfuhrungsarbeiten  korrekt  vorgenommen  und  dass  die  vollen- 
deten Anlagen  auch  ordentlich  im  Stande  gehalten  werden. 

Würde  es  gleichzeitig  sowohl  an  jenen  zivilrechtlichen,  als  an 
diesen  verwaltungsrechtlichen  Kautelen  fehlen,  so  bestände  die 
Gefahr,  dass  unter  dem  Vorwande  von  Meliorationsunternehmungen 
Forderungen  eines  privilegierten  Pfandrechtes  teilhaftig  werden, 
die  thatsächlich  keine,  oder  doch  keine  genügende  Werterhöhung 
des  Grundstückes  herbeiführen.  Die  Folge  müsste  sein,  dass  die 
bereits  intabulierten  Gläubiger,  insbesondere  die  an  letzter  Stelle 
stehenden,  in  ihrer  Sicherheit  gefährdet  werden  und  zur  Kündi- 
gung ihrer  Satzposten,  eventuell  zu  deren  exekutiver  Eintreibung 
schreiten  müssten,  was  gewiss  nicht  im  Interesse  der  Grundbe- 
sitzer gelegen  wäre. 

Dabei  versteht  es  sich  von  selbst,  dass  auf  die  Sicherheit  der 
Tabulargläubiger  sowie  auf  die  aus  deren  Verletzung  für  den  Grund- 
besitzer entspringenden  Uebel  bei  solchen  Meliorationsunterneh- 
mungen keine  Rücksicht  genommen  werden  kann,  deren  Vor- 
nahme von  einem  öffentlichen  Interesse  gefordert  wird;  denn  es 
muss  doch  sogar  das  Privateigentum  dem  öffentlichen  Interesse 
weichen,  —  um  wie  viel  mehr  ein  blosses  Pfandrecht. 

6)  Die  spezielle  Form  des  Problems  für  genos- 
senschaftliche Meliorationen. 

Die  Frage  der  Meliorationskreditfähigkeit  der  Landwirte  be- 
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hält  nur  bei  den  Einzelmeliorationen  die  bisher  betrachtete  ein- 
fache Form ;  für  genossenschaftliche  Unternehmungen  nimmt  sie 
eine  etwas  andere  Gestalt  an. 

Das  Sicherstellungsmittel  für  den  Kredit  ist  nämlich  bei  diesen 
ein  wesentlich  anderes.  Meliorationsgenossenschaften  verfugen  ja 
in  der  Regel  nicht  über  eine  ihnen  gehörige  Realität,  die  sie  als 
Pfandobjekt  für  ein  von  ihnen  aufzunehmendes  Darlehen  verwen- 
den könnten ;  die  Simultanverpfändung  aller  an  der  Verbesserung 
beteiligten  Grundstücke  ist  auch  nicht  thunlich,  und  so  hängt  die 
Kreditfähigkeit  der  in  Rede  stehenden  Genossenschaft  durchaus 
von  ihrem  Rechte  ab,  Umlagen  von  den  in  das  Unternehmen  ein- 
bezogenen Realitäten  einzuheben. 

Sind  nun  diese  Umlagen  einfache  Forderungen  an  die  Ge- 
nossenschaftsmitglieder, und  rangieren  sie  im  Falle  der  grund- 
bücherlichen  Intabulation  erst  hinter  den  schon  vorhandenen  Hypo- 
thekarschulden, dann  können  die  Genossenschaften  ebenso  wenig 
Meliorationskredit  erlangen,  als  der  verschuldete  einzelne  Grund- 
besitzer, solange  die  Rangordnung  der  Pfandrechte  sich  streng 
nach  der  Zeit  ihrer  Entstehung  richtet. 

Eine  pfandrechtliche  Bevorzugung  der  Ge- 
nossenschaft sumlagen  muss  also  hier  an  die  Stelle  der 
Privilegierung  der  Meliorationsforderung  treten  und  ist  unbedingt 
notwendig,  sollen  nicht  gerade  die  erfolgreichsten  und  sichersten 
Bodenverbesserungen  an  Kreditmangel  scheitern. 

Um  letzteres  zu  verhindern,  genügt  es  aber  nicht,  den  einzelnen 
falligen  und  rückständigen  Genossenschaftsbeiträgen  ein  einfaches 
Pfandprivileg  einzuräumen ;  es  muss  vielmehr  jeder  neue  Grund- 
besitzer schon  durch  den  Erwerb  des  Grundstückes  in  die  Bei- 
tragspflicht einrücken,  und  diese  Beitragspflicht  muss  als  Reallast 
auf  dem  Boden  ruhen,  so  dass  sie  auch  bei  exekutivem  Verkaufe 
der  Liegenschaft  niemals  gestrichen  werden  kann;  wenn  ausser- 
dem dafür  gesorgt  ist,  dass  die  Genossenschaft  von  ihrem  der- 
art privilegierten  Umlagerecht  in  dem  zur  Deckung  ihrer  Ver- 
bindlichkeiten erforderlichen  Umfange  auch  thatsächlich  Gebrauch 
mache,  dann  geniessen  Forderungen  gegen  Genossenschaften 
offenbar  dieselbe  Sicherheit,  wie  Meliorationskredite  mit  einem 
absoluten  Pfandvorrange  auf  den  einzelnen  Grundstücken. 

Die  Wirkung  solcher  Umlagen  auf  die  älteren  Hypotheken- 
gläubiger muss  naturgemäss  die  nämliche  sein,  wie  wenn  der  auf 
ihren  Schuldner   entfallende  Teil   des  Meliorationskapitales  nach- 
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träglich  primo  loco  auf  das  Gut  intabuliert  werden  würde;  denn 
im  Falle  der  Subhastation  wird  für  eine  so  belastete  Liegenschaft 
offenbar  um  den  Kapitalswert  der  Reallast  weniger  geboten,  als 
wenn  die  Reallast  nicht  bestünde ,  und  für  die  dadurch  verkürzten 
Gläubiger  ist  es  im  Effekt  das  Gleiche,  ob  das  Meliorationskapi- 
tal bei  der  Meistbotsverteilung  vorweg,  ehe  sie  zur  Befriedigung 
gelangen,  abgezogen  wird ,  oder  ob  die  Feilbietung  von  vorne- 
herein einen  um  den  gleichen  Betrag  niedrigeren  Erlös  ergibt. 

Eis  sind  daher  die  früher  angeführten  Kautelen  auch  für  die 
Gewährung  des  Reallastcharakters  an  Genossenschaftsumlagen 
notwendig,  soll  eine  Schädigung  des  Realkredites  vermieden 
werden. 

III.  Die  ]IeIioratioiiü[redit(!r^8etEgebiing« 

Auswärtigen  Staaten  folgend  wurde  in  Oesterreich  sowohl 
für  genossenschaftliche,  als  auch  für  Einzelmeliorationen  das 
Prinzip  des  unbeschränkten  Pfandprivileges  acceptiert;  allein  es 
ist  dabei,  wie  wir  sehen  werden,  zu  wenig  geschehen,  um  die 
älteren  Pfandrechte  vor  Schaden  zu  bewahren. 

a)  Genossenschaftliche  Meliorationen. 

i)  Das  Reichswasserrechtsgesetz. 

Das  Gesetz  vom  30.  Mai  1869  hat  zum  ersten  Male  eine 
pfandrechtliche  Bevorzugung  der  Meliorationsunternehmungen  in 
das  österreichische  Recht  eingeführt. 

Die  Privilegien  für  Genossenschaftsumlagen  sind:  Die  Mit- 
gliedschaft zu  einer  Wassergenossenschaft  und  die  aus  diesem 
Verhältnisse  entspringenden  Leistungen  bilden  eine  Grundiast, 
die  bloss  mit  der  ordnungsmässigen  Ausscheidung  des  belasteten 
Grundstückes  aus  der  Genossenschaft  oder  mit  der  Auflösung 
der  letzteren,  niemals  aber  infolge  eines  exekutiven  Verkaufes  er- 
lischt; die  3jährigen  Rückstände  haben  den  Vorrang  vor  allen 
anderen  Reallasten  unmittelbar  nach  den  landesfiirstlichen  Steuern 
und  Abgaben  (§  23).  Diese  Bestimmungen  sind  in  alle  Landes- 
gesetze aufgenommen  worden  (§  62). 

Die  Verteilung  der  Kosten  soll  in  erster  Linie  nach  dem  Sta- 
tut oder  nach  gütlichem  Uebereinkommen  erfolgen;  fehlt  es  daran, 
so  findet  behördliche  Entscheidung  statt  Bei  Entwässerungs-  und 
Bewässerungsanlagen  ist  dabei  der  in  die  Wasseranlage  einbe- 
zogene Flächeninhalt  der  Liegenschaften  zu  Grunde  zu  legen.    Ist 
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der  Vorteil,  den  die  letzteren  von  der  Anlage  ziehen,  von  er- 
heblicher Verschiedenheit,  so  sind  die  Grundstücke  nach  der 
Grösse  des  Vorteils  zuerst  in  Klassen  mit  entsprechend  grösserer 
oder  kleinerer  Beitragsleistung  einzuteilen.  Bei  gemeinschaftlichen 
Schutz-  und  Regulierungsbauten  gilt  dagegen  als  Verteilungsmass- 
stab die  Grösse  des  zu  erlangenden  Vorteils,  der  Grad  der  zu 
beseitigenden  Gefahr,  oder,  falls  sich  dies  nicht  feststellen  lässt, 
der  Wert  der  beteiligten  Liegenschaften  und  Aulagen  (§§  66  u.  67 

L.W.R.G.). 

Da  die  Raschheit  der  Eintreibung  der  Umlagen  günstig  auf 
die  Kreditfähigkeit  der  Genossenschaft  wirkt,  ist  in  den  §  69  der 
L.W.R.G.  die  Vorschrift  aufgenommen,  dass  rückständige  Ge- 
nossenschaftsbeiträge über  Ansuchen  im  politischen  Zwangswege 
eingehoben  werden. 

Die  Zweckmässigkeit  dieser  Bestimmungen  ist  im  allgemeinen 
ausser  Frage.  Doch  ist  der  Gesetzgeber  auf  der  einen  Seite  zu 
weit,  auf  der  anderen  nicht  weit  genug  in  der  Begünstigung  der 
Umlagen  und  damit  der  Kreditfähigkeit  der  Wassergenossenschaften 
gegangen. 

Als  zu  weitgehend  muss  es  bezeichnet  werden,  dass  die  an- 
geführten Privilegien  allen  Wassergenossenschaften  ohne  Unterschied 
zukommen ;  für  die  auf  Grund  von  Mehrheitsbeschlüssen  gebil- 
deten (s.  o.  S.  439)  sind  solche  Vorrechte  sicherlich  gerechtfertigt; 
denn  da  ist  für  die  Errichtung  der  Genossenschaft  vorausgesetzt, 
dass  im  Verwaltungswege  erkannt  werde,  dass  der  Bau  oder  die 
Anlage  von  unzweifelhaftem  Nutzen,  dass  ferner  die  Einbe- 
ziehung der  Grundstücke  der  Minorität  für  die  zweckmässige  Aus- 
führung des  Unternehmens  notwendig  sei ,  und  dass  auch  die 
zwangsweise  einbezogenen  Realitäten  davon  einen  Nutzen  haben. 
Hier  findet  also  eine  behördliche  Prüfung  der  Nützlichkeit  der 
Anlage  oder  des  Baues  statt;  da  überdies  rationelle  genossenschaft- 
liche Wasserbauten  und  Waseranlagen  überhaupt  zu  den  erfolg- 
sichersten Meliorationen  gehören,  durfte  der  absolute  Pfand vorrang 
und  der  Reallastcharakter  für  die  Beitragsleistung  zu  solchen  Un- 
ternehmungen um  so  unbedenklicher  statuiert  werden,  als  sich  ja 
selbst  der  Grundeigentümer  eventuell  im  öffentlichen  Interesse 
einen  Zwang  zum  Beitritt  in  die  Genossenschaft  gefallen  lassen  muss. 

Bei    den    durch    freie   Uebereinku  nft    der  Betei- 
ligten gebildeten  Wassergenossenschaften  (§  53  der 
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Landesgesetze)  findet  dagegen  keine  behördliche  Prüfung  der  Zweck- 
mässigkeit und  Nützlichkeit  des  geplanten  Unternehmens  statt ; 
trotzdem  werden  sie  in  Bezug  auf  die  Umlagen  den  auf  Grund 
von  Mehrheitsbeschlüssen  durch  die  Behörde  errichteten  Genossen- 
schaften völlig  gleichgestellt.  Ganz  irrationelle  Anlagen,  die  den 
Wert  der  Grundstücke  im  Verhältnis  zu  den  Kosten  nicht  zu  er- 
höhen vermögen,  können  dadurch,  dass  mehrere  Grundbesitzer 
sich  zu  einer  »Genossenschaftc  vereinigen,  ein  unbeschränktes 
Pfandprivileg  für  die  Umlagen  und  damit  indirekt  für  das  Melio- 
rationskapital erlangen.  Die  dadurch  begründete  Gefahr  für  den 
Realkredit  und  damit  indirekt  auch  für  den  Grundbesitz  ist  aller- 
dings zur  Zeit  noch  nicht  gross,  weil  bei  der  geringen  Melio- 
rationslust unserer  landwirtschaftlichen  Bevölkerung,  bei  der  Ge- 
menglage des  Grundbesitzes  Genossenschaften  selbst  auf  Grund  von 
Mehrheitsbeschlüssen  nur  schwer  zu  Stande  kommen,  geschweige 
denn  auf  Grund  vollständiger  Einmütigkeit  aller  Beteiligten.  Immer- 
hin liegt  hier  aber  ein  prinzipieller  Fehler  vor,  der  in  den  aus- 
wärtigen Gesetzgebungen  durchaus  vermieden  ist  *),  und  der  in 
Zukunft  möglicher  Weise  noch  Schaden  stiften  könnte. 

Andererseits  ist  die  Eintreibung  von  Forderungen 
gegen  die  Genossenschaft  noch  nicht  entsprechend  er- 
leichtert, da  die  Vorschriften  der  Wasserrechtsgesetze  nicht  genügen, 
um  den  Genossenschaftsgläubiger  vollständig  sicherzustellen ;  denn 
dieser  hat  ja  kein  Recht,  auf  die  in  die  Genossenschaft  einbezogenen 
Grundstücke  zu  greifen,  um  für  seine  Forderung  Befriedigung  zu 
erlangen,  sondern  er  ist  auf  die  Verteilung  der  Kosten  imter  die  Mit- 
glieder und  auf  die  Eintreibung  der  Umlagen  durch  den  Genossen- 
schaftsvorstand selbst  angewiesen,  und  es  wird  hie  und  da  viel- 
leicht schwer  halten,  diesen  zu  energischem  Vorgehen  zu  zwingen. 

i)  Die  Gleichstellung  der  Beitragspflicht  mit  den  öffentlichen  Lasten  findet  nur 
statt:  in  Preussen  bei  den  öffentlichen  Genossenschaften,  deren  Begründung  an  den 
Nachweis  eines  »Öffenüichen  und  gemeinwirtschaftlichen  Nutzens«  geknüpft  ist  (§§  45 
und  52  des  Gesetzes  i.  April  1879)  >  ^^  Bayern  bei  solchen  >Bewässerungs-  und  Ent- 
wässenmgsnntemehmungen  zum  Zwecke  der  Bodenkultur,  welche  einen  unzweifelhaften 
übervdegenden  landwirtschaftlichen  Nutzen  gewähren«  (Art.  i  des  Gesetzes  vom  10.  Juli 
1852  and  Art.  9  des  Gesetzes  vom  21.  April  1884) ;  in  Sachsen  bei  der  Berichtigung 
von  Wasserläufen,  welche  «durch  das  Ministerium  des  Innern  wegen  eines  an  der  Aus- 
führung obwaltenden  erheblichen  Landeskulturinteresses  genehmigt  wirdc  (§§  i  u.  9 
des  Gesetzes  vom  15.  August  1855)  ;  in  Hessen  bei  öffentlichen  Wassergenossenschaften 
und  öffentlichen  Kulturgenossenschaften,  für  deren  Begründung  ein  öffentlicher  und  ge- 
meinwirtschaftlicher  Nutzen  nachgewiesen  werden  muss  (§§  33  und  43  bezw.  43  u.  50 
der  Gesetze  vom  30.  Juli  und  28.  September  1887). 
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2)  Die  Landesgesetze  über  die  Umlagen  öffent- 
licher Konkurrenzen. 

Mehrere  Landesgesetze  haben  dem  zuletzt  erwähnten  Mangel 
wenigstens  teilweise  abgeholfen.  Die  früher  citierten  Gesetze  von 
Niederösterreich  ^),  Krain  '),  Bukowina  '),  Schlesien  *)  und  Mäh- 
ren ^)  ermächtigen  den  Landesausschuss,  für  >öifentliche  Konkur- 
renzen, die  gesetzlich  mit  dem  Rechte  zur  Einhebung  von  Um- 
lagen ausgestattet  sindt,  auch  ohne  deren  Zustimmung  Umlagen 
in  der  erforderlichen  Höhe  auszuschreiben,  sie  durch  die  berufenen 
Organe  einheben  und  ihrer  Bestimmung  zuführen  zu  lassen,  falls 
die  Konkurrenz  mit  der  Abstattung  einer  bereits  exekutionsfahigen 
Geldforderung  im  Rückstande  ist  •).  In  Niederösterreich,  in  der  Bu- 
kowina und  in  Schlesien  ist  der  Landesausschuss  hiezu  sogar  ver- 
pflichtet. Da  zu  jenen  öffentlichen  Konkurrenzen  wohl  auch  die 
Wassergenossenschaften  zu  zählen  sein  dürften,  so  ist  deren  Kredit- 
fähigkeit wenigstens  in  den  genannten  Kronländern  gesichert. 

Der  Begriff  der  »öffentlichen  Konkurrenzc  ist  allerdings  nir- 
gends, weder  hier  noch  in  einem  andern  österreichischen  Gesetze, 
definiert,  und  es  kann  daher  fraglich  erscheinen,  ob  Korporationen, 
die  nicht,  wie  die  Strassen-,  Schul-  und  Pfarrkonkurrenzen,  aus- 
drücklich als  »Konkurrenzen!  bezeichnet  sind,  unter  diesen  schil- 
lernden Ausdruck  zu  subsumieren  sind.  Es  spricht  aber  doch 
wohl  Alles  dafür,  die  im  Texte  erwähnten  Gesetze  auch  auf  die 
Wassergenossenschaften  zu  beziehen,  die  ja  zahlreiche  öffentlich- 
rechtliche Elemente  —  Beitrittszwang,  Umlagenrecht,  politische 
Execution,  Pfandpriorität  für  die  Beiträge  —  aufweisen.  Ausdrück- 
lich sagt  der  Motivenbericht  zum  mährischen  Landesgesetz  ^) : 
»Unter  diesen  öffentlichen  Konkurrenzen  werden  Strassenbezirke, 
Schulgemeinden,  Wassergenossenschaften  u.  dergl.  verstandene; 
und  ähnlich  heisst  es  in  der  Motivierung  des  niederrösterreichi- 
schen  Gesetzes®). 


i)  Gesetz  vom  21.  Dezember  1882  Nr.  12  L.G.B1.  ex  1883. 

2)  Gesetz  vom  10.  April  1881  Nr.  6  L.G.B1. 

3)  GeseU  vom  15.  Okt.  1883  Nr.  19  L.G.Bl. 

4)  Gesetz  vom  6.  Jan.  1891  Nr.  11  L.G.B1. 

5)  Gesetz  vom  29.  April  1894  Nr.  53  L.G.B1. 

6)  Gleiches  gilt  nach  dem  vom  oberösterreichischen  Landtage  beschlossenen  Ge- 
setzentwurfe. 

7)  Landtag  1893  Beil.  60. 

8]  Landtag  1880  B.  XIX.    Gluth   (Österreich.  Staatswörterbach  II  S.  460)  scheint 
allerdings  den  Begriff  der  Konkurrenz  nicht  auf  WassergenossenschaAen  attssudchnen. 
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3.  Das  Meliorationsgesetz  vom  30.  Juni  1884. 

Bestimmungen  verwandter  Natur,  wie  in  den  besprochenen 
Landesgesetzen,  sind  fiir  das  ganze  Reich  in  dem  Meliorations- 
gesetze enthalten.  Dieses  bezieht  sich  zwar  nicht  auf  alle,  aber 
doch  auf  die  wichtigsten  Genossenschaftsschulden,  nämlich  auf 
die  Anlehen  durch  Ausgabe  von  Teilschuldverschreibungen  und 
auf  Darlehen,  die  von  einer  Wassergenossenschaft  beim  Reiche, 
beim  Lande  oder  bei  einem  zur  Erteilung  solcher  Kredite  er- 
mächtigten öffentlichen  Institute  aufgenommen  sind. 

Beiträge  zu  solchen  Genossenschaften  werden  nämlich,  ganz 
unabhängig  vom  Willen  des  Genossenschaftsvorstandes,  gleich  den 
landesfürstlichen  Steuern  durch  die  Steuerämter  eingehoben  und 
von  diesen  direkt  an  die  Genossenschaftsgläubiger  bis  zur  Höhe 
der  nächstfälligen  Schuldigkeit  abgeführt ;  ebenso  hat  das  Steuer- 
amt sofort  die  grundbücherliche  Eintragung  der  rückständigen 
Beiträge  auf  die  betreffende  Liegenschaft  zu  veranlassen,  sobald 
das  Säumnis  die  Dauer  eines  Jahres  übersteigt. 

Endlich  ist  die  Verwaltungsbehörde  berechtigt,  selbst  die  Um- 
legung von  Genossenschaftsbeiträgen  auf  die  einbezogenen  Grund- 
stücke statt  der  Genossenschaft  vorzunehmen,  wenn  diese  es  unter- 
lässt,  für  die  Erfüllung  der  ihr  aus  dem  Darlehen  obliegenden 
Verbindlichkeiten  auf  statutenmässigem  Wege  rechtzeitig  vorzu- 
sorgen  (§§  15—19)- 

Mit  den  angeführten  Bestimmungen  hat  das  Meliorationsgesetz 
wohl  Alles  geleistet,  was  überhaupt  zur  Hebung  der  Kreditfähig- 
keit derjenigen  Wassergenossenschaften  gethan  werden  kann, 
auf  die  es  sich  bezieht.  Bei  diesen  besitzen  die  Gläubiger  da- 
für, dass  die  vereinbarten  Rückzahlungsraten  von  Seiten  der  Ge- 
nossenschaft eingehalten  werden,  die  denkbar  grösste  Sicherheit; 
denn  die  Umlegung,  die  Einhebung  und  Abführung  der  erforder- 
lichen Beiträge  ist  gänzlich  de  m  Willen  der  Genossenschaftsorgane 
entzogen.  Damit  ist  aber  die  Finanzierung  aller  Genossenschaften 
der  in  Rede  stehenden  Art  ermöglicht. 

Da  nun  der  kleine  und  auch  der  mittlere  Grundbesitz  fast 
nie  durch  Einzelunternehmungen  melioriert  werden  kann,  sondern 
dafür  mit  wenigen  Ausnahmen  stets  gemeinsame  Anlagen  not- 
wendig sind,  so  ist,  soweit  das  auf  dem  Wege  der  blossen  Kredit- 
gesetzgebung überhaupt  geschehen  kann,  dafiir  gesorgt,  dass  die 
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Verschuldung  der  Bauerngüter  der  Vornahme  rationeller  Boden- 
verbesserungen nicht  hinderlich  im  Wege  stehe. 

4.  DieKommassationsgesetze. 

Die  österreichische  Gesetzgebung  ist  aber  bei  der  Sorge  für 
die  Kreditfähigkeit  von  Wassergenossenschaften  nicht  stehen  ge- 
blieben, sondern  hat  die  hier  geltenden  Grundsätze  auch  auf  die 
Zusammenlegung  der  Grundstücke  angewendet. 

Die  Rechtfertigung  eines  Pfandprivilegs  für  die  Kommassa- 
tionskosten  ergiebt  sich  aus  dem  Vorstehenden  von  selbst;  auch 
bei  der  Zusammenlegung  der  Grundstücke  bilden  ja,  wie  wir  sahen, 
alle  an '  der  Kommassation  beteih'gten  Grundbesitzer  zwar  nicht 
formell,  aber  doch  materiell  eine  Genossenschaft,  und  diese  trägt 
in  noch  stärkerem  Masse,  als  die  nach  den  Wasserrechtsgesetzen 
gebildeten  Genossenschaften,  einen  halböffentlichen  Charakter. 
Bei  den  ausserordentlichen  Nachteilen  der  Gemenglage  und  bei 
den  sorgfältigen  Bestimmungen  für  die  Ausführung  von  Zusammen- 
legungen kann  wohl  nicht  daran  gezweifelt  werden,  dass  diese 
Unternehmungen  den  Wert  jedes  einzelnen  einbezogenen  Grund- 
stückes so  bedeutend  erhöhen ,  dass  es  gerechtfertigt  ist ,  den 
zur  Bestreitung  der  Kommassationskosten  kontrahierten  Schulden 
ein  absolutes  Pfandprivileg  zu  gewähren,  wenn  nachgewiesen  ist, 
dass  das  Kapital  thatsächlich  für  diesen  Zweck  verwendet  wurde. 
Gleiches  gilt  von  den  Darlehen  für  Geldausgleichungen,  die  bei 
der  Durchfuhrung  von  Zusammenlegungen  notwendig  werden,  um 
geringfügige  Wertunterschiede  zwischen  dem  früheren  Besitze  und 
dem  Abfindungsgrundstücke  auszugleichen. 

Der  Inhalt  der  Privilegierung  ist  folgender:  Kredite,  welche 
für  Kommassationszwecke  aus  Landesmitteln,  Landesanstalten  oder 
unter  Mitwirkung  des  Landes  aus  anderen  öffentlichen  Anstalten 
erteilt  wurden,  rangieren  unmittelbar  nach  den  landesfiirstlichen 
Steuern  und  Abgaben  und  den  Verpflichtungen  für  Wasserge- 
nossenschaften;  die  nämliche  Priorität  gemessen  die  dreijährigen 
Zinsenrückstände  (§  44  des  R.K.G.).  Die  Landesgesetze  haben  die 
politische  Exekution  für  die  aus  dem  Landesfonde  zur  Bestreitung 
der  Zusammenlegungskosten  gewährten  Darlehen  vorgeschrieben 
(§  130  des  niederösterreichischen  L.K.G.). 

Die  übrigen  zur  Sicherung  des  Gläubigers  von  Wasserge- 
nossenschaften erlassenen  Bestimmungen  können  bei  den  Kom- 
massationen entfallen,  weil  hier  meist  das  Land  selbst  der  Kredit- 
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geber  ist  und  zwischen  diesem  und  den  einzelnen  Grundbesitzern 
ein  direktes  Rechtsverhältnis  ohne  Vermittelung  durch  eine  Ge- 
nossenschaft besteht. 

Andere  genossenschaftliche  Meliorations- 
unternehmungen als  die  zum  Zwecke  von  Bewässerung, 
Entwässerung,  Flussregulierung,  Uferschutz  und  Kommassation, 
sind  bisher  in  Oesterreich  des  Privilegs  der  Pfandpriorität  nicht 
teilhaftig  geworden.  Das  ist  zu  bedauern,  da  auch  bei  sonstigen 
gemeinsamen  Boden-  und  Kulturverbesserungen  die  nämlichen 
Gründe  für  die  Verleihung  jenes  Vorrechtes  sprechen,  wie  bei 
den  früher  genannten  *). 

b)  Einzelmeliorationen. 

In  neuester  Zeit  hat  sich  die  österreichische  Gesetzgebung 
auch  den  Einzelmeliorationen  zugewendet  und  fiir  sie  unter  be- 
stimmten Voraussetzungen  ein  Pfandvorrecht  geschaffen. 

I)  Inhalt  des  Gesetzes  vom  6.  Juli  1896  Nr.  144  R.G.B. 

Den  zur  Ausftihrung  von  Bewässerungs-  oder  Entwässerungs- 
anlagen gewährten  Darlehen  wird  unter  bestimmten  Voraussetzungen 
der  Vorrang  vor  allen  anderen  Tabularhaftungen 
—  mit  Ausnahme  der  landesfiirstlichen  Steuern,  der  öffentlichen  Ab- 
gaben, und  der  auf  dem  Grundstücke  bereits  haftenden  Beitrags- 
verpflichtungen zu  Wassergenossenschaften  oder  Zusammenlegun- 
gen —  erteilt.  Die  zur  Verzinsung  und  Rückzahlung  des  Darlehens 
bestimmte  Rente  wird  als  > Meliorationsrente c  in  das  öffentliche  Buch 
eingetragen  und  bildet  eine  Real  last,  die  bei  freihändigem 
und  exekutivem  Besitzwechsel  mit  dem  belasteten  Grundstücke 
unbedingt  auf  den  neuen  Eigentümer  übergeht  Ausserdem  ge- 
messen dreijährige  Rentenrückstände  bei  der  Zwangsversteige- 
rung  eine  absolute  Pfandpriorität. 

Die   Voraussetzungen    für    den   Eintritt    dieser 

1)  In  Hessen  können  »Kulturgenossenschafien«  zur  Bodenverbesserung  und  Kul- 
torändening ,  zu  Anlagen  für  bessere  Bodenbewirtschaftung  oder  Instandhaltung  von 
solchen,  zu  Obst-,  Reben-,  Korbweiden-  oder  sonstigen  Anlagen  von  Nutzgewächsen, 
zur  Aufforstung  von  Ländereien  und  zur  Bewirtschaftung  von  Waldungen,  sowie  zu 
sonstigen  vom  Ministerium  gutgeheissenen  Zwecken  gebildet  werden.  Bei  Nachweis 
eines  öffentlichen  oder  gemeinwirtschaftlichen  Nutzens  werden  solche  Genossenschaften 
für  öffentlich  erklärt,  und  es  ist  diesfalls  die  Beitragspflicht  den  öffentlichen  Lasten 
gleich  zu  achten  (§§  i,  43  und  50  des  Gesetzes  v.  28.  September  1887].  In  Preussen 
g;ilt  ähnliches  von  Waldgenossenschaften  (§  29  des  Gesetzes  vom  9.  Juli  1875). 


^^SO  ^^  Meliorationen. 

Privilegien  sind:  das  Darlehen  muss  aus  einem  unter  öffent- 
licher Verwaltung  stehenden  Fonde  oder  von  einem  zur  öffent- 
lichen Rechnungslegung  verpflichteten  Kreditinstitute  gegeben  und 
durch  eine  mindestens  jährlich  fallige  Amortisationsrente  rück- 
zahlbar sein,  die  von  Seiten  des  Darlehensgebers  in  der  Regel 
nicht  gekündigt  werden  kann,  und  die  so  bemessen  sein  muss, 
dass  ihr  höchstens  ein  4prozentiger  Zinsfuss  und  eine  mindestens 
3prozentige  Tilgungsrate  zu  Grunde  liegt.  Es  muss  ferner  von 
dem  geplanten  Meliorationsunternehmen  nach  fachmännischer  Prü- 
fung ein  die  Kosten  übersteigender  landwirtschaftlicher  Nutzen  zu 
erwarten  sein  ;  die  Darlehenssumme  darf  einerseits  nicht  die  Kosten, 
andererseits  nicht  den  lofachen  Katastralreinertrag  zuzüglich  der 
Hälfte  des  voraussichtlichen  Wertzuwachses  übersteigen  (§§  i  und  2). 

Die  Entscheidung  darüber,  ob  den  angeführten  Voraussetz- 
ungen entsprochen  ist,  steht  auf  Grund  von  Feststellungen  der 
Verwaltungsbehörden  dem  Grundbuchsgerichte  zu,  bei  dem  die 
Eintragung  der  Meliorationsrente  erfolgen  soll ;  vorher  sind  »nöti- 
genfalls c  die  Hypothekargläubiger  zu  vernehmen. 

Die  Sicherung  des  wirklichen  Entstehens 
des  zu  erwartenden  Wertzuwachses  soll  durch  fol- 
gende Vorschriften  bewirkt  werden:  die  Darlehenssumme  darf 
nur  zur  Ausführung  desjenigen  Unternehmens,  wofür  das  Dar- 
lehen bewilligt  wurde ,  verwendet  und  nur  ratenweise  nach 
Massgabe  des  Fortschreitens  der  Arbeiten  ausbezahlt  werden; 
der  Grundbesitzer  darf  diese  Arbeiten  nicht  verzögern,  sondern 
hat  sie  zweckentsprechend  durchzuführen;  er  ist  verpflichtet,  die 
ausgeführten  Meliorationsanlagen ,  solange  seine  Rentenpflicht 
dauert,  in  gutem  Zustande  zu  erhalten.  Um  die  Erfüllung  dieser 
Verbindlichkeiten  zu  sichern ,  soll  das  Ackerbauministerium 
einen  entsprechenden  Ueberwachungsdienst  einrichten.  Kommt 
der  Grundbesitzer  seinen  Verpflichtungen  nicht  nach,  so  ist  die 
Sequestration  des  zu  ameliorierenden  Grundstückes  zu  verhängen. 

Eine  nachträgliche  Einschränkung  des  Pfand- 
rechtes trotz  des  Vorhandenseins  der  mitgeteilten  Voraus- 
setzungen  kann   nach  dem   Gesetze   aus  zwei  Gründen  erfolgen. 

Der  erste  Fall  liegt  dann  vor,  wenn  Naturereignisse  die  plan- 
mässige  Ausführung  und  Vollendung  der  begonnenen  Meliorations- 
arbeiten unmöglich  machen  oder  doch  den  davon  erwarteten 
Nutzen  ausschliessen  oder  erheblich  schmälern ;  diesfalls  sind  die 
Arbeiten  sowie  die  Zahlung  weiterer  Darlehen  einzustellen.    Der 
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Rentenanspruch  des  Darlehensgebers  erlischt;  letzterer  hat  vielmehr 
nur  noch  ein  Forderungsrecht  auf  den  bereits  gezahlten  und  noch 
nicht  getilgten  Teil  des  Darlehens.  Für  diese  Forderung  besteht 
ein  Vorzugsrecht  nur  so  weit,  als  der  durch  die  Meliorations- 
arbeiten thatsächlich  bewirkte  Wertzuwachs  reicht,  während  sich 
fiir  den  Rest  jener  Summe  die  bücherliche  Rangordnung  nach 
der  Zeit  der  Eintragung  der  Meliorationsrente  bestimmt  (§  8). 

Wenn  femer  nach  Vollendung  der  Meliorationsarbeiten  eine 
Zwangsversteigerung  des  Grundstückes  stattfindet  und  der  nach- 
weislich erzielte  Mehrwert  desselben  die  —  höchstens  3  jährigen 
—  rückständigen  Rentenbeträge  nicht  übersteigt,  so  besitzen  die 
letzteren  nur  bis  zu  einem,  dem  thatsächlichen  Wertzuwachs  glei- 
chen Betrag  das  Vorzugsrecht  der  Meliorationsrente  (§  6). 

2)  Beurteilung    des   Gesetzes. 

Dass  dem  vorstehend  skizzierten  Gesetze  mannigfache  Be- 
denken entgegenstehen ,  war  den  an  dessen  Zustandekommen 
beteiligten  Faktoren  durchaus  nicht  unbekannt^);  ja,  die  volks- 
wirtschaftliche Kommission  des  Herrenhauses  sprach  diesen  Be- 
denken direkt  »eine  gewisse  Begründung«  zu  '). 

Die  Rechtsstellung  des  Meliorationsgläu- 
bigers ist  offenbar  genügend  gesichert,  um  auch  dem  verschul- 
deten Grundbesitzer  die  Aufnahme  von  Darlehen  zum  Zwecke 
von  Bodenverbesserungen  zu  ermöglichen;  denn  die  Renten- 
forderung bleibt  aufrecht,  welches  immer  das  Schicksal  des  be- 
lasteten Gutes  ist,  und  sie  kann  auch  im  Falle  einer  Subhastation 
selbst  dann  nicht  exekutiv  gelöscht  werden,  wenn  ältere,  zur  Zeit 
der  Aufnahme  des  Meliorationsdarlehens  längst  intabulierte  Gläu- 
biger mit  ihren  Ansprüchen  ganz  leer  ausgehen.  Da  überdies  die 
dreijährigen  Rentenrückstände  gleichfalls  allen  andern  nicht  öffent- 
lichen Lasten  im  Range  vorausgehen,  ist  der  Meliorationsgläubiger 
gegen  jeden  Verlust  gesichert,  wenn  er  nur  Rückstände  nicht 
länger  als  drei  Jahre  duldet ;  er  erlangt  vielmehr  —  von  den  zwei 
erwähnten  Ausnahmefällen  abgesehen  —  unbedingt  volle  Befrie- 
digung für  seine  Forderung,  ganz  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die 
Melioration  geglückt,  ob  der  erwartete  Wertzuwachs  eingetreten 
ist  oder  nicht. 


i)  S.  des  Verfassers   Besprechung    der  Regierungsvorlage    in   der   Neuen  Freien 
Presse  Tom  15.  März  1895. 

2)  533  der  Beilagen  zu  den  stenographischen  Prot,  des  Herrenhauses  XI.  Session. 
Schiff,   Oesterreichiscbe  Agrarpolitik.  I.  ß  I 
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Es  ist  von  Vornherein  klar :  wenn  die  letztere  Eventua- 
lität eintreten  und  die  Melioration  den  gehofilen  Erfolg  nicht 
haben  sollte,  würde  die  Sicherheit  und  Befriedigung  des  Melio- 
rationsgläubigers nur  auf  Kosten  der  Sicherheit  und  Befriedi- 
gung der  älteren  Satzposten  erreicht  werden ;  dadurch  kämen  nicht 
nur  die  Tabulargläubiger  zu  Schaden,  sondern  schliesslich  auch 
der  Grundbesitz  selbst ,  in  dessen  Interesse  doch  vor  Allem 
die  Stetigkeit  des  Realkredites  gelegen  ist.  Wir  müssen  daher 
prüfen,  ob  denn  jener  Fall  eintreten  kann,  oder  ob  das  Gesetz 
genügende  Kautelen  schafft,  um  einen  Misserfolg  bei  der  Melio- 
ration auszuschliessen. 

Das  Fehlschlagen  von  Meliorationsunter- 
nehmungen und  damit  die  S  chä  d  i  g  u  ng  älterer 
Gläubiger  ist  vom  Gesetz   keineswegs  verhindert. 

Es  ist  zwar  richtig,  dass  nur  jene  beiden  Meliorationsarten 
pfandrechtlich  begünstigt  werden,  bei  welchen  mit  der  verhältnis- 
mässig grössten  Sicherheit  auf  einen  Mehrertrag  gerechnet  werden 
kann,  und  die  auch  am  ehesten  eine  zifTermässige  Feststellung 
des  voraussichtlichen  Wertzuwachses  gestatten.  Indes  kann  auch 
bei  ihnen  nicht  von  absoluter  Zuverlässigkeit  gesprochen  werden, 
auch  bei  ihnen  sind  Misserfolge  durch  die  Nichtbeachtung  irgend 
eines  der  zahlreichen  physikalischen,  technischen  und  ökonomi- 
schen Faktoren,  die  dabei  mitspielen,  nicht  ausgeschlossen.  Das 
gilt  in  viel  höherem  Masse  bei  den  hier  in  Rede  stehenden  Einzel* 
Unternehmungen,  als  bei  den  früher  betrachteten  genossenschaft- 
lichen Meliorationen;  auch  die  im  Gesetze  geforderte  fachmän- 
nische Prüfung  der  Pläne,  Kostenvoranschläge  und  Wertzuwachs- 
berechnungen vermag  diese  Besorgnis  nicht  vollständig  zu  zer- 
streuen. Bei  dem  Mangel  an  kulturtechnischen  Organen  in  Oester- 
reich  darf  man  sich  diesbezüglich  wohl  nicht  auf  England  berufen, 
wo  die  absolute  Pfandpriorität  der  Meliorationsforderung  seit  Jahr- 
zehnten besteht  und  nie  zu  Klagen  Anlass  gegeben  hat;  denn 
dort  verfügt  man  über  eine  durch  mehr  als  ein  halbes  Jahrhundert 
bewährte  Organisation  des  kulturtechnischen  Dienstes,  woran  es 
in  Oesterreich,  wie  später  gezeigt  werden  wird,  noch  fast  gänz- 
lich fehlt.  Nur  in  einzelnen  Kronländern  finden  sich  Ansätze  zu 
einer  solchen  Organisation,  und  auch  da  ist  es  fraglich,  ob  diese 
Organe  so  absolute  Gewähr  in  technischer  und  wirtschaftlicher 
Beziehung  bieten,  dass  Rechte  dritter  Personen  mit  Beruhigung  in 
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ihre  Hand  gelegt  werden  können;  es  mangelt  uns  eben  in  Oester- 
reich  auf  kulturtechnischem  Gebiete  noch  jene  reiche  praktische 
Erfahrung,  die  in  England  und  Deutschland  zu  Hause  ist.  Die 
Befürchtung  ist  nicht  abzuweisen,  dass  die  so  wichtige  Funktion 
der  Prüfung  der  geplanten  Bodenverbesserung  in  der  Regel  nicht 
von  ständigen  lokalen,  sondern  von  den  fallweise  ernannten 
Sachverständigen  ausgeübt  werden  wird,  denen  naturgemäss  die 
genaue  Kenntnis  der  spezifischen  örtlichen  Verhältnisse  abgeht. 
All  das  gilt  ebenso  von  der  Ueberwachung  der  rechtzeitigen, 
plan-  und  sachgemässen  Durchführung  der  Meliorationsarbeiten. 
Ob  insbesondere  eine  wirksame  Kontrolle  über  die  Instandhal- 
tung der  Anlagen,  —  wovon  doch  der  Fortbczug  des  Mehrer- 
trages abhängt,  —  so  leicht  durchführbar  ist,  darf  wohl  bezwei- 
felt werden. 

Die  Bestimmungen  des  Gesetzes  für  den  Fall 
des  Misserfolges  der  Unternehmung  beweisen  schla- 
gender als  alles  Andere,  dass  die  hier  ausgesprochenen  Befürch- 
tungen gewiss  nicht  übertrieben  sind;  supponiert  doch  das  Ge- 
setz in  dem  früher  angeführten  §  6,  es  könnte  nach  Vollendung 
der  Meliorationsarbeiten  ein  so  geringer  Wertzuwachs  entstanden 
sein,  dass  derselbe  nicht  einmal  die  dreijährigen  Rentenrück- 
stände decke !  Da  das  Gesetz  eine  7%ige  Annuität  auf  Basis 
einer  4%igen  Verzinsung  ins  Auge  fasst,  so  bedeuten  drei  Jahres- 
renten nicht  einmal  V4,  genau  21%  des  Meliorationskapitales. 
Einen  so  eklatanten  Misserfolg  des  Unternehmens  hält  also  der 
Gesetzgeber  nicht  nur  für  möglich,  sondern  er  misst  dieser  Even- 
tualität sogar  eine  so  grosse  Bedeutung  bei,  dass  er  es  für  not- 
wendig findet,  dafür  eigene  Bestimmungen  zu  erlassen. 

Wie  aber,  wenn  der  Mehrwert  der  Liegenschaft  zwar  mehr 
als  21,  aber  weniger  als  100%  der  aufgewendeten  Kosten  beträgt? 
Solchenfalls  bleibt  nicht  nur  das  Pfandrecht  der  dreijährigen  Rück- 
stände, sondern  auch  der  unbedingte  Reallastcharakter  der  Renten- 
forderung selbst  in  vollem  Umfange  aufrecht.  Es  hat  aber,  wie 
bereits  früher  erwähnt,  eine  solche  Reallast  genau  dieselbe  öko- 
nomische Wirkung  fiir  die  Hypothekargläubiger,  wie  eine  ihnen 
im  Range  vorhergehende  Satzpost  in  der  Höhe  des  Kapitalswertes 
der  Rente. 

Sogar  in  dem  vom  Gesetze  selbst  ins  Auge  gefassten,  krasse* 
sten  Falle  ist  aber  das  dagegen  angeordnete  Mittel  gänzlich  unge- 
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eignet,  die  älteren  Gläubiger  vor  Verlust  zu  schützen ;  dazu  müsste 
vielmehr  die  Höhe  der  mit  Priorität  und  Reallastcharakter  ausge- 
statteten Rentenforderung  entsprechend  dem  Wertzuwachse  — 
also  z.  B.  auf  20%  der  Kosten  —  herabgesetzt  und  dem  Reste 
die  ihm  nach  der  Zeit  der  Intabulation  gebührende  Rangord- 
nung zugewiesen  werden. 

Statt  dessen  entzieht  der  §  6  nur  den  durch  den  Wertzu- 
wachs nicht  gedeckten  rückständigen  Rentenleistungen  das  Vor- 
zugsrecht. Die  Folge  davon  wird  nur  sein,  dass  der  Meliorations- 
gläubiger mit  der  Eintreibung  der  Annuitäten  nicht  drei  Jahre 
warten,  sondern  schon  nach  einem  Jahre  zur  Exekution  schreiten 
«wird.  Da  kann  er  also  die  absolute  Priorität  schon  dann  voll 
geltend  machen,  wenn  die  Erhöhung  des  Bodenwertes  auch  nur 
7%  des  dazu  aufgewendeten  Kapitales  übersteigt  1  Infolge  dieser 
Möglichkeit  wird  dann  auch,  trotz  der  Bestimmung  des  §  6,  bei 
der  exekutiven  Feilbietung  der  volle  Kapitalswert  der  Renten- 
forderung von  den  Mitbietenden  in  Abzug  gebracht  und  damit 
die  Befriedigung  der  Tabulargläubiger  um  den  nämlichen  Betrag 
verkürzt. 

Das  Gesetz  statuiert  nur  einen  einzigen  Fall,  in  welchem  die 
Privilegierung  des  Rentenanspruches  des  Meliorationsgläubigers  we* 
gen  gänzlichen  oder  partiellen  Fehlschlagens  der  Meliorationsunter- 
nehmung beseitigt  wird:  wenn  Naturereignisse  die  im  §  8  ent- 
haltene, früher  angeführte  Wirkung  haben.  Für  diesen  Fall  wird 
die  Rangordnung  in  vollkommen  sachgemässer  Weise  normiert; 
höchstens  könnte  man  fragen,  weshalb  der  Teil  der  Darlehens- 
summe, der  dem  wirklich  eingetretenen  Wertzuwachse  entspricht, 
und  dem  auch  die  Priorität  der  eingetragenen  Rentenfordening 
verbleibt,  halbjährig  kündbar  wird  und  nicht  in  der  Form  einer 
reduzierten  Meliorationsrente  forthaftet. 

Warum  aber  eine  Beschränkung  der  —  sei  es  in  der  Form 
der  Reallast,  sei  es  in  der  der  Kapitalspriorität  —  bevorrechteten 
Forderung  auf  die  Höhe  des  wirklich  erzielten  Wertzuwachses 
bloss  in  dem  Spezialfälle  des  §  8  einzutreten  hat,  warum  die 
Hypothekargläubiger  nicht  einmal  das  Recht  haben  sollen,  durch 
strikten  Nachweis  des  Misserfolges  der  Unternehmung  eine 
solche  Reduktion  vorzunehmen,  ist  absolut  nicht  einzusehen. 
Dieser  Mangel  des  Gesetzes  kann,  wenn  einmal  die  Meliorations- 
thätigkeit  eine  lebhaftere  wird,  leicht  zu  einer  für  den  Grundbe- 
sitz nachteiligen  Erschütterung  der  Realkreditsverhältnisse  fuhren. 


Priorität  des  Meliorationskredites.     Dessen  Modalitäten.  a^c 

B.  Die  Modalitlten  des  Meliorationskredites. 

In  einem  spätem  Kapitel  wird  gezeigt  werden,  dass  in  Be- 
treff der  Darlehensmodalitäten  von  dem  landwirtschaftlichen  Kre- 
dite im  Allgemeinen  gefordert  werden  muss ,  er  solle  wohlfeil 
sein  und  allmählich,  in  Raten  oder  Amortisationsrenten  getilgt 
werden  können,  so  zwar,  dass  das  Kapital  inzwischen  nicht  künd- 
bar ist,  dass  die  Dauer  der  Tilgung  nach  dem  Verwendungs- 
zwecke bemessen  wird,  und  dass  die  jährlichen  Leistungen  durch 
die  regelmässigen  Einnahmen  gedeckt  sind,  welche  infolge  der 
Kapitalsverwendung  erlangt  werden.  Diese  Postulate  müssen 
naturgemäss  auch  für  den  Meliorationskredit  erhoben  werden, 
gewinnen  indes  in  ihrer  Anwendung  auf  den  letzteren  zum  Teil 
eine  besondere  Bedeutung,  zum  Teil  eine  spezifische  Gestalt. 

Wir  sahen  schon  im  2.  Abschnitte  dieses  Kapitels,  wie  die 
Höhe  des  jährlich  für  Verzinsung  und  Amortisation  erforderlichen 
Betrages  von  entscheidender  Bedeutung  für  die  Frage  ist,  ob  und 
in  welchem  Grade  eine  bestimmte  Bodenverbesserung  in  concreto 
rationell  ist,  ob  also  eine  solche  vorgenommen  werden  solle  oder 
nicht;  denn  es  kann  diese  Frage  nur  dort  bejaht  werden,  wo 
jener  Betrag  hinter  der  infolge  der  Melioration  eingetretenen  Er- 
tragssteigerung zurückbleibt.  Jede  Herabdrückung  des  Zinsfusses 
oder  der  Amortisationsquote  bewirkt  daher,  dass  Massregeln^  die 
sich  unter  dem  früheren  Verhältnisse  ökonomisch  nicht  empfohlen 
hätten,  nunmehr  rationeU  werden. 

Nun  hängt  die  Höhe  der  jährlich  für  das  Meliorationskapital 
zu  leistenden  Beträge  von  zwei  Faktoren  ab,  die  wir  getrennt 
betrachten  müssen :  von  der  Höhe  des  zu  Grunde  gelegten  Zins- 
fusses und  von  der  Tilgungsdauer. 

i)  Die  Wohlfeilheit  des  Meliorationskre- 
dites ist  einerseits  durch  allgemeine  wirtschaftliche  Momente, 
andrerseits  durch  die  Art  der  Sicherstellung  des  dargeliehenen 
Kapitales  und  durch  die  Person  des  Gläubigers  bedingt. 

Was  die  erstangeführten  allgemeinen  wirtschaftlichen  Momente 
anlangt,  —  wie  Lage  des  Geldmarktes,  Stabilität  der  Valuta  u. 
dergl,,  —  so  sind  dieselben  keineswegs  dem  volkswirtschaftspo- 
litischen Einfluss  des  Staates  entzogen ;  doch  ist  hier  nicht  der 
Ort  zu  deren  Besprechung. 

Von  der  Sicherstellung  des  Meliorationskapitales  wurde  in 
dem  vorhergehenden  Unterabschnitte    ausführlich  gehandelt.     Je 
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zweifellosere  Sicherheit  für  das  Meliorationskapital  geboten  wird, 
unoso  eher  können  solide ,  nicht  auf  Erwerb  ausgehende  Kredit- 
geber Darlehen  dieser  Art  erteilen,  umso  niedriger  ist  der  Zins- 
fuss,  den  sie  bewilligen  können. 

So  ist  die  Lösung  des  früher  erörterten  spezifischen  Problems 
des  Meliorationskredites  nicht  nur  für  die  Frage  von  Bedeutung, 
ob  Meliorationsdarlehen  erlangt  werden  können,  sondern  auch 
für  die,  welcher  Preis  dafi|r  gezahlt  werden   muss*). 

Endlich  ist  auch  die  Person  des  Kreditgebers  von  grossem 
Einflüsse  auf  die  Höhe  des  Zinsfusses.  Wir  werden  gleich  sehen, 
dass  es  insbesondere  die  Landeskreditanstalten  und  die  Vorschuss- 
kassen nach  dem  Systeme  Raiffeisen  sind,  welche  in  Oesterreich 
dem  Grundbesitze  wohlfeilen  und  auch  sonst  angemessenen  Me- 
liorationskredit zur  Verfügung  stellen  können. 

2)  Auch  bezüglich  der  Tilgungs  dauer,  des  zweiten  Mo- 
mentes, von  welchem  die  Höhe  der  Amortisationsrente  abhängt, 
bestehen  beim  Meliorationskredit  manche  Besonderheiten.  Für 
die  ohne  Rücksicht  auf  den  Verwendungszweck  erteilten  Hypo- 
thekardarlehen kann  die  Kreditanstalt  schablonenmässig  eine  An- 
zahl von  Tilgungsplänen  aufstellen  und  den  Schuldner  daraus 
nach  Belieben  wählen  lassen.  Das  geht  beim  Meliorationskredite 
nicht  an.  Rationeller  Weise  muss  hier  vielmehr  die  Rückzahlungs- 
dauer den  Verhältnissen  des  einzelnen  Falles  angepasst  sein. 
Einerseits  muss  die  Amortisation  so  eingerichtet  werden,  dass  sie 
beendet  ist,  wenn  die  durch  die  Melioration  bewirkte  Ertrags- 
steigerungaufhört; denn  auch  die  günstigsten  Meliorationen  haben 
zwar  eine  lange ,  aber  doch  keine  absolut  unbegrenzte  Dauer, 
und  bei  vielen  Meliorationen  —  namentlich  bei  manchen  Kultur- 
verbesserungen —  währt  der  Effekt  nur  während  einer  relativ 
kurzen  Zeit.  Andererseits  ist  die  Untergrenze  für  die  Tilgungs- 
zeit meist  damit  gegeben,  dass  die  jährliche  Amortisationsrente 
die  Erhöhung  des  Bodenertrages  nicht  übersteigen  soll. 

Ueberdies  ist  zu  beachten,  dass  der  ertragsteigemde  Erfolg 
oft  nicht  sofort  nach  Herstellung  der  Anlage  eintritt,  sondern 
erst,  nachdem  diese  durch  einige  Zeit,  2 — 3  Jahre,  funktioniert 
hat;    auch  darauf  muss  bei  einer  zweckentsprechenden  Regelung 

i)  Einseitig;  ist  das  Moment  der  Wohlfeilheit  des  Meliorationskredites  berück- 
sichtigt von  Brdf,  Ueber  Meliorationskredit  mit  besonderer  Rücksicht  auf  Oesterreich, 
(Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und  Verwaltung,  i.  Band). 
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der  Kreditmodalitäten  und  zwar  in  der  Art  Rücksicht  genommen 
werden,  dass  der  Beginn  der  Kapitalsabzahlung  um  eine  ebenso 
lange  Zeit  hinausgeschoben  wird. 

C.  Die  Organisation  des  Meliorationskredites. 

I.  Allgemeine  C^edehtspvBkte. 

Ueber  die  verschiedenen  Arten  von  Personen,  welche  dem 
Landwirte  Kredit  erteilen ,  wird  in  einem  späteren  Kapitel  aus- 
führlich gesprochen  werden  ^) ;  wir  werden  sehen,  dass  von  den 
dort  zu  betrachtenden  Kreditgebern  —  Privatpersonen,  Vorschuss- 
kassen ,  Stiftungen ,  Versicherungsgesellschaften ,  Waisenkassen, 
Sparkassen,  Hypothekenbanken,  Bodenkreditvereine,  Landeskredit- 
anstalten —  zwei  Kategorien  den  Bedürfnissen  der  Landwirte  in 
Oesterreich  weitaus  am  meisten  Rechnung  tragen;  es  sind  dies 
einerseits  die  von  den  Kronländem  im  Interesse  des  Grundbesitzes 
geschaffenen  und  geleiteten  Kreditinstitute,  andererseits  genossen- 
schaftliche Vereinigungen  von  Kreditbedürftigen ,  insbesondere 
die  Vorschusskassen  nach  dem  Systeme  Raiffeisen's,  Die  erstge- 
nannten Anstalten  eignen  sich  vornehmlich  für  die  Gewährung 
grösserer  langfristiger  Darlehen  gegen  Hypothek  die  letzteren 
dagegen  zur  Erteilung  von  rascher  rückzahlbaren  kleineren  Per- 
sonalkrediten. 

In  Anwendung  dieser  Sätze  ergiebt  sich,  dass  der  Meliora- 
tionskredit, soweit  Bodenverbesserungen  im  engeren  Sinne  und 
umfangreichere  Kulturverbesserungen  geplant  sind,  am  zweck- 
mässigsten  von  Landeskreditanstalten  gepflegt  werden  wird,  wäh- 
rend zur  Finanzierung  geringerer  Kulturverbesserungen,  die  sich 
den  regelmässigen  Kapitalsaufwendungen  im  ordnungsmässigen 
Landwirtschaftsbetriebe  nähern ,  die  RaifFeisenkassen  in  erster 
Linie  berufen  erscheinen. 

Es  wurde  schon  erwähnt,  dass  lokale  Vorschussvereine  am 
ehesten  im  Stande  sind,  des  Darlehenswerbers  persönliche  Ver- 
trauenswürdigkeit,  die  bei  den  Kulturverbesserungen  meist  eine 
grosse  Bedeutung  besitzt,  zu  beurteilen ;  sie  können  auch  die 
Kontrolle  über  die  Verwendung  des  Kapitales  zu  dem  bewilligten 
Zwecke,  über  die  sachgemässe  Anlage  der  Melioration  bewerk- 
stelligen, ohne  dass  dafür  eigene  Organe  geschaflfen  werden 
müssen,  deren  Kosten  in  keinem  Verhältnisse  zu  der  Geringfügig- 

i)  S.  inzwischen  Schiff  a.  a.  O. 
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keit  der  Unternehmung  stünden. 

Ueber  die  Ausbreitung  der  Raiffeisen' sehen  Kassen  in  Oester- 
reich  wird  in  einem  späteren  Kapitel  gehandelt  werden.  Sie  sind 
gerade  in  jüngster  Zeit  bei  uns  in  raschem  Aufblühen  begriffen, 
wenn  wir  auch  noch  weit  davon  entfernt  sind,  ein  vollständiges 
Netz  solcher  Darlehensvereine  zu  besitzen  ^).  In  welchem  Um- 
fange die  vorhandenen  Vorschusskassen  speziell  auch  Kredite  für 
Vornahme  von  Kulturverbesserungen  erteilen,  lässt  sich  nicht  fest- 
stellen. Jedenfalls  bedarf  es  keiner  weiteren  Ausfuhrung,  dass  die 
Errichtung  spezieller  ICreditinstitute  für  die  in  Rede  stehenden 
Kulturverbesserungen  durchaus  nicht  rationell  wäre. 

Ob  das  zuletzt  Gesagte  auch  für  grössere  Meliorationen  gilt, 
kann  zweifelhaft  erscheinen,  und  thatsächlich  sind  denn  auch  im 
Auslande  (Deutschland  und  England)  eigene  Meliorationsbanken, 
in  Deutschland  Landeskulturrentenbanken  genannt,  entstanden. 

Rechtfertigen  lässt  sich  eine  solche  spezielle  Kreditorgani- 
sation gewiss  nicht  anders,  als  durch  den  Hinweis  auf  die  diesem 
Kreditzweige  zukommenden  Besonderheiten.  Als  solche  lernten 
wir  kennen ;  Mangel  hypothekarischer  Sicherstellung  bei  Darlehen 
an  solche  Korporationen,  deren  Umlagen  als  öffentliche  Lasten 
ein  unbedingtes  Vorzugspfandsrecht  an  den  Realitäten  der  Kor- 
porationsmitglieder besitzen;  grundbücherliche  Eintragung  einer 
» Meliorationsrente  €  statt  einer  Kapitalsforderung  bei  Einzelunter- 
nehmungen; Erweiterung  der  Beleihungsgrenze  der  zu  ameliorie- 
renden  Liegenschaften  durch  Berücksichtigung  des  voraussicht- 
lichen Wertzuwachses ;  stufenweise  Auszahlung  der  Darlehensvaluta 
mit  dem  Fortschreiten  der  Meliorationsarbeiten ;  Sistierung  der 
weiteren  Zahlungen  bei  planwidriger  Durchführung  der  Anlage; 
Bemessung  der  Amortisationsdauer  nach  den  Verhältnissen  des 
einzelnen  Falles,  insbesondere  nach  der  voraussichtlichen  Dauer 
des  durch  die  Anlage  hervorgerufenen  Nutzens ;  Beginn  der  Rück- 
zahlungen erst  nach  Eintritt  der  Ertragssteigerung  bei  Einzelme- 
liorationen. 

Alle  diese  Momente  machen  es  allerdings  notwendig,  den 
Meliorationskredit  als  einen  eigenen  Geschäftszweig  von  dem  ohne 
Rücksicht  auf  den  Verwendungszweck  erteilten  Hypothekenkredite 


i)  S.  darüber  vorläufig  ScÄtJ",  Bericht  über  die  Thätigkeit  des  statistischen  Semi- 
nars 1895/6,  statistische  Monatsschrift  1895,  ^*  49^* 
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ZU  trennen,  sie  involvieren  ferner  die  engste  Verbindung  zwischen 
dem  Darlehensgeber  und  den  Organen  des  kulturtechnischen 
Dienstes.  Die  Errichtung  eigener  Landesanstalten  fiir  die  Zwecke 
des  Meliorationskredites  dürfte  sich  aber  doch  nicht  empfehlen. 
Das  Kreditbedürfnis  tritt  hier  zu  unregelmässig  ein,  die  Zahl  der 
angesuchten  Darlehen,  —  insbesondere  jetzt,  wo  der  Meliorations- 
thätigkeit  so  zahlreiche  und  mächtige  Hindernisse  entgegenstehen, 
—  kann  nicht  gross  genug  sein,  um  die  Kosten  eines  eigenen 
Verwaltungsapparates  zu  rechtfertigen.  Das  wird  auch  durch  die 
Erfahrungen  mit  den  deutschen  Landeskulturrentenbanken  be- 
stätigt ^). 

Es  ist  daher  vorzuziehen,  dass  die  schon  bestehenden  oder 
noch  zu  errichtenden  Landeshypothekenanstalten  mit  der  Gewäh- 
rung von  Meliorationsdarlehen  betraut  werden,  und  dies  umso  mehr, 
als  die  kommerzielle  Seite  des  Geschäftsbetriebes,  —  die  Beschaf- 
fung des  Betriebskapitales  durch  Ausgabe  und  Plazierung  von  Ob- 
ligationen, —  beim  Hypothekar-  wie  beim  Meliorationskredit  durch- 
aus keine  Unterschiede  aufweist.  Allerdings  muss  zu  diesem  Zwecke 
eine  entsprechende  Erweiterung  der  Anstaltsstatuten  vorgenom- 
men werden,  was  aber  weiter  keine  Schwierigkeiten  bereitet. 

Immerhin  hätte  aber  die  früher  geforderte  Trennung  der 
beiden  Kreditzweige  sich  auch  auf  die  emittierten  Schuldver- 
schreibungen zu  erstrecken.  Daftir  spricht  schon  der  Umstand, 
dass  die  Hypothekenanstalten  meist  bedeutendere  Reservefonde 
angesammelt  haben ,  an  denen  die  Pfandbriefbesitzer  bereits 
Rechte  erworben  haben,  w  eiche  geschmälert  würden,  wollte  man 
daran  auch  die  Besitzer  von  Papieren  partizipieren  lassen,  denen 
keine  hypothekarisch  sichergestellten  Forderungen  der  Anstalt 
entsprechen.  Sodann  bilden  doch,  trotz  der  gemeinsamen  Ga- 
rantie des  Kronlandes,  die  Hypothekarforderungen  eine  ganz  an- 
dere Art  der  Sicherstellung  für  Wertpapiere  als  Meliorationsfor- 
derungen ;  durch  Vermengung  der  beiden  könnte  leicht  der 
Kurs  der  gemeinsamen  Papiere  leiden.  Es  empfiehlt  sich  daher, 
nebst  den  Pfandbriefen  eigene  Meliorationsobligationen  zu  schaffen. 

II.  Die  Organisation  des  Meliorationskredites  in  Oesterreicli. 

Gegenwärtig  sind  wir  von  einer  auch  nur  einigermassen  ent- 
sprechenden Organisation  des  Meliorationskredites  sehr  weit  ent- 


I)  Schtfr  a.  a.  O.  S.  30  ff. 
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fernt;  ja^  es  gibt  im  Grunde  genommen  kein  einziges  Institut,  das 
den  spezifischen  Eigentümlichkeiten  des  letzteren  Rechnung  trägt. 
Bisher  sind  unter  den  Landeskreditanstalten  nur  die  Landes- 
bank für  das  Königreich  Böhmen  und  die  galizische  Landesbank 
statutarisch  zur  Erteilung  von  Meliorationskredit  auch  an  Privatper- 
sonen berechtigt,  während  in  Mähren  und  Schlesien  Kommunal- 
kreditanstalten errichtet  wurden ,  die  an  öffentliche  Selbstver- 
waltungskörper und  Genossenschaften  Darlehen  gewähren  können. 
Es  bestehen  zwar  noch  in  5  anderen  Kronländern  Landeshypo- 
thekenanstalten ,  doch  haben  diese  in  ihren  Statuten  bisher 
keinerlei  besondere  Bestimmungen  für  die  Pflege  des  Meliorations- 
kredites. 

i)  Anstalten  für  eigentlichen  Meliorations- 
kredit. 

Die  galizische  Landesbank  kann  einerseits  »an 
Meliorationsunternehmungen ,  insbesondere  an  Meliorationsgenos- 
senschaften«, andererseits  an  Gemeinden  und  Bezirke  zu  Investi- 
tionen und  produktiven  Unternehmungen  Darlehen  erteilen  (§§  35i 
36).  Für  die  eigentlichen  Meliorationsdarlehen  ist  aber  keine 
nähere  Regelung  im  Statut  enthalten,  die  Gewährung  von  sol- 
chen ist  daher  so  gut  wie  ausgeschlossen.  Betreffs  der  Kom- 
munaldarlehen ist  bestimmt,  dass  sie  in  Kommunalobligationen 
zu  erteilen  sind,  für  deren  Verzinsung  und  Rückzahlung  bis  zum 
Maximalbetrage  von  5  Mill.  fl.  das  Land  Galizien  die  Haftung  über- 
nommen hat  *).  Der  Zinsfuss  dieser  Wertpapiere  muss  dem  der 
Darlehen  gleich  sein,  der  Betrag  der  zirkulierenden  Obligationen 
darf  den  der  aushaftenden  Kredite  nicht  übersteigen.  Jm  Jahre 
1893  wurden  diese  Geschäfte  einer  eigenen  »Kommunalkredit- 
abteilungc  zugewiesen  *). 

Nur  die  Landesbank  des  Königreichs  Böhmen 
hat  bisher  den  Anforderungen ,  die  der  spezifische  Meliorations- 
kredit an  den  Gläubiger  stellt,  auch  nur  einigermassen  Rechnung 
getragen  •).  Unter  den  Geschäften,  zu  welchen  die  Bank  berech- 
tigt ist,  findet  sich  auch  der  Kommunal-  und  der  Meliorationskredit. 
Unter  ersterem  werden  Darlehen   an  den  Staat,   das  Land,  Be- 


1)  L.G.B1.  1890  Nr.  23. 

2)  L.G.B1.  1893  Nr.  65. 

3)  Sutut  s.  L.G.B1.  1889  Nr.  35  und  Abänderungen  L.G.B.  1892  Nr.   34,  1894 
Nr.  90  L.G.B. 
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zirke  und  Gemeinden  verstanden;  dieselben  dürfen  nur  über  Be- 
willigung der  gesetzlich  kompetenten  Organe  erteilt  werden  und 
sind  in  der  Regel  unkündbar;  auf  den  Zweck,  für  den  die  Kre- 
ditaufnahme erfolgt,  ist  keine  Rücksicht  genommen.  Zur  Kapi- 
talsbeschaflfung  werden  unter  Garantie  des  Landes  verlosbare 
Kommunalschuldscheine  emittiert,  die  mit  fixen  Beträgen  prämiert 
werden  können.  Derartige  Prämien  dienen  zur  Hebung  des 
Kurses  und  zur  Herabdrückung  des  reellen  Zinsfusses  durch  Aus- 
nützung des  aleatorischen  Charakters  der  Obligationen  *). 

Die  Zwecke,  für  welche  der  spezielle  Meliorationskredit  an 
Genossenschaften  und  an  Einzelpersonen  erteilt  werden  kann,  sind : 
i)  Bewässerungs-  und  Entwässerungsanlagen,  überhaupt  Meliora- 
tionen von  Aeckern  und  Wiesen ;  2)  Regulierung  von  Bächen  und 
Privatflüssen,  Anlagen  für  Uferschutz  und  zum  Schutze  gegen  Ueber- 
schwemmungen ,  3)  Zusammenlegung  von  Grundstücken,  Wege- 
anlagen ,  die  zu  einer  besseren  Benützung  landwirtschaftlichen 
Grundbesitzes  bestimmt  sind;  4)  Bewaldungen  und  Urbarmach- 
ungen ;  5)  Anlage,  Erweiterung  und  Unterhaltung,  sowie  Trocken- 
legung von  Teichen;  6)  Errichtung  und  Erweiterung  von  Ge- 
bäuden zu  wirtschaftlichen  Zwecken,  z.  B.  von  Getreidelagerräumen 
und  von  Wohnungen  für  landwirtschaftliche  Arbeiter;  7)  Anlage 
von  Gärten ,  Obstpflanzungen ,  Weinbergen ,  Hopfengärten ;  8) 
Wasserversorgungsanlagen;  9)  dauernde  Fruchtbarmachung  des 
Bodens;  10)  Trockenlegung  von  Sümpfen;  11)  Errichtung  von 
Eisenbahnen  niederer  Ordnung;  12)  Errichtung  von  Brücken. 

Aus  dieser  Aufzählung  ist  ersichtlich,  dass  der  Umkreis  der 
von  der  Landesbank  beleihbaren  Meliorationen  ein  ausserordent- 
lich weiter,  ja  fast  ein  zu  weiter  ist;  denn  ein  Teil  der  darin  ent- 
haltenen Kulturverbesserungen  eignet  sich  kaum  dazu,  von  der 
zentralen  Anstalt  eines  So  grossen  Landes  aus  finanziert  zu  wer- 
den, die  mit  den  einzelnen  Landwirten  so  wenig  Fühlung  besitzt. 

Damit  ein  Meliorationsunternehmen  der  gedachten  Art  be- 
liehen werden  könne,  muss  der  Kreditwerber  die  erforderlichen 
Pläne  und  Kostenvoranschläge  der  Bankdirektion  vorlegen ;  diese 
lässt  die  Darstellung  fachmännisch  prüfen  und  gleichzeitig  fest- 
stellen, in  welchem  Masse  eine  Ertrags-  und  Werterhöhung  der 
Grundstücke  durch  die  geplanten  Einrichtungen  mit  Sicherheit 
erwartet  werden  kann. 


i)  S.  Sc)uffj  Die  Konvertierung    der  Hypothekarschulden  und  das  österreichische 
2STi]recht  (Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und  Verwaltung  1893  S.  517). 
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Die  Meliorationsdarlehen  sind  nur  ausnahmsweise  seitens  der 
Landesbank  kündbar;  ihr  Zinsfuss  ist  dem  der  zu  emittierenden 
Meliorationsscheine  gleich;  die  Tilgungsdauer  richtet  sich  nach 
dem  Verwendungszweck.  Die  Auszahlung  der  Darlehensvaluta 
erfolgt  in  Teilbeträgen  stufenweise  mit  dem  Fortschritte  der  Ar- 
beiten. Das  Darlehen  darf  die  wirklichen  Kosten  des  Werkes 
nicht  überschreiten  und  zu  keinem  anderen  als  dem  Zwecke  ver- 
wendet werden,  zu  welchem  es  gewährt  wurde.  Als  Beleihungs- 
grenze  gilt:  entweder  Vt  des  durch  eine  besondere  Schätzung 
ermittelten  gegenwärtigen  Grundwertes,  oder  Vs  des  24fachen  ka- 
tastermässigen  Reinertrages  mit  Hinzurechnung  der  Hälfte  des 
durch  Sachverständige  ermittelten  Betrages  der  voraussichtlichen 
Werterhöhung.  Von  Genossenschaften,  deren  Umlagen  bis  zum 
Betrage  von  dreijährigen  Rückständen  mit  dem  Vorrange  vor 
allen  anderen  Reallasten  gesetzlich  ausgestattet  sind,  wird  hypothe- 
karische Sicherstellung  nicht  verlangt. 

Den  spezifischen  Eigentümlichkeiten  des  Meliorationskredites 
ist,  wie  man  sieht,  bei  Normierung  der  Darlehensmodalitäten  doch 
einigermassen  Rechnung  getragen.  Auch  der  durch  die  Unter- 
nehmung voraussichtlich  entstehende  Wertzuwachs  ist  bei  der 
Feststellung  der  Beleihungsgrenze  berücksichtigt.  Dass  aber  da- 
durch allein,  ohne  Aenderung  der  Pfandrangordnung,  die  Kredit- 
fähigkeit des  verschuldeten  Grundbesitzes  nicht  hergestellt  wird, 
ist  oben  gezeigt  worden.  Die  Vorteile,  welche  den  Meliorations- 
renten nach  dem  Gesetze  des  Jahres  1896  zukommen,  konnten 
bisher  von  den  Statuten  der  Landesbank  naturgemäss  noch  nicht 
ausgenützt  werden. 

Dagegen  zeigt  sich  hier  eben  in  jenen  Bestimmungen,  welche 
dem  Charakter  des  Meliorationskredites  angepasst  sind,  ein  grosser 
Mangel,  der  die  Wirksamkeit  der  Landesbank  auf  diesem  Gebiete 
auch  in  der  Zukunft  unterbinden  muss:  das  Fehlen  einer 
entsprechenden  Organisation  des  kulturtech- 
nischen Dienstes.  Eine  ganze  Reihe  von  Funktionen 
müsste  Fachmännern  auf  dem  Gebiete  der  Kulturtechnik  über- 
tragen werden:  die  Prüfung  der  Pläne  und  Voranschläge,  die 
Feststellung  der  voraussichtlichen  Werterhöhung,  die  Ueber- 
wachung  der  Meliorationsarbeiten,  die  Kontrolle  über  die  Verwen- 
dung der  ausgezahlten  Teilbeträge ,  die  KoUaudierung  der  bereits 
vollendeten  Teile  des  Unternehmens  zum  Zwecke  weiterer   Aus 
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Zahlungen,  die  Kontrolle  über  die  entsprechende  Erhaltung  der 
ausgeführten  Anlagen.  Für  all  dies  wäre  ein  ständiger,  lokal 
organisierter  Verwaltungsdienst  erforderlich ;  ein  solcher  steht 
jedoch  der  Anstalt  thatsächlich  nicht  zu  Gebote.  Zur  Prüfung 
der  Pläne  und  Kostenvoranschläge  kann  sie  sich  allerdings  an 
den  Landeskulturrat  wenden ;  aber  für  die  sonstigen,  an  Ort  und 
Stelle  vorzunehmenden  Arbeiten  fehlt  es  durchaus  an  Organen, 
so  dass  das  Statut  die  Entsendung  von  Bevollmächtigten  der 
Anstalt  in  Aussicht  nehmen  muss.  Natürlich  ist  es  ganz  ausge- 
schlossen, sich  auf  diese  Weise  ohne  horrende  Kosten  von  der 
Entstehung  und  Erhaltung  des  von  der  Anstalt  beliehenen  Wert- 
zuwachses zu  vergewissern. 

In  den  anderen  Kronländern  ist  der  Versuch  Böh- 
mens, ein  Kreditinstitut  ins  Leben  zu  rufen,  das  den  speziellen  Be- 
dürfnissen der  Meliorationsuntemehmungen  Einzelner  angepasst  ist, 
bisher  nicht  nachgeahmt  worden.  Zwar  besitzen  Niederösterreich, 
Oberösterreich,  Kärnten,  Istrien,  Galizien  und  Dalmatien  Landes- 
h3rpothekenanstalten,  denen  leicht  eine  Abteilung  für  Meliorations- 
kredit angegliedert  werden  könnte;  allein  das  ist  bis  jetzt  noch 
nirgends  ernsthaft  in  Aussicht  genommen  worden.  In  Vorarl- 
berg *),  Schlesien  *),  Steiermark  •)  und  Niederösterreich  *)  hat  sich 
der  Landtag  mit  der  Idee  der  Errichtung  einer  auch  für  die 
Finanzierung  von  Einzelmeliorationen  bestimmten  Landeskultur- 
rentenbank beschäftigt,  doch  durchaus  mit  negativem  Erfolge. 

2)  Anstalten  für  Kredit  an  Gemeinden  und 
Genossenschaften. 

Dagegen  gewinnt  in  neuerer  Zeit  der  Gedanke  immer  grös- 
sere Verbreitung,  an  die  Landeshypothekenanstalten  Organe  für 
die  Pflege  des  Kredites  speziell  von  Gemeinden  oder  höheren 
Selbstverwaltungskörpern,  sowie  von  öffentlichen  Konkurrenzen 
und  Genossenschaften  anzugliedern,  sei  es  in  der  Form  einer 
selbständigen  Abteilung  der  bereits  bestehenden  Landesanstalt, 
sei  es  in  der  Form  eines  eigenen  Kreditinstitutes,  dessen  Leitung 
aber  durch  die  Direktion  der  Hypothekenbank  erfolgt.  Der  Unter- 
schied zwischen  diesen  beiden  Alternativen  ist  ein  rein  formaler. 


1)  Landtag  1881  BeU.  45. 

2)  Landtag  1881  S.  474. 

3)  Landtag  1882  Beil.  17  und  72. 

4)  Landtag  1888  Beil.  XXXIII,  S.  120. 
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In  Mähren  und  Schlesien  wurde  die  letztere  Art  vorgezogen» 
während  in  Niederösterreich  und  Oberösterreich  die  Landesaus- 
schüsse die  erstere  gewählt  haben  ^). 

Die  mährische  Landeskulturbank')  und  die 
schlesische  Kommunalkreditanstalt*)  erteilen  Dar- 
lehen in  Kommunalschuldverschreibungen  an  das  eigene  Kron- 
land, an  die  in  demselben  gelegenen  Gemeinden,  Bezirksstrassen- 
fonde  und  solche  öffentliche  Konkurrenzen,  die  gesetzlich  mit 
dem  Rechte  ausgestattet  sind,  Umlagen  für  die  Deckung  ihrer 
Erfordernisse  einzuheben.  Ausserdem  erwähnt  das  Statut  der 
mährischen  Anstalt  noch  ausdrücklich  Wassergenossenschaften, 
bei  denen  der  Massstab  der  Kostenverteilung  statutarisch  fest- 
steht *),  während  dies  im  Statut  der  schlesischen  Bank  fehlt.  Ob 
hier  unter  dem  wenig  präzisen  Ausdrucke  »öffentliche  Konkur- 
renz« die  Wassergenossenschaften  mitinbegriffen  sind ,  ist  sehr 
zweifelhaft  ^). 

Darlehensgesuche  von  Gemeinden  müssen  naturgemäss  die 
gesetzlich  erforderliche  Bewilligung  der  kompetenten  Behörde  zur 
Kreditaufnahme  und  überdies  diejenigen  Nachweisungen  enthalten, 
welche  über  die  ökonomische  Situation  der  Kommune  Aufschluss 
geben.  Bezüglich  der  Darlehen  an  »öffentliche  Konkurrenzen« 
ist  in  Schlesien  der  Nachweis  einer  derartigen  Fundierung  vorge- 
schrieben, dass  die  pünktliche  Verzinsung  und  Rückzahlung  ge* 
sichert  erscheint.  An  weitere  Bedingungen  ist  hier  die  Kredit- 
gewährung nicht  gebunden. 


i)  Der  Antrag  des  niederösterreichischen  Landesausschusses  auf  eine  diesbez&g- 
liehe  Aenderung  des  Statutes  der  Landeshypothekenanstalt  wurde  zwar  vom  Landtags- 
ausschusse genehmigt,  gelangte  aber  nicht  mehr  zur  Beschlussfassung  im  Plenum  (Land- 
tag 1895/6  Beil.  XLn,  CXXI). 

2)  L.G.B.  1896  Nr.  52. 

3)  L.G.B.  1896  Nr.  46. 

4)  In  Mähren  gehört  auch  die  Gewährung  von  Darlehen  für  Lokalbahnen  zum 
Geschäftskreise  der  Landeskulturbank. 

5)  Ueber  den  Begriff  der  »Öffentlichen  Konkurrenzen«  s.  o.  S.  476.  Gegen  die 
Ausdehnung  desselben  auf  Wassergenossenschaften  in  Schlesien  spricht  der  Umstand, 
dass  die  Abweichung  des  schlesischen  Statutes  von  dem  mährischen  Muster  eine  durch- 
aus beabsichtigte  ist  (Landtag  1895/6  S.  118);  fiir  die  Ausdehnung  spricht  aber,  dass 
§  4  Darlehen  an  Konkurrenzen  dann  gestattet,  wenn  diese  den  Bestimmungen  des  Ge- 
setzes vom  6.  Januar  1891  L.G.B.  Nr.  ii  unterliegen,  wir  aber  oben  S.  476  auf  Grund 
der  Motivenberichte  zu  den  analogen  Gesetzen  anderer  Kronländer  zu  dem  Schlosse 
gelangten,  dass  hier  das  Wort  »öffentliche  Konkoirenzen«  die  Wassergenossenschaften 
einschlicsse. 
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Wohl  aber  in  Mähren;  die  Landeskulturbank  gewährt  hier  Me- 
liorationsdarlehen an  Gemeinden  nur  dann,  wenn  das  Unternehmen 
von  nachweisbarem  Vorteile  ist.  Als  vorzügliche  Zwecke,  für 
welche  Darlehen  gegeben  werden  sollen,  sind  die  verschiedenen 
Arten  von  Wasserbauten,  Bewaldungen,  Urbarmachungen,  Weg- 
und  Brückenanlagen  aufgezählt.  Der  Kreditwerber  hat  ähnlich 
wie  bei  der  böhmischen  Landesbank  Pläne  und  Kostenvoranschläge 
einzureichen  und  genau  nachzuweisen,  in  welcher  Weise  die  Ver- 
zinsung und  Rückzahlung  des  Darlehens  gesichert  ist.  Das  Me- 
liorationsdarlehen kann  nur  bis  zur  Höhe  des  erforderlichen  Kosten- 
aufwandes bewilligt  werden;  es  muss  zur  Ausfuhrung  desjenigen 
Zweckes  verwendet  werden,  für  den  es  bewilligt  wurde;  seine 
Auszahlung  kann  in  Teilen  mit  der  fortschreitenden  Vollendung 
des  Werkes  stattfinden.  Der  Schuldner  muss  sich  verpflichten, 
die  Anlagen  planmässig  auszuführen  und  bis  zur  völligen  Tilgung 
des  Darlehens  in  gutem  Zustande  zu  erhalten.  Um  die  Befolgung 
aller  dieser  Vorschriften  zu  überwachen,  stehen  aber  der  mähri- 
schen Landeskulturbank  ebenso  wenig  ausreichende  kulturtech- 
nische Lokalorgane  zur  Verfugung,  wie  der  böhmischen  Landes- 
bank ;  was  von  den  Bevollmächtigten  der  letzteren  gesagt  wurde, 
gilt  auch  von  denen  der  ersteren. 

Die  übrigen  Bestimmungen  der  beiden  Anstaltsstatuten  von 
Mähren  und  Schlesien  realisieren  die  für  alle  Landespfandbrief- 
institute  geltenden  Grundsätze:  Unkündbarkeit  der  Darlehen, 
Gleichheit  des  Aktiv-  und  Passivzinsfusses,  Tilgung  der  Schuld 
durch  Amortisationsrenten,  Bildung  eines  eigenen  Reservefondes, 
subsidiäre  Haftung  des  Landes  u.  s.  w. 

Zu  bemerken  ist  nur  noch,  dass  der  Umfang  der  von  diesen 
Anstalten  abzuschliessenden  Geschäfte  vorläufig  noch  quantitativ 
beschränkt  ist;  es  dürfen  an  Landeskommunalschuldverschrei- 
bungen  in  Mähren  höchstens  30,  in  Schlesien  höchstens  8  Millio- 
nen Gulden  gleichzeitig  im  Verkehre  sein. 

In  Niederösterreich*)  und  Oberösterreich*) 
wird  eine  Erweiterung  des  Statutes  der  Landeshypothekenanstalt 
geplant,  derart,  dass  die  letztere  zur  Erteilung  von  Kommunaldar* 
lehen  ermächtigt  wird,  wobei  für  diese  aber  eigene  Obligationen 
(Landes-Kommunalschuldscheine)    ausgegeben ,    ein   eigener   Re- 

I)  S.  Landtag  1895/6  B.  XLII. 

2)  S.  Landti^  1895/6  B.  123  und  203,  S.  585. 
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servefond  gebildet  und  auch  sonst  die  Verrechnung  ganz  getrennt 
von  dem  Hypothekargeschäfte  geführt  werden  soll.  Der  mate- 
rielle Inhalt  der  vorgeschlagenen  Statutenerweiterung  stimmt  im 
Wesentlichen  mit  den  für  das  schlesische  Institut  geltenden  Vor- 
schriften überein. 

Von  sonstigen  Einrichtungen  zur  Gewährung  von  Meliorations- 
kredit wären  noch  der  staatliche  Meliorationsfond,  die  in  einigen 
Kronländern  diesem  Zwecke  gewidmeten  Landeskulturfonde,  die 
StrutzmantC sch^  Agrikulturstiftung  in  Kärnten  und  der  Landes- 
meliorationsfond des  Königreichs  Dalmatien  zu  erwähnen.  Hier 
soll  indes  nur  der  letztgenannte  Fond  besprochen  werden,  die 
anderen  legen  das  Hauptgewicht  nicht  auf  die  Beleihung  von 
Meliorationsunternehmungen,  sondern  auf  deren  Subventionierung 
und  werden  deshalb  in  dem  Abschnitte  über  das  Subventions- 
wesen ihren  Platz  finden. 

Der  durch  das  Gesetz  vom  i8.  Februar  1891  Nr.  10  L.G.B. 
geschaffene  Landes-Meliorationsfond  des  Königreichs 
Dalmatien  ist  eine  Art  Kommunalkreditanstalt,  die  unter  der 
Verwaltung  des  Landesausschusses  steht,  und  deren  Zweck  es  ist, 
dem  Lande,  den  Gemeinden  und  Genossenschaften  diejenigen 
Summen  zu  kreditieren,  welche  die  genannten  Korporationen  auf- 
bringen müssen,  damit  die  von  ihnen  geplante  Melioration  durch  den 
staatlichen  Meliorationsfond  unterstützt  werde  (s.  u.  S.  498).  Durch 
den  Landesmeliorationsfond  soll  also  einerseits  das  Kapital  für 
die  dem  Lande  obliegenden  Subventionen  und  Darlehen  beschafft, 
andrerseits  den  Gemeinden  und  Genossenschaften  der  Teil  der 
Meliorationskosten  dargeliehen  werden,  den  dieselben  selbst  zu 
tragen  haben. 

Das  für  diese  Kreditierungen  erforderliche  Kapital  wird  teils 
aus  gewissen  laufenden  Landeseinnahmen  bestritten,  teils  durch 
Ausgabe  von  Teilschuldverschreibungen  gedeckt,  deren  Maximal- 
betrag  vorläufig  mit  200000  fl.  fixiert  ist,  und  deren  Verzinsung 
und  Rückzahlung  durch  das  Land  garantiert  wird.  Der  Zinsfuss 
dieser  Wertpapiere  wird  vom  Landesausschusse  festgesetzt,  darf 
5V0  nicht  übersteigen  und  darf  zwar  höher,  aber  nicht  niedriger 
als  der  Darlehenszinsfuss  sein,  dessen  Maximum  gleichfalls  mit 
5  %  bemessen  ist.  Die  annuitätenweise  Tilgung  der  Darlehen 
muss  längstens  binnen  60  Jahren  erfolgen. 
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D.  Subventioiieii, 

Die  bisher  betrachtete  Art,  Meliorationsuntemehmungen  durch 
Kreditaufnahme  seitens  des  Melioranten  zii  finanzieren,  muss  wohl 
als  die  normale  bezeichnet  werden ;  es  ist  jedoch  schon  er- 
wähnt worden,  dass  sich  sehr  häufig  der  Staat  und  das  Land 
an  fremden  Meliorationsuntemehmungen  finanziell  beteiligen. 
Diese  höheren  territorialen  Gemeinwesen  suchen  nämlich  die  Me- 
liorationsthätigkeit  der  räumlich  beschränkteren  Korporationen  und 
der  Privatpersonen  durch  Subventionen  zu  beleben,  d.  h.  dadurch, 
dass  sie  ihnen  das  Meliorationskapital  zur  Gänze  oder  zu  einem 
Teil  unentgeltlich  und  ohne  jede  Rückzahlungspflicht  zur  Verfügung 
stellen. 

Eine  solche  Finanzierung  von  Meliorationen  ganz  oder  teil- 
weise auf  Kosten  sämtlicher  Steuerträger  setzt,  um  gerechtfertigt 
zu  sein,  ein  öffentliches  Interesse  an  der  Durchfuhrung  des  be- 
treffenden Unternehmens  voraus.  Je  umfangreicher  und  kostspieli- 
ger die  Anlage  ist,  um  die  es  sich  handelt,  je  mehr  sie  nicht  bloss 
den  unmittelbar  beteiligten  Grundbesitzern,  sondern  der  ganzen  Be- 
völkerung Nutzen  bringt  oder  von  ihr  Schaden  abwendet,  in  um 
so  höherem  Grade  ist  jene  Voraussetzung  erfüllt.  Zum  Teile  drückt 
sich  das  schon  in  der  Person  aus,  von  der  die  Melioration  ausgeführt 
wird;  die  verschiedenen  Arten  von  Meliorationsunternehmern  — 
Kronland,  Bezirk,  eine  Konkurrenz  mehrerer  Gemeinden,  eine 
einzelne  Kommune ,  eine  Genossenschaft  mit  Beitrittszwang, 
eine  freiwillige  Genossenschaft,  endlich  ein  einzelner  Grundbe- 
sitzer —  entsprechen  ebensovielen  Graden  des  öffentlichen  In- 
teresses an  der  fraglichen  Anlage ;  je  höher  die  Person  des  Melio- 
rationsunternehmers in  jener  Stufenleiter  steht,  um  so  eher  kann 
man  von  einem  Nutzen  des  Unternehmens  für  die  Allgemeinheit 
sprechen ,  um  so  eher  darf  man  daher  auch  die  Steuerkraft  der 
letzteren  dafür  in  Anspruch  nehmen. 

Bei  Einzelmeliorationen  ist  das  naturgemäss  am  wenigsten 
der  Fall.  Eine  isolierte  Drainage  oder  Bewässerung  bringt  öko- 
nomischen Vorteil  zunächst  nur  dem  einzelnen  Grundbesitzer;  ihre 
Finanzierung  wird  daher  in  der  Regel  diesem  allein  zu  überlassen 
sein.  Anders  steht  es  nur  dann,  wenn  es  gilt,  bei  der  Landbe- 
völkerung einer  Gegend  überhaupt  erst  den  Sinn  fiir  Meliorationen 
zu  wecken,  wenn  man  erwartet,  dass  die  Durchführung  einzelner 
Bodenverbesserungen  auch  die  übrigen  Grundbesitzer  zu  ähnlichem 
Vorgehen   anregen  werde.     Hier   kommt  also  wirklich   eine  dem 
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einzelnen  Landwirte  erteilte  Subvention  der  Gesamtheit  zu  Gute, 
ebenso  wie  die  Aufwendung  öfTentlicher  Mittel  zur  Bereitstellung 
von  kulturtechnischen  Organen  oder  zur  Verbreitung  kulturtech- 
nischer Kenntnisse  durch  Errichtung  entsprechender  Schulen,  durch 
Anstellung  von  Wanderlehrern  u.  s.  w.  Das  von  Einzelmelioratio- 
nen Gesagte  gilt  in  ähnlicher  Weise  auch  von  genossenschaftlichen 
Boden  Verbesserungen. 

Auch  in  Oesterreich  hat,  wie  in  andern  Staaten,  die  Subven- 
tionierung von  Meliorationsunternehmungen  aus  Staats-  und  Landes- 
mitteln einen  ziemlich  grossen  Umfang  angenommen. 

i)  Staatliche  Subventionen. 

Die  staatlichen  Beiträge  beruhen  entweder  auf  eigenen  Ge- 
setzen, —  das  ist  häufig  bei  den  grösseren  Flussregulierungen  der 
Fall,  —  oder  es  werden  die  betreffenden  Summen  direkt  in  den 
Staatsvoranschlag  eingestellt,  in  welchem  Falle  sie  teils  im  Budget 
des  Ministeriums  des  Innern,  zu  dessen  Kompetenz  die  Wasserbau- 
angelegenheiten gehören,  teils  im  Budget  des  Ackerbauministeriums 
unter  dem  Titel  » Landeskultur c  erscheinen.  Die  zu  unterstützenden 
Unternehmungen  sind  hier  zum  Teile  ausdrücklich  benannt ;  ausser- 
dem werden  aber  dem  Ackerbauministerium  jährlich  nicht  unbe- 
deutende diskretionäre  Kredite  eingeräumt,  um  Meliorationen  und 
Aufforstungen  zu  subventionieren.  Aus  dem  Kredite  für  Melio- 
rationen werden  Beihilfen  für  genossenschaftliche  Entwässerungs- 
und Bewässerungsanlagen  gegeben,  ferner  für  Fluss-  und  Bachregu- 
lierungen, für  Schutzbauten  gegen  Ueberschwemmungen  und  Rut- 
schungen und  für  die  Errichtung  von  Wasserversorgungsanlagen 
im  Karstgebiete.  Zu  Lasten  dieses  Kredites  fallen  endlich  auch 
die  Beiträge  für  die  Dotierung  der  in  mehreren  Ländern  bestellten 
Kulturtechniker  und  Landeskulturbureaux  (s.  u.  509)  und  für  Al- 
penmeliorationen. Dagegen  dient  der  Kredit  für  Aufforstungen  zur 
Subventionierung  der  Karstaufforstungskommissionen,  sowie  zur 
Förderung  von  Wiederbewaldungen  durch  Gemeinden  und  Klein- 
grundbesitzer. 

Neben  diese  nicht  sehr  bedeutenden  staatlichen  Leistungen 
trat  nun  aber  im  Jahre  1884  der  staatliche  Meliorations- 
fond. Dieser  wird  nach  dem  Gesetze  vom  30.  Juni  1884  Nr.  116 
R.G.B.  dadurch  gebildet,  dass  von  1885— 1894  jährlich  5000C»fl. 
in  das  Budget  eingestellt  werden ;  eine  Dotation,  die  durch  ein  spä- 
teres Gesetz  vom  31.  Mai  1889  Nr.  96  R.G.B.  auf  weitere  10  Jahre 
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ausgedehnt,  durch  ein  drittes  Gesetz  vom  14.  August  1891  Nr.  129 
R.G.B.  für  die  Jahre  1892— 1904  auf  je  750000  fl.  erhöht  worden 
ist.  Der  so  gebildete  Fond  hat  die  Bestimmung,  Unternehmungen 
finanziell  zu  fördern,  die  den  Schutz  des  Grundeigentums  gegen 
Wasserverheerungen,  die  Entwässerung  oder  Bewässerung  von 
Grundstücken  bezwecken,  und  deren  Ausfuhrung  im  öffentlichen  In- 
teresse gelegen  ist.  Die  Förderung  erfolgt  durch  Gewährung  von 
nicht  rückzahlbaren  Beiträgen,  von  unverzinslichen  oder  von  höch- 
stens mit  4%  verzinslichen  Darlehen. 

Bedingung  für  Staatsbeiträge  aus  dem  Melio- 
rationsfonde  ist,  dass  das  Interesse  der  Oeffentlichkeit  an 
dem  Unternehmen  auch  von  Seiten  des  betreffenden  Kronlandes 
durch  entsprechende  Anteilnahme  an  der  Finanzierung  dokumen- 
tiert sei.  Diese  Anteilnahme  hat  darin  zu  bestehen,  dass  durch 
ein  Landesgesetz  erklärt  wird,  das  Unternehmen  sei  aus  Landes- 
mitteln  durchzuführen,  oder  es  sei  zwar  von  bestimmten  Be- 
zirken, Gremeinden  oder  Genossenschaften  auszufuhren,  aber  aus 
Landesmitteln  zu  unterstützen.  Handelt  es  sich  um  ein  Landes- 
unternehmen, so  dürfen,  soll  die  Unterstützung  aus  dem  Melio- 
rationsfonde  eintreten,  die  Adjacenten  auf  Grund  des  Wasser- 
rechtsgesetzes zu  keiner  Beitragsleistung  herangezogen  werden, 
welche  30%  des  veranschlagten  Erfordernisses  übersteigt;  sind 
diese  Voraussetzungen  erfüllt,  so  können  aus  dem  Meliora- 
tionsfonde  Subventionen  bis  zu  30  **/o  ,  bei  Wildbachverbau- 
ungen  bis  zu  50  %  der  Kosten  bewilligt  werden.  Wird  das  Unter- 
nehmen von  Bezirken,  Gemeinden  oder  Genossenschaften  ausge- 
führt und  aus  Landesmitteln  bloss  unterstützt,  so  ist  Bedingung 
für  die  Förderung  durch  den  Meliorationsfond,  dass  das  Land  zu 
dem  Wasserschutzbau  wenigstens  30  ®/o  des  veranschlagten  Kapi- 
tales beisteuere,  bei  Entwässerungs-  und  Bewässerungsanlagen, 
dass   es   entweder   mindestens  20%  als  nicht  rückzahlbaren  Bei- 

■ 

trag  oder  30  Vo  als  Darlehen  zu  höchstens  4  %  Zinsen  leiste.  Die 
Beteiligung  des  Meliorationsfondes  an  dem  Unternehmen  darf  die 
Beitragsleistung  des  Kronlandes  nicht  übersteigen. 

Endlich  können  aus  dem  Meliorationsfonde  auch  Vorschüsse 
an  eine  Wassergenossenschaft,  die  ein  Darlehen  durch  Ausgabe 
von  Teilschuldverschreibungen  aufgenommen  hat,  dann  erteilt  wer- 
den, wenn  die  Zahlungsfähigkeit  der  Genossenschaft  durch  ele- 
mentare Ereignisse  im  Genossenschaftsgebiete  vorübergehend  be- 
einträchtigt  worden   ist.     Der  Vorschuss  muss  zur  Erfüllung  der 
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Verbindlichkeiten  aus  jenem  Darlehen  verwendet  und  in  höchstens 
fünf  gleichen  Jahresraten  zurückgezahlt  werden. 

Die  Schaffung  dieses  Meliorationsfondes  und  die  dadurch  be- 
wirkte Bereitstellung  so  bedeutender  Geldmittel  fiir  die  Zwecke 
von  Meliorationen  musste  einen  um  so  grösseren  Umschwung  auf 
dem  Gebiete  des  Wasserbaues  hervorrufen,  als  gleichzeitig  die 
früher  besprochenen  Bestimmungen  zur  Hebung  der  Kreditfähig- 
keit von  Wassergenossenschaften  ins  Leben  traten  und  durch  ein 
zweites  Gesetz  desselben  Jahres  die  Voraussetzungen  für  die  Vor- 
nahme von  Wildbachverbauungen  geschaffen  wurden. 

2)  Subventionen  durch  die  Kronländer. 

Auch  die  Landesgesetzgebungen  erhielten  durch  die  Errich- 
tung des  Meliorationsfondes  einen  mächtigen  Impuls,  um  ihrerseits 
mit  der  Unternehmung  von  Meliorationen  aus  Landesmitteln  und 
mit  der  finanziellen  Förderung  der  von  Anderen  projektierten  An- 
lagen nicht  länger  zu  zaudern ;  denn  da  die  Unterstützung  aus 
dem  staatlichen  Meliorationsfonde  von  einer  entsprechenden  Be- 
teiligung des  Kronlandes  an  der  Finanzierung  des  Unternehmens 
abhing,  so  entstand  für  jedes  Land,  das  in  der  Förderung  von 
Meliorationen  hinter  den  anderen  zurückblieb,  die  Gefahr,  dass 
seine  Steuerträger  zwar  zu  dem  gemeinsamen  Meliorationsfonde 
beitragen  müssen,  aber  der  Vorteile  desselben  nicht  in  gleichem 
Masse  teilhaftig  werden. 

So  beeilten  sich  denn  die  meisten  Kronländer,  Gesetze  zu 
erlassen,  durch  welche  bestimmte  Meliorationsunternehmungen  als 
Landessache  erklärt  oder  aus  Landesmitteln  unter  der  Voraus- 
setzung unterstützt  werden,  dass  sich  auch  der  staatliche  Meliora- 
tionsfond an  der  Aufbringung  der  Kosten  beteilige.  In  der  Regel 
werden  die  dafür  erforderlichen  Summen  in  den  Voranschlag  des 
Landesfondes  eingestellt,  also  durch  Landesumlagen  gedeckt ,  hie 
und  da  erfolgt  auch  die  Beschaffung  des  Kapitales  durch  Auf- 
nahme von  Anlehen.  In  Dalmatien  ist,  wie  bereits  erwähnt,  für 
diesen  Zweck  ein  eigener  Landesmeliorationsfond  ins  Leben  ge- 
rufen worden. 

Manche  Kronländer  sind  indessen  dabei  nicht  stehen  geblie- 
ben, sondern  zur  finanziellen  Förderung  auch  solcher  Bodenver- 
besserungen geschritten,  mit  denen  kein  so  bedeutendes  öffent- 
liches Interesse  verknüpft  ist,  dass  ihretwegen  der  staatliche  Melio- 
rationsfond in  Anspruch  genommen  werden  könnte. 
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Zum  Teile  reichen  diese  Bestrebungen  noch  vor  die  Errich- 
tung des  Meliorationsfondes  zurück.  Einzelnen  Unternehmungen, 
die  darum  beim  Landtage  ansuchen,  werden  Subventionen  oder 
Darlehen  zu  einem  besonders  niedrigen  Zinsfusse  aus  Landes- 
mitteln bewilligt. 

In  Niederösterreich,  Mähren  und  Schlesien  versuchte  der 
Landtag,  die  Meliorationslust  dadurch  anzuregen,  dass  er  gewisse 
Landeseinnahmen  dauernd  für  derartige  Unterstützungen  widmete ; 
der  Landeskulturfond,  in  welchen  verschiedene  Landeseinnahmen, 
insbesondere  die  Jagdkartentaxen,  fliessen,  erhielt  die  Bestimmung, 
Meliorationsunternehmungen  von  Kleingrundbesitzern  zu  finan- 
zieren ').  Für  ähnliche  Zwecke  besteht  in  Kärnten  eine  Agrikul- 
turstiftung *). 

In  manchen  Kronländern  wird  auch  alljährlich  vom  Landtage 
eine  bestimmte  Summe  für  die  Gewährung  von  Subventionen  an 
kleinere  Meliorationsunternehmungen  ausgeworfen'),  zum  Teile 
sind  dafür  auch  spezielle  Normen  aufgestellt  ^). 

Ueber  den  Erfolg  all  dieser  Bestrebungen  zur  Förderung  des 
Meliorationswesens  in  Oesterreich  soll  erst  im  9.  Abschnitte  dieses 
Kapitels  gesprochen  werden. 

7.  Abschnitt.     Die  Organisation  des  kulturtechnischen 

Dienstes  und  Unterrichts. 

A.  AUgemeine  Gesichtspunkte. 

Wir  haben  in  dem  vorigen  Abschnitte  gesehen,  dass  weder 
das  Reich,  noch  die  Kronländer  sich  scheuen,   erhebliche  Geld- 


i)  Beschluss  des  niederösterreichischen  Landtages  vom  15.  Juli  1880,  des  schle- 
sischen  yom  21.  Oktober  1881,  des  mährischen  vom  13.  Oktober  1883.  S.  darüber 
Schiff,  Zur  Frage  der  Organisation  etc.  S.  39  f. 

2)  Im  Jahre  1889  fiel  an  das  Land  ein  demselben  testamentarisch  vermachter 
Fond  von  174457  fl.  (Franz  Strutzmann'sche  Agrikulturstiftung),  aus  dessen  Erträg- 
nissen Subventionen  und  unverzinsliche  Darlehen  an  Meliorationsuntemehmungen  ge- 
währt  werden  (Landtag  1890  S.  193 ,  1892  I  Beil.  VIII  S.  361 ,  Beschluss  Nr.  154, 
1895  Beschluss  Nr.  loi). 

3)  So  in  Niederösterreich  laut  Landtagsbeschluss  vom  28.  März  1892  50000  fl., 
▼on  denen  30000  fi.  solchen  Unternehmungen  zugewendet  werden  sollen,  die  auch 
aus  dem  staatlichen  Meliorationsfonde  Förderung  erfahren,  und  20  000  fl.  solchen,  bei 
denen  dies  nicht  der  Fall  ist.  In  Mähren  werden  für  Meliorationen  der  letzteren 
Art  jährlich  25  000  fl.  präliminiert. 

4)  Das  ist  in  Mähren   der  Fall.    Von  der  angegebenen  Dotation    per  25000  fl. 
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Geldopfer  zu  bringen,  um  die  Finanzierung  von  grösseren  Melio- 
rationsunternehmungen zu  erleichtern. 

Zu  dieser  direkten  Förderung,  die  sich  naturgemäss  nur  auf 
eine  beschränkte  Zahl  solcher  Meliorationen  erstrecken  kann, 
bei  denen  ein  starkes  öffentliches  Interesse  mitspielt,  muss  aber 
noch  eine  mehr  indirekte,  jedoch  allen  Meliorationen  zu  Gute 
kommende  Förderung  hinzutreten :  die  Einrichtung  eines  öffent- 
lichen Landeskulturdienstes,  dessen  Kosten  von  der  Allgemein- 
heit, also  von  Staat  oder  Land,  bestritten  werden. 

l)Die  Aufgaben  der  kulturtechnischen  Or- 
gane. 

Wiederholt  wurde  in  den  früheren  Abschnitten  darauf  hin- 
gewiesen, wie  wichtig  für  das  Zustandekommen  von  Melioratio- 
nen eine  genügende  Zahl  entsprechend  geschulter  kulturtechnischer 
Organe  ist.  Letztere  haben  eine  ganze  Reihe  bedeutender  Auf- 
gaben zu  erfüllen. 

Zunächst  gilt  es ,  die  Boden-  und  Wasserverhältnisse  des 
Landes  zu  studieren  und  auf  Grund  der  so  gewonnenen  Lokal- 
kenntnisse festzustellen,  wo  und  welche  Meliorationen  notwendig 
oder  nützlich  wären. 

Sodann  ist  es  Sache  der  kulturtechnischen  Behörden,  be- 
stimmte Meliorationsunternehmungen  anzuregen,  die  Grundbesitzer 
zu  denselben  dadurch  zu  bewegen,  dass  sie  ihnen  die  Vorteile  ratio- 
neller Boden-  und  Kulturverbesserungen  klar  machen,  u.  z.  nicht 
durch  abstrakte  Belehrung,  wie  es  etwa  in  den  mittleren  Schulen 
geschieht,  sondern  durch  konkrete  Anschaulichkeit,  durch  prak- 
tische Demonstration,  durch  Aufstellung  reeller  Berechnungen 
über  die  Kosten  und  den  Erfolg  einer  bestimmten  Unternehmung. 

Die  offiziellen  Kulturtechniker  haben  ferner  Pläne,  Gutachten 
und  Voranschläge  für  Meliorationen  zu  verfassen,  und  dies  nicht 
immer  nur  über  Verlangen  des  oder  der  Beteiligten ,  sondern 
unter  Umständen  auch  spontan,  jedenfalls  entweder  ganz  unent- 
geltlich oder  doch  gegen  sehr  massige  Gebühren;  denn  gerade 
zu  jenen  vorbereitenden,  immerhin  einige  Kosten  verursachenden 
Schritten  entschliessen  sich  die  Landwirte  erfahrungsgemäss  am 
schwersten.  An  den  Auslagen  für  die  Vorarbeiten,  durch  die 
erst    festgestellt    werden  soll,    ob    und    welche    Kulturmassregel 

kann  der  Land esausschuss  5000  fl.  bewilligen;  für  Unternehmungen  mit  einem  Kosten- 
aufwande  von  5000—50000  fl.  hat  der  Landtag  Subventionen  bis  zur  Gesamtböhe 
von  20000  fl.  zu  bewilligen. 
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rationell  ist,  scheitern  die  meisten  möglichen  Bodenverbesserungen; 
sind  dagegen  einmal  der  voraussichtliche  Nutzen  und  die  Kosten 
ziffermässig  konstatiert,  dann  ist  auch  der  Bauer  viel  leichter  für 
die  Sache  zu  gewinnen. 

Die  Landeskulturoi^ane  müssten  aber  auch  sonst  den  Land- 
wirten bei  den  weiteren  vorbereitenden  Schritten  an  die  Hand 
gehen:  bei  der  Bildung  von  Genossenschaften,  bei  der  Abfassung 
der  erforderlichen  behördlichen  Eingaben,  bei  der  Beschaffung 
des  Meliorationskapitales  u.  s.  w. 

Ueberdies  haben  Kulturtechniker  bei  den  Verhandlungen  mit- 
zuwirken, welche  die  Deckung  des  nötigen  Aufwandes  durch  Dar- 
lehen oder  Subventionen  betreffen.  Ihnen  obliegt  insbesondere 
die  Ueberprüfung  des  geplanten  Unternehmens,  wenn  eine  Wasser- 
genossenschaft auf  Grund  eines  Mehrheitsbeschlusses  errichtet  wer- 
den soll ,  wenn  Gemeinden  Meliorationsdarlehen  ohne  hypotheka- 
rische Sicherstellung  erlangen  wollen,  wenn  bei  Einzel-  oder  ge- 
nossenschaftlichen Meliorationen  der  voraussichtliche  Mehrwert  in 
irgend  einer  Weise  bei  der  Berechnung  der  hypothekarischen  Be- 
leihungsgrenze  berücksichtigt  werden  soll,  wenn  bei  Einzelmelio- 
rationen die  Eintragung  einer  mit  Pfandvorzug  ausgestatteten  Me- 
liorationsrente nach  dem  neuen  Gesetze  verlangt  wird. 

Die  Ausführung  der  Meliorationsarbeiten  erfordert  gleichfalls 
in  der  Regel  fachmännische  Leitung.  Ohne  eine  solche  vermag 
ein  Landwirt  von  durchschnittlicher  Bildung  nur  relativ  unbedeu- 
tendere Kulturverbesserungen  vorzunehmen.  Schon  das  richtige 
Legen  von  Drainröhren  —  die  technisch  einfachste  Bodenverbes- 
serung —  setzt  besondere  Fachkenntnisse  voraus ;  in  sehr  erhöh- 
tem Grade  der  Wiesenbau,  die  Anlage  von  Bewässerungen  oder 
gar  die  Regulierung  von  Wasserläufen.  Jedenfalls  wird  das  Zu- 
standekommen von  Meliorationen  sehr  erleichtert,  wenn  der  Land- 
wirt nicht  erst  genötigt  ist,  ^inen  Privattechniker  zu  suchen  und  mit 
ihm  über  die  Höhe  der  Honorierung  zu  unterhandeln,  sondern 
wenn  technische  Behörden  für  ihn  bereit  stehen,  um  die  Aus- 
führung und  Leitung  der  Arbeiten  gegen  fixe  massige  Sätze  zu 
übernehmen. 

Ueberdies  muss  schon  im  Interesse  des  Kreditinstitutes,  das 
den  zukünftigen  Wertzuwachs  beleihen  will,  eine  fachmännische 
Kontrolle  über  die  Verwendung  des  Darlehenskapitales  und  über 
die  planmässige  Ausführung  der  Anlage ,  die  KoUaudierung  der 
fertiggestellten   Teile   und    Abschnitte    des   Werkes,    sowie    die 
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Ueberwachung  über  die  Instandhaltung  der  Anlage  stattfinden, 
durchaus  Dinge,  zu  denen  nur  Fachmänner  der  Kulturtechnik  be- 
fähigt sind. 

Dazu  kommt,  dass  der  Zusammenhang  immer  deutlicher  er- 
kannt wird,  in  dem  selbst  scheinbar  kleine,  lokale  Wasseranlagen 
mit  den  hydrographischen  Verhältnissen  des  ganzen  Flussgebietes 
stehen,  so  dass  Bodenverbesserungen,  die  der  Landwirt,  isoliert 
betrachtet,  vielleicht  allein  projektieren  und  durchführen  könnte, 
von  der  Verfassung  eines  allgemeinen  Planes  über  die  Regelung 
der  Wasserläufe  des  Gebietes  abhängig  sind. 

Endlich  mehren  sich  die  von  dem  Staat  und  den  Kronländern 
selbst  unternommenen  Meliorationsarbeiten,  die  doch  auch  einen 
Stab  geschulter  Fachmänner  erfordern. 

Die  Einrichtuug  eines  öffentlichen  Landeskulturdienstes  ist 
zur  Anregung,  Projektierung,  Durchführung  und  Ueberwachung 
von  Meliorationen  ganz  unentbehrlich ;  während  es  ungemein 
selten  ist,  dass  Meliorationen  durch  blosse  Privatthätigkeit  und 
aus  eigener  Initiative  der  Landwirte  ins  Leben  gerufen  werden, 
hat  sich  überall  gezeigt,  dass  die  Meliorationsthätigkeit  einen 
lebhaften  Aufschwung  nimmt,  sobald  in  einem  Lande  offizielle 
Kulturtechniker  und  Hilfsarbeiter  in  grösserer  Zahl  angestellt 
werden.  Die  auf  dem  Gebiete  des  Meliorationswesens  fortge- 
schrittensten Länder  —  wie  Baden,  Elsass-Lothringen,  Hessen 
u.  s.  w.  —  verdanken  ihre  Erfolge  in  dieser  Beziehung  zum  weit- 
aus grössten  Teile  dem  Vorhandensein  einer  entsprechenden  Or- 
ganisation des  kulturtechnischen  Dienstes.  Die  dafür  erforder- 
lichen staatlichen  Ausgaben  haben  sich  als  die  volkswirtschaftlich 
vorteilhaftesten  Kapitalsanlagen  erwiesen. 

2)  Grundzüge  der  kulturtechnischen  Orga- 
nisation. 

Erfahrungsgemäss  erfordert  der  kulturtechnische  Dienst  zwei 
Kategorien  von  Beamten :  einerseits  Ingenieure  mit  akademischer 
Bildung,  andererseits  ein  vorwiegend  praktisch  geschultes  Hilfs-  und 
Aufsichtspersonal,  das  wieder  mehrere  Abstufungen  aufweist. 
Den  Kulturingenieuren  obliegt  die  Projektierung  der  grösseren 
und  mittleren  Unternehmungen,  die  Verfassung  und  Ueberprüfung 
von  Plänen  und  Gutachten,  die  Leitung  der  Arbeiten,  während 
die  Anlagen  selbst  von  dem  Arbeits-  und  Hilfspersonale  auszu- 
führen und  nach  der  Vollendung  zu  überwachen  sind. 
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Was  die  Art  der  Organisation  anlangt,  so  lehrt  die  Er- 
fahrung, dass  hier  nebst  der  Errichtung  zentraler  (staatlicher 
oder  provinzieller)  Behörden  eine  starke  Dezentralisation  erforder- 
lich ist.  Das  ist  ja  auch  von  vorneherein  begreiflich;  kommt 
es  doch  nebst  den  theoretischen  Kenntnissen  und  der  praktischen 
Schulung  der  kulturtechnischen  Organe  in  erster  Linie  auf  deren 
unmittelbaren  persönlichen  Kontakt  mit  der  Landbevölkerung 
an,  sowie  auf  die  genaue  Erfassung  der  lokalen  geologischen, 
hydrographischen,  meteorologischen,  aber  auch  der  landwirtschaft- 
lichen und  allgemein  ökonomischen  Verhältnisse  des  Gebietes, 
in  welchem  Meliorationen  vorgenommen  werden  sollen. 

Diese  Anforderungen  können  nur  erfüllt  werden,  wenn  den 
einzelnen  Kulturingenieuren  kleine  Thätigkeitssprengel  zugewiesen 
sind.  Naturgemäss  fällt  ihnen  da  in  erster  Linie  die  Sorge  für 
Kulturverbesserungen  und  Meliorationen  zweiter  Ordnung  zu, 
während  die  Projektierung  und  Leitung  der  grossen  Landesver- 
besserungen Sache  der  Zentralbehörden  ist. 

Hinsichtlich  der  dienstlichen  Stellung  der  kulturtechnischen 
Organe  empfiehlt  es  sich,  diese  zu  definitiv  angestellten,  pen- 
sionsberechtigten Landesbeamten  zu  machen,  da  sonst  tüchtige 
Kräfte  dafür  nicht  zu  erhalten  sind.  Speziell  für  die  mehr  mecha- 
nischen Kulturarbeiten  werden  auch  Zöglinge  der  Wiesenbau- 
schulen mit  grossem  Erfolge  verwendet. 

Die  spezifischen  Anforderungen,  welche  die  Kulturtechnik  an 
die  Beamten  stellt,  machen  es  auch  nötig,  dass  diese  eine  eigene, 
von  den  sonstigen  Ingenieuren  und  technischen  Arbeitern  ver- 
schiedene Ausbildung  erfahren.  Nebst  dem  eigentlichen  tech- 
nischen Können  und  Wissen  müssen  die  Kulturingenieure  umfas- 
sende Kenntnisse  auf  dem  Gebiete  der  landwirtschaftlichen  Pro- 
duktions- und  Betriebslehre,  auf  dem  des  Privat-  und  Verwaltungs- 
rechtes ,  sowie  des  praktischen  Verwaltungsdienstes  besitzen, 
während  das  Hilfspersonal  wenigstens  die  Grundzüge  der  Land- 
wirtschaftslehre, die  Projektions-  und  Vermessungskunde  innehaben, 
die  Drainage  und  den  Wiesenbau  theoretisch  verstehen  und  darin 
auch  praktisch  geschult  sein  muss. 

Für  die  Ausbildung  der  Kulturingenieure  muss  im  Rahmen 
der  bestehenden  technischen  oder  landwirtschaftlichen  Hochschulen 
gesorgt  werden;  fiir  die  des  mittleren  und  niederen  kulturtech- 
nischen Personals  hat  sich  dagegen  die  Errichtung  eigener  Lehr- 
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anstalten,  sogenannter  Wiesenbauschulen,  als  unbedingt  notwendig 
erwiesen ;  die  Zöglinge  werden  daselbst  durch  3  oder  4  Winter- 
semester theoretisch  unterrichtet,  in  den  Sommermonaten  aber 
durch  die  Verwendung  bei  Meliorationsarbeiten  praktisch  geschult. 

B.  Die  Organisation  des  kulturtechnischen  Dienstes  in  Oesterreich. 

Die  Erkenntnis  von  der  Nützlichkeit,  ja  Notwendigkeit  einer 
im  Interesse  der  Bodenkultur  thätigen  Behördenorganisation  herrscht 
in  den  beteiligten  Kreisen  Oesterreichs  schon  seit  langem ;  seit  den 
60  er  Jahren  bildet  die  Organisation  des  kulturtechnischen  Dienstes 
eine  ständige  Forderung  der  Ag^arkongresse  und  Agrartage. 

Schon  auf  dem  ersten  agrarischen  Kongresse  (1868)  setzte 
sich  der  damalige  Ackerbauminister  mit  grosser  Entschiedenheit 
für  die  Idee  der  Schaffung  eigener  kulturtechnischer  Behörden 
ein,  und  von  allen  Seiten  wurde  deren  dringende  Notwendigkeit 
anerkannt ').  Die  Resolution  erklärte  allerdings  die  Einführung 
von  Kulturingenieuren  als  eine  Angelegenheit  der  Landesvertre- 
tungen und  Land  Wirtschaftsgesellschaften. 

Der  zweite  agrarische  Kongress  (1873)  ging  noch  einen  Schritt 
weiter,  indem  er  die  Anstellung  nicht  bloss  von  Kulturinge- 
nieuren,  sondern  auch  von  Wiesenbaumeistern  und  Kulturarbeitern 
forderte;  es  müsse  überdies  für  die  Heranbildung  dieser  Organe 
einerseits  an  der  Hochschule  für  Bodenkultur  oder  an  den  tech- 
nischen Hochschulen,  andererseits  in  eigenen  Wiesenbauschulen 
gesorgt  werden  •). 

Ebenso  betonte  Pereis,  der  Referent  für  die  Meliorationsfrage 
auf  dem  ersten  österreichischen  Agrartage  (1879),  ^s  sei  zur  För- 
derung des  Meliorationswesens  unentbehrlich:  für  Meliorationen 
erster  Ordnung  die  Schaffung  einer  staatlichen  Zentralstelle,  wel- 
cher die  Vorerhebungen  über  die  in  den  einzelnen  Ländern  auszu- 
führenden Meliorationen,  ferner  die  Aufstellung  umfassender  Pro- 
jekte und  Kostenüberschläge  u.  s.  w.  obliegen  würden;  für  Me- 
liorationen zweiter  Ordnung  die  Systemisierung  lokaler  Kultur- 
ingenieure mit  dem  erforderlichen  Personale  an  Kulturarbeitern '). 

Der  internationale  land-  und  forstwirtschaftliche  Kongress 
(Wien  1890)  forderte  die  Errichtung  von  staatlichen  Landeskultur- 
behörden mit  Kreis-  und  Bezirksstellen  und  entsprechendem  nie- 

i)  Verhandlungen  S.  37. 

2)  Verhandlungen  S.  40  ff. 

3)  Verhandlungen  S.  96  ff. 
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deren  und  höheren  Personale  (Bericht  über  die  Verhandlungen 
und  Beschlüsse  Wien  1890  S.  67);  die  beiden  Referenten,  Heu- 
schmid  und  Kresnik,  waren  darin  einig,  dass  dies  das  wirksamste 
Mittel  zur  Förderung  der  Kulturthätigkeit  sei  *). 

Auch  im  Parlamente  und  in  den  Landtagen  wird  seit  dem 
Jahre  1874  der  Ruf  nach  einer  Organisierung  des  kulturtechnischen 
Dienstes  und  nach  einer  Einrichtung  des  kulturtechnischen  Unter- 
richtes immer  wieder  laut ').  Trotz  jener  Bestrebungen  ist  jedoch 
bei  uns  auf  diesem  Gebiete  noch  äusserst  wenig  geschehen. 

i)  Staatliche  Organe. 

Als  staatliche  Zentralstelle  für  das  Landeskul- 
turwesen fungiert  naturgemäss  das  Ackerbauministerium; 
jedoch  nicht  ausschliesslich,  da  die  Flussregulierungen  nur  zum 
kleineren  Teile,  —  nämlich  soweit  bei  staatlichen  Arbeiten  dieser 
Art  in  erster  Linie  das  Interesse  der  Landeskultur  massgebend 
ist,  —  vom  Ackerbauministerium,  zum  grösseren  Teile  dagegen  vom 
Ministerium  des  Innern  ressortieren,  woselbst  ein  eigenes  Wasser- 
baudepartement für  solche  Arbeiten  besteht,  die  im  Interesse  des 
Verkehrs,  also  an  schiffbaren  Flüssen,  vorgenommen  werden  sollen. 
Da  nun  aber  derselbe  Fluss  in  seinem  Oberlauf  nicht  schiffbar, 
in  seinem  Unterlauf  schiffbar  ist ,  und  da  ferner  die  Regulie- 
rung der  schiffbaren  Flüsse  meist  auch  von  grosser  Bedeutung 
für  die  Verhütung  von  Ueberschwemmungen  und  für  die  Ent- 
wässerung ausgedehnter  Landstriche  ist,  so  sind  sehr  häufig  beide 
Ministerien  an  dem  nämlichen  Unternehmen  beteiligt,  was  zunächst 
schon  den  Geschäftsgang  ungemein  erschweren  muss. 

Dazu  kommt,  dass  zwar  das  Ministerium  des  Innern,  nicht 
aber,  wie  wir  sehen  werden,  das  Ackerbauministerium  über  ein 
entsprechend  ausgestattetes  Bureau  verfugt;  infolge  dessen  muss 
besorgt  werden,  dass  bei  der  heutigen  Einrichtung  die  Verkehrs- 
interessen grössere  Berücksichtigung  erfahren  dürften,  als  die  In- 
teressen der  Landeskultur,  dass  insbesondere  bei  der  Regulie- 
rung grösserer  Flüsse  auf  die  Abwässerung  des  Innenlandes 
und  namentlich  auf  die  fruchtbringende  Verwendung  des  Wassers 
nicht  ebenso  Bedacht  genommen  werde,  als  auf  die  Sicherung 
der  Schiffahrt  und  auf  den  Schutz  der  Ufer. 

Diese  Zweiteilung  der  technisch   einheitlichen  Agenden   des 

1)  m.  Sektion,  Frage  65  Heft  III  und  IV. 
2)  S.  Riedel  a.  a,  O.  S.  74  ff. 
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Wasserbaues  und  Meliorationswesens  ist  in  keiner  Weise  zu 
billigen  und  sollte  durch  eine  einzige,  alle  einschlägigen  Zweige 
umfassende  Zentralbehörde  ersetzt  werden. 

Was  das  Ackerbauministerium  anlangt  ^) ,  so  sind  daselbst, 
—  von  den  speziellen  Behörden  für  Wildbachverbauungen  zunächst 
abgesehen,  —  nur  3  Beamtenstellen  für  die  Zwecke  des  Melio- 
rationswesens systemisiert :  seit  1876  zwei  Landeskulturinspektoren 
und  seit  1889  ein  technischer  Konsulent  für  Meliorationsangele- 
genheiten. 

Von  den  Landeskulturinspektoren  ist  dem  einen 
die  Ländergruppe  Niederösterreich,  Mähren,  Schlesien  und  Buko- 
wina zugewiesen,  dem  anderen  Oberösterreich,  Salzburg,  Vorarl- 
berg, Nordtirol,  und  Galizien.  Für  Dalmatien  besteht  schon  seit 
1869  ein  staatlicher,  der  Statthalterei. zugeteilter  Landeskulturin- 
inspektor.  Die  Aufgabe  dieser  Organe  ist  zwar  eine  engbegrenzte : 
Berichterstattung  über  den  Zustand  der  Landeskultur,  Kontrole 
über  die  Verwendung  der  zur  Förderung  der  Landeskultur  be- 
willigten Staatsgelder,  Ueberwachung  der  Durchführung  der  von 
der  Regierung  im  Interesse  der  Bodenkultur  angeordneten  Mass- 
regeln u.  dergl. ;  trotzdem  sind  zwei  Personen  ohne  Unterbeamte 
offenbar  ganz  ausser  Stande,  diese  Aufgabe  für  so  weite  Länder- 
komplexe wirklich  eingehend  zu  erfüllen.  Für  fast  die  Hälfte 
Oesterreichs  fehlt  es  überdies  gänzlich  an  solchen  staatlichen 
Inspektionsorganen. 

Ebensowenig  kann  ein  einziger  technischer  Konsulent 
genügen,  die  zahlreichen  ihm  übertragenen  Funktionen  fiir  das 
ganze  Staatsgebiet  auszuüben,  nämlich  die  Prüfung  und  Begut- 
achtung aller  Anträge  und  Elaborate ,  bei  denen  es  sich  um  In- 
anspruchnahme staatlicher  Mittel,  sei  es  aus  dem  Melioradons- 
fonde,  sei  es  aus  der  Dotation  des  Ackerbauministeriums  für  Zwecke 
von  Meliorationen  handelt,  sowie  die  Ausarbeitung  selbständiger 
technischer  Operate  fiir  einzelne  Meliorationsunternehmungen  und 
die  Ueberwachung  der  Durchführung  jener  Anlagen ,  für  welche 
aus  Staatsmitteln  Beihilfen  bewilligt  worden  sind. 

Nur  für  die  Zwecke  der  Wildbachverbauungen 
hat  der  Staat  eine  grössere  und,  wie  es  scheint,  zunächst  einiger- 
massen  ausreichende  Zahl  von  Arbeitskräften  angestellt  und  auch 

I)  S.  für  das  Folgende  Mayrhofir ,   Handbuch  fiir  den  politischen  Verwaltungs- 
dienst 5.  Aufl.  I.  Bd.  8.632  ff.,  Marcket  a.  a.  O. 
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eine  gewisse  Decentralisation  durchgeführt.  Die  forsttechnische 
Abteilung  für  Wildbachverbauung  besteht  nach  dem  Voranschlage 
für  das  Jahr  1897^)  aus  31  Beamten  und  17  Praktikanten;  sie 
gliedert  sich  in  5  territoriale  Sektionen,  unter  welche  die  17  Kron- 
länder aufgeteilt  sind.  Ihre  Wirksamkeit  besteht  in  der  Projek- 
tierung und  Leitung  von  Wildbachverbauungen  und  beschränkt 
sich  seit  dem  Gesetze  vom  7.  Februar  1888  Nr.  17  R.G.B.  nicht 
mehr  auf  staatliche  Unternehmungen,  sondern  kann  auch  auf  die 
von  Ländern,  Gemeinden  und  anderen  Interessenten  geplanten 
Meliorationen  der  genannten  Art  ausgedehnt  werden. 

2)  Landesorgane. 

Der  Staat  hat  sich,  wie  wir  gesehen  haben,  in  Oesterreich  nicht 
berufen  geiiihlt,  den  kulturtechnischen  Dienst  zu  organisieren,  son- 
dern diese  Aufgabe  den  Kronländern  überlassen,  zu  deren  Kom- 
petenz ja  auch  die  Angelegenheiten  der  Landeskultur  gehören. 
Das  Reich  begnügt  sich  vielmehr  damit,  den  Landesausschüssen 
und  Landwirtschaftsgesellschaften  Subventionen  zu  erteilen,  wenn 
sie  Kulturingenieure  anstellen  oder  kulturtechnische  Bureaux  er- 
richten. Trotz  dieser  materiellen  Beihilfe  findet  man  aber  auch 
heute  noch  nicht  in  allen  Kronländern  auch  nur  einen  offiziell 
angesteUten  Kulturtechniker,  geschweige  denn  ein  eigenes  kultur- 
technisches Amt. 

So  scheint  es  in  Salzburg,  Krain  und  in  der  Buko- 
wina noch  ganz  an  kulturtechnischen  Organen  zu  mangeln  *). 
In  Steiermark,  Kärnten  und  Oberösterreich  haben 
die  dortigen  Landwirtschaftsgesellschaften  einzelne  kulturtechnische 
Beamte  angestellt,  u.  z.  in  Steiermark  einen  Wiesenbauingenieur, 
in  Kärnten  einen  solchen  und  einen  Wiesenbaumeister,  in  Ober- 
österreich einen  »Kulturtechnikerc  Bei  dem  Landesausschusse 
vom  Vorarlberg  ist  seit  dem  Jahre  1878,  bei  dem  von  Schle- 
sien seit  1880  ein  Landeskulturingenieur  systemisiert ,  während 
in  Dalmatien  und  im  Küstenland  ein  solcher  im  Dienste 
des  Staates  steht. 


i)  StaatsYoranschlag,  XIII  S.  17. 

2)  Eine  genaue  Kenntnis  der  in  den  einzelnen  Kronländern  diesbezüglich  herr- 
schenden Verhältnisse  ist  sehr  schwer  zu  erlangen.  Die  folgenden  Angaben  stützen 
sich  auf  eine  sorgfältige  Durchforschung  der  Landtagspapiere  uhd  der  Berichte  des 
k.  k.  Ackerbaumlnisteriums.  Marchef%  Angaben  im  Staatswörterbuche,  herausgegeben 
Ton  Mischler  und  Ulbrich  (Artikel  Meliorationswesen  II  S.  727)  sind  unvollständig 
(s.  auch  Wiener  landwirtschaftliche  Zeitung  1892  S.  707  ff.). 
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Kulturtechnische  Bureaux  von  einigermassen  grös- 
serem Umfange  gibt  es  bloss  in  den  Kronländem  Niederösterreich, 
Tirol,  Böhmen,  Mähren  und  Galizien.  Sie  unterstehen  in  der 
Regel  dem  Landesausschusse,  in  Böhmen  dem  Landeskulturrate. 

In  Niederösterreich  datiert  die  Bestellung  eines 
Drainage-  und  Wiesenbauingenieurs  bei  der  Wiener  Landwirt- 
schaftsgesellschaft schon  aus  dem  Jahre  1858 ;  allmählig  traten 
noch  2  Assistenten  hinzu,  welche  3  Kulturtechniker  im  Jahre  1887 
in  den  Dienst  des  Landes  übernommen  wurden.  Im  Jahre  1894 
wurde  das  Bureau  in  das  Landesbauamt  einrangiert  und  be- 
stand im  Jahre  1896  aus  5  Kulturtechnikern  (i  Ingenieur,  2  Ad- 
junkten, 2  Assistenten),  i  Bauzeichner  und  i  Drainagevorarbeiter. 
Das  Bureau  projektiert  Bodenverbesserungen  und  leitet  deren 
Ausfuhrung;  für  Kleingrundbesitzer,  Wassergenossenschaften  und 
Gemeinden  geschieht  dies  unentgeltlich  ^).  Das  Bureau  leidet  sehr 
unter  dem  Mangel  kulturtechnischer  Vor-  und  Hilfsarbeiter'). 

In  Tirol  begann  der  Landesausschuss  im  Jahre  1871  mit 
der  Anstellung  eines  Kulturingenieurs,  1878  kam  ein  zweiter 
hinzu.  Später  wurde  die  Zahl  der  Kulturtechniker  noch  vermehrt, 
ein  eigenes  Landeskulturamt  wurde  errichtet,  das  seit  dem  i.  März 
1896  aus  6  Kulturtechnikern  (je  ein  Inspektor,  Oberingenieur  und 
Ingenieur  sowie  3  Adjunkten)  besteht  •). 

In  Böhmen  trat  das  kulturtechnische  Bureau  des  Landes- 
kulturrates im  Jahre  1884  ins  Leben  und  begann  seine  Thätigkeit 
gleich  mit  6  Kräften ;  im  Jahre  1894  zählte  es  bereits  18  Beamte 
und  14  Hilfskräfte^).  Eine  lokale  Organisation  fehlt  auch  hier, 
die  Notwendigkeit  einer  Dezentralisierung  ist  schon  sehr  fühlbar 
geworden  ^). 

In  Mähren  entwickelte  sich  seit  dem  Jahre  1887  aus  kleinen 


i)  Bericht  des  Landesausschusses  1861/2 ;  Landtag  1863  S*  "S<N  1^7^  Beil.  XLIII, 
1876/7  Beil.  LXXXI,  S.  254,  1889  S.  252,  324.  1891/2  S.  600,  1893/4  BeU.  LXXI, 
S.  449. 

2)  Landtag  1889  S.  89,  1890/1  S.  133. 

3)  Landtag  1869  S.  451,  1871  S.  155,  1878  S.  361,  vertranliche  Sitzung  Tom 
1.  Februar  1896,  RechenschafUberichte  des  Landesausschusses. 

4)  Landtag  1880  S.  632;  1882  Beil.  Nr.  62;  1883  Beil.  Nr.  334  S.  553;  1884 
Beil.  Nr.  91 ;  1886  Beil.  XVI;  1887  BeU.  XCV,  1889  BeU.  CXXV;  Nhruc,  Das  kul- 
turtechnische Bureau  beim  Landeskulturrate  für  das  Königreich  Böhmen,  seine  Bedeu- 
tung, Aufgabe,  Einrichtung,  bisherige  Thätigkeit,  Prag  1887.  Derselbe,  Das  erste 
Dezennium  des  kulturtechnisehen  Dienstes  in  Böhmen,  Prag  1894. 

5)  Landtag  1887  Beilage  Nr.  XXXV,  XXXVI,  CXXVU,  1895/6  Bcü.  XVH. 


Kfüturteclinische  Organe  der  Kronländer.  j  1 1 

Anfangen  rasch  ein  ziemlich  bedeutendes  kulturtechnisches  Bureau 
beim  Landesausschusse.  Dasselbe  besorgt  seit  dem  Jahre  1890 
alle  Arbeiten  (Verfassung  von  Plänen,  technische  Oberleitung  des 
Baues)  für  Genossenschaften,  Kleingrundbesitzer  und  Landge- 
meinden unentgeltlich ,  während  der  Grossgrundbesitz  und  die 
Stadtgemeinden  die  Barauslagen  zu  ersetzen  haben ;  im  Jahre  1895 
fand  eine  Reorganisation  des  Landeskulturamtes  statt,  infolge 
deren  es  jetzt  aus  7  technischen  Beamten  besteht  *). 

In  Galizien  endlich  besteht  seit  dem  Jahre  1879  beim  Lan- 
desausschusse ein  Meliorationsbureau ,  dem  die  Verfassung  von 
Projekten  für  Meliorationen  verschiedener  Art,  die  Ueberwachung, 
unter  Umständen  auch  die  Ausfuhrung  der  einschlägigen  Bauarbei- 
ten obliegt  *).  Im  Jahre  1893  wurde  eine  neue  Dienstinstruktion 
für  das  Bureau  publiziert ') ;  danach  umfasst  der  Wirkungskreis  des 
Bureaus  insbesondere:  die  Anregung,  Projektierung,  Ausfuhrung 
und  Ueberwachung  von  Regulierungen  nicht  schiffbarer  Gewässer, 
von  Bewässerungen  und  Entwässerungen,  die  Erhaltung  und  Ueber- 
wachung der  mit  Hilfe  des  Landesfondes  ausgeführten  Meliorationen, 
die  Verbesserung  der  Feldeinteilung,  die  Kommassation  der  Grund- 
stücke und  die  Anlage  von  Feldwegen.  Für  die  Projektierung, 
Aussteckung  und  Kontrole  von  Meliorationsarbeiten  kann  einzelnen 
Grundbesitzern  unentgeltliche  technische  Hilfe  geleistet  werden. 

Das  galizische  Bureau  ist  das  einzige,  das  dezentralisiert  or- 
ganisiert ist,  indem  nebst  dem  Zentralbureau  beim  Landesaus- 
schusse Exposituren  errichtet  sind ,  deren  Zahl  und  Amtssitz 
vom  Landtage  bestimmt  werden.  Das  Zentralbureau  besteht  aus 
dem  Direktor  und  einer  entsprechenden  Anzahl  fachmännisch  ge- 
bildeter Beamten;  die  Exposituren  werden  von  Kulturtechnikern 
geleitet,  denen  nach  Bedarf  technische  Kräfte  und  Meliorations- 
aufseher beigegeben  werden.  Im  Jahre  1895  bestanden  5  Expo- 
situren, und  zwar  in  Lemberg,  Krakau,  Tarnow,  Sanok  und  Sta- 
nislau ;  eine  sechste  in  Kolomea  ist  zwar  errichtet,  war  aber  Ende 
1895  noch  nicht  besetzt,  und  eine  siebente  sollte  i.  J.  1896  in 
Jaslo  eröffnet  werden*). 


i)  Landtag  1872  S.  239 ;  1884  S.  120;  1885  S.  122 ;  1886  S.  387 ;  1887  V.  Nr.  104 ; 
1888  V.  Nr.  811  Beü.  Nr.  J13;  1890  V.  Nr.  107;  1891  Nr.  126:  1894/5  V.  Nr.  99 
and  136. 

2)  Jahresbericht  des  k.  k.  Ackerbaoministeriams  1877 — 1880. 

3)  L.G.B.  1893  Nr.  67. 

4)  Landtag  1895/6  Alegat  12. 
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Das  Bureau  kommt  zum  weitaus  grössten  Teile  ausschliess- 
lich dem  Grossgrundbesitze  zu  Gute. 

Stellen  wir  auf  Grund  der  angeführten  Daten  ein  Bild  von 
der  Organisation  des  kulturtechnischen  Dienstes  in  ganz  Oester- 
reich  zusammen,  und  bringen  wir  die  Zahl  der  angestellten  Kultur- 
techniker in  Relation  zu  der  Kulturfläche  des  Kronlandes,  so  er- 
giebt  sich: 


Kronland 

Zahl  der  angestellten 
Kalturtechniker 

Kulturfläche 
in  km' 

Auf  I  Kulturtecb- 
niker  entfallen  km* 

Niederösterreich 

19131 

3826 

Oberösterreich 

"133 

11 133 

Steiermark 

20886 

20886 

Kärnten 

9436 

9436 

Küstenland 

7  457 

7  457 

Tirol 

6 

21631 

3605 

Vorarlberg 

2295 

2295 

Böhmen 

17 

50261 

2958 

Mähren 

2154a 

3077 

Schlesien 

4996 

4996 

Galizien 

36 

75866 

2108 

Dalmatien 

I 

12557 

"557 

Zusammen 

78 

257191 

3297 

Mit  Einschluss   von  Salz- 

burg, Krain  und  Buko- 

wina 

78 

282907 

3627 

Wie  unzureichend  die  Zahl  dieser  kulturtechnischen  Organe  ist, 
lehrt  ein  Vergleich  mit  solchen  Staaten,  die  sich  einer  ausgebil- 
deten Organisation  des  kulturtechnischen  Dienstes  erfreuen'). 

I)  In  Baden  (15,100  km')  bestehen  gegenwärtig  9  Kulturinspektionsbenrke,  so 
dass  auf  einen  etwa  1,678  km'  entfallen.  Im  Jahre  1890  waren  bereits  18  Kultur- 
techniker  und  37  Kulturauüseher  staatlich  angestellt;  auf  einen  Ingenieur  entfallt  da- 
her im  Mittel  eine  Fläche  von  etwa  840  Quadratkilometer ,  auf  einen  Kolturaufeeher 
eine  solche  von  etwa  400  Quadratkilometer  (Kresnik  a.  a.  O.). 

Elsass-Lothiingen  (14  500  Quadratkilometer)  ist  in  5  Meliorationtbezirke  (durch- 
schnittlich von  2,900  km')  geteilt  und  besass  1891:  17  Kulturingenieure  und  64  son- 
stige kulturtechnische  Beamte ;  auf  einen  kamen  somit  durchschnittlich  850  km'  resp. 
227  km*. 

Bayern  (75  800  km)  zerfUUt  in  8  Kulturkreise  (im  Mittel  9,475  km')  mit  mehr 
als  16  Kulturingenieuren  (durchschnittlich  weniger  als  4,737  km').  Im  ganzen  sind 
daselbst  36  Ingenieure  und  Wiesenbaumeister  und  24  Hilfskräfte  angestellt 

Ungarn  (325  000  km')  ist  gleichfalls  in  8  Bezirke  (im  Mittel  40  625  km'  geteilt 
und  hatte  im  Jahre  1890  bereits  37  Kuhuringenieure  und  52  Wiesenbaumeister,  also 
im  Durchschnitte  je  einen  auf  etwa  3  650  km'. 

(Diese  Daten  sind  entnommen  Kresnik  1.  c,  Mähren,  Landtag  1891  V.  Nr.  126, 
Pie  Wasserbauangelegenheiten  Ungarns,  Budapest  1890.) 


Der  kulturtechnische  Dienst  und  Unterricht  in  Oesterreich.  Cfi 

Fast  noch  mehr  als  an  Kulturingenieuren  fehlt  es  in  Oester- 
reich an  dem  eigentlichen  Arbeits-  und  Aufsichtspersonale  (Kultur- 
auüseher,  Wiesenbaumeister,  Kulturarbeiter  u.  s.  w.). 

C.  Der  kulturtechnische  Unterricht  in  Oesterreich. 

Mit  dem  eben  beobachteten  Mangel  an  kulturtechnischen 
Organisationen  hängt  auch  der  Mangel  eines  geeigneten  kultur- 
technischen Personales  zusammen. 

Ueberdies  ist  fiir  die  Ausbildung  eines  solchen  in  Oesterreich 
fast  gar  keine  Gelegenheit  geboten. 

Für  die  Ausbildung  von  Kulturingenieuren  ist  immer- 
hin doch  an  zwei  Anstalten  vorgesorgt.  Bei  der  Hochschule  für 
Bodenkultur  wurde  im  Jahre  1883  eine  kulturtechnische  Abteilung 
mit  dreijähriger  Studiendauer  eingerichtet  und  ebenso  im  Jahre 
1890  an  der  Sechischen  technischen  Hochschule  in  Prag,  wäh- 
rend bisher  vergeblich  um  eine  ähnliche  Einführung  an  der  deut- 
schen Technik  in  Prag  und  an  der  polnischen  in  Lemberg  peti- 
tioniert wurde. 

Zur  Heranbildung  des  kulturtechnischen  Hilfsper- 
sonal es  besitzen  wir  in  Oesterreich  eine  einzige  Institution,  und 
auch  diese  ist  keine  dauernde  Unterrichtsanstalt,  sondern  nur  ein 
dreijähriger  Spezialkurs  iur  landwirtschaftliches  Meliorationswesen, 
der  vom  galizischen  Landesausschusse  über  Landtagsbeschluss 
vom  21.  November  1890  in  Lemberg  ins  Leben  gerufen  wurde  '). 
Sieht  man  von  dem  vorübergehenden  Charakter  dieses  Kurses  ab, 
—  er  wird  seit  dem  Jahre  1891  jetzt  zum  2.  Male  abgehalten,  —  so 
schliesst  er  sich  enge  den  bewährten  ausländischen  Vorbildern 
in  Kaschau,  Karlsruhe,  Würzburg  u.  s.  w.  an.  Die  Ausbildung 
ist  während  der  4  Wintermonate  eine  theoretische  und  betrifft  nebst 
allgemeinen  Disziplinen  inbesondere  die  Ackerbaulehre  und  das 
Meliorationswesen ;  während  der  8  Sommermonate  haben  die 
Zöglinge  dagegen  praktische  Arbeiten  bei  den  im  Lande  aus- 
zuführenden Meliorationsunternehmungen  zu  leisten  und  werden  zu 
diesem  Zwecke  dem  Landes-Meliorationsbureau  (s.  o.  S.  511)  zu- 
geteilt. Voraussetzung  für  die  Aufnahme  in  den  Kurs  ist  die  Ab- 
solvierung der  Volksschule  und  die  Vollendung  des  18.  Lebens- 
jahres. Der  Kurs  ist  unentgeltlich,  die  Landesstipendisten  er- 
halten während  der  4  Wintermonate  ein  Stipendium  von  je  25  fl., 
während  der  Feldarbeiten  Remunerationen. 


1}  S.  Land-  und  Forstwirtschaftliche  Unterrichtszeitung  1893  S-  3'5  ^* 
Schiff,  Oesterreichische  Agrarpolitik.  I.  33 
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So  zweckmässig  auch  die  Organisation  dieses  Kurses  zu  sein 
scheint,  so  ist  doch  einleuchtend,  dass  er  dem  Bedürfnisse  nach  Per- 
sonale zur  Aufsicht  und  Leitung  der  Meliorationsanlagen  in  Oester- 
reich  keineswegs  zu  genügen  im  Stande  ist.  Zunächst  können  die 
Zöglinge  des  Kurses,  da  dessen  Unterrichtssprache  naturgemäss 
polnisch  ist,  nur  in  Galizien  Verwendung  finden;  sodann  ist  die 
Zahl  der  Plätze  eine  sehr  geringe:  der  erste  i.  J.  1891  eröffnete 
-  Kurs  begann  mit  16  Frequentanten,  während  der  zweite  Kurs  i.  J. 
1895  deren  23  zählte  ^). 

In  den  anderen  Kronländern  finden  wir  dagegen  nicht  einmal 
einen  derartigen  bescheidenen  Ansatz  zu  einer  Organisation  des 
mittleren  kulturtechnischen  Unterrichts,  obgleich  dessen  Notwen- 
digkeit wiederholt  von  berufener  Seite  hervorgehoben  wurde  •). 

Auch  für  den  niederen  Unterricht  —  Heranbildung 
von  blossen  Kulturgehilfen,  Wiesenwärtern  u.  dergl.  —  hat  bloss 
Mähren  seit  2  Jahren  Vorsorge  getroffen,  indem  es  i.  J.  1895  einen 
einjährigen  Wiesenbaukurs  beim  kulturtechnischen  Landes- 
amte einrichtete.  Einem  5  monatlichen  theoretischen  folgt  hier 
ein  7  monatlicher  praktischer  Unterricht.  Der  Kursus ,  der  auf 
höchstens  20  Schüler  berechnet  ist,  wurde  auch  i.  J.  1896  abge- 
halten ;  im  Schuljahre  1895/6  beteiligten  sich  an  demselben  6  Fre- 
quentanten •). 

Von  noch  geringerer  Bedeutung  sind  die  in  einigen  Ländern 
an  den  landwirtschaftlichen  Schulen  abgehaltenen  Meliorations- 
kurse. Dieselben  dauern  meist  nur  etliche  Wochen,  oft  sogar 
nur  einige  Tage,  sind  daher  vorwiegend  oder  ausschliesslich  theo- 
retischer Natur  und  können  höchstens  den  Zweck  verfolgen,  bei 
den  Schülern  das  Interesse  für  Bodenverbesserungen  zu  wecken  *), 
nicht  aber  den,  sie  zur  Vornahme  von  Meliorationen  vorzubilden. 

Der  geschilderte  Mangel  an  entsprechenden  Bildungsanstalten 
hat  zur  Folge ,  dass  auch  in  Zukunft  der  Bedarf  an  kulturtech- 
nischen Fachleuten  nicht  im  Inlande  wird  gedeckt  werden  können ; 


i)  S.  Land-  und  Forstwirtschaftliche  Unterrichtszeitung  1895  S-  I3i- 

2)  So  für  Böhmen  in  den  Beilagen  XXXV,  XXXVI,  CXXVU  des  Landtages  1887 ; 
für  Tirol  fordert  Dünkelöerg  in  seinen  »Kulturtechnischen  Skizzen  über  eine  Bereisang 
Tirols  1871«  die  Errichtung  einer  Wiesenbauschnle  nach  badischem  Master  n.  s.  w. 

3)  Mährischer  Landteg  1893/4  V.  Nr.  212,  1894/5  ^^^^*  ^^'  '59  ^''^^  ^^*  1895/6 
Beil.  Nr.  94. 

4)  Solche  Kurse  bestanden  im  Jahre  1896. 
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wenn  also  die  Meliorationsthätigkeit  einmal  grössere  Dimensionen 
annehmen  sollte,  werden  wir  ausländische  Arbeitskräfte  heran- 
ziehen müssen,  was  schon  deshalb  besser  vermieden  werden  sollte, 
weil  Fremde  unsere  einheimischen  Verhältnisse  minder  gut  zu  be- 
urteilen im  Stande  sind. 


8.  Abschnitt.    Die  Meliorationsthätigkeit  in  Oesterreich. 

Nach  allem,  was  wir  in  den  vorhergehenden  5  Abschnitten 
gesehen  haben,  bei  dem  Vorhandensein  so  zahlreicher  und  bedeu- 
tender Hindernisse  für  die  Vornahme  von  Meliorationen,  kann  es 
uns  nicht  sehr  wundern,  wenn  wir  im  Folgenden  finden  werden,  dass 
in  Oesterreich,  trotz  überreichlicher  Gelegenheit  zu  Meliorierungen 
und  trotz  des  lebhaft  empfundenen  Bedürfnisses  danach,  bisher 
noch  relativ  sehr  wenig  auf  diesem  Gebiete  geschehen  ist,  dass 
somit  die  früher  besprochenen  legislativen  Akte,  teils  wegen  der 
ihnen  anhaftenden  Fehler,  teils  deswegen,  weil  sie  blosses  Stück- 
werk geblieben  sind,  nur  geringen  praktischen  Erfolg  aufzuweisen 
haben. 

Das  Material,  das  uns  für  diese  Untersuchung  zur  Ver- 
fugung steht,  ist  allerdings  dürftig.  Wir  besitzen  keine  eigent- 
liche Statistik  des  Meliorationswesens  in  Oesterreich ;  nur  mühsam 
können  dafür  einige  Daten  aus  etlichen  offiziellen  oder  offiziösen 
Publikationen  und  aus  den  Berichten  gewonnen  werden,  welche 
den  politischen  Vertretungskörpern  über  die  Verwendung  der  für 
Zwecke  der  Landeskultur  bewilligten  Summen  erstattet  werden. 
Meliorationen,  die  ohne  materielle  oder  technische  Unterstützung 
durch  Staat  oder  Land  zu  Stande  kommen,  fallen  dabei  von 
vorneherein  aus  dem  Rahmen  unserer  Betrachtung  heraus,  wie 
vor  allem  die  Kulturverbesserungen,  diese  unterste, 
aber  keineswegs  unwichtigste  Stufe  der  Meliorationen;  diese  Be- 
schränkung folgt  schon  aus  der  Beschaffenheit  des  zu  Gebote 
stehenden  Materiales  selbst,  da  an  den  Kosten  dieser  Massregeln 
sich  weder  Staat  noch  Land  zu  beteiligen  pflegt. 

Nur  die  Aufforstung  kahler  Flächen,  teils  zur 
Abhaltung  des  Flugsandes,  teils  zur  Bindung  des  Humus  im  Ge- 
birge, macht  eine  Ausnahme;  aber  auch  hier  handelt  es  sich 
höchstens  formell,  nicht  materiell,  um  Einzelmeliorationen;  denn 
in  der  Regel  sind  solche  Wiederbewaldungen   auf  isolierten  Par- 
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Zellen  nicht  möglich,  sondern  müssen  auf  grösseren  Flächen  gleich- 
zeitig vorgenommen  werden. 

Was  sonstige  Kulturverbesserungen  betrifft, 
so  darf  man  wohl  —  bei  der  Rückständigkeit  der  allgemeinen, 
der  naturwissenschaftlichen  und  ökonomischen  Bildung  des  grössten 
Teiles  unserer  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  und  bei  der  Fort- 
dauer der  jedem  Kulturfortschritte  feindlichen  Gemenglage  — 
auch  ohne  exakte  Belege  behaupten,  dass  in  Oesterreich  diesbe- 
züglich wenigstens  beim  kleinen  und  mittleren  Grundbesitze  das 
Meiste  noch  erst  zu  thun  ist. 

Ueber  die  Landesverbesserungen,  die  grossen 
Meliorationen  erster  Ordnung,  erhalten  wir  dagegen  aus  den  hier 
benützten  Quellen  reichlicheren  Aufschluss;  denn  diese  Unter- 
nehmungen übersteigen,  wie  wir  gesehen  haben,  stets  die  physi- 
schen und  pekuniären  Kräfte  der  Privatpersonen,  sie  bilden  eine 
öffentliche  Angelegenheit  und  machen  ein  Eingreifen  der  organi- 
sierten Gesamtheit  —  Staat  und  Land  —  notwendig.  Deshalb 
darf  man  wohl  voraussetzen,  dass  die  in  Angriflf  genommenen 
Fluss-  und  Bachregulierungen,  ferner  die  Wildbachverbauungen 
und  die  grösseren  Uferversicherungsanlagen  fast  ausnahmslos  in  den 
Publikationen  über  den  Haushalt  des  Staates  und  der  Kronländer 
zu  finden  seien.  Allerdings  sind  aber  die  dort  für  jede  einzelne 
Landesmelioration  enthaltenen  Daten  äusserst  spärlich  und  gehen 
meist  über  das  finanzielle  Moment  nicht  hinaus. 

Auch  für  die  Bodenverbesserungen  im  engeren 
Sinne  gilt  meist  das  eben  Gesagte.  Es  sind  zwar  sicherlich  so  manche 
Drainagen  und  Bewässerungen  ohne  jede  Beitragsleistung  aus 
öflfentlichen  Mitteln  und  ohne  Beihilfe  von  öffentlichen  kultur- 
technischen Organen  durch  einzelne  Landwirte  allein  vorgenommen 
worden;  indessen  fallen  solche  Meliorationen,  die  sich  dem 
Auge  des  Statistikers  völlig  entziehen,  sehr  wenig  ins  Gewicht. 
Die  ganz  grosse  Mehrzahl  von  Bodenverbesserungen  ist  entweder 
von  öffentlichen  Korporationen  und  Genossenschaften  ausgeführt 
worden,  oder  zwar  von  einzelnen  Grundbesitzern,  aber  doch  unter 
Verwendung  der  vom  Kronlande  angestellten  Kulturtechniker. 
Die  Thätigkeitsberichte  der  letzteren  und  die  Statistik  der  Wasser- 
genossenschaften werden  uns  also  ein  ziemlich  vollständiges  Bild 
von  der  Thätigkeit  auf  diesem  Gebiete  des  Meh'orationswesens 
liefern  können. 
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A.  Vom  Staat  nntemommene  Plussregulierungen  und  Uferschutxbauten. 

i)  Grenz  flüsse. 

In  der  Regel  pflegt  der  Staat  Schutz-  und  Regulierungsar- 
beiten nur  an  schiffbaren  Flüssen  und  an  solchen^  welche  die 
Grenze  mit  Nachbarstaaten  bilden,  zu  unternehmen. 

Die  wichtigsten  einer  Regulierung  bedürftigen  Grenzflüsse 
sind  :  der  Rhein  zwischen  Vorarlberg  und  der  Schweiz;  die  Oppa, 
Oder,  Ölsa,  Weichsel  und  Biala  zwischen  Schlesien  und  Preussen, 
die  Weichsel,  der  San  und  der  Bug  zwischen  Galizien  und  Russ- 
land ,  endlich  die  March  zwischen  Mähren  und  Niederösterreich 
und  Ungarn.  Korrektionsarbeiten  an  diesen  Flüssen  setzen  in 
der  Regel  ein  vertragsmässiges  Einverständnis  mit  dem  Nachbar- 
staat voraus. 

Der  Rhein  ^),  vom  Einfluss  der  111  bis  zur  Ausmündung 
in  den  Bodensee,  ist  schon  seit  Jahrhunderten  Gegenstand  der 
kulturellen  Fürsorge  gewesen.  Bisher  hatte  man  gegen  die 
plötzlichen  mächtigen  Wasseranschwellungen  dieses  Gebirgsflusses 
Schutz  durch  Errichtung  von  Dämmen  gesucht;  die  ausseror- 
dentlich grosse  Menge  von  Geröll  und  Geschiebe,  welche  der 
Rhein  namentlich  im  Frühjahr  mit  sich  führt  und  im  Bett  ab- 
lagert, hatte  jedoch  eine  fortwährende  Erhöhung  der  Flusssohle 
zur  Folge.  Von  1848 — 1890  hob  sich  auf  diese  Weise  das  Rhein- 
bett stellenweise  um  2,3  m!  Das  machte  natürlich  auch  eine  suc- 
cessive  Erhöhung  der  Dämme  notwendig,  die  aber  schliesslich,  trotz 
der  enormen  Kosten,  das  Land  vor  Ueberschwemmungen  nicht  zu 
sichern  vermochten.  So  stiftete  der  Rhein  in  Vorarlberg  im  J.  i888 
durch  eine  einzige  Ueberschwemmung  einen  Schaden  von  724000 
Gulden*),  im  Jahr  1890  einen  solchen  von  etwa  900000  Gulden *) 
an.  Im  19.  Jahrh.  allein  sind  9  grosse  Ueberschwemmungen  einge- 
treten ;  die  dadurch  verursachten  Schäden  bezifferten  sich  auf  viele 
Millionen,  ebenso  die  Kosten  der  Dammerrichtung  und  Erhaltung. 

Zu  all  dem  kommt  aber  noch,  dass  die  stetige  und  sehr 
rasche  Hebung  des  Wasserspiegels  eine  fortwährende  Versumpfung 
des  Tieflandes  zur  Folge  hat,  und  dass  die  Abwässerung  des  Fluss- 
gebietes immer  mehr  verhindert  wird.  Dünkelberg  berechnet, 
dass  durch  Schaff*ung    einer    entsprechenden    Vorflut    der   Ertrag 

i)  Landtag  von  Vorarlberg  1879  Beil.  6,  1880  Bd.  VII,  1882  B.  19  S.  86,  1884 
S.  100;  1885  B.  28,  1889  S.  76,  1890  B.  XXXVni  S.  218,  1890  S.  II,  22,  1891/2  B.  VI. 

2)  Landtag  1890  B.  XXXVIII. 

3)  Abgeordnetenhaus  XI.  Session  B.  653. 
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allein  des  Wiesenlandes  in  den  drei  betroffenen  Bezirken  um 
600  (XX)  fl.  gesteigert  werden  könnte,  was  einem  Kapital  werte 
von  15  Millionen  fl.  entsprechen  würde;  dazu  käme  dann  noch 
die  Vergrösserung  der  Fläche  des  Graslandes  durch  Umwandlung 
der  Moor-  und  Riedgründe  in  Wässerungswiesen  und  Acker- 
land »). 

Nach  längeren  Verhandlungen  kam  endlich  im  Jahre  1892 
ein  Vertrag  zwischen  Oesterreich-Ungarn  und  der  Schweiz  zu 
Stande*),  wonach  die  Arbeiten  im  Lauf  von  14  Jahren  auf  Kosten 
beider  Uferstaaten  durchgeführt  werden  sollen.  Die  Gesamt- 
kosten sind  auf  16560000  frs.  veranschlagt,  wovon  auf  Oesterreich 
die  Hälfte  entfällt;  überdies  soll  damit  die  Regulierung  der  Binnen- 
gewässer Hand  in  Hand  gehen,  wozu  auf  österreichischer  Seite 
ein  Aufwand  von  etwa  i  Million  fl.  erfordert  wird. 

Leider  scheint  bei  dem  schliesslich  zur  Annahme  gelangten 
Projekte  der  Schutz  des  Landes  vor  Ueberschwemmung  etwas  ein- 
seitig ins  Auge  gefasst  und  auf  die  Senkung  des  Grundwasser- 
spiegels nicht   genügend   Rücksicht   genommen  worden   zu   sein. 

Die  M  a  r  c  h.  Noch  grössere  Wichtigkeit  vom  Stand- 
punkt der  Landeskultur,  als  die  Rheinreg^lierung,  besitzt  die  Kor- 
rektion des  Marchflusses,  womit  die  der  Thaya  in  engstem  Zu- 
sammenhange steht.  Das  Inundationsgebiet  der  March  in  der 
Reichsgrenzstrecke  gegen  Ungarn  soll  auf  österreichischer  Seite  nicht 
weniger  als  etwa  65  000  ha  betragen  •).  Alljährlich  treten  daselbst 
drei  regelmässige  Ueberschwemmungen  ein,  ausserdem  meist 
auch  noch  einige  unregelmässige  im  Sommer  infolge  von  Wolken- 
brüchen  und  grösseren  Landregen.  Das  durch  Entwässerung  und 
Bewässerung  der  March  zu  meliorierende  Areal  wird  von  Hobokm 
sogar  auf  175000  ha  berechnet*). 

Im  Jahr  1878  wurde  im  österreichischen  Ackerbauministerium 
ein  Regulierungsprojekt  ausgearbeitet,  welches  sich  auf  ein  Inun- 
dationsgebiet von  43  705  ha  in  Oesterreich  beziehen  sollte,  und 
für  welches  Gesamtkosten  von  5480000  fl.  und  eine  Werterhöhung 


i)  Dünkelberg  t  Die  Kulturtechnik  in  ihrer  systematbchen  Anwendung  auf  Vor- 
arlberg und  die  Melioration  seiner  Rheinebene. 

2)  R.G.B.  Nr.  141  ex  1893. 

3)  Weber  von  Ebenhof ^  Projekt  der  k.  k.  österreichbchen  Regierung  för  die  Re- 
gulierang der  March.    1894. 

4)  Grundzüge  für  die  Beseitigung  der  Ueberschwemmnngen  u«  s.  w.    Wien  1877. 
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der  Grundstücke  um  9218702  fl.  berechnet  wurde.  Der  mäh- 
rische Landesausschuss  acceptierte  im  Jahre  1890  ein  Regulierungs- 
Projekt,  das  sich  auf  ein  Gebiet  von  über  29000  ha  beziehen,  7,2  Mil- 
lionen kosten  und  einen  Nutzeffekt  von  8^5  Millionen  haben  sollte. 
Endlich  hat  die  österreichische  Regierung  noch  im  Jahre  1894 
ein  neues  Projekt  verfassen  lassen,  durch  welches  auf  österreichi- 
scher Seite  178,5,  auf  ungarischer  183,3  km*  vor  Ueberschwem- 
mungen  gesichert  werden  sollen,  und  welches  einen  zu  gleichen 
Teilen  zu  tragenden  Bauaufwand  von  7,1  Mill.  erfordert.  Es  ist 
sehr  zu  bedauern,  dass  bisher  alle  Versuche,  eine  Vereinbarung 
zwischen  den  an  der  Marchregulierung  beteiligten  Faktoren  zu 
erzielen,  noch  keinen  Erfolg  aufzuweisen  haben. 

Die  schlesischen  Grenzflüsse  sind  derzeit  auch  noch 
nicht  reguliert.  Die  Verhandlungen  zwischen  der  österreichischen 
und  der  preussischen  Regierung  wegen  deren  Regulierung  haben 
bisher  leider  noch  nicht  zum  Ziel  geführt,  so  dass  an  diesen  sehr 
verwilderten  und  gefährlichen  Wasserläufen  noch  keine  grösseren 
Korrektionsarbeiten  vorgenommen  worden  sind.  Die  alljährlichen 
argen  Wasserschäden  infolge  von  Ueberschwemmungen  und  Ufer- 
brechungen dauern  also  noch  unvermindert  fort. 

Bezüglich  des  Weichselstromes  und  Sanflusses 
wurde  dagegen  im  Jahre  1864  ein  Staatsvertrag  mit  Russland  ab- 
geschlossen *) ;  die  Regulierung  und  Schiffbarmachung  der  beiden 
Wasserläufe  sollte  in  20  Jahren  vollendet  werden. 

2)  Bi  n  nenflü  SS  e. 

Was  die  Beteiligung  des  Staates  an  der  Regulierung  von 
Binnenflüssen  betrifft,  so  bestand  früher  der  Grundsatz,  dass  eine 
solche  nur  bei  Arbeiten  stattzufinden  habe,  die  im  Interesse  der 
Schiffahrt  und  des  Handels,  also  nur  an  schiffbaren  Flüssen,  vor- 
genommen werden  sollen;  erst  später  erkannte  der  Staat  auch 
bei  uns  die  Pflicht,  Flussregulierungen,  welche  die  Förderung  der 
Landeskultur  zum  Ziele  haben,  zu  unterstützen. 

Dieser  doppelte  Gesichtspunkt,  von  dem  aus  der  Staat  ma- 
terielle Aufwendungen  für  Zwecke  der  Flussregulierungen  macht, 
kommt  auch  formell  darin  zum  Ausdruck,  dass,  wie  schon  er- 
wähnt, die  Arbeiten  der  ersten  Kategorie  dem  Ministerium  des 
Innern  unterstehen,   die    der  letzteren  Art   dagegen  dem  Acker- 

i]  Rg.Bl,  Nr.  2  ex  1872. 
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bauministerium ;  ebenso  erscheinen  die  für  Bauten  an  schiffbaren 
Flüssen  bewilligten  Summen  stets  im  Budget  des  Ministeriums 
des  Innern  als  ausserordentliche  Wasserbaudotation,  dagegen  die 
Beträge  für  Anlagen  an  nicht  schiffbaren  Flüssen  im  Budget  des 
Ackerbauministeriums  —  eine  Trennung,  die  jedoch,  wie  schon  er- 
wähnt, unberechtigt  und  schädlich  ist,  da  auch  Arbeiten  an 
schiffbaren  Flüssen  oft  die  grösste  Bedeutung  für  die  Landes- 
kultur besitzen  und  jedenfalls  mit  steter  Rücksichtnahme  auf  diese 
vorgenommen  werden  sollten.  Darum  wäre,  wie  wir  gesehen 
haben,  die  Vereinigung  sämtlicher  Agenden  des  Wasserbaus  unter 
eine  Zentralstelle  und  demgemäss  auch  die  gemeinsame  Bud- 
getierung  wünschenswert.  Wie  unmöglich  es  ist,  die  geschilderte 
Teilung  streng  durchzufuhren,  zeigt  sich  übrigens  darin,  dass  für 
eine  Reihe  von  Flussregulierungen  Staatsbeiträge  sowohl  aus  der 
Dotation  des  Ministeriums  des  Innern,  als  auch  aus  jener  des  Acker- 
bauministeriums bewilligt  werden.  In  den  letzten  lo  Jahren  sind 
rund  21260000  fl.  für  Wasserbauten  in  das  Extraordinarium 
des  Ministeriums  des  Innern  eingestellt  worden,  wovon  ein  Teil 
als  Subventionen  oder  Darlehen  für  Meliorationsunternehmungen 
Verwendung  gefunden  hat. 

B.  Vom  Staate  durch  Subvention  oder  Kredit  unterstützte  Meliorations- 
unternehmungen. 

Die  staatliche  Unterstützung  von  Meliorationsunternehmungen 
der  Kronländer,  der  Genossenschaften  oder  öffentlichen  Konkurren- 
zen erfolgt  entweder  auf  Grund  eines  Spezialgesetzes  oder  durch 
Bewilligung  einer  Subvention  aus  dem  Meliorationsfonde  oder 
aus  dem  jährlichen  Kredite  des  Ackerbauministeriums. 

i)  Subventionen  auf  Grund   von  Spezialgesetzen. 

Die  wichtigsten  Gesetze  der  erwähnten  Art  stammen  meist 
aus  der  Zeit  vor  Schaffung  des  Meliorationsfondes  und  betreffen 
in  der  Regel  bedeutendere  Anlagen  zum  Schutze  sehr  ausgedehnter 
Landstriche  vor  Ueberschwemmungen  oder  zur  Schiffbarmachung 
eines  Stromes. 

Hier  sind  insbesondere  zu  nennen:  die  Regulierung  der 
Donau    in    Nieder  Österreich  *) ,    der   Mur    in   Steiermark^),    der 


i)  Gesetze  vom  8.  Februar  1869  ^i*-  20,  vom  29.  Juli  1877  Nr.  23  und  vom 
6.  Juni  1882  Nr.  68  R.G.B.  Das  Werk  hat  weniger  agrikole  Bedeutung  als  kommer- 
zielle und  soll  insbesondere  Wien  vor  Ueberschwemmungen  schützen.  Die  Bankosten 
sind  auf  24  Millionen  Gulden ,    die  Bauzeit   auf  20  Jahre   veranschlagt.    Davon  trägt 
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Gail  ^) ,  Glan  *)  in  Kärnten,  des  Isonzo  •)  im  Küstenlande  und  der 
Narenta^)  in  Dalmatien. 

Besonders  grosse  Dimensionen  haben  die  durch  Spezialgesetze 
angeordneten  und  mit  Beteiligung  des  Staates  ausgeführten  Fluss- 
regulierungen in  Tirol  genommen ;  das  bedeutendste  in 
Ausfuhrung  befindliche  und  bereits  grossenteils  vollendete  Werk 
ist  die  Etschregulierung  *). 

Umfangreichere  Wasserbauten  und  Wildbachregulierungen 
sind  ferner  in  Tirol  und  Kärnten  seit  dem  Jahre  1883  in  Angriff 
genommen  worden.  Im  Jahre  1882  wurden  nämlich  diese  Ge- 
birgsländer  von  einer  verheerenden  Wasserkatastrophe  heimge- 
sucht; der  durch  sie  v*erursachte  Schaden  betrug  nach  einer 
amtlichen  Erhebung  in  Tirol  mehr  als    22    Mill.    fl. ,    in   Kärnten 


der  Staat  jährlich  800000  fl. ,  das  Land  Niederösterreich  300000,  die  Stadt  Wien 
100000  fl.  (537  der  Beilagen,  Abgeordnetenhaus  IX.  Session). 

2)  Gesetze  vom  24.  März  1875  ^^'  3^  R.G.6.  und  Nr.  17  L.G.B.,  vom  5.  April 
1883  Nr.  49  R.G.B.  und  Nr.  6  L.G.B.  und  vom  i.  September  1891  Nr.  36  R.G.B. 
Die  veranschlagten  Kosten  betragen  2223000  fl. ,  wovon  40^/0  der  $taat,  20  das 
Land,  je  10  die  beteiligten  Bezirke  und  Gemeinden  tragen. 

i)  Gesetze  vom  19.  April  1875  Nr.  97  und  vom  13.  März  1883  Nr.  30  R.G.B., 
vom  27.  Juni  1875  Nr.  25  ,  vom  29.  April  1886  Nr.  7  und  vom  6.  August  1891 
Nr.  23  L.G.B«  Die  Gesamtkosten  einschliesslich  der  Wiederherstellungsarbeiten 
1 045  000  fl.,  wovon  der  Staat  und  das  Land  je  446  200  fl. ,  den  Rest  die  betreffen- 
den Gemeinden  aufbringen. 

2)  Gesetze  vom  11.  Juli  1884  Nr.  128  R.G.B.  und  Nr.  17  L.G.B.  Gesamtkosten 
195  000  fl. ;  davon  Staat  und  Land  je  30  %,  die  Adjacenten  40  ^o.  Die  Fläche  ver- 
sumpften Bodens,  welche  durch  diese  Regulierung  für  die  Kultur  zu  gewinnen  war, 
beträgt  3000  Joch  (Jahresbericht  des  Ackerbauministeriums  1875/6  S.  45). 

3)  Gesetz  vom  28.  Februar  1880  Nr.  24  R.G.B.  Die  Uferschutzbauten  werden 
auf  Staatskosten  (Vs  Mill.  fl.)  ausgeführt. 

4)  Gesetze  vom  23.  März  1875  Nr.  35  und  vom  10.  Juni  1887  Nn  84  R.G.B. 
Die  Regulierung  des  Flusses  und  die  Entsumpfiing  des  Thaies  erfolgt  durch  den  Staat, 
der  dafür  einen  Kredit  in  der  Höhe  von  6  Mill.  fl.  bewilligt  hat. 

5)  Reichsgesetze  vom  23.  April  1879  Nr.  64,  vom  13.  März  1883  Nr.  31,  vom 
9.  April  1883  Nr.  45,  vom  5.  September  1885  Nr.  121,  vom  11.  Septbr.  1886  Nr.  142 
und  vom  17.  August  1891  Nr.  143  R.G.B. ;  Landesgesetze  vom  16.  April  1876  Nr.  41, 
vom  23.  April  1879  Nr.  22 — 26,  vom  9.  AprU  1883  Nr.  18  und  vom  11.  September 
1886  Nr.  41  L.G.B.  Die  Gesamtkosten  der  Anlage  einschliesslich  der  infolge  Hoch- 
wassers nötig  gewordenen  Wiederherstellungen  betragen  über  11  Millionen,  von  denen 
der  Staat  über  6^/2,  die  Wassergenossenschaften  etwa  iVs  Millionen  aufzubringen  ha- 
ben, während  der  Rest  vom  Lande  zu  bestreiten  ist 

6)  S.  Tiroler  I^ndtag  1882,  Beil.  i,  Abgeordnetenhaus  Beilage  651,  IX.  Session, 
femer  »Die  Wild bach verbauung  in  den  Jahren  1883—94«.  Allein  die  an  Gemeinde- 
und  Privatgut  angerichteten  Schädigungen  wurden  in  Tirol  auf  20  383  283  fl.  geschätzt 
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mehr  als  2  Millionen  il.,  5 1  Menschenleben  fielen  der  Katastrophe 
zum  Opfer.  Jetzt  begann  man  ernstlich  an  die  Regulierung  der 
Flüsse,  insbesondere  aber  an  die  Verbauung  der  Wildbäche  zu 
schreiten.  Es  wurde  in  Tirol  zu  diesem  Zwecke  ein  »Fond  zur 
Regulierung  der  Gewässer«  gebildet,  zu  welchem  der  Staat  6,8 
Millionen,  das  Land  über  2Vs  Millionen  beisteuerte;  überdies 
wurden  die  Interessenten  zur  Aufbringung  der  Kosten  herange- 
zogen ^).  Mit  Hilfe  dieses  Fondes  sollten  wenigstens  die  dringend- 
sten Arbeiten  zur  Beseitigung  der  Gefahr  einer  Wiederholung 
ähnlicher  Katastrophen  vorgenommen  werden.  Für  die  Arbeiten 
an  den  Hauptgewässern  (bautechnische  Arbeiten)  wurde  das 
Land  in  14  bautechnische  Bezirke  eingeteilt,  während  die  Aus- 
führung der  Wildbachverbauungen  der  Sektion  Villach,  später 
der  selbständigen  Expositur  Brixen  der  forsttechnischen  Abteilung 
für  Wildbachverbauungen  übertragen  wurde.  Bis  zum  Ende  des 
Jahres  1892  Waren  343  bautechnische  Arbeiten  mit  7562653  fl. 
ausgeführt  und  überdies  1955  610  fl.  für  Wildbachverbauungen 
verwendet  worden;  die  letzteren  erstrecken  sich  auf  11  Fluss- 
gebiete,  208  Arbeitsfelder  von  334899  ha  Ausdehnung*).  Trotz 
der  bereits  geleisteten  bedeutenden  Arbeit  bleibt  aber  noch 
immer  das  Meiste  zu  thun  übrig.  Konnte  doch  selbst  das  im 
Jahre  1885  ausgearbeitete  Generalprogramm  für  die  bautech- 
nischen und  Verbauungsarbeiten  wegen  Mangels  der  nötigen 
Mittel  nicht  ausgeführt  werden;  es  mussten  vielmehr  die  mit 
9940000  fl.  veranschlagten  bautechnischen  Arbeiten  auf  41616006., 
die  mit  3640000  fl.  veranschlagten  Wildbachverbauungen  auf 
I  314400  fl.  reduziert  werden,  und  doch  war  schon  jenes  General- 
programm mit  aller  Knappheit,  d.  h.  mit  »Beschränkung  dessel- 
ben auf  nur  unbedingt  notwendige  Bautenc  verfasst  worden '). 

In  analoger  Weise  wurde  für  Kärnten  ein  Drauregulierungs- 
fond  in  der  Höhe  von  2Va  Millionen  fl.  gebildet,  wozu  der  Staat 

dazu  kamen  noch  i  668  650  fl.  an  Reichs-  und  Landesstrassen  und  Etschregulieruogs- 
bauten,  sowie  mehrere  Millionen  an  Eisenbahnen,  endlich  die  vernichteten  Ernten. 

i)  Gesetze  vom  13.  März  1883  Nr.  31  R.G.B.,  vom  15.  Sept.  1884  Nr.  46  L.G.B. 
und  vom  i8.  Januar  1891  Nr.  11  L.G.B.  Vgl.  die  beiden  Denkschriften  über  die  von 
der  Landeskommission  für  die  Regulierung  der  Gewässer  in  Tirol  ausgeführten  bau- 
technischen Arbeiten  (1892)  und  Wildbachverbauungen  (1894). 

2)  Die  Wildbachverbauungen  in  den  Jahren  1893 — ^^94»  herausgegeben  vom 
k.  k.  Ackerbauministerium,  Wien  1895.     Jahresbericht  des  k.  k.  Ackerbauministerinms 

1887—93. 

3)  Denkschrift  des  Jahres  1892  S.  6.    S,  darüber  auch  noch  unten. 
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6o®/o  (iV»  Mill.),  das  Land  26*/iVo,  die  Interessenten  ißVsVo  bei- 
trugen ^). 

2)  Unterstützungen  aus  dem  Meliorations- 
f  o  n  de. 

Seit  dem  Jahre  1884  besteht  die  normale  Form,  in  der  der 
Staat  grössere  Meliorationsunternehmungen  durch  Beteiligung  an 
deren  Finanzierung  im  Interesse  der  Landeskultur  ins  Leben  zu 
rufen  sucht,  in  der  Gewährung  von  Subventionen  aus  dem  staat- 
lichen Meliorationsfonde  (s.  o.  S.  498)  *). 

In  den  Jahren  1885  bis  1896  wurden  auf  diese  Weise  175 
Unterstützungen  für  Meliorationsunternehmungen  bewilligt');  da- 
von betrafen  134  d.  h.  mehr  als  75%  Flussregulierungen  und  Wild- 
bachverbauungen ,  2imal  erscheinen  Entwässerungen  und  Ent- 
sumpfungen  unter  den  subventionierten  Werken,  4mal  Bewässe- 
rungen, I4mal  Uferschutzbauten,  Damm-  und  Deichbauten  und 
2mal  Wasserleitungen.  In  mehr  als  der  Hälfte  der  Fälle  (90) 
war  das  betreifende  Kronland  der  Meliorationsunternehmer,  in 
53  Fällen  (30%)  eine  Wassergenossenschaft,  in  26  (15^/0)  eine 
oder  mehrere  Gemeinden. 

Die   Gesamtsummen,   welche  bis  zum  Jahre  1896  teils  vom 
Staate  direkt  aus  dem  Meliorationsfonde,  teils  auf  dessen  Veran- 
lassung von  Land  und  Interessenten  für  Meliorationszwecke   auf- 
gewendet worden  sind,  können  aus  der  Uebersicht  auf  Seite  524 
entnommen  werden  ^). 

Zur  Durchführung  von  Meliorationen  erster  Ordnung  sind, 
wie  man  sieht,  seit  dem  Jahre  1894  aus  Staats-  und  Landesmit- 
teln nicht  unbedeutende  Summen  aufgewendet  worden,  die  sich 
noch  mehr  als  verdoppeln,  wenn  man  die  Beiträge  zu  dem  Tiroler 
und  Kärntner  Regulierungsfonde  und  gewisse  minder  bedeutende 
Subventionen  aus  den  jährlichen  Krediten  des  Ackerbauministe- 
riums für  Meliorationszwecke  (s.  u.)  hinzuzählt. 

Die  relative  Geringfügigkeit   der  Beträge,   die   aus  dem  Me- 

i)  Gesetze  vom  27.  April  1884  Nr.  68  R.G.B.  und  Nr.  14  L.G.B. 

2)  S.  für  das  Folgende :  Jahresberichte  des  k,  k.  Ackerbauministeriums  1881 — 86 
und  1887 — 93.  Ferner  Abgeordnetenhaus  IX.  Session  Beil.  1063,  X.  Session  Beil.  181, 
"5.  259»  354.  429,  440,  549.  594.  595.  728.  7^2,  823,  872,  1044,  1085,  IX.  Session 
Beil.  48,  229,  246,  299,  321,  417,  468,  495,  500,  602,  646,  7x9,  812,  862,  917,  loii, 
1085,  "56,  1224,  1371,  1375,  1415. 

3)  Die  Zahl  der  subventionierten  Unternehmungen  ist  etwas  geringer,  weil  hie 
und  da  das  nämliche  Werk  zweimal  aus  dem  Meliorationsfond  unterstützt  wurde. 

4)  1415  der  Beilagen  des  Abgeordnetenhauses  XI.  Session. 
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Gesamt- 
kosten der 
Meliora- 

tions- 
Unterneh- 

davon entfallen  aufd 

en  Beitrag 

K  ron I  an  d 

des  Meliorations- 
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des  Kronlandes  der  Interessenten 

in 

•         t% 

in 

•          ^v 

in 

mungen 

in  fl. 

Vo 

m  fl. 

7o 

m  fl. 

•.• 

Niedcrösterrcich 

4  337  loo 

I  586  850 

36.6 

I  866  770  !  43,0 

883480 

20,4 

Obcröstcnrcich 

46200 

19  110 

41,3 

16  HO 

34,9 

10980 

23.8 

Salzburg 

444  975 

162344 

36,5 

1 53  483 

34,5 

1 29  1 48 

29,0 

Steiermark 

447400 

139700 

31.2 

209  480 

46,8 

98  220 

22,0 

Kärnten 

I  368  91 2 

684  46 1 

50,0 

5"  514 

37,4 

» 72  937 

12,6 

Krain 

397008 

182600 

46,0 

145800 

36,7 

68608 

17,3 

Küstenland 

I  758000 

705600 

40,1 

680500 

38,7 

371900 

21.2 

Dalmatien 

492300 

209550 

42,6 

163225 

33.1 

"9525 

24,3 

Tirol 

498  520 

234025 

47.0 

109825 

22,0 

1 54  670 

3I1O 

Vorarlberg 

645500 

193500 

30,0 

151  500 

23.5 

300  500 

46,5 

Böhmen 

3 53« 598 

I  1 5 1  562 

32,6 

I  030  426 

29,2 

I  349610 

38,2 

Mähren 

2  392  1 34 

833  099 

34,8 

638  652 

26.7 

920  383 

38.5 

Schlesien 

999  465 

391415 

39.1 

425400 

42,6 

1 82  650 

18,3 

Galisien 

8  587  362 

3000654 

35.0 

2  845  029 

33,1 

2  74 1  679 

3>,9 

Bukowina 

21267 

6405 
9500875 

30,1 
36.6 

6405 

30.1 
34.5 

8457 

39,8 

Zusammen 

25967741 

8954  119 

7  5 12  747  1  28,9 

liorationsfonde  für  Tirol  und  Kärnten  flüssig  gemacht  wurden,  er- 
klärt sich  wohl  aus  den  bedeutenden  Summen,  die  der  Staat  im 
Jahre  1883  zur  Schaffung  des  Drauregulierungsfondes  in  Kärnten 
und  des  Fondes  zur  Regulierung  der  Gewässer  in  Tirol  aufge- 
wendet hat. 

Am  stärksten  ist  Galizien  an  den  Subventionen  aus  dem  Me- 
liorationsfonde  beteiligt,  was  nicht  ungerechtfertigt  ist;  denn  in 
diesem  Lande  ist  bisher  fast  gar  nichts  geschehen,  um  die  zahl- 
reichen Wildbäche  der  Karpathen  zu  bändigen,  die  furchtbaren 
Ueberschwemmungen  hintanzuhalten,  welche  periodisch  am  Unter- 
laufe der  Ströme  viele  Tausende  Quadratkilometer  fruchtbaren 
Landes  unter  Wasser  setzen  und  in  ertragslosen  Sumpfböden  ver- 
wandeln ^).  Welch  grosse  Bedeutung  diesen  Regulierungsarbeiten 
vom  Standpunkte  der  Landeskultur  zukommt,  zeigt  eine  Erhebung 
des  galizischen  Landesausschusses  vom  Jahre  1892  ^) ,  woselbst 
berechnet  wird,  dass  ii  in  Angriff"  genommene  Regulierungen 
etwa    138000  Joch   vor    Ueberschwemmung    schützen    und    von 


i)  So  soll  die  Ueberschwemmung  des  Jahres  1889  in  6— 7  Mill.  Joch  Bodens 
die  Saat  zu  Grunde  gerichtet  haben  {Rutowski,  Die  Elementarunialle  in  Galizien,  Eko- 
nomista  Polski  1890  S.  39  ff-)*  ^^'^  durch  die  Ueberschwemmung  angerichteten  Scha- 
den schätzt  dieser  Autor  für  die  Jahre  1880 — 1890  auf  mindestens  25  Mill.  Gulden  I 

2)  Die  Aktion  des  Landes  in  Bezug  auf  die  Regulierung  der  Flüsse  und  Melio- 
rationen.   Ekonomista  Polski  1894,  XVII. 
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Versumpfung  befreien  sollen ;  der  Ertrag  und  der  Wert  der  durch 
die  Korrektionen  entsumpften  Gründe  hat  sich  nach  diesen  Be- 
richten ausserordentlich  gehoben.  Es  soll  nichts  Seltenes  sein, 
dass  durch  die  Regulierung  eines  Flusses  die  Grundrente  im  Durch- 
schnitte um  25%,  ja  sogar  um  50  bis  100%  gesteigert  wurde, 
dass,  wo  früher  nur  Hafer  gesäet  werden  konnte,  jetzt  Weizen  ge- 
deiht; so  wird  der  Regulierung  der  Wisloka  und  Pielnica  eine 
Wertsteigerung  der  Gründe  um  mehr  als  100  Vo ,  der  der  Gnila 
Lipa  eine  Ertragssteigerung  bis  zu  300  %  zugeschrieben. 

Allerdings  fehlt  es  auf  der  anderen  Seite  auch  nicht  an  Stim- 
men, welche  den  Wert  dieser  Arbeiten  geringer  veranschlagen 
und  behaupten,  die  galizischen  Ueberschwemmungen  seien  über- 
haupt kaum  zu  beseitigen,  weil  es  dem  ganzen  Lande  an  der 
nötigen  Vorfiut  fehle,  und  es  werde  durch  die  »Regulierungsar- 
beiten« das  Hochwasser  nur  von  dem  einen  Landstriche  nach 
dem  anderen  abgelenkt. 

Jedenfalls  ist  auch  auf  diesem  Gebiete  des  Wasserbaues  das 
Meiste  noch  erst  zu  leisten ;  ist  doch  selbst  von  den  bereits  in 
Angriff  genommenen  Arbeiten  erst  ein  kleiner  Teil  wirklich  voll- 
endet, überdies  stellen  diese  Unternehmungen  aber  nur  einen 
sehr  geringen  Bruchteil  derjenigen  Meliorationen  erster  Ordnung 
dar,  die  vorgenommen  werden  müssen,  soll  von  einem  befriedi- 
genden Zustande  der  Landeskultur  auch  nur  in  Bezug  auf  das 
Wasserwesen  gesprochen  werden  können,  sollen  Menschen  und 
Güter  vor  Hochwassergefahren  geschützt,  ausgedehnte  Landstriche 
von  ihrer  Versumpfung  befreit  und  Meliorationen  zweiter  Ord- 
nung nicht  durch  den  Mangel  einer  entsprechenden  Vorflut  ge- 
hindert werden. 

Es  fehlt  uns  zwar,  wie  im  3.  Abschnitte  dieses  Kapitels 
gezeigt  worden  ist,  gegenwärtig  noch  eine  Statistik  des  Melio- 
rationsbedürfnisses in  Oesterreich,  und  nur  eine  solche  könnte 
einen  strikten  Beweis  für  das  Gesagte  erbringen;  indessen  giebt  es 
doch  auch  manchen  ziffermässigen  Anhalt  dafür.  In  Steier- 
mark z.  B.  wurde  die  Länge  der  noch  zu  regulierenden  Flüsse 
und  Bäche  auf  2  388,6  km  veranschlagt,  während  nur  192,5  in 
Regulierung  stehen.  Von  jenen  2  388,6  km  sind  446,8,  bei  denen 
das  Interesse  für  die  Schiffbarkeit,  1941,8  km,  bei  denen  das  des 
Schutzes  der  Bodenkultur  überwiegt  '). 

i)  Die  Landesvertretung  von  Stetermark  1885—1890  S.  287. 
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In  dem  kleinen  Lande  Schlesien  haben  die  regulierungsbe- 
dürftigen Wasserläufe  eine  Länge  von  nicht  weniger  als  3080  km  *). 
Von  dieser  riesigen  Strecke  ist  nur  ein  verschwindender  Bruch- 
teil wirklich  der  Regulierung  zugeführt  worden.  Die  notwen- 
digsten Arbeiten  hätten  einen  Aufwand  von  etwa  8,3  Millionen  fl. 
erfordert,  während  die  Gesamtkosten  der  bis  zum  Jahr  1896  unter 
Beihilfe  des  staatlichen  Meliorationsfonds  in  diesem  Ländchen 
unternommenen  Korrektionen  sich  nur  auf  etwa  ^U  Mill.  R.  belaufen. 


3.  Sonstige  staatliche  Subventionen. 

Die  dritte  Form,  die  vom  Staate  angewendet  wird,  um  Me- 
liorationsuntemehmungen  durch  Gewährung  materieller  Beihilfe 
ins  Leben  zu  rufen  ^  besteht  darin,  dass  dem  Ackerbauminister 
alljährlich  eigene  Kredite  zur  Erteilung  von  Subventionen  an  Me- 
liorationsunternehmungen und  für  Aufforstungen  eingeräumt  wer- 
den (Budget  des  Ackerbauministeriums,  Kapitel  29,  Titel  3,  §  i 
Post  6  und  8).  Der  Umfang  dieser  staatlichen  Aufwendung  hat 
im  Laufe  der  letzten  25  Jahre  konstant  zugenommen,  wie  sich 
aus  den  folgenden  BudgetzifFern  ergiebt: 


1           4                XT                         t.1u 

Subventionen 

für 

nach  den  Voranschlägen 
der  Jahre 

Meliorationen 

Aufforstungen 

in  fl. 

1872—76 
1877—81 
1882-86 
1887  -91 
1892—96 

118000 

238  650 

1                    377000 

1                    385100 

>                    820  000 

103600 
150000 
275000 
340500 
459000 

1872—96 

i           1 938  750 

I  428100 

Aus  den  Krediten  für  >Meliorationen«  werden  »Beihilfen  für 
genossenschaftliche  Entwässerungs-  und  Bewässerungsanlagen,  für 
Fluss-  und  Bachregulierungen,  zu  Uferschutz-  und  Wildbachver- 
bauungsarbeiten ,  für  Alpenverbesserungen,  zur  Errichtung  von 
Wasserversorgungsanlagen  im  Karstgebiete  c  gewährt,  endlich  Bei- 
träge für  die  Dotierung  der  in  mehreren  Ländern  bestellten  Kul- 
turtechniker und  Landeskulturbureaux.  Aus  den  Krediten  für 
Aufforstungen  sollen  die  >Karstaufforstungskommissionen  und  die 

i)  Landtag  1886/7  Geschäftsbericht  des  Landesausschusses  S.  21. 
2)  Landtag   1884,   Bericht    des  Finanzausschusses  über  die  Gesetzentwürfe  betr. 
die  Regulierung  des  Fiussgebietes  der  Weichsel. 
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Unternehmungen  zur  Hebung  des  Waldbestandes  der  Gemeinden 
und  Kleingrundbesitzer  subventioniert  und  die  Kosten  der  Erhal- 
tung von  ärarischen  Waldbaumschulen  bestritten  werdenc  ^). 

Leider  fehlen  uns  statistische  Daten  darüber,  welchen  Um- 
fang die  Meliorationsarbeiten  besitzen,  die  mit  den  erwähnten 
staatlichen  Subventionen  ausgeführt  wurden. 


4.  Speziell  Wildbachverbauungen. 

Einige  Anhaltspunkte  für  den  Umfang  der  staatlich  geför- 
derten Unternehmungen  besitzen  wir  für  die  Wildbachverbau- 
ungen. Die  staatliche  Förderung  dieser  Unternehmungen  erfolgt 
teils  aus  dem  Meliorationsfonds,  teils  aus  den  speziellen  für  Tirol 
und  Kärnten  errichteten  Regulierungsfonden,  teils  endlich  direkt 
aus  den  jährlichen,  dem  Ackerbauministerium  bewilligten  Krediten. 

Am  Schlüsse  des  Jahres  1893  ergab  sich  für  die  in  Angriff 
genommenen  Wildbachverbauungen  folgendes  Bild  '): 


'  die  in  Angriff  genomme- 
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Schon  aus  diesen  Zahlen  ist  zu  entnehmen,  dass  zwar  eine 
Reihe  von  Wildbachverbauungswerken  in  Angriff  genommen 
wurde,  dass  aber  bisher  selbst  bei  diesen  Anlagen  noch  wenig  zur 


i)  Staatsvoranschlag  für  1897,  XIII  Ackerbauministerium  S.  52. 

2)  Jahresbericht    des  Ackerbauministeriums  1887—93  S.  364  f.;   Die  Wildbach- 
verbauungen 1883  —  1894. 

3)  Diese  richtige  Zahl  musste  an  die    Stelle  der  in  der    erwähnten   Publikation 
enthaltenen  falschen  Summenzahl  von  17  185  ha  eingesetzt  werden. 
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dauernden  Bändigung  und  Beruhigung  der  Gebirgsbäche  geschehen 
ist;  denn  von  der  gesamten  Bodenfläche  der  Arbeitsfelder 
(503  345  ha)  ist  erst  ein  ganz  verschwindender  Teil  (1824  ha 
oder  0,35  *^/o)  durch  Schaffung  eines  neuen  Vegetationsmantels 
gegen  Abschwemmung  und  Unterwühlung  gesichert  worden. 

Dazu  kommt  aber  noch  die  Thatsache,  dass  die  bereits  in 
Verbauung  begriffenen  Wildbäche  erst  einen  geringen  Bruchteil  der- 
jenigen bilden,  bei  denen  Arbeiten  dieser  Art  dringend  nötig 
sind.  Allerdings  fehlt  es  auch  hier  wieder  an  statistischen  Daten 
über  die  Zahl  der  gefährlichen  Wildbäche  und  über  die  Grösse 
ihres  Niederschlagsgebietes;  aber,  wie  bezüglich  der  Flussregu- 
lierungen, giebt  es  doch  wenigstens  vereinzelte  ziffermässige  An- 
gaben, welche  die  Richtigkeit  des  obigen  Satzes  erhärten. 

Seckendorff  konstatiert  a.  a.  O.  S.  149  allein  im  Oberlaufe 
des  Avisio  (Fassathal)  das  Vorhandensein  von  nicht  weniger  als 
112  Wildbächen,  während  die  Verbauungsarbeit  im  ganzen  Avisio- 
gebiete  (Fassa-,  Fleimser-  nnd  Cembrathal)  bloss  27  Bäche  be- 
trifft. Das  Niederschlagsgebiet  des  Gaüflusses  umfasst  nach  dem- 
selben Autor  etwa  130000  ha,  wovon  die  Hälfte  unbewaldet  ist; 
die  Zahl  der  Wildbäche  ist  hier  »ausserordentlich  gross«;  ver- 
baut wird  aber  nur  der  Laserbach  mit  5152ha,  aufgeforstet  wurde 
bisher  noch  gar  nichts.  Ueberhaupt  wären  nach  einem  i.  J.  1882 
ausgearbeiteten  Projekte  (Beilage  651,  Abgeordnetenhaus  DC.  Ses- 
sion) in  Kärnten  134  Wildbäche  zu  verbauen,  in  Verbauung  stehen 
aber  erst  23. 

Nimmt  man  sich  ferner  die  Mühe,  die  in  dem  citierten  Werke 
über  Wildbachverbauungen  *)  erwähnten  Wildbäche  mit  denjeni- 
gen zu  vergleichen,  bei  welchen  bis  Ende  des  Jahres  1893  Ver- 
bauungswerke  unternommen  wurden,  dann  erhält  man  ein,  wenn 
auch  viel  zu  schwaches,  Bild  von  dem  krassen  Missverhältnisse  zwi- 
schen dem  Bedürfnisse  nach  Wildbachverbauung  und  dessen  Befriedi- 
gung. Viel  zu  schwach  ist  dieses  Bild  deshalb,  weil  meist  nur  solche 
Wildbäche  in  jener  Publikation  erwähnt  sind,  bezüglich  deren 
irgend  welche  Erhebungen  oder  technische  Vorarbeiten  bereits 
gemacht  worden  sind;  überdies  wird  gewöhnlich  ausdrücklich 
gesagt,  dass  nur  die  wichtigsten,  bedeutendsten  Bäche  angeführt 
seien. 

So  werden  in  Galizien  7  Flussgebiete  genannt,  in  denen  Wild- 
bäche vorkommen,  während  erst  in  zweien  mit  den  Verbauungs- 

i)  Die  Wildbachverbauungen  in  den  Jahren  1883—1894. 
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arbeiten   begonnen   worden   ist:    in   dem   des  Dunajec    und   des 
Dniester.     Im  Dunajecgebiete  kämen  »vom  Standpunkte  der  bis- 
herigen Wildbachverbauungen  4  Zuflüsse   in  Betrachte,  aber  nur 
bei  einem,  der  Biala,   finden  bereits  Arbeiten  statt;    das  Nieder- 
schlagsgebiet  derselben   beträgt  20080  ha,    die  12  gefahrlichsten 
in  die  Biala  einmündenden  Wildbäche  haben  einen  Perimeter  von 
867  ha ;  die  Arbeiten  erstrecken  sich  aber  bloss  auf  4  Bäche  mit 
388  ha.     Keine  Verbauungen  fanden  bisher  statt:  im  Gebiete  des 
Skaw  mit   10  Wildbächen,    in   dem   des  Stryj   mit  7  wilden  Zu- 
flüssen, der  Lomnica  mit  28  Wildbächen  und  61 720  ha  Perimeter, 
der  Gnila  (6  Wildbäche)   und   des  Bug,    in  den  auch  »mehrere c 
Wildbäche  münden.     In  Böhmen  betrafen  die  Verbauungsarbeiten 
bloss  den  Rakonitzerbach  und  erstreckten  sich  auf  39  Runsen  des- 
selben und  992  ha  Niederschlagsgebiet,   während  dieses  Bachge- 
biet allein  321  Runsen  mit  36  500  ha  Perimeter  umfasst.    Von  den 
sonstigen,  dem  Stromgebiete  der  Elbe  und  der  Oder  angehörigen 
Wildbächen   ist  noch  keiner   der  Verbauung  zugeführt  worden. 
In  Mähren  sind  Verbauungen   bezüglich   der   Marchquellen ,    der 
Zwittawa   und  der  Betva  in  Aussicht,    aber  bloss  bezüglich  der 
letzteren   auch   in  Angriff  genommen  worden.     In  Schlesien  sind 
25  wichtigere  Wildbäche   des  Weichselgebietes  genannt;    20  da- 
von werden  verbaut.     In  Oberösterreich   flnden  wir   nur  2  Wild- 
bäche, an  denen  mit  Verbauungsarbeiten  begonnen  ist,  während 
deren  überhaupt   mehr   als  62  bestehen.     Ein  ähnliches  Missver- 
hältnis  weist  Salzburg   auf.     Im  Salzach-  und  Murgebiete    dieses 
Kronlandes   flnden   Verbauungen  von   8  Wildbächen  statt,   wäh- 
rend schon  nach  der  sehr  unvollständigen  hier  benützten  Quelle 
wenigstens   JJ  Bäche   verbauungsbedürftig   wären.     Ebenso    er- 
reichten  die   daselbst   aufgezählten  »wichtigstenc  Wildbäche  des 
Ennsgebietes  in  Steiermark  die  Zahl  von  42,  während  nur  3  da- 
von in  Verbauung  stehen.   Von  den  »zahlreichen  und  gefährlichen 
Wildbächen«  des  steiermärkischen  Murgebietes  ist  noch  bei  kei- 
nem  mit  den  Arbeiten  begonnen  worden.     Für  Kärnten  werden 
94  Wildbäche  als  die  wichtigsten  bezeichnet  und  namentlich  an- 
geführt;  23  stehen  in  Verbauung;  für  Krain  werden  14  genannt, 
2  verbaut.    Im  Küstenland  bestehen  mehr  als  14  Wildbäche,  an 
2  wird  gearbeitet.   Wie  unzureichend  die  Verbauungsarbeiten  der 
Landeskommission   zur  Regulierung   der  Gewässer  in  Tirol   sind, 
wurde   schon  oben  gezeigt.     Bezüglich   derjenigen  Flussgebiete, 
auf  welche  sich  die  Thätigkeit  jener  Kommission  nicht  erstreckt, 

Schiff,  Oesterreichische  Agrarpolitik.  I.  34 


t^Q  Die  Meliorationen. 

werden  21  Wildbäche  als  der  Verbauung  dringend  bedürftig  er- 
klärt, die  aber  nur  bei  einem  einzigen  vorgenommen  wurde.  In 
Vorarlberg  endlich  sind  im  Flussgebiete  der  111  nicht  weniger  als 
64  Wildbäche  vorhanden;  Verbauungsarbeiten  wurden  hier  aber 
überhaupt  noch  nicht  begonnen. 

Schon  nach  den  angeführten,  weit  hinter  der  Wirklichkeit 
zurückbleibenden  Daten  beträgt  die  Zahl  der  gefährlichsten  Wild- 
bäche in  Oesterreich,  ohne  das  Gebiet  der  Tiroler  Landeskom- 
mission, gewiss  weit  über  800,  während  Verbauungen  bis  zum 
Ende  des  Jahres  1893  bloss  bei  197  Wildbächen  in  Angriff  ge- 
nommen worden  sind. 

C.  Sonstige  Landesverbesseningen  der  Kronllinder,  Konkurrenzen  und 

Genossenschaften. 

Die  bisher  betrachteten,  unter  Mitwirkung  des  Staates  finan- 
zierten Meliorationsunternehmungen  repräsentieren,  wie  wir  sehen, 
bisher  nur  den  kleinsten  Teil  der  Flussregulierungen  und  Wild- 
bachverbauungen,  deren  Vornahme  im  Interesse  der  Landeskultur 
gefordert  werden  müsste.  Noch  weit  unbedeutender  sind  aber 
die  Arbeiten,  die  ohne  Staatsbeihilfen  von  den  Kronländem,  Kon- 
kurrenzen oder  Genossenschaften  unternommen  worden  sind.  Die 
Zahl  der  P'lussregulierungen  und  sonstigen  Meliorationen,  die  durch 
eigene  Landesgesetze  angeordnet  und  auf  Kosten  bloss  des  Landes 
und  der  Interessenten  durchgeführt  wurden ,  ist  sehr  gering  ^). 
Ausserdem  erteilen  die  Kronländer  hie  und  da  auch  Subventionen 
für  Flussregulierungsunternehmungen  durch  Einstellung  der  be- 
treffenden Beträge  in  das  Budget.  Am  weitesten  ging  in  dieser 
Beziehung  wohl  Niederösterreich,  wo  bis  zum  Jahre  1896  etwa 
6,8  Millionen  ü,  an  Subventionsbeträgen  bewilligt  worden  waren'), 
von  denen  etwa  4,3  Mill.  fl.  auf  Unternehmungen,  die  aus  dem 
Meliorationsfonde  dotiert  werden,  entfallen. 

Auch  die  genossenschaftliche  Meliorationsthätigkeit  hat  bis- 
her nur  einen  sehr  bescheidenen  Umfang  erreicht.     Nach  einer 


i)  In  Niederösterreich :  Regulierung  der  Leitha  (Gesetze  vom  ii.  Juni  1863  Nr.  4 
und  vom  i.  Oktober  1S74  Nr.  55  L.G.B.)  des  Zayabaches  (Gesetze  vom  24.  Februar 
1870  Nr.  22  imd  vom  19.  Februar  1873  ^^'  39  L.G.B  )  und  des  Russbaches  (Gesetze 
vom  I.  Mai  1867  ^^*  ^S*  ^^^  >•  November  1870  Nr.  63  und  vom  26.  Februar  1891 
Nr.  23  L.G.B. 

2)  Beil.  XIX,  Landtag  1895/6. 
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statistischen  Erhebung  des  Jahres  189 1  ^)  gab  es  in  ganz  Oester- 
reich 379  Wassergenossenschaften,  deren  Verteilung  auf  die  ein- 
zelnen Kronländer,  auf  die  verschiedenen  Meliorationszwecke  und 
auf  die  Zeit  vor  und  nach  der  Wasserrechtsgesetzgebung  aus  der 
folgenden  Tabelle  ersehen  werden  kann. 
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Zwar  ist  es  durchaus  nicht  ausgeschlossen,  dass  Genossen- 
schaften^ die  in  früherer  Zeit  zur  Durchfuhrung  von  Meliorationen 
entstanden  waren,  nach  Erreichung  dieses  Zweckes  sich  wieder  auf- 
lösten und  deshalb  im  Kataster  des  Jahres  1891  nicht  mehr  erschei- 
nen. Dies  dürfte  aber  nicht  gar  häufig  der  Fall  gewesen  sein,  be- 
sonders, da  doch  auch  nach  Vollendung  der  Anlage  zu  deren  Instand- 
haltung eine  Fortsetzung  der  Genossenschaft  meist  notwendig  ist. 
Man  darf  daher  wohl  aus  den  angeführten  Zahlen  schliessen,  dass 
die  Genossenschaflsbildung  auf  dem  Gebiete  des  Wasserwesens 
bisher  noch  eine  äusserst  mangelhafte  gewesen  ist.  Nur  in  Tirol 
finden  wir  eine  grössere  Anzahl  von  Wassergenossenschaften,  — 
auf  dieses  Land  entfällt  fast  die  Hälfte  der  Gesamtzahl,  —  und 
diese  sind,  wie  schon  früher  erwähnt  wurde,  grösstenteils  älteren 
Ursprungs,  ihre  Entstehung  reicht  meist  in  frühere  Jahrhunderte 
zurück.  Auch  von  den  Wassergenossenschaften,  deren  Gründungs- 
zeit  nach  der  obigen  Tabelle  in  die  Zeit  der  Geltung  der  neueren 

i)  Schmid,  Statistik  der  österreichischen  Wassergenossenschaften  nach  dem  Stande 
des  Jahres  189 1,  Statistische  Monatsschrift  1892. 
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Wasserrechtsgesetze  fällt,  ist  ein  grosser  Teil  in  Wahrheit  viel 
älter  und  wurde  nur  später  reorganisiert.  Eine  Reihe  von  Kron- 
ländern besass  i.  J.  1891  noch  keine  einzige  Wassergenossenschaft. 
Für  Zwecke  der  Bodenverbesserung  im  engeren  Sinne  wurden 
für  ganz  Oesterreich  nur  132  solche  Korporationen  gezählt,  von 
denen  wieder  fast  50^/0  in  Tirol  ihren  Sitz  haben. 

So  hat  denn  die  Wasserrechtsgesetzgebung  und  die  durch 
sie  statuierte  Möglichkeit,  auf  Grund  von  Mehrheitsbeschlüssen 
Genossenschaften  zu  bilden,  nur  spärlichen  Erfolg  gehabt.  Es 
fehlen  eben  noch  die  weiteren  Voraussetzungen  dafür:  die  Kom- 
massierung  der  Flur,  kulturtechnische  Organe  und  die  Mög- 
lichkeit, wohlfeilen  Kredit  zu  erlangen.  Erst  in  neuester  Zeit 
dürfte  in  die  Genossenschaftsbildung  ein  etwas  rascheres  Tempo 
gekommen  sein,  seitdem  durch  die  Errichtung  des  staatlichen  Me- 
liorationsfondes  die  Kapitalsbeschaffung  wesentlich  erleichtert  wor- 
den ist.  Allerdings  sind  auch  die  auf  diese  Weise  von  Staat 
und  Land  subventionierten  Genossenschaften  nicht  allzu  zahlreich, 
bis  1896  waren  es  53. 

D.  Bodenverbesserungen. 

Was  nun  speziell  die  Bodenverbesserungen  im  engeren  Sinne 
anlangt,  so  besitzen  wir  zwar  auch  darüber  nur  ganz  unzureichen- 
des statistisches  Material,  dasselbe  bietet  aber  doch  immerhin 
einige  Anhaltspunkte  für  die  Beurteilung  des  Umfanges  der  Me- 
liorationsthätigkeit  in  den  einzelnen  Kronländern.  Natürlich  lassen 
sich  die  eigentlichen  Bodenverbesserungen  von  den  im  Früheren 
behandelten  grösseren  Meliorationen  nicht  strenge  trennen ;  wir  wer- 
den deshalb  hier  auf  manches  früher  Gesagte  reflektieren  müssen. 

I.   Niederösterreich. 

Hierwar  Anfangs  nur  einKulturingenieur  bei  der  Landwirtschafts- 
gesellschaft angestellt.  Im  Laufe  der  ersten  Dezennien  (1859 — 78) 
vollführte  er  Drainagen  auf  1465 ,  Bewässerungen  auf  78  Joch ; 
es  wurden  also  im  Durchschnitt  jährlich  73  Joch  entwässert  und 
2^2  Joch  bewässert.  Von  den  Entwässerungen  betrafen  883  Joch 
oder  60  %  Grossgrundbesitzungen,  während  die  Irrigationsanlagen 
sämtlich  auf  grossen  Gütern  vorgenommen  wurden').  Auch  in 
den  nächstfolgenden  Jahren  war  die  Meliorationsthätigkeit  kaum 
lebhafter;  1877—80  wurden  167,6ha  drainiert  und  überdies  393  ha 


I)  Landtag  1878  BeU.  XLIU. 
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zum  Teile  in  Angriff  genommen  ').  Im  Jahre  1880  wurde  der  Lan- 
deskulturfond zur  Erteilung  niedrig  verzinslicher  Darlehen  an  Wasser- 
genossenschaften bestimmt;  im  Laufe  von  9  Verwaltungsjahren 
wurden  aber  nur  5  Darlehen  an  Wassergenossenschaften  gewährt, 
so  dass  der  grössere  Teil  jenes  Fondes  mangels  entsprechender 
Gesuche  seiner  Bestimmung  nicht  zugeßihrt  werden  konnte'). 
In  den  Jahren  188 1— 1886  wurden  18,  1887 — 1893  25  Wasserge- 
nossenschaften aus  Staatsmitteln  unterstützt  ').  Erst  seitdem  nicht 
nur  die  Staats-  sondern  auch  die  Landessubventionen  reichlicher 
fliessen  (1892)  und  auch  eine  grössere  Zahl  kulturtechnischer  Be- 
amten beim  Landesausschusse  angestellt  sind  (1886),  nehmen  die 
Meliorationsuntemehmungen  an  Zahl  und  Umfang  zu.  Von  dem 
kulturtechnischen  Amte  des  Kronlandes  wurden  ausgeführt  ^) : 


ba  Meliorationen 

Kilometer  Grabenanlagen 

I8S6/7 

153,68 

0,7 

1887/8 

166,86 

0,8 

I88S/9 

1 90,22 

1,4 

1889/90 

436,28 

22.35 

1890/1 

479,74 

29,60 

I89I/2 

600,25 

40,20 

1892/3 

932.3  « 

25,62 

1893/4 

668,58 

8,15 

1894/5 

399,35 

13,82 

1886/7—94/5  4  027,27  142,64 

Im  Durchschnitte  wurden  also  jährlich  etwa  447  ha  melioriert ; 
ausserdem  kamen  24  Wasserversorgungen  zur  Durchführung. 

Die  Meliorationen  bestanden  zum  weitaus  überwiegenden 
Teile  in  Drainagen.  Die  Mehrzahl  der  Meliorationen  wurde  vom 
Staat  oder  Land  finanziell  unterstützt;  in  den  Jahren  1886—95 
war  dies  bei  44  Meliorationen  der  Fall,  und  zwar  bei  28  Drai- 
nagen, 6  Entwässerungen,  3  gleichzeitigen  Ent-  und  Bewässerungen, 
2  Bewässerungen,  3  Graben-  und  2  Bachregulierungen.  Diese 
subventionierten  Unternehmungen  erstrecken  sich  auf  eine  Fläche 
von  3370,18  ha  und  auf  eine  Grabenlänge  von  112  km;  bei  38 
dieser  Meliorationen  (mit  3334,40  ha  und  112  km)  betrug  der  ge- 
samte Bauaufwand  442  384  fl. ,  wovon  durch  Subventionen  des 
Landes  130320,    durch  Beiträge   des  Staates   107 170  fl.   gedeckt 

1)  Jahresbericlite  des  Ackerbauministeriums  1877 — 80. 

2)  Schiff,  Zur  Frage  der  Organisaton  u.  s.  w.  S.  39. 

3)  Bericht  über  die  Thätigkeit  des  Ackerbauministeriums  i88i~i886  u.  1887— 1893  • 

4)  Landtag  1894/5  Beil.  VU,  1895/6  Beil.  XIV. 
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wurden,  so  dass  nicht  einmal  die  Hälfte  der  Baukosten  von  den 
Interessenten  selbst  zu  tragen  waren.  Der  Erfolg  wurde  durch- 
aus als  »sehr  günstige  bezeichnet. 

Nach  den  bei  den  Drainagen  gepflogenen  Erhebungen  kann 
man  den  erzielten  jährlichen  Mehrertrag  bei  den  subventionierten 
Anlagen  im  Mittel  wenigstens  mit  30  fl.  per  ha,  bei  den  Graben- 
anlagen mit  150  fl.  per  km  annehmen,  im  Ganzen  also  auf  etwa 
120000  fl.  berechnen;  dem  würde  bei  Kapitalisierung  zu  4^/0  ein 
Wertzuwachs  von  750  fl.  per  ha  und  von  2750  fl.  per  km  ent- 
sprechen. Somit  resultiert  aus  den  angeführten  Bodenverbesse- 
rungen eine  Steigerung  des  Ertragswertes  von  etwa  3  Mill.  fl.,  zu 
deren  Erzeugung  Baukosten  im  Betrage  von  nicht  einmal  Vt  Million 
aufgewendet  wurden.  Hienach  würde  sich  dem  Landwirt  das  Me- 
liorationskapital in  dem  dadurch  hervorgerufenen  Mehrertrage 
durchschnittlich  mit  etwa  27  ®/o  verinteressieren,  oder  es  würden 
bei  einem  Zinsfusse  von  4  Vo  die  Baukosten  im  Laufe  von  5  Jahren 
amortisiert  sein  *). 

Trotz  der  erfreulichen  Steigerung,  welche  wir  bezüglich  der 
Meliorationsthätigkeit  in  Niederösterreich  beobachten  konnten, 
bilden  »die  bis  dato  ausgeführten  Anlagen  einen  geringen  Bruch- 
teil der  meliorationsbedürftigen  Flächen  und  ist  die  Durchfuhrung 
von  ganz  gewaltigen  Aufgaben  der  Zukunft  vorbehalten«  *).  »Wenn 
auch  bezüglich  der  Entwässerungen  Bedeutendes  geleistet  wird, 
ist  es  doch  geradezu  verschwindend  zu  den  ungeheueren  Flächen 
versumpften  Bodens,  welche  einer  Entwässerung  bedürfen«.  »Die 
hohe  Rentabilität  der  Drainagen  ist  in  manchen  Gegenden  gar 
nicht  bekannt,  und  nur  mit  grosser  Mühe  gelingt  es,  trotz  Sub- 
ventionsverleihungen, eine  Anlage  zu  Stande  zu  bringen')«. 

Auch  auf  dem  Gebiete  der  Aufforstungen  ist  in  Niederöster- 
reich Manches  geschehen*).  Seit  dem  Jahre  1886  werden  in  das 
Landesbudget  alljährlich  2000  fl.  für  Subventionierung  von  Auf- 
forstungsarbeiten im  Marchfelde  eingestellt,  seit  1887  weitere 
2000  fl.  für  die  Aufforstung  des  Manhartsberges  und  2CX)  fl.  für 
die  des  Bisamberges;  seit  1893  endlich  werden  alljährlich  statt 
jener  Beträge  6000  fl.  fiir  die  Aufforstungen  im  ganzen  Lande 
bewilligt.     Im  Marchfelde   handelt   es  sich  vorwiegend    um  den 

i)  Landtag  1884/5  Beil.  VII. 

2)  Landtag  1894/5  Beil.  VII  Bericht  über  die  Thätigkeit  des  Bauamtsdepartements 
für  Landeskulturangelegenheiten. 

3)  Landtag  1891/2  Beil.  VIIL  4)  Landtag  1895/6  Beü.  CDC. 
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Schutz  der  Bodenkultur  gegen  Flugsandverwehungen,  am  Man- 
hartsberg  um  die  Verhütung  von  Ueberschwemmungen ;  dort 
müsste  die  Bindung  des  Bodens  auf  2800  Joch,  hier  auf  etwa 
IG  000  Joch  erfolgen.  Bis  Ende  des  Jahres  1894  waren  im  March- 
felde  erst  549  Joch  (20  %),  am  Manhartsberge  nur  etwa  800  Joch 
(8  Vq)  aufgeforstet  worden,  während  in  den  übrigen  Landesteilen 
bisher  noch  sehr  wenig  geschehen  ist.  Auch  in  Bezug  auf  die 
Aufforstungen  stehen  wir  also  in  Niederösterreich  erst  beim  Beginne. 

2.  Oberösterreich. 

Die  erste  Wassergenossenschaft  auf  Grund  des  Wasserrechts- 
gesetzes wurde  hier  i.  J.  1875  zur  Regulierung  des  Edelbaches  und 
der  Trockenlegung  des  versumpften  Edelbachthales  in  der  Aus- 
dehnung von  170  ha  gegründet ;  die  mit  staatlicher  Unterstützung 
ausgeführte  Anlage  kostete  8830  fl.  und  hatte  eine  Werterhöhung 
von  etwa  90000  fl.  zur  Folge  *).  Von  grösseren  Meliorationsar- 
beiten ist  ferner  die  Entsumpfung  des  teils  in  Oberösterreich, 
teils  in  Salzburg  gelegenen  Ibmer-Mooses  zu  nennen,  die  sich 
auf  1032  ha  erstreckte  und  unter  finanzieller  Beihilfe  des  Staates 
und  der  beiden  Kronländer  1886  beendet  wurde ').  Das  damit 
zusammenhängende  Waidmoos  von  über  200  ha  wurde  in  die  Me- 
lioration nicht  einbezogen. 

An  kleineren  Bodenverbesserungen,  insbesondere  Drainagen 
wurden  ausgeführt :  1876 — 1880  48  Entwässerungen  und  Bewässe- 
rungen auf  einer  Fläche  von  343  ha  mit  etwa  75000  fl.  Kosten; 
in  den  Jahren  1881 — 1886  wurden  92  ha  bewässert,  6y  ha  mittelst 
Drains  und  looi  ha  mittelst  offener  Gräben  entwässert,  der  Auf- 
wand hiefür  betrug  42000  fl.;  in  den  Jahren  1887 — 1893  fanden 
Bodenverbesserungen  auf  137  ha  mit  etwa  19000  fl.  statt ').  Im 
Ganzen  wurden  also  durch  solche  kleinere,  staatlich  geförderte, 
von  dem  Kulturtechniker  der  Landwirtschaftsgesellschaft  ausge- 
führte Unternehmungen  in  dem  18jährigen  Zeitraum  1640  ha  me- 
lioriert, also  nicht  einmal  die  Hälfte  des  in  Niederösterreich  im 
Laufe  von  8  Jahren  verbesserten  Bodens  *). 

3.  Salzburg. 

Der  Mangel    eines  kulturtechnischen  Organes   macht  sich  in 

i)  Jahresberichte  des  Ackerbauministeriums  1874/5  S.  23  und  457,  1875/6  S.  39. 

2)  Jahresberichte  1874/5  S*  22;  1875/6  S.  39;  1877/80  S.  100,  1881^86  S.  31. 

3)  S.  die  citierten  Jahresberichte  1874—93. 

4)  Hie  nnd  da  scheinen  allerdings  Drainagen  auch  ohne  Subventionen  und  ohne 
Mitwirkung  des  Kulturtechnikers  der  Landwirtschaftsgesellschaft  zu  stände  gekommen 
zu  sein;  aber  das  ist  doch  nur  die  seltene  Ausnahme. 
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diesem  Lande  so  sehr  fühlbar,  dass  die  vom  Staat  ausgeworfenen 
Subventionen  hier  oft  nicht  zur  Verwendung  gelangen  können, 
»obschon  fiir  die  Ausführung  von  Meliorationen  (Drainagen)  in 
Salzburg  fast  mehr  Gelegenheit  als  in  anderen  Ländern  vor- 
handen wärec  ^).  Lokale  Bodenverbesserungen  scheinen  in  Salz- 
burg bisher  noch  fast  gar  nicht  vorgenommen  worden  zu  sein; 
wohl  aber  fanden  unter  finanzieller  Beihilfe  von  Staat  und  Land 
mehrere  grössere  genossenschaftliche  Flussregulierungen  zum 
Zwecke  der  Entsumpfung  der  Thalsohle  statt.  So  wurden  die 
bereits  i.  J.  1823  begonnenen  Entsumpfungsarbeiten  an  der  Sal- 
zach im  Pinzgau,  ferner  im  Fuscher-  und  Rauriserthal  im  Jahre 
1880  im  Wesentlichen  beendet  Durch  die  Regulierung  des  Gross- 
arlerthales  wurden  70  ha,  durch  die  Taurachregulierung  67  ha, 
durch  die  Murregulierung  im  Burgau  1046  ha,  durch  die  Ennsregu- 
lierung  bei  Radstadt  374  ha,  im  Ganzen  also  durch  die  genannten 
Unternehmungen  1557  ha  vor  Versumpfung  und  Ueberschwem- 
mung  gerettet  *). 

4.  Steiermark. 

Hier  ist  nur  eine  geringe  Zahl  von  kulturtechnischen  Anlagen 
durch  den  Ingenieur  der  Landwirtschaftsgesellschaft  zur  Ausfüh- 
rung gelangt.  In  Betreff  der  Erfolge  der  Wiesenentwässerungen 
wird  berichtet,  dass  der  Ertrag  sich  um  100 — 160  ®/o,  in  einzelnen 
Fällen  um  200—350%  gesteigert  habe.  In  den  Jahren  1881 — 1886 
wurden  mit  Hilfe  von  Subventionen  188  ha  Boden  trocken  gelegt; 
ferner  in  den  Jahren  1887 — 1893  3  Bodenverbesserungen  durch- 
geführt. Projektiert  wurden  in  den  Jahren  1873 — 1876  Meliora- 
tionen auf  669  ha,  1877 — 1880  auf  mehr  als  930  ha,  1881—86  auf 
1650  ha.  Wie  viel  davon  durchgeführt  wurde,  ist  nicht  bekannt; 
aber  selbst  wenn  alle  diese  Projekte  zur  Ausfuhrung  gelangt 
wären,  was  bedeuteten  diese  32  km*  in  einem  Lande,  wo  »der 
grösste  Teil  der  2670  km^  Wiesen  an  stauender  Nässe«  leidet?'). 

5.  Kärnten. 

Im  Jahre  1876  wurden  durch  den  Wiesenbaumeister  der  Land- 
wirtschaftsgesellschaft 49  Joch  Boden  von  Nässe  befreit;  in  den 
Jahren  1877 — 1880  wurden  61  Kulturunternehmungen  im  Gesamt- 
ausmasse von  etwa  289  ha  ausgeführt,  1880 — 86  solche  von  866  ha, 
1887 — 93   von   1142  ha.     In   den   Jahren  1876 — 93  wurden   dem- 

i)  Jahresbericht  des  Ackerbauministeriuins  1869 — '^74  ^*  ^'* 

2)  S.  die  Jahresberichte  des  Ackerbauministeriums  a.  a.  O. 

3)  Oesterreich-Ungam  in  Wort  und  Bild. 
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nach  2346  ha,  im  Jahresdurchschnitte  130  ha  melioriert. 

6.  Krain. 

Die  Meliorationsarbeiten  sind  in  diesem  Lande  noch  viel  ge- 
ringfügiger. Die  Trockenlegung  des  2100  ha  grossen  Zirknitzer* 
sees  ist  noch  immer  Projekt,  die  Regulierung  des  über  18000  ha 
grossen  Laibacher  Moores  erst  zum  Teile  durchgeführt  ^).  Von 
kleineren  Bodenverbesserungen  hört  man  aus  diesem  Lande 
so  gut  wie  nichts.  »Die  Kultur  der  Wiesen  durch  Bewässerung, 
wo  nötig  auch  durch  Entwässerung  wird  noch  viel  zu  wenig  ver- 
standen, und  bei  dem  meistens  vorhandenen  Reichtum  an  dispo- 
niblem Wasser  und  dem  reichlichen  Gefalle  ist  für  den  rationellen 
Wiesenbau  noch  ein  weites  und  sehr  dankbares  Feld  eröffnete  '). 

Es  »wird  für  die  Bewässerung  der  Wiesen  wenig  gethan, 
während  doch  sehr  viele  Wiesen  eine  äusserst  günstige  Lage  ha- 
ben, so  dass  Ueberrieselungen  leicht  ausgeführt  werden  könnten. 
Tausende  von  Hektaren  Wiesenlandes  warten  noch  der  Entsnm- 
pfung;  ein  weiterer  Teil  derselben  wird  von  den  durchfliessenden 
Gewässern  überschwemmt,  hunderte  von  Hektaren  Wiesenlandes 
werden  von  den  Flüssen  weggerissen  und  abgeschwemmt,  so  z.  B. 
längs  der  reissenden  Save«^).  Nebst  dem  Laibacher  Moore  und 
dem  Zirknitzer  See  »bestehen  in  Krain  noch  mehr  Thäler,  welche 
überschwemmt  werden«,  so  das  Laaser-  und  das  Planinothal,  das 
Wippach-  und  das  RaSnathal.  »Wenngleich  nicht  überschwemmt, 
so  doch  nässend  und  sauer  sind  fast  durchwegs  die  Thalwiesen, 
welche  der  Drainierung  harren.  .  .  .  Zum  Glücke  sind  alle  ange- 
führten Grasländereien  (mit  Ausnahme  des  Planina-,  Laaser-  und 
Zirknitzerthales)  so  günstig  gelegen,  dass  infolge  der  natürlichen 
Abdachung  die  Trockenlegung  derselben  leicht  auszuführen  ist«  *). 
Desgleichen  bedürfen  die  Alpen  dieses  Kronlandes  dringend  der 
Verbesserung.  Nur  über  zahlreiche  Viehtränken  wird  uns  be- 
richtet, die  hier  mit  Hilfe  von  öffentlichen  Subventionen  erbaut 
wurden.  Femer  sind  die  Arbeiten  der  Karstaufforstungskommis- 
sion zu  erwähnen ,  welche  seit  1870  in  Krain  469  ha  Karstland 
wieder  bewaldet  hat. 

7)  Küstenland. 

Die   in    diesem    Verwaltungsgebiete   seit   1870   aufgeforstete 


i)  Landesgesetze  vom  a3./8  1877  und  25./11.  1880,  15./2.  1886. 

2)  Lorenz  und  Wessely,  Die  Bodenkultur  Oesterreichs. 

3)  Pcvke  in  den  »Oesterreichischen  Rinderrassen«  5.  Band  i.  Heft  S.  42. 

4)  PcTüke  a.  a.  O.  S.  44  ff. 
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Fläche  beträgt  etwa  1150  ha.  An  sonstigen  Meliorationen  sind 
daselbst  die  vom  Lande  Görz  undGradisca  mit  Staatssub- 
vention durchgeführten  Entsumpfungsarbeiten  an  der  Idrizza  und 
die  durch  eine  Genossenschaft  vorgenommene  Bewässerung  von 
Monfalcone  zu  erwähnen;  ferner  eine  Reihe  von  Uferschutz-  und 
Dammbauten,  einige  Wildbachregulierungen  und  die  Errichtung 
einer  grösseren  Anzahl  von  Viehtränken. 

Das  Meliorationsbedürfnis  dieses  Kronlandes  ist  durchaus 
nicht  gering.  Der  »mangelhafte,  in  einigen  Bezirken  geradezu  kläg- 
liche Zustand  der  Viehzucht  ist  namentlich  auf  das  Fehlen  von 
Bodenverbesserungen  zurückzuführen,  durch  welche  der  Ertrag 
des  Graslandes  gehoben  werden  würde«.  »Tausende  von  Campi 
könnten  durch  die  Regulierung  der  Flüsse  .  . .  der  Kultur  wieder- 
gewonnen werden.  €  »Mehr  und  besseres  Futter  zu  erzeugen  thut 
vor  allem  not ;  eben  durch  Regulierung  der  Flüsse,  durch  Bewäs- 
serung der  dazu  sich  eignenden  Flächen,  durch  Trockenlegung 
von  Sumpfland  und  sumpfigen  Wiesen  könnte  dieses  erreicht 
werden.c  »Der  ganze  Preval  im  Bezirke  Cormons  mit  hunderten 
Campi  Graslandes  mit  einem  reichen  Boden  bedarf  dringendst 
einer  Trockenlegung,  die  auch  mit  geringem  Aufwände  ob  der 
von  Natur  aus  sehr  günstig  gestalteten  geneigten  Lage  gegen  die 
Ebene  durchfuhrbar  wäre.€  Ebenso  verhält  es  sich  mit  dem  Gras- 
lande »Liakf  ^).  Aehnliche  Verhältnisse  werden  aus  I  s  t  r  i  e  n 
berichtet  2). 

8)  T  i  r  o  L 

Unter  den  grösseren  Unternehmungen,  die  weder  durch  den 
Meliorations-  noch  durch  den  Regulierungsfond  finanziert  sind, 
steht  in  erster  Reihe  die  Entsumpfung  des  Sterzinger  Mooses 
durch  Regulierung  der  Eisak,  des  Mareitar-  und  des  Pfisterbaches. 
Das  Gesetz  vom  21.  Dezember  1874  Nr.  i  ex  1875  L.G.B.  ordnete 
hiefür  die  Bildung  einer  Zwangsgenossenschaft  an ;  mit  HUfe  von 
Subventionen  durch  Staat  und  Land  wurden  1700  Joch,  die  fort- 
währenden Ueberschwemmungen  ausgesetzt  waren  und  nichts  als 
wertloses  Schilf  und  Moos  produzierten,  in  ertragreiches  Acker- 
und  Wiesenland  umgewandelt').  Im  Tannheimer  Thale  wurden 
ferner  von  343  ha   meliorationsbedürftigen   Bodens  etwa  100  ha, 


i)  Povle  a.  a.  O.  5.  Band  2.  Heft  S.  25  f. 

2)  Povie  a.  a.  O.  S.  91  f. 

3)  Jahresbericht  des  Ackerbaoministeriams  1874/5  S.  291. 
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in  der  Sarca-Ebene  400  ha  entsumpft*).  Ausserdem  gelangte 
eine  Reihe  von  Bachregulierungen,  Verbauungen,  Thalsperren 
u.  dergl.  zur  Ausfuhrung. 

Sodann  wurde,  wie  sich  aus  den  jährlichen  Berichten  des 
Landesausschusses  über  die  Thätigkeit  des  Landeskulturamtes 
ergibt,  eine  Anzahl  von  speziellen  Kulturunternehmungen  teils 
projektiert  teils  ausgeführt;  doch  scheinen  sich  diese  Arbeiten 
innerhalb  recht  enger  Grenzen  zu  bewegen.  Wir  haben  gesehen, 
dass  in  den  südlichen  Landesteilen  seit  Alters  her  genossen- 
schaftliche Wasserbauten,  insbesondere  Wiesenbewässerungen  be- 
stehen; aber  der  Zustand  dieser  Anlagen  ist  durchaus  kein 
günstiger.  Dünkelberg ^)  bezeugt  uns,  »dass  die  Bewässerung 
der  Wiesengründe  Tirols  im  Allgemeinen  selbst  da,  wo  sie,  wie 
zum  Beispiel  im  Vintschgau,  besteht,  nicht  im  Entferntesten  derart 
ausgenützt  wird,  wie  dies  der  Fall  sein  sollte  und  könnte;  umso 
mehr,  als  auch  noch  auf  grosse  Strecken  jedwede  Rieselung  fehlt 
und  das  massenhaft  überall  vorhandene,  meist  vorzügliche  Wasser 
ungenutzt  bleibt  oder  als  ein  oft  enormen  Schaden  bringendes 
Moment  die  Thäler  durchfliesst  Die  vorhandenen  Bewässe- 
rungsanlagen sind  meist  schlecht.  Die  Bewässerungsgräben  haben 
überall  zu  starkes  Gefalle  und  werden  ganz  irrationell  angelegt. 
Die  düngende  Herbstbewässerung  würde  eine  grosse  Steigerung 
der  Wiesenerträge  zur  Folge  haben.  Die  Bewässerung  würde 
auch  die  Erhöhung  des  Thalbeckens  zur  Folge  haben,  während 
jetzt  durch  das  mitgeflihrte  Geschiebe  nur  die  Flusssohle  erhöht 
wird  und  dadurch  die  Versumpfung  des  Bodens  fortschreitete. 

Dünkelberg  führt  die  Versumpfung  grosser  Strecken  in  den 
verschiedenen  Landesteilen  hauptsächlich  darauf  zurück,  dass  die 
Bachbetten  allmählich  höher  geworden  sind,  als  die  Wiesen,  ein 
Uebelstand,  der  gründlich  nur  durch  die  düngende  Bewässerung 
behoben  werden  könne. 

Trotz  dessen  wird  der  Bewässerung  und  Entwässerung  in 
Tirol  sehr  wenig  Gewicht  beigelegt.  »Diese  versumpften  Gelände 
scheinen  gleichsam  traditionell  zu  sein,  und  der  Bezeichnung 
»Mösert  begegnet  man  fast  überallc. 

Daran,  dass  in  Tirol  noch  ein  überreichliches  Feld  für  Me- 
liorationen, insbesondere  für  Bodenverbesserungen,  vorhanden  ist. 


i)  ThätigkeiUbericbt  des  Ackerbauministerinms  1877/80. 

2)  Knlturtechnische  Skizzen  über  eine  Bereisang  Tirols  im  Augast  und  Septem- 
ber 1871. 
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kann  also  nicht  wohl  gezweifelt  werden. 

9)  Vorarlberg. 

E^  fehlt  in  diesem  Ländchen  sicherlich  nicht  an  vielfacher 
Gelegenheit  zur  Vornahme  von  Bodenverbesserungen,  »die  nur 
der  kundigen  Hand  entgegensehen,  um  zum  Segen  der  Bevöl- 
kerung ins  Leben  gerufen  zu  werden;  und  es  wird  auch  in  den 
verschiedenen  Gemeinden  fort  und  fort  der  Ruf  nach  Verbesserung 
des  Bodens  laute  *).  Trotzdem  ist  von  Meliorationen  in  Vorarlberg 
nur  wenig  zu  hören.  Die  Thätigkeit  des  Landeskulturingenieurs 
beschränkt  sich  zufolge  der  jährlichen  Berichte  des  Landes- 
ausschusses auf  die  Projektierung  und  Besichtigung  von  ein  paar 
Bachkorrektionen  und  Entwässerungen.  Dies  ist  begreiflich,  da 
dem  Ingenieur  keine  Ausführungsorgane  (Kulturarbeiter)  zur  Seite 
stehen,  die  Verbesserungsarbeiten  selbst  daher  direkt  durch  die 
Grundbesitzer  vorgenommen  werden  müssten. 

10)  Böhmen. 

Welche  immense  Flächen  hier  noch  der  Meliorierung  harren, 
wurde  schon  früher  angeführt  (s.  o.  S.  428).  Das  kulturtechnische  Bu- 
reau des  Landeskulturrates  wurde  anfangs  nur  in  sehr  massigem  Um- 
fange in  Anspruch  genommen  ^),  u.  z.  zum  weitaus  grössten  Teile 
nur  für  indirekte  Bodenverbesserungen  (Flussregulierungen),  nicht 
für  direkte.  Wo  aber  die  letzteren  in  Betracht  kamen,  sind  es  fast 
durchaus  Meliorationsunternehmungen  auf  Grossgrundbesitzungen, 
während  die  Thätigkeit  des  kulturtechnischen  Bureaus  dem  bäuer- 
lichen Grundbesitze  noch  sehr  wenig  zu  Gute  gekommen  ist.  Ueber- 
dies  wird  immer  wieder  darüber  geklagt,  dass  zwar  eine  grosse  Zahl 
von  Projekten  verfasst,  sehr  wenige  davon  aber  ausgeführt  wer- 
den ').  In  den  ersten  10  Jahren  seines  Bestandes  hat  das  Melio- 
rationsbureau nur  55  Meliorationen  durchgeführt;  von  den  150 
in  Angriff  genommenen  Objekten  beziehen  sich  45  auf  grosse, 
hauptsächlich  Regulierungs-,  105  hauptsächlich  auf  Bodenverbes- 
serungsarbeiten *).  Im  ganzen  waren  im  Jahre  1887  erst  250000  ha 
Ackerland  und  1500  ha  Wiesen  melioriert*^),  die  wohl  zum 
grössten  Teile  dem  Grossgrundbesitze  angehören. 

Die   ausserordentliche  Geringfügigkeit  der  bisher  in  Böhmen 


i)  Landtag  1873  S.  72. 

2)  Landtag  1887  Beil.  XCI. 

3)  Landtag  1888  Beil.  Vn,  1889  Beil.  CXXV,  1896  S.  567. 

4)  NkmeCf  Das  erste  Dezennium  des  kulturtechnischen  Dienstes.    Prag  1894. 

5)  Landtag  1887  B.  CXU. 


Bodenyerbessenmgen  in  Vorarlberg,  Böhmen  und  Mähren.  t^i 

zu  Stande  gekommenen  Bodenverbesserungen  ist  auf  eine  ganze 
Reihe  von  Ursachen  zurückzufuhren.  Es  fehlt  die  Dezentra- 
lisation des  kulturtechnischen  Dienstes,  es  besteht  Mangel  an 
Kulturarbeiten],  Wiesenbaumeistern  u.  dergl.,  die  Gemenglage  ist 
noch  nirgends  beseitigt.  Unter  diesen  Umständen  ist  es  voll- 
kommen erklärlich,  dass  auch  die  Organisation  des  Meliorations- 
kredites, wie  sie  durch  die  Landesbank  des  Königreichs  Böhmen 
erfolgt  ist,  noch  von  keinem  nennenswerten  Einfluss  auf  die  Me- 
liorationsthätigkeit  gewesen  ist.  Die  Zahl  der  realisierten  Melio- 
rationsdarlehen (an  Konkurrenzen,  Genossenschaften  und  Lokal* 
bahnuntemehmungen)  betrug  am  31.  Dezember  1894  nur  16  in 
der  Gesamthöhe  von  1 688  500  fl. ;  im  Jahresdurchschnitte  kamen 
also  3  Kreditierungen  dieser  Art  zu  stände,  gewiss  ein  klägliches 
Resultat ').  Das  Ackerbauministerium  endlich  berichtet  uns  von 
5  grösseren,  eine  Fläche  von  7600  ha  betreffenden  Entwässerungs- 
untemehmungen  —  teils  durch  Drainage,  teils  durch  Regelung 
der  Vorflut  — ,  für  welche  technische  Vorarbeiten  geleistet  wurden ; 
ob  die  erfassten  Projekte  auch  zur  Ausfuhrung  gekommen  sind, 
ist  nicht  mitgeteilt. 

Auf  Grund  dieser  Daten  darf  wohl  behauptet  werden,  dass 
von  656000  ha  Ackerland  und  174000  ha  Wiesenboden,  die 
im  Jahre  1887  meliorationsbedürftig  gewesen  sind  (s.  o.  S.  428), 
bisher  kein  irgendwie  in  Betracht  kommender  Bruchteil  der  Verbes- 
serung zugeführt  worden  ist. 

11)  Mähren. 

An  Flussregulierungen  wurde  —  abgesehen  von  den  aus  dem 
Meliorationsfonde  dotierten  Unternehmungen  —  in  diesem  Lande 
bisher  nicht  viel  geleistet.  Namentlich  ist  die  weitaus  wichtigste 
Arbeit,  die  Marchregulierung ,  trotz  Jahrzehnte  langer  Verhand- 
lungen noch  immer  nicht  in  Angriff  genommen  worden.  Da- 
gegen wurden  mit  Landes-  und  meist  auch  mit  Staatsbeihilfe 
mehrfache  Korrektionen  an  der  BeSwa,  Ostrawitza  und  Thaya 
vorgenommen. 

Was  die  speziellen  Bodenmeliorationen  anlangt,  so  wurde  die 
erste  Drainagegenossenschaft  im  Jahre  1878  errichtet.  In  den 
Jahren  1881/86  sind  trotz  der  sehr  günstigen  Erfolge  einzelner 
Anlagen  nur  ganz  wenige  kleinere  Meliorationen  zu  verzeichnen. 
In  den  Jahren  1887 — 1893  wurden  6  Wassergenossenschaften  aus 
Staatsmitteln  unterstützt.    Seit  dem  Jahre  1884  sind   die  Ueber- 

I)  Landtag  1895/6  BcU.  CCXIX. 


CA2  ^^  MeliorationeiL 

Schüsse  des  mährischen  Landeskulturfondes  zum  Teile  für  die 
Subventionierung  von  Bodenmeliorationen  bestimmt  In  den 
Jahren  1884  bis  1893  wurden  für  diesen  Zweck  alljährlich  5000  fl., 
im  Jahre  1894  10  000  fl.,  1895  25000  fl.,  1896  30000  fl.  in  das 
Landesbudget  eingestellt.  Es  ist  jedoch  höchst  charakteristisch, 
dass  vor  dem  Jahre  1890  diese  Subventionen  nicht  an  den  Mann 
gebracht  werden  konnten ;  statt  der  in  den  6  Jahren  1884  bis 
1889  präliminierten  30000  fl.  wurden  thatsächlich  nur  3250  fl.  zur 
Unterstützung  von  Meliorationen  gewährt,  also  nur  loVo  der  hie- 
für ausgeworfenen  Summe.  Erst  als  im  Jahre  1890  die  Zahl  der 
kulturtechnischen  Organe  vermehrt  und  gleichzeitig  die  Unent- 
gelüichkeit  der  technischen  Vorarbeiten  angeordnet  wurde,  war 
eine  genügende  und  immer  steigende  Nachfrage  nach  Subventionen 
vorhanden,  und  ebenso  hängt  die  Erhöhung  der  letzteren  im 
Jahre  1895  mit  der  in  demselben  Jahre  erfolgten  Reorganisation 
und  Erweiterung  des  Landeskulturamtes  zusammen. 

Bezüglich  der  grösseren  aus  Landesmitteln  zu  subventionie- 
renden Unternehmungen  wurden  seitens  des  Landeskulturamtes 
detaillierte  Rentabilitätsberechnungen  aufgestellt:  fär  12  Drainage- 
anlagen  von  zusammen  1563  Joch  ergab  sich  ein  gegenwärtiger 
Bodenwert  von  im  ganzen  522  775  fl.,  der  durch  die  Entwässerung 
voraussichtlich  um  57,2^/0,  nämlich  auf  821  893  fl.  gehoben  werden 
würde ;  diese  Wertsteigerung  von  299 116  fl.  sollte  durch  einen 
Bauaufwand  von  123  873  fl.  (41%  des  Wertzuwachses)  erzielt  werden, 
das  Meliorationskapital  würde  hienach  durchschnittlich  während 
14  Jahren  durch  den  Mehrertrag  verzinst  and  amortisiert  werden 
können  ^). 

Ueber  die  sonstige  Meliorationsthätigkeit  in  Mähren  geben 
die  detaillierten  Berichte  des  kulturtechnischen  Landesamtes  Auf- 
schluss  *).  In  den  7  Jahren  1887  -1893  wurden  von  diesem 
Bureau  für  iio  Anlagen  Projekte  verfasst ;  davon  hatten  94  eigent- 
liche Bodenverbesserungen  zum  Gegenstand,  die  sich  auf  ein 
Areal   von   11 396   Joch   erstrecken    und   einen  Bauaufwand   von 


i)  Im  Einzelnen  schwanken  die  Wertsteigeningen  zwischen  300^0  (Napagedl) 
und  25  Vo  (Tlumatschau)  des  früheren  Wertes,  die  AmortiBationsdaaer  swischen  5  und 
21  Jahren. 

2)  Landtag  1887  Vorl.  Nr.  61  Beil.  Nr.  104;  1888  Vorl.  Nr.  83,    Beil.  Nr.  81 
1889  Vorl.  Nr.  no,    Beil.  Nr.  n3;    1890  Vorl.  Nr.  68  und  107;    1891  VorL  Nr.  126 
und  178;    1892  Vorl.  Nr.   99  und   219;    1893  Vorl.  Nr.   99  und  219;    1894/5   Vorl. 
Nr.  99,  136  und  186;  1895/6  Vorl.  Nr.  151  und  210. 
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über  830000  fl.  erfordern  würden;  ausgeführt  waren  jedoch  bis  An- 
fangs 1894  nur  34  Unternehmungen,  deren  Ausdehnung  nicht  einmal 
2000  Joch  betrug,  mit  einem  Kapital  von  113  280  fl.  Im  Jahres- 
durchschnitte wurden  also  etwa  286  Joch  oder  165  ha  melioriert. 
Welch  verschwindenden  Bruchteil  das  von  der  gesamten  melio- 
rationsbedürftigen Fläche  Mährens  ausmacht,  erkennt  man,  wenn 
man  sich  daran  erinnert,  dass  diese  letztere  auf  600000  ha  ge- 
schätzt worden  ist;  die  im  Jahresdurchschnitte  des  betrachteten 
Zeitraumes  meliorierte  Bodenfläche  bildet  davon  nicht  einmal 
den  3,600  sten  Teil. 

Grössere  Bedeutung  haben  in  Mähren  die  Auflbrstungen  er- 
langt. Einerseits  werden  für  Subventionierung  solcher  Arbeiten 
im  ganzen  Lande  seit  dem  Jahre  1884  jährlich  bestimmte  Beträge 
in  das  Landesbudget  eingestellt,  zunächst  5000,  seit  1886 
8000,  seit  1888  10  000,  im  Jahre  1896  iiooo  Gulden.  Andrerseits 
wurden  speziell  für  Aufforstungen  im  Quellgebiete  des  arg  ver- 
wilderten und  für  die  ganze  Gegend  gefahrlichen  BeSwaflusses 
seit  dem  Jahre  1878  je  3000,  seit  1889  je  4000,  seit  1895  je 
5000  fl.  jährlich  aus  Landes-  und  je  2000  fl.  jährlich  aus  Staats- 
mitteln als  Subventionen  gewährt.  Mit  Hilfe  dieser  Summen  ist 
bisher  die  Wiederbewaldung  des  einen  der  beiden  Quellgebiete 
—  des  der  Wsetiner  BeSwa  —  in  Angriff  genommen  worden; 
in  den  18  Jahren  1878 — 1895  wurden  daselbst  jedoch  nur  etwa 
870  ha  aufgeforstet,  während  doch  in  diesem  einen  Quellengebiete 
allein  5  589  ha  als  auflbrstungsbedürftig  festgestellt  worden  sind  ^). 
Ueber  den  Umfang  der  an  der  Roznauer  BeSwa  vorzunehmenden 
Arbeiten  fehlen  derzeit  noch  Erhebungen.  Die  Erkenntnis,  dass, 
solange  die  Aufforstung  dem  freien  Belieben  des  einzelnen  Be- 
sitzers überlassen  bleibt,  eine  rasche  Beseitigung  der  vorhandenen 
Uebelstände  nicht  zu  gewärtigen  ist,  hat  denn  auch  zum  Erlass 
des  bereits  erwähnten  Aufibrstungsgesetzes  für  das  Gebiet  der 
oberen  (Wsetiner)  BeSwa  geführt. 

12)  Schlesien. 

Das  Hauptgewicht  der  Meliorationsthätigkeit  in  Schlesien 
liegt  auf  dem  Gebiete  der  Flussregulierungen,  des  Uferschutzes 
und  der  Wildbachverbauungen  *).     Diesen   Arbeiten    kommt  hier 


1)  Landtag  1877  Nr.  ^  L.H.,  1895/96  Vorl.  Nr.  73. 

79 

2)  S.  Landtag  1872  S.  427;  1873  8.263,  511 ;  1874  S.  427;  1876  Rechenschafts- 
bericht S.  21,  Verhandlungen  S.  334;  1877  R.B.  S.  17;  1878  S.  363;  1880  Anhang; 
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die  primäre  Wichtigkeit  zu;  denn  die  Flüsse  und  Bäche  sind  in 
Schlesien  ausserordentlich  verwildert  und  alljährlich  werden  durch 
Ueberschwemmungen,  Uferbrüche,  Verschotterungen  grosse  Ver- 
heerungen angerichtet.  Beträgt  doch  die  Länge  der  zu  regulie- 
renden Wasserläufe  nicht  weniger  als  3080  km  *) ,  eine  riesige 
Zahl  für  das  kleine  Ländchen.  Ueberdies  bildet  die  Regelung 
der  Flussläufe  die  Voraussetzung  für  die  Durchführung  von  Ent- 
wässerungen, sowie  für  die  Anlage  von  Irrigationen.  Wir  sahen 
jedoch,  dass  in  dieser  Beziehung  bisher  sehr  wenig  geleistet  wor- 
den ist.  Wie  vorteilhaft  die  in  Rede  stehenden  Wasserbauten 
sind,  und  welch  günstigen  Einfluss  sie  auch  auf  die  Feuchtig- 
keitsverhältnisse des  ganzen  Flussgebietes  ausüben ,  zeigt  das 
Beispiel  der  Weichselregulierung*).  Diese  erfordert  —  in  Ver- 
bindung mit  Wildbachverbauungen  —  eine  Bausumme  von 
828000  fl.  und  überdies  jährliche  Erhaltungskosten  von  etwa 
33000  fl.,  was  einem  Gesamtkapitale  von  1653000  fl.  entspricht. 
Nun  wird  aber  der  jährliche  Schaden  durch  Ueberschwemmungen 
im  Weichselgebiete  auf  mindestens  100  000  bis  150000  fl.  geschätzt, 
was  allein  schon  einem  Kapitalsverluste  um  2V8  bis  3^/4  Mill.  fl. ; 
gleichkäme.  Ueberdies  aber  würden  durch  die  Weichselregulierung 
ungefähr  5000  ha  vor  Inundation  gesichert  werden  und  dadurch 
im  Laufe  der  Jahre  eine  Werterhöhung  von  '/i  Mill.  fl.  erfahren ; 
nach  Abzug  der  Bau-  und  Erhaltungskosten  bliebe  also  ein 
volkswirtschaftlicher  Reingewinn  von  1,6  bis  2,85  Mill.   fl.   übrig. 

Aehnlich  dürften  die  Verhältnisse  auch  bei  den  anderen 
schlesischen  Flüssen  liegen ') ;  dennoch  sind  bisher  nur  die 
Weichsel  und  der  Weidefluss  reguliert  und  überdies  einige  Wild- 
bäche im  Oppagebiete  verbaut  worden.  Andere  ebenso  dring- 
liche Korrektionen,  wie  die  der  Oder,  Olsa,  Biala,  Ostrawitza, 
Oppa,  sind  noch  im  Stadium  des  Projektes. 

Ganz  minimal  scheint  in  Schlesien  der  Fortschritt  in  Bezug 
auf  die  eigentlichen  Bodenverbesserungen  zu  sein.  Der  Landes- 
kulturingenieur wird  durch  die  Flussregulierungen  vollauf  in  An- 


1881  S.  243 ;  1884  S.  443 ;  1885  S.  275   u.  s.  w.    S.  ferner  >Die  Flussreguliening  in 
Schlesien  c,  Berichte  von  IValier^  Dünkelbtrg  und  Pola^ek^  1^73* 

i)  Landtag  1886/7  Geschäftsbericht  des  Landesausschusses  S.  21. 

2)  S.  für  das  Folgende   den  cit,  Bericht  des  Finanzausschusses,   Landtag  1884. 
Anhang  su  S.  476. 

3)  Eine  einzige  Ueberschwemmung  des  Weideflusses  hat  einen  Schaden  von  aber 
150  000  fl,  gestiftet,  während  die  Regulierungskosten  sich  nur  auf  50  000  fl.  belaufen  I 
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Spruch  genommen  und  findet  nur  ausnahmsweise  Zeit,  seine 
Thätigkeit  den  eigentlichen  Bodenverbesserungen  zuzuwenden. 
So  finden  wir  nur  ein  paar  ganz  vereinzelte  Drainagen  genannt, 
gar  keine  Bewässerungsanlagen.  Und  doch  ist  dieses  Land  nach 
dem  Urteile  des  bekannten  deutschen  Kulturtechnikers  Dünkelberg, 
der  Schlesien  im  Jahre  1873  bereiste,  »eines  jener  Länder,  dessen 
Gewässer  ganz  besonders  zu  landwirtschaftlichen  Zwecken  geeignet 
sind ;  es  besitzt  nicht  einmal  das  in  dieser  Beziehung  so  berühmte 
Nassau  ebenso  geeignete  Gewässer  für  Berieselung  und  überhaupt 
zu  kulturtechnischen  Zwecken  als  Schlesienc  ^). 

13)  Galizien. 

Die  Ausdehnung  der  meliorationsbedürftigen  Grundfläche 
Galiziens  ist  eine  ungeheure  (s.  o.  S.  429).  Grossen  Teils  fehlt 
den  versumpften,  entwässerungsbedürftigen  Flussniederungen  nur 
die  Vorflut,  so  dass  schon  durch  die  Regulierung  des  Fluss- 
laufes, ohne  sonstige  Anlagen,  die  Entwässerung  bewirkt  wer- 
den könnte. 

Natürlich  sind  aber  auch  diejenigen  Flächen  nicht  gering, 
welche  drainiert  oder  bewässert  werden  müssten.  Soll  doch,  wie 
der  galizische  Landesausschuss  berichtete,  der  grösste  Teil  der 
iVs  Mill.  Joch  umfassenden  Wiesen  des  Landes  der  Bewässerung 
in  Verbindung  mit  der  Entwässerung  bedürfen  (s.  o.  S.  429) 
und  etwa  ^/i  des  gesamten  Ackerbodens,  d.  i.  fast  1V4  Mill. 
Joch  zu  drainieren  sein. 

Demgegenüber  sind  die  in  Galizien  wirklich  vorgenommenen 
Bodenverbesserungen  von  geradezu  verschwindendem  Umfange. 
Eine  Erhebung  des  statistischen  Bureaus  über  die  bis  Ende  des 
Jahres  1893  durchgeführten  Drainagen  ergab  *),  dass  in  ganz  Ga* 
lizien  nur  16 102  Joch,  also  nicht  einmal  i^/o  der  vom  Landesaus- 
schusse als  drainagebedürftig  bezeichneten  Fläche,  auf  diese  Weise 
verbessert  waren. 

Es  sind  durchaus  landtäfliche  Besitzungen,  die  dieser  Melio- 
ration teilhaftig  geworden  sind. 

g.  Abschnitt.     Ergebnisse. 

Die  Untersuchungen  des  letzten  Abschnittes  dieses  Kapitels 
haben  uns  gezeigt,  dass  sich  zwar  neuerdings  in  Oesterreich  eine 

i)  Landtag  1876  S.  334. 

3)  Statistische  Mitteilungen  über  die  Verhältnisse  Galiziens  XV  i,  1896. 
Schiff,  Oesterreichische  Agrarpolitik.  I.  35 
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etwas  lebhaftere  Thätigkeit  auf  dem  Gebiete  des  Meliorations- 
wesens bemerkbar  macht ,  dass  aber  noch  immer  ein  grelles 
Missverhältnis  zu  den  Aufgaben  besteht,  welche  hier  zu  lösen 
wären. 

Dieses  Resultat  konnte  uns  nicht  überraschen,  nachdem  wir 
in  den  vorhergehenden  Abschnitten  gesehen  hatten,  wie  viele 
Hindernisse  einer  Ausbreitung  oder  gar  Verallgemeinerung  des  Me- 
liorationswesens in  Oesterreich  entgegenstehen ,  und  wie  wenig 
bisher  geschehen  ist,  um  diese  Hindernisse  zu  beseitigen.  Reka- 
pitulieren wir  das  dort  Gesagte,  so  ergeben  sich  uns  die  For- 
derungen, welche  wir  in  dieser  Beziehung  an  die  Gesetzgebung 
und  Verwaltung  stellen  müssen. 

Die  Hebung  des  Bildungsniveaus  der  Land- 
bevölkerung muss  als  das  erste  und  wichtigste  Postulat  an- 
gesehen werden.  Nicht  nur  die  allgemeine  Schulbildung,  sondern 
ebenso  auch  die  spezielle  Fachausbildung  der  bäuerlichen  Land- 
wirte müsste  zu  diesem  Zwecke  erhöht  werden.  Die  Bestrebungen 
zur  Abkürzung  der  Schulpflicht  wären  also  gerade  vom  Stand- 
punkt der  Landwirtschaft  aus  auf  das  Entschiedenste  zu  bekämpfen. 
Ja,  es  ist  gar  sehr  zu  überlegen,  ob  sich  der  Staat  mit  diesen 
allgemeinen,  elementaren  Kenntnissen  begnügen  solle,  ob  er  nicht 
auch  ein  gewisses  Minimalmass  an  fachlicher  Ausbildung  von 
denjenigen  zu  verlangen  habe,  die  das  landwirtschaftliche  Gewerbe 
ausüben  wollen,  denen  also  die  so  wichtige  gesellschaftliche 
Funktion  anvertraut  ist,  einen  Teil  des  Staatsgebietes  zu  bewirt- 
schaften. 

Jedenfalls  müsste  aber  der  Landbevölkerung  wenigstens  die 
Gelegenheit  geboten  sein,  sich  fachlich  auszubilden,  wofür 
die  spärlich  vorhandenen  landwirtschaftlichen  Schulen  nicht  im 
Entferntesten  ausreichen.  Es  müssten  überdies  alle  anderen 
Mittel  ergriffen  werden,  um  aufklärend  und  belehrend  auf  die 
bäuerlichen  Landwirte  einzuwirken. 

Die  Genossenschaftsbildung  für  Meliora- 
tionszwecke ist  in  Oesterreich  zwar  für  einige  wichtigere 
Unternehmungen  an  die  Zustimmung  bloss  einer  Majorität  von 
Grundbesitzern  geknüpft.  Indessen  geht  die  österreichische  Ge- 
setzgebung, wie  wir  gesehen  haben,  in  der  Statuierung  eines 
Zwanges  zur  Genossenschaftsbildung  lange  nicht  weit  genug. 

Zunächst  ist  ein  relativer  Zwang  nur  fiir  Entwässerungs-  und 
Bewässerungsanlagen,  für  die  Regulierung  von  Wasserläufen  oder 
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für  die  Ausführung  von  Wasserschutzbauten  zulässig;  nicht  auch 
für  anderweitige  Meliorationsunternehmungen,  welche  ohne  die 
Beteiligung  einer  grösseren  Anzahl  von  Grundbesitzern  undurch- 
führbar sind. 

Femer  können  Zwangsgenossenschaften  ohne  jede  Rücksicht 
auf  den  Willen  der  Beteiligten  nur  durch  ein  Spezialgesetz  ins 
Leben  gerufen  werden,  wenn  Ortschaften  wiederkehrenden  Ueber- 
schwemmungen  ausgesetzt  sind.  Bei  dem  Mangel  jeder  gesetz- 
lichen Verpflichtung  zur  Vornahme  von  Uferschutzbauten  und 
bei  den  ausserordentlichen  Gefahren,  die  durch  Unterlassung  von 
Schutzmassregeln  für  weite  Landstriche  bestehen,  wäre  —  nament- 
lich in  Gebirgsgegenden  —  mindestens  für  Uferschutzbauten 
die  Statuierung  eines  absoluten  Genossenschaftszwanges  erfor- 
derlich ,  der  sich  nicht  auf  die  Uferbesitzer  beschränken  dürfte, 
sondern  das  ganze  durch  Wassereinbruch  bedrohte  Gebiet  um- 
fassen müsste. 

In  der  Gemenglage  des  Grundbesitzes  erkannten  wir 
ein  weiteres  bedeutendes  Hindernis  für  die  Vornahme  von  Boden- 
verbesserungen. Bleibt  es  bei  unsern  heutigen,  unwirksamen 
Kommassationsgesetzen  und  wird  nicht  dafür  gesorgt,  dass  end- 
lich die  kulturschädliche  Streulage  des  Grundbesitzes  beseitigt 
werde,  so  ist  auch  an  eine  regere  Meliorationsthätigkeit  nicht  zu 
denken,  während  andrerseits  die  organische  Verbindung  der  Zu- 
sammenlegung mit  der  Vornahme  von  Bodenverbesserungen  für 
beide  Arten  von  Operationen  von  grösstem  Vorteil  wäre. 

Die  den  Meliorationsunternehmungen  ent- 
gegenstehenden subjektiven  Rechte  sind  durch 
die  Wasserrechtsgesetzgebung  in  Oesterreich  grossenteils  beseitigt 
worden.  Doch  muss  auch  hier  noch  eine  Reihe  von  Postulaten 
an  die  Gesetzgebung  gestellt  werden,  sollen  nicht  wichtige  kultur- 
technische Massregeln  durch  weit  geringfügigere,  ältere  Wasser- 
anlagen  oder  sogar  durch  ganz  wertlose  Privatrechte  unmöglich 
gemacht  werden. 

In  Bezug  auf  die  Beschränkung  oder  Aufhebung  des  Grund- 
eigentumes zu  Gunsten  von  landwirtschaftlichen  Wasserbauten 
ist  die  österreichische  Gesetzgebung  wohl  weit  genug  gegangen, 
doch  wäre  ein  vereinfachtes  Verfahren  für  die  erforderlichen  Ent- 
eignungen sehr  wünschenswert. 

Es  müsste  ferner  das  Privateigentum  an  fiiessenden  Gewäs- 
sern beseitigt  und  den  letzteren  ausnahmslos  öffentlicher  Charakter 
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zugesprochen  werden.  Die  Folge  davon  wäre,  dass  überschüs- 
siges, von  dem  »Privateigentümer«  nicht  verwendetes,  fliessendes 
Wasser  Rir  jede  neue  Benutzung  frei  stünde,  während  gegenwärtig 
dafiir    eine    »angemessene   Entschädigung«  zu  zahlen  ist. 

Auch  das  Verhältnis  landwirtschaftlicher  Meliorationsunter- 
nehmungen zu  bereits  vorhandenen  Wasseranlagen,  insbesondere 
zu  Stauwerken,  bedarf  dringend  der  Reform.  Die  durch  das  Ge- 
setz vom  30.  Juni  1884  eingeführte  Möglichkeit,  vorhandene  äl- 
tere Wasserbenützungsrechte  zu  Gunsten  neuer  Unternehmungen 
zu  expropriieren,  müsste  auf  alle  Arten  von  Meliorationen  und 
auf  alle  Arten  von  Gewässern  ausgedehnt  werden;  nament- 
lich würde  sich  eine  Teilung  der  Wasserbenützung  nach  der  Zeit 
sehr  empfehlen,  so  dass  eine  Ausnützung  des  Wasserlaufes  für 
landwirtschaftliche  Zwecke  immer  dann  frei  stünde,  wenn  —  wie 
des  Nachts  oder  an  den  Sonntagen  —  die  gewerbliche  Arbeit 
ruht. 

Die  Finanzierung  der  Meliorationen  bietet 
gleichfalls  oft  unübersteigliche  Schwierigkeiten.  Dies  gilt  nament- 
lich von  Privatmeliorationen,  wenn  der  zu  verbessernde  Boden 
bereits  so  sehr  verschuldet  ist,  dass  er  für  das  Meliorationskapi- 
tal keine  genügende  Sicherstellung  mehr  bietet.  Solchenfalls 
müsste  der  durch  die  Verbesserung  neu  erzeugte  Bodenwert  als 
Sicherstellung  und  Befriedigungsmittel  für  den  Meliorationsgläubiger 
verwendet  werden  können. 

Die  österreichische  Gesetzgebung  hat  dieses  Ziel  angestrebt, 
ja,  ist  in  der  Begünstigung  des  Melorationsgläubigers  zum  Teil 
sogar  zu  weit  gegangen,  während  sie  andernteils  dafür  zu  wenig 
gethan  hat. 

Die  Wasserrechtsgesetzgebung  hat  die  Umlagen  von  Wasser- 
genossenschaften für  Reallasten  erklärt  und  ihnen  ein  vorzugs- 
weises Pfandrecht  eingeräumt,  eine  Bestimmung,  welche  auf  die 
durch  freie  Uebereinkunft  der  Beteiligten  gebildeten  Genossen- 
schaften nicht  ohne  weiteres  hätte  Anwendung  finden  sollen. 

Durch  das  Meliorationskreditgesetz  vom  6.  Juli  1896  ist  auch 
fiir  Drainagedarlehen  unter  bestimmten  Voraussetzungen  ein  Pfand- 
privileg statuiert,  das  aber  den  Meliorationsgläubiger  auf  Kosten 
der  älteren  Satzposten  begünstigt  und  die  Sicherheit  der  letzteren, 
damit  aber  auch  den  Realkredit  selbst,  gefährden  kann. 

In  Bezug  auf  die  Meliorati  onskreditorganisation 
ist  in  Oesterreich  noch  fast  gar  nichts   geschehen ;   wenn   auch 
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eigene  Institute  dort  nicht  nötig  sind,  wo  zweckmässig  eingerich- 
tete und  geleitete  Landeshypothekenanstalten  bestehen,  so  muss 
doch  Vorsoi^e  dafür  getroffen  sein,  dass  diese  Darlehen  unter  Be- 
dingungen erteilt  werden,  welche  den  eigentümlichen  Bedürfnissen 
der  Meliorationsunternehmer  angepasst  sind. 

Endlich  kann  eine  zweckmässige  Organisation  des 
ku  It  u  rt  e  chnis  che  n  D  iens  t  es  und  Unterrichtes 
nicht  entbehrt  werden,  soll  eine  regere  Meliorationsthätigkeit  her- 
vorgerufen werden.  Dazu  ist  eine  einheitliche,  kulturtechnische 
Zentralinstanz  und  eine  reich  gegliederte  lokale  Organisation,  es 
sind  Unterrichtsanstalten  für  Kulturingenieure,  für  das  mittlere  und 
niedere  kulturtechnische  Personal  nötig.  An  allem  fehlt  es  in 
Oesterreich  noch  gänzlich. 

So  ist  eine  ganze  Reihe  administrativer  und  legislativer  Mass- 
nahmen nötig,  die  alle  zusammenwirken  müssen,  sollen  endlich 
die  in  Oesterreichs  Boden  schlummernden  reichen  Schätze  geho- 
ben werden. 
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6.  Kapitel.    Sonstige  Massregeln  zur  Erhaltung  oder 

Verbesserung  der  Landeskultur. 

Die  Gesetze  und  legislatorischen  Bestrebungen^  welche  den 
Gegenstand  der  vorstehenden  Kapitel  2  bis  5  bilden,  umfassen  bei 
weitem  die  wichtigsten,  wenn  auch  nicht  durchaus  die  wirksamsten 
Akte,  welche  in  Oesterreich  seit  der  Grundentlastung  auf  dem 
Gebiete  der  Landeskulturpolitik  zu  verzeichnen  sind.  Alle  diese 
Massregeln  haben  manches  Gemeinsame.  Die  Staatsgewalt  sucht 
den  wünschenswerten  Zustand  in  Bezug  auf  den  landwirtschaft- 
lichen Betrieb  nicht  bloss  dadurch  zu  erreichen^  dass  sie  etwa 
Polizeivorschriften  erlässt,  oder  dass  sie  fördernd  und  belehrend  auf 
den  Einzelnen  einzuwirken  trachtet,  sondern  der  Gesetzgeber  greift 
zu  diesem  Zwecke  mehr  oder  weniger  tief  in  den  Bestand  von 
subjektiven  Privatrechten  ein,  er  hebt  das  Grundeigentum  oder 
andere  dingliche  Rechte  an  unbeweglichen  Sachen  mit  oder  ohne 
Entschädigung  auf  und  beschränkt  die  wirtschaftliche  Freiheit  des 
Einzelnen  durch  Ausübung  eines  absoluten  oder  relativen  Zwanges. 
Daneben  gelangen  allerdings  auch  die  milderen  Mittel  der  öffent- 
lichen Verwaltung,  wie  Subventionierungen,  Bereitstellung  öffent- 
licher Organe  u.  dergl.,  zur  Anwendung. 

Jene  vier  grossen  Gruppen  agrarpolitischer  Vorkehrungen 
erschöpfen  jedoch  keineswegs  den  Kreis  derjenigen  Massregeln, 
welche  der  Staat  und  die  Kronländer  seit  dem  Jahre  1848  im 
Interesse  der  Landeskultur  ergriflfen  haben.  Es  giebt  vielmehr 
eine  schier  unabsehbare  Menge  von  Reichs-  und  Landesgesetzen, 
von  Verordnungen  und  von  Verwaltungsakten,  welche  direkt  oder 
indirekt  den  Zweck  verfolgen,  die  Landeskultur  oder  einzelne 
Zwecke  derselben  zu  befördern,  oder  sie  vor  Schädigung  zu  be- 
wahren. 

Die  wichtigeren  dieser  Massregeln  sollen  im  Folgenden  kurz 
besprochen  werden ;  überdies  werden  manche  Gesetze,  trotz  ihres  ge- 
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ringeren  wissenschaftlichen  Interesses  und  trotz  minderer  praktischer 
Bedeutung,  in  diesem  Kapitel  Aufnahme  finden,  teils,  weil  der 
Zusammenhang  es  erfordert,  teils,  weil  sonst  die  Vollständigkeit 
der  Darstellung  allzusehr  leiden  würde.  Ganz  ausgeschieden  ist 
von  vornherein  die  Besprechung  derjenigen  Gegenstände,  welche 
naoh  dem  auf  Seite  28  ff.  entwickelten  Plane  des  Gesamtwerkes 
den  Inhalt  des  2.  Bandes  bilden  werden.  Es  haben  zwar  auch  die 
dort  zu  behandelnden  Fragen  des  landwirtschaftlichen  Kredit- 
und  Versicherungswesens  grosse  Bedeutung  für  die  Landes- 
kultur, desgleichen  die  Versuche,  eine  Berufsorganisation  der  Land- 
wirte zu  schaffen,  die  Bestrebungen  nach  einer  Reform  des  bäuer- 
lichen Besitz-  und  Verschuldungsrechtes  u.  s.  w. ;  aber  bei  diesen 
Massregeln  und  Versuchen  ist  die  Wirkung  auf  die  Landeskultur 
doch  nur  ein  sekundäres  Moment;  in  erster  Reihe  steht  bei 
ihnen  die  Erhaltung  der  bäuerlichen  Besitzform,  die  Erhöhung  der 
Rentabilität  der  landwirtschaftlichen  Unternehmungen  durch  Mittel, 
welche  von  der  Art  der  Betriebsführung  ganz  unabhängig  sind. 

Im  Folgenden  sind  zunächst  einige  gesetzgeberische  Aktionen 
zu  erwähnen,  welche  in  Ergänzung  der  Grundentlastung  gewisse 
rechtliche  Ueberbleibsel  der  vormärzlichen  Agrarverfassung  be- 
seitigten, wie  den  contadinaggio  in  Dalmatien,  den  Lehensver- 
band, die  Propinationsrechte.  Sodann  ist  eine  Reihe  von  Gesetzen 
zu  besprechen,  durch  welche  nicht,  wie  bei  den  Meliorationen, 
eine  Verbesserung  der  Landeskultur  erreicht,  sondern  nur  eine 
Verschlechterung  derselben  hintangehalten  werden  soll.  Hierher 
gehört  zum  Teil  das  Forstgesetz,  ferner  das  Gesetz  zur  unschäd- 
lichen Ableitung  von  Gebirgswässern ,  endlich  eine  Reihe  von 
sonstigen  forst-  und  wasserpolizeilichen  Massnahmen.  In  engstem 
Zusammenhang  damit  stehen  die  Polizeivorschriften,  welche  die 
Bodenkultur  gegen  animalische  und  vegetabilische  Schädlinge,  die 
Viehzucht  gegen  ansteckende  Krankheiten  schützen  wollen.  Auch 
gegen  die  Schädigung  des  land-  und  forstwirtschaftlichen  Betriebes 
durch  Menschen  sind  eigene  gesetzliche  Anordnungen  notwendig 
—  sogenannter  Feldschutz  und  Forstschutz  — ,  und  es  müssen 
zu  dessen  Handhabung  spezielle  Organe  geschaffen  werden. 

In  all  den  erwähnten  Gesetzen  geht  die  Staatsgewalt  nur  so 
weit,  dass  sie  Handlungen  oder  Unterlassungen  verbietet,  welche 
nachteilig  auf  die  Landeskultur  einwirken,  durch  welche  also  nicht 
etwa  nur  der  Handelnde  oder  Unterlassende  selbst,  sondern  auch 
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dessen  Nachbarn  geschädigt  werden;  innerhalb  dieser  durch  das 
Zusammenleben  der  Menschen,  durch  die  gegenseitige  Abhängig- 
keit der  einzelnen  Wirtschaften  bedingten  Schranken  bleibt  im 
allgemeinen  der  Wirtschaftsbetrieb  des  Einzelnen  dessen  freiem 
Belieben  überlassen. 

Diesen  Wirtschaftsbetrieb  nach  einer  bestimmten  positiven 
Richtung  zu  beeinflussen,  wendet  die  Staatsgewalt  in  der  Regel 
lediglich  die  Mittel  der  pfleglichen  Unterstützung  und  der  Be- 
lehrung an;  nur  in  einigen  wenigen  Beziehungen  hat  sie  sich 
bisher  entschlossen,  bindende  Vorschriften  darüber  zu  erlassen, 
in  welcher  Weise  der  Einzelne  seine  Wirtschaft  fuhren  solle;  so 
hinsichtlich  der  Forstkultur,  der  Viehzucht  und  der  jagdmässigen 
Benützung  des  Grundbesitzes. 

I.  Abschnitt.    Gesetze,  welche  die  Grundentlastung  ergänzen. 

A.  Die  Aufhebung  des  ContadinenverhSltnisses  in  Dalmatien^). 

Es  ist  schon  oben  S.  i8  erwähnt  worden,  dass  die  Gnmd- 
entlastungsgesetze  ihre  Wirksamkeit  nicht  auch  auf  Dalmatien  er- 
streckten. In  einem  grossen  Teile  dieses  Kronlandes  wäre  auch 
für  die  Grundentlastung  keine  Gelegenheit  gewesen,  weil  es  an 
Rechtsverhältnissen  fehlte,  die  hätten  abgelöst  werden  können. 

Anders  aber  in  dem  Gebiet  der  ehemaligen  Republik  Ragusa, 
den  gegenwärtigen  Gerichtsbezirken  Ragusa,  Ragusavecchia,  Stagno 
und  Sabioncello.  Hier  hat  sich  bis  in  die  70er  Jahre  eine  eigen- 
tümliche Form  der  ländlichen  Arbeitsverfassung  erhalten,  der 
sogenannte  contadinaggio,  ein  Mittelding  zwischen  Pachtung  und 
Grundunterthänigkeit.  Das  Wesentliche  des  hier  verbreiteten 
Contadinenverhältnisses  war  Folgendes  :  Der  Eigentümer  überliess 
einem  Landmanne  Grundstücke  zum  landwirtschaftlichen  Betriebe, 
und  zwar  erblich  gegen  Entrichtung  einer  bestimmten  unverän- 
derlichen Abgabe  in  Früchten  oder  Geld  oder  eines  aliquoten 
Teiles  der  Nutzungen;  in  vielen  Fällen  wurde  dem  Landmanne 
das  jus  lignandi   und   pascendi  gewährt.     Wenn  nun  der  Eigen- 

i)  S.  für  das  Folgende :  Schindler ,  Darstellung  des  Colonen-  und  Contadinen- 
wesens  im  Ragusaner  Kreis,  Zeitschrift  für  österreichische  Rechtsgelehrsamkeit  und  po- 
litische Gesetzkunde,  1837  I  114 ;  Pappafava,  Studien  über  den  Teilbanm  in  der  Land- 
wirtschaft, insbesondere  in  Dalmatien,  Innsbruck  1894;  Nr.  687  der  Beilagen  za  den 
stenographischen  Protokollen  des  Abgeordnetenhauses  VIII.  Session,  Verhandlnngen 
S.  372  ff.;  Schif,  Bericht  über  die  Thätigkeit  des  statistischen  Seminars,  1895/96 
(Statistische  Monatsschrift). 
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tümer,  was  sehr  häufig  vorkam,  einem  solchen  Colonen  ein  Haus 
zum  Bewohnen  baute  oder  überliess,  so  hatte  der  Landwirt  die 
Verpflichtung,  dem  Grundherrn  auf  dessen  Grundstücken,  wo 
immer  sie  innerhalb  der  Republik  Ragusa  liegen  mochten,  ange- 
messene Frohnarbeit  zu  leisten.  Der  padrone  musste  während 
der  Arbeitsleistung  den  Bauer  verköstigen,  ihm  Lager  und  Unter- 
kunft geben;  überdies  bestand  für  ihn  die  Verpflichtung,  das 
Wohnhaus  seines  Grundholden  in  bewohnbarem  Zustande  zu  er- 
halten. Ein  solcher  Colone  hiess  contadino  (kmet),  das  Rechts- 
verhältnis contadinaggio. 

Dieses  Verhältnis  war,  trotz  des  häufigen  Wechsels  der  staats- 
rechtlichen Zugehörigkeit  Dalmatiens,  bis  in  die  70  er  Jahre  unseres 
Jahrhunderts  nicht  beseitigt  worden,  wenn  auch  der  Inhalt  des 
Arbeitsverhältnisses  wiederholt  im  Wege  der  Gesetzgebung  beein- 
flusst  worden  war.  So  hatte  die  Republik  Ragusa  im  Jahre  1800 
die  Zahl  der  Zwangsarbeitstage  auf  90  im  Jahre  beschränkt  und 
die  den  Contadinen  während  der  Arbeit  zu  leistende  Verköstigung 
quantitativ  und  qualitativ  festgesetzt. 

Unter  der  österreichischen  Regierung  wurde  durch  allerhöchste 
EntSchliessung  vom  9.  Mai  1815  die  Zahl  der  wöchentlichen  Ar- 
beitstage auf  3  limitiert  und  bestimmt,  dass  die  Arbeit  an  keinem 
Orte  gefordert  werden  dürfe,  der  mehr  als  5  Stunden  vom  Wohn- 
orte des  Contadins  entfernt  lag  —  Bestimmungen,  die  im  Jahre 
1836  eine  Abschwächung  dahin  erfuhren,  dass  9  kontinuierliche 
Arbeitstage  gefordert  werden  durften,  und  dass  Arbeiten  in  einer 
Entfernung  von  mehr  als  5  Stunden  zwar  zu  leisten  waren,  aber 
durch  Zahlung  von  jährlich  10  Gulden  C.-M.  reluiert  werden 
konnten. 

Dieses,  den  modernen  Rechtsbegriflen  widerstreitende  Rechts- 
verhältnis wurde  nach  langem  Drängen  endlich  durch  das  Reichs- 
gesetz vom  II.  Januar  1878  No.  9  R.G.Bl.  beseitigt.  Die  Ver- 
pflichtung zur  Leistung  von  Zwangsarbeitstagen  wurde  aufgehoben 
(§  i);  als  Ersatz  dafür  hat  der  Contadine  jährlich  5  Gulden  an 
den  padrone  zu  leisten,  die  Erhaltung  des  Hauses  auf  sich  zu 
nehmen  und  die  von  demselben  zu  entrichtenden  öflentlichen  Ab- 
gaben zu  vergüten.  Endlich  enthält  das  Gesetz  noch  Bestim- 
mungen über  den  Ersatz  von  Meliorationen ;  die  Kosten  von  Ver- 
besserungen, die  der  Contadine  auf  dem  vererbpachteten  Gute 
vorgenommen  hat,  müssen  bei  Auflösung  des  Verhältnisses  durch 
den  Herrn  zurückerstattet  werden. 
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B.  Die  Aufhebung  des  Lehensbandes  ^). 

Die  mittelalterliche  Lehensverfassung  hatte  ursprünglich  im 
Wesentlichen  einen  militärischen  Charakter  besessen;  durch  Be- 
lehnung mit  Grund  und  Boden  wollte  sich  der  Lehensherr  die 
für  den  Krieg  erforderlichen  Reisigen,  insbesondere  die  damals 
ausschlaggebenden  Reiter  sichern.  Schon  im  Mittelalter  selbst 
war  aber  dieser  militärische  Gesichtspunkt  immer  mehr  zurück- 
getreten ;  mit  dem  Beginn  der  Neuzeit  und  dem  Aufkommen  der 
stehenden  Heere  verschwand  er  gänzlich.  Dass  sich  dies  Rechts- 
verhältnis dennoch  bis  in  unser  Jahrhundert  erhalten  hat,  ist 
darauf  zurückzuführen,  dass  der  Lehensmann  dem  Lehensherren 
nebst  der  Lehensfolge,  den  Kriegsdiensten,  auch  eine  Reihe  von 
sogenannten  Lehensreichnissen  leisten  musste,  wie  insbesondere 
die  Lehensware  (laudemium)  bei  jeder  Lehensmutung,  femer  die 
Lehenszinsen.  Sehr  häufig,  wie  namentlich  bei  den  in  Salzburg 
und  in  den  Erzherzogtümern  verbreiteten  »Beutellehen«,  hatten 
sich  auch  die  alten  Lehensdienste  in  jährliche  Leistungen  von 
Geld  oder  Naturalien  verwandelt.    • 

In  Oesterreich  hat  sich  eine  ausserordentlich  grosse  Zahl 
von  verschiedenartigen  Formen  des  Lehensverhältnisses  entwickelt 
und  bis  in  die  Gegenwart  erhalten.  Es  gab  landesfürstliche  und 
Privatlehen,  gegebene  und  aufgetragene,  Gnade-,  Kauf-  und  ge- 
kaufte Lehen ,  neue  und  alte ,  Männer-  und  Weiberlehen,  Ritter- 
und Rechtslehen,  Stamm-  und  Erblehen,  Rustikal-  und  Beutel- 
lehen. Stets  war  das  Eigentum  an  dem  Lehensgute  zwischen 
Lehensherr  und  Vasall  geteilt;  die  Pflichten  des  Letzteren  be- 
schränkten sich  aber  bei  einer  grossen  Anzahl  von  Lehen,  insbe- 
sondere bei  den  sogenannten  Beutellehen,  auf  die  Leistung  der 
Lehensgebühren  und  der  Lehenszinsen,  während  bei  anderen  noch 
Beschränkungen  in  Bezug  auf  die  Veräusserung,  Verschuldung 
und  Vererbung  des  Lehensgutes  hinzukamen. 

Schon  im  Jahre  1843  hatte  die  vereinigte  Hofkanzlei  als 
oberster  Lehenshof  dem  Kaiser  einen  Antrag  auf  Beseitigung  des 
Lehensverhältnisses  gemacht,  der  jedoch  unerledigt  blieb.  Im 
Grundentlastungspatente  vom  7.  September  1848  geschah  der 
Lehen  keinerlei  Erwähnung,  und  so  blieben  sie  bis  in  die  60er 
Jahre  unverändert  bestehen.     Das  hat  sicherlich  grosse  Nachteile 

i)  S.   hier  insbesondere  5.  Adler ^    »Lehenwesen «  im  Staatswörterbuch,  heraas- 
gegeben  von  Ulbrich  u.  Mischler,  II  S.  632. 
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gehabt.  Schon,  dass  ein  grosser  Teil  des  Grundbesitzes  —  der 
Minister  Lasker  erwähnt  nicht  weniger  als  9500  Lehensobjekte  — 
dem  Verkehr  entzogen  war,  musste  lähmend  auf  dessen  Bewirt- 
schaftung wirken.  Dazu  kam  nun  noch  die  grosse  Verwandtschaft 
vieler  Lehensverhältnisse  mit  den  durch  die  Grundentlastung  be- 
seitigten Urbarialschuldigkeiten.  Das  gilt  namentlich  von  den 
Beutellehen,  welche  bäuerliche  Grundstücke  betrafen  und  mit 
schweren  Veränderungsgebühren  —  5  bis  10  %  des  Wertes  —  be- 
lastet waren,  die  im  Falle  einer  Besitzveränderung  nebst  den 
hohen  staatlichen  Gebühren  geleistet  werden  mussten.  Unter  den 
95(X)  Lehen,  die  es  in  Oesterreich  gab,  dürften  wenigstens  6000 
solche  Beutellehen  gewesen  sein  ^). 

Die  Gesetzesvorlage ,  welche  die  Regierung  dem  engeren 
Reichsrat  im  Jahre  1861  unterbreitete,  ordnete  die  zwangsweise 
Ablösung  aller  Lehensverhältnisse  an;  das  Herrenhaus  schränkte 
indessen  die  Wirksamkeit  des  Gesetzes  auf  die  Lehen  im  lom- 
bardisch-venezianischen Königreiche  und  auf  die  Rustikal-  und 
Beutellehen,  sowie  auf  die  sonstigen,  ihrer  Natur  nach  frei  ver- 
käuflichen und  frei  vererblichen  Lehen  ein').  Erst  über  mehr- 
faches Drängen  der  Landesvertretungen  ^)  wurden  in  den  Jahren 
1868  und  1869  Ablösungsgesetze  erlassen,  welche  die  Beseitigung 
auch  aller  übrigen  Lehen  im  Wesentlichen  ganz  nach  ähnlichen 
Grundsätzen  anordneten,  wie  das  Gesetz  des  Jahres  1861^). 

Hienach  ist  zunächst  die  Errichtung  von  neuen  Lehen  für 
immer  verboten.  Bezüglich  der  noch  bestehenden  Lehen  ist  an- 
geordnet, dass  sie  vom  Tage  der  Wirksamkeit  des  Gesetzes  in 
soweit  aufgehoben  seien,  als  das  Verhältnis  zwischen  Lehensherr 
und  Lehensmann  in  Frage  kommt.  Das  Obereigentum  wird 
mit  dem  Untereigentum  und  zwar  in  der  Person  des  Vasalles 
vereinigt.  Für  diese  Aufhebung  des  Obereigentums,  und  für  die 
dem  Lehensherr  dadurch  entgehenden  Lehensreichnisse  hat  der 
bisherige  Vasall  dem  Lehensherren  eine  Entschädigung  zu  leisten, 
für  deren  Ermittelung  das  Gesetz  die  nötigen  Vorschriften  enthält ; 
jährliche  Geld-    oder  Naturalleistungen    sind    dabei    mit    5^0   zu 


1)  S.  den  Bericht  des  Salzborgischen  Landesausschusses,  1865  S.  88  ff. 

2)  Gesetz  vom  17.  Dez.  1862,  Nr.  403  R.G.B1. 

3)  S.  z.  B.  Salzburg  a.  a.  O.  1866  S.  179,  Steiermark  1863  Beilage  A 
zu  S.  502,  1865/6  S.  45,  Kärnten  1868  S.  263,  I  s  t  r  i  e  n  1868  S.  72. 

4)  Gesetze  vom  31.  Dezember  1867,  R.G.B1.  8  u.  9,  und  vom  12.  Mai  1869  R.G.B1. 
Nr.  103  bis  n2. 
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kapitalisieren ;  bezüglich  der  Veränderungsgebühren  wird  der  Be- 
rechnung die  Annahme  zu  Grund  gelegt,  dass  in  je  25  Jahren  ein 
solcher  Veränderungsfall  eintrete.  Dagegen  dauert  das  Rechts- 
verhältnis zwischen  den  schon  vorhandenen  (oder  wenigstens  er- 
zeugten) Lehensanwärtern  in  Bezug  auf  die  Nachfolge  in  das  Lehens- 
gut so  lange  fort,  bis  kein  solcher  Anwärter  mehr  vorhanden  ist, 
oder  bis  durch  Vertrag  das  Lehensband  auch  zwischen  den  Familien- 
mitgliedern des  Lehensbesitzers  aufgehoben  ist.  Es  giebt  also  auch 
gegenwärtig  noch  Lehen,  doch  sind  sie  auf  den  Aussterbeetat 
gesetzt. 

Die  Durchführung  der  Lehensallodifikation  ist  gegenwärtig 
noch  nicht  ganz  beendigt.  Es  haben  sich  bei  derselben  übrigens 
auch  manche  Uebelstände  ergeben.  Namentlich  war  es  nicht  überall 
leicht,  festzustellen,  wo  ein  wirkliches  bäuerliches  Lehen  vorliegt, 
und  wo  die  Bezeichnung  als  »Leheni  (Halb-,  Ganz-,  Viertellehen) 
nur  der  herkömmliche  Name  für  die  alten,  bestifteten  Bauernhöfe 
ist.  Letzteres  trifft  namentlich  vielfach  in  Oberösterreich  zu,  wo 
denn  auch  mit  Recht  solche  Bauernhöfe  und  die  von  ihnen  zu 
zahlenden  Veränderungsgebühren  in  die  Grundentlastung  einbe- 
zogen wurden ;  trotzdem  hat  nach  Erlass  der  LehensaUodifikations- 
gesetze  ein  Teil  des  oberösterreichischen  Adels  gegen  die  Bauern 
Klagen  auf  Zahlung  der  Veränderungsgebühren  im  Betrage  von 
IG  ^/o  des  Wertes,  ja  auf  Ersatz  rückständiger  Gebühren  einge- 
bracht; bei  der  mangelhaften  Prozessvertretung  solcher  kleinen 
Leute  soll  es  hier  und  da  auch  gelungen  sein,  bei  Gericht  mit 
diesem  Anspruch  durchzudringen  ^). 

C.  Die  Ablösung  der  Propinationsrechte '). 

Ein  anderer  Ueberrest  der  alten  Wirtschaflsverfassung ,  wel- 
cher die  Grundentlastung  überdauert  hat  und  auch  heute  noch 
nicht  vollständig  verschwunden  ist,  ist  das  Propinationsrecht. 
Darunter  versteht  man  die  ausschliessliche  Befugnis  zur  Erzeugung 
und  zum  Ausschank  gewisser  geistiger  Getränke  in  einem  be- 
stimmten Bezirk,  sowie  die  Verpflichtung  der  Einwohner  dieses 
Bezirkes,  ihren  Bedarf  an  solchen  Getränken  ausschliesslich  vom 
Propinationsberechtigten  zu  beziehen.     Propinationspflichtige  Ge- 

i)  Monatsschrift  für  Forstwesen  1880  S.  493. 

2)  S.  darüber  insbesondere  KUczynsky  im  Staatswörterbuch  II  S.  851 ;  ferner  den 
Artikel  »Propinationsrechte  im  Rechtslexikon  III  S.  382. 


Die  Aufhebung  des  Lehensbandes  und  der  Propinationsrechte.  eq7 

tränke  sind  Bier  und  Branntwein,  in  Galizien  auch  noch  Meth, 
nur  ausnahmsweise  Wein.  Das  Propinationsrecht ,  welches  in 
Böhmen,  Mähren,  Schlesien,  Galizien  und  in  der  Bukowina  vor- 
kam,  stand  in  erster  Linie  nur  den  Gutsherren  zu  und  war  auch 
ein  Ausfluss  der  gutsherrlichen  Gewalt;  wo  dasselbe  einzelnen 
Gremeinden  zustand,  wie  insbesondere  den  königlichen  Städten  in 
Galizien,  dort  war  es  eben  daraus  entstanden,  dass  die  Städte 
von  der  gutsherrlichen  Gewalt  eximiert  wurden.  Trotz  dieser 
Entstehung  ist  aber  das  Propinationsrecht  mit  den  Fragen  der 
Landeskultur  offenbar  nur  in  einem  ziemlich  losen  Zusammenhang. 
Das  Grundentlastungspatent  hob  nur  den  Bier-  und  Brannt- 
wein zwang  auf,  Hess  aber  das  ausschliessliche  Erzeugungs-  und 
Schankrecht  unverändert  fortbestehen,  das  erst  durch  eigene  Lan- 
desgesetze ^)  gegen  Leistung  einer  billigen  Entschädigung  abgelöst 
wurde.  Zu  diesem  Zweck  wurde  in  jedem  Lande  aus  Abgaben 
für  neu  errichtete  Brauhäuser  und  Branntweinbrennereien,  sowie 
aus  anderen  Einnahmen  ein  »Propinationsentschädigungsfond« 
gebildet,  aus  welchem  die  früher  propinationsberechtigten  Perso- 
nen nach  Ablauf  eines  20 — 26jährigen  Zeitraumes  für  den  Ver- 
lust ihrer  Propinationsrechte  entschädigt  wurden.  Zu  den  Kosten 
der  Propinationsablösung  in  Galizien  und  in  der  Bukowina  trägt 
überdies  der  Staat  zufolge  §  2  b  des  Branntweinsteuergesetzes  *) 
dadurch  bei,  dass  er  an  die  Propinationsberechtigten  in  Galizien 
vom  Jahre  1888  bis  zum  Jahre  1910  jährlich  1000  000  Gulden, 
an  die  Propinationsberechtigten  in  der  Bukowina  bis  zum  Jahre  1911 
jährlich  100  000  Gulden  aus  den  Erträgnissen  der  Branntwein- 
steuer zahlt. 


2.  Abschnitt.    Schutz  der  Landeskultur  durch  forst-  und 

wasserpolizeiliche  Massregeln. 

Im  Anschluss  an  die  im  5.  Kapitel  behandelten  Meliorationen 
müssen  hier  einige  gesetzliche  Massregeln  erwähnt  werden, 
welche  einen  mehr  polizeilichen  Charakter  tragen  und  nicht  eine 


i)  Böhmen,  Gesetz  vom  30.  April  1869  ^^'  55  L.G.Bl.;  Mähren,  Gesetz  vom 
23.  Mai  1869  Nr.  23  L.G.B1. ;  Schlesien,  Gesetz  vom  23.  Mai  1869  Nr.  18  L.G.6I. ; 
Galizien,  Gesetze  vom  30.  Dez.  1875  Nr.  55  ex  1877  L.G.B1.  und  vom  22.  April  1889 
Nr.  30  L.G.B1. ;  Bukowina,  Gesetze  vom  7.  August  1876  Nr.  6  ex  1879  L.G.B1.  und 
vorn  22.  April  1889  Nr.  9  L.G.B1. 

2)  Gesetz  vom  20.  Juni  1888  Nr.  95  R.G.BI, 
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Verbesserung  der  Landeskultur  bewirken,  sondern  vielmehr  eine 
Verschlechterung  derselben  hintanhalten  sollen. 

Hierhergehören  insbesondere  gewisse  Einschränkungen,  welche 
durch  einige  Gesetze  den  Grundbesitzern  in  der  Ausübung  ihres 
Eigentums  auferlegt  werden,  um  die  Landeskultur  vor  Gefahren 
zu  bewahren.  Wir  iiaben  in  dem  vorigen  Kapitel  die  gegenseitige 
physikalische  und  wirtschaftliche  Abhängigkeit  kennen  gelernt,  in 
welcher  sich  die  einzelnen  Grundeigentumsobjekte,  namentlich  die 
im  Gebirge  gelegenen ,  befinden ;  wie  die  Sicherung  der  tieferen 
Landesteile  vor  Wassergefahren  durch  eine  entsprechende  Behand- 
lung der  höheren  Gebiete  bedingt  wird ,  so  verhält  es  sich  auch 
mit  Erdabrutschungen ,  Fels-  und  Steinstürzen,  Lawinen  u.  s.  w. 

I.  Das  Forstgesetz  vom  8.  Dezember  1852  No. 
250  R.G.B. 

Dem  Schutz  der  Landeskultur  dient  die  Bestimmung  §  26 
des  Forstgesetzes,  wonach  die  Bringung  des  Holzes  zu  Wasser 
im  ungebundenen  Zustande,  dann  das  Flössen  gebundenen  oder 
ungebundenen  Holzes  mit  Hilfe  eigener  Flössereigebäude  (Holz- 
trift) ,  sowie  die  Errichtung  von  Triftbauten  (Schwemmwerken) 
der  besonderen  Bewilligung  durch  die  politischen  Behörden  be- 
darf; jeder  »Triftunternehmer  ist  gehalten,  die  Uferstrecken,  Ge- 
bäude und  Wasserwerke,  welche  durch  die  Trift  bedroht  sind, 
soweit  es  die  politische  Behörde  ftir  notwendig  findet,  durch 
Schutzbauten  zu  sichernc,  und  er  hat  zu  den  Kosten  von  Schutz- 
bauten, »welche  nicht  bloss  der  Trift  wegen,  sondern  überhaupt 
gegen  Beschädigung  von  Wasserfluten  auszuftihren  sindc,  verhält- 
nismässig beizutragen. 

Femer  hat  das  Forstgesetz  für  gewisse  Kategorien  von  Wäl- 
dern Vorschriften  erlassen,  durch  welche  die  Freiheit  der  Bewirt- 
schaftung aus  Rücksicht  ftir  die  allgemeine  Landeskultur  beschränkt 
wird. 

Zu  den  Schutzwäldern  gehören  zunächst  alle  Forste  auf 
Boden,  der  bei  gänzlicher  Blosslegung  in  breite  Flächen  leicht 
fliegend  wird,  ferner  die  Wälder  in  schroffer,  sehr  hoher  Lage. 
Wälder  dieser  Art  sollen  lediglich  in  schmalen  Streifen  oder  mit- 
telst allmählicher  Durchhauung  abgeholzt  und  sogleich  wieder  mit 
jungem  Holz  gehörig  in  Bestand  gebracht  werden.  Die  Hoch- 
wälder des  oberen  Landes  der  Waldvegetation  dürfen  nur  im 
Plenterhiebe  bewirtschaftet  werden  (§  6).    Als  Schutzwälder  gelten 
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weiters  die  Forste  an  den  Ufern  grosser  Gewässer  und  an  Ge- 
birgsabhängen,  wo  Abrutschungen  zu  befürchten  sind;  hier  darf 
die  Holzzucht  nur  mit  Rücksicht  auf  Hintanhaltung  der  Boden- 
gefährdung betrieben  und  das  Stockroden  und  Wurzelausgraben 
nur  insofern  gestattet  werden,  als  der  hierdurch  verursachte  Auf- 
riss  gegen  jede  weitere  Ausdehnung  sogleich  versichert  wird  (§  7). 
Noch  grösser  sind  die  Beschränkungen  der  sogenannten 
»Bannwälderc,  d.  h.  der  Forste,  welche  durch  eine  ausdrück- 
liche Verfügung  der  Behörde  in  Bann  gelegt  worden  sind.  Eine 
solche  Verfügung  soll  immer  dann  getroffen  werden,  wenn  »die 
Sicherung  von  Personen,  von  Staats-  und  Privatgut  eine  beson- 
dere Behandlungsweise  der  Wälder,  als:  Schutz  gegen  Lawinen, 
Felsstürze,  Steinschläge,  Gebirgsschutt,  Erdabrutschungen  u.  dergl. 
dringend  forderte.  »Die  Bannlegung  besteht  in  der  genauen  Vor- 
schreibung und  möglichsten  Sicherstellung  der  erforderlichen  be- 
sonderen Waldbehandlungc.  »Die  mit  der  Bewirtschaftung  der 
Bannwälder  zu  betrauenden  Individuen  sind  hierfür  eigens  in  Eid 
und  Pflicht  zu  nehmen,  und  fiir  die  Verwirklichung  der  besonderen 
Behandlung  verantwortlich  zu  machenc. 

Würden  diese,  sowie  die  sonstigen  hier  nicht  speziell  er- 
wähnten Vorschriften  des  Forstgesetzes  wirklich  strikte  durchge- 
führt werden,  so  wäre  der  Stand  der  Waldkultur  in  Gestenreich, 
—  trotz  der  mannigfachen  Mängel,  welche  das  Forstgesetz  aner- 
kannter Massen  aufweist,  —  wohl  ein  recht  befriedigender.  Allein 
diese  Bedingung  trifft,  wie  allgemein  bekannt  und  zugegeben  ist, 
leider  in  weitem  Umfange  nicht  zu,  sondern  die  Durchführung  des 
Gesetzes  lässt  vielfach  ausserordentlich  zu  wünschen  übrig.  Im 
Jahre  1874  erklärte  sogar  der  Ackerbauminister  Chlumetzky 
im  Abgeordnetenhaus,  dass  das  Forstgesetz,  nach  22jährigem  Be- 
stehen, ein  toter  Buchstabe  geblieben  sei ;  das  Forstgesetz  werde 
von  Niemandem  geachtet;  ein  Hauptgrund  hierfür  sei,  dass  von 
Seiten  der  ärarischen  Forstverwaltung  in  den  kaiserlichen  Forsten 
das  Gesetz  komplett  ignoriert  werde  *).  Seither  haben  sich  die 
Zustände ,  namentlich  infolge  der  Verordnung  vom  3.  Juni  1873 
über  die  genauere  Handhabung  des  Forstgesetzes,  sicherlich  viel- 
fach gebessert;  aber  davon,  dass  das  Forstgesetz  durchgeführt 
sei,  kann  auch  heute  noch  nicht  die  Rede  sein.  Zunächst  sind 
die  Forstorgane  durchaus  ungenügend  für  die  zahlreichen,  ihnen 

i)  Abgeordnetenhaus  VIII  Session  S.  3389. 
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durch  das  Gesetz  übertragenen  Funktionen.  Es  sind  ferner  auch 
die  Rechtsfolgen,  welche  an  die  Uebertretung  der  forstpolizeilichen 
Normen  geknüpft  sind,  zu  milde,  als  dass  sie  auf  den  Waldbesitzer 
eine  abschreckende  Wirkung  ausüben  könnten.  Handlungen,  welche 
einen  Gewinn  von  vielen  hundert  Gulden  abwerfen  können,  sind 
mit  Geldstrafen  von  i — 10  Gulden  bedroht  I  "Es  ist  denn  auch  in 
vielen  Gegenden  allgemein  üblich  geworden,  dass  beim  Verkauf 
gesetzwidrig  gewonnener  Forstprodukte  der  Käufer  die  Verpflich- 
tung übernimmt,  dem  Verkäufer  die  Geldstrafe  wegen  Uebertretung 
des  Forstpatentes  zu  ersetzen;  und  ebenso  zieht  es  der  Holz- 
spekulant vor,  sich  wegen  unerlaubter  Abholzung  strafen  zu  lassen, 
als  die  vorgeschriebenen  Aufforstungen  durchzuführen  und  das 
Forstgesetz  zu  beachten. 

Die  Erkenntnis,  dass  das  Forstgesetz  reformbedürftig  sei,  ist 
denn  auch  ganz  allgemein  vorhanden;  am  deutlichsten  zeigte  es 
sich  darin,  dass  die  Regierung,  nachdem  sie  vielfach  dazu  gedrängt 
worden  war,  im  Jahre  1878  im  Abgeordnetenhaus  einen  vollstän- 
dig ausgearbeiteten  Forstgesetzentwurf  einbrachte  *),  der  indessen 
nicht  mehr  zur  Beratung  im  Plenum  gelangte.  Auch  seither  be- 
stritt die  Regierung  niemals  die  Notwendigkeit,  das  geltende 
Forstrecht  zu  reformieren;  der  Ackerbauminister  Graf  Falken- 
hain beantwortete  im  Jahre  1889  eine  diesbezügliche  Interpel- 
lation dahin,  dass  die  Reform  der  Forstgesetzgebung  »demnächst 
bevorstehende  sei  *).  Thatsächlich  ist  aber  bisher  fast  gar  nichts 
in  dieser  Richtung  geschehen. 

Selbst  wenn  übrigens  die  Vorschriften  des  Forstgesetzes  in 
der  Praxis  überall  vollkommen  verwirklicht  wären,  so  würde  da- 
durch noch  keineswegs  eine  Garantie  dafür  geboten  sein,  dass 
die  Forstwirtschaft  auch  in  einer  Weise  geführt  wird,  welche  die 
Gefahren  fiir  die  Landeskultur  möglichst  ausschliesst.  In  dieser 
Richtung  bedarf  das  Forstgesetz  sehr  der  Ergänzung.  Ueberdies 
käme  hierfür  nicht  nur  die  Forst-,  sondern  auch  die  Alpen-  und 
Weidewirtschaft  in  Betracht.  Es  müsste  sich  dabei  insbesondere 
um  einen  erhöhten  Schutz  der  Pflanzendecke  des  Bodens  (Wald, 
Rasen),  eventuell  sogar  um  die  neuerliche  Herstellung  einer  sol- 
chen (künstliche  Aufforstungen,  Berasung)  handeln,  femer  um  die 
Hintanhaltung  der  Lockerung  des  Erdreiches,  der  Trennung  der 

1)  Nr.  827  der  Beilagen  des  Abgeordnetenhauses  VIII.  Session. 

2)  Abgeordnetenhaus  X.  Session  S.  12  377. 
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Bodenoberfiäche,  endlich  darum,  die  Gefährlichkeit  der  vorhan- 
denen Wildbäche  —  auch  abgesehen  von  ihrer  Verbauung  — 
möglichst  abzuschwächen,  indem  namentlich  Alles  hinweggeräumt 
wird,  was  den  regelmässigen  Abfluss  im  Falle  des  Hochwassers 
hindern  kann. 

Eine  Reihe  von  Gesetzen  hat  denn  auch  im  Interesse  der 
allgemeinen  Landeskultur  weitere  Beschränkungen  des  Grund- 
eigentümers in  der  freien  Ausübung  seines  Eigentumsrechtes  fest- 
gesetzt. 

2.  Das  Gesetz  betreffend  Vorkehrungen  zur  un- 
schädlichen Ableitung  von  Gebirgswäss  ern  *). 

Dieses  Gesetz  ist  das  einzige,  welches  Vorschriften  der  eben 
angegebenen  Art  fiir  das  ganze  Reich,  wenn  auch  nur  für  einen 
kleinen  Teil  der  in  Frage  kommenden  Grundstücke,  erlassen  hat, 
nämlich  bezüglich  des  »Arbeitsfeldes«  bei  einer  unternommenen 
Wildbachverbauung.  Jeder  Besitzer  eines  innerhalb  des  Arbeits- 
feldes gelegenen  Grundstückes  muss  sich  alle  jene  Bauten  und 
Vorkehrungen  gefallen  lassen,  welche  nach  den  obwaltenden  Ver- 
hältnissen zur  Sicherung  der  thunlichst  unschädlichen  Ableitung 
des  Gebirgswassers  erforderlich  sind,  wie  insbesondere  die  Be- 
festigung des  Bodens  durch  Entwässerungsanlagen,  Hegelegungen, 
Berasungen,  Flechtzäune  oder  Aufforstungen  und  durch  die  Aus- 
schliessung oder  Anordnung  bestimmter  Arten  sowohl  der  Be- 
nützung der  Wälder,  Weiden  und  anderer  Grundstücke,  als  auch 
der  Bringung  der  Produkte  (§  2);  das  Gesetz  schreibt  sogar  die 
Aufhebung  des  Eigentumsrechtes  (Enteignung)  vor,  wenn  begrün- 
dete Zweifel  bestehen,  dass  bei  der  Belassung  des  betreffenden 
Grundstückes  im  bisherigen  Besitz  der  für  die  Wildbachverbauung 
erforderliche  Zustand  hergestellt  und  nachhaltig  erhalten  werden 
würde  (§  4). 

»Insoferne  die  Enteignung  eines  zum  Arbeitsfelde  gehörigen 
Grundstückes  nicht  stattfindet,  muss  dessen  Besitzer  dulden,  dass 
die  zur  Herbeiführung  des  zweckentsprechenden  Zustandes  dieses 
Grundstückes  festgestellten  Vorkehrungen  (z.  B.  die  Herstellung 
von  Sickergräben  oder  anderen  Entwässerungsanlagen,  Aufforstung, 
Berasung  u.  s.  w.)  durchgeführt  werden,  und  ist  ferner  der  je- 
weilige Besitzer   verpflichtet,    den   in  Betreff  der   künftigen    Be- 


i)  Gesetz  vom  30.  April  1884  Nr.  117  R.G.B1. 
Schiff,  Oesterreichische  Agrarpolitik.  J.  ^6 
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nützung   des  Grundstückes    und    der  Bringung   der  Produkte   er- 
lassenen Anordnungen  vollständig  nachzukommen«  (§  6). 

Diese  Beschränkungen  des  Grundeigentums  sind  aber  durch- 
aus daran  gebunden,  dass  eine  Wildbachverbauung  thatsächlich 
in  Angriff  genommen  worden  ist ;  wo  dies  nicht  der  Fall  ist,  wo 
also  etwa  der  Neubildung  von  Wildbächen  erst  vorgebeugt  wer- 
den sollte,  dort  giebt  es  in  den  meisten  Kronländern  leider  kein 
Mittel,  um  die  Besitzer  zu  einer  den  allgemeinen  Interessen  der 
Landeskultur  Rechnung  tragenden  Benützung  ihrer  Liegenschaften 
und  zur  Unterlassung  aller  Handlungen  zu  zwingen,  welche  eine 
Verschlechterung  der  klimatischen  und  der  Wasserverhältnisse  zur 
Folge  haben  könnten.  Nur  in  einigen  wenigen  Kronländern  finden 
wir,  wie  die  folgende  Uebersicht  zeigt,  Gesetze,  welche  Vorschrif- 
ten dieser  Art  enthalten ;  zum  Teil  haben  wir  dieselben  schon  in 
anderem  Zusammenhange  erwähnt. 

3.  Sonstige  forst-  und  wasserpolizeiliche 
Vorschriften. 

Das  dalmatinische  Gesetz  vom  19.  Februar  1873, 
No.  23  L.G.B.  verbietet  das  Ausgraben  oder  Ausreissen  von 
Wurzeln  und  Wurzelstöcken  der  Forstgewächse,  das  Ausgraben 
und  Ausreissen  von  Holzgewächsen;  ferner  ist  die  Entrindung 
von  Föhrenbäumen  in  Gemeindewäldem  bei  Strafe  verboten  und 
der  politischen  Bezirksbehörde  das  Recht  eingeräumt  worden,  die 
Ziegenweide  an  bestimmten  Plätzen  der  Gemeindewälder  zu  unter- 
sagen. 

Auch  in  andern  Kronländern  ist  die  Beweidung  von  Wäldern 
durch  Ziegen  und  Schafe  gesetzlich  beschränkt  worden.  D  i  e 
Verordnung  der  Statthalter  ei  vom  24.  Februar  1855 
No.  7,  II  L.G.B.  verbietet  in  Tirol  und  Vorarlberg  die  Ziegen- 
weide an  lockeren  Bergabhängen  längs  der  Strassen,  an  Wegen 
und  Zäunen,  dann  in  Blossen,  Schlägen  und  Jungwaldungen ;  auch 
für  die  übrigen  Waldteile  darf  die  Ziegenweide  nur  mit  Vor- 
sicht und  unter  Einschränkungen  gestattet  werden;  für  Schafe 
gelten  ähnliche  Bestimmungen.  Während  diese  Verordnung  in 
Vorarlberg  noch  unveränderte  Giltigkeit  hat,  ist  sie  in  Tirol  durch 
die  Verordnung  der  Statthalterei  vom  19.  No- 
vember 1891  N  o.  43  L.G.Bl.  ersetzt  worden,  welche  die  Ziegen- 
weide für  die  Schutz-  und  Bannwaldungen,  ferner  für  die  aufzu- 
forstenden und  fiir  die  in  Schonung  gelegten  Flächen  ausschliesst 
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und  sie  auch  sonst  an  erschwerte  Bedingungen  knüpft. 

Eigene  Gesetze  über  das  Halten  und  Weiden 
der  Ziegen  wurden  in  I Strien  erlassen'),  wonach  sogar  das 
blosse  Halten  von  Ziegen  untersagt  ist;  die  politische  Bezirks- 
behörde kann  ausnahmsweise  das  Halten  von  Ziegen  dann  ge- 
statten, wenn  »wohlbegründete  Verhältnisse  zu  Gunsten  der  Zie- 
genhaltung dargethan  werden  und  zugleich  nach  allen  obwaltenden 
Umständen  angenommen  werden  kann,  dass  die  beabsichtigte 
Ziegenhaltung  mit  keiner  Gefahrdung  der  Waldkultur  überhaupt 
oder  fremder  landwirtschaftlicher  Kulturen  verbunden  sein  wird. 
Solche  Bewilligungen  sind  stets  mit  dem  Vorbehalt  des  AVider- 
rufes  und  in  der  Regel  für  das  Halten  Einer  Ziege  im  gesamten 
Haushalte  zu  erteilen;  nur  unter  besonders  berücksichtigungs- 
würdigen  Verhältnissen  kann  für  einen  grösseren  Haushalt  die 
Haltung  mehrerer  Ziegen  gestattet  werden.  Besondere  Vorsichts- 
massregeln trifft  das  Gesetz  noch  für  den  Fall,  dass  Ziegen  nicht 
nur  gehalten,  sondern  auch  auf  die  Weide  getrieben  werden  sollen. 
> Grundstücke ,  welche  nach  den  bestehenden  Vorschriften  der 
Waldkultur  zu  erhalten  sind,  können  in  keinem  Falle  zur  Ziegen- 
weide bestimmt  werden«. 

Auch  inGörz  undGradisca  bestehen  Beschränkungen 
für  das  Halten  und  das  Weiden  von  Ziegen  *). 

Einige  Kronländer  haben  femer  spezielle  Gesetze  auf  dem 
Gebiete  der  Forst-  und  Wasserpolizei  im  Interesse  der  Sicherung 
der  Landeskultur  erlassen. 

In  Tirol  hat  das  Gesetz  vom  29.  März  1886  betref- 
fend die  Bestrafung  gemeingefährlicher  forstlicher 
Uebertretungen  No.  22  L.G.B.  nicht  eigentlich  neue  Normen 
aufgestellt,  sondern  nur  die  Sanktion  für  die  bereits  bestehenden 
Polizeivorschriften  verstärkt. 

Energischer  sind  die  Landesgesetzgebungen  von  Schlesien, 
Kärnten  und  Salzburg  vorgegangen.  Das  schlesische  Ge- 
setz vom  2.  Mai  1886  No.  25  L.G.B.  bestimmt  unter  Anderem, 
dass  Gewässer,  welche  durch  Ueberschwemmung,  Uferbruch,  Ver- 


i)  Gesetze  vom  ii.  November  1883,  Nr.  11  L.G.B.  ex  1884  und  vom  30.  Juni 
1886  Nr.  II  L.G.B. 

2)  Kundmachung  des  küstenlSndtschen  Gubemiunu  vom  13.  Juli  1844  2-  7507i 
lepnblizieit  duich  die  küstenifindische  Statthalterei  unter  dem  28.  September  1870, 
Z.  9590.   S.  Afanz'sche  Gesetsausgabe  8.  Band  S.  763. 
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Schotterung  oder  Versumpfung  gemeinschädlich  wirken  oder  in- 
folge von  Vernachlässigung  später  gemeinschädlich  wirken  könn- 
ten, unter  öffentliche  Aufsicht  gestellt  werden  können.  Den  Be- 
sitzern des  Ufergrundes  an  solchen  Gewässern  wird  die  Verpflich- 
tung auferlegt,  die  Ufer  zu  versichern  und  diese,  sowie  Schotterbänke 
mit  Gras  oder  Weiden  zu  bepflanzen.  Es  kann  ferner  bei  Ge- 
wässern, welche  häuflg  ihre  Ufer  überfluten,  sowie  bei  allen  Wild- 
bächen innerhalb  des  Inundationsgebietes  »die  Beseitigung  hoch- 
stämmiger Bäume  angeordnet  und  die  Aufführung  von  Baulich- 
keiten jeder  Art,  die  Ablagerung  von  Holz  und  anderen  Mate- 
rialien, sowie  jede  die  Lockerung  und  den  Abbruch  des  Terrains 
befördernde  Art  der  Bodenbenützung  verboten  werden,  ohne  dass 
hieraus  dem  Eigentümer   ein  Entschädigungsanspruch  erwächst«. 

Der  weitere  Inhalt  des  Gesetzes  deckt  sich  grossenteils  mit 
dem  Landes  gesetze  für  Kärnten  vom  i.  März  1885 
No.  13  L.G.B.  und  dem  Landesgesetze  für  Salzburg  vom 
7.  August  1895  No.  28  L.G.B.  *). 

In  Bezug  auf  die  Erhaltung  des  schützenden  Vegetations- 
mantels ist  Kärnten  viel  weiter  gegangen  als  Salzburg,  indem  es 
für  die  Landesteile  mit  leicht  verwitterbarem  Gestein  oder  Kalk 
eine  Anmeldungspflicht  für  jeden  Kahlschlag  in  der  Ausdehnung 
von  wenigstens  25  Ar  statuiert  und  dessen  Genehmigung  durch 
die  politische  Behörde  von  bestimmten  Voraussetzungen  abhängig 
macht.  Im  Uebrigen  aber  decken  sich  die  beiden  Gesetze  fast 
vollständig. 

Zum  Schutze  der  Pflanzendecke  ist  das  Abbrennen  des  Krumm- 
holzes und  der  kahle  Abtrieb  desselben  verboten  und  bestimmt, 
dass,  wenn  bei  der  Bringung  des  Holzes  der  Rasen  in  Wildbach- 
gebieten beschädigt  wurde,  der  Bringungsunternehmer  und  der 
Grundbesitzer  solidarisch  verpflichtet  sind,  sofort  die  zur  schnellen 
Vernarbung  der  Rasendecke  geeigneten  Vorkehrungen  zu  treffen. 

Ebenso,  wie  der  Rasen,  kann  auch  der  eigentliche  Erdboden 
durch  die  Holzbringung  beschädigt,  gelockert  und  aufgerissen 
werden ;  das  befördert  aber  die  Entstehung  oder  die  Vergrösserung 
von  Wildbächen.  Darum  werden  besondere  Vorschriften  für  die 
Holzbringung    in    »Wildbachgebieten«    erlassen.     Welches    diese 


1)  S.  darüber  Schiff,  Ueberblick  über  die  wirtschaftliche  Gesetzgebung  der  öster- 
reichischen Länder  im  J.  1895  (Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und  Ver- 
waltung, 1896  S.  469.) 


lAndesgesetze,  betreffend  die  Forst-  und  Wasserpolizei.  c6c 

Gebiete  sind,  stellt  die  Landesregierung  einverständlich  mit  dem 
Landesausschusse  fest. 

In  ihnen  bedarf  die  Herstellung  grösserer  Holzbringungsan- 
lagen  (Haupt-  oder  Heimriesen)  der  behördlichen  Bewilligung ; 
aber  auch  die  Holzbringung  mittelst  der  schon  bestehenden  Erd-, 
Eis-,  Schnee-  und  Wasserriesen  kann  verboten  werden,  insbeson- 
dere dann,  wenn  diese  unmittelbar  in  verbaute  Wildbäche  führen 
und  besonders  gefahrlich  erscheinen.  Für  die  Bringung  des  Holzes 
über  Gebirgsabhänge  ohne  Benützung  von  Riesen  oder  Bringungs- 
anstalten  kann  die  Behörde  besondere  Vorschriften  zur  Hintan- 
haltung der  Bodenlockerung  erlassen ,  selbst  dann ,  wenn  die 
Bringung  nur  über  den  eigenen  Grund  des  Waldbesitzers  statt 
hat.  Die  durch  die  Holzbringung  oder  durch  die  Riesen  verur- 
sachten Bodenrisse  müssen  jedesmal  ausgefüllt  und  versichert,  der 
gelockerte  Boden  muss  sofort  wieder  befestigt  werden. 

Endlich  sucht  das  Gesetz  durch  eine  Reihe  von  Bestimmungen 
die  Anräumung  der  Wildbachgräben  mit  Holzstämmen,  Aesten, 
Abfallen  zu  verhindern,  da  gerade  durch  eine  gänzliche  oder 
teilweise  Verstopfung  des  Bachbettes  im  Falle  des  Hochwas- 
sers die  grössten  Gefahren  für  die  Umgebung  heraufbeschworen 
werden  könnten.  Baumstämme  und  Abfalle,  die  während  der 
Fällung  und  Bringung  des  Holzes  in  ein  Wildbachbett  gelangt 
sind,  müssen  deshalb  ohne  unnötigen  Verzug  aus  dem  Bachbette 
und  aus  dem  Wasserbereiche  weggeschafft  und,  wo  dies  nicht 
möglich  ist,  an  Ort  und  Stelle  verkleinert  und  verbrannt  werden ; 
dazu  sind  Waldbesitzer  und  Schlag-  und  Bringungsunternehmer 
solidarisch  verpflichtet.  Aehnliches  gilt  von  dem  im  Inundations- 
bereiche  zurückgebliebenen  Triflholze.  Ueberdies  hat  jede  Orts- 
gemeinde die  Pflicht,  in  jedem  Frühjahre  die  Wildbäche  ihres 
Gebietes  und  deren  Zuflüsse  zu  begehen  und  sie  von  den  an  der 
Oberfläche  liegenden  Baumstöcken,  Wurzelstöcken  und  anderen 
Hölzern  räumen  zu  lassen ;  die  dabei  wahrgenommenen  sonstigen 
gefahrdrohenden  Zustände  muss  sie  nach  Thunlichkeit  beseitigen. 
Kommt  ein  Privater  oder  eine  Gemeinde  den  Räumungspflichten 
nicht  nach,  so  kann  die  politische  Behörde  die  Arbeiten  auf  Ge- 
fahr und  Kosten  der  Verpflichteten  ausführen  lassen. 

Aber  auch  die  Räumung  des  Wildbachbettes  müsste  eine 
halbe  Massregel  bleiben,  wenn  nicht  noch  Vorsorge  getroffen 
wird,  dass  die  Bergabhänge,  die  in  den  Graben  führen,  von  ge- 
schlagenem Holze  gereinigt  seien ;  denn  das  letztere  würde  sonst 
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bei  dem  ersten  Hochwasser  in  das  Bett  des  Wildbaches  geschwemmt 
werden  und  die  nämlichen  verheerenden  Wirkungen  ausüben,  wie  das 
schon  ursprünglich  dort  gelagerte  Holz.  Deshalb  wird  es  verboten, 
das  in  Wildbachgräben  und  an  deren  Einhängen  geschlagene  Holz 
ohne  Bewilligung  der  Behörde  im  Inundationsbereiche  zu  lagern 
oder  daselbst  Kohlstätten  zu  errichten ;  die  in  das  Wildbachge- 
biet einhängenden  Schlagäächen  müssen  sofort  geräumt  werden. 
Alle  erwähnten  Bestimmungen  stehen  unter  einer  —  aller- 
dings nicht  strengen   —  Strafsanktion. 

Die  Wirkung  der  in  ihren  Grundzügen  mitgeteilten  Gesetze 
hängt,  wie  dies  bei  den  meisten  Polizeivorschriften  der  Fall  ist, 
in  erster  Linie  von  der  Art  ihrer  praktischen  Durchführung  ab ; 
strenge  gehandhabt,  dürften  gute  Erfolge  nicht  ausbleiben.  Jeden- 
falls wäre  es  sehr  zu  wünschen,  dass  auch  die  anderen  Alpenländer 
dem  von  Kärnten  und  Salzburg  gegebenen  Beispiele  möglichst 
bald  folgen. 

3.  Abschnitt.    Schutz  gegen  animalische  und  vegetabilische 
Pflanzenschädlinge  und  gegen  Viehseuchen. 

Unter  den  polizeilichen  Massnahmen,  welche  bezwecken,  den 
landwirtschaftlichen  Betrieb  gegen  Schädigung  von  aussen  zu  be- 
wahren, nehmen  die  Vorschriften  zum  Schutz  der  Kulturgewächse 
vor  tierischen  und  pflanzlichen  Parasiten  einen  hervorragenden 
Platz  ein.  Die  Berechtigung  des  Staates,  auf  diesem  Gebiet  mit 
Zwangsmitteln  einzugreifen  und  die  wirtschaftliche  Freiheit  des 
Einzelnen  dadurch  zu  beschränken,  dass  ihm  gewisse  Handlungen 
oder  Unterlassungen  verboten  werden,  dürfte  gegenwärtig  kaum 
mehr  in  Frage  gestellt  werden.  Fassen  wir  die  Gründe  kurz  zu- 
sammen, aus  welchen  es  notwendig  ist,  dass  der  Staat  die  Be- 
kämpfung der  Pflanzenschädlinge  dem  einzelnen  Grundbesitzer  zur 
Pflicht  mache  und  ihn  darin  durch  die  Mittel  der  öflientlichen 
Verwaltung  unterstütze^). 

Die  Kulturpflanzen  sind  während  ihrer  ganzen  Vegetations- 
periode ausserordentlich  vielen  Angrifien  von  tierischen  und  vege- 
tabilischen Schmarotzern  ausgesetzt;  die  landwirtschaftliche  Be- 
völkerung ist  aber  gegenwärtig  noch  keineswegs  so  au%eklärt 
und  thatkräftig,  dass  man  von  ihrem  freien  Willen  eine  erfolgreiche 

i)  S.  für  das  Folgende  namentlicli  Bucktnbtrgtr^  Agrarpolitik  U  S.  370. 
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Abwehr  jener  Feinde  der  Bodenkultur  erwarten  könnte ;  die  Mit- 
tel zur  Bekämpfung  der  Schädlinge  sind  auch  oft  kompliziert  und 
kostspielig  oder  doch  zeitraubend;  die  Unterlassung  von  Gegen- 
massregeln schädigt  aber  in  der  Regel  nicht  nur  den  einzelnen 
Landwirt  selbst,  sondern  kann  verderblich  für  die  Nachbarschaft, 
ja  für  einen  ganzen  Landstrich  werden,  weil  sich  die  Pilze  oder 
Insekten,  um  die  es  sich  hier  handelt,  meist  ausserordentlich  rasch 
und  enei^isch  fortpflanzen  und  sich,  gleich  ansteckenden  Krank- 
heiten, teils  durch  Eigenbewegung,  teils  infolge  von  Uebertragung 
durch  Menschen,  Tiere  oder  Gerätschaften  rasch  weiter  verbreiten, 
eine  schnelle  Tilgung  aber  meist  durch  ihre  Kleinheit  und  Verbor- 
genheit sehr  erschwert  ist. 

Die  Gefahr  der  Ansteckung  ist  es  denn  auch  hauptsächlich, 
welche  ein  zwangsmässiges  Eingreifen  der  Staatsgewalt  veranlasst. 
In  der  Regel  besteht  dieses  Eingreifen  nur  darin,  dass  dem  Land- 
wirte Strafen  angedroht  werden,  wenn  er  gewisse  Handlungen, 
welche  zur  Verbreitung  der  Schädlinge  beitragen,  begeht,  oder  wenn 
er  gewisse  andere  Handlungen  unterlässt,  welche  sie  befördern; 
überdies  wird  meist  bestimmt,  dass  bei  strafbaren  Unterlassungen 
die  vorgeschriebenen  Massregeln  durch  öffentliche  Organe  auf 
Kosten  des  Säumigen  getroffen  werden  sollen.  Nur  bei  ausser- 
ordentlichen Verhältnissen,  wie  sie  z.  B.  bezüglich  der  Reblaus 
vorliegen,  ist  der  Gesetzgeber  weiter  gegangen  und  hat  ener- 
gischere Vorkehrungen  angeordnet,  den  aus  der  Verseuchung 
erwachsenden  Schaden  ganz  oder  teilweise  den  davon  unmittelbar 
Betroffenen  abgenommen  und  auch  durch  mehrfache  Mittel  die 
Grundbesitzer  zu  veranlassen  gesucht,  den  Kampf  gegen  den 
Schädling  in  wirksamer  Weise  zu  führen.  Für  diejenigen  Fälle, 
in  denen  die  Gefahr  des  Einschleppens  der  Verseuchung  von 
aussen  besteht,  sind  verkehrspolizeiliche  Vorkehrungen  getroffen. 

In  der  Regel  ist  die  Durchführung  der  in  Rede  stehenden 
Polizeigesetze  ausserordentlich  mangelhaft;  meist  ist  sie  den  Ge- 
meindebehörden übertragen,  die  nur  selten  die  daiiir  nötige  Sach- 
kenntnis, Autorität  und  Energie  besitzen.  Was  speziell  die  schäd- 
lichen Insekten  anlangt,  so  hat  es  sich  meist  am  wirksamsten 
erwiesen,  ihre  Bekämpfung  den  Singvögeln  zu  überlassen  und 
diese  durch  besondere  Polizeivorschriften  gegen  Vernichtung  zu 
schützen,  respektive  die  Zahl  der  den  Singvögeln  nachstellenden 
Raubvögel  möglichst  zu  verringern. 

Aehnlich   wie   mit  den  Pflanzenschädlingen   verhält   es   sich 
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mit  den  ansteckenden  Tierkrankheiten.  Auch  diese  haben  eine 
ausserordentliche  Verbreitungsfahigkeit,  die  noch  durch  die  Be- 
weglichkeit der  verseuchten  Tiere  erhöht  wird.  Die  staatlichen 
Massregeln  zur  Abwehr  und  Tilgung  der  Viehseuchen  müssen 
aber  auch  deshalb  bedeutend  energischer  und  eingreifender  sein, 
als  die  zur  Bekämpfung  der  Pflanzenschädlinge,  weil  es  sich  dabei 
um  ungleich  wertvollere  Objekte  handelt  als  dort. 

Die  Massregeln  prophylaktischen  und  repressiven  Charakters, 
die  in  dieser  Beziehung  ergriffen  wurden,  sind  namentlich  die 
folgenden:  Die  Vieheinfuhr  von  aussen,  aber  auch  der  Viehver- 
kehr im  Innern  des  Landes  wird  polizeilich  kontrolliert;  beim 
Ausbruch  einer  Seuche  müssen  sich  die  Viehbesitzer  weitgehende 
Beschränkungen,  ja  die  Tötung  der  kranken  oder  verdächtigen 
Tiere  gefallen  lassen.  Was  die  Frage  der  Ersatzleistung  für  die 
behördlich  getöteten  Tiere  betrifft,  so  stand  die  Gesetzgebung 
anfanglich  auf  dem  Standpunkt,  dem  Viehbesitzer  einen  Ent- 
schädigungsanspruch lediglich  dann  zu  gewähren ,  wenn  die  Tö- 
tung nur  erfolgte ,  um  das  Vorhandensein  einer  Seuche  zu 
konstatieren,  oder  wenn  sich  bei  einer  Tötung  wegen  Seuchen- 
verdachts zeigte,  dass  das  Tier  thatsächlich  nicht  krank  gewesen 
ist;  bei  wirklich  kranken  Tieren  fand  dagegen  eine  Ersatzleistung 
deshalb  nicht  statt,  weil  die  Seuche  und  nicht  die  behördliche  Keu- 
lung  den  wirtschaftlichen  Wert  zerstört  hat.  Eine  solche  Regelung 
musste  aber  das  Bestreben  der  Viehbesitzer  zur  Folge  haben, 
die  Symptome,  welche  auf  eine  Erkrankung  des  Viehs  hindeuten, 
möglichst  lange  zu  verheimlichen,  um  eine  Tötung  ohne  Ent- 
schädigung zu  vermeiden ;  eine  wissentliche  und  darum  strafbare 
Seuchenverheimlichung  ist  aber  nur  selten  nachweisbar.  Neuere 
Gesetze  sind  deshalb  weitergegangen  und  haben  den  Viehbesitzern 
einen  Ersatzanspruch  auch  für  gekeulte  kranke  Tiere  unter  der 
Voraussetzung  zuerkannt,  dass  die  veterinärpolizeilichen  Bestim- 
mungen beobachtet  worden  sind.  Endlich  wird  hie  und  da  auch 
für  solche  Tiere  eine  Entschädigung  geleistet,  welche  infolge 
einer  ansteckenden  Krankheit  umgestanden  sind. 

Im  Allgemeinen  darf  man  wohl  von  der  Bekämpfung  der  Vieh- 
seuchen mehr  Erfolg  erwarten ,  als  von  der  der  Pflanzenschäd- 
linge ;  nicht  nur  deshalb,  weil  die  Durchfuhrung  jener  Massregeln 
staatlichen  und  nicht  kommunalen  Behörden  obliegt,  sondern 
auch  vor  allem  deshalb,  weil  die  Anzahl  der  von  dem  Uebel  er- 
griffenen Individuen  in  der  Regel  eine  unvergleichlich  kleinere  ist 


Schutzvorschriften  gegen  Pflanzenschädlinge.  egg 

A.  Schutx  der  Kulturen  gegen  Insektenschttden. 

1.  Das  Forstgesetz  vom  3.  Dezember  1852. 

Eine  ausserordentlich  grosse  Gefahr  für  den  Forst  bilden  die 
Insekten;  manche  Gattungen  derselben  sind  im  stände,  einen 
grossen  Waldbestand  gänzlich  zu  devastieren.  Daher  hat  das 
Forstgesetz  Vorschriften  erlassen,  um  die  Verbreitung  dieser  Feinde 
der  Forstkultur  zu  verhindern. 

»Die  Waldeigentümer  oder  deren  Personale,  welche  derlei 
Beschädigungen  wahrnehmen,  sind,  wenn  die  dagegen  angewen- 
deten Mittel  nicht  zureichen,  und  zu  besorgen  steht,  dass  auch 
nachbarliche  Wälder  von  diesem  Uebel  ergriffen  werden,  ver- 
pflichtet, der  politischen  Behörde  bei  Strafe  von  5 — 50  Gulden 
CM.  sogleich  die  Anzeige  zu  erstattenc.  »Die  politische  Behörde 
hat  unter  Mitwirkung  geeigneter  Sachverständiger  sogleich  in 
Ueberlegung  zu  nehmen,  ob  und  welche  Massregeln  gegen  die 
etwa  zu  besorgenden  Insektenverheerungen  zu  treffen  seien,  und 
das  nötige,  nach  früherer  unverzüglicher  Einvernehmung  der  be- 
teiligten Waldeigentümer  und  ihres  Forstpersonals,  schleunigst  zu 
verfugen.  Alle  Waldeigentümer,  deren  Wälder  in  Gefahr  kommen 
könnten  ,  sind  zur  Beihilfe  verpflichtet  und  müssen  den  Anord- 
nungen der  politischen  Behörde,  welche  hierin  selbst  zu  Zwangs- 
massregeln befugt  ist,  unbedingte  Folge  leisten.  Die  Kosten  sind 
von  den  beteiligten  Waldeigentümem ,  nach  Massgabe  der  ge- 
schützten Waldflächen  zu  tragen«  (§§  50  und  51). 

2.  Landesgesetze  betreffend  den  Schutz  der 
Bodenkultur  ge  g^e  n  schädliche  Insekten. 

Das  Ackerbauministerium  legte  sehr  bald  nach  seiner  Akti- 
vierung allen  Landesvertretungen  Entwürfe  von  Landesgesetzen 
vor,  welche  den  Landwirten  die  Bekämpfung  der  kulturschädlichen 
Insekten  zur  Pflicht  machen.  In  den  meisten  Kronländern  wurden 
diese  Vorlagen  unverändert  angenommen  *) ;   nur  in  Oberösterreich 

1)  Landesgesetze :  Böhmen  vom  30.  April  1870  Nr.  38 ;  Bukowina  vom  30.  April 
1S70  Nr.  22 ;  Dalmatien  vom  18.  März  1887  ^^'  '9 !  Oörz  und  Gradisca  vom  30.  April 
1870  Nr.  31;  Istrien  vom  2.  September  1870  Nr.  45  und  vom  30.  Juni  1886  Nr.  8; 
Kärnten  vom  30.  November  1870  Nr.  55;  Krain  vom  17.  Juni  1870  Nr.  21;  Mähren 
vom  30.  April  1870  Nr.  37 ;  Niederösterreich  vom  10.  Dezember  1868  Nr.  4  ex  1869 ; 
Salzburg  vom  18.  Januar  1872  Nr.  8  und  vom  6.  Juli  1876  Nr.  27;  Schlesien  vom 
30.  April  1870  Nr.  33;  Steiermark  vom  10.  Dezember  1868  Nr.  5  ex  1869;  Tirol 
vom  16.  Mai  1874  Nr.  34 ;  Triest  vom  14.  April  1885  ^'>  H »  Vorarlberg  vom  30.  April 
1870  Nr.  49  L.G.B. 
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und  Galizien  fehlt  es  derzeit  noch  an  Vorschriften  dieser  Art; 
in  Istrien  und  Dalmatien  ist  zunächst  nur  die  Tilgung  bestimmter 
Käferarten  ins  Auge  gefasst. 

Nach  diesen  Landesgesetzen  sind  die  Besitzer,  Pächter  und 
Nutzniesser  landwirtschaftlicher  Grundstücke  verpflichtet,  innerhalb 
einer  gesetzlich  normierten  oder  vom  Gemeindevorsteher  zu  fixie- 
renden Frist  die  eingesponnenen  Raupen,  Insekteneier,  Puppen, 
sowie  die  sonstigen  schädlichen  Insekten  und  deren  Raupen, 
Larven  und  Puppen  von  ihren  Bäumen,  Gesträuchen,  Hecken, 
Gartenzäunen,  Hauswänden  u.  s.  w.  zu  entfernen,  sie  zu  verbren- 
nen oder  auf  andere  Art  zu  vertilgen :  der  Gemeindevorsteher  ist 
berechtigt  die  Leistung  von  Notarbeiten  jeder  Art,  soweit  solche 
zur  Beseitigung  der  augenblicklichen  Gefahr  notwendig,  von  jedem 
dazu  tauglichen  Gemeindegliede  zu  verlangen.  Die  Landwirte  müs- 
sen ferner  die  Maikäfer  während  ihrer  ganzen  Flugzeit  von  den 
Obst-  und  Zierbäumen,  Ziergesträuchen  und  Alleebäumen  täglich, 
insbesondere  in  den  frühen  Morgenstunden,  abschütteln  und  ver- 
tilgen und  die  bei  dem  Aufbruch  des  Bodens  hinter  dem  Pflug, 
der  Haue  oder  Schaufel  hervorkommenden  Engerlinge  auflesen 
und  töten.  In  Tirol  soll  überdies  von  der  Gemeindevertretung 
die  Menge  der  an  die  Gemeindevorstehung  einzuliefernden  Mai- 
käfer für  jeden  Besitzer  und  Pächter  festgesetzt  werden ;  der  Fang 
der  Maulwürfe  ist  in  den  Wäldern  und  allen  nicht  zu  Wiesen  und 
Gärten  verwendeten  Gründen  jeder  Zeit,  in  den  Gärten  und  Wie- 
sen vom  I.  April  bis  zum  30.  September  verboten. 

Die  Nichtbefolgung  dieser  Vorschriften  ist  unter  Strafe  ge- 
stellt, überdies  soll  die  Gemeinde  im  Falle  der  Unterlassung  die 
nötigen  Arbeiten  auf  Kosten  des  Säumigen  vornehmen.  Die  Ge- 
setze, über  deren  Befolgung  die  politischen  Bezirksbehörden  oder, 
wo  solche  bestehen,  die  Bezirksausschüsse  zu  wachen  haben, 
sollen  in  jeder  Gemeinde  jährlich  zweimal  kund  gemacht  werden. 
Ueberdies  schreiben  einige  dieser  Gesetze  vor,  dass  zur  Aufmun- 
terung zum  Einsammeln  der  Maikäfer  und  Engerlinge  für  jeden 
an  die  Gemeinde  abgelieferten  Metzen  solcher  Insekten  eine  be- 
stimmte Vergütung  geleistet  werden  solle ,  deren  Höhe  jährlich 
vom  Statthalter  im  Einvernehmen  mit  dem  Landesausschuss  fest- 
gestellt wird,  und  die  aus  der  Gemeindekasse  bestritten  und  zur 
Hälfte  des  Gesamtbetrages  aus  Landesmitteln  ersetzt  wird. 

In  Dalmatien  ist  nur  die  Ausrottung  des  stahlblauen  Reben- 
stechers vom  Gesetz  angeordnet,   in  Istrien   in  erster  Linie   nur 


Der  SchuU  d.  Kulturen  gegen  Insektensch&den,  der  Schutz  d.  Singvögel,    tyi 

die  Vertilgung  der  Afterrüsselkäfer  ins  Auge  gefasst  In  Kärnten 
ist  die  Gremeinde  verpflichtet,  zur  Tilgung  der  Insekten  mitzu- 
wirken, wenn  diese  so  massenhaft  auftreten,  dass  zu  deren  recht- 
zeitiger Vertilgung  die  gewöhnlichen  Arbeitskräfte  des  Besitzers 
ohne  zu  grosse  Beirrung  dringender  Feldarbeiten  nicht  ausreichen. 
In  solchen  Fällen  hat  der  Gemeindeausschuss  zu  beschliessen, 
wieviel  Arbeiter  jeder  der  Landwirte  in  der  Gemeinde  beizustellen 
habe,  wobei  die  Höhe  der  Grundsteuer  als  Massstab  zu  dienen 
hat ;  die  Leitung  der  Vertilgungsarbeiten  obliegt  dem  Gemeinde- 
vorsteher. 

Von  einer  strikten  Durchführung  dieser  Gesetze  dürfte  wohl 
nicht  die  Rede  sein;  ja,  es  mag  fraglich  erscheinen,  ob  sie  über- 
haupt einen  praktischen  Effekt  gehabt  haben. 

B.  Schutz  der  für  die  Bodenkultur  nützlichen  Vögel  und  anderen  Tiere. 

Paralell  mit  der  eben  besprochenen  legislatorischen  Aktion 
geht  eine  andere,  welche  den  Schutz  der  Singvögel,  der  natür- 
lichen Bundesgenossen  des  Menschen  im  Kampf  mit  den  kultur- 
schädlichen Insekten,  bezwecken.  Sämtliche  Kronländer  mit  allei- 
niger Ausnahme  von  Triest  haben  Vorschriften  dieser  Art  erlassen  '). 

In  der  Regel  sind  nach  diesen  Gesetzen  drei  Kategorien  von 
Vögeln  zu  unterscheiden;  schädliche  Vögelgattungen,  wie  insbe- 
sondere die  Raubvögel,  ferner  solche  Vögel,  die  sich  teilweise, 
und  solche,  die  sich  grösstenteils  von  Insekten  nähren.  Da  sich 
die  Vögel  der  ersten  Kategorie  hauptsächlich  von  Singvögeln 
nähren,  kommt  ihre  Vernichtung  indirekt  der  Landwirtschaft  zu 
statten ;  deshalb  dürfen  diese  Tiere  in  den  meisten  Kronländern 
ohne  weiteres  getötet  oder  gefangen  werden,  und  es  ist  auch  das 
Zerstören    der  Eier   und    das   Ausnehmen   der   Nester  gestattet. 

i)  Landesgesetze :  Böhmen  vom  30.  April  1870  Nr.  39  und  vom  9.  Januar  1882 
Nr.  9;  Bukowina  vom  30.  April  1870  Nr.  23;  Dalmatien  vom  20.  Dezember  1874 
Nr.  5  ex  1875  und  vom  14.  Januar  1895  ^^'  ^  >  Galizien  vom  21.  Dezember  1874 
Nr.  10 ;  Görz  und  Gradisca  vom  30.  April  1870  Nr.  37  und  vom  11.  September  1892 
Nr.  26;  Istrien  vom  2.  September  1870  Nr.  46;  Kärnten  vom  30.  November  1870 
Nr.  54  und  28.  März  1883  Nr.  u;  Krain  vom  17.  Juni  1870  Nr.  20;  Mähren  vom 
30.  April  1870  Nr.  36;  Niederösterreich  vom  10.  Dezember  1868  Nr.  5  ex  1869; 
Oberösterreich  vom  30.  April  1870  Nr.  24  und  vom  6.  Februar  1890  Nr.  6;  Salz- 
burg vom  18.  Januar  1872  Nr.  7  und  vom  31.  Juli  1888  Nr.  29 ;  Schlesien  vom  30.  April 
1870  Nr.  34 ;  Steiermark  vom  10.  Dezember  1868  Nr.  6  ex  1869 ;  Tirol  vom  30.  April 
1870  Nr.  37 ;  Triest  vom  28.  Aug.  1892  Nr.  25 ;  Vorarlberg  vom  30.  April  1870  Nr.  39. 
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Bezüglich  aller  übrigen  Vögel  ist  das  Vernichten  der  Eier  und 
der  Nester  verboten.  Für  jene  Vogelarten,  welche  sich  nur  teil- 
weise von  Insekten  nähren,  besteht  ein  Verbot  des  Fangens  und 
Tötens  zumeist  nur  für  die  Brutzeit,  die  in  den  einzelnen  Landes- 
gesetzen verschieden  bestimmt  ist;  in  der  übrigen  Zeit,  also  ge- 
wöhnlich vom  I.  September  bis  31.  Januar  dürfen  sie  mit  Zu- 
stimmung dds  Grundbesitzers  gefangen  und  getötet  werden.  Nur 
in  Steiermark  besteht  ein  ausnahmsloses  Verbot  des  Fangens  der 
nicht  der  Jagd  vorbehaltenen  Vögel. 

Sehr  verschieden  ist  in  den  einzelnen  Ländern  der  Schutz, 
welcher  der  dritten  Gruppe  von  Vögeln  zu  teil  wird,  nämlich 
derjenigen,  die,  wie  die  Singvögel,  sich  ausschliesslich  oder  doch 
vorwiegend  von  Kerbtieren  ernähren.  Nur  die  wenigsten  Landes- 
gesetze, wie  das  böhmische  und  steierische,  verbieten  das  Fangen 
und  Töten  dieser  Tiere  unbedingt.  In  den  meisten  Ländern  gilt 
das  absolute  Verbot  nur  für  die  Brutzeit,  während  für  die  letzten 
vier  Monate  des  Jahres,  z.  T.  auch  für  den  Januar  die  politische 
Behörde  Ausnahmen  von  jenem  Verbote  bewilligen  kann ;  jedoch 
nur  nach  genauer  Erwägung,  »ob  der  Vogelfang  mit  Rücksicht 
auf  die  Verhältnisse  der  Bodenkultur  zulässig  sei«.  In  Tirol  ist 
sogar  das  Fangen  und  Töten  der  Vögel  gegen  Entrichtung  be- 
stimmter in  die  Gemeindekasse  fliessenden  Gebühren  allgemein 
gestattet. 

Ferner  weichen  die  Landesgesetze  in  der  Frage  stark  von 
einander  ab,  welche  Mittel  beim  Vogelfange  erlaubt,  welche  ver- 
boten sind.  Untersagt  werden  meist  solche  Fangarten  und  Fang- 
mittel, die  eine  Massenvertilgung  der  Vögel  bezwecken,  wie  Netze 
an  Hecken  und  Gebüschen,  Vogelleim,  Leimruten,  der  Gebrauch 
von  geblendeten  Lockvögeln  u.  dergl. 

Die  Uebertretung  der  angeführten  Normen  ist  mit  einer  durch 
die  Gemeindebehörde  zu  verhängenden  Strafe  bedroht.  Das  Ge- 
setz ist  in  allen  Gemeinden  alljährlich  kundzumachen,  und  es  soll 
auch  durch  Belehrung  auf  die  Schuljugend  im  Sinne  des  Vogel- 
schutzes eingewirkt  werden.  In  einigen  Gesetzen  geniessen  auch 
andere  den  Insekten  und  Mäusen  nachstellende  Tiere,  wie  Igel, 
Maulwurf,  Dachs,  Fledermaus,  einen  ähnlichen  Schutz,  wie  die 
Singvögel. 

Es  kann  leider  nicht  daran  gezweifelt  werden ,  dass  diese 
Gesetze  meist  nur  auf  dem  Papiere  stehen.     Die  Gemeindebehör- 
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den  sind  bei  uns  durchaus  nicht  im  Stande,  eine  in  der  Bevöl- 
kerung vorhandene  Gewohnheit  oder  Neigung  mit  Erfolg  zu  be- 
kämpfen. Dazu  kommt  noch,  dass  ein  Teil  der  in  Rede  stehenden 
Landesgesetze  von  vornherein  Ausnahmen  von  dem  Verbote  des 
Tötens  und  Fangens  der  Singvögel  zulässt.  Das  tiroler  Landes- 
gesetz kann  man  überhaupt  kaum  noch  als  ein  Gesetz  zum  Schutze 
der  Vögel  bezeichnen ;  denn  das  Fangen  und  Töten  der  letzteren 
in  der  Zeit  vom  15.  September  bis  Ende  Dezember  ist  nur  davon 
abhängig  gemacht,  dass  die  vorgeschriebenen  Gebühren  entrichtet 
werden,  ja  die  Gemeinden  sind  selbst  an  dem  Vogelfange  inte- 
ressiert, da  dieser  ihnen  eine  Einnahmsquelle  bietet;  endlich  ge- 
stattet das  Gesetz  auch  die  auf  Massenfang  berechneten  Fang- 
mittel,  wie  die  in  Südtirol  allgemein  üblichen  Roccoli  (Vogel- 
herde), die  Leimruten  und  Schlingen.  So  ist  denn  der  Massen- 
fang der  Singvögel,  wenn  diese  auf  dem  Zuge  nach  dem  Süden 
begriffen  sind,  in  Südtirol  enorm  verbreitet ;  allein  für  das  Ledro- 
thal  wird  er  auf  jährlich  V«  Mill.  Vögel  geschätzt ;  bloss  von  der 
einzigen  Gattung  Tannenmeise  sollen  während  des  Durchzuges 
im  Trentino  täglich  mindestens  1 0000 Exemplare  gefangen  werden*). 
Endlich  muss  selbst  ein  wirksamer  Vogelschutz  im  Inlande 
illusorisch  sein,  wenn  die  Zugvögel  in  den  südlichen  Gegenden, 
wo  sie  sich  im  Winter  aufhalten,  schonungslos  verfolgt  werden 
können.  Ein  Bedürfnis  nach  internationalen  Vogelschutzverträgen 
besteht  hier  umsomehr,  als  die  Singvögel  bei  der  südländischen 
Bevölkerung  als  ein  besonderer  Leckerbissen  gelten  und  deshalb, 
namentlich  wenn  sie  von  der  weiten  Reise  ermattet  ankommen, 
leicht  haufenweise  getötet  werden.  Oesterreich  hat  nun  zwar 
mit  Italien  eine  diesbezügliche  Konvention  geschlossen  *) ,  durch 
welche  sich  beide  Staaten  verpflichten,  im  Wege  der  Gesetzgebung 
ein  bestimmtes  Minimum  von  Bestimmungen  zum  Schutze  von 
nützlichen  Vögeln  zu  erlassen.  Dieser  Vertrag  ist  aber  durchaus 
unausgeführt  geblieben,  nicht  nur  von  Italien,  sondern  auch  von 
Oesterreich,  da  die  erwähnten  Landesgesetze  zum  Teile  weit 
hinter  jenem  Minimum  gesetzlichen  Vogelschutzes  zurückbleiben, 

C.  Massregeln  gegen  die  Reblaus^). 

Besonders  energische  Abwehrmassregeln  mussten  gegen  die 


i)  Der  Vogel-Massenfang  in  Südtirol,  herausgegeben  vom  tirolisch-vorarlbergbchen 
Tierschutzvereine,  Innsbruck  1892. 

2)  Vereinbarungen  ^ vom  5.  November  1875. 

3)  S.  für  das  Folgende  insbesondere  die  Thätigkeitsberichte  des  Ackerbaumini- 
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Reblaus  (phylloxera  vastatrix)  ergriffen  werden.  Dieses  in  den 
60 er  Jahren  aus  Amerika  nach  Europa  übertragene  Insekt,  hat 
hier  rasch  eine  enorme  Verbreitung  gewonnen.  Auch  Oesterreich 
ist  von  dieser  Plage  nicht  verschont  geblieben,  und  trotz  aller 
Anstrengungen,  der  Seuche  Herr  zu  werden,  nimmt  dieselbe  immer 
noch  an  Ausdehnung  zu.  Die  Zahl  der  von  der  Reblaus  befal- 
lenen Gemeinden  und  die  Weinbergfiächen  der  letzteren  ^)  sind 
aus  der  folgenden  Uebersicht  zu  ersehen« 


waren  verseucht 

Am  Ende 

politische 
Gemeinden 

mit  emer  Weinbergfläche 

des  Jahres 

in  ha 

in  7o  der  Gesamtwdnberg- 
fläche  Oesterreichs 

1886 
1890 
1891 

1893 
1895 

1896 

} 
201 
247 

323 
430 
500 

2088 
28462 
36421 
48638 
70098 
75776 

0,8 

".5 
M,7 
1916 
28,2 

30,5 

Wir  nehmen  also  ein  konstantes,  rapides  Steigen  der  Reb- 
lausverseuchung wahr,  und  müssen  leider  gewärtig  sein,  dass  der 
Höhepunkt  des  Uebels  noch  nicht  erreicht  ist.  Die  länderweise 
Verbreitung  der  Infektion  ist  in  der  nachstehenden  Tafel  dargestellt: 


Land 

Gesamte 
Weinbaufläche 

Ende  1896  yerseachte  und  senchen- 

verdächtige  Teilflächen 

in 

ha 

in  Prozenten 

Niederösterreich 

Steiermark 

Krain 

Istrien 

Triest 

Görs-Gradisca 

Mähren 

Dalmatien 

39713 
34056 

11  631 
47060 

1244 

6975 

12  119 

81852 

»7306,35 
12749,85 

8  374,92 

24818,34 

1244,— 

2891,45 
I  117,09 

7274,06 

43.3% 

37.4» 
72,0. 

5^.7  > 
100,0» 

41,0» 

9,2» 

8,8» 

Summe 

234  650 

75  776,06 

3*,3V« 

Nur  Tirol,  Voralberg  und  Böhmen  sind  bisher  ganz  verschont 
geblieben;  die  Weingärten  in  diesen  drei  Kronländem  haben 
eine  Ausdehnung  von  13676  Hektar. 


steriums  und  die  »Berichte  über  die  Verbreitung  der  Reblaus  in  Oesterreichc  1890— 1896, 
femer  Marchet,  Die  Reblausgesetzgebung  1896. 

i)  Es  ist  zu  bemerken,  dass  in  jeder  Gemeinde,  die  von  der  Phylloacera  heim- 
gesucht wurde,  die  ganze  Weinbergfläche  als  verseucht  angenommen  worden  ist,  auch 
wenn  die  Reblaus  etwa  nur  in  einem  einzigen  Weinberg  konstatiert  worden  ist. 
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Die  Verhinderung  der  Verschleppung  der  Reb- 
laus in  bisher  noch  nicht  verseuchte  Gebiete  ist  die 
wichtigste  Aufgabe,  welche  die  Gesetzgebung  und  die  Verwaltung 
zu  erfüllen  haben.  Dafür  reichen  indessen  isolierte  Massregeln 
eines  einzelnen  Staates  nicht  aus,  sondern  es  sind  zu  diesem 
Zwecke  internationale  Vereinbarungen  nötig.  Schon  am  17.  Sep- 
tember 1870  wurde  zwischen  mehreren  europäischen  Ländern  eine 
internationale  Reblauskonvention  abgeschlossen;  dieselbe  wurde 
auf  einer  internationalen  Konferenz  revidiert  und  durch  die  Kon- 
vention vom  3.  November  1881  (R.G.Bl.  No.  105  ex 
1883)  ersetzt. 

Die  vertragschliessenden  Staaten  verpflichten  sich  darin  zur 
Ueberwachung  der  Weinberge,  Pflanzenschulen,  Gärten  und  Ge- 
wächshäuser in  Bezug  auf  die  Reblaus  und  zur  möglichsten  Aus- 
rottung der  letzteren,  zur  Feststellung  der  angesteckten  Boden- 
flächen und  der  Ausdehnung  der  wegen  der  Nähe  von  Ansteck- 
ungsherden als  verdächtig  erscheinenden  Bezirke,  endlich  zur 
Regelung  des  Transportes  uud  der  Verpackung  von  Rebpflanzen, 
von  Abfällen  und  Erzeugnissen  derselben,  um  die  Verschleppung 
des  Uebels  vom  Ansteckungsherd  ins  eigene  Land  oder  nach 
andern  Staaten  zu  verhüten.  Ausgerissene  Weinstöcke  und  Reb- 
holz sind  vom  internationalen  Verkehr  ausgeschlossen ;  Reb- 
pflanzenschnittlinge  mit  oder  ohne  Wurzeln  und  Rebholz  dürfen 
in  einen  Vertragsstaat  nur  mit  ausdrücklicher  Bewilligung  und 
unter  Aufsicht  der  Regierung  eingeführt  werden,  und  zwar  nach 
vorher  gegangener  wirksamer  Desinfizierung  und  nur  über  die 
hiefiir  besonders  bezeichneten  Zollämter.  Gegenstände,  auf  wel- 
chen die  einvernommenen  Sachverständigen  die  Reblaus  oder 
verdächtige  Anzeichen  für  deren  Vorhandensein  vorfinden,  sind 
sofort  an  Ort  und  Stelle  samt  ihrer  Verpackung  durch  Feuer 
zu  vernichten. 

Diesem  Vertrage  sind  ausser  Oesterreich  das  Deutsche  Reich, 
Frankreich,  Portugal,  die  Schweiz,  Belgien,  Luxemburg,  Serbien, 
Italien,  Spanien  und  Rumänien  beigetreten. 

In  einer  Verordnung  vom  15.  Juli  1882  Nr.  107  R.G.Bl.  sind 
dann  genaue  Vorschriften  über  die  im  Verkehr  mit  dem  Ausland 
zu  beobachtenden  Vorsichten  wegen  Hintanhaltung  der  Einschlep- 
pung der  Reblaus  gegeben,  in  der  Verordnung  vom  i.  Mai  1883 
Nr.  58  R.G.B1.  Vorschriften  über  die  Anwendung  der  Bestimmungen 
der  internationalen  Konvention   auf  die  Ausfuhr  der  hinsichtlich 
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der  Reblaus  in  Betracht  kommenden  Gegenstände,  durch  Ver- 
ordnung vom  8.  Oktober  1879  Nr.  215  R.G.Bl.  wurde  die  Einfuhr 
von  Reben  und  Rebbestandteilen  aus  dem  Ausland,  durch  Ver- 
ordnung vom  16.  März  1880  Nr.  29  R.G.BL  die  Einfuhr  solcher 
Gegenstände  aus  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  untersagt. 

Auch  der  inländische  Verkehr  mit  Reben,  Pflanzen, 
Pflanzenteilen  und  andern  Gegenständen,  die  als  Träger  des  In- 
sektes bekannt  sind,  ist  durch  die  Gesetzgebung  beschränkt  wor- 
den, um  die  Uebertragung  der  Reblaus  von  einem  Ort  zum  andern 
zu  verhindern. 

Das  Gesetz  vom  3.  April  1875  Nr.  61  R.G.Bl.  ordnet  an, 
dass  die  Ausfuhr  der  genannten  Objekte  aus  Gemeinden,  welche 
mit  der  Reblaus  behaftet  sind,  durch  die  politische  Behörde  zu 
untersagen  ist.  Sobald  konstatiert  wird,  dass  ein  Grundstück 
von  der  Reblaus  befallen  worden  ist,  muss  die  Gemeinde  behörd- 
lich abgesperrt  und  die  Ausfuhr  der  Reben  und  Reblausträger 
untersagt  werden.  Werden  Anzeichen  wahrgenommen,  welche 
auf  das  Vorhandensein  der  Reblaus  hindeuten,  hat  der  Wein- 
gartenbesitzer oder  die  Gemeinde  die  Anzeige  hiervon  zu  machen, 
worauf  zunächst  ein  provisorisches  Ausfuhrverbot  erlassen  wird ; 
ergiebt  die  Untersuchung  durch  Sachverständige,  dass  thatsäch- 
lich  jene  Vermutung  gerechtfertigt  war,  so  wird  das  Ausfuhrver- 
bot in  ein  definitves  verwandelt.  In  allen  Weinbau  treibenden 
Gemeinden  sind  Lokalkommissionen  zur  Durchforschung  der 
Weinberge  zu  bestellen. 

Die  Wirksamkeit  dieser  Absperrungsmassregeln  wurde  seit- 
her immer  mehr  und  mehr  abgeschwächt.  Die  Handhabe  dafür 
bot  das  Gesetz  vom  15.  Juni  1890  Nr.  142  R.G.BL,  durch  welches 
der  Ackerbauminister  ermächtigt  wurde,  von  jenem  Ausfuhrver- 
bote »unter  den  zur  Hintanhaltung  der  Weiterverbreitung  der 
Reblaus  erforderlichen  Vorsichtenc  Ausnahmen  zu  bewilligen. 
Durch  die  ausführende  Verordnung  des  Ackerbauministeriums 
vom  6.  Juni  1893  wurde  den  politischen  Behörden  gestattet,  die 
Ausfuhr  von  Reben,  Pflanzen,  u.  s.  w.  aus  verseuchten  in  solche 
Ortsgemeinden  zuzulassen,  rücksichtlich  welcher  ebenfalls  ein 
Ausfuhrverbot  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  Jahr  1875  erlassen 
worden  ist.  Von  dieser  Erlaubnis  haben  nun  die  politischen  Be- 
hörden reichlich  Gebrauch  gemacht  ^),  und  da  die  von  der  Reb- 

i)  S.  die  Beilagen  zu  dem  Berichte  über  die  Verbreitung  der  Reblaus  in  Oester- 
reich  im  Jahr  1896. 
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laus  befallenen  Gebiete  sich  immer  stärker  ausdehnen,  so  verlieren 
die  Ausfuhrverbote  beständig  an  Bedeutung.  Es  fehlt  auch  an  Or- 
ganen, welche  imstande  wären,  die  Befolgung  des  Verbotes  ent- 
sprechend zu  überwachen,  geschweige,  sie  zu  erzwingen. 

Von  Wichtigkeit  ist  nur  noch  die  Verordnung  vom  i.  De- 
zember 1890  Nr.  210  R.G.Bl.,  durch  welche  die  Einfuhr  von  be- 
wurzelten Reben  nach  Tirol  aus  den  übrigen  Kronländern  —  ohne 
Rücksicht  auf  die  Verseuchung  oder  NichtVerseuchung  des  Aus- 
fuhrortes —  unterss^  und  auch  innerhalb  Tirols  der  Verkehr 
mit  bewurzelten  Reben  beschränkt  ist. 

Diese  Massregeln  hatten  indessen,  wie  die  oben  mitgeteilten 
Daten  über  die  Verbreitung  der  Reblaus  in  Oesterreich  darthun, 
durchaus  nicht  den  gewünschten  Erfolg;  ebensowenig  jene  Vor- 
kehrungen, welche  in  den  verseuchten  Gebieten  selbst  getroffen 
wurden,  um  die  Reblaus  zu  bekämpfen. 

Zunächst  fasste  der  Gesetzgeber  die  Vertilgung  der 
Reblaus  durch  Rodung  ins  Auge,  d.  h.  durch  Ausreissen 
der  Weinreben  aus  dem  verseuchten  Grund,  eventuell  auch  aus 
einer  Sicherheitszone;  der  Boden  muss  mittelst  Einspritzung  von 
Schwefelkohlenstoff  desinfiziert  werden,  die  Reben  sind  an  Ort 
und  Stelle  zu  verbrennen  (sogenanntes  Extinktionsverfahren). 

Das  oben  erwähnte  Gesetz  vom  3.  April  1875  erteilte  der  po- 
litischen Bezirksbehörde  das  Recht,  solche  Rodungen  auch  gegen 
den  Willen  des  Besitzers  anzuordnen,  und  durch  das  Gesetz  vom 
27.  Juni  1885  Nr.  3  ex  1886  R.G.B.  ist  das  Recht  zur  Ertei- 
lung eines  solchen  Auftrages  an  die  politische  Landesstelle  über- 
gegangen, welche  den  Beirat  in  Reblausangelegenheiten  und  den 
Landesausschuss  vorher  einzuvernehmen  hat;  bei  fehlender  Zu- 
stimmung des  Landesausschusses  entscheidet  der  Ackerbau- 
minister; in  dem  Gesetze  vom  Jahr  1875  ist  ferner  angeordnet, 
dass  den  daraus  entwachsenden  Schaden  der  Gesamtheit  der 
Weinbergbesitzer  des  Landes  zu  tragen  hätten.  Diese  Mass- 
regel hat  sich  indessen  durchaus  nicht  bewährt,  die  gerodeten 
Weingärten  wurden  wieder  von  Rebläusen  befallen,  weshalb  man 
dieses  sogenannte  Extinktionsverfahren  in  Oesterreich  fast  gänz- 
lich aufgegeben  hat ;  es  darf  gegenwärtig  nur  dann  vorgenommen 
werden,  wenn  ganz  neue  und  völlig  isolierte,  nicht  aus  einem  be- 
nachbarten ,  älteren  Seuchenherde  stammende  Infektionsstellen 
entdekt  werden,  und  wenn  überdies  die  voraussichtlichen  Kosten 
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cjS      Sonstige  Massregeln  zur  Erhaltung  oder  Verbesserung  der  Landeskultur. 

des  Extinktionsverfahren  den  mit  Wahrscheinlichkeit  aus  dem 
Schutz  des  benachbarten  Weingebietes  zu  erwartenden  Nutzen 
nicht  überwiegen  ^).  Solche  Rodungen  finden  nur  noch  in  Dal- 
matien  statt. 

Späterhin  hat  man  gesucht,  das  Fortschreiten  der  Seuche 
durch  Behandlung  der  infizierten  Gebiete  mit  Schwefelkohlenstoff 
zu  hemmen.  Auch  zu  diesen  sogenannten  Kulturalverfahren 
konnten  nach  dem  Gesetz  vom  Jahr  1875  die  Grundbesitzer  ge- 
zwungen werden;  zwar  ist  dieser  Zwang  durch  das  Gesetz  vom 
27.  Juni  1885  Nr.  3  R.G.Bl.  ex  1886  beseitigt,  doch  unterstützt  die 
Regierung  dieses  Verfahren  dadurch,  dass  sie  den  Grundbesitzern 
dieses  Insekticid  zu  einem  ermässigten  Preis  verabfolgt.  Die  Re- 
sultate des  Kulturalverfahrens  sind  jedoch  höchst  zweifelhaft ;  eine 
Beseitigung  der  Infektion  wurde  nirgends,  nur  hie  und  da  eine 
Verlangsamung  in  der  Zunahme  der  Verbreitung  erreicht.  Ueber- 
dies  stehen  die  Anschaffungskosten  dieses  Mittels,  sowie  die  kost- 
spielige Unterbringung  desselben  zu  dem  Ertrage  des  heimischen 
Weinbaues  in  keinem  richtigen  Verhältnis.  Von  nun  an  soll  denn 
auch  die  Abgabe  des  Schwefelkohlenstoffes  zu  ermässigtem  Preis 
seitens  des  Ackerbauministeriums  fast  gänzlich  sistiert  werden. 

Statt  aller  dieser,  von  so  wenig  Erfolg  begleiteten  Mittel 
gewinnt  die  Ersetzung  der  belausten  Rebstöcke  durch  ameri- 
kanische Reben  immer  grössere  Verbreitung.  Die  Wurzeln 
dieser  Rebengattung  sind  nämlich  immun  gegenüber  der  Reblaus, 
auch  lassen  sie  sich  durch  die  einheimischen  Weinsorten  ver- 
edeln. Es  sollen  daher  in  Zukunft  alle  der  Regierung  verfugbaren 
Mittel  dazu  verwendet  werden ,  die  Kultivierung  der  Weingärten 
mit  amerikanischen  Reben  einzubürgern ').  Seit  dem  Jahre  1884 
hat  die  Regierung  in  einzelnen  Gebieten  der  verseuchten  Länder 
Pflanztätten  für  versuchsweise  Kulturen  der  amerikanischen  Reben 
errichtet  und  die  Errichtung  solcher  Anlagen  seitens  der  Gemeinden , 
landwirtschaftlichen  Vereine  u.  s.  w. ,  teils  durch  Abgabe  von 
Reben,  teils  durch  Geldmittel  unterstüzt.  In  dem  Erlass  vom  10.  No- 
vember 1889  hat  das  Ministerium  die  näheren  Modalitäten  festge- 
stellt, unter  welchen  der  Staat  in  den  infizierten  Bezirken  Pflanz- 


i)  Erlass  des  Ackerbauministeriums  vom  21.  Februar  1883. 
2)  Bericht  über  die  Verbreitung  der  Reblaus,  1S96. 
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Stätten  für  amerikanische  Reben  entweder  selbst  errichtet,  oder 
die  Errichtung  subventioniert. 

Am  Ende  des  Jahres  1896  bestanden  40  ärarische  Reben- 
anlagen in  der  Gesamtausdehnung  von  74^/4  Hektar.  Indessen 
reicht  die  Produktion  in  den  Pflanzstätten  des  Staates,  der 
Vereine,  Gemeinden  u.  s.  w.  für  die  erforderliche  Rebenmenge 
keineswegs  aus,  sondern  es  müssen  immer  noch  Schnitt-  und 
Wurzelreben  aus  dem  Auslande  (Frankreich)  bezogen  werden. 
Die  Weinbau  treibende  Bevölkerung  wird  vom  Staat  dadurch  unter- 
stützt, dass  ihr  widerstandsfähige  amerikanische  Unterlagsreben 
teils  gegen  Entgelt,  teils  unentgeltlich  abgegeben  werden.  Im  Jahre 
1896  wurden  1.8  Millionen  Wurzelreben  und  2^4  Millionen  Schnitt- 
reben verabfolgt,  und  zwar  49^/0  davon  unentgeltlich,  51^/0  gegen 
Vergütung. 

Auch  das  Gesetz  vom  26.  Juni  1894  Nr.  138  sucht  die  Be- 
pflanzung  der  verlausten  Gebiete  mit  amerikanischen  Reben  zu 
befordern.  Jenes  Gesetz  gewährt  nämlich  eine  zeitweilige  Grund- 
steuerbefreiung, wenn  Grundstücke  von  mindestens  ^j^  Hektar  in 
einer  Gemeinde,  für  die  ein  Ausfuhrverbot  besteht,  neu  der  Wein- 
kultur gewidmet  werden.  Erfolgt  nun  die  Bepflanzung  mit 
amerikanischen  Reben,  so  dauert  die  Steuerbefreiung  zehn  Jahre, 
sonst  nur  sechs.  Die  amerikanische  Rebenkultur  gewinnt  denn 
auch  allmählich  an  Verbreitung.  Ihr  ist  indessen  ein  besonderer 
Feind  in  den  Hasen  entstanden ,  die  mit  Vorliebe  die  amerikani- 
schen Reben  benagen.  Jagdvorschriften,  welche  die  Weinanpflan- 
zungen gegen  diesen  Schädling  schützen,  sind  deshalb  dringend 
notwendig  (s.  auch  unten,  6.  Abschnitt). 

Bisher  ist  es  der  Gesetzgebung  und  der  Verwaltung  jeden- 
falls durchaus  nicht  gelungen,  dem  Umsichgreifen  der  Reblaus- 
infektion Halt  zu  gebieten,  geschweige  denn,  die  bereits  ver- 
seuchten Gebiete  von  dem  schweren  Uebel  zu  befreien.  Dagegen 
ist  eine  Reihe  von  Gesetzen  erlassen  worden,  welche  den  Zweck 
haben,  den  Besitzern  der  vernichteten  Weinberge  den  Schaden 
minder  fühlbar  zu  machen.  So  gewährt  das  Gesetz  vom  27.  Juni 
1885  Nr.  3  R.G.Bl.  ex  1886  für  die  Zeit,  während  welcher  die  von 
der  Reblaus  befallenen  Weingärten  dem  Weinbau  entzogen  wer- 
den, die  Begünstigung,  dass  die  Grundstücke  nach  jener  Kultur- 
gattung der  Grundsteuer  unterzogen  werden,  welcher  die  Realität 
zunächst  gewidmet  wird;   wenn   dagegen  Weinpflanzungen,  oder 
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Teile  derselben  von  mindestens  */4  Hektar  Fläche,  welche  mit 
der  Reblaus  behaftet,  oder  nicht  weiter  als  25  Kilometer  von  einer 
mit  diesem  Insekte  behafteten  Pflanzung  entfernt  sind ,  über 
behördliche  Anordnung  oder  freiwillig  zerstört  und  mit  neuen  Reben 
wieder  hergestellt  werden,  so  geniessen  dieselben  eine  von  der 
vollendeten  Wiederherstellung  an  laufende  zehnjährige  Grund- 
steuerfreiheit ^). 

Ferner  ist  zufolge  des  Gesetzes  vom  3.  Oktober  1891  Nr. 
150  R.G.Bl.  die  Verminderung  oder  Vernichtung  des  Naturaler- 
trages  eines  Grundstückes  durch  die  Reblaus  als  eines  jener  ele- 
mentaren Ereignisse  anzusehen,  welche  nach  dem  Gesetz  vom 
6.  Juni  1888  Nr.  81  R.G.B.  Anspruch  auf  Grundsteuerabschrei- 
bung gewähren,  und  diese  bleibt  nicht  nur  für  das  eine  Jahr,  son- 
dern bis  auf  weiteres  in  Wirksamkeit,  ohne  dass  der  Besitzer  jähr- 
lich um  eine  Erneuerung  der  Steuerabschreibung  anzusuchen 
hätte  *). 

Endlich  bestimmt  der  Artikel  II  des  Gesetzes  vom  28.  März 
1892:  »Für  den  Fall,  als  in  einer  Gemeinde  die  Reblaus  in  ver- 
heerender Weise  aufgetreten  ist  und  die  betroffenen  Grundbesitzer 
in  eine  zeitweilige  Notlage  geraten  sind,  ist  der  Ackerbauminister 
ermächtigt,  zum  Zwecke  der  Wiederherstellung  der  zerstörten 
Weingärten  unverzinsliche  Vorschüsse  zu  erteilen.  Diese  Vor- 
schüsse können  unmittelbar  einzelnen  Grundbesitzern  erteilt  wer- 
den, oder  der  Gemeinde,  oder  einer  in  Gemässheit  des  Gesetzes 
vom  9.  April  1873  (R.G.Bl.  No.  70)  zur  Förderung  des  Erwerbes 
oder  der  Wirtschaft  der  Grundbesitzer  mit  beschränkter  oder 
unbeschränkter  Haftung  errichteten  Genossenschaft,  oder  endlich 
einem  Vereine,  welcher  die  Förderung  der  Landeskultur  über- 
haupt oder  insbesondere  des  Weinbaues  in  der  betreffenden  Ge- 
meinde zum  statutenmässigen  Zwecke  hat.  Soll  der  Vorschuss 
unmittelbar  dem  Grundbesitzer  erteilt  werden,  so  ist  hiefür  in  der 
Regel  eine  voraussichtlich  genügende  bücherliche  Sicherstellung 
erforderlich,  wobei  der  ortsübliche  Wert  des  Weingartens,  welchen 
derselbe  nach  seiner  Wiederherstellung  haben  wird,  zu  berück- 
sichtigen ist;  ausnahmsweise  kann  auch  ohne  dieselbe  ein  Vor- 
schuss dem  Grundbesitzer  dann  gewährt  werden,  wenn  sich  dies 
mit  Rücksicht  auf  seine  wirtschaftlichen  und  persönlichen  Ver- 
hältnisse als  zulässig   und   gerechtfertigt   darstellt.    Tritt  die  Ge- 

i)  Gesetz  vom  15.  Jani  1890  Nr.  143  R.G.B1. 
2)  Gesetz  vom  26.  Juni  1894  Nr.  139  R.G.B1. 
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meinde  selbst,  oder  eine  Genossenschaft,  oder  ein  Verein  als 
Vorschusswerber  auf,  so  hat  der  Ackerbauminister  über  die  Frage, 
ob  der  Vorschusswerber  eine  Sicherstellung  zu  leisten  habe  und 
die  etwa  angebotene  genüge,  fallweise  unter  Berücksichtigung 
der  obwaltenden  Verhältnisse  zu  entscheiden.  In  allen  Fällen  ist 
jedoch  die  Erteilung  solcher  Vorschüsse  davon  abhängig,  dass 
der  Vorschusswerber  eine  mindestens  gleiche  Unterstützung  aus 
Landesmitteln  erhalte.  Die  vom  Ackerbauminister  zugestandenen 
Vorschüsse  werden,  bei  ordentlicher  Einhaltung  des  Arbeitsplanes 
zur  Wiederherstellung  der  Weingärten,  in  Raten,  welche  diesem 
Plane  entsprechen,  ausgefolgt  und  sind  in  angemessenen,  vom 
Ackerbauminister  festzustellenden  Teilbeträgen  zurückzuzahlen, 
deren  erster  mit  Schluss  des  zehnten  Jahres  von  der  Ausfolgung 
des  ersten  Vorschussteilbetrages  ab  fällig  ist.c 

Ausserdem  können  nach  dem  Gesetz  vom  23.  August  1895 
unverzinsliche  Vorschüsse  auch  zu  dem  Zwecke  erteilt  werden, 
damit  die  Besitzer  von  durch  die  Reblaus  zerstörten  Weingärten 
an  deren  Stelle  solche  ihnen  gehörige  Grundflächen  dem  Weinbau 
zufuhren  können,  welche  einer  anderen  Kultur  gewidmet  waren  und 
entweder  in  derselben  Ortsgemeinde  wie  die  zerstörten  Wein- 
gärten oder  in  dem  Gebiete  einer  anderen  Ortsgemeinde  liegen, 
für  welche  ein  Verbot  auf  Grund  der  §§  i  und  4  des  Gesetzes 
vom  3.  April  1875  (R.G.Bl.  No.  61)  ergangen  ist.  Das  Ausmass 
dieser  Grundflächen  darf  jenes  der  zerstörten  Weingärten  nicht 
erheblich  übersteigen;  doch  ist  nicht  erforderlich,  dass  zur  Zeit 
der  Anlegung  der  neuen  Rebpflanzungen  die  von  der  Reblaus 
zerstörten  Weingärten  bereits  gänzlich  ertraglos  geworden  sind.f 

Bis  jetzt  ist  indessen  von  den  Begünstigungen  dieses  Gesetzes 
nur  ein  minimaler  Gebrauch  gemacht  worden.  So  wurden  im 
Jahre  1896  zinsfreie  Darlehen  im  Gesamtbetrage  von  nur  95 102  fl. 
verabfolgt,  obgleich  dem  Ackerbauministerium  noch  ein  Kredit 
von   180000  fl.  zur  Verfugung  stand. 

D.  Oeseue  zur  Vertilgung  des  Unkrautes. 

Das  Ueberhandnehmen  gewisser  Unkrautgattungen  und  die 
Unmöglichkeit,  sie  vereinzelt  auf  einem  Acker  zu  vertilgen,  wenn 
sie  auf  dem  Gute  des  Nachbarn  fortwuchern,  hat  eine  Reihe  von 
Landesgesetzgebungen  veranlasst,  den  Landwirten  die  Vernich- 
tung des  Unkrautes  zur  Pflicht  zu  machen,  die  Nichtbefolgung 
dieser  Vorschrift   unter  Strafe   zu   stellen   und  bei   Unterlassung 
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die  Beseitigung  der  schädlichen  Pflanzen  durch  die  <jemeinden 
auf  Kosten  der  Säumigen  anzuordnen. 

Die  Landesgesetze  für  Böhmen  vom  13.  August  1880  No.  78 
und  für  Niederösterreich  vom  2.  Januar  1883  No.  31  L.G.B.  be- 
kämpfen auf  diese  Weise  nur  die  Kleeseide,  die  Gesetze  für  Ga- 
lizien  vom  17.  Februar  1885  No.  41,  für  Mähren  vom  9.  Dezember 
1883  No.  2  ex  1885  und  für  die  Bukowina  vom  5.  Juni  1896  No.  24 
L.G.B.  auch  die  Ackerdistel,  das  Landesgesetz  für  Steiermark  vom 
9.  Januar  1883  No.  10  L.G.B.  überdies  den  Sauerdorn  und  den 
Kreuzdomstrauch.  In  Krain  ist  nach  dem  Gesetze  vom  11.  Febr. 
1883  No.  10  L.G.B.  der  Landespräsident  berechtigt,  nach  An- 
hörung von  Sachverständigen  und  mit  Zustimmung  des  Landes- 
ausschusses die  Beseitigung  auch  anderer  Unkräuter  (ausser  der 
Kleeseide)  zu  verfügen,  wenn  solche  Unkräuter  durch  die  Ver- 
breitungsfähigkeit ihres  Samens  Nutzpflanzen  schädlich  sind  und 
in  einer  Gegend  in  einer  für  die  Bodenkultur  gemeingefährlichen 
Weise  auftreten.  Unter  der  letzteren  Voraussetzung  kann  der 
Landespräsident  die  gleiche  Anordnung  hinsichtlich  solcher  Pflan- 
zen treffen,  welche,  ohne  Nutzpflanzen  zu  sein,  verbreitungsfähigen 
und  Nutzpflanzen  schädlichen  Pilzen  als  Träger  dienen.  Die  Ver- 
tilgung obliegt  nach  allen  Landesgesetzen  dem  Grundbesitzer, 
Nutzniesser  oder  Pächter  und  muss  längstens  zu  Beginn  der  Blute 
der  Unkräuter  vorgenommen  werden. 

Das  dalmatinische  Gesetz  vom  7.  Juni  1891  No.  19  L.G.B. 
bezieht  sich  nur  auf  die  Peronospora.  Die  Gemeindeverwaltung 
hat  beim  Auftreten  dieses  Rebenschädlings  im  Gemeindegebiete 
zu  entscheiden,  ob  die  Eigentümer  und  Kolonen  in  ihren  Wein- 
gärten innerhalb  eines  bestimmten  Termines  Vorkehrungen  dagegen 
zu  treffen  haben. 

Auch  die  Durchführung  dieser  Polizeigesetze  ruht  in  der  Hand 
der  Gemeindeorgane  und  dürfte  jedenfalls  sehr  viel  zu  wünschen 
übrig  lassen. 

E.  Die  Bekämpfung  der  Tierseuchen. 

Die  Reichsgesetze  vom  29.  Febr.  1880  Nr.  35  und  Nr.  37  R.G.B. 
»betreffend  die  Abwehr  und  Tilgung  ansteckender  Tierkrankheiten« 
und  »betreffend  die  Abwehr  und  Tilgung  der  Rinderpest«,  ferner 
das  Gesetz  vom  17.  August  1892  No.  142  R.G.B.  »betreflfend  die 
Abwehr  und  Tilgung  der  Lungenseuche  der  Rindere  haben  Vor- 
schriften erlassen,  um  die  Einschleppung  ansteckender  Tierkrank- 
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heiten  nach  Oesterreich  zu  verhindern ;  sie  treffen  Vorkehrungen, 
um  Krankheiten  dieser  Art,  wenn  sie  im  Inlande  auftreten,  an 
der  Weiterverbreitung  zu  hindern  und  so  rasch  als  möglich  zu 
tilgen,  ordnen  unter  gewissem  Umfange  den  Ersatz  für  polizeilich 
getötete  Tiere  an  und  enthalten  Bestimmungen  über  die  Bestrei- 
tung der  durch  Vorkehrungen  gegen  die  Tierseuchen  erwachsen- 
den Kosten. 

Das  erstgenannte  Gesetz  bezieht  sich  auf  die  Maul-  und 
Klauenseuche  der  Rinder,  Schafe,  Ziegen  und  Schweine,  den 
Milzbrand  der  landwirtschaftlichen  Haustiere,  die  Lungenseuche 
der  Rinder,  die  Rotz-(Wurm-)krankheit  der  Einhufer,  die  Pocken- 
und  Blatternseuche  der  Schafe,  die  Beschäl- (Chancre-)Seuche  der 
Zuchtpferde,  den  Bläschenausschlag  an  den  Geschlechtsteilen  der 
Pferde  und  Rinder,  auf  die  Räude  (Krätze)  der  Pferde  und  Schafe, 
und  auf  die  Wutkrankheit  der  Hunde  und  der  übrigen  Tiere ;  im 
Verordnungswege  wurden  auch  der  Rauschbrand  der  Rinder,  der 
Rotlauf  der  Schweine  und  die  Schweinepest  den  Bestimmungen 
des  Gesetzes  unterworfen.  Tiere,  welche  mit  einer  dieser  Krank- 
heiten behaftet  oder  einer  solchen  verdächtig  sind ,  dürfen  nicht 
in  Verkehr  gebracht  werden  (§  7).  Die  Einfuhr  von  Haustieren, 
welche  diesen  Krankheiten  unterliegen,  ist  nur  mit  Viehpass  ge- 
stattet (§  4) ;  ebenso  der  inländische  Verkehr,  wenn  das  Vieh  zu 
Tierschauen,  Märkten,  Auktionen  gebracht,  mittelst  Eisenbahnen 
und  Schiffen  befördert  wird ,  wofür  auch  noch  besondere  vete- 
rinärpolizeiliche Vorschriften  gelten  (§§  8 — 10).  Nimmt  ein  Vieh- 
besitzer eine  ansteckende  Krankheit  oder  Symptome  einer  solchen 
wahr  —  diese  Symptome  sind  im  Verordnungswege  allgemein 
bekannt  gemacht  — ,  so  hat  er  hievon  der  Behörde  unverzügliche 
Anzeige  zu  erstatten  (§  15).  Hierauf  erfolgt  sofort  die  vorläufige 
Absonderung  des  Viehs,  die  Stallsperre  und  die  Untersuchung 
durch  die  Seuchenkommission  (§  18),  wobei  nötigenfalls  die  poli- 
zeiliche Tötung  eines  verdächtigen  Tieres  anzuordnen  ist  (§  19). 
Die  Schutz-  und  Tilgungsmassregeln,  die  je  nach  Umständen  an- 
gewendet werden  können,  sind:  Absonderung,  Bewachung  oder 
polizeiliche  Beobachtung  der  erkrankten  oder  verdächtigen  Tiere, 
stärkere  oder  geringere  Verkehrsbeschränkungen,  Verbot  von  Vieh- 
märkten, Auktionen,  Tierschauen  u.  dgl.,  Zwangsimpfung,  Zwangs- 
tötung, Desinfektion,  Verbot  des  Beschälens  u.  s.  w.  Die  Tötung 
findet  insbesondere  bei  Rotz-(Wurm)krankheit,  Räude  und  Wut- 
krankheit statt,    die  Schutzimpfung   bei  der  Pockenkrankheit  der 
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Schafe  (§§  20 — 36).  Eine  Entschädigung  aus  dem  Staatsschatze 
wird  nur  für  solche  Tiere  geleistet,  die  über  behördliche  Anord- 
nung zum  Zwecke  der  Feststellung  des  Vorhandenseins  einer 
ansteckenden  Tierkrankheit  (mit  Ausnahme  der  Wutkrankheit) 
oder  wegen  Verdachtes  der  Rotzkrankheit,  der  sich  nachträglich 
als  unrichtig  herausstellt,  getötet  worden  sind  (§  37).  Durch  eine 
Schätzungskommission  wird  der  zu  vergütende  gemeine  Wert 
bestimmt  (§§  38 — 40).  Die  Kosten,  welche  aus  den  Vorkeh- 
rungen gegen  die  Tierkrankheiten  entspringen ,  sind  grösstenteils 
vom  Staate  und  von  der  Gemeinde  zu  tragen  (§§  42  und  43).  Strenge 
Strafdrohungen  sollen  die  Befolgung  der  Vorschriften  des  Gesetzes 
sichern  (Gesetz  vom  24.  Mai  1882  No.  51  R.G.B.). 

Aehnliche,  aber  noch  strengere  Bestimmungen  treffen  die 
Gesetze  gegen  die  Rinderpest  und  gegen  die  Lungenseuche  der 
Rinder.  Kranke  und  verdächtige  Tiere  und  jene,  welche  mit 
solchen  in  Berührung  waren,  müssen  sofort  getötet  werden ;  dem 
Besitzer  wird  der  Wert  der  gekeulten  Tiere  ersetzt,  wenn  ihm 
weder  ein  Verschulden  noch  eine  Uebertretung  des  Seuchenge- 
setzes zur  Last  fallt  (§§  21  und  35). 

In  engem  Zusammenhange  mit  diesen  Reichsgesetzen  stehen 
die  Tierseuchenfonde,  die  in  einigen  Kronländern  errichtet 
worden  sind  ^).  Sie  hatten  namentlich  vor  dem  Erlasse  des 
Reichsgesetzes  vom  17.  August  1892  betreffend  die  Lungenseuche 
der  Rinder  eine  grosse  praktische  Bedeutung,  indem  früher  nur 
ausnahmsweise  für  die  wegen  dieser  Krankheit  getöteten  Tiere 
ein  Ersatz  aus  dem  Staatsschatze  gewährt  worden  war.  Aber 
auch  gegenwärtig  findet  noch  keineswegs  fiir  alle  getöteten  oder 
umgestandenen  Tiere  eine  Entschädigungsleistung  seitens  des 
Staates  statt;  solchen  Falls  besteht  aber  die  Gefahr,  dass  auch 
die  besten  Veterinärvorschriften  unbeobachtet  bleiben,  und  dass 
verseuchtes  Vieh  oder  Fleisch  verschleppt  und  dadurch  die  Seuche 
verbreitet  wird. 

Hier  haben  mit  Erfolg  einige  Landesgesetzgebungen  einge- 
griffen. Zwar  gab  es  in  Mähren  eine  Zeit  lang  eine  eigentliche  öf- 
fentliche Viehversicherung ;  doch  wurde  die  daselbst  durch  das  Lan- 
desgesetz vom  23.  März  1883,  No.  43  L.G.B.  betreffend  die  Hebung 
der  Rindviehzucht  eingeführte  und  durch  das  Gesetz  vom  27.  No- 

i)  S.  fiir  das  Folgende :  Schiffe  Ueberblick  über  die  wirtscbafüiche  Gesetzgebung 
der  österreichischen  Länder  d.  J.  1895  a.  a,  O. 
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vember  1888,  No.  128  L.G.B.,  erweiterte  und  abgeänderte  obli- 
gatorische Versicherung  des  Rindviehes  gegen  Umstehen  oder 
Tötung  wegen  Lungenseuche,  Milzbrand,  Rauschbrand  und  Maul- 
und  Klauenseuche  im  Jahre  1893  wieder  aufgehoben  (Gesetz  vom 
26.  Dezember  1892 ,  No.  i  L.G.B.  ex  1893).  Dies  geschah  vor 
allem  deshalb,  weil  die  wichtigste  Krankheit,  für  welche  die  Ver- 
sicherung galt,  die  Lungenseuche,  wegfallen  musste,  seitdem  der 
Staat  für  die  wegen  dieser  Seuche  getöteten  Tiere  den  Besitzern 
Ersatz  leistete ;  so  blieben  nur  noch  der  Milzbrand,  Rauschbrand 
und  die  Maul-  und  Klauenseuche  übrig,  fiir  welche  der  Versiche- 
rungsfond aufzukommen  hatte.  Durch  diese  Beschränkung  mussten 
aber  die  Verwaltungsauslagen  relativ  bedeutend  zunehmen,  wozu 
noch  die  Unzufriedenheit  der  Bevölkerung  mit  einer  Versiche- 
rung kam,  die  nicht  alle  Todesursachen  umfasste. 

In  Tirol,  Vorarlberg  und  Niederösterreich  wurde  dagegen 
eine  Art  Zwangsversicherung  gegen  die  Tötung,  zum  Teile  auch 
gegen  das  Umstehen  von  Rindvieh  und  Einhufern  infolge  an- 
steckender Krankheiten  in  der  Form  von  sogenannten  Tierseuchen- 
fonden  verwirklicht.  Aus  diesen  werden  nämlich  Entschädigungen 
für  solche  Tiere  geleistet,  die  wegen  des  Vorhandenseins  oder 
des  Verdachtes  bestimmter  Krankheiten  von  amtswegen  getötet 
werden,  oder  die  an  solchen  Krankheiten  zu  Grunde  gegangen  sind. 

Der  Ersatz  des  durch  den  Tod  des  Viehes  verursachten 
Schadens  ist  hier  nicht,  wie  bei  der  Versicherung,  der  eigentliche 
Zweck  des  Gesetzes,  sondern  nur  das  Mittel,  um  die  Befolgung 
der  veterinärpolizeilichen  Vorschriften  zu  sichern,  um  die  Ver- 
heimlichung ansteckender  Krankheiten,  den  Verkauf  von  verseuch- 
ten Tierprodukten  zu  verhindern. 

Was  zunächst  die  Krankheiten  betrifft,  auf  die  sich  die  Fonde 
erstrecken,  so  waren  es  früher  in  Tirol  und  Vorarlberg  die  Lungen- 
seuche der  Rinder  und  die  Rotz-(Wurm-)Krankheit  der  Einhufer, 
in  Niederösterreich  überdies  der  Milzbrand,  der  Rauschbrand  und 
die  Ferlsucht  (Tuberkulose)  der  Rinder  und  der  Milzbrand  der  Ein- 
hufer. Entschädigung  wurde  bei  Lungenseuche  und  Rotzkrank- 
heit dann  geleistet,  wenn  das  Tier  wegen  der  Krankheit  oder 
wegen  Verdachtes  derselben  behördlich  getötet  wurde,  bei  Milz- 
brand, wenn  es  daran  umgestanden  ist ,  bei  Rauschbrand,  wenn 
es  trotz  der  in  demselben  Jahre  erfolgten  Schutzimpfung  infolge 
dieser  Krankheit  oder  infolge  der  Impfung  verendet  ist,  bei  der 
Perlsucht,  wenn  das  Tier  bei  der  Schlachtung  damit  behaftet  be- 
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funden  wurde.  In  allen  drei  Kronländern  wurde  je  ein  besonderer 
Fond  für  die  Rinder  und  für  die  Einhufer  gebildet;  die  Viehbe- 
sitzer entrichteten  je  nach  der  Zahl  ihrer  Viehstücke  Umlagen, 
die  von  den  Gemeindeorganen  gleich  den  Steuern  eingehoben 
wurden. 

Als  aber  das  Reichsgesetz  vom  17.  August  1892,  No.  42 
R.G.B.,  die  Tötung  der  an  Lungenseuche  erkrankten  oder  dieser 
Krankheit  verdächtigen  Tiere  und  den  Ersatz  von  ^®/ao  des  Schätz- 
wertes der  getöteten  Tiere  aus  dem  Staatsschatze  anordnete«  da 
hatten  die  Tierseuchenfonde  für  Rindvieh  in  Tirol  und  Vorarlberg 
ihren  Zweck  verloren  und  wurden  aufgehoben.  In  Vorarlberg 
geschah  dies  durch  das  Gesetz  vom  25.  September  1892  No.  35 
L,G.B;  die  Bestimmungen  der  Gesetze  27.  Dezember  1881  No.  i 
L.G.B.  ex  1882  und  vom  4.  März  1888,  No.  19  L.G.B.,  blieben 
jedoch  soweit  in  Kraft,  als  sie  sich  auf  die  TUgung  der  Rotz- 
krankheit der  Einhufer  beziehen.  In  Tirol  wurde  zwar  gleichfalls 
sofort  die  Leistung  von  Entschädigungen  für  solche  Tiere  eingestellt, 
bei  denen  die  Ersatzpflicht  des  Staates  eintrat  (Lungenseuche), 
eine  gesetzliche  Regelung  erfolgte  jedoch  erst  durch  das  Gesetz 
vom  30.  Juni  1895,  No.  36  L.G.B.  Dieses  hebt  den  durch  das 
Landesgesetz  vom  13.  Dezember  1881  No.  39  L.G.B.  geschaffenen 
Tierseuchenfond  auch  für  Einhufer  auf;  statt  dessen  wird  nun- 
mehr die  Entschädigung  für  die  wegen  Rotzes  oder  Rotzverdach- 
tes getöteten  Einhufer  direkt  aus  dem  Landesfonde  geleistet.  Es 
werden  die  dadurch  erwachsenden  Kosten  also  nicht  mehr,  wie 
früher,  von  den  Viehbesitzern  getragen,  sondern  ähnlich,  wie  nach 
den  Reichsgesetzen  über  die  Rinderpest  und  die  Lungenseuche, 
von  der  Gesamtheit  der  Steuerträger.  Entschädigt  wird  hier  der 
ganze  Schätzungswert  des  getöteten  Tieres ;  merkwürdig  ist  aber, 
auf  welche  Art  in  Tirol  der  Schätzungswert  festgestellt  wird :  die 
Gemeindevorsteher  jedes  Gerichtsbezirkes  wählen  für  drei  Jahre 
zwei  Schätzmänner,  überdies  delegiert  die  politische  Behörde  von 
Fall  zu  Fall  einen  Sachverständigen;  in  geheimer  Abstimmung 
hat  nun  jede  dieser  drei  Personen  ihre  Schätzung  anzugeben ,  der 
Durchschnitt  der  drei  Beträge  gilt  dann  als  Schätzungswert.  Doch 
soll  dieser  den  Erstehungspreis  niemals  übersteigen,  es  sei  denn, 
dass  das  Tier  schon  während  sechs  Monate  sich  im  Besitze  des 
Entschädigungswerbers  befunden  hat. 

In  Niederösterreich,  wo  der  Fond  für  Rindvieh  von  vorne- 
herein nicht  auf  Entschädigungen    bei  Lungenseuche  beschränkt 
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war,  sondern  sich  auf  Milzbrand,  Rauschbrand  und  Perlsucht  er- 
streckte *),  blieb  derselbe  auch  nach  dem  Wegfall  dieser  Krank- 
heit bestehen').  Eine  Erweiterung  erfuhr  er  durch  das  Gesetz 
vom  28.  Mai  1894,  No.  i  L.G.B.  ex  1895 ,  das  die  Leistung  von 
Entschädigungen  fiir  Kühe  anordnet,  welche  infolge  des  Kalb- 
fiebers  trotz  rechtzeitig  in  Anspruch  genommener  tierärztlicher 
Hilfe  verendet  sind. 

Auch  sonst  bringt  das  in  Rede  stehende  Gesetz  mehrfache 
Modifikationen  des  bisher  geltenden  Rechtszustandes.  Die  Ent- 
schädigung betrug  früher  in  allen  Fällen  ®/io  des  Schätzungswertes, 
d.  h.  des  laufenden  Marktwertes  ohne  Rücksicht  auf  die  vorhan- 
dene Krankheit  oder  die  bestehende  Ansteckungsgefahr;  daran 
ist  nur  das  eine  geändert,  dass  für  die  infolge  der  Rauschbrand- 
schutzimpfung zu  Grunde  gegangenen  Rinder  der  volle  Schät- 
zungswert ersetzt  wird.  Die  Deckung  der  Auslagen  erfolgt, 
wie  früher  in  Tirol  und  jetzt  noch  in  Vorarlberg,  durch  Um- 
lagen auf  die  Viehbesitzer.  Diese  Umlagen  betragen  nach  dem 
neuen  wie  nach  dem  alten  Gesetze  10  Kreuzer  jährlich  fiir  jeden 
Einhufer,  falls  der  Besitzer  weniger  als  11,  20  Kreuzer,  falls  er 
mehr  als  10  Pferde  in  einer  Gemeinde  untergebracht  hat.  Für 
die  Rinder  sind  dagegen  jetzt  zum  Teile  höhere  Sätze,  als  früher, 
massgebend.  Nach  dem  Gesetze  vom  Jahre  1891  waren  für  jedes 
Rind  IG  Kreuzer  zu  bezahlen;  besass  aber  jemand  mehr  als  30 
Rinder  in  einer  Gemeinde,  so  hatte  er  dafür  je  20  Kreuzer  zu 
entrichten.  Diese  höhere  Umlage  tritt  jetzt  schon  bei  20  Rindern 
ein ;  sie  steigt  bei  41  Stück  auf  30,  bei  61  Stück  auf  40  Kreuzer 
pro  Rind.  Diese  starke  Progression  ist  hinlänglich  durch  die  er- 
höhte Ansteckungsgefahr  begründet,  die  bei  gemeinsamer  Unter- 
bringung grösserer  Viehmassen  entsteht. 

Durch  die  Entschädigung,  welche  von  seiten  des  Landes, 
respektive  des  Tierseuchenfondes  für  solche  Tiere  geleistet  wird, 
die  wegen  bestimmter  ansteckender  Krankheiten  gekeult  wor- 
den oder  daran  zu  Grunde  gegangen  sind,  ist  zwar  der  grösste 
Anreiz  zur  Verheimlichung  der  Seuche  beseitigt.  Immer  ist  aber 
noch  die  Möglichkeit  einer  Umgehung  oder  Verletzung  der  vete- 
rinärpolizeilichen Vorschriften  vorhanden,  und  in  vielen  Fällen 
kann  ja  auch  der  pekuniäre  Vorteil  aus  dem  Verkaufe  des  ver- 
seuchten Viehes  oder  Fleisches  grösser  sein,  als  die  zu  erwartende 

i)  Gesetz  Tom  ii.  April  1891  Nr.  36  L.G.B. 
2)  Gesetz  vom  11.  Oktober  1892  Nr.  66  L.G.B. 
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Entschädigung. 

Da  die  in  Rede  stehenden  Gesetze  vor  allem  den  Zweck 
haben,  die  so  verderblichen  Viehseuchen  möglichst  rasch  zu  tilgen, 
ist  es  nur  konsequent,  dass  in  allen  drei  Kronländern  die  Ent- 
schädigung verweigert  wird ,  wenn  die  Anzeige  über  den  Aus- 
bruch einer  Seuche  oder  über  den  Bestand  des  Seuchenverdachtes 
nicht  unverzüglich  erstattet  wurde ,  wenn  die  Schutzmassregeln, 
welche  die  Seuchenkommission  zur  Verhinderung  der  Einschlep- 
pung oder  der  Verbreitung  der  Seuche  angeordnet  hatte,  mangel- 
haft beobachtet,  oder  wenn  sonst  strafbare  Handlungen  gegen 
das  Tierseuchengesetz  begangen  wurden ,  namentlich  wenn 
eine  verbotswidrige  Verwendung  von  verseuchten  oder  seuchen- 
verdächtigen Tieren  oder  eine  eigenmächtige  Ueberfiihrung  der- 
selben aus  der  ihnen  behördlich  angewiesenen  Räunilichkeit  an 
andere  Orte  stattgefunden  hat.  In  Niederösterreich  kommt  als 
Ausschliessungsgrund  noch  hinzu :  beim  Rauschbrand,  dass  in  dem 
betreffenden  Jahre  das  verendete  Rind  der  Schutzimpfung  gegen 
Rauschbrand  nicht  unterzogen  worden  war,  beim  Kalbsfieber, 
dass  dem  Viehbesitzer  ein  Verschulden  an  dem  Viehverluste  durch 
nicht  entsprechende  Behandlung  während  oder  nach  dem  Geburts- 
akte trifft,  oder  dass  die  tierärztliche  Hilfe  nicht  rechtzeitig  in 
Anspruch  genommen  wurde. 

Die  Wirkung  dieser  Tierseuchenfonde  war  gewiss  vielfach 
eine  sehr  gute.  Namentlich  in  Tirol  haben  die  Entschädigungen 
für  Lungenseuche  das  Land  von  dieser  Krankheit  fast  vollständig 
befreit.  So  lange  daher  eine  umfassende  Rindviehversicherung 
nicht  durchgeführt  wird,  darf  man  im  Prinzipe  einer  Nachahmung 
jener  Institution  durch  die  anderen  Länder  gewiss  das  Wort 
reden.  Allerdings  wäre  dabei  eine  genaue  Anpassung  an  die 
lokalen  Verhältnisse  und  Bedürfnisse  erforderlich ;  denn  die  Vieh- 
krankheiten treten  durchaus  nicht  gleichmässig  in  allen  Gegenden 
auf;  hier  herrscht  die  eine,  dort  die  andere  Seuche,  in  manchen 
Landstrichen  treten  sie  nur  sporadisch,  in  anderen  dagegen  epi- 
demisch auf. 


4.  Abschnitt.    Der  Schutz  der  Bodenkultur  gegen  Schädigung 

durch  Menschen  und  fremdes  Vieh. 

Durch  eine  Reihe  von  Polizeivorschriften  hat  die  Gesetzgebung 
gesucht,  den  Betrieb  der  Land-  und  Forstwirtschaft,   sowie    den 
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ländlichen  Grundbesitz  gegen  Eingriffe  und  Beschädigungen  seitens 
fremder  Personen  in  stärkerem  Masse  zu  sichern,  als  dies  durch 
das  allgemeine  Civil-  und  Strafrecht  geschieht.  Das  Bedürfnis 
nach  solchen  speziellen  polizeilichen  Feld-  und  Forstschutzge- 
setzen ist  vor  allem  auf  die  grosse  räumliche  Ausdehnung  der 
landwirtschaftlichen  Grundstücke  zurückzuführen  und  auf  die  da- 
durch bewirkte  Erleichterung  fremder  Eingriffe.  Deshalb  werden 
Handlungen,  welche  den  land-  und  forstwirtschaftlichen  Betrieb 
stören,  auch  bei  bloss  kulposer  Begehung  unter  Strafe  gestellt; 
den  Gemeinden  wird  die  Bestellung  eines  Feldschutzpersonales  zur 
Pflicht  gemacht;  eigene  Gesetze  regeln  die  Befugnisse,  die  Be- 
eidigung, die  Dienstesabzeichen  dieses  Personales. 

I.  Der   Forstschutz. 

Ein  bedeutender  Teil  des  Forstgesetzes  vom  3.  Dezember 
1852  ist  dem  Forstschutze  gewidmet.  Einige  dieser  Bestimmungen 
haben  wir  schon  im  2.  Kapitel  (s.  o.  S.  82)  kennen  gelernt;  sie 
beziehen  sich  auf  die  Ausübung  der  Servituten  und  beschränken 
dieselbe  im  Interesse  des  belasteten  Waldes ;  strenge  Vorschriften 
sind  zur  Verhütung  und  Löschung  von  Waldbränden  in  den 
§§  44  und  49  enthalten.  In  den  §§  60  und  67  wird  eine  Reihe 
weiterer  Handlungen  fiir  den  FaU  als  Forstfrevel  erklärt ,  dass  sie 
nicht  unter  das  allgemeine  Strafgesetz  fallen,  wie  z.  B.  das  Sammeln 
von  Raff-  und  Klaub-  oder  Leseholz,  das  Ausgraben  und  Beschä- 
digen von  Bäumen,  die  unberechtigte  Gewinnung  von  Bodenstreu, 
der  unberechtigte  Vieheintrieb  in  fremde  Wälder,  ja  sogar  das 
Verbleiben  im  Walde  gegen  die  Weisung  des  Forstpersonales; 
spezielle  Bestimmungen  dieser  Art  enthält  überdies  das  Landes- 
gesetz für  Kärnten  vom  22.  Mai  1888  Nr.  22  L.G.B.  hinsichtlich 
der  Gewinnung  von  Harz  und  Terpentinöl. 

Forstfrevel  werden,  wenn  keine  schwerere  Strafe  zu  ver- 
hängen ist,  von  der  politischen  Behörde  von  Amtswegen  verfolgt 
und  mit  einem  Verweise  oder  mit  Arrest  von  i — ^40  Tagen  oder 
einer  Geldstrafe  geahndet  (§§  62  und  68).  Für  die  Selbstpfän- 
dung fremden  Viehs  wiederholt  das  Forstgesetz  im  Wesentlichen 
die  Bestimmungen  der  §§  1321  und  1322  des  a.  b.  G.B.  Aus- 
nahmsweise ist  jedoch  der  Grundbesitzer,  der  auf  seinem  Gut 
fremdes  Vieh  vorfindet,  berechtigt,  dasselbe  sogar  zu  erschiessen, 
wenn  es  sich  nämlich  um  Ziegen,  Schafe,  Schweine  und  Federvieh 
handelt  und  deren  Pfändung  nicht  erfolgen  kann  (§  65).  Doch 
sind  der  Waldeigentümer  und  das  Forstpersonal  berechtigt,    Vieh, 
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das  unberechtigter  Weise  in  den  fremden  Wald  getrieben  oder 
gelassen  wurde,  durch  passende  Grewalt  zu  verjagen,  oder,  wenn 
Schaden  angerichtet  wurde,  so  viele  Viehstücke  zu  pfänden,  als 
zur  Entschädigung  hinreicht ;  doch  muss  das  Vieh  zurückgestellt 
werden,  wenn  nicht  innerhalb  8  Tagen  ein  Vergleich  stattfindet 
oder  der  Schadenersatzanspruch  vor  der  Behörde  geltend  gemacht 
wird  (§§  63,  64). 

Ueberdies  hat  jeder,  der  sich  einer  strafbaren  Handlung  gegen 
die  Sicherheit  des  Waldes  schuldig  macht,  dem  beschädigten 
Waldeigentümer  vollen  Ersatz  zu  leisten  (§  72);  das  Forstgesetz 
enthält  zur  Erleichterung  der  Schadensschätzung  einen  eigenen 
»Waldschadentarif«  (Beilage  D). 

Die  Handhabung  des  Forstschutzes  obliegt  dem  Schutz-  und 
Aufsichtspersonale,  das  dem  Forstverwaltungspersonale  unterstellt 
ist,  und  das  vom  Staat  oder  von  den  Gemeinden,  aber  auch  von 
Privatwaldbesitzern  angestellt  werden  kann;  sollen  die  Forsthüter 
letzterenfalls  als  eine  öffentliche  Wache  angesehen  werden  und 
auch  erhöhten  Rechtsschutz  geniessen,  so  müssen  sie  von  der  poli- 
tischen Behörde  beeidigt  werden  und  überdies  im  Dienste  ein  aus- 
serlich  sichtbares  Kennzeichen  ihrer  dienstlichen  Stellung  tragen 
(§§  52  b^s  54)'  ^^^  Befugnisse  und  Verpflichtungen  des  beeideten 
Forstpersonals  sind  in  den  §§  55 — 58  präzisiert. 

Die  Forstwächter  sind  verpflichtet,  jeden,  den  sie  ausser  den 
öffentlichen  Wegen  im  Forste  antreffen,  wenn  sein  Aufenthalt  im 
Walde  zu  Besorgnissen  für  die  öffentliche  Sicherheit  Anlass  giebt, 
aus  dem  Forste  hinauszuweisen;  hat  der  Betretene  Werkzeuge,  die 
gewöhnlich  zur  Gewinnung  oder  Bringung  der  Forstprodukte  ver- 
wendet werden,  so  sind  sie  ihm,  falls  er  ihre  Mitnahme  nicht  zu 
rechtfertigen  vermag,  abzunehmen.  Sind  Anzeichen  dafür  vorhan- 
den, dass  ein  Waldfrevel  verübt  wurde,  so  können  vorgefundene 
verdächtige  Waldprodukte  mit  Beschlag  belegt  werden.  Beim  Frevel 
auf  der  That  betretene  oder  des  Frevels  verdächtige  unbekannte  Per- 
sonen sind  stets  festzunehmen,  auf  dem  Frevel  betretene  bekannte 
Personen  nur  dann,  wenn  sie  sich  dem  Forstpersonale  wider- 
setzen, es  beschimpfen  oder  sich  an  ihm  vergreifen,  ferner,  wenn 
sie  keinen  festen  Wohnsitz  oder  sehr  bedeutende  Frevel  verübt 
haben.  Die  festgenommene  Person  ist  ohne  Verzug  der  kom- 
petenten Behörde  zu  übergeben.  Wenn  ein  auf  frischer  That  Be- 
tretener entflieht,  kann  er  ausser  dem  Forste  verfolgt  werden. 
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2.  Der  Feldschutz. 

Ganz  ähnliche  Bestimmungen  gelten  für  die  Verletzung  des 
»Feldgutesc ,  d.  h.  der  Grundstücke  selbst  und  aller  sonstigen 
Gegenstände,  die  mit  dem  Betrieb  der  Land-  und  Feldwirtschaft 
im  weitesten  Sinne  in  unmittelbarem  oder  mittelbarem  Zusammen- 
hange stehen.  Doch  teilt  sich  diesbezüglich  Oesterreich  in  zwei 
Rechtsgebiete;  in  Nieder-  und  Oberösterreich,  Salzburg,  Tirol 
und  Steiermark  gilt  derzeit  noch  die  Verordnung  der  Ministerien 
des  Innern  und  der  Justiz  vom  30.  Januar  1860  Nr.  28  R.G.B., 
während  in  den  anderen  Ländern  eigene  Feldschutzgesetze  ^)  er- 
lassen worden  sind. 

Hier  wie  dort  ist  jede  Beschädigung  des  Feldgutes  als  Feld- 
frevel erklärt  und  mit  Strafe  bedroht;  beeidete  Feldhüter  (Feld- 
wächter), die  als  solche  durch  ein  äusserliches  Zeichen  erkenn- 
bar sein  müssen,  haben  die  Feldpolizei  auszuüben ;  ihre  Rechte 
und  Pflichten  sind  ähnlich  abgegrenzt,  wie  die  des  Forstschutz- 
personales. Während  aber  die  angeführte  Verordnung  vom  Jahre 
1860  nur  Vorschriften  darüber  enthält,  wer  das  Recht  habe,  Feld- 
hüter zu  bestellen,  gehen  die  Landesgesetze  weiter  und  statuieren 
eine  Verpflichtung  aller  Gemeinden ,  für  die  in  ihrem  Gebiete 
gelegenen ,  zum  Feldgute  gehörigen  Grundstücke ,  ein  beeidetes 
Feldschutzpersonal  in  entsprechender  Anzahl  zu  bestellen.  Die 
Kosten  dafür  sind  von  den  Grundbesitzern  nach  Massgabe  der 
Grundsteuer  zu  tragen.  Es  können  aber  auch  einzelne  oder 
mehrere  Besitzer  von  zusammen  50  ha  grosser,  zum  Feldgute 
gehöriger  Grundstücke  dafür  ein  eigenes  beeidetes  Feldschutz- 
personal bestellen.  Die  Beeidigung  der  Feldhüter  erfolgt  durch 
die  politische  Behörde. 

3.  Organe  zum  Schutze  der  Landeskultur. 

In  dem  Reichsgesetze  vom  16.  Juni  1872  Nr.  84 
R.G.B.  sind  Bestimmungen  über  die  amtliche  Stellung  der  zum 
Schutze  einzelner  Zweige  der  Landeskultur  auf  Grund  von  Lan- 
desgesetzen bestellten  Wachmänner  getroffen;  Voraussetzung  für 


i)  Landesgesetze:  Böhmen  vom  12.  Oktober  1875  Nr.  76,  Bukowina  vom  5.  Au- 
gust 1875  Nr.  21;  Dalmatien  vom  13.  Februar  1882  Nr.  18,  Galizien  vom  17.  Juli  1876 
Nr.  28;  Görz  und  Gradisca  vom  18.  März  1876  Nr.  11,  Istrien  vom  28.  Mai  1876 
Nr.  18;  Kärnten  vom  28.  März  1875  Nr.  22,  Krain  vom  17.  Januar  1875  ^^'  ^f 
Mähren  vom  13.  Janaar  1875  ^^*  '^i  Schlesien  vom  30.  Juni  1875  Nr.  21;  Triest 
vom  20.  März  1882  Nr.  13;  Vorarlberg  vom  28.  März  1875  ^f*  i^  L.G.B. 


CQ2      Sonstige  Massregeln  zur  Erhaltung  oder  Verbesserung  der  Landeskultur. 

die  besonderen  Rechte  dieser  Schutzorgane  ist,  dass  diese  durch 
die  politische  Behörde  bestätigt  und  beeidigt  seien,  während  es 
keinen  Unterschied  macht,  ob  sie  in  öffentlichen  oder  privaten 
Diensten  stehen.  Die  Wachmänner  haben  ein  durch  das  Gesetz 
genau  umschriebenes  Recht,  Verhaftungen  und  Konfiskationen 
vorzunehmen.  Sie  haben  im  Dienste  das  vorgeschriebene  Dienst- 
zeichen zu  tragen. 

Ausser  den  oben  erwähnten  Forst-  und  Feldschutzgesetzen 
enthält  noch  eine  grosse  Zahl  spezieller  Landesgesetze  Vorschriften 
über  die  Erfordernisse  zur  Bestätigung  und  Beeidigung  des  zum 
Schutze  der  Landeskultur  bestellten  öffentlichen  Wachpersonales  ^), 
sowie  über  deren  äusseren  Kennzeichnung^).  Speziell  die  Erforder- 
nisse für  die  Beeidigung  zum  Jagd-  und  Forstschutzdienst  nor- 
miert die  Verordnung  der  Ministerien  des  Innern  und  der  Justiz 
vom  I.  Juli  1857  Nr.  124  R.G.B. 

5.  Abschnitt.    Einflussnahme  des  Staates  auf  den  Landwirt- 
schaftsbetrieb ^). 

Schon  die  im  Vorstehenden  behandelten  Polizeigesetze  invol- 
vieren zwar  in  gewissem  Sinne  eine  Einflussnahme  des  Staates 
auf  den  Wirtschaftsbetrieb  des  Einzelnen ;  so,  wenn  jedem  Grund- 
besitzer die  Vertilgung  des  Unkrautes,  der  Insekten  zur  Pflicht 
gemacht,  die  Verminderung  der  Singvögel  untersagt  wird  u.  s.  w. 
Indessen  sind  solche  Gebote  und  Verbote  aus  Rücksicht  nicht 
auf  den  unmittelbar  davon  Betroffenen,  sondern  aus  Rücksicht 
auf  dessen  Nachbarschaft  erlassen  worden ;  sie  sind  gleichsam  Mass- 
regeln der  landwirtschafllichen  Hygiene  und  sollen  den  einzelnen 
Grundbesitzer  dazu  verhalten,  das  Seinige  dazu  beizutragen,  um 
die  Verbreitung  epidemisch  auftretender  Schädlinge  zu  verhüten. 

i)  Gesetze:  Galizien  vom  4.  September  1S92  Nr.  47,  Görz  nnd  Omdisca  vom 
15.  Februar  1896  Nr.  10,  Mähren  vom  i.  Mai  1896  Nr.  53,  Oesterreich  ob  der  Eons 
vom  II.  Febniar  1891  Nr.  11;  Vorarlberg  vom  14.  Februar  1891  Nr.  18  L.G.B. 

2)  Gesetze :  Böhmen  vom  21.  Februar  1885  Nr.  41,  Bukowina,  Galizien,  Görz  und 
Gradisca,  Istrien,  Krain,  Mähren,  Oberösterreich,  Niederösterreich,  Salzbm^,  Schlesien, 
Tirol  und  Vorarlberg  Gesetze  vom  21.  Mai  1887,  Dalmatien  vom  21.  Mai  1887  Nr.  28, 
Kärnten  vom  28.  Mai  1887  Nr.  26,  Steiermark  vom  8.  Januar  1889  Nr.  39. 

3)  S.  für  das  Folgende  hauptsächlich  Buchenberger^  Agrarwesen  und  Agrarpolitik 
2.  Band  S.  426  ff.;  derselbe,  Das  Verwaltungsrecht  der  Landwirtschaft  nnd  die 
Pflege  der  Landwirtschaft  in  Baden ;  speziell  für  Oesterreich  s.  die  amtlichen  Thätigkeits- 
berichte  des  Ackerbauministeriums,  die  Publikationen  der  Landwiitschaftsgesellschaften 
und  der  Landeskulturräte. 
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Daneben  sucht  die  Staatsgewalt  aber  auch,  positiv  auf  eine 
rationelle  Gestaltung  des  Wirtschaftsbetriebes  hinzuwirken,  u.  z. 
teils  durch  pflegliche,  teils  durch  Zwangsmassregeln. 

A.  Die  Landwirtschaltspflege. 

Während  in  den  Zeiten  des  Merkantilismus  die  Zwangsmass- 
regeln vorherrschten,  beschränkt  sich  die  Staatsfursorge  seit  dem 
Durchdringen  der  liberalen  Wirtschaftsprinzipien  in  der  Regel  da- 
rauf, rein  psychologische  Mittel  anzuwenden,  um  die  Landwirte 
zu  einer  rationellen  Gestaltung  ihres  Betriebes  zu  veranlassen. 

Einen  möglichst  grossen  Einfluss  in  diesem  Sinne  auf  die 
Landwirte  auszuüben,  muss  der  Staat  aus  vielfachen  Gründen 
bestrebt  sein ;  denn  wenn  auch  die  moderne  Wirtschaftsordnung 
auf  dem  Prinzipe  des  freien  Wettbewerbes  aufgebaut  ist  und 
grundsätzlich  jeden  Einzelnen  seine  Wirtschaft  nach  seinem  eigenen 
freien  Belieben  einrichten  lässt,  so  besitzt  doch  auch  die  All- 
gemeinheit ein  grosses  Interesse  daran,  dass  dies  in  einer  rationel- 
len, dem  Stande  der  Technik  und  Oekonomik  möglichst  ent- 
sprechenden Art  geschehe.  Das  trifft  in  besonders  hohem  Grade 
bezüglich  des  Betriebes  der  Landwirtschaft  zu;  denn  es  handelt 
sich  hier  einerseits  um  die  Produktion  der  unentbehrlichsten  Ver- 
brauchsgegenstände, andererseits  um  die  Verwertung  des  Grund- 
besitzes, also  eines  Produktionsmittels,  das  sich  nicht  in  belie- 
biger Weise  vermehren  lässt.  Der  Grad ,  in  welchem  die  Bevöl- 
kerung ihr  Nahrungs-  und  Kleidungsbedürfnis  zu  befriedigen  ver- 
mag, der  Grad,  in  welchem  diesbezüglich  der  Staat  von  der  Ein- 
fuhr aus  fremden  Ländern  unabhängig  bleibt,  ist  wesentlich  durch 
die  in  der  Landwirtschaft  herrschende  Betriebstechnik  bedingt. 

Auch  von  dem  engeren  Standpunkte  der  landwirtschafttrei- 
benden Volkskreise  selbst  ist  es  von  der  grössten  Wichtigkeit, 
dass  die  fortgeschrittensten,  den  grössten  Roh-  und  Reinertrag 
gewährleistenden  Produktionsmethoden  und  Produktionsinstru- 
mente möglichst  allgemein  Eingang  finden.  Auch  in  der  Land- 
wirtschaft fällt  der  Sieg  im  nationalen  und  internationalen  Wett- 
kampfe schliesslich  demjenigen  zu,  der  sich  am  raschesten  die 
Fortschritte  auf  technischem  und  ökonomischem  Gebiete  aneignet; 
nur  vorübergehend  vermag  die  Staatsgewalt  durch  künstliche 
Massregeln,  wie  etwa  durch  die  Errichtung  hoher  Schutzzölle, 
durch  die  Gewährung  von  Steuerbefreiungen  oder  durch  die  Ein- 
führung   einer    privatrechtlichen    Sonderstellung    für    die    Bauern 

Schiff,    Oesterreichische  Agrarpolitik.  1.  ^8 
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Wirtscliaftsbetriebe  zu  erhalten,  die  auf  einer  sonst  schon  über- 
wundenen Stufe  der  Produktionstechnik  verharren  und  sich  den 
Errungenschaften  der  Wissenschaft  und  Erfahrung  verschliessen. 
Das  gilt  in  erhöhtem  Masse,  seitdem  sich  auch  auf  dem  flachen 
Lande  die  Geldwirtschaft  eingebürgert  hat,  seitdem  auch  die  kleinen 
Landwirte  und  Viehzüchter  nicht  mehr  ausschliesslich  für  den  eigenen 
Bedarf,  sondern  überwiegend  für  den  Markt  produzieren,  so  dass 
jetzt  von  der  mehr  oder  minder  rationellen  Produktion  nicht  mehr 
die  grössere  oder  geringere  Vollständigkeit  der  eigenen  Bedür&is- 
befriedigung ,  sondern  geradezu  die  wirtschaftliche  Existenz  des 
Landwirtes  abhängt.  Mit  Recht  sagt  Buchenberger  ^),  dass  Theo- 
retiker dieses  Moment  meist  unterschätzen  und  nicht  genügend 
darauf  achten,  dass  wohl  kein  wie  immer  geartetes  Agrarrecht  ohne 
ufiverhältnismässige  Opfer  der  Gesamtheit  im  Stande  sei,  den 
Bauernstand  zu  schützen,  wenn  dieser  es  unterlässt,  seine  Wirt- 
schaft in  moderner  und  rationeller  Weise  zu  betreiben. 

Bei  uns,  wo  die  Mehrzahl  der  kleinen  und  mittleren  Landwirte 
so  indolent»  so  abhold  jeder  Aenderung  der  hergebrachten  Wirt- 
schaftsweise sind,  besitzen  Verwaltungsmassregeln  zur  Belehrung, 
Aufklärung,  Aufmunterung  der  Bauern  eine  ganz  hervorragende 
Wichtigkeit.  Der  Betrieb  der  Landwirtschaft  steht  nur  bei  einigen 
Latifundien  ayf  der  Höhe  moderner  Technik  und  Oekonomik,  an  dem 
grössten  Teile  unserer  Bauern  ist  die  Bereicherung  der  Erfahrung, 
sind  die  Fortschritte  der  Wissenschaft  spurlos  vorübergegangen. 
Viele  Verbesserungen  der  Produktion  —  wie  die  Anwendung  ge- 
wisser Maschinen  —  können  freilich  nur  bei  einem  umfangreichen 
Grossbetriebe  vorgenommen  werden;  manche  andere  aber  sind  auch 
bei  den  bäuerlichen  Betrieben  durchftihrbar  und  werden  aus  Mangel 
nicht  des  Kapitales,  sondern  der  Einsicht  und  Energie  unterlassen. 

Deshalb  muss  alles  freudig  begrüsst  werden,  was  Staat  und 
Land  unternehmen,  um  das  allgemeine  Bildungsniveau  der  land- 
wirtschaftenden Bevölkerung  zu  heben,  um  deren  fachlichen  Kennt- 
nisse zu  vermehren,  um  bei  ihr  die  Grundsätze  einer  rationellen 
Wirtschaftsführung  zu  verbreiten  und  sie  zu  deren  Befolgung  zu 
bestimmen.  Leider  ist  in  dieser  Beziehung  bei  uns  nicht  allzuviel 
geschehen,  obgleich  gerade  in  Oesterreich  ein  besonders  grosses 
Bedürfnis  nach  einer  bewussten  und  konsequenten  Beeinflussung 
der  ackerbautreibenden  und  viehzüchtenden  Bevölkerungskreise 
vorliegt.     Sehen  wir  von   den  Ländern  im  äussersten  Süden  und 

i)  a.  a.  O.  S.  430. 
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Nordosten  der  Monarchie  ab,  so  hat  sich  fast  überall  bis  in  die 
Gegenwart  ein  eigentlicher  Bauernstand  erhalten,  der  sich  aber 
technisch  und  ökonomisch  fast  in  einem  Beharrungszustand  befin- 
det. In  den  meisten  Teilen  Oesterreichs  wirtschaftet  der  Bauer  auch 
heute  noch  auf  dieselbe  Weise,  nach  den  nämlichen  Methoden  und 
mit  den  gleichen  Werkzeugen,  wie  vor  mehreren  Generationen,  und 
er  ist  damit  nicht  nur  hinter  dem  benachbarten  Grossgrundbe- 
sitzer, nicht  nur  hinter  dem  amerikanischen  Farmer,  sondern  auch 
hinter  seinem  deutschen  und  französischen  Standesgenossen  weit 
zurücl^eblieben. 

Die  bäuerliche  Besitz-  und  Betriebsform  befindet  sich,  wie  von 
vielen  Seiten  behauptet  wird,  in  arger  Bedrängnis ;  es  wird  ver- 
sichert, dass  ihr  entweder  die  Aufsaugung  durch  den  Grossbesitz 
oder  die  Zersplitterung  in  Zwergbesitz  drohe.  Die  Berechtigung 
dieser  Klagen  zu  prüfen,  ist  Sache  des  folgenden  Bandes;  wenn 
aber  der  Staat,  —  wie  dies  in  Oesterreich  der  Fall  ist,  —  von 
der  Richtigkeit  jener  Befürchtungen  ausgeht  und  Mittel  ausfindig 
zu  machen  sucht,  um  den  Niedergang  des  Bauernstandes  aufzu- 
halten, dann  darf  er  sich  offenbar  nicht  darauf  beschränken,  durch 
eine  Reform  des  Zivilrechtes,  also  gleichsam  von  aussen  her, 
die  bestehende  Grundbesitzverteilung  zu  stützen,  sondern 
er  muss  auch  darauf  bedacht  sein,  den  bäuerlichen  Landwirt- 
schaftsbetrieb innerlich  möglich  zumachen,  d.h.  er  muss 
mit  allen  Mitteln  darauf  hinwirken,  die  kleinen  und  mittleren 
Grundbesitzer  auch  in  den  Stand  zu  setzen,  den  nationalen 
Boden  auf  die  rationellste  Weise  zu  bestellen ,  damit  sie  die  so- 
ziale Funktion,  die  ihnen  das  Privateigentum  an  dem  produkti- 
ven Grund  und  Boden  des  Staates  auferlegt,  ausfüllen  und  dadurch 
auch  vom  Standpunkt  des  Produktionsinteresses  aus  eine  Agrar- 
verfassung  rechtfertigen ,  deren  Erhaltung  in  erster  Linie  vom 
Standpunkte  des  Verteilungsinteresses  angestrebt  wird. 

Die  Mittel  zur  Erreichung  dieses  Zieles  sind,  wenn  wir  zu- 
nächst von  Zwangsmassregeln  absehen,  im  Wesentlichen  pädago- 
gischer Natur;  es  handelt  sich  dabei  sowohl  um  die  allgemeine, 
als  auch  um  die  fachliche  Bildung,  um  die  Einwirkung  nicht  nur 
auf  die  Jugend,  sondern  auch  auf  die  schon  in  der  Ausübung  ihres 
Berufes  stehenden  Landwirte.  Dabei  wird  man  nicht  nur  die  Kennt- 
nisse der  Landwirte  durch  landwirtschaftlichen  Un- 
terricht zu  vergrössern ,  sondern  auch  deren  Willen  durch 
p  fl  egli  ch  e  Mas  sn  ah  m  e  n    zur    Hebung   der    landi- 
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wirtschaftlichen  Produktionstechnik  zu  beeinflus- 
sen suchen  müssen ;  endlich  ist  auch  das  landwirtschaft- 
liche Associationswesen  hier  von  grosser  Bedeutung, 
da  nur  ein  solches  die  geeigneten  Organe  für  die  Landwirtschafts- 
pflege zu  stellen  vermag. 

a)  Der  landwirtschaftliche  Unterricht'). 

Schon  im  vorigen  Kapitel,  als  die  psychologischen  Hinder- 
nisse des  Meliorationswesens  bei  der  ländlichen  Bevölkerung  zur 
Sprache  kamen,  wurde  gezeigt,  von  welch  ausserordentlicher  Be- 
deutung in  dieser  Hinsicht  die  Erweiterung,  sowohl  des  allgemeinen, 
wie  auch  des  spezifisch  sachlichen  Bildungsniveaus  der  bäuerlichen 
Landwirte  sein  würde  (s.  o.  S.  433  ff.).  Gleiches  gilt  naturgemäss 
für  die  sonstigen  Verbesserungen,  die  im  landwirtschaftlichen  Be- 
triebe Verbreitung  finden  sollten:  von  der  Einführung  rationeller 
Fruchtfolgen,  rentabler  Spezialkulturen,  einer  ökonomischen  Dünger- 
wirtschaft, von  der  Verwendung  zweckmässiger  Ackergeräte  u.  s.  w. 

I.  Die  allgemeine  Unterrichtspolitik  des  Staates 
und  der  Kronländer  zu  beleuchten,  ist  hier  nicht  der  Ort.  Nur 
das  eine  soll  nochmals  betont  werden,  dass  die  auf  Einschränkung 
der  Schulpflicht  abzielenden  Bestrebungen,  die  in  Oesterreich 
während  der  letzten  Jahrzehnte  schon  so  manchen  Erfolg  zu  ver- 
zeichnen haben,  gerade  von  denjenigen  politischen  Parteien  aus- 
gehen, welche  am  meisten  auf  einen  staatlichen  Schutz  des  Bauern- 
standes, insbesondere  durch,  eine  Reform  des  Agrarrechtes,  dringen. 
Es  wird  zwar  auch  der  Ruf  nach  einer  Verkürzung  der  Schulzeit 
gerade  mit  den  Bedürfnissen  der  Landwirtschaft  motiviert,  ins- 
besondere damit,  dass  der  Bauer  der  Mithilfe  der  heranwachsenden 
Kinder  nicht  so  lange  Zeit  hindurch  entbehren  könne  u.  dergl.; 
aber  nur  scheinbar  wird  auf  solche  Weise  der  Bauernstand  ge- 
fördert, thatsächlich  steht  die  Herabdrückung  des  allgemeinen 
Bildungsniveaus  der  ländlichen  Bevölkerung  in  innerem  Wider- 
spruche mit  den  Bestrebungen  zur  Erhaltung  des  Bauernstandes. 

i)  S.  fUr  das  Folgende  Hohenbruck  und  Zimmerauer,  Der  land-  und  foistwirt- 
schaftliche  Unterricht  in  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern, 
Wien  1889 ,  landwirtschaftliche  Untenrichtszeitung,  Wien  1887  u.  if.,  die  Berichte  über 
die  Thätigkeit  des  k.  k.  Ackerbauministeriums,  Brdf,  Artikel  Land-  und  forstwirt- 
schaftliches Unterrichtswesen  im  Staatswörterbuche,  herausgegeben  von  Mischler  und 
Ulbrich  II  S.  624 ,  Schmidt  I^cr  Aufwand  für  das  öffentliche  Unterrichtswesen,  Oester- 
reichUche  SUtistik,  XLn.  Band,  i.  Heft. 
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Viel  weitsichtiger  als  die  agrarischen  Parteien  haben  sich  in  dieser 
Beziehung  die  Arbeiterparteien  erwiesen,  welche  in  der  Erwei- 
terung der  allgemeinen  Bildung  und  in  der  Beschränkung  der 
Kinderarbeit  nicht  eine  Benachteiligung  der  Arbeiterklasse,  son- 
dern im  Gegenteile  ein  Mittel  zu  deren  Hebung  erblicken. 

2.  Der  spezielle  land-  und  forstwirtschaftliche 
Unterricht  hat  im  Laufe  der  letzten  50  Jahre  einen  sehr  bedeu- 
tenden Aufschwung  genommen.  Vor  dem  Jahre  1848  gab  es  bei  uns 
fast  gar  keine  Anstalten  dieser  Art ;  die  Errichtung  eines  Ressort- 
ministeriums für  Landeskultur  und  Bergwesen  im  Jahre  1849  führte 
zur  Schaffung  der  höheren  landwirtschaftlichen  Lehranstalt  in 
Ungarisch- Altenburg ,  sowie  einer  Reihe  von  niederen  landwirt- 
schaftlichen Schulen.  Seit  dem  Jahre  1861  obliegt  die  Pflege  des 
Landeskulturwesens  den  einzelnen  Kronländern,  die  auch  so  man- 
ches zur  Förderung  des  in  Rede  stehenden  Unterrichtszweiges 
gethan  haben.  Schon  im  Jahre  1868,  als  das  k.  k.  Ackerbau- 
ministerium die  Leitung  dieser  Schulkategorie  übernahm,  bestanden 
35  Anstalten  dieser  Art.  Gegenwärtig  weist  der  land-  und  forst- 
wirtschaftliche Unterricht  eine  ausserordentlich  reiche  Gliede- 
rung auf. 

An  der  Spitze  dieser  Fachschulen  steht  die  im  Jahre  1872 
errichtete  Hochschule  für  Bodenkultur  *).  zu  deren  Besuch 
als  ordentlicher  Hörer  das  Maturitätszeugnis  einer  Mittelschule 
erfordert  wird;  sie  bezweckt  die  höchste  wissenschaftliche  Aus- 
bildung in  drei  Hauptrichtungen :  Landwirtschaft,  Forstwirtschaft 
und  Kulturtechnik;  das  Studium  dauert  drei  Jahre. 

Die  landwirtschaftlichen  Mittelschulen,  deren  es 
im  Jahre  1897  18  gab ,  haben  nicht,  wie  jene  Hochschule ,  eine 
rein  wissenschaftliche,  sondern  vielmehr  eine  praktische  Aufgabe : 
nämlich  die  Heranbildung  der  Schüler  für  die  Verwaltung  grösserer 
Gutswirtschaften  und  für  das  Lehramt  an  niederen  landwirtschaft- 
lichen Schulen,  Zum  Eintritt  in  diese  Schulen  wird  in  der  R^gel 
die  teilweise  Absolvierung  einer  Mittelschule  erfordert ;  die  Dauer 
des  Unterrichts  beträgt  2  oder  3  Jahre.  Nebst  den  landwirt- 
schaftlichen giebt  es  auch  eine  Reihe  von  Mittelschulen  für 
Forstwirtschaft,  fiir  Wein-,  Obst-  und  Gartenbau. 

Die  niederen  landwirtschaftlichen  Schulen  sollen 
die  fachliche  Vorbildung  zur  Bewirtschaftung  kleiner  Grundbesit- 

i)  Gesetz  vom  3.  April  1872  Nr.  46  R.G.B. 
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Zungen  solchen  Personen  geben,  welche  nur  Volksschulbildung 
besitzen,  sie  sollen  die  Schüler  in  den  Stand  setzen,  bäuerliche 
Betriebe,  bei  denen  der  Besitzer  und  Betriebsleiter  selbst  mit 
seiner  physischen  Arbeit  beteiligt  ist,  selbständig  rationell  zu  be- 
treiben ;  nur  diese  Schulkategorie  kommt  daher  für  die  bäuerliche 
Bevölkerung  in  Betracht.  In  Oesterreich  haben  zwei  Gattungen 
solcher  Schulen  Verbreitung  gefunden:  die  Ackerbau  schulen, 
welche  meist  zwei  Jahrgänge  umfassen,  und  die  landwirtschaft- 
lichen Winterschulen,  welche  aus  zwei  5 — 6monatIichen  Win- 
terkursen bestehen. 

Ueberdies  giebt  es  eine  Reihe  von  fachlichen  Spezial- 
schulen, die  gleichfalls  in  der  Regel  bloss  die  Volksschulbil- 
dung voraussetzen;  so  die  Schulen  für  Haushaltung,  Molkerei, 
Wald-,  Obst-,  Wein-,  Flachs-,  Hopfenbau,  Gärtnerei,  Brauerei  und 
Brennerei;  ferner  landwirtschaftliche  Fortbildungs- 
schulen, welche  den  Volkschulen  angegliedert  sind,  und  in 
denen  absolvierte  Volksschüler  während  mehrerer  Stunden  in  der 
Woche  von  Volksschullehrern  Unterricht  in  landwirtschaftlichen 
Gegenständen  erhalten ;  endlich  die  land-  und  forstwirtschaftlichen 
Spezialkurse,  die  teils  regelmässig  und  in  Verbindung  mit 
bestimmten  Anstalten  aktiviert  sind,  teils  von  Fall  zu  Fall  bald 
da,  bald  dort,  abgehalten  werden  und  meist  nur  wenige  Monate 
dauern ;  in  den  Jahren  1887— 1893  >st  die  Zahl  dieser  Spezialkurse 
von  109  auf  425  gestiegen  ^). 

Die  Tabelle  auf  S.  599  giebt  eine  Uebersicht  der  niederen 
landwirtschaftlichen  Schulen  nach  dem  Stande  des  Jahres  K897  *). 

Aus  dieser  Zusammenstellung  ergiebt  sich^  dass  nur  ein  ganz 
verschwindender  Bruchteil  der  bäuerlichen  Jugend  Oesterreichs 
auch  nur  den  elementarsten  Fachunterricht  geniesst ;  im  Grossen 
und  Ganzen  besteht  die  ganze  Bildung,  welche  dem  Nachwüchse 
der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  zugeführt  wird,  bloss  aus  den 
spärlichen  allgemeinen  Kenntnissen,  die  den  Kindern  während 
ihres  6-  bis  8jährigen  Besuches  der  meist  i-  oder  2klassigen  Volks- 
schulen beigebracht  werden.  Es  braucht  wohl  nicht  erst  hervoi^e- 
hoben  zu  werden ,  dass  dies  eine  ganz  ungenügende  Ausrüstung 
für  den  wirtschaftlichen  Kampf  ist,  der  sich,  wie  in  anderen  Be- 
rufszweigen, so  auch  in  der  Landwirtschafti  fortwährend  erneuert 
und  immer  schwerer  und  heftiger  gestaltet. 

i)  Bericht  über  die  Thätigkeit  des  Ackerbauministeriums  1887  bis  1893  ^<  M^- 
2)  Land-  and  forstwirtschaftliche  Unteirichtszeitiiiig  XI.  Jahrgang  S.  143. 
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3.  Das  erst  in  neuerer  Zeit  ausgestaltete  Institut  der  Wander- 
lehre r  ^)  ist  dazu  bestimmt ,  landwirtschaftliche  Kenntnisse  in 
den  Kreisen  der  bereits  berufsthätigen  Bauern  zu  verbreiten.  Die 
Organisation  des  land-  und  forstwirtschaftlichen  Wanderunterrichtes 
ist  nicht  in  allen  Kronländem  die  gleiche ;  sie  hängt  einerseits 
von  den  verschiedenen  Aufgaben  ab,  die  den  Wanderlehrern  zu- 
fallen, andrerseits  von  den  materiellen  Opfern,  welche  die  Landes- 
vertretungen und  die  landwirtschaftlichen  Korporationen  für  diese 
Institution  bringen.  In  einzelnen  Ländern  hat  der  Staat,  in  an- 
deren das  Kronland,  die  Landwirtschaftsgesellschaft  oder  der 
Landeskulturrat ,  grossenteils  mit  Staatssubventionen ,  ständige 
Wanderlehrer  bestellt;  in  allen  Ländern  aber,  auch  dort,  wo 
ständige  Wanderlehrer  bestellt  sind,  beteiligen  sich  überdies  noch 
andere  Fachleute  —  Funktionäre  der  landwirtschaftlichen  Kor- 
porationen, Forstmänner,  Lehrer  u.  s.  w.  —  durch  Vorträge  an 
der  Wanderlehre.  In  Böhmen  besteht  die  Einrichtung,  dass  die 
Leiter  und  Lehrer  der  landwirtschaftlichen  Winterschulen  ver- 
pflichtet sind,  Wandervorträge  abzuhalten,  die  teils  alle,  teils  be- 
sondere Zweige  der  Landwirtschaft  zum  Gegenstande  haben.  In 
Mähren  treten  alljährlich  die  mit  solchen  Vorträgen  betrauten 
Personen  zusammen,  um  sich  über  die  Themata  der  Vorträge 
und  über  die  bei  denselben  einzuhaltenden  Methoden  zu 
einigen. 

Ueber  die  Thätigkeit  der  Wanderlehrer  im  Jahre  1896  giebt 
die  Tabelle  auf  S.  601  Aufschluss. 

Der  Wanderunterricht  hat,  wie  man  aus  diesen  Zahlen  er* 
sieht,  in  manchen  Kronländern  schon  einen  ziemlich  bedeutenden 
Umfang  angenommen,  und  er  dürfte  wohl  nicht  ohne  wohlthätige 
Folgen  geblieben  sein,  weshalb  eine  weitere  Ausgestaltung  dieser 
Institution  sicherlich  befürwortet  werden  muss.  Vor  einer  Ueber- 
schätzung  der  Wanderlehre  dürfte  man  wohl  bewahrt  sein,  wenn 
man  bedenkt,  wie  wenig  doch  in  einem  einzelnen  Vortrage  ge- 
lehrt werden  kann,  wie  rasch  das  einmal  Gehörte  wieder  vergessen 
wird,  endlich,  wenn  man  die  Gesamtzahl  der  bei  den  Vorträgen 
anwesenden  Personen  mit  den  2  Millionen  selbständiger  Land- 
wirte oder  mit  den  8  Millionen  in  der  Land-  und  Forstwirtschaft 
berufsthätiger  Personen  ins  Verhältnis  setzt 


i)  S.  Bericht  über  die  Thätigkeit  des  k.   k.  Ackerbaumintsteriums   1887 — 1893, 
S.  143  ff. 
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4.  Die  Geldmittel  zur  Pflege  des  land-  und  forstwirt- 
schaftlichen Unterrichtes  werden  teils  vom  Staate,  von  den  Kron- 
ländern und  Gemeinden,  teils  von  Korporationen,  Vereinen  und 
Privaten  aufgebracht.  Von  den  im  Jahre  1897  bestehenden  land- 
und  forstwirtschaftlichen  Unterrichtsanstalten  waren 
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Ueber  die  Hälfte  aller  land-  und  forstwirtschaftlichen  Lehr- 
anstalten sind  also  Vereinsgründungen ;  trotzdem  tragen  aber  meist 
auch  das  Reich  und  die  Kronländer  in  der  Form  von  Subven- 
tionen zu  deren  Errichtung  und  Erhaltung  bei.  So  wurden  dem 
Ackerbauministerium  in  den  Jahren  1887  bis  1893  zusammen 
266000  fl.  für  Gründungsbeiträge,  1 034  500  fl.  für  Erhaltungsbeiträge 
fiir  nicht  staatliche  Lehranstalten  und  mit  diesen  verbundene  Ver- 
suchsstationen bewilligt,  überdies  219  000  fl.  für  Verbreitung  von 
Bildungsmitteln,  Gewährung  von  Stipendien,   Bestreitung  von  In- 
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spektionsreisen,  233  CXX)  für  Wanderunterricht,  im  Ganzen  1752  500  fl. 
oder  jährlich  im  Durchschnitte  250357  fl.  zur  Unterstützung  des 
nicht  staatlichen  land-  und  forstwirtschaftlichen  Unterrichts-  und 
Versuchswesens  *). 

Sowohl  für  die  Erhaltung  der  eigentlichen  Staatsanstalten, 
als  für  die  Subventionierung  der  von  anderen  Faktoren  erhaltenen 
landwirtschaftlichen  Schulen  wurden  in  der  Zeit  von  1868 — 1889 
aus  dem  Staatsschatze  fast  3  Mill.  fl.  verausgabt;  da  für  diese 
Schulen  im  Ganzen  überhaupt  mehr  als  11  Mill.  fl.  aufgewendet 
worden  sind,  so  stellt  sich  der  Anteil  des  Staatsschatzes  an  der 
Gesamtsumme  auf  26,6%.  Der  finanzielle  Schwerpunkt  liegt  für 
dieses  Verwaltungsgebiet  bei  den  Kronländem.  Diese  haben  in 
den  Jahren  1868—1889  über  6Vt  Mill.  fl.  aufgewendet  oder  59.7V01 
während  iVi  Mill.  fl.  (13,7^/0)  von  anderen  Faktoren  bestritten 
wurden.  Die  17  Kronländer  haben  im  Jahre  1893  in^esamt 
915  354fl.  für  diese  Zwecke  aufgewendet,  und  zwar  Galizien  2698i4fi., 
Böhmen  156848  fl.,  Niederösterreich  96012  fl.  ■). 

b)  Pfleglich  e  Massnahmen  zur  Hebung  der  landwirtschaft- 
lichen Produktionstechnik, 

Soll  der  landwirtschaftliche  Unterricht  vorwiegend  die  Kennt- 
nisse der  ländlichen  Bevölkerung  vermehren,  so  wird  durch  eine 
Reihe  anderer  Verwaltungseinrichtungen  bezweckt,  auf  ihren 
Willen  einzuwirken,  sie  durch  Beispiel,  durch  Gewährung  be- 
sonderer Vorteile  zur  rationelleren  Gestaltung  ihrer  Wirtschaft 
zu  veranlassen. 

I.  Hieher  gehört  die  Veranstaltung  von  landwirt- 
schaftlichen Ausstellungen,  insbesondere  von  Bezirks- 
und Regionalausstellungen,  von  Zucht-  und  Nutzviehschauen;  sie 
ermöglichen  es  dem  Einzelnen,  seine  eigene  Wirtschaftsführung 
mit  der  seiner  Nachbarn  zu  vergleichen,  was  so  manchen  Wirt 
zu  regerem  Wetteifer  anspornen  mag.  Aehnlich  kann  nicht  selten 
die  Einrichtung  von  Musterwirtschaften,  Musterställen  u. 
dergl.  wirken,  die  den  Bauern  die  Vorzüge  der  rationelleren  Wirt- 
schaftsfiihrung  konkret  vor  Augen  ftihren. 

In  enger  Verbindung  mit  dem  Ausstellungswesen  steht  die  Ge- 
währung vonPrämien  für  hervorragende  Leistungen  auf  dem 

i)  Bericht  über  die  Thätigkeit  des  Ackerbaundnisteriimis  1887 — 1893,  S.  151* 
2)  Friedenfels  ^  Der  Landeshaushalt  in  Oesterreich,  insbesondere  im  Jahre  1893, 
Statistische  Monatsschrift  1898. 
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Gebiete  der  Landwirtschaft  oder  Tierzucht ;  der  Ehrgeiz  der  Ein- 
zelnen soll  durch  sie  erweckt  werden.  Noch  weiter  geht  die 
Bewilligung  von  Subventionen  durch  den  Staat,  das 
Land  oder  eine  landwirtschaftliche  Korporation.  Sie  erfolgt  in 
der  Regel  nur,  wenn  erwartet  werden  darf,  dass  nicht  etwa  bloss 
der  Einzelne,  sondern  die  Gesamtheit  einen  Nutzen  von  der  Sub- 
vention haben  werde,  indem  dadurch  alle  Wirte  zur  Einführung 
derjenigen  Verbesserung,  für  welche  die  Subvention  ausgeschrieben 
ist,  angeeifert  werden. 

Die  in  Rede  stehenden  Leistungen  zur  Beförderung  der  Land- 
wirtschaft entziehen  sich  grösstenteils  der  Beobachtung;  in  er- 
höhtem Masse  gilt  das  von  den  Wirkungen  dieser  pfleglichen 
Massregeln.  Nur  die  finanzielle  Seite  derselben  lässt  sich  bis 
zu  einem  gewissen  Grade  ziffermässig  erfassen.  So  werden  in 
das  Budget  des  Ackerbauministeriums  alljährlich  eigene  Kredite 
von  allerdings  nicht  besonderer  Höhe  für  die  Subventionierung 
landwirtschaftlicher  Ausstellungen,  des  Pflanzenbaues,  der  Rind- 
vieh-, Kleinvieh-  und  Seidenzucht  eingestellt').  In  den  Jahren 
1886— 1895  machten  die  hiefür  bewilligten  Summen  etwa  2Va  Mill.  fl. 
aus,  im  Durchschnitt  jährlich  248000  fl.  Die  Kronländer  haben 
im  Jahre  1893  etwa  350000  fl.  für  solche  Zwecke  aufgewendet*). 

2.  SpezieU  für  die  Hebung  der  Viehzucht  ist  zu  den  bisher  ge- 
nannten noch  ein  eigentümliches  Förderungsmittel  hinzugetreten : 
die  Abgabe  billigen  Viehsalzes.  Salz  ist  nämlich  ein 
durchaus  unentbehrliches  Hilfsmittel  für  eine  rationelle  Viehzucht. 
Schon  auf  Grund  der  Allerhöchsten  Entschliessung  vom  15.  Juni 
185 1  war  deshalb  bei  sämtlichen  Aerarial-Salzniederlagen  denatu- 
riertes Kochsalz  zu  ermässigtem  Preise  verkauft  worden;  doch 
griff  allmählich  der  Verbrauch  desselben  für  Zwecke  des  mensch- 
lichen Genusses  so  sehr  um  sich,  dass  durch  das  Gesetz  vom 
7.  Juni  1868  No.  70  R.G.B.  die  Erzeugung  und  der  Verschleiss 
von  Viehsalz  wieder  gänzlich  eingestellt  wurde.  Die  Ausschrei- 
bung von  Preisen  für  die  Erfindung  eines  wirksamen  Denaturie- 
rungsverfahrens  blieb  erfolglos,  und  so  wurde  über  wiederholtes 
Drängen  der  landwirtschaftlichen  Kreise  durch  die  Gesetze  vom 
30.  März  und  14.  Dezember  1893  R.G.B.  No.  65  und  173  der  Ver- 
schleiss von  im  Preise  ermässigtem  Viehsalze  gestattet ;  das  jähr- 

i)  Budget  des  Ackerbamninisteriums  Titel  3,  §  i,  Post  Nr.  5,  7,  9,  10,  11. 
2)  Friedcnfels  a.  a.  O. 
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liehe  Gesamtmaximum  ist  auf  500000  Meterzentner  limitiert,  die 
auf  die  einzelnen  Länder,  politischen  Bezirke  und  Gremeinden  »nach 
Massgabe  der  Grösse  und  Art  ihres  bei  der  jeweiligen  letzten 
Zählung  erhobenen  Viehstandes«  zu  verteilen  sind. 

Damit  ist  sicherlich  einem  dringenden  Bedürfnisse  der  Land- 
wirtschaft abgeholfen  worden,  wenn  auch  der  Nutzen  durch  die 
Umständlichkeit,  mit  welcher  der  Bezug  des  Viehsalzes  verbunden 
ist,  bedeutend  verringert  wird.  Allerdings  ist  durch  die  Verord- 
nung vom  28.  Dezember  1894  den  landwirtschaftlichen  Korpora- 
tionen das  Recht  eingeräumt,  Viehsalzdepots  zu  errichten,  aus 
welchen  die  Landwirte  das  Viehsalz  bis  zu  der  auf  jeden  Einzel- 
nen entfallenden  Jahresmenge  zu  jeder  Zeit  und  in  beliebigen 
Teilmengen  ankaufen  können.  Da  aber  die  Korporationen  gleich- 
zeitig die  Haftung  für  die  Einhaltung  der  vorgeschriebenen  Be- 
dingungen gegenüber  der  Finanzverwaltung  tragen  müssen,  dürfte 
von  jenem  Rechte  nur  spärlicher  Gebrauch  gemacht  werden.  Es 
können  also  nach  wie  vor  die  zum  Bezüge  von  Viehsalz  berech- 
tigten Landwirte  einer  jeden  Gemeinde  die  auf  sie  entfallende 
Jahresmenge  an  Viehsalz  nur  zusammen  auf  einmal  durch  den 
Gemeindevorstand  zu  einem  bestimmten  Termine  in  der  k.  k. 
Salzniederlage  beziehen ;  so  manche  Gemeinde  hat  lieber  auf  den 
Bezug  des  billigen  Viehsalzes  verzichtet,  als  sich  diesen  unbe- 
quemen Bedingungen  zu  unterwerfen^).  Eine  Erleichterung  der 
letzteren  wäre  daher  sehr  wünschenswert. 

3.  Auch  das  landwirtschaftliche  Versuchs-  und 
Kontrollwesen  kann  von  grossem  Einflüsse  auf  die  Hebung 
der  landwirtschaftlichen  Produktionstechnik  sein.  Dasselbe  hat 
nicht  nur  die  Bestimmung,  durch  Untersuchungen  auf  dem  Ge- 
biete der  Agrikulturchemie,  der  Tier-  und  Pflanzenphysiologie, 
Fortschritte  in  der  wissenschaftlichen  Erkenntnis  anzubahnen,  son- 
dern auch,  den  Landwirt  vom  Bezüge  verfälschter  oder  doch 
minderwertiger  Stoffe  —  Dünger,  Sämereien,  Futtermittel  —  zu 
bewahren.  Durch  die  Benützung  öffentlicher  Versuchs-  und  Kon- 
trollstationen, die  der  Landwirtschaft  zur  Verfugung  gestellt  werden, 
kann  diese  allmählich  aus  dem  bloss  empirischen  Betriebe  auf 
eine  höhere,  wissenschaftliche  Stufe  gehoben  werden. 

Die   Entwickelung   des    landwirtschaftlichen    Versuchswesens 


i)  Verhandlungen  des  5.  österreichischen  Agrartages  1895,  S.  236  ff. 
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datiert  in  Oesterreich  erst  aus  später  Zeit^),  die  Errichtung  der 
vier  derzeit  bestehenden  Staatsanstalten  dieser  Art  fallt  in  die 
Jahre  1869 — 1874.  Es  sind  das  die  landwirtschaftlich-chemische 
Versuchsstation  in  Wien  (1869),  die  chemisch-physiologische  Ver- 
suchsstation für  Wein-  und  Obstbau  in  Klostemeuburg  (1870), 
die  Versuchsstation  für  Seidenzucht  und  Weinbau  in  Görz  (1869) 
und  die  forstliche  Versuchsleitung  in  Mariabrunn  (1874).  Ein 
grundsätzliches  Programm  für  das  land-  und  forstwirtschaftliche 
Versuchswesen  wurde  durch  die  Allerhöchste  EntSchliessung  vom 
22.  November  1873  genehmigt;  seine  Ausführung  sollte  schritt- 
weise »nach  Massgabe  des  sachlichen  Erfordernisses  und  der  ver- 
fügbaren Geldmittel«  erfolgen.  Nach  diesem  Programme  gliedert 
sich  das  Versuchswesen  in  a)  Klimatologie  und  Pflanzenphysio- 
logie ;  b)  landwirtschaftliches  Pflanzen-  und  Tierproduktionswesen, 
Maschinenwesen  und  Technologie ;  c)  forstliche  Produktion,  Tech- 
nologie und  Gewerbewesen.  Dass  durch  jene  4  Staatsanstalten 
dieses  Programm  nicht  verwirklicht  ist,  bedarf  wohl  keines  Beweises. 
Aber  auch  die  Kronländer  und  Korporationen  haben  die  auf 
diesem  Gebiete  bestehenden  Lücken  bei  weitem  nicht  ausge- 
füllt. Selbständige  Landesanstalten  dieser  Art  giebt  es  überhaupt 
nicht;  von  den  grossen  landwirtschaftlichen  Korporationen  haben 
nur  die  Landwirtschaftsgesellschaft  in  Wien,  der  Landwirtschafts- 
verein in  Vorarlberg  und  der  Landeskulturrat  für  das  Königreich 
Böhmen  landwirtschaftlich-chemische  Versuchsstationen,  insbeson- 
dere für  Samen-Kontrolle  errichtet;  es  bestanden  ferner  im  Jahre 
1890  von  Vereinen  erhaltene  Versuchsstationen  für  Rübenzucker- 
industrie, für  Brauerei  und  Mälzerei  und  für  Spiritusindustrie,  eine 
chemische  Versuchsstation  des  Fürsten  Schwarzenberg  und  7  mit 
landwirtschaftlichen  Lehranstalten  verbundene  Versuchsstationen; 
bis  Ende  des  Jahres  1893  wurden  noch  2  Institute  dieser  Art  in 
Steiermark,  je  eines  in  Kärnten,  Dalmatien,  Böhmen  und  Galizien 
ins  Leben  gerufen.  Ueberdies  besteht  in  Wien  ein  Verein  zur 
Förderung  des  landwirtschaftlichen  Versuchswesens  mit  einer 
eigenen  Versuchswirtschaft.  Oberösterreich,  Salzburg,  Krain  und 
die  Bukowina  besitzen  keine  Anstalten  dieser  Art. 


I)  S.  für  das  Folgende  die  Thätigkeitsberichte  des  k.  k.  Ackerbauministeriums, 
femer  >Das  land-  und  forstwirtschaflliche  Versuchswesen  in  den  im  Reichsrate  ver- 
tretenen Königreichen  und  Ländern«,  herausgegeben  vom  k.  k.  Ackerbauministerium, 
Wien  1890. 
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4.  Eine  ähnlich  kontrollierende  Funktion  wie  die  Versuchs- 
stationen entwickeln  auf  dem  Gebiete  der  Viehzucht  die  T  i  e  r  - 
Zuchtskommissionen,  denen  die  Auswahl  der  für  die  Zucht 
tauglichen  Tiere,  eventuell  auch  die  ErteilQng  von  Prämien  und 
Subventionen  obliegt;  im  Folgenden  wird  von  denselben  noch 
die  Rede  sein. 

Auch  die  Bereitstellung  qualifizierten  mann- 
lichenZuchtmateriales  seitens  des  Staates  und  der  Kron- 
länder muss  in  diesem  Zusammenhange  erwähnt  werden.  Sie 
findet  bezüglich  der  Pferdezucht  in  weitgehendem  Masse 
statt,  allerdings  durchaus  nicht  ausschliesslich  im  Interesse  der 
Landwirtschaft,  sondern  vor  allem  auch  aus  militärischen  Rück- 
sichten. So  waren  in  den  Jahren  1887  bis  1893  ungefähr  2000 
Staatshengste  aufgestellt,  während  nur  etwa  400  Privathengste  in 
Verwendung  standen. 

c)  Das  landwirtschaftliclie  Associationewesen'). 

Die  Ausbreitung  des  landwirtschaftlichen  Associationswesens 
ist^  wie  schon  oben  erwähnt  worden  ist,  von  grossem  Einflüsse 
auf  die  Hebung  der  Produktionstechnik  in  der  Landwirtschaft. 

I.  Manche  Verbesserungen  können  überhaupt  nur  auf  dem 
Wege  der  Vergenossenschaftung  der  kleinen  Wirtschaften  Eingang 
in  die  bäuerlichen  Betriebe  finden,  wie  gewisse  arbeitsparende 
Maschinen;  andere  lassen  sich  gemeinschaftlich  rationeller  oder 
wohlfeiler  vornehmen,  als  vereinzelt,  wie  der  Einkauf  künstlichen 
Düngers  u.  dgl.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aussind  die  land- 
wirtschaftlichen Produktiv-  und  Einkaufsge- 
nossenschaften von  hervorragender  Wichtigkeit.  Leider 
haben  sich  diese  Organisationsformen  in  Oesterreich  nur  höchst 
spärlich  entwickelt. 

Relativ  am  verbreitetsten  sind  noch  die  Molkereige- 
nossenschaften^), über  deren  Vorkommen  im  Jahre  1891 
die  Tabelle  auf  S.  607  Aufschluss  giebt. 

Nennenswert  ist,   wie  diese  Daten  zeigen,  die  gemeinschaft- 

i)  S.  für  das  Folgende  insbesondere  Nr.  711  der  Beilagen  zu  den  stenographi- 
schen Protokollen  des  Abgeordnetenhauses  XI.  Session  S.  86  ff.,  femer  ErÜ,  Land- 
wirtschaftliche Berufsgenossenschaften  im  Staatswörterbuche,  herausgegeben  von  Mischler 
und  Ulbrich  11  S.  614. 

2)  Hohenbruckf  Molkereigenossenschaften  in  den  im  Reichsrate  rertretenen  König- 
reichen  und  Landern,  Statistische  Monatsschrift  1892. 
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LSnder 


Vorarlberg 

Deatschtirol 

Italienisch  Tirol 

Krain 

Görs 

Andere  Länder 


Summe     [ 


Zahl  der 


gemeinschaftlichen 
Molkereiimtemehmungen 


der  Genossenschaften  bezw. 
Milchlieferanten 
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liehe  Milchverarbeitung  nur  im  italienischen  Teile  Tirols  und  in 
Vorarlberg;  da  es  nach  der  letzten  Viehzählung  im  Jahre  1890^) 
in  Südtirol  etwa  34  000 ,  in  Vorarlberg  ungefähr  12  500  Besitzer 
von  Rindvieh  gegeben  hat,  so  sind  es  in  dem  erstgenannten  Landes- 
teile fast  30  ®/o ,  in  dem  letzteren  Ländchen  noch  eine  etwas 
grössere  Quote  der  Viehbesitzer,  welche  die  Milch  kollektiv  ver- 
arbeiten lassen.  Im  Jahre  1894  ist  in  Tirol  ein  Verband  der  Mol- 
kereigenossenschaften errichtet  worden^). 

An  sonstigen  Produktivgenossenschaften  giebt 
es  noch  vereinzelte  Rübenbau-  Hopfenbau-  und  —  namentlich  in 
Tirol  —  Kellereigenossenschaften.  Die  Gründung  der  letzteren 
wird  seit  dem  Jahre  1893  vom  Landeskulturrate  gefördert  und 
von  Regierung  und  Kronland  durch  Subventionen  unterstützt'). 
In  neuester  Zeit  machen  sich  auch  in  manchen  Ländern  Bestre- 
bungen geltend ,  andere  landwirtschaftliche  Produktivgenossen- 
schaften, namentlich  Viehzuchtgenossenschaften,  ins  Leben  zu  rufen 
und  zu  diesem  Zwecke  Subventionen  aus  den  Mitteln  des  Landes, 
des  Landeskulturrates  oder  der  Landwirtschaftsgesellschaft  aus- 
zusetzen. Doch  haben  wir  es  hier  vorläufig  noch  mit  Anfangen 
zu  thun,  die  allerdings  mit  grosser  Freude  begrüsst  werden  müssen. 

Landwirtschaftliche  Maschinen-  und  Einkaufsgenossenschaften 
zählen  in  Oesterreicb  noch  zu  den  Seltenheiten. 

2.  Die  lokalen  landwirtschaftlichen  Vereine 
—  Bezirksvereine,  Gauvereine,  Kasinos,  Bezirksgenossenschaften 
u.  dgl.  —  verfolgen  zum  Teile  gesellige  Zwecke,  zum  Teile  ist 
aber  ihre  Wirksamkeit  auf  die  Verbreitung  landwirtschaftlicher 
Kenntnisse  und  auf  die  Förderung  der  landwirtschaftlichen  Technik 
gerichtet ;  auch  der  gemeinsame  Einkauf  von  landwirtschaftlichen 

i)  Oesterreichische  Statistik  Band  XXXIV  Heft  3. 
3)  Tiroler  landwirtschaftliche  Blätter  1894  S.  105. 
3)  S.  X.  B.  Tirokr  Landtag  189^/3  Beil  Nr.  71,  S.  I77- 
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Maschinen,  von  Geräten,  Sämereien,  Dung-  und  Futterstoffen  etc. 
ist  von  diesen  Korporationen  hie  und  da,  wenn  auch  nur  in  ge- 
ringem Umfang  und  mit  bescheidenem  Erfolge  versucht  worden, 
wie  namentlich  von  dem  Verbände  der  deutsch-tirolischen  Bezirks- 
genossenschaften in  Innsbruck,  sowie  von  dem  Verbände  der 
landwirtschaftlichen  Bezirksgenossenschaften  Deutsch-Südtirols  in 
Bozen  ^);  auch  bei  den  Raiffeisenka&sen  finden  sich  ähnliche  An- 
sätze. Diese  Associationen  haben  durch  ihre  lokale  Organisation 
sicherlich  einen  kulturförderlichen  Einfluss ,  zunächst  allerdings 
bloss  auf  ihre  Mitglieder,  erst  indirekt  zum  Teile  auch  auf  die 
sonstige  ländliche  Bevölkerung  des  Bezirkes. 

Die  Errichtung  dieser  Vereine  ist  in  der  Regel  Sache  des 
freien  Beliebens  der  Landwirte;  zum  Teile  haben  die  zentralen 
Landwirtschaftsgesellschaften  Filialen  auf  dem  flachen  Lande  ins 
Leben  gerufen;  in  TiroP),  Ober  Österreich  ^),  Istrien*)  und  Dalma- 
tien ^)  können  auf  Grund  der  Gesetze  von  amtswegen  »Bezirksge- 
nossenschaften der  Landwirte«  für  je  einen  Gerichtsbezirk  gebildet 
werden;  doch  bleibt  auch  hier  der  Beitritt  dem  freien  Ermessen 
jedes  Landwirtes   überlassen.    Wie   die   nachstehende  Uebersicht 


Zahl 

Kronland 

der  landwirtschaft- 
lichen Vereine 
i.  J.  1890«) 

der  Mitglieder  der 

nebenstehenden 

Vereine 

der  Landwirte 
nach  der  Volks- 
zählung 1890 

Niederösterreich 

Oberösterreich 

Salzburg 

Steiermark 

Kärnten 

Krain 

Küstenland 

Tirol 

Vorarlberg 

Böhmen 

Mähren 

Schlesien 

Galizien 

Bukowina 

Dalmatien 

296 
80 
24 
68 

44 
32 
29 

I 

1061 

93 

502 

3 
14 

23218 

8054 
2465 

3  533 
2247 
1300 
1474 
15  151 

I  176 
82691 
14860 

3562 
21  Ol  3 

313 
567 

105000 
55000 
II  000 

I17000 
27000 
56000 
62000 
86000 
12000 

292000 

152000 
30000 

842000 
86000 
86000 

Zusammen 

2383 

181  725 

2003000 

i)  Tiroler  landwirtschaftliche  Blätter  1893  S.  102. 

2)  Gesetz  vom  8.  November  1881  Nr.  35  L.G.B. 

3)  Gesetz  vom  9.  März  1886  Nr.  17  L.G.B. 

4)  Gesetz  vom  8.  September  1884  Nr.  36  L.G.B. 

5)  Gesetz  vom  2.  Mai  1886  Nr.  17  L.G.B. 

6)  Ohne  die  Spezialvereine  und  ohne  die  zentralen  Landwirtschaftsgesellschaften, 
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zeigt,  ist  erst  ein  äusserst  geringer  Teil  der  Landwirte  Oester- 
reichs  solchen  Vereinen  und  Genossenschaften  beigetreten.  Von 
rund  2  Millionen  Landwirten  nehmen  weniger  ab  152000,  nicht 
einmal  8^/0,  an  einer  Organisation  Teil. 

3)  Die  Landwirtschaftsgesellschaften,  die  fast 
in  allen  Landeshauptstädten  bestehen,  und  deren  Gründung  zum 
Teile  im  vorigen  Jahrhundert,  meist  aber  in  der  zweiten  Hälfte 
dieses  Jahrhunderts  stattfand ,  sind  freie  Vereine ,  auf  deren 
Leitung  insoferne  der  Regierung  ein  gewisser  Einfluss  zusteht,  als 
nach  den  Statuten  die  Wahl  des  Präsidenten  ,  bezw.  Vizepräsi- 
denten der  kaiserlichen  Bestätigung  bedarf.  Auch  diese  Vereine 
üben  zum  Teile  einen  ähnlich  bildenden  und  fördernden  Einfluss 
auf  ihre  Mitglieder  aus,  wie  die  lokalen  landwirtschaftlichen  Ver- 
eine, sie  regen  die  Errichtung  von  Genossenschaften  an  u.  dgl. 
Als  Organe  der  Regierung  und  der  autonomen  Land  es  Verwaltung 
werden  sie  meist  dadurch  benutzt,  dass  die  Subventionen  zur  He- 
bung der  Landeskultur  (s.  o.  S.  603)  dort,  wo  keine  Landeskultur- 
räte bestehen,  regelmässig  den  Landwirtschaftsgesellschaften  zu- 
gewendet werden  und  diesen  die  Verteilung  an  die  einzelnen 
Landwirte  überlassen  bleibt.  Für  diese  Funktion  sind  aber  die  Land- 
wirtschaftsgesellschaften deswegen  nicht  sehr  geeignet,  weil  in 
ihnen  nicht  alle  grundbesitzenden  und  landwirtschafttreibenden 
Bevölkerungsklassen  gleichmässig  vertreten  sind,  sondern  der 
Grossgrundbesitz  zumeist  prävaliert. 

4)  Die  Landeskulturräte  verdanken  ihre  Entstehung 
dem  eben  betonten,  sowie  dem  weiteren  Umstände,  dass  die  Staats- 
und die  Landesverwaltung  auf  die  Gebarung  der  Landwirtschafts- 
gesellschaften zu  wenig  Einfluss  auszuüben  vermögen ;  endlich  soll 
durch  die  Landeskulturräte,  sowie  durch  die  oben  erwähnten  Be- 
zirksgenossenschaften der  Landwirte  eine  beruf- 
liche Interessenvertretung  der  Landwirtschaft  angeregt  werden. 
Bisher  sind  Landeskulturräte  in  Böhmen^)  und  in  den  vier  oben 
genannten  Ländern  errichtet  worden,  in  welchen  Berufsgenossen- 
schaften der  Landwirte  geschaffen  worden  sind*);  in  Böhmen  und 

aber   einschliesslich  Bezirksgenossenschaften   der  Landwirte   und  der  Filialvereine  der 
Landwirtschaftsgesellschaften. 

i)  Kundmachnng    vom    10.    April    1881    Nr.    81,    Gesetz    vom    20.    März    1891 
Nr.  ao  L.G.B. 

2)  S.  die  oben  S.  608  citierten  Gesetze  und  das  tiroler  Gesetz  vom  23.  September 
1884  Nr.  30  L.G.B. 

Schiff,  Oestenreichische  Agrarpolitik.  L  ßO 
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Tirol  bestehen  je  zwei  nationale  Sektionen ,  in  Böhmen  überdies 
ein  Zentralkollegium.  Die  Präsidenten  der  Landeskulturräte  wer- 
den vom  Kaiser  ernannt,  die  übrigen  Mitglieder  teils  von  der  Re- 
gierung und  dem  Lande  entsendet,  teils  bestehen  sie  aus  Ver- 
tretern der  landwirtschaftlichen  Bezirksgenossenschaften,  in  Böhmen 
der  landwirtschaftlichen  Vereine.  Die  Aufgabe  der  Landeskultur- 
räte ist  die  Pflege,  Förderung  und  Vertretung  der  Interessen  der 
Landwirtschaft,  die  Unterstützung  der  Regierung  und  der  Landes- 
vertretungen bei  allen  Vorkehrungen  zum  Nutzen  der  Landwirt- 
schaft ;  ihnen,  sowie  in  unterer  Instanz  den  Bezirksgenossenschaften 
der  Landwirtschaft,  ist  insbesondere  die  Gebarung  mit  den  Sub- 
ventionen zur  Förderung  der  Landwirtschaft  übertragen. 

In  Galizien  besteht  als  beratendes  Organ  beim  Landesausschusse 
seit  einigen  Jahren  die  »Kommission  fiir  Landeskulturangelegen- 
heitenc ;  der  Landesausschuss  hat  auf  dessen  Zusammensetzung 
den  grössten  Einfluss,  wie  auch  der  Landmarschall  den  Vorsitz  ftihrt. 

In  anderen  Ländern  sind  auch  Bestrebungen  nach  einer  ge- 
setzlichen Ausgestaltung  des  landwirtschaftlichen  Associations- 
wesens  aufgetreten,  wie  namentlich  in  Steiermark^)  und  Mähren^). 
Dagegen  wurden  die  Regierungsvorlagen  über  die  Errichtung  von 
Landeskulturräten  und  Bezirksgenossenschaften  in  Niederöster- 
reich*), Salzburg*)  und  Vorarlberg*^)  teils  aus  Rücksicht  für  die 
bestehenden  Landwirtschaftsgesellschaften  und  landwirtschaftlichen 
Vereine  vom  Landtage  abgelehnt,  teils  wegen  der  von  diesem  vor- 
genommenen Aenderungen  nicht  sanktioniert. 

Was  die  thatsächliche  Wirksamkeit  der  Landeskulturräte  an- 
belangt, so  sind  diese,  soweit  die  Förderung  und  Unterstützung  der 
gesamten,  also  auch  der  bäuerlichen  Landwirtschaft  in  Betracht 
kommt,  sicherlich  geeignetere  Organe,  als  die  Landwirtschafts- 
gesellschaften ;  der  staatliche  Einfluss,  der  bei  ihnen  zu  Tage  tritt, 
ist  gerade  hinsichtlich  der  hier  in  Rede  stehenden  Funktion  dieser 
Körperschaften    völlig    gerechtfertigt,    während    darunter    aller- 


i)  S.  Landtag  1890  S.  98,  234,  304,  1891/2  Beil.  Nr.  56,  97  ,  S.  282,  1894/5 
Beil.  Nr.  41. 

2)  Landtag  1885,   Vorl.  Nr.  135,   S.  387.  Abgeordnetenhaus  1893,   XL  Session 
Beil.  zu  Nr.  536  der  Beilagen. 

3)  S.  LandUg  1885/6  Beil.  Nr.  LXVH,  1886/7  Beil.  Nr.  LXXXV  u.  CX,  S.  563. 

4)  Landtag  1881  S.  10,  1141,  1882  S.  491,  653. 

5)  Landtag  1881  Beil.  Nr.  44  S.  85. 
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dings  die  Unabhängigkeit  dieser  Organe  bei  der  landwirtschaft- 
lichen Interessenvertretung  gewiss  sehr  leiden  muss. 

Die  Wirksamkeit  der  landwirtschaftlichen  Bezirksgenossen* 
Schäften  ist  lokal  ausserordentlich  verschieden.  Während  der  Lan- 
deskulturrat in  Istrien  die  »apatia  della  maggiore  parte  dei  Con- 
sorzi  agrari  distrettuali«  beklagt^),  macht  sich  in  Tirol  in  dieser 
Beziehung  ein  regeres  Leben  bemerkbar ;  >doch  hängt  viel  von 
den  obwaltenden  Verhältnissen,  von  der  Bevölkerung  und  deren 
Interesse  an  landwirtschaftlichem  Fortschritt  und  endlich  vom 
Vorhandensein  von  geeigneten  Männern  ab ,  welche  Verständnis, 
Eifer  und  Opfermut   genug  zur  Leitung  der  Geschäfte  haben«  *). 

Soweit  die  Landeskulturräte  und  Bezirksgenossenschaften 
gleichzeitig  der  landwirtschaftlichen  Interessenvertretung  dienen 
sollen,  muss  deren  Würdigung  dem  nächsten  Bande  vorbehalten 
bleiben.  Das  gilt  auch  von  den  in  neuester  Zeit  hervorgetretenen 
Bestrebungennach  Errichtuung  von  obligatorischen 
Berufsgenossenschaften  der  Landwirte'). 

B.  Obligatorische  Vorschriften  in  Bezug  auf  den  Landwirtschaftsbetrieb. 

In  der  Regel  beschränkt  sich  der  moderne  Staat  auf  die 
oben  angeftihrten  pädagogischen  Mittel,  um  einen  möglichst  guten 
Zustand  der  Landeskultur  herbeizufuhren;  ob  damit  grosse  Er- 
folge erzielt  werden  können,  muss  dahingestellt  bleiben ;  jedenfalls 
ist  die  Wirkung  dieser  Massregeln  keine  rasche.  Die  wirtschaft- 
liche Freiheit  des  Einzelnen,  wie  sie  um  die  Mitte  des  Jahrhun- 
dertes  auch  in  Oesterreich  zum  Siege  gelangt  ist,  bleibt  dabei  völlig 
unvermindert  aufrecht;  jeder  kann  mit  seinem  Besitze  nach  Be- 
lieben schalten,  sein  Grundstück  auch  auf  die  volkswirtschaftlich 
widersinnigste  Weise  bebauen,  oder  es  auch  wüste  liegen  lassen. 


i)  Landtag  1890  S.  54. 

2)  Aensserang  des  Tiroler  Landeskulturrates  an  den  Landesausschoss  von  Steier- 
mark (Landtag  von  Steiermark  1891/2  Beil.  Nr.  56). 

3)  S.  die  Regierungsvorlage  Nr.  710  der  Beilagen  zu  den  stenogr.  Protokollen 
des  Abgeordnetenhauses;  dieselbe  wurde  im  Jahre  1895  zurückgezogen  und  im  Jahre 
1896  in  modifizierter  Form  als  Beilage  Nr.  1388  XI.  Session  wieder  eingebracht ;  der 
Bericht  des  landwirtschaftlichen  Ausschusses  Nr.  1596  der  Beilagen  XI.  Session  gelangte 
nicht  mehr  zur  Plenarberatung;  im  Jahre  1897  wurde  die  abermals  abgeänderte  Re- 
gierungsvorlage reproduziert  (Beilage  Nr.  144  XII.  Session).  S.  ferner  Landtag  Vor- 
arlberg 1881  Beil.  Nr.  44,  Tirol  1894/5  Beil.  Nr.  13  S.  69,  Tiroler  landwirtschaftliche 
Blätter  1891  und  1892. 
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seine  Wirtschaft  auf  jede  ihm  angemessen  scheinende  Weise  be- 
treiben. 

Nur  in  einigen  wenigen  Beziehungen  hat  der  Staat  mit  zwing- 
enden Normen  eingegriffen  und  den  Landwirten  entweder  im- 
perativ vorgeschrieben,  wie  sie  ihren  Boden  benützen  sollen,  oder 
ihnen  gewisse  Handlungen,  und  zwar  ausschliesslich  mit  Rücksicht 
auf  ihren  eigenen  Betrieb,  verboten ;  dies  ist  einerseits  hinsicht- 
lich der  Benützung  männlicher  Tiere  zur  Nachzucht,  andererseits 
hinsichtlich  des  Waldes  und  seiner  Bewirtschaftung  der  Fall. 
Ueberdies  steht  auch  die  jagdliche  Ausnützung  des  Grundbesitzes 
nicht  jedem  Eigentümer  zu,  und  dieser  ist,  selbst  wo  das  der  Fall 
ist,  in  der  Ausübung  der  Jagd  nicht  frei.  Von  diesen  Beschrän- 
kungen soll  jedoch  erst  in  dem  folgenden  Abschnitte  die  Rede  sein. 

a)  Vorschriften  über  die  Rindvieh-  und  Pferdezucht, 

i)  Während  es  dem  Landwirte  durchaus  frei  steht,  auf  seinem 
Boden  anzubauen,  was  er  will,  und  jeden  ihm  passend  scheinen- 
den Samen  dabei  zu  verwenden,  trifft  dies  nicht  in  gleicher  Weise 
bezüglich  der  Viehzucht  zu.  Die  Rindvieh-  und  Pferdebesitzer 
sind  vielmehr  durch  gesetzliche  Bestimmungen  in  der  Verwendung 
fremder  männlicher  Zuchttiere  beschränkt. 

In  den  meisten  Kronländern  ^)  dürfen  zur  Nachzucht  mit  frem- 
dem Vieh  nur  solche  Stiere  und  Hengste  verwendet  werden,  die 
durch   eigens   hiefür   bestellte   Kommissionen   —   Lizenzienmgs-, 

i)  In  Betreff  der  Rind  viehzucht  s.  die  folgenden  Landesgesetze :  Böhmen 
vom  21.  April  1887  Nr.  32 ,  Bukowina  vom  24.  September  1886  Nr.  32  und  vom 
13.  Janl  1895  Nr.  19,  Galizien  vom  20.  Juli  1892  Nr.  51,  Krain  vom  16.  Febroar  1879 
Nr.  II  und  vom  11.  August  1890  Nr.  4  ex  1891,  Mähren  vom  23.  März  1883  und 
16.  Dezember  1888  Nr.  5  ex  1889,  Niederösterreich  vom  13.  Juli  1894  Nr.  52,  Salz- 
burg vom  18.  Nov.  1896  Nr.  38,  Steiermark  vom  9.  Jan.  1882  Nr.  14  und  vom  17.  April 
1896  Nr.  41,  Tirol  vom  i.  Febr.  1876  Nr.  14  und  vom  14.  Jan.  1896  Nr.  10,  Vorarlberg 
vom  27.  Juli  1890  Nr.  19  und  vom  14.  April  1896  Nr.  28  L.G.B..  In  Oberösterreich,  Kärn- 
ten, Schlesien,  Dalmatien  und  im  Küstenlande  ist  die  Züchtung  des  Rindviehes  der- 
zeit noch  ganz  ungeregelt.  In  Betreff  der  Pferdezucht  s.  die  folgenden  Landes- 
gesetze: Bukowina  vom  5.  März  1886  Nr.  11,  Dalmatien  vom  18.  März  1887  Nr.  23, 
Galizien  vom  8.  Dez.  1881  Nr.  71  und  vom  2.  Mai  1889  Nr.  46 ,  Krain  vom  18.  Fe- 
bruar 1885  Nr.  13,  Mähren  vom  14.  Dez.  1883  Nr.  21  ex  1884,  Niederösterreich  vom 
23.  November  1883  Nr.  27  und  vom  17.  Januar  1885  ^^*  ^7*  Oberösterreich  vom 
23.  November  1883  Nr.  27 ,  Salzburg  vom  10.  März  1885  Nr.  10 ,  Steiermark  vom 
18.  Oktober  1883  Nr.  20  und  vom  14.  Januar  1890  Nr.  17,  Tirol  vom  15.  November 
1883  ^'«  30  L.G.B.  In  den  übrigen  Ländern  gelten  gegenwärtig  die  Ministerialver- 
ordnungen  vom  25.  April  1855  Nr.  79,  vom  3.  Februar  1866  Nr.  18,  vom  15.  Mai 
1874  Nr.  76  und  vom  9.  November  1875  ^'-  ^39  ^•Cr.B. 
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Körungskommissionen  —  als  hiefiir  tauglich  erkannt  werden.  Für 
die  Lizenzierung  (Körung)  eines  Stieres  oder  Hengstes  ist  in  der 
Regel  nicht  nur  vollständige  Gesundheit,  kräftiger  Körperbau  und 
ein  gewisses  Minimalalter,  sondern  auch  Zuchttauglichkeit  für  die 
in  der  betreffenden  Gegend  herrschenden  Rassen  und  Schläge  er- 
forderlich. Bei  Verwendung  eines  nicht  lizenzierten  männlichen 
Zuchttieres  ist  nicht  nur  der  Besitzer  des  letzteren,  sondern  auch 
der  Eigentümer  des  belegten  weiblichen  Tieres  strafbar. 

Gerechtfertigt  wird  dieser  Eingriff  in  die  wirtschaftliche  Freiheit 
des  Viehzüchters  zunächst  damit,  dass  die  Haltung  eines  eigenen 
Zuchtstieres  oder  Zuchthengstes  für  kleine  Landwirte  in  der  Regel 
unmöglich  ist ;  diese  sind  vielmehr  darauf  angewiesen,  ihre  Kühe 
und  Stuten  von  fremden  Zuchttieren  belegen  zu  lassen,  sie  be- 
finden sich  daher  in  Abhängigkeit  von  dem  in  der  Nachbarschaft 
befindlichen  Stiere  und  Hengste,  sind  also  doch  thatsächlich  keines- 
falls frei  in  der  Wahl  des  männlichen  Zuchtmateriales.  Ueberdies 
entziehen  sich  die  züchterischen  Qualitäten  des  letzteren  meist 
der  Beurteilung  der  kleinen  Landwirte,  und  schliesslich  setzt 
die  Zucht  eines  tüchtigen  und  reinen  Schlages  das  konsequente 
Verfolgen  desselben  Zuchtzieles  durch  mehrere  Generationen 
voraus,  und  das  ist  ohne  einen  gewissen  Zwang  kaum  zu  er- 
reichen. 

Allerdings  müsste  von  diesem  Standpunkte  aus  noch  weiter 
gegangen  und  auch  die  Nachzucht  mit  eigenem  Zuchtvieh  nur 
unter  der  Voraussetzung  einer  behördlichen  Lizenzierung  gestattet 
werden;  ohne  eine  solche  Verallgemeinerung  der  Lizenzierungs- 
pflicht dürften  Uebertretungen  des  Gesetzes  schwer  hintangehalten 
und  kräftige,  reine  Rinderrassen  kaum  gezüchtet  werden  können. 
Dieser  Schritt  ist  indessen  bisher  nur  in  Böhmen  und  Vorarlberg 
bezüglich  der  Stiere  geschehen ;  in  Niederösterreich  ^),  Steiermark*) 
wurden  Anträge  dieser  Art  abgelehnt. 

Die  erwähnten  Landesgesetze  zur  Hebung  der  Rindviehzucht 
enthalten  auser  dem  Lizenzierungszwange  noch  eine  Reihe  weiterer 
Beschränkungen  des  Viehzüchters  im  Interesse  eines  guten  Zucht- 
erfolges. Die  Zahl  der  Sprünge  des  Stieres  wird  limitiert,  der 
unmittelbare  Nachsprung  verboten,  häufig  auch  das  gemeinsame 
Weiden  von  zeugungsfähigen  Rindern  verschiedenen  Geschlechtes, 

i)  Landtag  1875  Beil.  VII,  S.  114. 

2)  Landtag  1894/5  Beil.  Nr.  20,  S.  367. 
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die  vorzeitige  Deckung   oder  Schlachtung  von  Kälbern  untersagt 
und  dergleichen. 

2)  Die  bisher  besprochenen  Vorschriften  der  Viehzuchtgesetze 
sind  negativer  Natur  und  sollen  Handlungen  verhindern,  welche 
das  züchterische  Resultat,  die  Viehrasse,  verschlechtem ;  sie  trefFen 
aber  noch  keine  positiven  Vorkehrungen,  um  auch  den  kleinen 
Landwirten  eine  rationelle  Viehzucht  zu  ermöglichen. 

Solche  Vorkehrungen  sind  aber  doch  dringend  geboten  ^).  Vor 
allem  ist  offenbar  das  Vorhandensein  von  tauglichen  und  zur  Nach- 
zucht geeigneten  Stieren  in  genügender  Anzahl  von  entscheiden- 
der Bedeutung  iiir  das  Blühen  und  Gedeihen  der  Rindviehzucht  in 
einem  Gebiet;  sind  keine  gesunden,  kräftigen  Stiere  von  einer 
geeigneten  Rasse  vorhanden,  so  degeneriert  das  Vieh,  und  damit 
versiegt  eine  der  Haupterwerbsquellen  der  bäuerlichen  Bevöl- 
kerung. Die  Haltung  eines  Zuchtstieres  setzt  aber  schon  einen  vieh- 
wirtschaftlichen Grossbetrieb  voraus.  Während  also  der  Gross- 
grundbesitzer infolge  seiner  nach  Hunderten  zählenden  Herden 
leicht  sich  selbst  einen  Stier  halten  kann,  ist  das  für  den  mitt- 
leren und  kleineren  Landwirt  ganz  unmöglich;  freiwillige,  ge- 
nossenschaftliche Vereinigungen  der  Bauern  zum  Zweck  der  Hal- 
tung eines  Zuchtstieres  kommen  aber  nur  selten  zu  Stande. 

Früher  war  es  meist  Sache  der  alten  bäuerlichen  Gemeinde 
genossenschaft  gewesen,  durch  Haltung  eines  Gemeindestieres  dem 
kollektiven  Bedürfnis  der  bäuerlichen  Landwirte  Rechnung  zu 
tragen.  Der  Umstand,  dass  die  alte  Wirtschaftsorganisation  zerstört 
wurde,  ohne  dass  etwas  anderes  an  deren  Stelle  trat,  hatte  zur 
Folge,  dass  das  Bedürfnis  nach  Zuchtstieren  gar  nicht  oder  nur 
höchst  mangelhaft  gedeckt  war^).  Man  musste  sich  mit  Stieren 
schlechter  Qualität  begnügen,  die  geringe  Zahl  durch  stärkere  Aus- 
nützung ausgleichen ;  es  verschlechterten  sich  die  Rinderrassen,  die 
Viehzucht  ging  zurück.  So  erscheint  die  Anschaffung  und  Haltung 
von  geeigneten  Zuchtstieren  gleichsam  als  eine  Art  Kulturver- 
besserung, die  aber  von  dem  einzelnen  Bauer  isoliert  nicht 
durchgeführt  werden  kann ,    sondern  ein  gemeinsames  Vorgehen 

i)  S.  darüber  Schißt  Ueberblick  über  die  landwirtschaftliche  Gesetzgebung  der 
österreichischen  Länder  i.  J.  1875  (Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und 
Verwaltung,  V.  Band,  3.  Heft). 

2)  So  wird  aus  der  Bukowina  berichtet,  dass  es  ganze  Bezirke  gebe,  wo  ein 
lizenzierter  Zuchtstier  auf  250,  391,  ja  703  faselbare  Rinder  komme!  (Landtag  1890, 
Rechenschaftsbericht  des  Landesausschusses  S.  125). 
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eiier  grösseren  Zahl  von  Landwirten  erfordert. 

Deshalb  mussten  auch  die  blossen  Polizeigesetze,  welche 
die  Verwendung  von  amtlich  nicht  lizenzierten  Stieren  verboten, 
die  Zahl  der  Sprünge  beschränkten  u.  dergl.,  wirkungslos  bleiben. 
Zim  Teile  mussten  dieselben  sogar  die  Stiernot  steigern,  da  viele 
Besitzer  von  Eigenstieren  deren  Lizenzierung  wegen  der  damit 
verbundenen  Kosten  und  Unbequemlichkeiten  nicht  vornehmen 
Messen  und  dann  ihre  Stiere  nicht  mehr  zum  Belegen  fremder 
Riider  verwenden  lassen  durften. 

Aus  diesem  Grunde  wurden  jene  Stierkörungsgesetze  in  vielen, 
aber  leider  nicht  allen  Kronländern  durch  Vorschriften  ergänzt, 
wdche  ein  bestimmtes  Minimalverhältnis  feststellen,  das  in  einer 
Goneinde  zwischen  den  lizenzierten  Stieren  und  den  faselbaren 
Kihen  und  Kalbinnen  stattfinden  muss  (meist  ioo:i);  dort,  wo 
hi^ür  qicht  die  genügende  Anzahl  von  geeigneten  (lizenzierten) 
Prvatstieren  vorhanden  ist,  ist  die  G  e  m  e  i  n  d  e  subsidiär  ver- 
pflchtet,  die  fehlenden  Stiere  anzuschaffen,  zu  erhalten  und  für 
deen  Unterbringung  und  Erhaltung  in  geräumigen  und  gesunden 
StJlungen,  für  hinreichendes  und  gutes  Futter  und  für  die  erfor- 
delichen  Auslaufplätze  zu  sorgen.  Kommt  eine  Gemeinde  ihren 
Vo^flichtungen  nicht  nach,  so  soll  der  Landesausschuss  selbst 
di<  Zuchtstiere  anschaffen  und  aufstellen  lassen,  die  dafür  nötigen 
Sunmen  unter  die  Viehbesitzer  aufteilen  und  die  Beträge  durch 
die  politische  Behörde  eintreiben.  Die  daraus  erwachsenden  Aus- 
la^n  sind  entweder  durch  Sprungtaxen  hereinzubringen  oder,  — 
soveit  nicht  etwa  aus  öffentlichen  Fonds  dafür  Unterstützungen 
berilligt  werden,  —  unter  alle,  keine  Zuchtstiere  haltenden  Rind- 
vieibesitzer  nach  der  Zahl  ihrer  Kühe  und  faselbaren  Kalbinnen 
umiulegen.  Unter  Umständen  können  sich  auch  mehrere  Gemein- 
der zur  gemeinsamen  Haltung  von  Zuchtstieren  vereinigen. 

Ueberall,  wo  nicht  ohnedies  die  für  eine  rationelle  Viehzucht 
nötge  Anzahl  von  Stieren  vorhanden  ist,  werden  also  die  Vieh- 
bestzer,  die  nicht  selbst  einen  Stier  halten,  gezwungen,  die  Kosten 
der  Anschaffung  und  Haltung  eines  oder  mehrerer  gemeinsamer 
Zuehtstiere  zu  tragen.  Oekonomisch  bilden  somit  diese  Vieh- 
züciter  eine  Zwangsgenossenschaft ,  nicht  aber  auch  juristisch ; 
dem  nicht  die  Gresamtheit  der  Viehzüchter  kauft  oder  erhält  den 
geneinsamen  Stier;  ja  sie  besitzt  überhaupt  keine  eigenen  Or- 
gaie,  für  sie  handelt  vielmehr  die  Ortsgemeinde,  respektive  die 
Gemeindevertretung  oder  der  Gemeinde  vorstand. 
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Von  grösster  Wichtigkeit  für  den  praktischen  Erfolg  sowoU 
dieser  Bestimmungen,  als  auch  der  Lizenzierungs-  und  sonstigei 
Vorschriften  ist  die  Frage,  wem  die  Durchführung  des  Gesetze 
und  deren  Ueberwachung  übertragen  ist.  Die  in  Tirol  und  Va- 
arlberg  dafür  geschaffenen  Gemeindekommissionen  sind  für  eiis 
strenge  Handhabung  des  Gesetzes  naturgemäss  ganz  ungeeigne, 
da  ihre  Mitglieder  in  der  Regel  entweder  selbst  Partei  sind,  odr 
wenigstens  in  engster  Beziehung  zu  den  Betroffenen  stehen.  Zwec- 
mässiger  scheinen  die  Vorschriften  anderer  Kronländer  zu  sei, 
in  denen  für  jeden  Gerichtsbezirk  eine  aus  zwei  sachverständige! 
Viehzüchtern  und  einem  Tierarzte  bestehende  Tierzuchtkommissici 
ernannt  wird,  der  sowohl  die  Lizenzierung,  als  auch  die  Aufsiot 
über  die  Tierhaltung  zusteht. 

Der  Zwang  zur  gemeinschaftlichen  Haltung  von  Zucl- 
stieren  darf  wohl  in  den  meisten  Ländern  nicht  nur  als  wol- 
thätig,  sondern  geradezu  als  notwendig  für  eine  rationelle  Via- 
wirtschaft  bezeichnet  werden. 

Fraglich  kann  es  dagegen  erscheinen,  ob  die  Gesetze  darit 
das  Richtige  treffen,  dass  sie  die  Gemeinden  gleichsam  zu  Organn 
der  Gesamtheit  der  Viehzüchter  machen  und  ihnen  die  subsidiae 
Pflicht  auferlegen,  auf  Kosten  der  Viehbesitzer  Zuchtstiere  u 
halten.  Wo  die  Ortsgemeinde  auch  heute  noch  ausschliesslich  odr 
doch  ganz  überwiegend  agrarischen  Charakter  trägt,  ist  diess 
Verhältnis  wohl  ganz  unbedenklich,  ja  meist  sogar  zweckmässig ; 
anderen  Falls  kann  es  aber  gar  leicht  vorkommen,  dass  der  (e- 
meindevorsteher,  dem  die  Durchfuhrung  des  Gesetzes  obliegt,  \>n 
der  Landwirtschaft  und  Viehzucht  durchaus  nichts  versteht.  £s 
darf  wohl  gefragt  werden,  ob  es  sich  nicht  empfohlen  hätte,  ür 
die  Gemeinden  dieser  Art  die  obligatorische  Bildung  von  Vih- 
zuchtsgenosseuschaften  mit  einer  eigenen  Organisation  voiu- 
schreiben.  Den  ersten  Schritt  in  dieser  Richtung  hat  das  citicte 
Landesgesetz  für  Vorarlberg  vom  Jahre  1896  gethan.  Ein  luf 
diesem  Prinzipe  aufgebauter  Gesetzentwurf  des  niederösterreihi- 
sehen  Landesausschusses  ^)  erlangte  keine  Gesetzeskraft. 

In  welchem  Umfang,  übrigens  die  mitgeteilten  Vorschriien 
thatsächlich  durchgeführt  sind ,  muss  dahin  gestellt  bleiben ;  es 
ist  darüber  nicht  viel  bekannt  worden.    Dass  z.  B.  in  der  Bukowna 

i)  Landtag  1883/84  BeU.  XXXV. 
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»die  Körung  geradezu  überall  jeden  Tag  übertreten  wird«  ^),  dürfte 
wohl  niemanden  in  Erstaunen  setzen.  Aber  auch  in  Kronländern, 
von  denen  man  eine  genauere  Handhabung  der  Gesetze  erwarten 
könnte,  scheinen  die  Anordnungen  der  Viezuchtsgesetze  noch 
grossenteils  nur  auf  dem  Papier  zu  stehen.  So  berichtet  der  steier- 
märkische  Landesauschuss  im  Jahre  1890'),  dass  alljährlich  bei 
den  Tierschaukommissonen  darüber  Klage  gefuhrt  wird,  dass  die 
gesetzlichen  Bestimmungen,  »wonach  nur  lizenzierte  Stiere  für 
fremdes  Vieh  in  Verwendung  kommen  dürfen,  nahezu  gar  nicht 
eingehalten  werden«,  im  Jahre  1893^),  dass  in  manchen  Distrik- 
ten noch  immer  die  erforderliche  Zahl  von  Stieren  nicht  vorhan- 
den sei  und  sehr  häufig  nicht  lizenzierte  Stiere  verwendet  werden. 
In  12  politischen  Bezirken  Krains  gab  es  im  Jahre  1892  100356 
Kühe  und  Kalbinnen,  von  denen  88 149  faselbar  waren  und  922  Zucht- 
stiere erfordert  hätten ;  thatsächlich  gab  es  aber  nur  694  lizenzierte 
Stiere  in  jenen  Bezirken*). 

b)  Vorschriften  über  die  Bewirtschaftung  von  Waldgrund- 
stücken. 

Viel  grösseren  Beschränkungen,  als  der  Viehzüchter,  ist  in 
Oesterreich  der  Forstwirt  unterworfen,  ja  dieser  kann  sogar  gegen 
seinen  Willen  dazu  gezwungen  werden,  die  Forstwirtschaft  zu  be- 
treiben, solange  er  sich  im  Besitze  des  Waldes  befindet. 

Das  Forstgesetz  vom  3.  Dezember  1852  verpflichtet  den 
Besitzer  eines  Waldgrundes,  diesen  so  lange  für  Zwecke  der  Holz- 
zucht zu  bewirtschaflen,  als  die  politische  Behörde  nicht  die  Be* 
willigung  zu  dessen  Verwendung  für  andere  Zwecke  erteilt  hat. 
Bei  Gemeinde-  und  Privatwäldern  hat  die  Behörde  nach  Einver- 
nahme der  Parteien  zu  entscheiden,  »ob  die  Bewilligung  aus  öf- 
fentlichen Mitteln  gegeben  werden  könne  oder  nicht c.  Erfolgt  eigen- 
mächtig eine  anderweitige  Verwendung  des  Waldgrundes,  so  wird 
der  Besitzer  straffällig  und  hat  die  betreffenden  Waldteile  nach 
Erfordernis  binnen  einer  angemessenen,  über  Ausspruch  von  Sach- 
verständigen festzusetzenden  Frist  wieder  aufzuforsten,  wozu  er 
durch  wiederholte  Strafen  gezwungen  werden  kann  (§  2) ;  ebenso 
müssen  frisch  abgetriebene  Waldteile  etc.  in  der  Regel  binnen 
fünf  Jahren  wieder  mit  Holz  in  Bestand   gebracht   werden  (§  3). 

i)  Landtag  1890,  Rechenschaftsbericht  des  Landesausschosses  S.  125. 

2)  Rechenschaftsbericht  1890  S.  78. 

3)  Rechenschaftsbericht  1892/3  S.  59. 

4)  Landtag  1892/3  Rechenschaftsbericht  des  Landesausschusses  S.  46. 
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Auch  Über  die  Art,  wie  die  Forstwirtschaft  betrieben  werden  soll, 
enthält  das  Forstgesetz  eine  Reihe  obligatorischer  Vorschriften, 
wie  das  Verbot,  den  Wald  zu  verwüsten,  d.  h.  ihn  so  zu  behandeln, 
dass  die  fernere  Holzzucht  gefährdet  oder  ganz  unmöglich  gemacht 
wird  (§  4) ;  ebenso  sollen  die  früher  schon  erwähnten  Vorschrif- 
ten über  die  Bewirtschaftung  der  Servitutswälder  und  über  die  Aus- 
übung der  Waldweide  (§§  9  ff.)  nicht  bloss  die  gegenseitigen  Rechte 
und  Pflichten  der  Parteien  fixieren,  sondern  sie  sind  im  Interesse  der 
Waldpflege  erlassen,  dürfen  also  wohl  auch  bei  Einverständnis  bei- 
der Teile  nicht  ausser  Acht  gelassen  werden.  Endlich  verpflichtet 
das  Forstgesetz  die  Eigentümer  der  Wälder  von  hinreichender 
Grösse,  sachkundige,  behördlich  als  befähigt  anerkannte  Forstwirte 
zu  bestellen  (§  22). 

In  soweit  diese  Bestimmungen  das  Recht  des  Einzelnen,  mit 
seinem  Eigentum  nach  Belieben  zu  schalten,  zu  Gunsten  des  öf- 
fentlichen Interesses  beschränken,  müssen  sie  sicherlich  als  völlig 
gerechtfertigt   angesehen  werden. 

Allerdings  vermisst  man  aber  darin  eine  nähere  Bezeichnung 
dessen,  was  als  eine  »öffentliche  Rücksicht«  gelten  solle.  Wir 
haben  im  Laufe  unserer  Untersuchung  wiederholt  betont,  dass 
manche  Waldungen  von  grosser  Bedeutung  für  die  Landeskultur 
sind.  Dort,  wo  die  Vernichtung  des  Forstes  eine  unmittelbare  Ge- 
fahr für  die  betreffende  Gegend  mit  sich  bringen  würde,  —  wie 
namentlich  in  Gebirgsgegenden,  an  steilen  Abhängen,  an  den 
Flussufern  und  dergl.,  —  dort  trifft  das  Forstgesetz  selbst  die  für 
Schutz-  und  Bannwälder  bereits  erwähnten  Vorsichtsmassregeln. 
Aber  auch  sonst  ist  der  Bestand  vieler  Waldungen  zweifellos  von 
nicht  geringem  Einfluss  auf  manche  für  die  Landeskultur  wichtige 
Faktoren,  wie  auf  das  Klima  des  Landes,  auf  die  Menge  der  atmo- 
sphärischen Niederschläge.  Sind  nur  diese  Momente  mit  jenen 
»öffentlichen  Rücksichten«  gemeint?  Oder  was  sonst  noch? 

Jedenfalls  hätte  das  Gresetz  in  dieser  Beziehung  viel  deutlicher 
sprechen  und  den  Behörden  für  ihre  Entscheidungen  irgend  eine, 
wenigstens  halbwegs  präzise  Richtschnur  dafür  geben  müssen, 
wann  die  Umwandlung  eines  Waldgrundes  in  eine  andere  Kultur 
erlaubt,  wann  sie  verboten  werden  solle.  Da  dies  unterlassen 
wurde,  herrscht  hier  das  schrankenlose  Ermessen  der  Behör- 
den. Diese  gehen  aber  bei  ihren  Entscheidungen  in  der  Regel 
nur   von   forestalen  Gesichtspunkten    aus.    In   dem  Forstgesetze 
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selbst,  dem  ja  das  Prinzip  der  Walderhaltung  zu  Grunde  liegt,  ist 
zum  Teile  die  Ursache  dafür  zu  suchen,  dass  die  Behörden  häufig 
die  Interessen  der  Forstkultur  einseitig  ins  Auge  fassen  und  die 
Umwandlung  von  Wäldern  in  andere  Kulturen  auch  dort  unter- 
sagen, wo  die  erwähnten  Rücksichten  auf  das  Klima  des  Landes 
nicht  mitspielen.  Schon  der  Ausdruck  >Waldverwüstung€  verleitet 
dazu,  in  jeder  Rodung,  in  jeder  Beseitigung  des  Holzbestandes 
eine  ökonomisch  verwerfliche  oder  doch  schädliche  Handlung  zu 
erbUcken.  Bei  sogenanntem  absoluten  Waldboden  trifft  dies  nun 
sicherlich  zu.  Dort  aber,  wo  der  bisher  bestockte  Grund  einer 
intensiveren  Kultur  zugeführt  werden  könnte,  ist  es  vom  Standpunkt 
der  Volkswirtschaft  aus  geradezu  wünschenswert  und  bedeutet 
einen  erheblichen  Kulturfortschritt,  wenn  der  Waldgrund  »der  Holz- 
zucht entzogen«  wird;  da  ist  der  Fortbestand  des  Waldes,  —  falls 
nicht  klimatische  Rücksichten  ihn  fordern,  —  geradezu  nachteilig. 

Jene  die  Forstwirtschaft  einseitig  begünstigende  Praxis  wird 
auch  dadurch  gefördert,  dass  nach  dem  Erlasse  des  Ackerbaumi- 
nisteriums vom  17.  September  1884^)  bei  jedem  Rodungsgesuche  die 
politische  Behörde  ein  schriftliches  fachmännisches  Gutachten  von 
Seiten  des  ihr  zugewiesenen  forsttechnischen  Personals  einzuholen 
hat,  dass  aber  nicht  auch  landwirtschaftliche  Experten  gehört  wer- 
den, welche  die  Vorteile  der  beabsichtigten  anderweitigen  Kul- 
tur gegenüber  der  Holzzucht  vertreten  könnten. 

Das  Ackerbauministerium  selbst  fand  sich  zwar  bewogen,  in 
diesem  Erlasse  den  politischen  Behörden  aufzutragen,  sie  mögen 
bei  der  Entscheidung  über  die  Rodungsgesuche,  »nicht  ausschliess- 
lich« nach  forestalen  Gesichtspunkten  vorgehen ;  es  fehlt  aber  auch 
hier  wieder  die  Angabe  derjenigen  Grundsätze,  von  welchen  sich 
die  Behörden  bei  der  Entscheidung  über  die  Frage,  ob  ein  Wald 
in  eine  andere  Kultur  umgewandelt  werden  dürfe,  oder  nicht ,  lei- 
ten lassen  sollen ;  es  heisst  nur,  »dass  für  die  Beurteilung  der  Zu- 
lässigkeit  einer  Waldrodung  aus  öffentlichen  Rücksichten  die  Fol- 
gen und  Wirkungen  der  Rodung  nicht  nur  bezüglich  der  forestalen 
Zustände,  sondern  auch  bezüglich  jener  der  allgemeinen  Landes- 
kultur ins  Auge  zu  fassen  und  in  reiflichste  Erwägung  zu  ziehen 
sind« ,  dass  also  zu  untersuchen  ist ,  »welche  Rückwirkungen  in 
klimatischer  und  atmosphärischer  Hinsicht  auf  die  kulturellen 
Verhältnisse  des  betreffenden  Landes  oder  Landstriches  überhaupt 
von  der  Durchführung  der  Rodung  zu  gewärtigen  sind.« 

i)  S.  Afang'icke  Gesetzaasgabe,  8.  Band  S.  4. 
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Sowohl  das  Forstgesetz  selbst,  als  auch  dessen  Handhabung 
durch  die  politischen  Behörden  zeigen  demnach  eine  starke  Ueber- 
Schätzung  der  Waldkultur.  Dies  hat  bewirkt,  dass  gegenwärtig  noch 
weite  Gebiete  in  dieser  extensiven  Form  bewirtschaftet  werden,  die 
als  Aecker,  Wiesen  oder  Weiden  einen  weit  höheren  Ertrag  liefern 
würden  (s.  oben  S.  66,  144  ff.).  Die  schädlichen  Folgen  der  in  Rede 
stehenden  Bestimmungen  wären  noch  grösser,  als  sie  thatsächlich 
sind,  wenn  das  Forstgesetz  strikte  durchgeführt  würde ;  thatsäch- 
lich fehlt  es  aber  dafür  in  den  meisten  Ländern  an  der  erforderlichen 
Zahl  von  Aufsichtsorganen,  und  so  wird  das  Rodungsverbot  in 
zahllosen  Fällen  übertreten. 

Der  Forstgesetzentwurf,  welcher  von  der  Regierung  im 
Jahre  1878  dem  Abgeordnetenhaus  vorgelegt  wurde  ^),  enthielt 
zwar  auch  das  Prinzip  der  Erhaltung  des  Waldstandes,  bestimmte 
aber,  in  welchen  Fällen  die  Behörden  die  angesuchte  Entforstung 
bewilligen  sollten,  nämlich  dann,  »wenn  durch  die  beabsichtigte 
anderweitige  Verwendung  des  Waldgrundes  Herstellungen  von  über- 
wiegend volkswirtschaftlicher  oder  öffentlicher  Bedeutung  über- 
haupt ermöglicht  oder  gefördert  werdent,  oder  wenn  »solche  Be- 
dingungen eintreten,  unter  welchen  die  aus  der  beabsichtigten  Ent- 
forstung zu  gewärtigenden  Nachteile,  und  insbesondere  die  dem 
Waldstande  des  Landes  erwachsende  Einbusse,  von  den  aus  der 
geänderten  Benützung  des  Waldgrundes  hervorgehenden  Vorteilen 
aufgewogen  werden«  (§  4). 

Eine  solche  Bestimmung  wäre  sicherlich  ein  erfreulicher  Fort- 
schritt gegenüber  dem  jetzt  noch  geltenden  Forstgesetze  gewesen; 
der  Entwurf  gelangte  indessen  nicht  zur  Beratung  durch  das  Ple- 
num des  Abgeordnetenhauses. 

Wünschenswert  wäre  jedenfalls  eine  Abänderung  des  Forst- 
gesetzes in  dem  Sinne,  dass  die  Erhaltung  des  Waldstandes  dem 
Besitzer  nur  dort  zur  Pflicht  gemacht  wird,  wo  dies  aus  speziellen 
örtlichen  Gründen  oder  wegen  der  Gefahr  einer  Verschlechterung 
der  klimatischen  oder  hydrographischen  Verhältnisse  notwendig 
ist,  ferner  bezüglich  solcher  Grundstücke,  bei  welchen  die  Forst- 
kultur die  rationellste  Benützungsart  bildet  (absoluter  Waldbo- 
den), eventuell  auch  noch  dann,  wenn  die  Vernichtung  der 
Holzbestände  offenbar  nicht  stattfindet,    um  den  Boden  auf  eine 


i)  Nr.  827  der  Beilage,  VIII.  Session. 
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andere,  zweckmässigere  Art  zu  benützen,  wenn  vielmehr  ein  forst- 
mässiger  Raubbau  vorliegt. 

Allerdings  fehlt  es  derzeit  gänzlich  an  Verwaltungsorganen, 
welchen  eine  sachgemässe  Entscheidung  über  eine  oft  so  schwer 
zu  beantwortende  Frage,  wie  die  nach  der  zweckmässigsten  Kuitur- 
art  eines  bestimmten  Grundstückes,  zugemutet  werden  könnte. 

c)  Vorschriften   gegen   d  ie  Um  wan  dlang  von  land  wi  rtschaf  t- 

licben  Kulturen  in  Wald. 

Das  Forstgesetz  verbietet,  wie  wir  gesehen  haben,  die  eigen- 
mächtige Umwandlung  des  Waldgrundes  zu  landwirtschaftlichen 
Zwecken  und  macht  dieselbe  von  der  behördlichen  Bewilligung 
abhängig.  Dagegen  steht  es  jedem  Grundeigentümer  sonst  frei, 
mit  seinem  Boden  zu  machen,  was  er  will,  ihn  zu  bebauen  oder 
ihn  wüst  liegen  zu  lassen;  er  kann  den  besten  Weizenboden  als 
Viehweide  benützen,  seinen  Weingarten  mit  Wald  bestocken, 
ohne  dass  irgend  eine  Behörde  berechtigt  wäre,  ihm  gegenüber 
das  öffentliche  Interesse  zu  vertreten,  das  die  Aligemeinheit  daran 
besitzt,  dass  der  in  gegebener  Grösse  vorhandene  produktive 
Boden  des  Landes  in  rationeller  Weise  bewirtschaftet  werde. 

Die  heutige  Wirtschaftsverfassung  gründet  sich  auf  das  prin- 
zipiell unbeschränkte  Privateigentum  und  auf  die  wirtschaftliche 
Freiheit  der  Menschen ;  sie  geht  von  der  Präsumtion  aus,  dass  das 
Selbstinteresse  der  Besitzer  diese  von  selbst  dazu  führen  werde, 
den  Boden  auf  die  ökonomisch  zweckmässigste  Art  zu  bestellen, 
wodurch  auch  das  öffentliche  Interesse  am  besten  gewahrt  werde. 

Bei  dieser  Schlussfolgerung  ist  indessen  übersehen,  dass  das 
ökonomische  Interesse  des  Eigentümers  in  sehr  vielen  Fällen  mit 
dem  der  Gesamtheit  durchaus  nicht  übereinstimmt,  dass  sich  fiir 
jenen  vielleicht  eine  Benützungsart  privatwirtschaftlich  am  besten 
rentieren  mag,  die  volkswirtschaftlich,  also  vom  allgemeinen  Stand- 
punkte aus,  nicht  als  wünschenswert,  ja  sogar  als  schädlich  be- 
zeichnet werden  muss.  Aber  selbst  wenn  wir  hiervon  absehen 
wollten,  so  wäre  jener  Satz  doch  nur  unter  mehreren  Voraus- 
setzungen richtig:  die  Grundbesitzer  müssten  stets  so  viel  Ein- 
sicht besitzen,  um  zu  erkennen,  was  für  sie  ökonomisch  am  zweck- 
mässigsten ist,  sie  müssten  sich  ferner  immer  nur  von  wirtschaft- 
lichen Motiven  leiten  lassen,  und  sie  müssten  auch  über  die 
nötige  Energie  verfugen,  um  stets  nach  diesen  Motiven  zu  handeln. 
Wie  wenig  all  diese  Bedingungen  bei  dem  weitaus  grössten  Teile 


622      Sonstige  Massregeln  zur  Erhaltung  oder  Verbesserung  der  Landeskultur. 

unserer  Grundbesitzer  derzeit  erfüllt  sind,  bedarf  nach  alledem, 
was  oben  über  diesen  Gegenstand  gesagt  worden  ist,  keiner  Aus- 
führung. Deshalb  wäre  es  —  schon  von  dem  einseitigen  Produk- 
tionsstandpunkt aus  —  an  sich  durchaus  nicht  widersinnig,  wenn 
der  Staat  dort,  wo  jene  Präsumtion  nicht  zutrifft,  die  wirtschaft- 
liche Freiheit  des  Einzelnen  zu  Gunsten  der  Allgemeinheit  be- 
schränkte, wie  dies  ja  auch  thatsächlich  z.  B.  hinsichtlich  der 
Waldgrundstücke  geschieht. 

Indessen  begegnen  alle  staatlichen  Zwangsmassregeln,  welche 
eine  genaue  Kenntnis  und  richtige  Würdigung  der  ökonomischen 
Verhältnisse  des  einzelnen  Falles  erfordern,  der  Schwierigkeit, 
Organe  zu  schaffen,  welche  befähigt  sind,  jene  wirtschaftlichen 
Fragen  in  korrekter  Weise  zu  entscheiden  und  die  Verwirklichung 
der  gesetzlichen  Normen  zu  erzwingen.  Wenn  die  imperativen 
Gebote,  welche  der  absolute  Staat  des  vorigen  Jahrhundertes  so 
häufig  erliess ,  um  denjenigen  wirtschaftlichen  Zustand ,  der  als 
der  zweckmässigste  angesehen  wurde,  zwangsweise  einzuführen, 
fast  immer  und  überall  wirkungslos  geblieben  sind,  so  ist  dies 
einerseits  darauf  zurückzufuhren,  dass  man  dabei  schablonenhaft 
und  ohne  Berücksichtigung  der  konkreten  Verhältnisse  des  ein- 
zelnen Falles  vorging,  andererseits  darauf,  dass  es  durchaus  an 
sachverständigen  Organen  für  eine  ökonomische  Verwaltung  fehlte. 

Dass  übrigens  jene  Schwierigkeiten  unbesiegbar  seien,  wird 
wohl  schwerlich  behauptet  werden  können. 

Bisher  sind  jedoch  in  Oesterreich  noch  keine  agrarpolitischen 
Bestrebungen  zu  Tage  getreten,  welche,  unter  Beibehaltung  des 
privaten  Grundeigentums,  eine  prinzipielle  Beschränkung  des  Eigen- 
tümers in  der  freien  wirtschafUichen  Verfügung  über  seinen  Besitz 
fordern  würden;  die  Frage  aber  nach  der  Berechtigung  des 
Privateigentums  an  Grund  und  Boden  bleibt  in  diesem  Werke 
prinzipiell  von  der  Untersuchung  ausgeschlossen  (s.  oben  S.  9  ff.). 

Wohl  aber  macht  sich  in  neuerer  Zeit  in  einigen  Kronländem 
eine  Bewegung  nach  einem  imperativen  Eingriff  der  Staatsgewalt 
für  solche  Fälle  geltend,  in  denen  der  Grundbesitzer  die  volks- 
wirtschafllich  gebotene  Art  der  Benutzung  seiner  Liegenschaft 
absichtlich  unterlässt  und  zu  einer  ökonomisch  irrationellen  des- 
halb übergeht,  weil  diese  es  ihm  besser  ermöglicht,  sich  auf  dem 
Grundstück  sportsmässigen  Vergnügungen  hinzugeben.  Es  handelt 
sich  um  die  in  neuerer  Zeit  immer  mehr  überhandnehmende  Um- 
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Wandlung  von  Aeckern,  Wiesen  und  Weidegründen  in  Wälder 
für  Jagdzwecke.  Solche  Umwandlungen  sind  der  direkten  Ver- 
nichtung ökonomischer  Werte  gleich  zu  halten,  sie  bewirken, 
dass  die  Produktivkräfte  des  Bodens  unvollständig  ausgenützt 
werden;  das  für  die  Viehzucht  der  Gegend  unentbehrliche  Weide- 
land wird  immer  mehr  eingeengt  und  dadurch  der  hauptsäch- 
lichste Erwerbszweig  der  Bevölkerung  unterbunden ;  grosse  Jagd- 
gebiete werden  gebildet,  der  Wildstand  vermehrt  sich  auf  Kosten 
des  Viehstandes,  auch  die  Nachbarn  haben  unter  den  immer 
häufiger  auftretenden  Wildschäden  zu  leiden. 

Fast  in  allen  Alpenländem,  aber  auch  in  anderen  Gegenden, 
wird  lebhaft  darüber  geklagt,  dass  jagdlustige  Städter,  namentlich 
auch  Ausländer,  Bauernhöfe,  Alpen,  ja  ganze  Dörfer  aufkaufen, 
die  Kulturen  vernichten,  die  Gebäude  abreissen  und  den  Weide- 
gang einstellen,  um  dem  Jagdvergnügen  obliegen  zu  können ;  das 
Gleiche  geschieht  mit  denjenigen  Gründen,  welche  sich  schon 
früher  in  den  Händen  einzelner  Grossgrundbesitzer  befunden  hatten, 
bisher  aber  rationell  bewirtschaftet  worden  waren  und  —  sei  es  auf 
Grund  von  Pachtverträgen,  sei  es  infolge  von  regulierten  Servi- 
tuten —  den  Bauern  als  Viehweide  gedient  hatten. 

Leider  existiert  keine  Statistik,  welche  es  ermöglichte,  diese 
volkswirtschaftlich  hochwichtigen  Vorgänge  in  den  Alpenländern 
ziffermässig  zu  konstatieren ;  doch  sind  die  einzelnen  Daten, 
welche  diesbezüglich  bekannt  worden  sind,  schon  so  zahlreich^), 
dass  mit  Sicherheit  gesagt  werden  kann,  dass  es  sich  hier  nicht 
mehr  um  vereinzelte  Erscheinungen  handelt,  sondern  um  einen 
Entwicklungsprozess ,  der  gegenwärtig  allerdings,  wie  es  scheint, 
noch  am  Beginn  steht,  der  aber  jetzt  schon  die  ernstlichste  Be- 
achtung erfordert,  weil  er  dazu  führen  kann,  die  nationale  land- 
wirtschaftliche Produktion  bedeutend  zu  vermindern. 

Doppelt  energisch  müssen  jene  Parteien,  welche  sich  für 
die  Erhaltung  des  Bauernstandes  einsetzen,  einer  Entwickelung 
entgegentreten ,  welche  die  bäuerlichen  Wirtschaften ,  die  sich 
in  unseren  Alpenländern  doch  noch  leidlich  erhalten  haben,  zu 
vernichten   droht     In    Niederösterreich   und    Oberösterreich,    in 


i)  S.  namentlich  Abgeordnetenhaus  IX.  Session,  Beilage  Nr.  49  S.  6002  ff., 
9883  ff.  und  15  309.  XI.  Session  S.  10  419  und  14  159 ;  Oberösterreich,  Landtag  1886 
Beilage  Nr.  81,  1887  Nr.  83,  S.  357.  1888  Nr.  103;  Tirol,  Landtag  1882,  S.  181; 
1886  S.  427;  Salzburg  1881,  S.  599,  1077;  1889  S.  13,  1471;  1890  S.  515,  1271; 
1893/94  S.  1830;  1895/96  S.  464«   Näheres  s.  unten  im  nächsten  Abschnitte. 
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Salzburg  und  Tirol,  in  Obersteiermark  und  Kärnten  sind  im 
Laufe  der  letzten  Jahrzehnte  riesige  Jagdgebiete  entstanden,  die 
für  eine  starke  Wildhegung  verwendet  werden;  das  Vieh,  das 
bis  dahin  auf  den  Alpen  und  im  Wald  genügend  Nahrung  ge- 
funden hatte,  ist  nunmehr  von  der  Alpen-  und  Waldweide  aus- 
geschlossen, teils  auf  völlig  legalem  Wege,  teils  durch  verschiedene 
Chikanen,  wozu  namentlich  die  Servituten  viel  Anlass  bieten 
(s,  oben  S.  177  ff.);  ja  auch  das  Gras  und  Heu,  das  zur  Ueber- 
winterung  des  Viehs  dienen  sollte ,  wird  den  Bauern  von  den 
Jagdherren  abgekauft,  um  damit  in  der  kalten  Jahreszeit  die 
Hirsche  zu  futtern.  So  wird  den  Bauern  die  Viehzucht  und  damit 
ihre  wirtschaftliche  Existenz  unmöglich  gemacht,  die  Thäler  ver- 
öden, ganze  Dörfer  verschwinden  und  mit  ihnen  die  landwirt- 
schaftlichen Kulturen. 

Dieser  Entwicklungstendenz  könnte  der  Gesetzgeber  relativ 
leicht  Einhalt  gebieten ;  denn  es  handelt  sich  hier  durchaus  nicht 
um  eine  in  den  wirtschaftlichen  Verhältnissen  selbst  gelegene, 
gewissermassen  notwendige  ökonomische  Entwicklung,  sondern 
um  einen  direkt  antiökonomischen  Prozess,  der,  wie  wir  im 
nächsten  Abschnitt  sehen  werden,  durch  die  einseitige  Begünsti- 
gung, welche  die  Gesetzgebung  in  diesem  Jahrhundert  der  Jagd 
auf  Kosten  der  Landwirtschaft  hat  angedeihen  lassen,  wesentlich 
gefördert  worden  ist. 

Es  mag  richtig  sein,  dass  häufig  die  in  Rede  stehende  Um- 
wandlung von  Acker-  oder  Weideland  in  Wald  auch  ökonomisch 
gerechtfertigt  ist,  und  dass  oft  Boden  mit  Holz  bestockt  wird,  der 
nie  hätte  entforstet  werden  sollen;  auch  ist  zuzugeben,  dass  die 
Bauern,  die  zuerst  in  einem  Dorf  ausgekauft  werden,  jene  sind, 
deren  Wirtschaft  ohnedies  schon  auf  seh  wachen  Füssen  stand,  und 
die  sich  keinesfalls  mehr  lange  in  ihrem  Besitz  hätten  halten 
können;  sicherlich  sind  auch  die  Bauern  einer  so  zahlungsfähigen 
Nachfrage  gegenüber  nicht  blöde,  sondern  lassen  sich  ihren  Grund 
so  teuer,  als  möglich,  bezahlen.  Es  sind  indessen  nebst  den  eben 
angeführten  Fällen  auch  die  anderen  nicht  selten,  wo  absoluter 
Weide-  oder  Ackerboden  aufgeforstet  wird,  wo  nicht  nur  jene 
ökonomisch  bereits  minderwertige  Existenzen  der  Jagdlust  zum 
Opfer  fallen ,  sondern  auch  gut  situierte  Bauern  wirtschaftlich 
geschwächt  und  durch  verschiedenartige  Chikanen  zum  Verkaufe 
ihres  Besitzes  veranlasst  werden.    Nicht   die  ökonomische  Ueber- 
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legenheit  des  landwirtschaftlichen  Grossbetriebes  vertreibt  die 
Bauern  der  Alpenländer  aus  ihrer  Heimat,  sondern  die  Ueber- 
legenheit  des  Geldes  als  Kaufmittel,  die  Thatsache,  dass  das 
Luxusbedürfhis  der  obersten  Stände  gegenwärtig  seine  Befrie- 
digung immer  mehr  in  dem  Besitze  schöner  und  grosser  Jagd- 
gebiete sucht. 

Es  ist  unter  solchen  Umständen  durchaus  begreiflich,  dass 
sowohl  im  Reichsrate,  als  in  einzelnen  Landtagen  ^)  Anträge  ein- 
gebracht worden  sind,  welche  bezwecken,  die  wirtschaftliche  Frei- 
heit des  Grundbesitzers  insofern  einzuschränken,  dass  es  ihm  nicht 
freistehen  solle,  nach  Belieben  landwirtschaftliche  Kulturen,  insbe- 
sondere Aecker  und  Wiesen,  au&uforsten  und  in  Wald  umzu- 
wandeln, um  darin  Wild  zu  hegen.  In  Salzburg  stellte  der  Ab- 
geordnete Hofrat  Lienbacher  den  Antragt),  ein  Gesetz  zu  erlassen, 
wonach  es  als  eine  strafbare  Uebertretung  erklärt  wird,  eine  bis- 
her als  Acker,  Wiese  oder  Weide  benützte  und  noch  benutzbare 
Grundfläche  ohne  Zustimmung  der  Landesregierung  und  des 
Landesausschusses  der  landwirtschaftlichen  Kultur  zu  entziehen 
und  zum  Zwecke  der  Wildhegung  zu  verwenden  oder  in  Wald  zu 
verwandeln*  Der  Landtag  erklärte  sich  damit  einverstanden  und 
beauftragte  den  Landesausschuss,  den  Antrag  der  Regierung  mit 
dem  Ersuchen  vorzulegen,  denselben  zu  würdigen^).  Im  Jahre 
1890  wurde  sodann,  trotz  der  ablehnenden  Haltung,  welche  die 
Regierung  dem  Projekt  gegenüber  einnahm,  ein  Gesetzentwurf 
angenommen,  welcher  eine  Geldstrafe  demjenigen  androhte,  der 
»eine  im  Steuerkataster  als  Acker,  Wiese,  Weide  oder  Alpe  ein- 
getragene Grundfläche  ohne  Zustimmung  der  k.  k.  Landesregie- 
rung und  des  Landesausschusses  der  landwirtschaftlichen  Kultur 
entzieht  und  zum  Zwecke  der  Wildhegung  verwendete  *).  Der  Ge- 
setzentwurf erhielt  jedoch  nicht  die  allerhöchste  Sanktion;  als 
Grund  wurde  hauptsächlich  angegeben,  dass  bisher  »die  Grund- 
ankäufe von  Seiten  der  adeligen  Jagdherren  keineswegs  so  grosse 
Dimensionen  annahmen,  dass  deshalb  die  Erlassung  des  bean- 
tragten Gesetzes  geboten  wäret  ^).  Diese  Motivierung  ist  schon 
deshalb  ungenügend,  weil  sie  den  Gesetzentwurf  überhaupt  nicht 


i)  S.  oben  S.  623  Anmerkung. 

2)  Landtag  1889  S*  I3i  Hl^' 

3)  Landtag  1889  S.  1472. 

4)  Landtag  S.  515,  12 71. 

5)  Landtag  1891  S.  424. 

Schiff,  Oesterreichischo  Agrarpolitik.  I.  ^O 


626      Sonstige  Massregelo  zur  Erhaltung  oder  Verbesserung  der  Landeskultur. 

trifft ;  denn  dieser  spricht  doch  gar  nicht  von  Ankäufen,  sondern 
von  Kulturumwandlungen,  die  auch  der  bisherige  Eigentümer  oder 
Pächter  vornehmen  kann.  Ueberdies  hat  es  in  Salzburg  an  einem 
Anwendungsgebiet  ilir  das  Gesetz  durchaus  nicht  gefehlt,  wie  die 
spätere  Erhebung  des  Landesausschusses  gezeigt  hat^). 

In  Oberösterreich  beschloss  der  Landtag  im  Jahre  1887^), 
die  Regierung  »dringend  zu  ersuchen,  ....  durch  gesetzliche 
Bestimmungen  oder  Erlässe  dafür  zu  sorgen,  dass  der  Ankauf  von 
Rustikalgründen  zur  Schaffung  grösserer  Grundkomplexe  zu  Jagd- 
zwecken und  zum  Schaden  der  Landwirtschaft  verhindert  und 
überhaupt  vor  übermässigem  Wildstand  geschützt  wirdc.  Im  Jahre 
1889  wurde  der  Landesausschuss  beauftragt,  »wegen  Erlassung 
gesetzlicher  Bestimmungen,  wodurch  die  Umwandlung  von  Kultur- 
land in  Waldgrund  an  die  Zustimmung  der  politischen  Behörde 
gebunden  wird,  Erhebungen  zu  pflegen«  ^). 

Sicherlich  ist  das  Ziel  dieser  Beschlüsse  vollkommen  gerecht- 
fertigt ;  denn  die  oben  S.  621  angeführte  Präsumtion  unserer  modernen 
Wirtschaftsordnung  trifft  gewiss  immer  dann  nicht  zu,  wenn  die 
Grundeigentümer  sich  in  bewusster  Weise  nicht  von  ökonomi- 
schen, sondern  von  sportlichen  Motiven  leiten  lassen;  in  der  Regel 
wird  die  Umwandlung  von  Aeckern  und  Wiesen  in  Waldgrund 
einen  ökonomischen  und  kulturellen  Rückschritt  bedeuten,  na- 
mentlich dann,  wenn  sie  nicht  wegen  der  Holzproduktion,  son- 
dern zur  Pflege  der  Jagd  erfolgt.  Dort,  wo  in  der  That  die  Forst- 
kultur ökonomisch  gerechtfertigt  oder  aus  klimatischen  Gründen 
wünschenswert  ist,  würde  die  Bewilligung  seitens  der  politischen 
Behörde  gewiss  nicht  versagt  werden. 

Für  ein  Gesetz  des  in  Rede  stehenden  Inhaltes  spräche  auch 
der  Umstand,  dass  erst  dadurch  ftir  den  Wald  und  ftir  die  land- 
wirtschaftlichen Kulturen  eine  gleiche  Behandlung  geschaflfen  und 
die  Forstkultur  nicht  einseitig  durch  die  Gesetzgebung  begünstigt 
werden  würde.  Auch  wäre  es  wohl  kein  Ding  der  Unmöglich- 
keit, sachverständige  Organe  zur  Handhabung  solcher  Vorschriften 
zu  Schäften,  jedenfalls  nicht  schwerer,  als  etwa  beim  Forstgesetze. 

>Wenn  es  angemessen  gefunden  wurde,  die  Umwandlung 
von  Wald  in  Aecker  und  Wiesen  oder  Weiden  durch  die  Forst- 
ordnung von  behördlicher  Genehmigung  abhängig  zu  machen  und 

i)  S.  unten  im  nächsten  Abschnitte. 

2)  Landtag  S.  369. 

3)  Landtag  18891  B^*  ^'*  103,  124,  S.  474. 
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eigenmächtige  Kulturändeningen  für  strafbar  zu  erklären,  so  muss 
das  umsomehr  dort  gelten,  wo  Kulturgründe  der  Unkultur  preis- 
gegeben werden  €^). 

Allerdings  aber  würde  dadurch  allein  der  Ausbreitung  der 
J^dgebiete,  dem  Ueberhandnehmen  des  Wildstandes  und  allen 
damit  zusammenhängenden  Uebelständen  nicht  gesteuert  werden 
können.  Dazu  müsste  auch  sonst  die  Jagdgesetzgebung  in  einer 
Weise  umgestaltet  werden,  welche  die  Interessen  der  Landes- 
kultur gegenüber  den  Interessen  der  Jagd  besser  wahrt,  als  dies 
gegenwärtig  der  Fall  ist.  Zu  diesem  Zwecke  ist  aber,  wie  wir 
sehen  werden,  nicht  eine  grössere,  sondern  umgekehrt  eine  ge- 
ringere Beschränkung  der  wirtschaftlichen  Freiheit  des  Grund- 
eigentümers in  der  Benützung  seines  Grundbesitzes  erforderlich. 


6.  Abschnitt.   Die  Jagdgesetzgebung  ^). 

A.  AUgemeine  Bedeutung  der  Jagd  und  des  Jagdrechtes.    Gesichtspunkte 

fQr  die  Qesetcgebung. 

Während  der  Grundbesitzer,  wie  wir  im  vorigen  Abschnitt 
gesehen  haben,  in  fast  allen  anderen  Beziehungen  völlige  Freiheit 
geniesst  und  seine  Liegenschaft  in  jeder  Weise  brauchen  oder 
missbrauchen  darf,  ist  der  ökonomische  Liberalismus  bezüglich 
einer  Art  der  wirtschaftlichen  Ausnützung  des  Grundbesitzes  nicht 
durchgedrungen :  die  meisten  Grundbesitzer  sind  nach  wie  vor 
dem  Jahre  1848  von  der  Ausübung  der  Jagd  auf  ihren  eigenen 
Grundstücken  gänzlich  ausgeschlossen,  und  überdies  sind  auch 
diejenigen  Personen,  denen  das  Recht  zu  jagen  zusteht,  darin 
nicht  nur  dann  beschränkt,  wenn  sie  als  Jagdpächter  fremden 
Grund  und  Boden  bejagen,  sondern  auch  dann,  wenn  sie  die  Jagd 
kraft  ihres  Grundeigentumes  ausüben.  Dieses  imperative  Eingreifen 
der  Gesetzgebung  in  die  wirtschaftliche  Freiheit  in  Bezug  auf  die 
Jagd  ist  aber  nicht  etwa  erfolgt,  um  die  Landeskultur  gegen  das 
Ueberhandnehmen  des  Wildes  und  gegen  die  daraus  erwachsen- 
den Beschädigungen  zu  schützen,  oder  um  zu  verhindern,  dass 
der  Grundeigentümer  Boden,  welcher  geeignet  wäre,  Volksnah- 
rungsmittel hervorzubringen,  zu  Luxuszwecken,  nämlich  als  Wild- 


i)  Landtag  Salzburg  1890  S.  1272. 

2)  Das  Landtagsmaterial  polnischer  und  slovenischer  Sprache  konnte  für  diesen 
Abschnitt  vom  Verfasser  leider  nicht  verwertet  werden. 
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park,  verwende;  der  Gesetzgeber  hat  vielmehr  gerade  in  den 
letzten  5  Jahrzehnten  in  immer  steigendem  Masse  die  Wildpfl^e 
auf  Kosten  der  Bodenkultur  befördert,  hat  in  dem  Interessenkon- 
flikte, der  zwischen  letzterer  und  dem  Bestreben,  die  Jagd  als 
Sport  zu  betreiben,  besteht,  konsequent  zu  Gunsten  der  Jagd 
Partei  ergriffen. 

Während  der  Grundbesitzer,  wie  wir  gesehen  haben,  sogar 
dazu  gezwungen  wird,  Insekten  und  Unkraut  zu  vertilgen,  welche 
den  Elrtrag  seines  Bodens  schmälern  könnten,  wird  ihm  nicht  nur 
gestattet,  Wild  zu  hegen,  —  und  zwar  selbst  dann,  wenn  nicht 
nur  die  eigenen  Kulturen,  sondern  auch  die  der  Nachbarn  da- 
durch Schaden  leiden,  —  sondern  er  wird  dazu  sogar  von  Gesetzes 
wegen  verhalten,  einerseits  dadurch,  dass  ihm  meist  das  Recht 
entzogen  wird,  jagdbare  Tiere  auf  seinem  eigenen  Grund  zu  er- 
legen, andererseits  durch  die  Beschränkungen,  welche  das  Ge- 
setz auch  dem  Eigenjagdberechtigten  auferlegt. 

Betrachten  wir  in  Kürze,  ehe  wir  die  Entwicklung  der  öster- 
reichischen Jagdgesetzgebung  skizzieren,  die  Bedeutung,  welche 
der  Wildstand  und  die  Jagd  vom  Standpunkt  der  Landeskultur- 
politik besitzen. 

Das  Wild,  das  sich  auf  einem  Grundstück  aufhält  oder  in  das- 
selbe wechselt,  muss  der  Bodenkultur  Schaden  zufügen ;  denn  diese 
Tiere  nähren  sich  grossenteils  von  Kulturpflanzen  und  schädigen 
die  letzteren  ausserdem  durch  Zertreten  und  dergl. 

Das  für  alle  Kulturen  äusserst  verderbliche  Raub-  und 
Schwarzwild  ist  gegenwärtig  schon  stark  zurückgedrängt;  es  ist 
für  unsere  Betrachtung  deshalb  von  geringer  Bedeutung,  weil 
dessen  Vernichtung  jedermann  gestattet  ist.  Für  den  Wald  ist 
das  Rot-  und  Rehwild  durch  das  Verbeissen  der  jungen  Bestände 
äusserst  schädlich,  das  Rotwild  überdies  durch  das  Schälen  der 
Bäume,  namentlich  der  Fichten.  Aber  auch  an  den  Feldfrüchten 
richten  Hirsche  und  Rehe  bedeutenden  Schaden  an;  ihr  Geäse 
besteht  aus  jungem  Gras,  junger  Saat,  Getreideähren,  Rüben, 
Kohl,  Kartoffeln,  welche  mit  den  Läufen  aus  der  Erde  geschlagen 
werden;  nicht  selten  wählen  sie  sogar  in  Getreidefeldern  ihren 
Standort  und  vernichten  schon  dadurch  einen  grossen  Teil  der 
Früchte. 

Die  zweite   für   die    Landwirtschaft    besonders    verderbliche 


i)  S.  für  das  Folgende  insbesondere  Dombrtmslu,  »Die  Wildschfidenc,  Weimar  1896. 


OekoQomische  Bedeutung  des  WildsUndes  und  der  Jagd.  52Q 

Wildart  ist  der  Hase.  Er  liegt  gerne  in  Getreide-,  Rüben-,  Kraut- 
feldern und  Weingärten,  von  deren  Erzeugnissen  er  sich  nährt; 
namentlich  wird  er  den  Anlagen  amerikanischer  Reben  verderb- 
lich. Ueberdies  benagt  er  besonders  im  Winter  junge  Bäume 
und  richtet  dadurch  grossen  Schaden  an. 

Für  den  Land-  und  Forstwirt  giebt  es  meist  kein  anderes 
Mittel,  sich  gegen  diese  Schäden  zu  wehren,  als  das  Erlegen  des 
Wildes;  denn  dauernd  lassen  sich  diese  Tiere  nicht  vertreiben, 
besonders  da  sie  sich  meist  des  Nachts  ihre  Nahrung  suchen; 
auch  Hecken  und  Zäune  vermögen  höchstens  das  Streif-  und 
Wechselwild  abzuhalten,  und  überdies  versagen  diese  kostspieligen 
Vorrichtungen  grossen  Teils  im  Winter.  Letzteres  gilt  vielfach 
auch  von  dem  Einbinden  der  jungen  Holzgewächse,  insbesondere 
der  Obstbäume  und  vom  Bestreichen  der  Stämme  mit  schützen- 
den Substanzen. 

Zu  alledem  kommt  noch  der  bedeutende  Schaden,  den  das 
Wild  dadurch  anrichtet,  dass  es  ansteckende  und  für  das  Rind- 
vieh verderbliche  Krankheiten  verbreitet;  so  sind  die  Rehe  die 
hauptsächlichsten  Träger  der  Klauenseuche.  Während  sich  der 
Landwirt  bezüglich  des  von  dieser  Krankheit  befallenen  Viehs 
die  grössten  Verkehrsbeschränkungen  gefallen  lassen  muss,  streift 
das  verseuchte  Wild  ungehindert  herum  und  trägt  am  meisten 
dazu  bei,  die  Keime  der  Krankheit  zu  verbreiten. 

Fragen  wir  gegenüber  all  den  genannten  Schädigungen  nach 
den  Vorteilen,  welche  mit  der  Aufrechterhaltung  des  Wildstandes, 
mit  der  Ermöglichung  des  Jagdbetriebes  verbunden  sind.  Diese 
Vorteile  werden  von  den  Jagdliebhabern  in  der  Regel  masslos 
übertrieben;  pflegt  man  doch  dafür  —  ausser  dem  Werte  der 
jährlichen  Wildfällungen  —  auch  die  Entlohnung  des  Jagdper- 
sonales, der  Treiber  u.  s.  w.,  das  Arbeitsverdienst  der  Gerber, 
Kürschner,  ja  selbst  die  Waffenindustrie  u.  s.  w.  in  Rechnung 
zu  stellen^)!  Thatsächlich  kommt,  vom  rein  ökonomischen 
Standpunkte  aus  wohl  nur  das  eine  Moment  ernstlich  in  Betracht : 
der  Wert  des  abgeschossenen  WUdes.  Ausserdem  kann  man 
wohl  zu  Gunsten  der  Jagd  noch  anführen,  dass  sie  ein  nationales 
Vergnügen  der  ländlichen  Bevölkerung  bildet,  das,  wenn  möglich, 
nicht  ganz  beseitigt,  sondern  nur  für  die  Bodenkultur  unschädlich 
gemacht  werden  sollte. 


i)  DimitXf  Die  Jagd  in  Oesterreich,  Linz  1886, 
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Sehen  wir  zunächst  von  dem  letzteren  Punkte  ab  und  fassen 
wir  nur  die  wirtschaftliche  Seite  der  Wildhegung  ins  Auge.  Diese 
ist  doch  nur  dann  ökonomisch  rationell,  wenn  dabei  geringere 
Werte  aufgewendet,  als  erzeugt  werden.  Dieser  Fall  dürfte  wohl 
nur  eintreten,  wenn  der  Wildstand  in  den  forstlichen  Nebenpro- 
dukten, den  ökonomisch  sonst  unverwertbaren  Kräutern  und  Sträu- 
chem,  genügende  Nahrung  findet.  Dagegen  überwiegen  sicherlich 
schon  die  wirtschaftlichen  Nachteile,  wenn  das  Wild  wegen  des 
Mangels  an  sonstiger  Nahrung  die  Waldbäume  selbst  durch  Ver- 
beissen  und  Schälen  angreifen  muss.  Zweifellos  ist  aber  der 
Schaden  immer  grösser  als  der  Nutzen,  wenn  das  Wild  wertvollere 
Kulturen  zu  seinem  Unterhalte  heranzieht,  wenn  es  also  das  für 
die  Viehwirtschaft  erforderliche  Gras  abweidet,  oder  gar  Getreide 
und  Gemüse  wegfrisst,  Obstbäume  benagt  u.  s.  w. 

»Jeder  Wüdschaden,  ob  auf  eigenem  oder  auf  fremdem  Grund 
und  Boden,  vernichtet,  ohne  ein  entsprechendes  anderweitiges 
Aequivalent  als  eben  indirekt  ein  Vergnügen  zu  bieten,  thatsäch- 
liehe  Werte,  oft  in  einer  momentan  gar  nicht  berechenbaren 
Menget,  so  äussert  sich  nicht  etwa  ein  Gegner  der  Jagd,  son 
dern  Dombrawski,  der  sich  selbst  einen  speziellen  Verfechter  der 
ethischen  und  national-ökonomischen  Bedeutung  der  Jagd  nennt  ^). 
In  der  That  bedeutet  die  Wildhaltung  in  allen  höher  kultivierten 
Gegenden,  grossenteils  aber  auch  im  Forste»  eine  Vernichtung 
ökonomischer  Güter,  einen  volkswirtschaftlichen  Schaden. 

Nun  kann  zwar  ein  solcher,  wenn  er  sich  in  engen  Grenzen  be- 
wegt, eventuell  dafür  in  den  Kauf  genommen  werden,  dass  dem 
Volke  eine  gewohnte  Belustigung,  an  der  es  hängt,  nicht  geraubt 
werde ;  aber  schwerlich  lässt  es  sich  rechtfertigen ,  wenn  auf 
Kosten  der  Landeskultur  ein  bedeutender  Wildstand  erhalten  wird, 
um  einigen  wenigen  Städtern  die  Pflege  des  Jagdsportes  zu  er- 
möglichen. 

Aus  dem  Gesagten  ergeben  sich  die  Gesichtspunkte  (ur  eine 
rationelle  Landeskulturpolitik  hinsichtlich  der  Jagd.  Sie  hat  dem 
Ueberhandnehmen  von  Wildschäden  dadurch  vorzubeugen,  dass 
die  Entstehung  eines  grossen  Wildstandes  verhindert  wird,  und 
dies  ganz  unabhängig  davon,  wer  von  dem  Wildschaden  betroffen 
wird,  ob  der  Jagd  berechtigte  selbst  oder  dritte  Personen;    denn 

i)  Dontdrowski^    Die  Wildschäden,  Weimar  1896,   S.  2  u.  6.    Leider  tieht  der 
Autor  nicht  immer  die  Konsequenzen  dieses  Standpunktes. 
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in  beiden  Fällen  liegt  eine  Vernichtung  ökonomischer  Güter  vor, 
die  durch  eine  etwa  statuierte  Schadenersatzpflicht  höchstens 
privatwirtschaftlich,  nicht  aber  volkswirtschaftlich  beseitigt  wird. 
Damit  hängt  die  weitere  Aufgabe  der  Gesetzgebung  zusammen, 
zu  verhindern,  dass  die  bäuerliche  Bevölkerung  durch  einige  Sports- 
leute in  der  Ausübung  der  Jagd  verdrängt  werde ;  denn  nur 
von  den  letzteren  ^  nicht  aber  von  den  Bauern  ist  eine  starke 
Wildhegung  zu  erwarten. 

Diesen  Forderungen  scheint  die  vollständige  Freigebung  der 
Jagd,  oder,  wo  dagegen  sicherheitspolizeiliche  Bedenken  obwalten, 
wenigstens  die  Erteilung  des  Rechtes  der  Jagdausübung  an  jeden 
Grundbesitzer  am  Besten  zu  entsprechen«  Bei  einer  solchen  Re- 
gelung des  Jagdrechtes  ist  in  Gegenden,  wo  sich  ein  Bauernstand 
erhalten  hat,  diesem  das  Jagdvergnügen  gewahrt,  und  es  kann 
jeder  Grundbesitzer  selbst  ohne  Weiteres  seine  Kulturen  gegen 
Beschädigung  durch  das  Wild  schützen,  indem  er  dieses  erlegt. 
Ob  er  das  thun  oder  ob  er  lieber  den  Ertrag  seines  Grundstückes 
vom  Wilde  aufzehren  und  zerstören  lassen  will,  das  muss  solange 
seinem  Belieben  anheirogestellt  bleiben,  als  der  Staat  dem  Ein- 
zelnen die  freie  wirtschaftliche  Verfügung  über  sein  Gut  ein- 
räumt und  auch  gegen  eine  unökonomische  Verwendung  des 
letzteren  nicht  einschreitet.  Dass  aber  ein  solches  Einschreiten 
gerade  in  Bezug  auf  die  Wildhegung  sehr  geboten  wäre,  sobald 
in  hohem  Masse  nicht  ökonomische,  sondern  sportliche  Gesichts- 
punkte für  die  Grundbesitzer  massgebend  werden,  das  ist  am 
Schlüsse  des  vorigen  Abschnittes  gezeigt  worden. 

Um  so  gerechtfertigter  ist  naturgemäss  das  Verlangen,  dass 
dem  Grundbesitzer  eine  Beschränkung  in  der  Wildhegung  überall 
dort  auferlegt  werde,  wo  nicht  nur  seine  eigenen,  sondern  auch 
die  Kulturen  der  Nachbarn  durch  das  Streif-  oder  Wechselwild 
beschädigt  werden;  denn  solchenfalls  liegt  eine  direkte  Analogie 
zu  den  oben  betrachteten  Gesetzen  vor ,  durch  welche  der  Grund- 
besitzer zur  Vertilgung  von  Pflanzenschädlingen  auch  nicht  in 
seinem  eigenen,  sondern  im  Interesse  seiner  Nachbarn  gezwungen 
wird. 

In  erhöhtem  Masse  gilt  das  Gesagte  dann,  wenn  das  Gesetz  den 
Abschuss  des  Wildes  im  eigenen  Reviere  nicht  jeder  Zeit  gestattet ; 
denn  es  kommt  häuflg  genug  vor,  dass  das  Wild  während  der 
Schonzeit  in  einem  tiefer  gelegenen  Jagdgebiete  steht  und  die 
dortigen   Felder    zerstört,    während    es  zur    Jagdzeit    wieder    in 
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den  gebirgigen  herrschaftlichen  Forst  zurückkehrt,   von  dem   es 
herabgestiegen  war. 

Der  Eigenbetrieb  der  Jagd,  von  dem  wir  bisher  ausgegangen 
sind,  ist  sicherlich  das  beste  Mittel,  um  zu  verhindern,  dass  das 
Wild  sich  in  einer  die  Landeskultur  schädigenden  Weise  ver- 
mehre. Bei  starker  Bodenzerstückelung  mag  es  allerdings  aus 
Sicherheitsrücksichten  geboten  sein ,  nicht  jedem  Grundbesitzer 
das  Recht  zuzugestehen ,  auf  seinem  Boden  schiessen  zu  dürfen. 
Schreibt  der  Gesetzgeber  aus  diesem  Grunde  vor,  dass  die  Jagd 
auf  den  kleinen  Besitzungen  nur  gemeinsam  zu  Gunsten  aller 
Eigentümer  durch  einen  Dritten  ausgeübt  werden  dürfe,  so  wird 
doch  im  Interesse  der  Landeskultur  gefordert  werden  müssen, 
dass  den  Grundbesitzern  der  weitestgehende  Einfluss  auf  die  Aus- 
übung der  Jagd  auf  ihrem  Grund  und  Boden  eingeräumt  werde, 
dass  ihnen  namentlich  freistehe,  zu  bestimmen,  in  welchem  Aus- 
masse Wild  von  dem  Jagdberechtigten  gehegt  werden  dürfe.  Am 
rationellsten  vom  Standpunkte  der  Landeskultur  ist  es  wohl,  wenn 
die  Grundbesitzer  gemeinsam  einen  Jäger  bestellen,  welcher  auf 
ihre  Rechnung  die  Jagd  betreibt.  Wo  dies  nicht  geschieht,  son- 
dern die  Jagd  verpachtet  wird,  dort  ist  zwischen  dem  Jagdbe- 
rechtigten und  den  Grundbesitzern  ein  Interessenkonflikt  vorhanden, 
in  welchem  der  Gesetzgeber  die  Entscheidung  zu  treffen  hat.  Es 
handelt  sich  dabei  einerseits  darum,  in  welcher  Menge  der  Jagd- 
berechtigte Wild  hegen  darf,  andererseits,  in  welchem  Umfange 
er  verpflichtet  ist,  Schaden,  den  das  Wild  an  Kulturen  anrichtet, 
zu  ersetzen. 

In  ersterer  Beziehung  müsste,  so  sollte  man  nach  allgemeinen 
zivilrechtlichen  Grundsätzen  meinen,  die  Vertragsabrede  entschei- 
den. Danach  könnte  der  Jagdpächter  etwa  verpflichtet  werden, 
den  Wildstand  nicht  über  ein  bestimmtes  Mass  anwachsen  zu 
lassen,  oder  jährlich  eine  bestimmte  Anzahl  Wildstücke  zu  er- 
legen. Wenn  dabei  die  Grundbesitzer  sich  eine  starke  Vermin- 
derung des  Wildes  ausbedingen,  kann  das  vom  allgemeinen 
volkswirtschaftlichen  Standpunkte  nur  als  zweckmässig  begrüsst 
werden.  Anlass  zur  Beschränkung  der  Vertragsfreiheit  wäre  nur 
dann  vorhanden,  wenn  etwa  die  Grundbesitzer,  um  hohe  Pacht- 
preise zu  erzielen,  dem  Wild  allzuviel  Schonung  angedeihen  lassen, 
so  dass  die  Bodenkultur  darunter  leidet. 

In  Bezug  auf  den  Ersatz  der  Wildschäden  versteht  es  sich 
beinahe  von  selbst,  dass  gleichfalls  zunächst  die  vertragsraässigen 


Gesichtspunkte  für  die  Jagdgesetzgebung.  g^^ 

Bestimmungen  Platz  greifen.  In  Ermangelung  solcher  müsste  der 
Jagdberechtigte  für  jeden  vom  Wild  angestifteten  Schaden  auf- 
kommen. Ein  solcher  Ersatz  vermag  zwar  selbstverständlich  den 
volkswirtschaftlichen  Nachteil  nicht  zu  beseitigen,  der  darin  liegt, 
dass  zur  Ermöglichung  des  Jagdvergnügens  ökonomische  Werte 
zerstört  werden,  aber  er  kann  unter  Umständen  wenigstens  den 
Landwirt  davor  schützen,  dass  die  Jagdtiere  auf  seine  Kosten 
erhalten  werden. 

Endlich  ist  auch  die  Frage  von  ökonomischer  Bedeutung, 
in  welcher  Art  die  Zusammenschlagung  von  mehreren  kleinen 
Besitzungen  zu  einem  einheitlichen  Jagdgebiet  stattfinden  solle. 
Je  grösser  das  letztere  wird  ,  umsomehr  eignet  es  sich  zu  einer 
starken  Wildhegung,  zum  sportsmässigen  Jagdbetriebe,  umsomehr 
werden  auch  die  Bauern  von  der  Pachtung  der  gemeinsamen 
Jagd  ausgeschlossen. 

B.  Die  Entwicklung  der  österreichischen  Jagdgesetzgebung. 

Wir  haben  die  Gesichtspunkte  entwickelt,  von  denen  sich 
eine  Jagdgesetzgebung  leiten  lassen  müsste,  welche  in  erster  Linie 
die  Interessen  der  Bodenkultur,  also  die  ökonomischen  Interessen 
und  nicht  die  sportlichen,  zu  wahren  sucht. 

Die  österreichische  Gesetzgebung  hat  dagegen  so  ziemlich 
in  allen  Punkten  das  Gegenteil  von  demjenigen  gethan,  was  wir 
für  agrarpolitisch  wünschenswert  erkannt  haben.  Sie  hat  in  der 
Mehrzahl  der  Fälle  dem  Grundeigentümer  das  Recht  genom- 
men, Wild  auf  seinem  Besitz  zu  erlegen;  sie  hat  das  Recht  der 
Jagdausübung  in  allen  Ländern,  ausser  in  Böhmen,  auch  nicht 
der  Gesamtheit  der  Grundbesitzer,  sondern  den  Gemeinden  zu- 
gesprochen, hat  diese  verpflichtet,  die  Jagd  nicht  durch  Bestellung 
von  sachverständigen  Jägern,  sondern  durch  Verpachtung  auszu- 
üben, ihnen  aber  dabei  die  Vertragsfreiheit  genommen  und  die 
gegenseitigen  Rechte  und  Pflichten  des  Jagdpächters  wie  der 
verpachtenden  Gemeinde  von  Gesetzes  wegen  geregelt.  Dem 
Jagdberechtigten,  sei  es  auf  eigenem,  sei  es  auf  gepachtetem 
Grunde,  wurde  dabei  das  Recht  zuerkannt,  Wild  fast  in  unbe- 
schränkten Masse  zu  hegen,  ja,  es  wurden  Schonvorschriften  er- 
lassen, welche  ihn  geradezu  zwingen,  dies  zu  thun,  während  gleich- 
zeitig die  Verpflichtung  zum  Ersatz  des  Wildschadens  immer 
mehr  abgeschwächt  wurde.  Das  Recht,  die  Jagd  selbst  auszu- 
üben, wurde  nur  solchen  Grundbesitzern  zugestanden,  von  welchen 
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man  die  Erhaltung  des  Wildstandes  erwarten  durfte.  Aber  auch 
da  wurde  die  wirtschaftliche  Freiheit  des  Grundeigentümers  nicht 
eingeschränkt,  um  eine  der  Bodenkultur  schädliche  Wildhegung 
zu  verhüten,  sondern  in  dem  Sinne,  dass  der  Besitzer  zur  Scho* 
nung  des  Wildes  in  gewissem  Umfange  sogar  gezwungen  wurde. 
Es  ist  interessant  diese  Entwicklung,  die  gegenwärtig  noch 
nicht  abgeschlossen  ist,  genauer  zu  verfolgen. 

a)  Das  Patent  vom  7.  März  1849  ^^*  'Si  R-G.B. 

Die  Revolution  des  Jahres  1848  hat  auch  auf  das  Jagdrecht 
einen  tiefgreifenden  Einfluss  ausgeübt.  Zwar  gaben  die  aus  der 
Zeit  des  Kaiser  Joseph  stammenden  Vorschriften  über  die  Jagd- 
polizei, sowie  über  den  Ersatz  von  Jagd-  und  Wildschäden  den 
Bauern  keinen  Anlass  zu  Klagen;  wohl  aber  war  das  Jagdrecht 
der  Grundherren  auf  dem  Besitze  ihrer  Unterthanen  eines  der 
Momente,  welche  jene  heftige  Erbitterung  des  Landvolkes  gegen 
die  Herren  verursachten.  Die  freie  Jagd  jedes  Grundbesitzers 
auf  seinem  Böden  wurde  von  den  revolutionären  Bauern  nicht 
nur  theoretisch  gefordert,  sondern  auch  sofort  in  die  That  um- 
gesetzt; jeder  streifte  mit  dem  Gewehr  herum  und  verminderte 
den  Wildstand  so  viel  er  konnte.  Die  Gesetzgebung  verwirklichte 
jedoch  das  Postulat  der  freien  Jagd  nicht  vollständig.  DasPatent 
vom  7.  März  1849^  »womit  die  Ausübung  der  Jagdge- 
rechtigkeit geregelt  wirdc,  beseitigte  zwar  in  Konsequenz  des  Gedan- 
kens der  Grundentlastung  die  Jagdrechte  auf  fremdem  Grund  und 
Boden  in  der  Regel  ohne  jede  Entschädigung  (§§  i  und  2)  und 
anerkannte  damit^  dass  prinzipiell  jedem  Grundbesitzer  das  Jagd- 
recht auf  seinem  eigenen  Boden  zustehe.  Trotzdem  kann  nur  in 
Dalmatien,  auf  das  sich  dieses  Patent  nicht  erstreckt,  die  Jagd 
von  jedem  Grundbesitzer  auch  thatsächlich  ausgeübt  werden ;  in  den 
übrigen  Kronländern  ist  dies  dagegen  nur  bezüglich  der  geschlos- 
senen Tiergärten  und  der  dem  nämlichen  Besitzer  gehörigen 
Grundkomplexe  von  wenigstens  200  Joch  der  Fall  (§§  4  und  5), 
während  die  Ausübung  der  Jagd  für  alle  übrigen  Grund- 
stücke »der  betreffenden  Gemeindec  zugewiesen  wurde,  welche 
dieselbe  entweder  zu  verpachten  oder  in  eigener  Regie  durch 
bestellte  Jäger  auszuüben  verpflichtet  war.  Das  Jagdrecht  des 
einzelnen  Grundbesitzers  fand  seinen  Ausdruck  darin ,  dass  be- 
stimmt ist,    es   solle    der  jährliche  Reinertrag  der  Gremeindejagd 
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unter  alle  jagdberechtigten  Grundeigentümer  im  Verhältnis  ihres 
Grundbesitzes  verteilt  werden  (§§  6 — 8). 

In  Bezug  auf  den  Inhalt  und  Umfang  des  Jagdrechtes,  auf 
die  Jagdpolizei  und  den  Ersatz  fiir  Wildschäden  wurden  die  bis 
dahin  geltenden  Normen  nicht  geändert. 

Das  Patent  vom  28.  Februar  1786,  durch  das  Kaiser 
Josef  die  Jagd  geregelt  hatte,  müssen  wir  hier  seinem  wesent- 
lichsten Inhalt  nach  wiedergeben ;  denn  einerseits  besitzt  dasselbe 
in  einigen  Kronländern  auch  heute  noch  subsidiäre  Geltung,  an- 
dererseits bildet  dieses  Gesetz  den  Ausgangspunkt  der  weiteren 
Entwickelung ;  ohne  jenen  zu  kennen,  wird  diese  nicht  verstanden. 

Kaiser  Josef  ordnete  das  Jagdwesen  in  der  liberalsten  Weise. 
Von  einer  Durchführung  des  Prinzipes  der  freien  Jagd  konnte 
zwar  in  der  Zeit  der  Grundherrschaft  keine  Rede  sein.  Aber 
das  Patent  des  Jahres  1786^)  gewährte  doch  dem  Jagdberechtig- 
ten die  freieste  Disposition  über  den  Wildstand  seines  Gebietes ; 
der  Jagdinhaber  konnte  nach  Belieben  Wild  hegen  und  füttern, 
es  aber  auch  zu  jeder  Zeit  fangen  oder  töten,  ohne  darin  durch 
irgend  welche  Schonvorschriften  beschränkt  zu  sein.  Wohl  aber 
besteht  für  das  Hegerecht  des  Jagdberechtigten  eine  Grenze. 
Nach  §  II  des  Patentes  haben  die  Kreisämter  »darauf  zu  sehen, 
dass  die  Jagdinhaber  das  Wild  nicht  zum  Nachteile  der  allge- 
meinen Kultur  übermässig  hegen,  und  sie  sollen  diejenigen,  bei 
denen  sie  einen  zu  grossen  An  wachs  des  Wildstandes  wahrnehmen, 
ohne  Nachsicht  zu  verhältnismässiger  Minderung  desselben  an- 
halten c.  Man  bemerkt,  dass  nicht  etwa  die  Schädigung  nur  frem- 
der Kulturen  durch  das  Wild,  sondern  auch  die  der  eigenen  den 
zwangsweisen  Abschuss  zur  Folge  haben  soll. 

Bezüglich  des  Wildschadens  giebt  das  Patent  dem  Grund- 
besitzer nur  das  Recht,  aber  nicht  die  Pflicht,  seine  Gründe  — 
etwa  durch  Planken,  Gräben  u.  dergl.  —  gegen  Verletzung  durch 
das  Wild  zu  schützen  und  das  letztere  auf  jede  Weise  abzutreiben 
(§§  12  und  13).  Ein  Recht  des  Jagdinhabers,  auf  fremdem,  seinem 
Jagdrechte  unterworfenen  Besitze  Vorkehrungen  gegen  Wildscha- 
den zu  treffen,   ist  nicht  anerkannt.     Der  §  15  statuiert  die  Ver- 


i)  Die  Vorschriften  desselben  wurden  in  den  50  er  Jahren  durch  Statthalterei- 
Verordnungen  in  den  Kronländem  Niederösterreich ,  Oberösterreich ,  Salzburg,  Steier- 
mark und  Kärnten  republiziert;  s.  Manz^  Taschenausgabe  österreichischer  Gesetze, 
25.  Band. 
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pflichtung  des  Jagdberechtigten ,  ausnahmslos  alle  Wildschäden, 
»sie  mögen  ...  an  Feldfrüchten,  Weingärten  oder  Obstbäumen 
geschehen  .  .  .  sogleich  in  natura  oder  in  Geld«  zu  vergüten  (§  15), 
wofiir  das  Verfahren  näher  geregelt  ist.  Endlich  verbietet  das 
Gesetz  die  Jagd  auf  Saaten ,  angebauten  Grundstücken  von  was 
immer  für  einer  Art  und  in  Weingärten  vor  beendigter  Wein- 
lese (§  14). 

Man  darf  sagen ,  dass  diese  Bestimmungen  im  Grossen  und 
Ganzen  auf  eine  gerechte  und  zweckmässige  Weise  die  Grenze 
zwischen  den  Rechten  der  Jagd  und  des  Grundbesitzes  gezogen 
haben,  und  dass  sie  geeignet  gewesen  sind,  die  Entstehung  eines 
der  Landwirtschaft  schädlichen  Wildstandes  zu  verhindern,  ohne 
doch  die  Jagd  selbst  zu  vernichten.  Das  gilt  auch  von  dem  im 
Jahre  1849  erlassenen  Jagdpatente,  das  die  Jagd  demokratisierte; 
die  Gemeinde  selbst  verpachtete  die  ihr  gehörige  Jagd,  und  zwar 
meist  an  Ortsansässige,  welche  die  Jagd  nicht  als  Sport  sondern 
als  ländliches  Vergnügen  betrachteten;  in  der  Festsetzung  der 
Pachtbedingungen  besass  die  Gemeinde  die  grösste  Freiheit;  fehlte 
es  in  der  Gemeinde  an  einem  Insassen,  der  ein  entsprechendes 
Pachtgeld  zahlen  wollte,  so  übte  sie  die  Jagd  selbst  durch  eigens 
bestellte  Jäger  aus. 

Dieser  Rechtszustand  überdauerte  zwar  das  Jahr  1849,  blieb 
aber  seither  leider  nicht  unverändert,  die  Gesetzgebung  hat  sich 
vielmehr  konstant  in  einer  der  Bodenkultur  schädlichen  Richtung 
bewegt;  die  Interessen  der  Jagd  wurden  immer  mehr  berück- 
sichtigt, die  der  Landwirtschaft  immer  mehr  zurückgedrängt  und 
den  Gemeindegenossen  die  Pachtung  der  Gemeindejagden  er- 
schwert. Bezüglich  der  seit  dem  Jahre  1849  über  das  Jagdwesen 
erlassenen  Gesetze  können  wir  drei  Etappen  unterscheiden.  Es 
folgt  zunächst  eine  Periode  der  Aufstellung  von  einzelnen  jagd- 
rechtlichen Normen  für  das  ganze  Reich;  seit  den  60er  Jahren 
werden  Landesgesetze  erlassen  ^),  welche  die  subsidiäre  Geltung 
des  Jagdpatentes  vom  Jahre  1786  unberührt   lassen  und  nur  ein- 


I  i)  S.  die  unten   angeführten  Gesetze   über  die  Wildschonang ,   über  die  Einfuh- 

rang  von  Jagdkarten  und  über  den  Ersatz  von  Jagd-  und  Wildschäden ;  ferner  Landes- 
gesetze, betreffend  die  Ausübung  des  Jagdrechtes  für  Steiermark  vom  10.  M&rz  1888 
Nr.  22,  für  Triest  vom  ii.  Febraar  1889  Nr.  10,  für  Bukowina,  Istrien,  Kndn,  Nieder- 
österreich und  Schlesien  vom  27.  September  1887,  für  Niederösterreich  vom  32.  Juni 
1892  Nr.  43  und  vom  7.  Juli  1892  Nr.  45  L.G.6. 
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zelne  Materien,  wie  die  Ausübung  des  Jagdrechtes,  die  Wild- 
schadenfrage, abweichend  regeln  oder  Bestimmungen  über  Jagd- 
karten, Schonzeit  u.  dergl.  treffen;  nur  in  Böhmen  ist  im  Jahre 
1866  ein  vollständiges  Jagdgesetz  erlassen  worden,  das,  wie  wir 
sehen  werden,  die  Interessen  der  Landeskultur  in  relativ  weit- 
gehender Weise  berücksichtigt.  Seit  dem  Jahre  1892  endlich  sind 
in  einer  Reihe  von  Kronländem,  nämlich  in  Oberösterreich,  Triest, 
Görz  und  Gradisca,  Vorarlberg,  Mähren  und  Galizien,  kodifika- 
torische  Jagdgesetze*)  erlassen  worden,  welche  die  Geltung  des 
josefinischen  Jagdpatentes  aufhoben.  Dieses  steht  daher  noch  in 
Niederösterreich,  Salzburg,  Steiermark,  Kärnten,  Krain,  Istrien, 
Tirol,  Schlesien  und  in  der  Bukowina  in  Kraft.  Die  wichtigsten 
Momente  dieser  Entwickelung  sollen  im  folgenden  beleuchtet 
werden. 

b)  Vorschriften  über   dieAnsübung  des  Jagdrechtes  auf 

kleinen  Grnndstücken. 

Die  Parteinahme  des  Gesetzgebers  für  die  Jagd,  die  Tendenz, 
den  Wildstand  zu  heben,  die  Bauern  von  der  Ausübung  der  Jagd 
auszuschliessen,  zeigt  sich  zunächst  in  den  Normen  über  die  Jagd- 
ausübung auf  dem  Kleingrundbesitze. 

i)  Die  Uebertragung  der  Jagdausübung  auf  die 
Gemeinde. 

Schon  das  Jagdpatent  des  Jahres  1849  h^^>  ^^^  oben  erwähnt 
worden  ist,  die  Ausübung  des  Jagdrechtes  der  Kleingrundbesitzer 
ausnahmslos  an  die  Gemeinde,  d.  h.  an  die  damals  allein  vor- 
handene Katastralgemeinde  übertragen.  Das  war  der  erste,  ent- 
scheidende Schritt,  um  den  Bauern  die  freie  Disposition  über  die 
Ausübung  der  gemeinsamen  Jagd  zu  nehmen ;  denn  dadurch  wird 
die  Ausübung  des  Jagdrechtes  aus  einer  —  eventuell  gemein- 
schaftlichen —  Bethätigung  des  Grundeigentumes  zu  einem  Ver- 
waltungsakte, und  es  liegt  dann  nahe,  dessen  Vornahme  gesetz- 
lich zu  regeln,  oder  von  den  autonomen  Organen  auf  staatliche 
Behörden  zu  übertragen. 


i)  Böhmen  vom  i.  Juni  1866  Nr.  49,  Vorarlberg  vom  26.  Jcdi  1892  Nr.  i 
ex  1895,  Oberösterreich  vom  13.  nnd  16.  Juli  1895  Nr.  8  und  9  ex  1896, 
Triest  vom  6.  August  1895  Nr.  21,  Mähren  vom  20.  Dezember  1895  Nr.  66 
ex  1896,  Görz  und  Gradisca  vom  15.  Februar  1896  Nr.  26 ,  Galizien  vom 
5.  März  1897  Nr.  71  L.G.B. 


6ßg      Sonstige  Massregeln  zur  Erhaltung  oder  Verbesserung  der  Landeskultur. 

Fragen  wir  nach  den  Gründen  iiir  diese  gesetzliche  Vertre- 
tung des  Kleingrundbesitzers  durch  die  Gemeinde  in  der  Aus- 
übung des  Jagdrechtes,  so  reichen  dafiir  jene  Momente  nicht  aus, 
welche  überhaupt  gegen  die  ganz  freie  Jagd  sprechen ;  denn  wenn 
man  auch  nicht  jedem  einzelnen  Grundbesitzer  das  Recht  der 
Jagdausübung  geben  wollte,  weil  darunter  die  öffentliche  Sicher- 
heit leiden  würde,  und  weil  der  rationelle  Jagdbetrieb  eine  ge- 
wisse Grösse  des  Jagdgebietes  voraussetzt,  so  stand  es  doch  dem 
Gesetzgeber  frei,  die  Kleingrundbesitzer  zwangsweise  zu  Jagd- 
genossenschaften zu  vereinigen  und  den  letzteren  das  Recht  der 
Jagdausübung  zu  übertragen;  solche  Genossenschaften  hätten  in 
viel  höherem  Masse  die  Interessen  der  Landwirtschaft  wahrge- 
nommen als  die  Gemeindeorgane,  geschweige  denn  als  die  poli- 
tischen Behörden;  sie  wären  wirkliche  Vertreter  der  in  ihnen 
vereinigten  Grundbesitzer  gewesen,  die  Aufsaugung  der  bäuer- 
lichen Jagden  durch  Grossgrundbesitzer  wäre  nicht  so  leicht 
erfolgt. 

Auch  in  der  Folge  ist  an  dem  Grundsatz,  dass  die  Ausübung 
des  Jagdrechtes  auf  dem  kleinen  Grundbesitz  der  Gemeinde  zu- 
stehe, festgehalten.  Nur  das  böhmische  Jagdgesetz  vom  i.  Juni 
1866  No.  49,  R.G.B.,  das  überhaupt  den  Anforderungen  der 
Landeskultur  in  vielen  Punkten  Rechnung  trägt,  hat  die  Bildung 
von  Jagdgenossenschaften  angeordnet,  denen  die  Ausübung  des 
Jagdrechtes  auf  allen  Grundstücken  von  weniger  als  115  Hektar 
Ausdehnung  übertragen  ist.  Auch  in  andern  Ländern  hat  sich 
in  neuerer  Zeit  vielfach  das  Bestreben  geltend  gemacht,  dem 
böhmischen  Muster  zu  folgen,  die  Jagdausübung  statt  durch  die 
Gemeinden  durch  Jagdgenossenschaften  vornehmen  zu  lassen  und 
dadurch  den  Grundbesitzern,  denen  doch  theoretisch  das  Jagd- 
recht auf  ihrem  Boden  zusteht,  auch  einigen  Einfluss  auf  die  Ver- 
wirklichung dieses  Jagdrechtes  einzuräumen ;  die  Regierung  ist  die- 
sen Bestrebungen  jedoch  stets  hindernd  entgegengetreten. 

2)  Die  Ausübung  der  Jagd  durch  angestellte 
Sachverständige  (Jäger)  oder  im  Wege  der  Ver- 
pachtung. 

Wie  das  Jagdpatent  vom  Jahre  1849  überhaupt  den  Gemein- 
den die  grösste  Freiheit  in  Bezug  auf  die  Ausübung  der  Jagd 
lässt,  so  auch  in  der  Frage,  ob  sie  diese  Ausübung  in  eigener 
Regie  durch  Anstellung  von  sachverständigen  Jägern  oder  durch 
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Verpachtung  vornehmen  will. 

D^cgen  hat  dieVerordnung  des  Ministeriums 
des  Innern  vom  15.  Dezember  1852  No.  257 
R.G.B.  die  ausnahmslose  Verpachtung  der  Gemeindejagden  an- 
geordnet Selbst  wenn  die  Verpachtung  nicht  erzielt  werden 
kann,  lebt  nicht  das  Recht  der  Gemeinden,  die  Jagdausübung  in 
eigener  Regie  vorzunehmen,  wieder  auf,  sondern  die  politische 
Behörde  hat  mit  Ausschluss  der  Eigenausübung  durch  die  Ge- 
meinde »die  entsprechende  anderweitige  Verfügung  zu  treffen«. 
Es  ist  klar,  dass  die  Gemeindebehörden  damit  einen  grossen  Teil 
ihres  Einflusses  auf  die  Wildverhältnisse  ihres  Gebietes  verloren 
haben;  sie  können  einen  solchen  nunmehr  höchstens  dadurch 
geltend  machen  ,  dass  sie  entsprechende  Jagdpachtbedingnisse 
festsetzen ;  wir  werden  sehen,  dass  sie  vielfach  auch  dieses  Rechtes 
allmählich  verlustig  gegangen  sind. 

Auch  in  diesem  Punkt  herrscht  in  Böhmen  ein  für  die  Land- 
wirtschaft viel  günstigerer  Rechtszustand,  da  in  diesem  Kronlande 
der  Jagdausschuss  das  der  Genossenschaft  zustehende  Jagdrecht 
durch  Sachverständige  ausüben  lassen  kann,  wenn  sich  mindestens 
^4  aller  Stimmen  der  Genossenschaft  hierfür  entscheidet  (§  13 
des  böhmischen  Jagdgesetzes).  Die  Einfuhrung  analoger  Bestim- 
mungen ist  in  mehreren  Kronländern  von  den  Landtagen  gefor- 
dert worden,  aber  an  dem  Widerstand  der  Regierung  gescheitert. 

3)  Vorschriften  über  die  Verpachtung  der 
Gemeinde  Jagden. 

Schon  das  im  Patente  des  Jahres  1849  enthaltene  und  immer 
festgehaltene  Verbot,  die  Gemeindejagd  geteilt  zu 
verpachten,  muss  die  Folge  haben,  dass  in  Gemeinden  mit 
einer  grossen  Gemarkung  nur  kapitalkräftige  Personen  an  die 
Jagdpacht  denken  können.  Ueberdies  wächst  mit  der  Grösse 
des  Gebietes  in  der  Regel  auch  die  Möglichkeit  der  Wildhegung ; 
in  kleinen  Jagdrevieren  kann  sich  Standwild  sehr  schwer  erhalten, 
und  auch  Wechselwild  wird  naturgemäss  viel  eher  abgeschossen. 
Die  Teilung  der  Gemeindejagden  wäre  deshalb  vom  agrarpoliti- 
schen  Standpunkte  aus  vorzuziehen.  Wenigstens  müsste  sie  dort 
gestattet  werden,  wo  die  Jagdgebiete  trotz  der  Teilung  nicht 
unter  das  Minimalmass  von  115  Hektar  sinken  würden. 

Die  erwähnte  Verordnung  des  Ministeriums  des  Innern  vom 
Jahre  1852  hat  noch  eine  Reihe  anderer,  wichtigerer  Beschrän- 
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kungen  der  Gemeinden  in  der  Ausübung  ihrer  Jag- 
den eingeführt.  Die  Verpachtung  der  Gemeindejagden  erfolgt 
nun  nicht  mehr  durch  die  Gemeindebehörde,  sondern  durch  die 
politische  Bezirksbehörde ;  die  Pachtdauer  soll  mindestens  5  Jahre 
betragen. 

Diese  Bestimmungen,  sowie  eine  Reihe  von  anderen  Momen- 
ten, haben  sehr  viel  dazu  beigetragen,  dass  immer  häufiger  Orts- 
fremde —  sportlustige  Städter  oder  benachbarte  Grossgrundbe- 
sitzer —  die  Gemeindejagden  pachten  und  auf  den  fremden 
Grundstücken  einen  grossen,  die  Kulturen  schädigenden  WUd- 
stand  züchten. 

Immerhin  war  die  Pachtung  der  Gemeindejagd  den  Gemeinde- 
genossen so  lange  noch  halbwegs  erreichbar,  als  die  Verpachtung 
nach  Katastralgemeinden  stattfinden  konnte^).  In  neuerer  Zeit 
erfolgt  dagegen  in  der  Regel  die  Verpachtung  einheitlich 
für  die  ganze  politische  Ortsgemeinde,  also  für  ein 
bedeutend  grösseres  Gebiet.  Ebenso  haben  die  meisten  neueren 
Jagdgesetze  die  politische  und  nicht  die  Katastralgemeinde  zur 
Grundlage  für  die  Verpachtung  der  Gemeindejagden  gemacht. 
Es  versteht  sich,  dass,  je  grössere  Jagdreviere  gebildet  werden, 
um  so  mehr  den  kleinen  Leuten  die  Erwerbung  einer  Jagd  er- 
schwert wird. 

Ein  weiterer  Schritt  in  dieser  Richtung  geschah  dadurch, 
dass  die  Regierung  in  den  meisten  Ländern  Gesetzentwürfe  über 
die  Ausübung  des  Jagdrechtes  einbrachte,  die  in  vielen  Ländern 
auch  Gesetzeskraft  erlangten;  durch  sie  ist  die  Verpachtung  der 
Gemeindejagden  zumeist  von  5  Jahren  auf  10  Jahre  verlängert 
worden.  Ebenso  muss  nach  den  meisten  neueren  Gesetzen  die 
Pachtdauer  eine  längere  Reihe  von  Jahren  betragen. 

Zu  dem  bisher  Betrachteten  kommt  nun  noch  das  weitere 
Moment,  dass  in  den  neueren  Jagdgesetzen  den  Gemeinden  ge- 
radezu jeder  Einfluss  auf  den  Inhalt  des  abzuschliessenden  Pacht- 
vertrages genommen  ist.  Schon  die  Verordnung  des  Jahres  1852 
verpflichtete  die  Gemeinde  nicht  nur,  ihre  Jagd  zu  verpachten, 
sondern  auch,  dies  im  Wege  einer  von  der  politischen  Behörde 
vorzunehmenden  Lizitation  zu  thun,  den  Vertrag  also  mit  dem 
Meistbietenden  abzuschliessen ;   immerhin  ist   aber  die  Gemeinde 

i)  So  nach  einem  Erlasse  des  Ackerbauniinisteriums  vom  24.  Juli  1868 ,  dtiert 
bei  Afangf  Geseteesausgabe  25.  Band  S.  35. 
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nach  der  richtigen,  auch  vom  Verwaltungsgerichtshofe  anerkann- 
ten Auffassung^)  noch  berechtigt,  die  Pachtbedingnisse 
festzustellen  und  auf  diese  Weise  —  z.  B.  durch  Stipulierung  eines 
Schiedsgerichtes  für  Wildschäden,  eines  Maximums  der  Wildhege 
oder  eines  Minimums  des  Wildabschusses  —  die  Interessen  der 
Landwirtschaft  zu  wahren.  In  der  Praxis  dürfte  dieses  abstrakte 
Recht  von  den  die  Verpachtung  durchführenden  politischen  Be- 
hörden selten  anerkannt  worden  sein. 

Die  in  den  letzten  Jahren  erlassenen  Jagdgesetze  beschränken 
das  Recht,  eine  Ingerenz  auf  die  Jagdverpachtung  auszuüben, 
noch  weiter,  indem  sie  das  Recht,  den  Inhalt  des  Pachtvertrages 
festzusetzen,  grössten  Teils  den  Bezirkshauptmannschaflen  über- 
tragen; damit  ist  der  letzte  Rest  einer  Vertretung  der  de  jure  jagd- 
berechtigten Grundeigentümer  durch  die  Gemeinde  verschwunden. 

Die  neueren  Jagdgesetze  gehen  aber  noch  weiter,  sie  schlies- 
sen  in  gewissen  Fällen  sogar  die  Lizitation  der  Gemeindejagd  zu 
Gunsten  des  angrenzenden  Jagdherrn  aus,  benehmen  also  der 
Landbevölkerung  sogar  die  rechtliche  Möglichkeit,  sich  um  die 
Pachtung  der  Gemeindejagd  zu  bewerben. 

Diesem  Zwecke  dient  das  vom  böhmischen  Jagdgesetze  einge- 
führte und  später  noch  ausgedehnte  Vorpachtrecht  der  an- 
grenzenden Eigenjagdberechtigten.  Wenn  nämlich  das 
Jagdgebiet  der  Gemeinde  das  Ausmass  von  1 1 5  ha  nicht  erreicht, 
so  wird  die  Pacht  nicht  versteigert,  sondern  jeder  Besitzer  eines  an- 
grenzenden Eigenjagdgebietes  hat  einen  Anspruch  darauf,  dass 
ihm  die  Jagd  gegen  einen  Pachtschilling  übertragen  werde,  der 
nach  dem  in  den  Nachbargemeinden  durch  Lizitation  erreichten 
Pachtzinse  berechnet  wird.  Gleiches  gilt  dann,  wenn  zwar  das 
Gemeindejagdgebiet  grösser  ist  als  115  ha,  aber  ein  jenes  Aus- 
mass nicht  erreichender  Teil  desselben  entweder  von  einer  Eigen- 
jagd wenigstens  zu  ^/s  umschlossen  wird,  oder  durch  eine  solche 
von  dem  übrigen  Gemeindejagdgebiete  derart  abgetrennt  ist,  dass 
man  auf  das  Trennstück  ohne  Ueberschreitung  der  Gemeinde- 
grenzen nur  über  die  zur  Eigenjagd  gehörigen  Grundstücke  oder 
über  die  durch  dieselben  führenden  Wege  gelangen  kann.  Würde 
durch  die  Ausübung  dieses  Vorpachtrechtes  das  restliche  Ge- 
meindejagdgebiet unter  115  ha  sinken,  so  kann  der  angrenzende 
Eigenjagdberechtigte  das  Vorpachtrecht  auch  auf  den  Rest  aus- 

i)  S.  Salzburger  LAndtag  1891  S.  821. 
Schiff,  Oefterreichiache  Agrarpolitik.  I.  AI 
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dehnen;   thut  er  es  nicht,   so  verh'ert  er  den  Anspruch  auch  auf 
die  Jagdpacht  betreffs  jener  Enclaven^). 

Diese  Bestimmungen  werden  damit  motiviert,  dass  auf  einem 
Areale  von  weniger  als  115  ha  die  Jagd  nicht  rationell  betrieben 
werden  könne,  und  dass  der  enclavierende  Eigenjagdberechtigte 
den  Pächter  des  enclavierten  Gemeindejagdgebietes  von  dem  Be- 
treten des  letzteren  auszuschliessen  berechtigt  sei. 

Es  ist  aber  sofort  einzusehen,  dass  diese  Gründe  ganz  unzurei- 
chend sind.  Das  springt  gleich  bezüglich  der  bloss  zu  '/s  umschlos- 
senen Gebiete  ins  Auge ;  denn  da  kann  von  einer  Unzugänglichkeit, 
von  einem  Mangel  des  Zusammenhanges  mit  dem  übrigen  Gemeinde- 
Jagdgebiete  nicht  die  Rede  sein.  Sodann  müssten  jene  Motive  ganz 
ebenso  gelten,  wenn  nicht  das  Gemeinde-  vom  Eigenjagdgebiete 
enclaviert  wird,  sondern  wenn  das  umgekehrte  Verhältnis  statt- 
findet; trotzdem  fehlt  für  diesen  Fall  eine  analoge  Bestimmung. 
Auch  hätte  sehr  wohl  dem  Jagdpächter  das  Recht  zuerkannt  wer- 
den können,  das  umschliessende  Eigenjagdrevier  zu  überschreiten. 

Jedenfalls  haben  die  in  Rede  stehenden  Bestimmungen  in 
mehrfacher  Hinsicht  die  Wirkung,  die  Wildhegung  und  den  Jagd- 
sport der  höheren  Gesellschaftsklassen  zu  fördern  und  die  Land- 
wirtschaft dementsprechend  zu  benachteiligen.  Namentlich  wird 
hiedurch  die  Bildung  ausgedehnter  Jagdreviere  begünstigt,  die  sich, 
wie  erwähnt,  für  eine  starke  Wildhegung  bedeutend  besser  eignen, 
als  eng  begrenzte ;  wenn  nämlich  ein  Grossgrundbesitzer,  welcher 
Wild  züchtet,  das  Jagdgebiet  der  Gemeinde  mit  seinem  eigenen 
vereinigt,  ist  er  dagegen  gesichert,  dass  das  aus  diesem  in  jenes 
streifende  Wild  von  dem  Pächter  der  Gemeindejagd  abgeschossen 
werde.  Ueberdies  erlangen  durch  die  in  Rede  stehenden  Vorschrif- 
ten die  Jagdberechtigten,  welche  die  Jagd  sportmässig  betreiben,  ein 
sehr  bequemes  Mittel,  sich  weit  ausgedehnte  Jagdreviere  zu  schaf- 
fen ;  denn  während  sie  in  den  anderen  Ländern ,  wo  solche  Vor- 
pachtrechte nicht  bestehen,  zu  diesem  Zwecke  ihren  eigenen  Be- 
sitzstand vergrössern  oder  die  Gemeindejagd  von  Fall  zu  Fall  im 
Lizitationswege  erstehen  müssen,  können  sie  sich  hier  mit  geringen 
Opfern  einen  dauernden,  dinglichen  Anspruch  auf  die  Gemeinde- 
jagd erwerben,  indem  sie  sich  die  Bedingungen  des  Vorpacht- 
rechtes, falls  diese  nicht  ohnedies  schon  vorliegen,  durch  Ankauf 

i)  S.  Jagdgesetz  für  Böhmen  §  5 ,  für  Vorarlberg  §§  13  f. ,  för  Oberösterrdch 
§§  13  f.,  flir  Görz  und  Gradisca  §§  15  f.,  für  Galizien  §§  10  f.,  für  Mähren  §§  13  f., 
niederösterreichischer  Entwurf  §§  13  ff. 
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einzelner  schmaler  Parzellen,  welche  grosse  Stücke  des  Gemeinde- 
j^dgebietes  in  der  vorgeschriebenen  Weise  ganz  oder  teilweise 
umfassen,  auf  künstlichem  Wege  schaffen. 

c)  Vorschriften  zum  Schutze  des  Wildes. 

Noch  die  oben  S.  633  erwähnten  Erlässe  kennen  keinerlei 
Vorschriften  zum  Schutz  des  Wildes;  der  Jagdberechtigte  darf 
seine  Jagd  zu  jeder  Jahreszeit  ausüben,  und  er  kann  dabei  jedes 
beliebige  Mittel  anwenden. 

Dem  gegenüber  enthält  schon  das  böhmische  Jagdgesetz 
bedeutende  Einschränkungen  des  Jagdberechtigten  zu  Gunsten  des 
Wildstandes.  Das  Fangen  des  Wildes  mit  Schlingen  und  Fallen 
wird  nunmehr  untersagt.  Ueberdies  darf  das  Wild  während  einer 
gesetzlich  fixierten  Schonzeit,  die  mehrere  Monate  des  Jahres 
beträgt,  nicht  gejagt,  gefangen  oder  getötet  werden. 

Aehnliche  Vorschriften  sind  seither  in  allen  Kronländem  er- 
lassen worden ;  meist  ist  auch  das  Ausnehmen  der  Eier  und  der 
Brut,  wie  auch  das  Zerstören  der  Nester  von  jagdbaren  Vögeln, 
femer  der  Verkauf  von  Wildpret  während  der  Schonzeit  verboten^). 
Die  Schonpflicht  besitzt  in  den  einzelnen  Kronländem  verschie- 
denen Umfang;    stets   aber  bezweckt   und   erreicht  sie  eine  Ver- 


i)  Im  Jahre  1852  hatte  schon  der  Statthalter  von  Oberösteireich  in  dem  Erlasse 
vorn  28.  Dezember  1852  angeordnet:  »Der  Jagdinhaber  ist  gehalten,  die  waidmän- 
ntsche  H^e-(Schon-)Zeit  zu  beachten.«  Welches  Gesetz  den  Statthalter  zu  einer  sol- 
chen Vorschrift  ermächtigte,  ist  unklar.  S.  femer  folgende  Landesgesetze:  Buko- 
wina vom  20.  Dezember  1874  Nr.  4  ex  1875,  ^^^  >•  J^^i  <^^^  ^^-  ^5  ^^^  ^^^ 
6.  Februar  1891  Nr.  6,  G  a  I  i  z  i  e  n  vom  30.  Januar  1875  Nr.  16,  und  vom  5.  März 
1897  Nr.  71,  Görz  und  Gradisca  vom  15.  Juli  1870  Nr.  18,  vom  15.  Febr.  1896 
Nr.  26,  I  s  t  r  i  e  n  vom  18.  Novbr.  1882  Nr.  28,  vom  30.  Juni  1886  Nr.  10  und  vom 
16.  Juni  1888  Nr.  22,  Kärnten  vom  27.  Januar  1878  Nr.  4  und  vom  20.  April  1883 
Nr.  12,  Krain  vom  20.  Dezember  1874  Nr.  6  ex  1875  ^^^  ^'^^  ^^'  August  1889 
Nr.  20,  Mähren  vom  31.  März  1873  ^'>  3^  ^"^^  ^^^  ^'  August  1875  ^'-  39> 
Niederösterreich  vom  19.  Febr.  1873  Nr.  31,  vom  ii.  Februar  1882  Nr.  36 
und  vom  3.  März  1885  Nr«  29,  Oberösterreich  vom  27.  Februar  1874  Nr.  7, 
vom  13.  August  1880  Nr.  18,  vom  24.  April  1889  ^f*  9»  ^^^  ^S*  ^"^^  ^^^  17*  J^^i 
1895  Nr.  8  und  9  ex  1896 ,  Salzburg  vom  20.  Dezember  1874  Nr.  5  ex  1875, 
vom  21.  August  1883  Nr.  16  und  vom  23.  Mai  1885  Nr.  14,  Schlesien  vom 
15.  August  1870  Nr.  56  und  vom  2.  Juli  1877  Nr.  26,  Steiermark  vom  8.  Juni 
1876  Nr.  22  und  vom  24.  Septbr.  1888  Nr.  40,  T  r  i  e  s  t  vom  2.  März  1882  Nr.  10, 
vom  16.  Juni  1888  Nr.  20  und  vom  6.  August  1895  Nr.  21,  Vorarlberg  vom 
1.  Oktober  1887  Nr.  44,  vom  i.  November  1888  Nr.  39  und  vom  26.  Juli  1892  Nr.  i 
ex  1S95.  Fflr  Dalmatien  s.  StatthaUerei-Erlass  vom  24.  Januar  1859  Nr.  6  L.G.B. 
för  Tirol  Kundmachung  vom  15.  Mäiz  1872  Nr.  19  und  vom  14.  Oktober  1875. 
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mehrung  des  Wildstandes ,  der  naturgemäss  nur  auf  Kosten  der 
Kulturen  erhalten  werden  kann ;  das  Hege  recht  ist  auf  diese 
Weise  in  eine  temporäre  Hege  p  f  1  i  c  h  t  umgewandelt  worden. 
Bei  übermässiger  Wildhegung  kann  allerdings  nach  den  meisten 
Landesgesetzen  die  politische  Behörde  den  Abschuss  einer  be- 
stimmten Anzahl  von  Wildstücken  auch  während  der  Schonzeit 
anordnen.  In  den  Jagdgesetzen  für  Böhmen  und  für  Triest  fehlt 
aber  selbst  diese  Bestimmung. 

In  den  neueren  Jagdgesetzen  und  Regierungsentwürfen  ist 
übrigens  vielfach  davon  abgegangen  worden,  bestimmte  Schon- 
zeiten gesetzlich  festzulegen,  vielmehr  wird  die  Statthalterei  darin 
ermächtigt,  im  Verordnungswege  die  Schonzeiten  für  die  einzelnen 
Wildgattungen  zu  bestimmen.  Hie  und  da  kann  die  politische 
Behörde  »einen  späteren  Beginn  oder  einen  früheren  Schluss  der 
Schonzeit  bestimmter  Wildgattungen  gestatten,  wenn  dies  mit 
Rücksicht  auf  die  örtlichen  oder  klimatischen  Verhältnisse  gerecht- 
fertigt erscheint«*). 

Ob  darin,  dass  es  den  politischen  Behörden  überlassen  wird, 
den  Umfang  der  Schonpflicht  zu  bestimmen,  ein  Fortschritt  vom 
Standpunkte  der  Landeskulturpolitik  gelegen  ist,  hängt  durchaus 
davon  ab,  welchen  Gebrauch  jene  Behörden  von  ihrem  Verord- 
nungsrechte machen.  Bedenklich  ist  es  aber  doch,  dass  die  Gre- 
setze  zum  Teile  nicht  einmal  andeuten,  in  welchem  Sinne  dies  zu 
geschehen  hat,  und  dass  die  Gesichtspunkte  nicht  angegeben  sind, 
von  denen  sich  die  Organe  der  Exekutive  bei  der  Bestimmung 
der  Schonzeiten  des  Wildes  leiten  lassen  sollen.  Statt  anzuordnen, 
dass  dafür  in  erster  Linie  stets  die  Interessen  der  Landeskultur 
massgebend  sein  müssen,  gestatten  die  in  Rede  stehenden  Gesetze 
den  politischen  Behörden,  die  Schonpflicht  nach  freiem  Belieben 
auszudehnen  und  die  Wildhegung  zum  Nachteile  der  Landwirt- 
schaft zu  begünstigen.  Die  Jagdgesetze  für  Galizien  und  für 
Mähren  ermächtigen  die  politische  Bezirksbehörde  sogar  dazu,  die 
Jagd  auf  bestimmte  Wildgattungen  in  einzelnen  oder  allen  Jagd- 
gebieten auf  zwei  Jahre  gänzlich  einzustellen*). 

Erst  in  der  allerjüngsten  Zeit  nimmt  das  Ackerbauministerium 


i)  Vorarlberg  §  45,  Görz  und  Gradisca  §  46,  Galizien  §  35,  Mähren  §  48. 
2)  Ebenso  in  der  Reglerungsvorlage  eines  Jagdgesetzes  för  Niederösterreicb  (Land- 
tag 1866/7  BeUage  LH). 
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infolge  des  Drängens  der  Landtage  hie  und  da  einen  für  die  Land- 
wirtschaft etwas  günstigeren  Standpunkt  in  der  Frage  der  Wild- 
hegung  ein.  Zwar  hat  es  einem  Jagdgesetzentwurfe,  den  der 
Landtag  von  Kärnten  beschlossen  hatte,  u.  A.  deshalb  zur  Sank- 
tion nicht  empfohlen,  weil  darin  die  Schonzeit  für  das  Rotwild 
beseitigt  worden  ist;  dagegen  hat  in  Niederösterreich  die  Regie- 
rung selbst  einen  Jagdgesetzentwurf  ^)  im  Landtage  eingebracht, 
wonach  unter  Umständen  zum  Schutze  der  Weinkulturen  von  der 
Statthalterei  angeordnet  werden  kann ,  dass  der  Jagdberechtigte 
den  Hasenstand  »thunlichstc  ausrotte. 

Indes  dürfte  selbst  diese  Bestimmung,  wenn  sie  zum  Gesetz 
erhoben  werden  sollte,  die  kulturschädliche  Wildvermehrung  wohl 
ebenso  wenig  hintanhalten,  als  es  die  seit  Kaiser  Josef  bestehende 
Pflicht  der  politischen  Behörden,  im  Falle  von  Ueberhegungen 
einen  entsprechenden  Wildabschuss  durchzuführen ,  vermochte. 
Dieses  Ziel  wird  kaum  auf  anderem  Wege  zu  erreichen  sein,  als 
indem  man  dem  Wilde  seine  gegenwärtige  Immunität  nimmt  und 
dem  Grundbesitzer  zum  Schutze  seiner  Kulturen  das  Recht  der 
Notwehr  erteilt 

d)  Gesetze  betreffend  die  Jagdkarten. 

Di»  Einfuhrung  von  Jagdkarten  verfolgt  einen  ähnlichen  Zweck 
und  wirkt  in  derselben  Art,  wie  die  Schon  Vorschriften. 

Einer  starken  Hebung  des  Wildstandes,  die  für  den  immer 
mehr  auftretenden  sportmässigen  Jagdbetrieb  notwendig  erschien, 
stand  nämlich  das  Hindernis  entgegen,  dass  die  Gemeindejagden 
noch  vorwiegend  von  Bauern  oder  sonst  kleinen  Leuten  gepachtet 
wurden.  Diese  sind  aber  naturgemäss  sehr  unangenehme  Jagd- 
nachbam  für  die  Grossgrundbesitzer,  welche  in  den  angrenzenden 
Forsten  eine  starke  Wildhege  betreiben  wollen.  Um  nun  den 
unteren  Volksklassen  die  Pachtung  der  Gemeindejagden  zu  er- 
schweren, wurden  —  zum  Teil  auf  Betreiben  der  sportlichen 
Jagdschutzvereine  —  in  allen  Kronländern  Gesetze  erlassen,  welche 
die  Ausübung  des  Jagdrechtes  an  die  Lösung  einer  »Jagdkartee 
knüpfen  ^) ;  für  diese  Bescheinigung  ist  eine  in  den  einzelnen  Län- 


i)  Landtag  1896/7  Beil.  Nr.  IM. 

2)  S.  die  oben  S.  637  angeführten  Jagdgesetze;  femer  folgende  Landesgesetze: 
Bukowina  vom  2.  Mai  1886  Nr.  22,  I s t r i e n  vom  30.  Juni  1886  Nr.  13,  Kärn- 
ten vom  30.  März  1887  Nr.  15  und  vom  6.  Juni  1894  Nr.  17,  Krain  vom  17.  April 
1884  Nr.  9  und   vom  24.  Juni   1889  Nr.  16,    Mähren  vom  9.  Juni  1882   Nr.  36, 
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dern  zwischen  2  und  10  ü,  schwankende  jährliche  Taxe  zu  ent- 
richten, wozu  noch  staatliche  Stempel  treten.  Offenbar  handelt 
es  sich  bei  dieser  Abgabe  durchaus  nicht  um  eine  Luxussteuer, 
sondern  nur  um  eine  Erschwerung  oder  Verhinderung  der  Jagd 
speziell  für  die  minder  bemittelten  Volksklassen. 

e)  Vorschriften  über  den  Ersatz  von  Wildschäden. 

Auch  in  der  Frage  des  Wildschadenersatzes  wurde  das  Ver- 
hältnis von  Landwirtschaft  und  Jagd  durch  die  neuere  Gesetz- 
gebung zu  Ungunsten  der  ersteren  verschoben.  Das  in  einem 
Teile  Oesterreichs  noch  geltende  Patent  vom  Jahre  1786  ver- 
pflichtet, wie  schon  erwähnt  worden  ist,  den  Jagdinhaber,  aus- 
nahmslos und  unbedingt  jeden  Schaden ,  den  das  Wild  an  Kul- 
turen verursacht,  voll  zu  ersetzen;  auch  das  böhmische  Jagd- 
gesetz steht  noch  auf  diesem  Standpunkte.  Dagegen  hat  eine 
Reihe  von  Landesgesetzen  ^)  diese  Schadenersatzpflicht  immer 
mehr  eingeengt  oder  von  Bedingungen  abhängig  gemacht,  welche 
für  den  Landwirt  lästig  sind. 

Der  Bauer  muss  es  sich  gefallen  lassen,  dass  der  Jagdberech- 
tigte durch  Einzäunung  oder  sonstige  Massregeln  die  Grundstücke 
gegen  Wildbeschädigung  schütze,  »soweit  der  Grundbesitzer  hie- 
durch  in  der  Benützung  seines  Grundes  nicht  beeinträchtigt  wird«, 
und  er  verliert  den  Anspruch  auf  Wildschadenersatz,  wenn  diese 
Vorkehrungen  »durch  Schuld  des  Beschädigtenc  vereitelt  werden*). 

Durch  diese  Bestimmung  wird  jeder  Grundbesitzer  mit  einer 
Art  Servitut  zu  Gunsten  des  Jagdpächters  belastet;  er  muss 
diesem  den  für  die  Errichtung  des  Zaunes  oder  der  Planke  er- 
forderlichen Boden  überlassen,  und  bei  langgestreckten,  schmalen 


Niederösterreich  vom  29.  Dezember  1880  Nr.  19  ex  1881,  vom  22.  April  1891 
Nr.  33  und  vom  13.  Oktober  1893  Nr.  55,  Oberösterreich  vom  29,  Dezbr. 
1880  Nr.  19  mid  vom  22.  April  1891  Nr.  33,  Salzburg  vom  23.  November  1887  Nr.  30, 
Schlesien  vom  2.  Juli  1877  Nr.  27,  vom  24.  August  1880  Nr.  21  und  vom  10.  Ok- 
tober 1896  Nr.  59,  Steiermark  vom  27.  Nov.  1881  Nr.  28  und  vom  14.  Mai  1894 
Nr.  39,  Vorarlberg  vom  i.  Oktober  1887  Nr.  45  und  vom  i.  April  1890  Nr.  11. 

i)  Steiermark  vom  17.  September  1878  Nr.  10  und  vom  24.  September  1888 
Nr.  40,  Vorarlberg  vom  i.  November  1888  Nr.  39,  Niederösterreich  vom  19.  Mai  1889 
Nr.  16  und  Krain  vom  19.  Mai  1889  Nr.  12,  femer  die  auf  S.  637  angegebenen  Jagd- 
gesetze. 

2)  Jagdgesetze :  fiir  Triest  §  49,  Vorarlberg  §  65,  Oberösterreich  §  64,  Götz  und 
Gradisca  §  67,  Galizien  §  54,  Mähren  §  69.   Wildschadengesetz  für  Krain  §  4. 
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Grundstücken  ist  es  kein  geringer  Teil  der  Fläche,  die  dem  Grund- 
besitzer auf  solche  Weise  ohne  jedes  Entgelt  weggenommen  wird. 
Zudem  bedeutet  jede  Einzäunung  u.  dergl.  eine  Beschrän- 
kung des  Grundeigentümers  in  der  Benützung  des  Gutes,  eine 
wirtschaftliche  Erschwerung.  Endlich  bietet  die  in  Rede  stehende 
Bestimmung  dem  Jagdberechtigten  nicht  wenig  Möglichkeiten, 
den  Grundbesitzer  zu  chikanieren;  will  der  letztere  sich  dagegen 
sichern,  nicht  wegen  » schuldhafter t  Vereitelung  der  Vorkeh- 
rungen seines  Ersatzanspruches  verlustig  zu  gehen,  muss  er  ge- 
radezu die  Zäune  u.  s.  w.  selbst  erhalten  I 

Einen  direkten  Zwang  gegen  den  Grundbesitzer  zum  An- 
bringen von  Schutzvorrichtungen  enthalten  die  neueren  Gesetze 
bezüglich  gewisser  Spezialkulturen.  Der  Grundbesitzer  muss  näm- 
lich in  Obst-,  Zier-  und  Gemüsegärten,  in  Baumschulen  und  an 
einzeln  stehenden  jungen  Bäumen  auf  eigene  Kosten  Vorrichtungen 
anbringen,  »wodurch  ein  guter  Hausvater  derlei  Gegenstände 
gegen  Wildschäden  zu  schützen  pflegt«  ^),  oder  »welche  geeignet 
sind,  unter  gewöhnlichen  Verhältnissen  den  Wildschaden  zu  ver- 
hindemc  ^) ;  unterlässt  er  diese  Massregeln,  so  verliert  er  seinen 
Anspruch  auf  Wildschadenersatz. 

Die  ökonomischen  Nachteile  der  Wildhegung  sind  damit  gros- 
senteils  vom  Jagdinhaber  auf  die  kleinen  Grundbesitzer  abgewälzt ; 
diese  werden  gezwungen,  bei  einer  Unzahl  von  Objekten  Schutz- 
massregeln, die  obendrein  häufig  wirkungslos  sind,  anzubringen, 
um  dem  Jagdinhaber  die  Haltung  eines  grossen  Wildstandes  zu 
ermöglichen.  Ueberdies  müssen  die  Verhandlungen  über  Wild- 
schadenersätze noch  langwieriger,  kostspieliger  und  in  ihrem  Aus- 
gange unsicherer  werden,  als  bisher;  hat  doch  jetzt  die  politische 
Behörde  z.  B.  auch  darüber  zu  entscheiden,  »ob  die  stoffliche  oder 
konstruktive  Art  der  Schutzmittel  unter  normalen  Verhältnissen  zur 
Hintanhaltung  der  Beschädigung  geeignet  erscheint«  oder  nicht'). 

Einige  Gesetze  sind  noch  weiter  gegangen  und  haben  noch 
einen  Fall  herausgefunden,  in  welchem  der  vom  Wilde  angerich- 
tete Schaden  nicht  den  Jagdinhaber,  sondern  den  Landwirt  treffen 
soll:  wenn  nämlich  der  Wildschaden  an  schon  geernteten  oder 
auch  nur  erntereifen  Erzeugnissen   zu   einer  Zeit  erfolgt  ist,    da 


i)  Krain  und  Steiermark  (1878)  §  4,  Oberösterreich  §  65  und  ähnlich  Triest  §  50. 
2)  Niederösterreich  §  4,  Vorarlberg  §  66,  Görz  und  Gradisca  §  67,  Galizien  §  55, 
Mähren  §  70.        3)  Steiermark,  Wildschadengesetz  vom  34.  September  1888  §  4. 
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»die  Einbringung  der  Erzeugnisse  bei  ordentlicher  Wirtscbafts- 
fuhrung  bereits  hätte  geschehen  können  oder  sollen«,  oder  wenn, 
»insofern  es  sich  um  Erzeugnisse  handelt,  welche  auch  im  Freien 
aufbewahrt  werden  können,  solche  Vorkehrungen  mangelten,  durch 
welche  ein  ordentlicher  Grundwirt  diese  Erzeugnisse  vor  Wild- 
schaden bewahrt«  ^).  Es  ist  klar,  dass  damit  dem  Landwirte  die 
Erlangung  des  ihm  gebührenden  Schadenersatzes  abermals  er- 
schwert wird. 

Endlich  ist  auch  noch  das  Verfahren  zur  Erlangung 
eines  Ersatzes  des  Wildschadens  zu  betrachten.  In 
den  meisten  Kronländern  sind  dafür  die  politischen  Behörden 
erster  Instanz  kompetent;  das  böhmische  Jagdgesetz  überträgt 
dagegen  die  Jurisdiktion  in  diesen  Angelegenheiten  eigens  hiefür 
bestellten  Schiedsgerichten,  und  auch  in  die  Landesgesetze  für 
Oberösterreich  und  Mähren  hat  eine  Bestimmung  dieser  Art  Ein- 
gang gefunden.  Der  Beschädigte  muss,  sobald  er  Kenntnis  von 
dem  Wildschaden  erlangt  hat,  seine  Ersatzansprüche  geltend  ma* 
chen;  die  entscheidende  Behörde  hat  hierauf  einen  Lokalaugen- 
schein vorzunehmen ;  dieser  ist  zur  Zeit  der  Ernte  zu  wiederholen, 
falls  es  sich  um  Bodenerzeugnisse  handelt,  deren  Wert  sich  erst 
dann  bestimmen  lässt. 

Die  politischen  Behörden  sind  für  die  Entscheidung  über  die 
in  Rede  stehenden  Ersatzansprüche  wohl  kaum  die  richtigen  Or- 
gane. Nicht  mit  Unrecht  wird  in  dieser  Beziehung  geltend  ge- 
macht, dass  diese  Aemter  in  Oesterreich  mit  andern  Agenden 
überlastet  sind,  und  dass  Verwaltungsorgane  infolge  ihrer  ganzen 
Thätigkeit  überhaupt  minder  geeignet  sind,  streng  richterliche 
Funktionen  auszuüben.  Ueberdies  macht  sich  diesbezüglich  in  der 
ländlichen  Bevölkerung  meist  eine  gewisse  Abneigung  gegen  die 
Intervention  der  politischen  Beamten  geltend,  weil  diese  in  der 
Regel  mit  den  grossen  Jagdherren  auf  einer  sozialen  Stufe  stehen. 
Endlich  sollen  die  Forstaufsichtsorgane  der  politischen  Behörden 
angeblich  vielfach  sich  in  einer  Art  Dienstverhältnis  zu  den  frem- 
den Jagdherren  befinden^). 

Jedenfalls  verursacht  das  Verfahren,  —  besonders,  wenn  zwei- 


1)  Oberösterreich  §  66,  Görz  und  Gradisca  §  68,  Mähren  §  71. 

2)  S.Abgeordnetenhaus  X.  Session  S.  6004,  Tirol,  Landtag  1882  S.  181. 
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mal  Augenscheine  an  Ort  und  Stelle  vorgenommen  werden  müs- 
sen, —  sehr  hohe,  oft  in  gar  keinem  Verhältnisse  zu  dem  ange- 
richteten Schaden  stehende  Kosten.  Diese,  sowie  die  sonstigen 
auflaufenden  Kosten  fallen  zumeist  dem  geschädigten  Kläger  zur 
Last;  denn  letzterer  hat  die  Höhe  seines  Schadens  ziffer- 
massig  anzugeben ;  stellt  sich  nun  nachträglich  heraus,  dass  er 
seinen  Schaden  höher  geschätzt  habe,  als  die  Kommission,  — 
was  natürlich  sehr  leicht  eintritt,  —  so  hat  er,  trotz  der  Verur- 
teilung des  Geklagten,  in  der  Regel  keinen  Anspruch  auf  Ersatz 
der  Verhandlungskosten.  Ueberdies  lässt  sich  die  kommissionelle 
Besichtigung  des  Schadens  oft  nicht  ohne  neue  Beschädigung  an 
den  Feldfrüchten  bewerkstelligen,  wofür  kein  Ersatz  geleistet  wird. 

Es  ist  lehrreich,  sich  die  gegensätzliche  Behandlung  der  bei- 
den analogen  Fälle,  dass  schädigendes  Vieh  im  Walde  und  dass 
schädigendes  Wild  im  Felde  angetroffen  wird,  zu  vergegenwärtigen. 
Der  Waldeigentümer  kann  fremdes  Vieh  sofort  anhalten,  pfänden, 
oder  es,  falls  die  Pfändung,  wie  z.  B.  bei  Geflügel,  oder  bei  Ziegen, 
Schafen,  Schweinen,  nicht  möglich  ist,  erschiessen  (§  67  Forst- 
gesetz). Ein  Bauer  dagegen,  der  sich  eine  solche  Selbsthilfe 
gegen  das  Wild,  —  das  nach  §  295  des  a.  b.  G.B.  sogar  ein  Zu- 
behör seines  Grundstückes  bildet,  —  erlauben  würde,  würde  ver- 
mutlich als  Wilddieb,  jedenfalls  aber  wegen  Uebertretung  der 
Jagdvorschriften  bestraft  werden. 

Der  vom  Vieh  im  Walde  angerichtete  Schaden  wird  sofort,  u.  z. 
meist  durch  Forstmänner  und  auf  Grund  eines  Waldschadentarifes, 
durch  die  politische  Behörde  in  einem  summarischen  Verfahren 
festgestellt ;  für  die  Konstatierung  des  Wildschadens  dagegen  sind 
weitläufige  kommissionelle  Erhebungen  vorgeschrieben,  die  Ent- 
scheidung wird  auf  die  Zeit  der  Ernte  verschoben,  wo  der  Scha- 
den auch  durch  erfahrene  Schätzleute  häufig  nicht  mehr  genau 
festgestellt  werden  kann,  und  wo  die  Besichtigung  durch  mehrere 
Menschen  dem  Felde  neuen  Schaden  zufügt,  der  nicht  ersetzt  wird. 

C.  Wirkungen  der  Österreichischen  Jagdgesetzgebung. 

i)  Allgemeines. 

Wir  haben  gesehen,  wie  die  Gesetzgebung  seit  einigen  Jahr- 
zehnten mit  Erfolg  bemüht  ist,  die  Jagd  rechtlich  zu  befordern. 
Dieses  Vorgehen  muss  dahin  wirken,  das  Verhältnis  zwischen 
der  Jagd   und  der  Landwirtschaft  zu  Gunsten    der   ersteren    zu 
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verschieben,  die  Jagdreviere  zu  vergrössem,  die  Hegung  des 
Wildes  zu  vermehren  und  die  bäuerliche  Bevölkerung  von  der 
Ausübung  der  Jagd  zurückzudrängen.  Diese  Wirkung  ist  auch 
thatsächlich  eingetreten.  Die  Eigenjagdgebiete  sind  sowohl  an 
Zahl,  als  an  Umfang  ausserordentlich  ausgedehnt,  die  Jagdreviere 
durch  Hinzupachten  fremder  Gemeinde-  und  Privatjagden  noch 
vergrössert  worden.  Der  Wildstand  hat  in  manchen  Gegenden 
früher  ungeahnte  Dimensionen  angenommen,  er  vernichtet  dort 
einen  grossen  Teil  der  Bodenfrüchte  und  macht  die  Viehzucht 
unmöglich. 

Leider  entziehen  sich  die  in  Rede  stehenden,  volkswirtschaft- 
lich so  bedeutsamen  Vorgänge  grossenteils  der  exakten,  ziffer- 
mässigen  Feststellung;  immerhin  werden  im  Folgenden  einige 
charakteristische  statistische  Daten  angeführt  werden  können. 
Ueberdies  sind  die  Klagen  wegen  der  Vermehrung  des  Wildes  und 
des  Ueberhandnehmens  der  Wildschäden  so  allgemein  und  heftig 
geworden,  es  hat  sich  der  Landbevölkerung  in  der  Jagdfrage 
eine  solche  Aufregung  bemächtigt,  dass  auf  das  Vorhandensein 
arger  Uebelstände  geschlossen  werden  müsste,  auch  wenn  gar 
keine  positiven  Daten  vorlägen,  auch  wenn  die  Berechtigung  jener 
Klagen  nicht  von  Seiten  der  Grossgrundbesitzer  ausdrücklich  zu- 
gestanden worden  wäre,  was  thatsächlich  öfters  geschehen  ist. 

Kann  doch  diesbezüglich  auch  auf  den  Reichsratsabgeordneten 
Dr.  Baernreither  hingewiesen  werden,  der  als  Vertreter  des  böh- 
mischen verfassungstreuen  Grossgrundbesitzes  im  Jahre  1893  im 
Parlamente  ausführte,  es  sei  unleugbar,  dass  das  Jagdterrain 
in  den  Alpenländern  eine  ausserordentliche  Ausdehnung  er- 
fahren habe ;  manche  Alpengebiete  seien ,  so  fährt  Baern- 
reither fort,  mit  dem  schottischen  Hochlande  vergleichbar,  weil 
hier  wie  dort  ganze  Thäler  abgesperrt,  aus  ihnen  die  Viehzucht 
verdrängt  und  der  harmlose  Tourist  vertrieben  worden;  man 
könne  »vom  Staate  verlangen,  dass  er  einer  Tendenz,  die  wir 
als  eine  schädliche  erkennen,  bewusst  und  konsequent  entgegen- 
tretec  ^). 

Es  vergeht  denn  auch  kaum  eine  Budgetdebatte  im  Abge- 
ordnetenhause, kaum  eine  Session  der  alpinen  Landtage,  ohne 
dass  die  Wild-  und  Jagdfrage  in  der  erregtesten  Weise  besprochen 
werden  würde. 


i^  Abgeordneteoliaus  1893  XI.  Session  S.  10  419  ff. 
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2.  Statistisches  über  die  Ausbreitung  der 
Jagd   inOesterreich. 

Der  ziffermässige  Nachweis  dafür,  dass  die  diesbezüglichen 
Klagen  voll  berechtigt  sind,  liefert  die  vom  Ackerbauministerium 
alle  fünf  Jahre  veröffentlichte  Statistik  der  Eigenjagdgebiete  und 
des  Wildabschusses. 

Die  Zunahme  der  Eigenjagdgebiete  im  Laufe  des  letzten  De- 
zenniums ist  in  der  Tabelle  auf  S.  652  dargestellt^). 

Trotz  der  offenbaren  Lückenhaftigkeit  der  Daten  ergiebt  sich 
aus  diesen  Zahlen,  dass  in  10  Jahren  die  Gesamtzahl  der  Eigen- 
jagden von  15226  auf  19 178  oder  um  26^/0  gestiegen  ist;  die 
grösste  Zunahme  weist  Böhmen  (120%),  femer  das  Küstenland 
(65,7^0),  Kärnten  (60,5^0),  die  Bukowina  (sS.S^o)  und  Salzburg 
(45,7^/0)  auf.  Merkwürdig  ist  die  Abnahme  der  Eigenjagdreviere  in 
Tirol  und  Vorarlberg,  Steiermark  und  Krain  zwischen  den  Jahren 
1890  und  1895,  während  es  doch  sicher  ist,  dass  gerade  in  dem 
letzten  Dezennium  eine  grosse  Zahl  von  Eigenjagdgebieten  in 
allen  Alpenländern  entstanden  ist.  Ebenso  überraschend  erscheint 
die  sinkende  Tendenz  in  Galizien. 

Leider  ist  das  Areale  der  Jagdreviere  nicht  angegeben,  son- 
dern diese  sind,  wie  die  Tabelle  zeigt,  nur  in  Grössenstufen  ge- 
gliedert; immerliin  lässt  sich  daraus  berechnen,  dass  die  herr- 
schaftlichen Eigenjagden  im  Jahre  1885  mindestens  6  Mill.  ha 
betragen  haben,  und  dass  sie  in  dem  beobachteten  Zeiträume  um 
mehr  als  i^/s  Mill  ha,  also  auf  über  7*/8  Mill.  ha  gewachsen  sind. 
Nimmt  man  nicht,  wie  bei  der  eben  angeführten  Berechnung,  die 
Untergrenze  der  Grössenstufen,  sondern  die  Mittelwerte  zur  Grund- 
lage, so  gelang^  man  statt  zu  den  Minimalgrössen  zu  den  wahr- 
scheinlichen Werten;  hieuach  dürfte  die  der  Eigenjagd  unterlie- 
gende Fläche  etwa  8  Mill.  ha,  der  Zuwachs  in  den  Jahren  1885 
bis  1895  über  2^1%  Mill.  ha,  der  Stand  Ende  1895  ungefähr  10^/2 
Mill.  ha  betragen  haben,  d.  h.  35^/0  der  gesamten  BodeniSäche 
Oesterreichs. 

Damit  ist  aber  natürlich  der  Umfang  der  herrschaftlichen, 
nichtbäuerlichen  Jagden  in  Oesterreich  bei  weitem  nicht  erschöpft ; 
es  kommen  vielmehr  noch  jene  äusserst  zahlreichen  Gemeinde- 
jagdgebiete hinzu,  welche  von  grossen  Grundherren  gepachtet 
sind,  und  deren  Ausdehnung  sich  für  ganz  Oesterreich  auch  nicht 
annähernd  angeben  lässt. 

i)  Statistisches  Jahrbuch  des  Ackerbatuniiiisteriams  1885,  1890.  1895. 
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Nur  für  Salzburg  besitzen  wir  eine  äusserst  interessante,  auf 
den  verlässlichsten  Angaben  beruhende  Erhebung  des  Landes- 
ausschusses ^),  die  uns  u.  A.  den  genauesten  Einblick  in  die  Zu- 
sammensetzung der  grössten  Jagdgebiete  des  Landes  gestattet 
und  den  Beweis  dafür  erbringt,  dass  die  Ausdehnung  der  herr- 
schaftlichen Jagden  sich  zum  überwiegenden  Teile  nicht  durch 
Vergrösserung  der  Eigenjagdgebiete,  sondern  durch  Hinzupachten 
von  Gemeindejagden  vollzieht. 


EHe  Folge  dieser  fortschreitenden  Verdrängung  der  bäuer- 
lichen durch  die  sportliche  Jagd  ist  das  enorme  Anwachsen  des 
Wildstandes,  wie  es  sich  aus  den  jährlichen  Berichten  über  Wild- 
abschuss  ergiebt. 


Wild- 

Nutzwild 

Raubwild 

abschoss 

Haarwild 

Federwild*) 

Haarwild'») 

F«derwiM 

im  Jahre 

grosses') 

kleines") 

V  cucrwuu 

1874 
1880 
1885 
1890 
1895 

42791 
58607 
83488 

89215 
104377 

911247 
968  483 

I  495  835 
I  480  05 1 

1 176448 

946  37 1 

992  346 

1  675817 

I  475  590 
I  1 84  926 

27895 
43465 
59502 
67308 

67343 

28339 
91045 

147  389 

157953 
99881 

Der  Umfang  des  Abschusses  hat  sich,  wie  diese  Tabelle  zeigt, 
bezüglich  der  hauptsächlichsten  Wildarten  —  Hirsche,  Rehe,  Ha- 
sen —  ungeheuer  vermehrt;  er  ist  beim  grossen  Haarwilde  in 
20  Jahren  um  144^/0  gewachsen. 

Daraus  kann  aber  mit  Sicherheit  auf  eine  mindestens  ebenso 
rapide  Steigerung  des  Wildstandes  geschlossen  werden.  Wäre  die 
Zunahme  in  der  Zahl  abgeschossener  Wildstücke  eine  vorüberge- 
hende Erscheinung,  so  müsste  sie  nicht  unbedingt  auf  eine  Vermeh- 
rung des  Wildstandes,  sondern  könnte  vielleicht  auch  auf  eine  im 
Verhältnis  zum  Wildstande  intensivere  Ausnützung  der  Jagd  zurück- 
geführt werden;  Jahrzehnte  lang  kann  aber  eine  immer  stärkere 
Dezimierung  des  Wildes  natürlich  nicht  fortgesetzt  werden.  Ueber- 
dies  haben  wir  gesehen,  wie  sehr  die  Eigenjagdgebiete  gegenüber 


i)  Landtag  1889  S.  980  ff. 

2)  Hauptsächlich  Hochwild  und  Rehe. 

3)  Hasen,  Kanmchen  und  Murmeltiere. 

4)  Hauptsächlich  Rebhühner. 

5)  Vorwiegend  Füchse  und  Iltisse. 
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den  verpachteten  Gemeindejagden  an  Ausbreitung  gewinnen,  und 
sicherlich  wird  das  Wild  in  den  ersteren  mehr  gehegt  und  relativ 
weniger  abgeschossen,  als  in  den  letzteren. 

3.  Spezielle  Daten  über  einzelne  Kronländer. 

Die  besprochenen  statistischen  Daten  beleuchten  zwar  schon 
zur  Genüge  das  Ueberhandnehmen  der  Jagd  auf  Kosten  der  Land- 
wirtschaft und  die  zunehmende  Gefährdung  der  bäuerlichen  Be- 
triebe durch  die  Vermehrung  des  Wildes ;  im  Folgenden  soll 
jedoch  noch  eine  Reihe  von  Thatsachen  angeführt  werden,  die 
in  den  parlamentarischen  Vertretungskörpem  zur  Sprache  ge- 
kommen sind.  Es  sind  allerdings  zumeist  nur  Illustrationsfakten 
genauer  bekannt  geworden,  die  zwar  einen  Schluss  auf  die  Aus- 
breitung des  Uebels  kaum  zulassen ,  aber  doch  offenbar  einen 
symptomatischen  Charakter  besitzen  und  deshalb  als  charakte- 
ristisch flir  die  ganze  Entwickelung  gelten  können;  die  Richtig- 
keit der  in  den  Landtagen  vorgebrachten  Thatsachen  dürfte  wohl 
kaum  zu  bezweifeln  sein.  Ausserdem  sollen  auch  die  in  den 
Landtagen  über  die  Zunahme  der  Wildschäden,  über  die  Er- 
*schwerung  und  den  Rückgang  der  Viehzucht,  über  die  Entstehung 
grosser  Jagdherrschaften  erhobenen  Klagen  auszugsweise  mitge- 
teilt werden;  wenn  diese  vielleicht  auch  nicht  durchaus  objektiv 
richtige  Thatsachen  enthalten,  so  geben  sie  doch  jedenfalb  ein 
deutliches  Bild  von  der  in  der  ländlichen  Bevölkerung  über  die 
Jagdverhältnisse  herrschenden  Erregung,  die  am  heftigsten  in 
den  beiden  Erzherzogtümern,  in  Salzburg  und  Steiermark  zu 
Tage  tritt. 

* 
In  Niederösterreich  sind  Nachrichten  über  die  Bil- 
dung ausgedehnter  Jagdreviere  nur  in  Betreff  der  an  Steiermark 
angrenzenden  Gebirgsgegenden  vorhanden.  So  sind  im  Gerichts- 
bezirke Gaming,  im  Gebiete  des  Oetschers,  sowohl  die  Alpen 
als  auch  ganze  Bauerngüter  von  verschiedenen  Herren  aufgekauft 
worden.  >Diejenigen,  die  sich  den  Ankauf  nicht  gefallen  lassen, 
leiden  unter  dem  WUdschaden  und  anderen  Drangsalierungen,  so 
dass  die  Freude  am  Besitze  verloren  geht  und  jeder  froh  ist, 
wenn  er  desselben  los  wird«^).  Die  Klagen  wegen  Wildschäden 
steigern  sich  von  Jahr  zu  Jahr ;  namentlich  die  Obst-  und  Wein- 
bauern können  sich  des  Wildes  gar  nicht  mehr  erwehren ;  überall, 

1)  Abgeordnetenhaus  X.  Session  S.  6003. 
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WO  die  Weinbauern  versammelt  sind,   betreffe  »das  zweite  Wort 
bereits  die  Jagd-  und  Wildschäden  c  ^). 

Dem  immer  wiederholten  Drängen  der  bäuerlichen  Abgeord- 
neten gab  endlich  i.  J.  1896  die  Regierung  nach  und  legte  einen 
Jagdgesetzentwurf  vor,  der  indessen  den  Wünschen  der  Land- 
wirte nur  in  ganz  wenigen  Punkten  Rechnung  trägt  (s.  o.). 

Auch  in  Oberösterreich  wird  unaufhörlich  über  die 
Schädigung  der  Kulturen  durch  das  überhegte  Wild  geklagt^); 
im  Jahre  1887  brachten  200  Gemeinden  des  Landes  eine  diesbe- 
zügliche Petition  im  Reichsrat  ein,  und  nicht  weniger  als  dreimal 
veranstaltete  der  oberösterreichische  Landesausschuss  über  Auf- 
trag des  Landtages  Erhebungen  über  die  Wild-  und  Jagdverhält- 
nisse im  Lande. 

Im  Jahre  1884  hatte  der  Landtag  »in  Erwägung,  dass  seit 
dem  Bestand  des  Wildschongesetzes  vom  27.  Februar  1874 
No.  7  R.G.B1.  die  Klagen  über  Wildschäden  sich  immer  mehr 
vermehren,  in  Erwägung,  dass  schon  an  vielen  Orten  der  Wild- 
schaden ein  so  übermässiger  wird,  dass  derselbe  für  die  Land- 
und  Forstwirtschaft  höchst  schädlich  und  für  die  Grundbesitzer 
verderblich  zu  werden  beginnt,  in  Erwägung,  dass  der  Wild- 
schadenersatz in  keinem  Verhältnis  steht  mit  der  wirklichen  Be- 
schädigung, sodass  nach  Angabe  vieler  Grundbesitzer  dieselben 
kaum  zur  Hälfte  entschädigt  werden  und  die  Einbringung  der 
Entschädigung  jedenfalls  mit  vielen  Schwierigkeiten  verbunden 
ist,  in  Erwägung,  dass  der  Land-  und  Forstwirt  deshalb  Steuer 
zahlt,  arbeitet  und  mit  Zuhilfenahme  von  Kostenaufwand  pflanzt 
und  säet,  um  zu  ernten,  nicht  aber,   um  sich  die  Früchte  durch 


i)  Landtag  1S95/6  S.  172.  Es  wird  behauptet,  dass  Baaem  allein  an  Futter,  das 
vom  Wilde  weggefressen  wird,  jährlich  100  fl.  Schaden  leiden,  wozu  noch  die  Be- 
schädigungen der  Saaten  und  Bäume  treten  (daselbst  S.  179).  Die  Weingärten,  die  Obst- 
bäume sollen  in  manchen  Gegenden  vom  Wilde  total  ruiniert  werden;  aus  einer  Ge- 
meinde des  Bezirkes  Sti  Polten  wird  berichtet,  dass  Tansende  und  Tausende  Obstbäume 
in  einem  Winter  beschädigt  worden  seien,  trotzdem  sie  ordnungsmässig  bestrichen 
waren  (Landtag  1895/6  S.  771  ff.).  Es  wird  im  Jahre  1896  von  mehreren  Seiten  er- 
klärt, die  Schäden  seien  »derartig  gross,  wie  schon  seit  Jahrzehnten  nichtc  (daselbst 
S.   780,  782,  783). 

2)  S.  z.  B.  Landtag  1885/86  S.  46,  136,  193,  277  ;  Beil.  Nr.  102  S.  737 ;  Landtag 
1886/87  S.  436  ff.;  Beil.  99  S.  512  ff.;  Landtag  1887  S.  152,  Beil.  Nr.  74;  Land- 
tag 1888,  BeiL  Nr.  94  S.  237;  Landtag  1889  S.  294  Beil.  96  S.  100,  Beil.  73;  Land- 
tag 1890  S.  569  u.  s.  w. 
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das  Wild  zertreten  und  auffressen  und  seine  Forstkultur  schädigen 
zu  lassen« ,  den  Landesausschuss  beauftragt,  in  den  verschiede- 
nen Gemeinden  Erhebungen  zu  pflegen,  in  wie  weit  diese  Uebel- 
stände  bestehen.  Die  Umfrage,  welche  der  Landesausschuss 
hierüber  veranstaltete^),  führte  zu  keinem  klaren  Ergebnis,  indem 
widersprechende  Aussagen  der  Gemeindebehörden  und  der  Jagd- 
berechtigten einander  gegenüberstanden.  Von  489  Gemeinden  ha 
ben  240  berichtet,  dass  bei  ihnen  kein  oder  nur  ein  geringer  Wild- 
schaden vorkomme,  284  haben  dagegen  bedeutende  Wildschäden 
zur  Anzeige  gebracht ;  60  Gemeinden  haben  sich  über  die  Höhe 
der  Schäden  auch  nicht  näherungsweise  geäussert ;  122  Gemeinden 
haben  denselben  mit  30—500  Gulden  beziffert,  96  Gemeinden 
mit  500  —IG 000  Gulden.  »Der  weitaus  grösste  Teil  jener  Ge- 
meinden, welche  nennenswerte  Wildschäden  zur  Geltung  bringen, 
erblickt  die  Ursache  dieser  Wildschäden  in  der  immer  mehr  zu- 
nehmenden Vermehrung  des  Wildstandes,  welche  wieder  einer- 
seits auf  die  übermässige  Hegung  des  Wildes,  anderenteils  aber 
auf  das  in  dem  Schongesetze  vom  27.  Februar  1874  ausgespro- 
chene, unbedingte  Verbot  des  Abschusses  von  Rehgaisen,  sowie 
auch  auf  die  lange  Schonzeit  für  Hoch-  und  Rehwild  und  zum 
Teil  auch  fiir  Hasen  zurückgeführt  wirdc  Hingegen  wird  »sich 
von  Seite  der  über  die  Angaben  der  Gemeinden  vernommenen 
Besitzer  von  Eigenjagden  und  der  Pächter  von  Gemeindejagden 
.  .  .  beinahe  einstimmig  darüber  ausgesprochen,  dass  die  Angaben 
der  Gemeinden  über  die  Höhe  der  dort  vorkommenden  Wild- 
schäden in  hohem  Grade  überspannt  seien«. 

Der  oberösterreichische  Landesausschuss  hat  ferner  im  Jahre 
1886  Erhebungen  über  die  Absperrung  grosser  Jagdreviere  ver- 
anstaltet; im  Zusammenhalte  mit  der  an  diesen  Bericht  sich 
knüpfenden  Debatte,  sowie  mit  den  weiteren  Erhebungen  des 
Jahres  1893  über  die  in  den  letzten  10  Jahren  erfolgten  Ankäufe 
für  Jagdzwecke  ergeben  sich  interessante  Resultate  ^). 

Die  14  grössten  Jagdreviere  umfassen  in  diesem  Lande  nicht 
weniger  als  3413  km*  oder  30^/0  der  gesamten  Landesfläche*). 

Im  Jahre  1886  wird  durch  die  Berichte  der  Bezirkshaupt- 
mannschaften festgestellt,  dass  in  den  politischen  Bezirken  Perg 
und  Freistadt   ein  geschlossener  Thiergarten   von   ungefähr  1430 

i)  Landtag  1885/86  Beil.  Nr.  54  u.  102. 

a)  Landtag  1887  Beil.  Nr.  83,  S.  357  £,  Landtag  1894/95  Beil.  Nr.  83. 

3)  DimiiM^  Die  Jagd  in  Oesterreich.    Leipzig  1886. 
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Hektar  besteht;  seit  dem  Jahre  1875  sind  hierfür  Rustikalgüter 
von  285  ha  zugekauft  worden.  Ein  zweiter  Tiergarten  in  dem  zu- 
letzt genannten  Bezirke  umfasst  2238  ha.  Im  politischen  Bezirke 
Steyr  gab  es  25  selbständige  Eigenjagdgebiete  mit  einem  Flächen- 
masse  von  zusammen  28  798  ha ;  eine  einzige  Fideikommissherr- 
Schaft  besitzt  dort  eine  Fläche  von  14000  ha;  zu  dieser  Herrschaft 
gehören  noch  etwa  16000  ha  in  der  benachbarten  Bezirkshaupt- 
oiannschaft  Kirchdorf. 

Speziell  über  die  Verhältnisse  in  einzelnen  Gemeinden  der 
Bezirkshauptmannschaften  Kirchdorf  und  Gmunden  sind  detaillierte 
Thatsachen  bekannt  geworden.  Die  politische  Bezirksbehörde 
Kirchdorf  äussert  sich  über  die  dort  herrschenden  Jagdverhält- 
nisse dahin,  es  sei  unleugbar,  »dass  der  Grossgrundbesitzer  sein 
Territorium  zu  erweitern,  insbesondere  enclavierte  Teile  zu  er- 
werben und  den  Besitz  zu  arrondieren  bestrebt  seic.  Im  Jahre 
1887  wird  konstatiert,  dass  im  Laufe  der  letzten  Jahre  mehrere 
Käufe  für  Jagdzwecke  vorgenommen  wurden,  wie  z.  B.  die  Hasel, 
ein  Weidegebiet  von  etwa  1400  Joch,  und  die  sogenannte  Bernau, 
eine  Alpe  von  1500  Joch.  In  Steyrling  besitzt  ein  Ausländer 
eine  grosse  Jagdherrschaft,  welche  sich  derselbe  grossenteils  auf 
den  Trümmern  alter  Bauerngüter  errichtet  hat^).  Das  gesamte 
Gebiet  jenes  Jagdherrn  beträgt  über  8300  ha,  wovon  etwa  3700  ha 
in  seinem  Eigentum  stehen,  während  er  auf  dem  Reste  die  Jagd 
gepachtet  hat,  und  zwar  grösstenteils  von  dem  Religionsfonde 
Klaus.  Im  Jahre  1865  gab  es  in  Steyerling  153  bewohnte  Häuser; 
davon  sind'  36  in  den  Besitz  des  Jagdherren  gelangt,  einige  sind 
vom  Jagdpersonale  bewohnt,  die  Hälfte  von  ihnen  ist  demoliert. 
»Im  Jahre  1866  zählte  Steyrling  820  Einwohner,  1887  nur  625; 
es  macht  sich  infolge  dessen  ein  bedeutender  Abgang  von  Ar- 
beitskräften bemerkbar.  In  den  60  er  Jahren  waren  15  Hochalmen 
mit  mindestens  500  Stück  Vieh  vorhanden  ;  heute  ist  nicht  mehr  ein 
einziges  Stück  Vieh  oben.  Die  Aecker  werden  aufgelassen,  die 
Wiesen  werden  in  Wald  verwandelt.  .  .  .  Die  Vermehrung  des 
Hochwildes  ist  enorm;  es  wird  berichtet,  dass  von  den  neu  an- 
gelegten Waldkulturen  90^0  verbissen  sind  und  nur  ein  sehr  kleiner 
Teil  aufkommt«.  Auch  nach  dem  Jahr  1887  scheinen  die  Käufe 
fortgesetzt  worden  zu  sein^).     Bemerkenswert   ist    es,    dass   hier 

1)  S.  für  das  Folgende   die  Rede   des  Abgeordneten  Steinwender   im  Abgeord- 
netenhanse  X.  Session  S.  6004  tL 

2)  S.  Abgeordnetenbaus  1888,  X.  Session  S.  9883. 

Schiff,  Oastemicbische  Agrarpolitik.  I.  A2 
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die  Regierung  selbst  zur  Unterstützung  dieser  Verhältnisse  durch 
Verpachtung  der  Domäne  Klaus  mit  beigetragen  hat. 

In  derselben  Gemeinde  befindet  sich  ein  grosses  Grebiet  eines 
anderen  Jagdherren,  der  sich  dasselbe  in  den  80er  Jahren  durch 
Ankauf  von  »fünf  der  schönsten  Bauerngütern  und  20  Sölden« 
geschaffen  hat.  »Alpen  und  Waldungen,  wo  früher  mehr  als  400 
Stück  Rinder  weideten,  sind  jetzt  ausschliesslich  Wildweide.  Der 
Ertrag  der  früheren  Aecker  und  Wiesen  wird  im  Winter  für  die 
Fütterung  des  Wildes  benützt,  und  es  werden  noch  Tausende 
von  Centnem  Heu  und  Hafer  dazu  angekauft,  und  dieses  Alles 
wird  der  Landwirtschaft  entzogen.  ...  25  Familien  mussten  samt 
ihrem  Dienstpersonal  auswandern,  c  Ueberdies  wurden  in  der 
Nähe  (Gemeinde  Rosenau)  fünf  der  schönsten  Alpen  von  einer 
Fideikommissherrschaft  nur  für  Jagdzwecke  erworbea.  Auch  wird 
aus  dieser  Gegend  ein  praktischer  Fall  der  obenerwähnten  En- 
clavierung  gemeldet.  Durch  Ankauf  mehrerer  Parzellen  verstand 
es  ein  Grossgrundbesitzer,  Hunderte  von  Jochen  der  Gemeinde- 
jagden zu  enclavieren,  diese  von  dem  übrigen  Gemeindegebiete 
abzuschneiden  und  dadurch  der  herrschaftlichen  Jagd  einzuver- 
leiben^); so  wurden  durch  den  Ankauf  eines  Bauerngutes  von  70 
Joch  200  Joch  von  der  Gemeindejagd  abgetrennt,  durch  Ankauf 
von  23  Joch  100  Joch,  durch  Ankauf  von  '/a  Joch  220  Joch. 
»Dies  waren  lauter  Käufe,  um  der  Gemeinde  die  besten  Jagd- 
gebiete zu  entziehen,  und  die  Fideikommissherrschaft  übt  heute 
auf  1927  Joch  Gründe,  welche  enclaviert  sind,  das  Jagdrecht  der 
Gemeinde  aus.c  Zur  Wildfütterung  wurden  daselbst  über  120 
Joch  Wiesen  angekauft;  »ausserdem  wird  auch  das  Futter  von 
den  zum  Zwecke  der  Enclavierung  angekauften  Wiesen  zur  Wild- 
futterung  verwendete.  Auch  weitere  Ankäufe  von  Alpen  und 
Wiesen  in  der  Ausdehnung  von  mehr  als  600  Joch  zum  Zwecke 
der  Wildhege  werden  aus  der  nämlichen  Gemeinde  gemeldet 
»Im  Weiteren  werden  durch  den  gehegten  grossen  Wildstand  auch 
die  Weiden  nahezu  voll  aufgezehrt,  und  sahen  sich  aus  diesem 
Grunde  die  meisten  Weideberechtigten  genötigt,  diese  ihre  Rechte 
um  Spottpreise  der  Fideikommissherrschaft  abzutreten.« 

Auch  im  Mühlviertel   scheinen   die  Ankäufe   für  Jagdzwecke 
schon  einen  beachtenswerten  Umfang  angenommen  zu  haben. 

Nach  der  durchaus  nicht  vollständigen  Erhebung,  welche  der 
Landesausschuss  im  Jahre  1893  veranstaltet  hat,   sind   im  Laufe 

l)  Landtag  1387  S.  557. 


Jagdverbältnisse  in  Oberösterreich  und  Salzburg.  ßcg 

der  Jahre  1883 — 1893  über  i6cxx)  Joch  oder  9000  ha  speziell  für 
Jagdzwecke  angekauft  worden,  und  es  ergeben  schon  die  sehr 
lückenhaften  Ausweise,  dass  diese  Käufe  mehr  als  33  Bauern- 
güter und  25  Almen  betrafen,  von  denen  die  meisten  eingegangen 
sind.  »Es  muss  dies  im  Interesse  der  Viehzucht,  welche  gegen- 
wärtig unter  allen  landwirtschaftlichen  Betrieben  allein  noch  aktiv 
genannt  werden  kann,  bedauert  werden.  Die  Ursache  dieser 
Thatsache  muss  wohl  in  der  übermässigen  Hege  des  Hochwildes 
in  den  grossen  Eigenjagdgebieten  gesucht  werden.  Nach  viel- 
fach gemachten  Wahrnehmungen  weidet  das  zahlreich  vorhandene 
Wild  die  Weiden  derart  ab,  dass  sich  der  Viehauftrieb  nicht  mehr 
lohnt,  daher  teilweise  ganz  aufgegeben  wird^).c 

Die  in  Oberösterreich  zu  Tage  getretenen  Bestrebungen,  die 
Umwandlung  von  Kulturgründen  in  Jagdterrain  zu  verhindern, 
wurden  schon  oben  S.  626  erwähnt.  Ueberdies  sprach  der  Land- 
tag wiederholt  den  Wunsch  aus,  es  möge  fiir  Oberösterreich  ein 
Jagdgesetz  erlassen  werden,  welches  dem  böhmischen  Jagdgesetz 
des  Jahres  1866  nachgebildet  sei ;  die  Regierung  verhielt  sich  je- 
doch diesem  Wunsch  gegenüber  stets  ablehnend,  und  das  im  Jahre 
1895  publizierte  oberösterreichische  Jagdgesetz,  dessen  wesent- 
lichste Bestimmungen  schon  oben  erwähnt  worden  sind,  trägt, 
wie  wir  gesehen  haben,  den  Bedürfnissen  der  Landwirte  nur  in 
sehr  beschränktem  Umfange  Rechnung. 

In  Salzburg  hat  der  Landesausschuss  eine  eingehende 
Erhebung  über  die  Jagdrechtsverhältnisse  im  Lande  veranstaltet 
und  dieselben  in  einem  der  Feder  des  Grafen  Chorinsky  ent- 
stammenden, ausgezeichneten  Bericht  niedergelegt*). 

Die  darin  enthaltenen,  im  darauffolgenden  Jahre  durch  den 
Landesausschuss  ergänzten  und  berichtigten  Angaben  können  auf 
absolute  Verlässlichkeit  Anspruch  machen.  Während  es  im  Jahre 
1849,  als  das  Jagdpatent  in  Geltung  trat,  keine  anderen  Jagdbe- 
rechtigten gab,  als  das  k.  k.  Forstärar,  das  bayrische  Aerar  und 
die  Gemeinden,  haben  sich  im  Laufe  von  vier  Dezennien  die  Ver- 
hältnisse total  geändert ;  wie  wir  gleich  sehen  werden ,  befindet 
sich  die  Jagd  von  mehr  als  der  Hälfte  des  ganzen  Landes  in 
den  Händen  von    einigen    wenigen   grossen  Jagdherren ;    in    fast 

1)  Landtag  1894/95  BeU.  Nr.  175. 

2)  Landtag  1889  S.  979  bis  1099. 
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^Z«  des  Landes  betreibt  das  Forstärar  die  Jagd  in  eigener  Regie, 
und  zwar  teils  auf  eigenem,  teils  auf  gepachtetem  Grunde,  und 
nur  der  Rest  bleibt  anderen  Jagdberechtigten  übrig. 

In  der  folgenden,  sehr  lehrreichen  Tabelle  sind  die  36  gröss- 
ten  im  Lande  bestehenden  Jagdgebiete  —  von  dem  Forstärare 
abgesehen  —  nach  dem  Rechtstitel  der  Jagdausübung  angeführt. 


Gesamtgrösse 
des 

davon 
Eigentums- 

gepachtet von 

Jagd- 

dem 

dem 

Ge- 

gebiet 

Nr. 

Jagdgebietes 

gebiet 

k.  k.  Forst- 
Xrar 

bayrischen 
Forstärar 

Privaten 

meinden 

. 

in  ha 

I 

39930 

^_ 

22888 

_ 

I  282 

15660 

2 

36741 

2396 

U456 

— 

8043 

14846 

3 

32266 

6081 

9550 

— 

4160 

12474 

4 

31689 

620 

1919 

— 

18181 

10969 

5 

23964 

3150 

17776 

— 

3033 

— 

6 

15926 

5723 

1906 

— 

3634 

4663 

7 

15902 

— 

3  "4 

— 

5406 

7382 

8 

15737 

728 

7692 

— 

481 

6836 

9 

15695 

5  555 

7389 

— 

628 

2123 

10 

»5  579 

160 

14318 

— 

— 

I  lOI 

11 

12486 

— 

— 

9130 

— 

3356 

12 

12218 

5202 

670 

— 

— 

6493 

13 

8928 

I  961 

— 

— 

2224 

4  743 

14 

8566 

228 

6903 

— 

•1435 

— 

«5 

8035 

2609 

— 

— 

2434 

2992 

16 

7748 

— 

6129 

— 

1619 

— 

17 

7  473 

— 

7  473 

— 

— 

— 

18 

7344 

— 

5887 

— 

— 

1457 

19 

6899 

— 

4295 

— 

— 

2604 

20 

6563 

— 

I  292 

— 

2781 

2490 

21 

6260 

— 

1497 

— 

— 

4763 

22 

5669 

— 

2406 

— 

168 

3095 

23 

5570 

"455 

1530 

— 

573 

2012 

24 

5069 

— 

3286 

— 

1783 

— 

25 

4857 

^^^ 

3  594 

— 

1263 

— 

26 

4833 

— 

— 

— 

— 

4833 

27 

4400 

— 

— 

— 

4400 

28 

4205 

— 

— 

— 

— 

4205 

29 

4192 

581 

1094 

— 

5<H 

2013 

30 

4137 

1035 

— 

— 

3102 

31 

3697 

— 

1567 

— 

952 

X  178 

32 

3550 

— 

— 

— 

648 

2902 

33 

3172 

2026 

^ 

— 

— 

1 146 

34 

2145 

520 

— 

— 

— 

I  625 

35 

2  124 

— 

— 

— 

— 

2  124 

36 

1424 

154 

I  270 

— 

— 

— 

Zusammen 

393  695      1 

39249 

1 47  936 

9130 

61238 

136142 

9  Mitglieder  regierender   oder  fürstlicher  Häuser,    6  Grafen, 
7  Freiherren,  8  adelige  Jagdgesellschaften  und  6  Bürgerliche  haben 
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hienach  das  Jagdrecht  auf  einem  Areale  von  nicht  weniger  als 
393695  ha;  da  das  ganze  Land  einen  Flächenraum  von  7152  km* 
besitzt,  so  umfassen  diese  36  Jagdgebiete  52%  desselben.  Es 
ist  aus  der  Tabelle  ersichtlich,  dass  dabei  die  jenen  Jagdherren 
eigentümlich  gehörigen  Grundstücke  eine  relativ  geringe  Rolle 
spielen.  Kaum  io®/o  des  Areales  jener  Jagdreviere  steht  im  Eigen- 
tume  der  Jagdberechtigten;  17  Jagdherren  üben  die  Jagd  aus- 
schliesslich auf  fremdem  Besitz  aus. 

Dass  im  Laufe  weniger  Jahrzehnte  so  riesige  Jagdterritorien 
entstehen  konnten,  ist  grossenteils  auf  das  Verhalten  der  Regie- 
rung und  der  politischen  Behörden  zurückzufuhren.  Das  Aerar 
hat  grosse  Staats-  und  Fondsgüter  an  einzelne  Herren  verkauft, 
diesen  die  Jagd  in  dem  grössten  Teile  der  im  Staatsbesitze  ver- 
bliebenen Grundflächen  verpachtet  und  zum  Teile  auf  sie  auch  die 
Jagd  derjenigen  Grundstücke  übertragen ,  welche  als  Ablö- 
sungsäquivalent,  mit  dem  Vorbehalte  des  Jagdrechtes  an  die 
Servitutsberechtigten  abgetreten  worden  waren;  endlich  wurde 
auch  ein  grosser  Teil  der  Gemeindejagden  an  grosse  Herren  ver- 
pachtet. 

Was  zunächst  den  eigenen  Besitz  jener  36  Jagdherren  anbe- 
langt, so  ist  es  durchaus  nicht  unbedenklich,  dass  im  Laufe  von 
nur  zwei  Jahrzehnten  über  392  km'  Land,  u.  z.  grösstenteils  aus- 
schliesslich fiir  Jagdzwecke,  angekauft  worden  sind;  ein  Teil  da- 
von sind  allerdings  ehemalige  Staatsforste ,  aber  auch  viele  Bauern- 
güter und  Alpen  wurden  aufgesaugt,  namentlich  die  Besitze  alter 
Alpen-  und  Weidegenossenschaften  ^). 

Das  Aerar  selbst  ist  übrigens  der  grösste  Jagdherr  des  Lan- 
des; denn  es  ist  auf  einem  Gebiete  von  237299  ha  jagdberechtigt. 
Diese  Fläche  »umfasst  sowohl  den  dem  k.  k.  Forstärar  gehörigen 
Besitz  als  auch  das  Gebiet,  auf  welchem  sich  das  k.  k.  Forstärar 
das  Jagdrecht  auf  fremdem  Grund  und  Boden  vorbehalten  hat, 
als  auch  schliesslich  das  Gebiet  mehrerer  von  den  ärarischen 
Jagdgebieten  eingeschlossenen  Enklaven«.  Auf  fast  ^/s  dieser 
Fläche,  nämlich  rund  1480  km*,  ist  die  Jagd  an  die  36  in  der 
vorstehenden  Tabelle  aufgeführten  Herren,  auf  1844  ha  an  das 
königliche  bayrische  Forstärar,  auf  102  ha  an  einen  kleineren 
Jagdpächter  verpachtet.  Auf  dem  Reste  von  87417  ha  übt  das 
Aerar  die  Jagd  in  eigener  Regie  aus ;  es  hat  aber  weitere  Jagden, 
und  zwar  Gemeindejagden  im  Ausmasse  von  46  107  ha  und  Privat- 

2)  Landtag  a.  a.  O.  S.  1089  ff. 
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Jagden  im  Ausmasse  von  1908  ha,  d.  h.  im  Ganzen  47098  ha  ge- 
pachtet, übt  daher  die  Jagd  auf  einem  Gesamtgebiete  von  135432  ha 
oder  fast  19^/0  der  gesamten  Landesfläche  aus.  Rechnet  man 
dieses  Areal  zu  den  oben  angeführten  36  Jagdgebieten  hinzu,  so 
erhält  man  eine  Fläche  von  5291  km' ;  74^/0  des  ganzen  Landes 
sind  herrschaftliche  Jagdreviere,  die  von  vornherein  der  Bejagung 
durch  die  Bevölkerung  gänzlich  entzogen  sind.  Mit  Recht  führt 
Hofrat  Lienbacher  aus^),  es  sei  »bedauerlich,  dass  zu  dieser  An- 
bahnung der  Latifundienwirtschaft  und  grossen  Jagdgebiete,  die 
zu  fortgesetzten  Ankäufen  von  Kulturgründen  für  Jagd-  und  Wild- 
hegungszwecke  anreizen,  die  k.  k.  Staatsverwaltung  selbst  den 
meisten  Anlass  gegeben  hat,  indem  sie  die  grossen  Domänen- 
güter an  die  grossen  Jagdherren  abgetreten  und  diesen,  deren 
gegenwärtiges  Eigentumsjagdgebiet  nur  39  249  ha  beträgt,  durch 
Verpachtung  der  Jagd  147936  ha  überlassen  hat,  obgleich  das 
gesamte  Jagdgebiet  des  Aerars  nur  237  299  ha  beträgt  Während 
das  k.  k.  Aerar  grossen  Jagdherren  ein  so  grosses  Jagdgebiet 
auf  ärarischem  Grund  überliess,  hat  es  kleineren  Grundbesitzern, 
denen  es  meist  im  Weg  der  Servitutenablösung  Grund  und  Boden 
überliess,  auf  einer  abgetretenen  Bodenfläche  von  49 121  ha  das 
Jagdrecht  sich  vorbehalten  und  es  dann  wieder  zum  Teil  an  grosse 
Jagdherren  überlassen«. 

Vom  rein  fiskalischen  Standpunkte  aus  mag  diese  Art  der 
wirtschaftlichen  Ausnützung  des  Jagdrechtes  vielleicht  berechtigt 
sein,  nicht  aber  vom  Standpunkte  der  Landeskulturpolitik. 

Auch  die  Gemeindejagden  stellen  einen  nicht  unbedeutenden 
Anteil  zu  den  grossen  Revieren  bei.  Den  Gemeinden  steht  die 
Ausübung  des  Jagdrechtes  in  einer  Gesamtausdehnung  von  etwa 
3220  km^  zu ;  davon  wurden  461  km^  oder  14^/0  an  das  Forst- 
ärar, 1294  km^  oder  40  7o  an  kleinere  Jagdpächter  und  1361  km* 
oder  42  ®/o  an  29  grosse  Jagdherren  verpachtet  *).  Nach  dem,  was 
oben  über  die  Art  der  Verpachtung  der  Gemeindejagden  gesagt 
wurde  (s.  o.  S.  640  ff.),  sind  es  wohl  zumeist  nicht  die  Gemeinde- 
verwaltungen selbst,  welche  die  Hand  zur  Vergrösserung  der 
herrschaftlichen  Jagdreviere  geboten  haben,  da  ihnen  ja  in  der 
Regel  praktisch  jede  Ingerenz  auf  den  Abschluss  der  Pachtverträge 
genommen  ist  und  die  Verpachtung  meist  direkt  durch  die  politi- 
sche Behörde,  und  zwar  in  der  Regel  an  den  Meistbietenden,  erfolgt 

i)  Landtag  1889  S.  1446. 

2)  Ein  kleiner  Teil  der  Gemeindejagden  ist  unverpachtet  geblieben« 
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Die  Erstehung  der  Jagdpacht  wird  der  Landbevölkerung,  insbeson- 
dere auch  dadurch  erschwert,  dass  die  Verpachtungen  vielfach  auf 
sehr  lange  Perioden  —  selbst  auf  20  Jahr  I  —  vorgenommen  werden. 

In  Steiermark  wurde  »der  Unzufriedenheit  der  Grund- 
besitzer, namentlich  des  Bauernstandes  mit  den  dermaligen  ge- 
setzlichen Bestimmungen  über  das  Jagdwesen  und  mit  den  Ver- 
hältnissen desselben  überhaupt  ....  seit  einer  langen  Reihe  von 
Jahren  nicht  nur  in  zahlreichen  Versammlungen  und  seitens  vieler 
fachlicher  Korporationen  und  Vereine,  sondern  auch  .  .  .  nahezu 
in  jeder  Landtagssession  durch  allgemeine  Beschwerden  oder 
durch  Anträge  und  Gesetzentwürfe  lebhaften  Ausdruck  gegebene^). 

Im  Oberlande  richtet  hauptsächlich  das  Hochwild,  im  Unter- 
lande der  Hase  den  Schaden  an.  »Nicht  nur  die  Obstkulturen 
und  Felder  leiden,  sondern  auch  die  Viehzucht,  weil  das  Wild 
die  Weide  abfrisst,  deren  Wert  schwer  oder  gar  nicht  zu  bestim- 
men ist;  der  Grundbesitzer  muss  aber  doch  seinen  Viehstand 
deswegen  reduzierenc  *). 

Im  Oberlande  betrifft  übrigens  der  Wildschaden  weniger  die 
grossen  Jagdreviere  selbst,  in  denen  das  Wild  gehegt  wird,  als 
vielmehr  die  angrenzenden,  tiefer  liegenden  Gemeinden,  die  es 
zur  Winterszeit  aufsucht*).  Der  Grund  dafiir  ist  darin  zu  suchen, 
dass  das  Wild  in  den  grossen  Jagdrevieren  überhegt  wird  und 
dort  nicht  mehr  genügende  Nahrung  findet.  Das  wird  auch  von 
den  Jagdbesitzern  selbst  hie  und  da  zugestanden  ^). 

Die  Klagen  über  die  Ueberhegungen  und  über  die  dadurch 


i)  Landtag  1895/96  Beil.  Nr.  93  S.  2.  S.  z.  B.  Landtag  1885  S.  22,  Beil.  Nr.  82, 
1886/7  B«il-  Nr.  37,  Nr.  loo,  S.  298,  1887/8  Beil.  Nr.  32,  Nr.  63,  1890  Beil.  Nr.  94, 
S.  144,  164,  1892  S.  55,  143,  Beil.  Nr.  82,  1892/3  Beil.  Nr.  121,  S.  186,  1893/4  S.  159, 
1895/6  Beil.  Nr.  19,  93,  S.  330,  1896/7  Beil.  Nr.  86,  S.  243. 

2)  Landtag  1886/7  Beil.  Nr.  100. 

3)  «Es  ist  heute  gar  nicht  mehr  zu  leugnen,  dass  vielfach  eine  Ueberhegung  des 
Hochwildes  stattfindet,  und  dass  darunter  die  Landwirtschaft,  teilweise  und  im  geringe- 
ren Masse  auch  die  Forstwirtschaft  zu  leiden  beginnt.  Ein  vielfach  beklagter  Uebel- 
stand  der  Ueberhegung  in  den  Eigenjagden  ist  auch  der,  dass  das  Hochwild  aus  der- 
selben zu  bestimmten  Jahreszeiten,  zumeist  während  der  Schonzeit,  in  grosser  Menge 
in  die  angrenzenden  Gemeindejagden  auswechselt,  dort  bedeutenden  Schaden  an  den 
landwirtschaftlichen  Kulturen  verursacht,  welche  die  Grundbesitzer  und  der  Pächter 
der  Gemeindejagd,  welche  unter  solchen  Umständen  oft  kaum  anbringlich  ist,  zu  tragen 
haben.«    (Landtag  1895/96  Beil.  Nr.  93  S.  2  u.  3.) 

4)  Landtag  1895/96  Beil.  Nr.  93. 
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hervorgerufenen  Wildschäden  nehmen  einen  breiten  Raum  in  den 
Landtagsverhandlungen  ein^). 

Der  grossen  Ueberhegung  des  Hochwildes  ist  es  auch  zu- 
zuschreiben, dass  dieses  nicht  einmal  mehr  in  den  weiten  Ge- 
bieten, die  ihm  zum  Aufenthaltsort  dienen,  genügend  Nahrung 
findet.  Weitere  Länderstrecken  müssen  zur  Produktion  von  Heu, 
das  als  Winterfutter  für  das  Hochwild  verwendet  wird,  herange- 
zogen werden.  >Im  Winter  werden  tausende  Zentner  Heu  für 
das  Hochwild  verfuttert,  und  diese  würden  viel  besser  verwendet 
sein,  wenn  sie  landwirtschaftlichen  Zwecken  zugewendet  würden')«. 

Welchen  enormen  Umfang  die  Ueberhegung  des  Hochwildes 
annimmt,  ersieht  man  aus  der  Thatsache,  dass  trotz  aller  Pflege, 
trotz  der  grossen  Kosten ,  die  die  Winterfütterung  verursacht, 
die  Wildbestände  verkümmern  und  degenerieren,  weil  sie  sich 
selbst  verdrängen*). 

In  Untersteiermark  liegen  die  Ursachen  zur  Unzufriedenheit 
vornehmlich  »in  den  Beschädigungen,  welche  die  Obst-  und  Wein- 
kulturen während  strenger,  schneereicher  Winter  durch  den  Feld- 
hasen erleiden«.  Bei  dem  Obstbau  ist  ein  Schutz  dagegen  noch 
möglich,  bei  dem  Weinbau  wäre  er  zu  kostspielig. 

»Der  Hase  hat  sich  als  der  gefährlichste  Feind  der  ameri- 
kanischen Rebenanlagen  erwiesen.  Nach  übereinstimmenden  Be- 
richten wurden  die  Weingärten  und  namentlich  die  amerikani- 
schen Rebenanlagen  durch  den  Hasen  vollständig  abgeweidet 
Der  Hase  begnügt  sich  nicht  damit,  die  Reben  bloss  im  Winter 
bei  grösster  Futternot  zu  benagen  ,  er  greift  sie  auch  im  Früh- 
jahre an,  beisst  die  grünen  Triebe  ab  und  zernagt  die  Rinde.  .  .  . 

i)  Es  seien  hier  einige  dieser  Klagen  im  Auszüge  mitgeteilt  »Das  Wfld  dringt 
nicht  nur  in  die  Aecker,  sondern  auch  in  die  Wiesen  und  Hutweiden  ein,  richtet 
enormen  Schaden  an.  Der  Grundbesitzer,  dem  ein  zur  Nachtzeit  eingebrochenes  Rudel 
Wild  oft  seine  Aecker  und  Wiesen  zerstört,  ist  gezwungen,  seinen  Viehstand  zu  redu- 
zieren und  nicht  mehr  in  der  Lage,  seine  Steuern  zu  bezahlen.€  (Landtag  1886/87 
S.  298,  Beilage  Nr.  100.)  »Der  Bauer  kann  nicht  bestehen,  weil  ihm  das  Wild  sein 
tägliches  Brot,  welches  er  baut,  alljährlich  wegfrisst.«  Manche  Bauern  hüten  ihr  Feld 
wochenlang  die  ganze  Nacht  hindurch,  ohne  'dass  dies  besonders  nützen  würde  (Land- 
tag 1890  S.  177  und  186).  »Im  Oberland  wird  das  Wild  in  derartigem  Masse  gehegt, 
dass  es  unmöglich  wird,  noch  eine  Bodenkultur  zu  erhalten.  Es  sind  viele  Gemein- 
den, welche  nicht  eine  einzige  Parzelle  aufweisen,  wo  nicht  die  Aecker  durch  den 
Schaden  des  Wildes  ruiniert  worden  wären.«    (Landtag  1892/3  S.  186.) 

2)  Landtag  1892/93  S.  189  und  Beil.  Nr.  121. 

3)  Landtag  1892/3  Beil.  121,  S.  186. 
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Unter  solchen  Umständen  ist  auch  das  kolossale  Opfer,  das  Staat, 
Land  und  Private  bringen,  vollständig  nutzlos.  Der  Hase  müsste 
als  Schädling  erklärt  und  dessen  Ausrottung  gesetzlich  verfugt 
werden  €*).  Nicht  geringer  sind  die  Klagen  der  Obstzüchter  über 
die  Beschädigung  der  Obstbäume  durch  Hasenfrass  *). 

Der  Ersatz  für  den  angerichteten  Schaden  ist ,  wie  geklagt 
wird,  sehr  schwer  zu  erlangen;  er  sei  überdies  durchaus  unge- 
nügend und  durch  die  darauf  haftenden  Stempelgebühren  sehr 
kostspielig. 

Mit  Recht  wird  im  Landtage  behauptet,  dass  die  starke  Ver- 
mehrung des  Hochwildes  im  Oberlande  auf  die  dort  eingetretenen 
grossen  Besitzveränderungen  zurückzuführen  sei.  »Während  früher 
die  grossen  Waldkomplexe  zumeist  im  Besitze  von  bestifteten,  ge- 
werkschaftlichen Korporationen  und  Gesellschaften  standen,  von 
welchen  die  Jagd  nebensächlich  in  extensiver  Weise  ,  mit  Zu- 
ziehung der  Bevölkerung  betrieben  wurde,  sind  diese  Forste 
nunmehr  zumeist  an  Eigentümer  übergegangen ,  welche  sie 
nicht  so  sehr  wegen  des  Forstertrages  als  vielmehr  der  Jagd 
wegen  erworben  haben.  Die  ganze  Jagdwirtschaft  ist  eine  inten- 
sive geworden.  Grosse  Summen  werden  zur  Hegung  und  Er- 
haltung des  Wildes  aufgeboten ,  der  Abschuss  aber  zumeist  nur 
auf  der  Pürsche  vom  Jagdherrn  und  dessen  wenigen  Gästen  vor- 
genommen, während  die  früher  sehr  beliebten  Treibjagden  unter 
Teilnahme  der  ansässigen  Bevölkerung  allmählich  abgenommen 
haben.  Da  bei  diesem  Jagdbetriebe  das  Mutterwild  beinahe  gar 
nicht  abgeschossen  wird,  so  ist  dadurch  der  Hochwildstand  rasch 
gestiegen«  '). 

Dass  in  der  That  die  Bildung  grosser  herrschaftlicher  Jagd- 
reviere die  Ursache  der  besprochenen  Uebelstände  in  den  al- 
pinen Teilen  Steiermarks  ist,  dafür  besitzen  wir  eine  Reihe  po- 
sitiver Daten. 


i)  Landtag  1895/96  Beil.  Nr.  19  S.  5.  Aehnlich  äussert  sich  der  Landweinbau- 
kommissär  (Landtag  1895/96  Beil.  Nr.  19  S.  6):  der  Hase  suche  die  amerikanischen 
Rebenanlagen  mit  Vorliebe  auf.  Der  Schaden,  den  er  anrichtet,  sei  oft  viel  grösser, 
als  Frost  und  Hagel.  »Insbesondere  bei  amerikanischen  Neuanlagen  kann  der  Hase 
eine  wahre  Geissei  des  Weinbaues  werden.«  »Noch  grösser  ist  die  Gefahr  bei  äl- 
teren veredelten  Rebensätzen. « 

2)  »Welcher  Schaden  speziell  auf  diesem  Gebiete  (der  Obstkultur)  die  Obstbaum- 
zucht  zu  leiden  hat,  ist  unglaublich.«    (Landtag  1892/93  Beil.  Nr.  121  u.  S.  i88.) 

3)  Landtag  1895/6  Beil.  Nr.  93. 
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Ueber  das  Mürz-  und  Salzagebiet  berichtet  Prof.  Wilkens  im  Jahre 
1892^):  »In  mehreren  Gremeinden  der  Gerichtsbezirke  ASenz  und 
Maria-Zeil  sind  zahlreiche  Bauerngüter  von  Jagdliebhabem  aufge- 
kauft, dem  landwirtschaftlichen  Betriebe  entzogen  und  bewaldet 
worden ,  um  als  Jagdgebiet  benutzt  zu  werden.  <  Als  Beispiele 
aus  dem  Bezirke  Ailenz  fuhrt  der  Autor  eine  Alpe  der  Gemeinde 
St.  Ugen  an,  die  eine  Ausdehnung  von  mehr  als  5000  Joch  be- 
sass  und  von  300  Stück  Rindvieh  beweidet  wurde;  sie  wurde 
mit  einem  angrenzenden  Bauerngute  von  700  Joch  in  Jagdgrund 
umgewandelt.  Gleiches  geschah  mit  der  »Höllalpec,  auf  welcher 
200  Stück  Rindvieh  aufgetrieben  worden  waren.  Im  Gerichtsbe- 
zirke Aflenz  sind  ferner  »in  folgenden  Gemeinden  Bauerngüter 
(mit  Rindvieh)  aufgekauft  worden,  um  in  Jagdgründe  umgewan- 
delt zu  werden: 

Gemeinde  St  Ilgen        12  Güter  mit  270  Stück  Rindvieh 
»  Ettmissl  8       »         >      100       »  » 

»  Thörl  14       »         »     200       »  » 

>  Turnau  8       »         »      180       »  » 

>  Fölz  5       >         »       70       >  » 
zusammen       47  Güter  mit  820  Stück  Rindvieh«. 

Die  Alpe  »die  Kräuterinc  im  Bezirk  Maria-Zell,  früher  mit  800 
Ochsen  beweidet,  ist  jetzt  Jagdgrund.  Ausserdem  hat  das  Weide- 
recht auf  den  Alpen  »vielerorts  aufgehört,  oder  es  ist  beschränkt 
worden,  wodurch  der  Rindviehstand  abgenommen  hat.  So  z.  B. 
wurde  die  von  den  Gemeinden  Krieglach,  Langenwang  und  Neu- 
berg benutzte  Massenegger  Alpe  früher  von  mehr  als  400  Stück 
Rindvieh  beweidet,  gegenwärtig  nur  von  150  Stück.  Jetzt  dient 
die  Weide  zumeist  dem  Hochwilde,  das  im  Winter  mit  4000  bis 
5000  Meterzentner  Heu  gefuttert  wird.  In  den  Gemeinden  Neu- 
berg und  Mürzsteg  sind  im  Winter  für  Hochwild  lO  Futterplätze 
errichtet,  auf  deren  jedem  gegen  300  Hirsche  zusammenkommen. 
Die  Bauern  selbst  halten  es  für  vorteilhafter,  ihr  Gras  zu  Heu 
zu  machen  und  es  als  Hirschfutter  zu  verkaufen ,  als  es  dem 
eigenen  Vieh  zu  verfuttern.  Es  giebt  im  Mürzthale,  insbesondere 
bei  Mürzzuschlag,  Bauern,  welche  gar  kein  Rindvieh  mehr  halten, 
sondern  alles  Futter  für  das  Wild  verkaufenc. 

Aus  dem  Bezirke  Knittelfeld,  Gemeinde  Gaal  wird  berichtet  ■): 
»Es  werden  nicht  nur  die  Alpen,  gewöhnlich  auch  die  Bauerngüter 

1)  Statistische  Monatsschrift  1892  S.  318  f. 

2)  Abgeordnetenhaus  XI.  Session  1894  S.  14 159. 
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mitgekauft  und  ist  in  den  letzten  30  Jahren  nachzuweisen»  dass 
von  den  Herrschaften  36  Bauerngüter  und  Viehweiden  im  Flächen- 
mass  von  ca.  5000  Joch  lediglich  zum  Zwecke  der  Wildhegung 
angekauft  wurden  ....  Erst  kürzlich  ist  von  einer  Herrschaft  ein 
Grossgrundbesitz  im  Ausmass  von  ca.  1000  Joch  zu  dem  vorer- 
wähnten Zwecke  angekauft  worden,  und  täglich  ist  Aehnliches 
zu  gewärtigen  c. 

Aehnlich  steht  es  im  Gerichtsbezirk  Mautern;  in  der  Ort- 
schaft Ramach  z.  B.  »waren  früher  35  bäuerliche  Besitzer,  jetzt 
6,  in  Esselberg  33,  jetzt  16,  in  Magdewiesen  32,  jetzt  7,  in  Rei- 
tingau  36,  jetzt  20,  Liesingau  42,  jetzt  15,  also  von  178  bäuer- 
lichen Besitzern  sind  nur  64  noch  auf  ihrem  ererbten  Besitz, 
welche  aber  in  Anbetracht,  dass  sie  von  einem  grossen ,  gehät- 
schelten Wildstand  umgeben  sind,  gewiss  eine  äusserst  schwie- 
rige Lage  habenc. 

Gleiche  Verhältnisse  herrschen  im  Grerichtsbezirke  Leoben 
vor.  »In  der  Ortschaft  Gössgraben,  Gemeinde  Göss  sind  13 ,  in 
Schladmitzgraben  24 ,  in  Pretlach  4 ,  zusammen  also  41  Bauern- 
güter und  Hüben  von  den  Herrschaften  aufgekauft ,  die  Häuser 
demoliert  und  Aecker  und  Wiesen  aufgeforstet  worden.  Der 
Viehauftrieb  betrug  früher  600  Stück ,  jetzt  160  Stück  ....  Die 
Armenversorgung  hat  sich  mehr  als  verdoppelt,  .  .  .  andererseits 
aber  ist  in  den  letzten  20  Jahren  die  Zahl  der  Militärpflichtigen 
von  134  auf  80  herabgesunken.  Die  Gemeindeumlagen  sind  all- 
mählich von  20  auf  60  %  gestiegene. 

In  Kärnten  scheint  eine  ähnliche  Entwickelung  stattzu- 
finden ;  doch  hat  sie  in  diesem  Lande  wegen  dessen  grösserer 
Entfernung  von  Wien  und  von  den  Hauptstädten  Deutschlands 
später  begonnen  ,  als  in  den  bisher  betrachteten  Alpenländern. 
Es  machen  sich  indessen  auch  hier  bereits  dieselben  Tendenzen 
bemerkbar :  Bildung  grosser  Jagdgebiete  durch  Ankauf  oder  Pacht, 
Verwendung  von  Alpen,  die  bisher  der  Viehweide  gedient  hat- 
ten, fiir  die  Wildhegung,  übermässige  Vermehrung  des  Wildstan- 
des, zunehmende  Schädigung  der  landwirtschaftlichen  Kulturen^). 


i)  S.  z.  B.  die  Rede  des  Abgeordneten  Kirschner  im  Abgeordnetenhanse  1893 
XI.  Session  S.  10  368  ff.  »Die  ausserordentlich  grossen  Jagdgebiete,  die  eine  bis  zum 
Extrem  getriebene  Hege  des  Wildes  sich  zum  Ziele  gesteckt  hat,  engt  das  Gebiet, 
welches  der  Viehzucht  und  Landwirtschaft  dienen  soll,  nicht  bloss  dadurch  immer 
mehr  ein,  dass  ausschliesslich  zu  Jagdzwecken  Bauerngüter  angekauft  und  grosse  Alpen- 
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So  hat  z.  B.  eine  Herrschaft  in  einem  einzigen  Bezirke  Kärntens 
60  Bauernhöfe  mit  6000  Joch  zur  Arrondierung  ihrer  Jagd  auf- 
gekauft*). 

In  Tirol  und  Vorarlberg  herrschen  ähnliche  Ver- 
hältnisse vor.  In  den  nördlichen  von  Deutschland  leicht  er- 
reichbaren Teilen  des  erstgenannten  Kronlandes  sind  weit  ausge- 
dehnte Jagdreviere  durch  Ankauf  oder  Pachtung  ganzer  Alpen, 
sowie  geschlossener  Bauernhöfe  gebildet  worden.  Einigen  Ein- 
blick in  diese  Entwickelung  gewährt  ein  im  Jahre  1882  erstatteter 
Bericht  des  Landesausschusses  über  die  Ausdehnung  der  Hoch- 
wildjagdgebiete zwischen  dem  Inn  und  der  bayerischen  Grenze  *). 
Im  Jahre  1887  teilte  der  Abgeordnete  Steittwender  mit '),  dass  im 
Gerichtsbezirk  Schwatz  7  Alpen  in  der  Ausdehnung  von  1007 
Hektar,  im  Gerichtsbezirk  Zell  16  Alpen  in  der  Ausdehnung  von 
4479  Hektar  und  im  Gerichtsbezirk  Telfs  i  Alpe  in  der  Aus- 
dehnung  von   1309  Hektar   für  Jagdzwecke    aufgelassen   worden 

gebiete  gepachtet  werden,  sondern  aucli  dadurch,  dass  der  hohe  Wfldstand  die  Er- 
nährung des  Viehs  auf  den  noch  als  Viehweide  in  Benutzung  stehenden  Almen  in 
einer  Weise  beeinträchtigt,  dass  die  Landwirte  schon  vor  der  Frage  stehen,  ob  sie 
überhaupt  ihr  Vieh  noch  auf  Weiden  mit  grossen  Kosten  auftreiben  sollen,  die  schon 
vor  dem  Auftriebe  vom  Wild  kahl  abgefressen  wurden.  .  .  .  Der  Wettbewerb  der  ka- 
pitalkräftigen Jagdbesitzer  um  die  Pachtung  erhöht  den  Pachtpreis,  so  dass  die  Land- 
wirte nicht  mehr  im  Stande  sind,  den  Pachtpreis  zu  erschwingen.€  Als  Beispiel  wird 
das  Fladnitzer  Alpengebiet  angeführt,  woselbst  »zu  Jagdzwecken  Terrains  gepachtet 
wurden,  wo  früher  600  bis  800  Stück  Vieh  geweidet  haben.  .  .  .  Dasselbe  ist  aach  in 
anderen  Gegenden  geschehen,  so  z.  B.  in  dem  Lavantthale,  dem  sogenannten  Para- 
diese in  Kärnten,  c 

i)  Schlesien  Landtag  1895  S.  23. 

2)  «Die  Reviere  für  den  höheren  Jagdsport  beginnen  im  Westen  in  den  Gemein- 
den Miening  und  Wildermiening.c  Hier  sind  es  hauptsächlich  ausländische  Herr- 
schaften, welche  die  Ji^den  erworben  haben.  Ein  Ausländer  hat  hier  eine  Jagd  in 
der  Gesamtausdehnung  von  17  922  Joch,  ein  anderer  in  der  Nachbarschaft  ein  Gebiet, 
9welches  ununterbrochen  in  der  Luftlinie  ca.  7  Meilen  weit  nach  Osten  fortläuft  bis 
an  die  blauen  Wellen  des  Achensees,  zusammen  3  Quadratmeilen,  zum  Teil  auf  an- 
gekauften Alpenc.  »Im  Bezirk  Schwatz  hat  der  nämliche  Jagdherr  i6^/a  Alpen  käuflich 
an  sich  gebracht  und  7^/1  weitere  Alpen  gepachtet.  Ueberdies  ist  derselbe  »Jagd- 
pächter aller  ärarischen  Waldungen  in  der  Hinterriss,  dem  Bachenthaie  und  in  der 
Pertisauc.  »Sehr  bedeutend  bt  der  Ausfall  an  Weidevieh  in  den  Alpengebieten  der 
Gemeinden  Vomp  und  Eben.  In  dem  ersteren  können  jetzt  gegen  früher  weniger  ge- 
sommert werden :  672  Stück  Rindvieh,  160  Schafe  und  106  Ziegen  ,*  in  dem  letzteren 
jetzt  weniger:  261  Stück  Rindvieh  und  1990  StQck  Schafe.  .  .  .  Welche  ungünstige 
Rückwirkung  ein  solches  Verhältnis  auf  den  Wirtschaftsbetrieb  und  insbesondere  auf 
die  Viehzucht  der  Umgebung  ausübt,  kann  sich  jeder  vorstellen.« 

3)  Abgeordnetenhaus  1887  X.  Session  S.  6002. 
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sind.  Im  Bezirk  Zell  »beträgt  die  Anzahl  derjenigen  Alpen, 
welche  aus  Jagdrücksichten  und  der  Aufforstung  wegen  der  Land- 
wirtschaft entzogen  worden  sind,  überhaupt  ^/s  des  Gesamtalpen- 
gebietes«. »Die  üppigen  Alpen  des  Karwändelthales  sind  fast 
ganz  verödet  3  Alpen  sind  eingegangen ,  nur  auf  einer ,  auf 
welcher  die  Bauern  ein  Servitutsrecht  haben,  wird  der  schlechtere 
Teil  für  die  Kühe  offen  gehalten,  während  der  bessere  für  das 
Wild  abgesperrt  ist.  Die  Bauern  in  der  Gegend  von  Telis  sind 
infolge  dessen  gezwungen,  im  Frühjahr  ihr  Vieh  zu  einem  billi- 
gen  Preis  zu  verkaufen  und  müssen  es  dann  im  Herbst  teuer 
wieder  einkaufen.  Die  Jagdherren  kaufen  die  Futtervorräte  auf, 
so  dass  die  Bauern  für  ihre  Tiere  kein  Futter  haben. c 

Wildüberhegungen ,  Schädigung  der  Bauern ,  Rückgang  der 
Viehzucht  sind  die  natürlichen  Konsequenzen  dieser  Verhältnisse^). 

InVorarlberg  sind  Aufkäufe  von  Bauerngütern  für  Zwecke 
der  Wildhegung  durch  die  übergrosse  Zersplitterung  des  Bodens 
verhindert ;  wohl  aber  gehen  die  Gemeindejagden  auf  dem  Wege 
der  Verpachtung  grossenteils  auf  Sportsleute  über  •). 

Es  wird  denn  auch  in  diesem  Ländchen  über  die  Wildschä- 
den und  über  die  Schwierigkeit,  Ersatz  dafür  zu  erlangen,  genau 
in  derselben  Weise  geklagt,  wie  in  den  anderen  Alpenländern  ^). 

1}  So  klagt  im  Jahre  1886  der  Präsident  des  tiroler  Landeskultorrates  Dr.  v.  RiccO' 
bona :  >Die  Hochwildjagden  sind  in  Tirol  zu  einer  wahren  Kalamität  geworden.  Diese 
Hochwildjagden  breiten  sich  immer  mehr  aus  und  der  Wildstand  vermehrt  sich  ins 
Unendliche. .  . .« 

2)  >In  Vorarlberg  suchen  gegenwärtig  ausländische  Jagdherren  Gemeindejagden 
zu  bekommen ,  und  zwar  mit  Erfolg ,  denn  der  §  15  des  bestehenden  Jagdgesetzes 
schreibt  den  politischen  Behörden  vor,  dass  die  Jagden  öffenüich  versteigert  werden 
müssen.  Nun  bieten  diese  fremden  Herren  solche  Pachtschillinge,  die  zwar  im  Ver- 
hältnis zum  Schaden,  den  die  Tiere  anrichten,  klein,  aber  doch  so  gross  sind,  dass 
einheimische  Leute  unter  gewöhnlichen  Verhältnissen  die  Jagd  nicht  ftir  sich  erstei- 
gern können.  Dadurch  ist  eigentlich  das  Verfiigungsrecht  der  Grundbesitzer  über  ihr 
Eigentum  eingeschränkt,  und  die  Folge  davon  ist,  dass  ihr  Interesse  geschädigt  und 
grosse  Wild-  und  Waldschäden  durch  den  stark  gehegten  Wildstand  verursacht  wer- 
denc   (I^andtag  1897  S.  177). 

3)  So  wird  z.  B.  ans  dem  Bezirke  Dombim  berichtet :  »In  den  Bergmähdem  hält  sich 
das  Wild  ganz  ungehindert  auf«  .  .  .  Wenn  der  Bauer  das  mit  vieler  Mühe  und  grossen 
Unkosten  gesammelte  Bergheu  vom  First  holen  will,  so  findet  er  oft  einen  grossen 
Teil  desselben  vom  Wild  aufgefressen  oder  zu  Grunde  gerichtet«.  »Die  Tiere  kom- 
men in  die  Nähe  der  Häuser,  fressen  in  den  Aeckem  das  junge  Getreide  ab,  oder 
zertreten  es,  fressen  die  Setzlinge  der  Runkelrübe  u.  s.  w.,  richten  grossen  Schaden 
an  den  Obstbäumen  an.    In  den  Wäldern  richtet  das  Wild  ebenfalls  grossen  Schaden 
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In  den  Sudeten-  und  Karpatenländern  hat  die 
Schädigung  der  Landwirtschaft  durch  die  Jagd  und  die  Wildhe- 
gung  zwar  keine  so  besorgniserregenden  Dimensionen  angenom- 
men, wie  in  den  Alpenländern,  aber  unbedeutend  ist  sie  auch 
hier  nicht. 

Böhmen  besitzt  zwar  unter  allen  Ländern  Oesterreichs 
das  der  Landwirtschaft  günstigste  Jagdgesetz;  dennoch  sind  die 
Grundbesitzer  mit  demselben  noch  vielfach  unzufrieden  und  richten 
immer  wieder  an  die  Landesvertretung  Petitionen  um  dessen  Re- 
formierung zu  Gunsten  der  Landwirtschaft.  Insbesondere  nehmen 
auch  in  Böhmen  die  Eigenjagdgebiete  auf  Kosten  der  Reviere 
der  Jagdgenossenschaften  zu,  was  z.  B.  aus  der  Motivierung  eines 
Gesetzentwurfes  hervorgeht,  durch  den  verhindert  werden  soU, 
dass  in  Zukunft  Veränderungen  im  Gnmdbesitze  der  Jagdgenos- 
senschaft die  eigene  Ausübung  ihres  Jagdrechtes  unmöglich  mache^). 

In  Mähren  wird  die  Wildhegung  von  den  Jagdherren  in 
grossem  Stile  betrieben ;  die  Klagen  über  die  Häufigkeit  der  Wild- 
schäden haben  den  gleichen  Inhalt,  oft  fast  den  gleichen  Wort- 
laut, wie  in  den  Alpenländern  *)  und  ihre  Berechtigung  wird  auch 


an«  (Landtag  1883,  Beil.  XXVI).  »In  Frastanz  zum  Beispiel  .  .  .  hitlt  sich  eine  Un- 
masse von  Hinchen,  Rehen  und  Gemsen  auf,  die  ihr  Zerstörnngswerk  in  Wald  nnd 
Flur  zum  grössten  volkswirtschaftlichen  und  materiellen  Schaden  der  dortigen  Be- 
wohner unbehindert  schon  seit  Jahren  betrieben  hat«  Auf  den  Alpen  können  da- 
selbst jetzt  50 — 70  Stück  Rindvieh  weniger  gesommert  werden  (Landtag  1885  S.  ny). 
Es  ist  »nachgewiesen,  wie  durch  die  Art  und  Weise  der  Wildschadenerhebnngen  und 
-bemessungen  und  durch  die  Ueberwälzung  der  Kosten  auf  den  Beschädigten  die 
Bauern  dazu  gebracht  werden,  einfach  keine  Wildschäden  mehr  anzumelden,  um  sich 
nicht  der  Gefahr  auszusetzen,  an  Unkosten  mehr  zahlen  zu  müssen,  als  der  etwa  ihnen 
zugesprochene  Wildschadenersatz  beträgt«  (Landtag  1885  Beil.  XXVI). 

i)  Landtag  1892  Beil.  Nr.  CLXV.  »In  Erwägung,  dass  durch  die  immer  mehr  zur  Aus- 
dehnung gelangende  Eigenjagdberechtigung  die  Jagdgenossenschaften  der  Gemeinden 
in  ihrem  Jagdrechte  beeinträchtigt  werden,  und  in  weiterer  Erwägung,  dass  infolge 
von  Veränderungen  im  Grundbesitze  die  Gemeinden  nicht  selten  die  Jagdbarkeit  der 
Jagdgenossenschaften  zu  Händen  der  Eigenjagdberechtigten  entzogen  und  dadurch 
eine  grosse  Erregung  und  Verbitterung  in  den  Gemeinden  hervorgerufen  wird  ...... 

2)  »Es  ist  ein  Faktum,  dass  bei  der  grossen  Hegung  des  Wüdes  nnd  der  über- 
aus strengen  Ahndung  des  Waldfrevels  sich  das  Wild,  besondeis  das  Hochwild,  der^ 
art  vermehrt  hat,  dass  in  Hinsicht  der  weiteren  Förderung  der  Landwirtschaft  Befürch- 
tungen auftauchen,  da  das  Wild  grossen  Schaden  an  den  Feldfirüchten  verursacht« 
(Landtag  1886  Beil.  Nr.  208).  Es  kommt  häufig  vor,  dass  in  grösseren  Waldrevieren 
ein  sehr  schöner  Hochwildstand  ist,  welcher  dann  auf  die  Felder  austritt,  die  von 
demjenigen,  dem  der  Wald  gehört,  nicht  gepachtet  sind  und  dort  grossen  Schaden 
anrichtet  (Landtag  1894/5  S.  690). 
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von  Vertretern  des  Grossgrundbesitzes  zugegeben.  Die  Abgeord- 
neten der  Landgemeinden  sind  allerdings  mit  ihren  wiederholten 
Versuchen,  die  Jagdkartentaxen  herabzusetzen,  um  dadurch  den 
Wildabschuss  zu  steigern,  nicht  durchgedrungen;  wohl  aber  ge- 
lang es  ihnen,  in  das  neue  Jagdgesetz  vcine  Bestimmung  einzu- 
fügen, wonach  den  Jagdberechtigten  gestattet  ist,  Edelwild,  das 
in  einem  Jagdgebiete  nur  als  Streif-  oder  Wechselwild  vorkommt, 
stets  ohne  Rücksicht  auf  die  Schonzeit  zu  erlegen.  Sogar  ein 
Vertreter  des  Grossgrundbesitzes,  Fürst  Salnty  befürwortete  diese 
Vorschrift,  weil  sie  gerecht  und  notwendig  sei. 

Auch  in  Schlesien  wird  vielfach  über  die  Jagd-  und 
Wildverhältnisse  geklagt.  Mehr  als  ^3  des  Landes  befindet  sich 
ohnedies  in  den  Händen  von  Grossgrundbesitzem ;  diese  haben 
ausserdem  in  vielen  Gegenden  die  Gemeindejagden  hinzugepachtet^). 

Die  bäuerlichen  Felder  werden  auch  dort,  namentlich  durch 
das  von  den  Grossgrundbesitzungen  einwechselnde  Wild,  beschä- 
digt; dieses  hat  in  manchen  Gegenden  solche  Dimensionen  an- 
genommen, dass  die  Gemeindejagd  überhaupt  gar  nicht  mehr 
verpachtet  werden  kann*). 

Schadenersatz  für  erlittene  Wildschäden  zu  erlangen  ist  auch 
hier  schwer,  besonders  für  die  Bauern,  welche  sich  in  wirtschaft- 
licher Abhängigkeit  von  den  benachbarten  Gutsherren,  die 
gleichzeitig  Jagdpächter  sind,  befinden'). 


i)  ».  .  .  Im  Jfigerndorfer  und  Olbersdorfer  Bezirk  haben  fast  nur  Grossgrundbe- 
sitzer die  Jagd  und  gerade  die  Pachtung  derselben  durch  die  Gemeinde  ist  fast  nir- 
gends vorhanden.  Die  Pachtung  durch  die  Grossgrundbesitzer  ist  nicht  eine  Ausnahme, 
sondern  die  Regel.  Die  Pachtung  wird  ihnen  auch  nicht  höher  hinaufgeschraubt,  im 
Gegenteil,  es  ist  beinahe  immer  wieder  ein  zu  billiger,  massiger  Pachtzins.«  Landtag 
1894/95  S.  440.) 

2)  Landtag  1894/95  S.  448. 

3)  So  im  Bezirke  Olbersdorf.  Die  Grundbesitzer  erleiden  dort  »durch  die  exorbi- 
tante Hegnng  des  Rehwildes  einen  grossen  Schaden.  Die  Rehwildhegung  wird  dort 
mit  besonderer  Vorliebe  von  dem  Gutsherren  betrieben,  im  Winter  wird  jeden  Tag 
oder  jeden  zweiten  Tag  das  Rehwild  gefüttert,  es  wird  sehr  wenig  abgeschossen,  und 
es  ist  selbstverständlich,  dass  hierdurch  der  Wildstand  ein  sehr  grosser  werden  muss. . . . 
Es  kommt  dort,  trotz  der  äusserst  empfindlichen  Schäden,  nur  äusserst  selten  oder  fast 
niemals  vor,  dass  Geschädigte  sich  an  die  politische  Behörde  wenden.. .  .Die  Leute 
können,  dürfen  ja  nicht  ihren  Wildschaden  zur  Anzeige  bringen,  weil  sie  Repressalien 
des  Gutsherren  fürchten  müssen.  In  vielen  Fällen  würden  sie  auf  das  Empfindlichste 
gestraft;  sie  bekommen  keine  Streu  aus  dem  Wald,  kein  Holz  zu  kaufen,  kein  Holz 
zu  fObrenc  (Landtag  1892  S.  534). 
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D.  Ergebnisse.    Forderungen  de  lege  ferenda. 

Es  wäre  sicherlich  nicht  richtig,  würde  man  für  die  Ausbrei- 
tung der  geschilderten  Uebelstände  allein  die  Jagdgesetzgebung 
verantwortlich  machen.  Diese  ist  offenbar  nicht  die  materielle 
Ursache  dafür,  sondern  nur  eine  Bedingung  für  die  Wirksamkeit 
der  eigentlichen  Ursachen.  Die  letzteren  sind  zum  Teile  in 
den  allgemeinen  volkswirtschaftlichen  Verhältnissen  gelegen;  so 
haben  die  Fortschritte  in  der  Kultivierung  des  Bodens,  die  in 
vielen  Kronländern  zunehmende  Entwaldung,  die  Ausbreitung  der 
rationellen  Schlagwirtschaft  in  den  Wäldern  dem  Hochwilde  viel- 
fach seine  natürlichen  Nahrungsmittel  geraubt,  und  da  die  gleiche 
oder  vielleicht  noch  erhöhte  Anzahl  von  Tieren  auf  einem  re- 
duzierten Terrain  mit  ungünstigeren  Nahrungsverhältnissen  seinen 
Unterhalt  nicht  finden  kann,  so  wird  das  Wild  zu  dem  »Ver- 
zweiflungsakte des  Schälens  der  Bäume,  des  Aesens  im  Felde 
getrieben*). 

Andererseits  hat  in  den  letzten  Jahrzehnten  der  Jagdsport  in 
den  Kreisen  des  hohen  Adels  und  des  reichen  Bürgertums  stark 
überhand  genommen.  Der  Ausbau  des  Eisenbahnnetzes  und  die 
Vermehrung  der  direkten  Schnellzugsverbindungen  erleichtem  es 
dem  Grossstädter  immer  mehr,  diesem  Sporte  auch  in  räumlich 
entfernteren  Gegenden  zu  huldigen ;  die  höheren  Stände  nicht  nur 
Oesterreichs,  sondern  auch  Ungarns  und  Deutschlands  haben  sich 
für  die  Befriedigung  ihrer  Jag^passionen  vornehmlich  unsere  herr- 
lichen Alpenländer  ausgesucht,  die  nicht  nur  landschaftlich  die 
grösste  Anziehung  ausüben  und  die  meiste  Gelegenheit  zu  den 
beliebten  Hochjagden  bieten,  sondern  die  auch  infolge  des  Vor- 
herrschens  extensiver  Kulturen  und  der  Verbreitung  des  Hof- 
systemes  die  Bildung  grosser  geschlossener  Jagdreviere,  sei  es 
durch  Ankauf  ganzer  Bauernhöfe,  sei  es  im  Wege  der  Pachtung, 
am  meisten  ermöglichen,  und  die  mit  der  Eisenbahn  in  wenigen 
Stunden  von  Personen    erreicht  werden  können ,   für   welche  die 

4 

Reisekosten  keine  Rolle  spielen. 

Haben  wir  also  in  den  zuletzt  angedeuteten  Verbält- 
nissen die  eigentlichen  Ursachen  für  die  in  Rede  stehenden,  vom 
Standpunkte  der  Landeskultur  beklagenswerten  Erscheinungen 
zu  erblicken,  so  kann  doch  auch  der  österreichischen  Gesetzge- 
bung der  Vorwurf  nicht  erspart  werden,  dass  sie  die  Möglichkeit 

l)  Dombrowski,  Die  Wildschäden. 
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für  das  Auftreten  jener  Uebelstände  geboten  hat;  sie  hat  es  nicht 
nur  unterlassen,  Vorkehrungen  dafür  zu  treffen,  dass  das  Jagd- 
vergnügen der  ländb'chen  Bevölkerung  erhalten  bleibe,  son- 
dern sich  in  den  letzten  fünfzig  Jahren  durchaus  in  einem  jagd- 
freundlichen und  kulturfeindlichen  Sinne  bewegt  und  nichts 
Wirksames  gethan,  um  die  Bodenkultur  und  die  Viehzucht 
vor  dem  Zunehmen  des  Wildstandes  zu  schützen;  ja,  die  Regie- 
rung selbst  hat  im  Verwaltungswege  die  Schaffung  grosser  Jagd- 
reviere begünstigt. 

Es  sind  zwar  während  der  letzten  Dezennien  in  vielen  Kron- 
ländem  Bestrebungen  aufgetreten,  den  geschilderten  Verhältnissen 
.  im  Wege  der  Gesetzgebung  zu  steuern.  Wiederholt  verdichteten 
sich  die  Wünsche  der  Landbevölkerung  zu  konkreten  Gesetzent- 
würfen über  die  Ausübung  des  Jagdrechtes,  über  die  Beseitigung 
der  Wildschäden,  über  die  Verwendung  landwirtschaftlicher  Kul- 
turen fiir  die  Zwecke  der  Wildhegung;  wiederholt  forderten  die 
Landtage  die  Einführung  von  ähnlichen  jagdgesetzlichen  Normen, 
wie  sie  in  Böhmen  Geltung  haben,  oder  die  Rückkehr  zu  den  Be- 
stimmungen des  Jagdpatentes  vom  Jahre  1849.  ^^'^  diese  Be- 
strebungen sind  jedoch  gescheitert.  Die  Regierung  war  es  zu- 
meist, die  den  Vorschlägen,  durch  welche  der  zwischen  der  Land- 
wirtschaft und  dem  Jagdsporte  bestehende  Interessenkampf  zu  Gun- 
sten der  ersteren  beeinflusst  werden  sollte,  entgegentrat. 

Es  braucht  wohl  kaum  hervorgehoben  zu  werden,  dass  dieses 
Veriialten  weder  einer  rationellen  Landeskulturpolitik  entspricht, 
noch  auch  mit  dem,  von  der  Regierung  immer  wieder  betonten 
sozialpolitischen  Grundsatze  in  Einklang  gebracht  werden  kann, 
der  Staat  habe  auf  die  Erhaltung  des  Bauernstandes  hinzuarbeiten. 

Die  Interessen  der  Landeskultur  und  die  des  Bauernstandes 
laufen  in  der  Jagdfrage  durchaus  parallel ;  sie  machen  eine  grund- 
sätzliche Umkehr  auf  dem  bisher  von  der  Gesetzgebung  und  Ver- 
waltung eingeschlagenen  Wege  notwendig,  indem  nicht  der  Jagd- 
sport, sondern  die  Landwirtschaft  in  erster  Linie  berücksichtigt 
werden  müsste. 

Die  von  einer  Reihe  von  Landtagen  so  dringend  gefor- 
derte Reform  im  Sinne  der  Bestimmungen  des  Jagdpatentes 
vom  Jahre  1849  und  des  böhmischen  Jagdgesetzes  vom  Jahre  1866 
wäre  wohl  das  Mindeste,  was  in  dieser  Hinsicht  geschehen  müsste. 
Wenn  schon  die  Jagd  nicht  ganz  frei  gegeben  wird,  so  müsste  doch 
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5^A      Sonstige  Massregeln  zur  Erhaltung  oder  Verbesserung  der  Landeskultur. 

^  das  jedem  Grundbesitzer  auf  seinem  Boden  zustehende  Jagdrecht 
wenigstens  die  eine  praktische  Wirksamkeit  erlangen,  dass  die  Aus- 
übung der  Jagd  der  Gesamtheit  der  kleinen  Grundbesitzer,  also 
einer  obligatorischen  Jagdgenossenschaft,  zustünde,  dass  diese 
r  letztere  das  Jagdrecht  in  jeder  Form  ausüben  dürfe,  also  auch 
in  ^ener  Regie  durch  bestellte  Sachverständige,  und  dass  ihr 
im  Falle  der  Verpachtung  der  gemeinsamen  Jagd  die  volle  Ver- 
tragsfreiheit gelassen  werde. 

Es  dürfte  ferner  der  zur  Ausübung  der  Jagd  Berechtigte  vom 
Gesetze  nur  dort  zur  Schonung  des  Wildes  in  bestimmten  Zeiten 
gezwungen  werden,  wo  die  Erhaltung  des  Wildstandes  ökonomisch 
rationell  ist  und  nicht  etwa  durch  Schädigung  der  land-  und 
forstwirtschaftlichen  Kulturen  erkauft  werden  muss.  Auch  bei 
Waldungen  müsste  daher  Vorsorge  gegen  ein  übermässiges  An- 
wachsen des  Wildstandes  getroffen  und  dadurch  verhindert  wer- 
den, dass  die  Tiere  zum  Schälen  und  Verbeissen  der  Holzpflanzen 
gezwungen  werden.  Dies  kann  dadurch  erreicht  werden,  dass 
für  die  einzelnen  Reviere  entweder  ein  Maximum  des  erlaubten 
Wiidstandes  oder  ein  Minimum  des  jährlichen  Abschusses  nor- 
miert wird.  Für  den  landwirtschaftlich  bebauten  Boden,  für  die 
Weiden  und  Alpen  müssten  dagegen  die  Schonvorschriften  gänz- 
lich beseitigt  werden.  Dadurch  würde  indirekt  wohl  auch  der 
Forstbesitzer  veranlasst,  keine  Ueberhegungen  vorzunehmen,  weil 
bei  mangelhafter  Ernährung  des  Wildes  im  Walde  dasselbe  in  die 
umliegenden  Kulturen  streifen  würde,  wo  es  keinen  Schutz  ge- 
niesst;  die  Haltung  eines  starken  Wildstandes  auf  fremde  Kosten 
wäre  damit  unmöglich  gemacht. 

Sollte  jedoch  die  Aufhebung  der  Schonzeit  nicht  hinreichen, 
um  eine  entsprechende  Verminderung  des  Wildstandes  zu  be- 
wirken und  die  Land-  und  Viehwirtschaft  vor  wiederholter  Schä- 
digung zu  bewahren,  so  müsste  dem  Grundbesitzer  das  Recht  der 
Notwehr  dem  Wild  gegenüber  erteilt  werden;  wie  der  Forstbe- 
sitzer bei  flüchtigen  Ziegen  oder  Federvieh,  so  müsste  der  Land- 
wirt berechtigt  sein,  Wild,  das  an  den  Kulturen  Schaden  anrichtet, 
niederzuschiessen,  wenn  auch  nicht,  es  sich  anzueignen.  Nament- 
lich wäre  der  Feldhase  in  Obst-  und  Weingegenden  aus  der  Zahl 
der  jagdbaren  Wildgattungen  zu  streichen  und  unter  jene  Tiere 
einzureihen,  deren  Tötung  jedem  Grundbesitzer  freisteht. 

Erforderlich  wäre  überdies  die  Wiederherstellung  der  be- 
dingungslosen Ersatzpflicht  für  jeden  Wildschaden   und  die  Ein- 
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Die  angeführten  Massregeln  dürften  —  in  Verbindung  mit  dem 
oben  S.  164  ff,  geforderten  Schutze  der  Forst-  und  Weideservituts- 
berechtigten  gegen  Verkürzung  und  Chikanierung  durch  den  ver- 
pflichteten Grundbesitzer  —  wohl  hinreichen,  um  einem  zu  starken 
Ueberhandnehmen  des  Wildstandes  und  des  sportlichen  Jagdbe- 
triebes zu  steuern  und  die  Landeskultur  vor  Ueberhegungen  zu 
schützen;  sie  wären  wohl  auch  das  wirksamste  Mittel  gegen  die 
Tendenz,  Bauerngüter  für  Zwecke  der  Wildhegung  anzukaufen. 
Eigene  Gesetze,  um  die  Verwandlung  von  Aeckern,  Wiesen  und 
Weideboden  in  Jagdterrain  zu  verhindern,  würden  dann  wohl  gar 
nicht  erst  notwendig  werden. 

Wird  eine  solche  radikale  Aenderung  des  geltenden  Jagd- 
rechtes nicht  unternommen,  sondern  begnügt  man  sich  damit, 
schwächliche  Polizeimassregeln  gegen  einzelne,  besonders  krasse 
Symptome  zu  erlassen,  dann  besteht  die  ernste  Gefahr,  dass  der 
bereits  begonnene  kulturfeindliche  Entwickelungsprozess  immer 
weiter  fortschreiten  werde. 

Am  ärgsten  sind  die  Jagdverhältnisse  in  den  Alpen;  nicht 
mit  Unrecht  sagt  Dumreicher  *),  dass  die  österreichischen  Alpen- 
länder, seitdem  sie  mit  der  Ferne  durch  Schienenstränge  ver- 
bunden sind,  sich  in  ernster  Gefahr  befinden,  »der  Wildpark  für 
die  vornehme  Welt  von  ganz  Mitteleuropa  zu  werden«. 

In  der  That  scheint  fiir  die  wirtschaftliche  Zukunft  dieser 
Länder  nur  die  Alternative  vorhanden  zu  sein,  entweder  dem 
Beispiele  der  Schweiz  oder  dem  Schottlands  zu  folgen.  Weite 
Landstriche  nehmen  seit  einigen  Jahrzehnten  immer  mehr  den 
ökonomischen  Charakter  des  letztgenannten  Landes  an;  die  Boden- 
kultur und  die  Viehzucht  werden  durch  die  W^ildhegung  und  den 
Jagdbetrieb  zunächst  gehindert,  dann  verdrängt;  ganze  Gebiete, 
in  denen,  gleich  der  Schweiz,  alle  Bedingungen  für  eine  ausser- 
ordentlich leistungsfähige  Viehzucht  vereinigt  sind,  und  in  denen 
eine  kräftige  Bevölkerung  reichliche  Nahrung  finden  könnte,  dienen 
nur  noch  als  Tummelplatz  fiir  die  Jagdpassionen  einiger  weniger 
Jagdherren  des  In-  und  Auslandes;  die  Bevölkerung  wird  zur 
Auswanderung  gezwungen,  in  den  verödeten,  fiir  jeden  Verkehr 
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abgesperrten  Thälem  bleiben  nur  wenige  Forstbeamte  u|id  Jagd- 
hüter zurück. 

Soll  diese  Entivickelung ,  weiche  sowohl  die  ProdtXctmtät 
unserer  Volkswirtsch*aft ,  als  aücb  die  Eldstent  unseres  Bauern- 
standes bedroht,  zum  Stillstand  gelMiacfai  und.  sollen  auch  die  be- 
reits eingetretenen  naAteuigen  Verändör«||i|[t  wieder  beseitigt 
werden,  so  muss  eine  ganze  Reihe  votoN^^Hkoder  g^fendeui 
wohl  durchdachten  Massreigela  ergriffen  werajV 

Indirekt  gehören  hiehwauch  alle  jene  Aloe  der  Gesetzgebung 
und  Verwaltung,  die  in  dei^B^heren  Kapiteln  dieses  Werkes  und 
den  ersten  Abschnitten  dieseswipitels  befürwortet  worden  sind,  wie  -^v^^ 
insbesondere  ein  kräftiger  Schutz  oder  die  Ablösung  der  bäuefv  ' 
liehen  Servitutsrechte  mit  Grund  und  Boden,  die  wirksame  Ord-'-' 
nung  oder  Beseitigung  der  agrarischen  Gemeinschaften,  die  Korn- 
massierung  des  Streubesitzes,  tlie  Durchführung  von  Mdiorationea, 
die   Erhöhung   des    allgemeinen    und  ^do  .  fctcMtdJ'S^  gfftjungs- 
niveaus   der  läadlichen  BetOtkerung  und   die  Beförderui^   einer 
rationellen  Gestaltung  des  Wirtschaftsbetriebes. 

Alle  diese  Massnahmen  sind,  wie  die  vorstehenden  Unter- 
suchungen gelehrt  l^ben,  im  Interesse  der  Förderung  der  Lan- 
deskultur in  Oesterreich  unumgäti^lich  notwendig.  Sie  ^mOssen 
indessen  in  einem  grossen  Teile  Oesterreichs,  namentlich  in  den 
Alpenländem  unwirksam  bleiben,  wenn  nicht  noch  die  energische, 
planmässige  und  konsequente  Zurückdrängung  der  Jagd  hinzutritU 
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